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Die Kommission zur Untersuchung Bad Godesberg, den 25. September 1967 

der Wettbewerbsgleichheit von Michaelstraße 8 

Presse, Funk/Fernsehen und Film 


An den Herrn Bundesminister 
für Wirtschaft 

An den Herrn Bundesminister 
des Innern 


Sehr geehrte Herren Bundesminister! 

Die Kommission zur Untersuchung der Wettbewerbsgleichheit von 
Presse, Funk/Fernsehen und Film, zu der die Unterzeichneten mit 
Ihrem Schreiben vom 7. Dezember 1964 berufen worden sind, hat 
ihre Untersuchungen am 22. Juli d. J. beendet. Sie übergibt hiermit 
in der Anlage den von ihr zu erstattenden Bericht. Sämtliche dem 
Bericht zugrunde liegenden Beschlüsse der Kommission sind ein- 
stimmig gefaßt worden. 

über die besonders gelagerten Wettbewerbsbeziehungen zwischen 
den Medien, insbesondere zwischen Presse und Funk, in Berlin, wird 
die Kommission aufgrund des mit dem Herrn Senator für Wissenschaft 
und Kunst in Berlin geführten Schriftwechsels in Kürze noch einen 
Sonderbericht erstatten. 

Die Kommission schuldet dem Leiter der ihr beigegebenen Geschäfts- 
führung, Herrn Hofsähs, und seinen Mitarbeitern, besonders den 
Referenten der Geschäftsführung, den Herren Knote, Ruhl und Ditt- 
mers, für die von ihnen bei Durchführung der Untersuchung und bei 
der Vorbereitung der Berichterstattung geleistete umfangreiche und 
wertvolle Arbeit besonderen Dank. 


Mit verbindlicher Begrüßung 


Elmar Michel 

Arnold Gehlen E. J. Mestmäcker 


Karl Hoffmann 
Walter Leisner 


H. W. Sabais 
Karl Schwantag 
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ERSTER TEIL 

Der Auftrag und seine Ausführung 


i. Der Beschluß des Deutschen Bundestages 

A. Der Wortlaut des Beschlusses und die Be- 
rufung der Kommission 

Der Deutsche Bundestag faßte auf seiner 124. Sit- 
zung am 29. April 1964 einstimmig den folgenden Be- 
schluß : 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

alsbald durch unabhängige Persönlichkeiten einen 
Bericht über die Wettbewerbs-Situation von Presse, 
Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) und Film erstel- 
len zu lassen. Die Untersuchungen sind so durchzu- 
führen, daß die Richtigkeit und Vollständigkeit der 
einzuholenden Auskünfte sichergestellt ist. Die Un- 
terlagen müssen zuverlässig und eine mißbräuch- 
liche Auswertung der erlangten Auskünfte ausge- 
schlossen sein. Falls die Zuverlässigkeit und Voll- 
ständigkeit der Untersuchung nur auf Grund einer 
gesetzlichen Regelung sichergestellt werden kann, 
sollte die Untersuchung auf Grund eines noch zu 
erlassenden Gesetzes durchgeführt werden. 

Der Bericht soll davon ausgehen, daß in Artikel 5 GG 
Presse, Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) und Film 
in gleicher Weise die Aufgabe haben, die Freiheit 
der Meinungsbildung sicherzustellen. 

Dieser Bericht soll der Bundesregierung erstattet 
werden, die ihn mit ihrer Stellungnahme dem Deut- 
schen Bundestag unverzüglich weiterleitet. 

1. Die Untersuchung soll sich richten 

a) auf die wirtschaftliche Entwicklung bei den 
drei Medien, und zwar getrennt nach der 
Kosten- und Ertragslage aus Gebühren bzw. 
Vertrieb und Werbung, wobei die lokalen 
Tageszeitungen besonders zu berücksichtigen 
sind, 

b) auf die rechtliche Begründung der zweiglei- 
gleisigen Finanzierung bei den öffentlich- 
rechtlichen Anstalten, 

c) auf die Auswirkung der verschiedenartigen 
staatlichen Privilegien bzw. steuerlichen Be- 
lastungen hinsichtlich der freien Meinungs- 
bildung heute und in Zukunft. 

2. Die Untersuchung soll einen Vergleich anstellen 
zwischen den Verhältnissen in der Bundesrepu- 
blik und vergleichbaren anderen Ländern, z. B. 
England, USA, Japan, und zwar 

a) hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwicklung, 

b) hinsichtlich der Rechtsformen. 

c) hinsichtlich der staatlichen Privilegien und 
steuerlichen Belastungen. 


3. Die Untersuchung soll auch die Frage prüfen, ob 
es ein geeignetes Mittel zur Beseitigung der 
Wettbewerbsverzerrungen sein kann, wenn der 
Presse die Möglichkeit der Nachrichtenübermitt- 
lung über das Fernsehen eröffnet wird." 

Die Bundesregierung entsprach mit Kabinettsbe- 
schluß vom 22. Oktober 1964 dem Ersuchen des Par- 
laments und beauftragte die zuständigen Bundes- 
minister mit der Einsetzung einer unabhängigen 
Kommission. Die beiden federführenden Ressorts, 
der Bundesminister für Wirtschaft und der Bundes- 
minister des Innern, beriefen daraufhin am 7. De- 
zember 1964 folgende Mitglieder der Kommission: 

Ministerialdirektor a. D. Dr. Elmar Michel, Vor- 
sitzender des Vorstandes der Salamander AG, 
Kornwestheim bei Stuttgart, als Vorsitzenden; 

Dr. Arnold Gehlen, ordentlicher Professor der 
Soziologie an der Technischen Hochschule 
Aachen; 

Dr. Karl Hoffmann, Direktor, Schönau/Schwarz- 
wald; 

Dr. Dr. Dr. Walter Leisner, ordentlicher Profes- 
sor des öffentlichen Rechts an der Universität 
Erlangen-Nürnberg ; 

Dr. Ernst Joachim Mestmäcker, ordentlicher Pro- 
fessor des Bürgerlichen Rechts, Handels- und 
Wirtschaftsrechts an der Universität Münster; 

Stadtrat Heinz-Winfried Sabais, Schul- und Kul- 
turdezernent der Stadt Darmstadt; 

Dr. Karl Schwantag, ordentlicher Professor der 
Betriebswirtschaftslehre an der Universität 
Mainz. 

Die Kommission hielt ihre konstituierende Sitzung 
am 14. Dezember 1964 ab. Die Arbeit wurde im Ja- 
nuar 1965 aufgenommen. Zur Bewältigung ihres Ar- 
beitsprogramms benötigte die Kommission 41 Sit- 
zungstage. Im Rahmen der Sitzungen wurden An- 
hörungen abgehalten. Die Teilnehmer sind in der 
Anlage 1 aufgeführt. 

Der Kommission, deren Mitglieder ihre Tätigkeit 
nebenamtlich ausübten, wurde eine Geschäftsstelle 
mit Sitz in Bad Godesberg beigegeben. Deren Auf- 
gabe war es, die laufenden Geschäfte zu erledigen, 
die Sitzungen vorzubereiten und Aufträge nach Wei- 
sung der Kommission auszuführen. Die Geschäfts- 
stelle beschaffte die notwendigen Unterlagen, berei- 
tete die Erhebungen und Untersuchungen bei den 
Medien vor, wertete das Material aus, stellte es 
für die Kommission zusammen und wirkte an der 
Ausarbeitung des Berichts mit. 
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B. Die Vorgeschichte der Untersuchung 

Die Berufung der Kommission ist vor allem eine 
Folge der politischen Diskussion über das Werbe- 
fernsehen. Die Verbände der Zeitungsverleger haben 
wiederholt ein Verbot oder zumindest eine zeit- 
liche Begrenzung des Werbefernsehens gefordert, 
weil das Werbefernsehen die wirtschaftlichen Grund- 
lagen der Tagespresse gefährde. Mit dieser Begrün- 
dung haben sie außerdem verlangt, ihnen die Veran- 
staltung eines durch Werbung finanzierten Fernseh- 
programms zu übertragen. 

Im Jahre 1955 kündigte der Bayerische Rundfunk 
(BR) die Einführung des Werbefernsehens an und 
schlug den Spitzenverbänden der bayerischen Wirt- 
schaft, den bayerischen Verlegern und dem Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen zu die- 
sem Zweck die gemeinschaftliche Gründung einer 
Werbegesellschaft vor. 

An dieser Gesellschaft wollte der BR selbst zu 60 % 
beteiligt sein; die restlichen 40 % wollte er seinen 
Partnern überlassen. Die Gesprächspartner des BR 
lehnten jedoch bei den 1956 geführten Verhandlun- 
gen eine Beteiligung ab, weil ihnen ihr Einfluß in 
der Gesellschaft zu gering erschien. Der BR entschloß 
sich daraufhin, das Werbefernsehen allein zu betrei- 
ben. Am 28. Juni 1956 gründete er die Firma „Baye- 
risches Werbefernsehen GmbH". Sie ist bis heute 
zu 100 % eine Tochtergesellschaft des BR, deren Ge- 
schäftsanteile von Treuhändern gehalten werden. 
Ihre ersten Werbesendungen wurden am 3. Novem- 
ber 1956 ausgestrahlt. 

Am 30. Oktober 1956 erhoben der Verlag „Nürnber- 
ger Presse" Drechsel, Merkel & Co., Nürnberg 
(„Nürnberger Nachrichten 1 '), und der Bundesverband 
Deutscher Zeitungsverleger e. V., Bad Godesberg 
(BDZV), beim Landgericht München gegen den Baye- 
rischen Rundfunk, die Bayerische Werbefunk GmbH 
und die Bayerische Werbefernsehen GmbH Klage 
auf Unterlassung der Werbesendungen. Das Ober- 
landesgericht München wies mit Urteil vom 24. Ok- 
tober 1957 die Berufung gegen das die Klage abwei- 
sende Urteil des Landgerichts München zurück. Es 
erklärte das damals ausgestrahlte tägliche Fernseh- 
werbeprogramm von 25 Minuten, von dem 6 Minu- 
ten auf reinen Werbetext entfielen, für zulässig. 

Im Anschluß an diesen Prozeß kam es im Jahre 1957 
zu Verhandlungen zwischen den Verlegern und den 
Rundfunkanstalten. Sie galten dem Zweck, zu einer 
beide Seiten befriedigenden Vereinbarung über die 
Ausstrahlung von Werbesendungen zu kommen. 
Während die Gespräche zwischen dem BDZV und 
der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland 
(ARD) bereits 1958 abgebrochen wurden, verhandel- 
ten die zuständigen Landesverbände der Verleger 
mit dem Süddeutschen Rundfunk (SDR), dem Süd- 
westfunk (S WF) , dem Hessischen Rundfunk (HR) , dem 
Westdeutschen Rundfunk (WDR) und dem Nord- 
deutschen Rundfunk (NDR) getrennt weiter. Diese 
Gespräche führten noch im Jahre 1958 zur Ausarbei- 
tung von Vertragsentwürfen. Vertragspartner der 
Rundfunkanstalten sollten in Südwestdeutschland 
die Verlegerverbände, in West- und Norddeutsch- 
land besondere Verlegergenossenschaften sein. 


Die Vereinbarung mit dem Südwestfunk, die im 
Wortlaut im Fünften Teil dieses Berichts abgedruckt 
ist, sah u. a. vor: 

— Es wird eine paritätisch besetzte Kommission aus 
Vertretern der Rundfunkanstalt und der zustän- 
digen Verlegerverbände gebildet, die gleichzei- 
tig die Funktion eines Beirats für das Werbe- 
fernsehen haben soll. 

— Die Sendezeit für harte Fernsehwerbung (Spots) 
wird bis zum 31. Dezember 1960 auf 6 Minuten 
je Wochentag und für das Rahmenprogramm auf 
täglich 24 Minuten begrenzt. 

— Der Beirat wirkt bei der Gestaltung der Tarife 
für das Werbefernsehen mit. 

— Der Beirat berät über die Gestaltung des Werbe- 
fernsehens nach dem 31. Dezember 1960 und bei 
Abänderungen des bei Vertragsabschluß beste- 
henden Zustandes. 

— Die Verlegerverbände erkennen an, daß, solange 
die vereinbarten Beschränkungen bei der Veran- 
staltung von Werbesendungen eingehalten wer- 
den, eine ernsthafte Gefährdung der wirtschaft- 
lichen Grundlage der Presse nicht vorliegt und 
gegen Werbesendungen in diesem Umfang da- 
her keine Einwendungen erhoben werden. 

— Die Anstalt verpflichtet sich, keine lokalen Fern- 
sehsendungen (Stadt- oder Kreisgebiet) auszu- 
strahlen. 

— Die Verlegerverbände verpflichten sich, weder 
die Einführung noch die Durchführung eines kom- 
merziellen Fernsehens zu unterstützen. 

In Norddeutschland führten die Verhandlungen zur 
Ausarbeitung eines Vertragsentwurfs für eine Fern- 
sehwerbegesellschaft. An ihr sollten der Norddeut- 
sche Rundfunk, Radio Bremen und eine Verleger- 
genossenschaft beteiligt sein. Die Verlegergenossen- 
schaft sollte ein Prozent des Gesellschaftskapitals 
halten. Bei Beschlüssen über eine Ausdehnung der 
Werbesendungen und eine Erhöhung der Einschalt- 
preise sollte sie im Aufsichtsrat der Gesellschaft 
eine Sperrminorität haben. 

Am 16. Juli 1959 Unterzeichneten der SWF einerseits 
und der Verein Südwestdeutscher Zeitungsverleger, 
der Landesverband der Deutschen Zeitungsverleger 
in Rheinland-Pfalz und der Südwesteutsche Zeit- 
schriftenverlegerverband andererseits die von ihnen 
ausgehandelte Vereinbarung. Diese Vereinbarung 
blieb jedoch ohne praktische Bedeutung, weil 
das Bundeskartellamt (BKartA) Bedenken geltend 
machte. Die Bedenken des BKartA sind im einzelnen 
im Fünften Teil des Berichts wiedergegeben. 

Dieser Bedenken wegen wurden auch die geplanten 
Abmachungen zwischen den anderen Rundfunkan- 
stalten und den regional zuständigen Verlegerver- 
bänden nicht getroffen. Es konnte allerdings nicht 
geklärt werden, ob die vertraglich vorgesehene Zu- 
| sammenarbeit zwischen dem Norddeutschen Rund- 
| funk, Radio Bremen und den Verlegerverbänden aus 
I kartellrechtlichen oder aus anderen Gründen geschei- 
j tert ist. 

Am 5. Oktober 1960 wurden auf einer Delegierten- 
versammlung des BDZV Forderungen laut, die eine 
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Beteiligung der Tagespresse an einem Zweiten und 
Dritten Fernsehprogramm zum Ziele hatten. Am 
28. Februar 1961 verkündete das Bundesverfassungs- 
gericht das Ürteil im Fernsehstreit zwischen Bund 
und Ländern 1 ). Am 6. Juni 1961 wurde der Staats- 
vertrag über das Zweite Deutsche Fernsehen unter- 
zeichnet. Auf der Jahresversammlung des BDZV 
am 28. Juni 1961 hielt der Verleger Axel Springer 
ein Referat über den wirtschaftlichen und publizisti- 
schen Wettbewerb zwischen der Tagespresse und 
den Rundfunkanstalten. Er befürwortete eine Betei- 
ligung der Verleger am Fernsehen und sprach sich 
für neue Initiativen auf Bundes- und auf Länder- 
ebene aus. Das Wettbewerbsthema wurde ausführ- 
lich auch auf der folgenden Jahresversammlung des 
BDZV im Jahre 1962 erörtert. 

Am 12. Juli 1962 beschlossen die Ministerpräsiden- 
ten der Länder, den Umfang des Werbeprogramms 
im Fernsehen auf höchstens 20 Minuten werktäglich 
zu begrenzen. In der Praxis bedeutete dieser Be- 
schluß — der formell nur das ZDF betrifft, an den 
sich aber auch alle Landesrundfunkanstalten halten, 

- — eine zum Teil erhebliche Ausweitung der Werbe- 
zeiten. Diese Regelung wurde durch den Beschluß 
der Ministerpräsidenten vom 8. November 1962 
erweitert, nach dem nicht ausgenutzte Werbezeit 
bis zu höchstens 5 Minuten werktäglich nachgeholt 
werden darf. 

Im Zuge dieser Entwicklung erklärte die Delegier- 
tenversammlung des BDZV am 15. Mai 1963 in einer 
einstimmig angenommenen Entschließung, der publi- 
zistische und wirtschaftliche Wettbewerb der Tages- 
presse mit den Rundfunkanstalten verschärfe sich 
immer mehr. Durch das Werbefernsehen der Rund- 
funkanstalten werde die wirtschaftliche Existenz und 
damit die publizistische Unabhängigkeit der Tages- 
zeitungen gefährdet. Der Gesetzgeber werde aufge- 
fordert, von seinem in Artikel 74 Ziff. 11 GG fest- 
gelegten Recht Gebrauch zu machen und auf dem 
Gebiet der Wirtschaftswerbung eine gerechte Wett- 
bewerbslage zwischen Presse und öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten herzustellen. Es werde von 
Bund und Ländern eine grundlegende und umfas- 
sende Untersuchung der Organisation und des 
Finanzgebarens der Anstalten erwartet. 

Der Deutsche Bundestag befaßte sich in seinen 
Fragestunden am 14. Februar 1962 (Frage der Abg. 
Riedel und Gewandt) und am 24. April 1963 (Frage 
des Abg. Gewandt) erstmals mit den Werbesendun- 
gen der Rundfunkanstalten. Der eigentliche Anstoß 
zur späteren parlamentarischen Behandlung der 
Wettbewerbsfrage ging jedoch von der Entschlie- 
ßung des BDZV vom 15. Mai 1963 aus. Auf sie bezo- 
gen sich Fragen der Abg. Felder, Dr. Lohmar und 
Wehner in der Fragestunde vom 19. Juni 1963, 
denen sich am 26. Juni 1963 eine kleine Anfrage 
der SPD anschloß (Betr. Einsetzung einer Kommis- 
sion — BT-Drucksache IV/1385). Am 27. Juni 1963 
wurde der Antrag der Abg. Dr. Martin, Neumann 
(Allensbach), Blumenfeld, Holkenbring, Frau Dr. 
Maxsein und Genossen (Betr. Untersuchung über die 
Wettbewerbsgleichheit von Presse, Funk/Fernsehen 


9 BVerfGE 12, S. 205 ff. Das Urteil erklärte u. a. die 
Deutschland-Fernsehen GmbH für verfassungswidrig. 


und Film - — BT-Drucksache IV/1400) eingebracht. In 
ihm wurde die Untersuchung der Wettbewerbsver- 
hältnisse zwischen den Medien durch eine unabhän- 
gige Kommission gefordert. 

Auf Vorschlag des Wirtschaftsausschusses (BT- 
Drucksache IV/2158 vom 12. März 1964) faßte der 
Bundestag am 29. April 1964 einstimmig den unter 
I. A. wiedergegebenen Beschluß über die Einsetzung 
der Kommission. 

Parallel zur Behandlung der Wettbewerbsfragen zwi- 
schen Presse, Rundfunk und Film auf Bundesebene 
setzten parlamentarische Erörterungen auf Länder- 
ebene ein. Sie fanden ihren Ausdruck in mündlichen 
und schriftlichen Anfragen in den Landtagen. Im 
Hinblick auf die Berufung der Kommission durch die 
Bundesregierung führten sie jedoch zu keinen wei- 
teren Konsequenzen. 

Die Auseinandersetzungen um das Werbefernsehen 
gingen auch nach der Einsetzung der Kommission 
weiter. Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP brach- 
ten am 8. März 1965 im Bundestag einen Gesetzent- 
wurf über das Verbot von Werbesendungen in Rund- 
funk und Fernsehen ein (BT-Drucksache IV/3156). 
Der Entwurf blieb jedoch während der 4. Legislatur- 
periode in den Ausschußberatungen stecken. Er 
wurde im neugewählten Bundestag bis jetzt nicht 
wieder eingebracht. 

Während auf Bundesebene ein Verbot des Werbe- 
fernsehens der öffentlich-rechtlichen Anstalten er 
örtert wurde, forderte der BDZV in Verhandlungen 
mit den Ministerpräsidenten der Länder eine Betei- 
ligung der Tagespresse am Fernsehen. Nachdem die 
Ministerpräsidenten den Vorschlag der Zeitungs- 
verieger vom 27. November 1964, ihnen die Pro- 
grammversorgung des ZDF zu übertragen, am 
14. Januar 1965 aus rechtlichen und wirtschaftlichen 
Gründen abgelehnt hatten, erhoben die Verleger 
am 29. September 1965 den Anspruch, die für das 
3. Fernsehprogramm verfügbaren Frequenzen auf 
privatwirtschaftlich organisierte Träger der Tages- 
presse zu übertragen. In einem Schreiben vom 
27. Januar 1966 an den Bayerischen Ministerpräsi- 
denten Dr. Goppel wiederholte der BDZV seine Vor- 
schläge und forderte erneut eine Übertragung des 
ZDF bzw. der Dritten Programme auf die Verleger. 
Gleichzeitig wies er auf die Möglichkeit hin, über 
die nach seiner Ansicht noch freien Frequenzen in 
den Bereichen IV und V ein Verlegerfernsehen aus- 
zustrahlen. Bis zur Einführung eines solchen Vier- 
ten Programms sollte den Verlegern die Veranstal- 
tung eines sogenannten Fensterprogramms übertra- 
gen werden. Bei dieser Zwischenlösung sollten die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten privaten 
Gesellschaften von Zeitungsverlegern die Gestal- 
tung, Lieferung und Finanzierung bestimmter Pro- 
grammteile (z. B. regionaler Nachrichten) übertra- 
gen. Finanziert werden sollten diese Programmteile 
durch das auf die Verlegergesellschaften zu übertra- 
gende Werbefernsehen. Die Rundfunkanstalten soll- 
ten an den Gewinnen beteiligt werden. 

Der BDZV hat der Kommission erklärt, daß er in die- 
sen Vorschlägen ein geeignetes Mittel zur Lösung 
der in Punkt 3 des Untersuchungsauftrages gestell- 
ten Frage sehe, ob die Wettbewerbsverzerrungen be- 
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seitigt werden könnten, wenn der Presse die Mög- 
lichkeit der Nachrichtenübermittlung durch das Fern- 
sehen eröffnet würde. 


II. Die Stellungnahmen der Medien 
zu den Wettbewerbsfragen 

A. Presse und Rundfunk (Hörfunk/Fernsehen) 

Bevor der Bundestag seine Beratungen über die Ein- 
setzung dieser Kommission abschloß, legte der BDZV 
am 20. Februar 1964 seine Denkschrift „Pressefrei- 
heit und Fernsehmonopol'' vor. In dieser Denkschrift 
bezeichnen die Verleger folgende Tatbestände als 
Wettbewerbsverzerrungen: 

— Tagespresse und Rundfunkanstalten, die beide 
im Bereich der Meinungsbildung eine öffentliche 
Aufgabe erfüllten, würden unter verschiedenen 
Organisationsformen betrieben. Als öffentlich- 
rechtliche Körperschaften genössen die Rundfunk- 
anstalten steuerliche Vergünstigungen. Sie seien 
von der Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer, 
der Vermögensteuer, der Umsatzsteuer und von 
der Vergnügungssteuer befreit. Vergünstigungen 
dieser Art fehlten bei der Tagespresse, da sie pri- 
vatwirtschaftlich organisiert sei. Außerdem er- 
gäben sich durch Kostenverrechnungen zwischen j 
den Anstalten und ihren Werbetochtergesell- 
schaften zahlreiche Möglichkeiten der Steuer- 
ersparnis. Die privatwirtschaftliche Struktur ge- 
währleiste zwar . allein die geistige und wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit einer Zeitung sowie 
die Freiheit und Vielfalt des gesamten Presse- 
wesens. Sie setze aber die Zeitungen, im Gegen- 
satz zu den Rundfunkanstalten, einem scharfen 
Wettbewerb aus. 

— Die Höhe der Zeitungskosten werde in starkem 
Maße von dem Papierverbrauch und den Papier- 
preisen beeinflußt. Wegen des großen Anteils 
der Importe werde die bevorstehende Erhebung 
von EWG-Schutzzöllen gegenüber Drittländern 
eine erhebliche Verteuerung der bisher zollfreien 
Papiereinfuhr mit sich bringen. Rohstoffprobleme 
dieser Art seien bei den Rundfunkanstalten nicht 
vorhanden. Aber auch auf einem anderen Be- 
schaffungsmarkt, dem Arbeitsmarkt, seien un- 
gleiche Wettbewerbsbedingungen gegeben. Die 
Rundfunkanstalten verzichteten weitgehend auf 
eine eigene Nachwuchsausbildung und beschäftig- 
ten in ihren Redaktionen vor allem Journalisten, 
die aus Zeitungsverlagen kämen. Sie zahlten 
Vergütungen, welche die Möglichkeiten der Ver- 
lage überstiegen. Die Höhe der Gehälter sei teil- 
weise mit dem Gemeinnützigkeitsgrundsatz der 
Rundfunkanstalten nicht mehr zu vereinbaren. 

— Im redaktionellen Bereich ergäben sich Wettbe- 
werbsvorteile für die Anstalten durch den Aktu- 
alitätsvorsprung (publizistischer Wettbewerb). 
Die Tagespresse müsse zeitliche Nachteile bei der 
technischen Herstellung der Zeitung und infolge 
der langen Vertriebswege in Kauf nehmen. Zur 
Verringerung dieses Vorsprungs von Hör- und 


Sehfunk seien erhebliche Investitionen notwen- 
dig. Die Zeitung müsse den Aktualitätsvorsprung 
des Rundfunks durch eine vertiefte redaktionelle 
Arbeit (Hintergrundinformation) und durch Ex- 
klusivität ausgleichen. Auch hierdurch entstän- 
den den Verlagen erhebliche finanzielle Mehr- 
belastungen. 

— Die Tagespresse habe mit erheblichen Absatzpro- 
blemen zu kämpfen. Die Zeitungsbezugspreise, 
die als sozial gebundene bzw. als politische 
Preise anzusehen seien, könnten nicht im erfor- 
derlichen Umfang erhöht werden. Jede Bezugs- 
preisanhebung führe zu Abbestellungen, die nur 
unter erheblichen Werbeanstrengungen wieder 
ausgeglichen werden könnten. So müsse die 
Tagespresse jährlich etwa 50 Millionen DM auf- 
wenden, um der Leserfluktuation zu begegnen. 
Da der monopolistische Zwangscharakter der 
Rundfunk- und Fernsehgebühr eine Fluktuation 
der Teilnehmer ausschließe, genössen die Rund- 
funkanstalten einen Wettbewerbsvorteil in einer 
Höhe von 50 Millionen DM. Bei ihnen übernäh- 
men Handel und Industrie die Werbekosten für 
die Anschaffung der Rundfunk- und Fernsehge- 
räte. überhaupt hätten die Rundfunkanstalten im 
Gegensatz zur Tagespresse kaum Aufwendungen 
für den Vertrieb. Es müsse hier insbesondere auf 
das Trägerproblem und die damit verbundenen 
laufenden Kostenerhöhungen sowie auf die An- 
hebung der Postzeitungsgebühren hingewiesen 
werden. Hiergegen seien die Anteile der Bundes- 
post an den Gebühren für sendetechnische Lei- 
stungen und für das Gebühreninkasso als gering- 
fügig anzusehen. Die Gebühreneinnahmen der 
Anstalten seien risikolos. 

— Wegen der beschränkten Möglichkeiten in der 
Vertriebspreispolitik komme dem Anzeigenge- 
schäft wachsende Bedeutung zu. Die Zeitung 
müsse sich immer mehr aus den Anzeigenerlö- 
sen finanzieren und Kostensteigerungen aus 
Mehreinnahmen in diesem Bereich decken. Hier 
jedoch bilde wiederum die Markenartikelanzeige 
das Rückgrat, da andere Anzeigensparten (wie 
z. B. die Stellenanzeigen) konjunkturabhängiger 
seien oder teilweise Sozialtarife hätten. Das 
Werbefernsehen stehe aber gerade bei dieser 
Anzeigensparte mit der Tageszeitung in Wett- 
bewerb und entziehe ihr Einnahmen. Infolge des 
scharfen Konkurrenzkampfes könnten auch die 
Anzeigenpreise nicht erhöht werden, weil sonst 
ein Rückgang des Anzeigengeschäfts zu befürch- 
ten sei. Die Zeitungen müßten außerdem zum 
Nachweis ihrer Werbewirksamkeit kostspielige 
Leseranalysen erstellen lassen. Ferner verlange 
das bevorstehende Farbfernsehen erhebliche In- 
vestionen, um den Werbetreibenden ebenfalls 
Farbe bieten zu können. In allen diesen Punkten 
sei das Werbefernsehen besser gestellt. 

— Diese unterschiedlichen Wettbewerbsbedingun- 
gen von Tagespresse und Rundfunkanstalten 
und die sich daraus ergebenden Kostenbelastun- 
gen für die Tagespresse müßten letzten Endes 
zu einer Verkürzung der Redaktionsetats und 
damit zu einer Einschränkung der redaktionellen 
Leistung führen. 
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Der Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e. V. 
erklärte der Kommission, seine Auffassung zu den 
unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen von 
Presse und Rundfunk decke sich mit der Denkschrift 
des BDZV. 

Die Rundfunkanstalten sind demgegenüber der An- 
sicht, zwischen ihnen und den Tageszeitungen be- 
stehe kein wirtschaftlicher Wettbewerb zum Nach- 
teil der Zeitungen. Ein publizistischer Wettbewerb 
zwischen beiden Medien liege, soweit er überhaupt 
stattfinde, im Interesse der Vermehrung des Infor- 
mationsangebotes und diene der Erhaltung und 
Sicherung der publizistischen Freiheit. Die von Ver- 
legerseite gegen die Rundfunkanstalten erhobenen 
Vorwürfe einer angeblichen Wettbewerbsverzer- 
rung seien nicht begründet Die Kosten- und Ertrags- 
lage im Zeitungswesen werde von Hörfunk und 
Fernsehen nicht beeinflußt. Dies gelte auch für die 
zeitlich begrenzten Werbesendungen der Rundfunk- 
anstalten, deren rechtliche Zulässigkeit allgemein an- 
erkannt sei. 

— Die Rundfunkanstalten seien als Anstalten des 
öffentlichen Rechts unabhängig gegenüber dem 
Staat und den Machtgruppen der Gesellschaft. 
Aus ihrer gegenüber den Zeitungsverlagen ver- 
schiedenen Organisationsform ergäben sich neben 
den bindenden gesetzlichen Richtlinien für die 
Zusammensetzung und Gestaltung der Pro- 
gramme zusätzliche besondere Verpflichtungen, 
die der Presse nicht auferlegt seien. Programm- 
gestaltung, Wirtschaftsführung und Finanzwesen 
der Rundfunkanstalten unterlägen der regelmäßi- 
gen Kontrolle unabhängiger Aufsichtsorgane. Das 
gesamte Haushaltswesen werde von unabhängi- 
gen Rechnungshöfen überprüft. 

— Die Rundfunkanstalten seien zur regelmäßigen : 
Ausstrahlung von Sendungen und zu einer aus- ! 
reichenden Rundfunkversorgung möglichst aller j 
Teilnehmer gesetzlich verpflichtet. Anders als die j 
Presse hätten die Rundfunkanstalten ihre Auf- ; 
gaben unabhängig von erwerbswirtschaftlichen ! 
Gesichtspunkten zu erfüllen. 

— Als Folge ihrer besonderen Aufgabenstellung 
und ihrer Gemeinnützigkeit hätten die Rundfunk- 
anstalten die gleiche steuerrcchtliche Stellung, 
wie sie kraft Gesetzes allen vergleichbaren öffent- 
lich-rechtlichen Institutionen zukomme. Die Wer- 
begesellschaften der Rundfunkanstalten unter- 
lägen in gleichem Umfang der Steuerpflicht wie 
jede andere Gesellschaft. Die steuerlichen Lasten 
der Tageszeitungen seien ebenso wie ihr unter- 
nehmerisches Risiko Ausdruck ihrer Stellung als 
gewinnorientierter Unternehmen der privaten 
Wirtschaft. 

— Die Kostensteigerungen im Zeitungswesen seien 
im Vergleich zu anderen Wirtschaftsbereichen 
und zum Rundfunk nicht außergewöhnlich. Auch 
die Rundfunkanstalten unterlägen der allge- 
meinen Kostenentwicklung. Die Aufwendungen 
für Gehälter und Löhne, für die Honorierung 
freier Mitarbeiter und für die Abgeltung von Ur- 
heber- und sonstigen Rechten (Gema, Schall- j 
platte, Film, Bühnen- und Musikverleger, Nach- I 
richtenagenturen usw.) seien in den vergange- 


nen Jahren laufend gestiegen und würden wei- 
ter steigen. Wachsende Kosten verursachten fer- 
ner der Ausbau und der Betrieb der Studio- und 
Sendeanlagen, die in hohem Maße der tech- 
nischen Fortentwicklung unterworfen seien. 
Außerdem würden an die Rundfunkanstalten 
durch neue Aufgaben zusätzliche finanzielle An- 
forderungen gestellt. 

Das Farbfernsehen, Stereophonie und Gastarbei- 
terprogramme im Hörfunk, Bildungsprogramme 
im Fernsehen und die Finanzierung des Deutsch- 
landfunks seien Beispiele hierfür. 

Auch auf dem Arbeitsmarkt bestehe kein kor- 
rekturbedürftiges Wettbewerbsverhältnis. Natur- 
gemäß finde zwischen Zeitungen, Zeitschriften, 
Rundfunkanstalten und allen sonstigen Unter- 
nehmungen, in denen Journalisten und Redak- 
teure tätig seien, ein laufender Wechsel von 
Mitarbeitern statt. Dieser Wechsel vollziehe sich 
im Verhältnis Presse/Rundfunk ständig in bei- 
den Richtungen. Er sei im übrigen Ausdruck des 
freien Arbeitsmarktes in der Bundesrepublik. Die 
Rundfunk anstalten wendeten erhebliche Mittel 
für die eigene Nachwuchsausbildung auf. Eine 
Reihe von Ausbildungsstätten werde von Presse 
und Rundfunk gemeinsam getragen. 

Im Rundfunk würden an Journalisten keine über- 
höhten Gehälter gezahlt. Presseverlage zahlten 
teilweise weit höhere Gehälter. 

— Der als Beispiel für einen angeblich verzerrten 
publizistischen Wettbewerb angeführte Aktuali- 
tätsverlust werde vom Publikum nicht als Nach- 
teil empfunden. Dies ergebe sich aus Meinungs- 
umfragen und aus der Tatsache, daß die Gesamt- 
auflagen der Tagespresse von Jahr zu Jahr wei- 
ter zunähmen. Hörfunk und Fernsehen regten zu 
einer Vertiefung der Information durch Zeitungs- 
lektüre an. Das Publikum könne die Information 
mit Hilfe der Tageszeitung jederzeit wiederholt 
und ausführlich aufnehmen, ein Vorteil, der nach 
Ansicht der Rundfunkanstalten einen möglichen 
Aktualitätsverlust bei weitem ausgleiche. Das 
vor allem durch das Fernsehen gesteigerte all- 
gemeine politische Interesse wirke sich günstig 
für die Tageszeitung aus. Die Rundfunkanstalten 
ihrerseits müßten zur Erhaltung der Aktualität 
ihrer Sendungen Aufwendungen erbringen, die 
über die den Zeitungen entstehenden Kosten 
hinausgingen. 

— Die Tageszeitungen hätten ihre Bezugspreise in 
den vergangenen Jahren und noch in jüngster 
Zeit laufend erhöht. Daß jede Bezugspreiserhö- 
hung zu nennenswerten Abbestellungen führe, 
sei nicht nachgewiesen. Die ständige Auflagen- 
erhöhung der Tageszeitungen spreche dagegen. 
Im Gegensatz zu den Zeitungspreisen sei die 
Hörfunkgebühr von 2 RM/DM seit 1924, die Fern- 
sehgebühr von 5 DM seit ihrer Einführung im 
Jahre 1953 unverändert geblieben. 

Der Vorwurf des „Zwangscharakters" der Rund- 
funkgebühr gehe fehl. Die Anschaffung eines 
Rundfunk- oder Fernsehgerätes sei eine ebenso 
freie Entscheidung wie der Abschluß eines Zei- 
tungsabonnements. Schwierigkeiten beim Zei- 
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tungsvertrieb könnten den Rundfunkanstalten 

nicht angelastet werden. So sei beispielsweise 

der Mangel an Zeitungsträgern eine Folge der 

günstigen Wirtschaftsentwicklung. 

* 

Die Postzeitungsgebühren seien nach Angaben 
der Bundespost auch nach ihrer Anhebung noch 
immer nicht kostendeckend. Dagegen seien die 
von den Rundfunkanstalten an die Post zu zah- j 
lenden höheren Vergütungen für deren Leistun- \ 
gen bei der Rundfunkversorgung mehr als 
kostendeckend. Darin liege mittelbar eine Sub- 
ventionierung des Postzeitungsdienstes aus Mit- 
teln der Rundfunkanstalten. 

Den Vertriebskosten der Zeitungen müßten auch 
die beträchtlichen Aufwendungen der Rundfunk- 
anstalten für Unterhalt und Ausbau der tech- 
nischen Einrichtungen gegenübergestellt wer- 
den. 

— Der Anteil der Markenartikelwerbung an der 
Anzeigenwerbung in Tageszeitungen betrage 
kaum mehr als 20 °/o. Ein Wettbewerb des Werbe- 
fernsehens zum Nachteil der Tageszeitungen, der 
allein auf diesem Teilbereich des Anzeigenmark- 
tes denkbar wäre, sei bisher in keiner Weise j 
erwiesen. Das Werbefernsehen habe vielmehr j 
eine allgemeine Erweiterung der Werbeetats zur 
Folge gehabt, was in der werbetreibenden Wirt- 
schaft weitgehend anerkannt sei. Dies sei auch j 
den Tageszeitungen zugute gekommen. Stärkste ' 
Konkurrenz der Tageszeitungen seien die Publi- 
kumszeitschriften. 

Innerhalb der Tageszeitungen selbst finde ein 
starker Konzentrationsprozeß statt, der seine 
Ursachen vor allem in der Machtstellung und den 
Ausdehnungsbestrebungen weniger Großverlage 
habe. Durch ihn werde die Stellung der Klein- 
und Mittelpresse weiter geschwächt. Lokal- und 
Regionalpresse stünden gegenüber der Groß- 
presse, vor allem den Straßenverkaufszeitungen, 
in einem für sie ungünstigen Wettbewerb um 
Leser und Anzeigenkunden. 

Farbanzeigen seien bei den Publikumszeitschrif- 
ten schon seit langem in steigendem Maße üb- 
lich. Sie fänden sich neuerdings auch bei großen 
Tageszeitungen. Das kommende Farbfernsehen 
habe zu dieser Entwicklung nichts beigetragen. 
Teilnehmeranalysen, die nach Aufgabenstellung, 
Bedeutung und Kostenaufwand den Leserana- 
lysen der Tagespresse entsprächen, müßten auch | 
von den Rundfunkanstalten in Auftrag gegeben 
werden. 

Kostenverrechnungen zwischen Rundfunkanstal- 
ten und Werbegesellschaften würden nur in dem 
sachlich angemessenen und rechtlich vertretbaren 
Ausmaß vorgenommen. 


B. Film und Fernsehen 

Die Spitzenorganisation der F ilmwirt schüft (SPIO) 
gab im Zusammenhang mit der beginnenden parla- 
mentarischen Behandlung der Wettbewerbssituation 
zwischen den Medien am 11. Oktober 1963 eine 
Stellungnahme ab. Sie wies wie die Tagespresse auf 


die unterschiedliche Organisationsform von Rund- 
funkanstalten und Filmwirtschaft und die Unter- 
schiede in der Besteuerung hin. Im übrigen sieht die 
SPIO folgende Ungleichheiten im Wettbewerb mit 
den Anstalten: 

— Für die Einfuhr von Positiv-Kinofilmen sei Zoll 
zu entrichten; dagegen seien bespielte Tonträger 
und belichtete Positivfilme für öffentlich-recht- 
liche Anstalten zu deren eigener Verwendung 
zollfrei. 

— Zum Schutz der deutschen Filmproduktion seien 
auf Grund bilateraler Verträge mit den wich- 
tigsten Filmländern Einfuhrkontingente verein- 
bart. Der Import von Spielfilmen für Fernseh- 
zwecke sei dagegen liberalisiert. 

Bei der Ausfuhr von Filmen seien privatwirt- 
schaftlich organisierte Tochtergesellschaften der 
Anstalten mit privaten Filmexportfirmen in Wett- 
bewerb getreten. 

— Der Spielfilmbesuch im Filmtheater unterliege 
den Jugendschutzbestimmungen; auf die Fern- 
sehveranstaltungen fänden diese gesetzlichen Be- 
stimmungen keine Anwendung. 

— Beim Ankauf von Spielfilmen zahlten die Anstal- 
ten zu geringe Preise. 

— Die kommerzielle Aktivität der Anstalten werde 
besonders stark auf dem technischen Sektor 
(Atelierbetriebe, Kopieranstalten, Synchronbe- 
triebe) merkbar. Hier träten die -Rundfunk- 
anstalten in Wettbewerb mit der Privatwirt- 
schaft, indem sie sich an privaten Unternehmen 
beteiligten oder eigene Kapazitäten aufbauten. 

Die Rundfunkanstalten sind demgegenüber der An- 
sicht, der Vorwurf einer Wettbewerbsverzerrung 
zwischen Rundfunkanstalten und Filmwirtschaft 
treffe nicht zu. Dem Sonderstatus der Rundfunk- 
anstalten als unabhängiger Anstalten des öffent- 
lichen Rechts entsprächen besondere Verpflichtun- 
gen, die der erwerbswirtschaftlich organisierten 
Filmindustrie nicht auferlegt seien. 

— Die Rundfunkanstalten hätten als Folge ihrer 
besonderen Aufgabenstellung und ihrer Gemein- 
nützigkeit eine Steuer- und zollrechtliche Sonder- 
stellung, wie sie kraft Gesetzes allen vergleich- 
baren öffentlich-rechtlichen Institutionen gewährt 
werde. Die unmittelbaren und mittelbaren pri- 
vatrechtlichen Tochtergesellschaften der Rund- 
funkanstalten seien in diese Sonderstellung nicht 
einbezogen. Ihre Tätigkeit unterliege in vollem 
Umfang der Besteuerung. 

— Das Fernsehen habe die Krise der deutschen 
Filmwirtschaft nicht verursacht. Die Gründe, die 
zu der gegenwärtig schlechten Wirtschaftslage in 
Teilen der Filmwirtschaft geführt hätten, seien 
vielfacher Art. Der steigende Lebensstandard 
weiter Bevölkerungskreise, die Verkürzung der 
Arbeitszeit, die zunehmende Motorisierung und 
andere Erscheinungen des allgemeinen wirt- 
schaftlichen Aufschwungs (Reisen, Sport, Hobby) 
hätten zu grundlegenden Veränderungen der 
Freizeitgewohnheiten geführt und die Vormacht- 
stellung der Filmtheater im Unterhaltungsge- 
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schäft beeinträchtigt. Die deutsche Filmwirtschaft j 
habe sich — anders als die Filmindustrie in ver- ! 
schiedenen anderen Ländern — nicht rechtzeitig 
auf diese veränderte Situation eingestellt. Pro- 
duzenten und Verleih hätten bis in die jüngste 5 
Zeit hinein größtenteils auf Filmproduktionen j 
nach alten Erfolgsmustern beharrt, die keine Zug- j 
kraft mehr besessen hätten und vor allem der 
ausländischen Konkurrenz nicht gewachsen ge- | 
wesen seien. Das Filmtheatergewerbe habe es 
weitgehend versäumt, durch Modernisierung der 
Kinos den gestiegenen Ansprüchen des Publi- 
kums zu entsprechen. Zugleich sei versucht wor- 
den, den Rückgang der Einnahmen durch Er- 
höhung der Eintrittspreise auszugleichen. Dies i 
habe notwendigerweise zu einem weiteren Rück- 
gang des Kinobesuchs geführt. Besondere Schwie- 1 
rigkeiten für das Filmtheatergewerbe hätten sich 
auch aus der übergroßen Zahl von Kinos erge- 
ben. So sei beispielsweise die Zahl der Kinos 
noch in den Jahren 1957 bis 1959 um 647 gewach- 
sen, in einem Zeitraum, in dem die Besucherzahl 
bereits erheblich zurückgegangen sei. 

— Nicht übersehen werden dürfe, daß die Gründe 
für die wirtschaftlichen Schwierigkeiten zahlrei- 
cher Filmunternehmen auch in mangelhafter Un- 
ternehmensführung begründet gewesen seien. In 
der für die Filmwirtschaft außerordentlich gün- 
stigen Zeit Anfang bis Mitte der 50iger Jahre 
sei offenbar in vielen Fällen versäumt worden, 
aus den damaligen hohen Gewinnen die für In- 
vestitionen und Risikovorsorge notwendigen j 
Rücklagen zu bilden. Statt dessen seien die Ge- ! 
winne weitgehend filmfremden Zwecken zuge- 
führt worden. Bemühungen um eine Konzentra- 
tion und Rationalisierung in Produktion, Verleih 
und Filmtheatergewerbe seien nur zögernd und 
deshalb oft zu spät erfolgt. 

— Die Krisensituation der deutschen Filmwirtschaft 
sei schließlich ganz wesentlich dadurch verstärkt 
worden, daß sie — im Vergleich zur ausländi- 
schen Filmwirtschaft - — nur ungenügend vom 
Staat unterstützt worden sei. Soweit eine Unter- 
stützung erfolgt sei, sei sie nicht gezielt genug 
gewesen und habe vor allem nur ungenügend 
Anreiz zu der dringend notwendigen Qualitäts- 
steigerung der Produktion gegeben. Trotz aller 
Anstrengungen sei es auch bis heute nicht ge- 
lungen, in allen Bundesländern die steuerliche 
Sonderbelastung des Films durch die Vergnü- 
gungssteuer abzubauen. 

— Die entscheidenden Ursachen der Krise seien — 
mit Ausnahme der mangelnden staatlichen Förde- 
rung — von der Filmwirtschaft nicht oder jeden- 
falls nicht in vollem Umfang erkannt worden. 
Vielmehr sei die Verantwortung für die Film- 
krise allein und einseitig der zunehmenden Ver- 
breitung des Fernsehens zugeschrieben worden. 

— Eine besondere Belastung habe die Filmwirt- 
schaft in der Ausstrahlung von Spielfilmen im 
Fernsehen gesehen. Auch in anderen Ländern sei 
jedoch der Spielfilm ein anerkannter und wesent- 
licher Bestandteil des Fernsehprogramms. Dar- j 
über hinaus hätten weite Bereiche der Filmwirt- j 
Schaft durch den Verkauf von Spielfilmen an die 


Rundfunkanstalten beachtliche zusätzliche und 
zum Teil unerwartete Einnahmen erzielen kön- 
nen. 

Ein Großteil der Ankäufe des Fernsehens habe 
aus Filmen bestanden, deren Kinoauswertung 
längst abgeschlossen gewesen sei. Dazu sei eine 
Vielzahl künstlerisch besonders wertvoller Filme 
gekommen, deren Vorführung wegen ihrer The- 
matik und Gestaltung ohnehin kein nennens- 
wertes Kinogeschäft versprochen habe und die 
deshalb sehr oft auch keinen Verleiher gefunden 
hätten. 

— Die deutsche Filmwirtschaft verkenne insbeson- 
dere auch, welche wirtschaftliche Bedeutung das 
Fernsehen insgesamt inzwischen für sie er- 
langt habe. Die Produktionsaufträge der Anstal- 
ten hätten von 1960 bis 1966 in erheblichem Maße 
zugenommen; dies gelte auch für die Betriebe 
der Filmwirtschaft, an denen die Anstalten nicht 
beteiligt seien. 

— Durch die Kapitalbeteiligung der Rundfunkanstal- 
ten an privaten Produktionsbetrieben hätten ver- 
schiedene Unternehmen vor dem wirtschaftlichen 
Zusammenbruch bewahrt und die Weiterbeschäf- 
tigung einer großen Zahl von Künstlern und 
Filmfachkräften gesichert werden können. Damit 
sei zugleich auch den Forderungen der Filmwirt- 
schaft Rechnung getragen worden, Filmkapazi- 
täten für Fernsehzwecke zu nutzen. Nicht zuletzt 
seien diese Filmbetriebe aber auch weiterhin 
für die deutsche Filmproduktion verfügbar ge- 
blieben. 

— Die Filmwirtschaft sei durch die Schaffung an- 
staltseigener Studiokapazitäten nicht geschädigt 
worden. Diese Studios dienten in erster Linie 
elektronischen Fernsehproduktionen und aktuel- 
len Programmen. Ein gewisses Maß an Eigenpro- 
duktion sei für die Anstalten zur Sicherung 
ihrer programmlichen und wirtschaftlichen Eigen- 
ständigkeit notwendig. Es sei auch erforderlich, 
um auf die künstlerische Gestaltung bestimmter 
Sendungen unmittelbar Einfluß nehmen zu kön- 
nen. 


III. Die Ausführung des Auftrages 

A. Die Einschränkung des Auftrages 

Der unter Ziff. 2 des Auftrages vorgesehene Aus- 
landsvergleich mußte unterbleiben. Eine Prüfung des 
bereits vorhandenen und des von ausländischen Stel- 
len erbetenen Materials ergab, daß dieser Punkt des 
Auftrags nur durch eigene Untersuchungen in den 
Vergleichsländern erfüllt werden konnte. Die Kom- 
mission hatte daher auf jeweils drei Wochen be- 
grenzte Untersuchungen in Großbritannien, Japan 
und den USA vorgesehen. Mit ihnen war jeweils ein 
Mitglied der Kommission beauftragt worden. 

Infolge einer Intervention des Bundesministeriums 
für Wirtschaft konnten die bereits im einzelnen vor- 
bereiteten Reisen jedoch nicht unternommen werden. 
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B. Die Auslegung des Auftrages 

Der Auftrag an die Kommission und die Stellung- 
nahme des Wirtschaftsausschusses des Deutschen 
Bundestages vom 12. März 1964 (BT-Drucksache 
1V/2158) sind der Auslegung bedürftig. 

Nach dem Auftrag ist die Wettbewerbssituation von 
Presse, Rundfunk und Film zu untersuchen. In die- 
sen Rahmen ist die gesamte Untersuchung zu stel- 
len. Gleichwohl haben einzelne Punkte des Auftra- 
ges ein größeres Eigengewicht. Dies gilt vor allem 
für die Untersuchung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung der drei Medien. Der Auftrag verlangt gerade 
in diesem Punkt detaillierte Erhebungen, insbeson- 
dere über die Kostern und Ertragslage der Medien 
und ihre verschiedenen Absatzbereiche (z. B. Zei- 
tungsabsatz und Anzeigengeschäft). Nach dem er- 
läuternden schriftlichen Bericht des Wirtschaftsaus- 
schusses sollte weder „die Vermögensstruktur der 
einzelnen Unternehmen" untersucht noch festgestellt 
werden, „ob die derzeitige Kosten- und Ertragslage 
den wirtschaftlichen Erfordernissen entsprechen". 
Dennoch hielt es die Kommission im Hinblick auf den 
Wortlaut des Bundestagsbeschlusses und der aus 
ihm hervorgehenden Zielsetzung für notwendig, 
Feststellungen über die Ertragsstruktur, die Erlöse, 
Kosten und Ergebnisse, über die Entwicklung von 
Gebühren und Preisen, Teilnehmerzahlen im Rund- 
funk, Besucherzahlen in Filmtheatern sowie Auf- 
lagen und Seitenzahlen bei Presseerzeugnissen zu 
treffen. Besonders eingehend wurden das Werbe- 
geschäft der Rundfunkanstalten und das Anzeigen- 
geschäft der Presse untersucht. Diese Erhebungen 
zur wirtschaftlichen Entwicklung boten wesentliche 
Grundlagen für die Untersuchung der Wettbewerbs- 
situation der Medien. 

Der Auftrag an die Kommission enthielt keine Hin- 
weise darauf, in welchem Umfang die Wettbewerbs- 
verhältnisse der Medien zu untersuchen waren. Die 
Wettbewerbsbeziehungen zwischen den Medien (in- 
termediärer Wettbewerb) konnten freilich nicht iso- 
liert betrachtet werden. Sie mußten vielmehr im 
Rahmen aller Wettbewerbseinflüsse gesehen wer- 
den, die auf ein Medium wirken. Bei der Unter- 
suchung der Wettbewerbsverhältnisse konnten des- 
halb die Wirkungen, die z. B. vom Wettbewerb 
zwischen Presseunternehmen (intramediärer Wett- 
bewerb) und von der Struktur des Mediums aus- 
gehen, nicht außer acht gelassen werden. Erst die 
Abwägung der Intensität aller auf ein Medium wir- 
kenden und in einem Medium wirksamen Wettbe- 
werbseinflüsse gestattet eine schlüssige Beurtei- 
lung von unterschiedlichen Wettbewerbsbedingun- 
gen. Die Untersuchungen erstreckten sich deshalb 
auch auf das absatzpolitische Verhalten der Medien 
gegenüber ihren Wettbewerbern in den Bereichen, 
in denen die Möglichkeit von Wettbewerbsbezie- 
hungen gegeben war. 

Die Kommission ging davon aus, daß der ihr erteilte 
Auftrag nicht von vornherein das Vorhandensein 
einer Wettbewerbsverzerrung unterstellt. 

Einen wissenschaftlich anerkannten Begriff der 
Wettbewerbsverzerrung gibt es nicht. Die wettbe- 
werbsrechtliche sowie die verfassungs- und verwal- 
tungsrechtliche Beurteilung der Beziehungen zwi- 
schen den Medien nahm die Kommission auf der 


Grundlage der ermittelten Wettbewerbstatbestände 
vor. Im Mittelpunkt der öffentlich-rechtlichen Unter- 
suchung stand die im Auftrag ausdrücklich verlangte 

! rechtliche Begründung der zweigleisigen Finanzie- 

i rung bei den öffentlich-rechtlichen Anstalten. 

I Im Rahmen der rechtlichen Würdigung wurde die 
steuerrechtliche Behandlung der Rundfunkanstalten 
eingehend untersucht. Das war notwendig, weil Aus- 
wirkungen von staatlichen Privilegien nur ermittelt 
werden können, wenn zuvor festgestellt worden ist, 
ob und in welchem Umfang solche Privilegien ge- 
geben sind. Untersuchungen von Auswirkungen 
staatlicher Privilegien einerseits und steuerlicher 
Belastungen andererseits auf die Meinungsbildung 
können nur sinnvoll sein, wenn bekannt ist, wie die 
freie Meinung gebildet wird. Andernfalls ist die Er- 
füllung des Auftragspunktes 1 Je nicht möglich. 
Einzelheiten darüber, welchen Umfang solche Unter- 
suchungen hätten haben müssen, ergeben sich aus 
Anlage 2. 

Nach dem Auftrag soll weiter geprüft werden, ob 
die Wettbewerbsverzerrungen beseitigt werden kön- 
nen, wenn der Presse die Möglichkeit der Nachrich- 
tenübermittlung über das Fernsehen eröffnet wird. 
Es mußten also die rechtlichen, wirtschaftlichen und 
technischen Voraussetzungen für die Zulassung der 
Presse zum Rundfunk geklärt werden. Die Kommis- 
sion war jedoch der Auffassung, daß sich die Zu- 
gangsfrage unabhängig davon stelle, ob Wettbe- 
werbsverzerrungen vorliegen. 

Der Auftrag verlangt keine wertende Beurteilung 
der gegenwärtigen Rundfunkordnung oder Vor- 
schläge für eine Neuordnung der Rundfunkverfas- 
sung. Fragen der Gebührenverteilung und der in der 
Öffentlichkeit diskutierten Umgestaltung des Fi- 
nanzausgleiches innerhalb der ARD waren daher 
nicht Gegenstand der Untersuchungen. 

Die Kommission hat auch nicht die Konzentration 
in der Presse als solche untersucht. Da im Verlags- 
wesen Einzelkaufleute, Personengesellschaften und 
personenbezogene Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung überwiegen, müßte eine Konzentrations- 
enquete auf die Beteiligungsverhältnisse einzelner 
Gesellschafter, auf Treuhandverhältnisse und auf an- 
dere, nach außen nicht in Erscheinung tretende Ein- 
flußpositionen ausgedehnt werden, wenn Verflech- 
tungen innerhalb der Presse und dieser mit anderen 
Wirtschaftszweigen zuverlässig dargestellt werden 
sollten. Auch müßten presseimmanente Konzentra- 
tionstatbestände einer wesentlich eingehenderen 
Prüfung unterzogen werden, als es im Rahmen die- 
ser Untersuchung möglich war. Konzentrationsmerk - 
inale und -tatbestände sind aber untersucht wor- 
den, soweit es für die Zwecke dieser Untersuchung 
notwendig erschien. 

Eine qualitative Bewertung des Zeitungs- und Zeit- 
schriftenangebots, des Filmangebots und der Rund- 
funkprogramme (Hör- und Sehfunk) verlangt der 
Auftrag nicht. Auch war nicht zu untersuchen, ob 
qualitative Unterschiede zwischen Programmen 
öffentlich-rechtlicher Anstalten und Programmen 

! kommerzieller Rundfunkunternehmen bestehen oder 

I zu erwarten wären. 

i 

Bei der Untersuchung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung wurde die Beurteilung unternehmerischer Ent- 
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Scheidungen, etwa über Investitionen, als über den 
Auftrag hinausgehend betrachtet. Schließlich war die 
Kommission der Meinung, sie sollte die technische 
Entwicklung, insbesondere Fortschritte in der Sende- 
technik und mögliche Änderungen in der Frequenz- 
situation, nur für einen überschaubaren Zeitraum 
berücksichtigen. Aus diesem Grunde wurden die 
etwaigen Auswirkungen einer technischen Erschlie- 
ßung des sogenannten Zentimeterwellenbereichs (Be- 
reich VI) auf die Zahl der Sendemöglichkeiten, der 
Ausstrahlung von Fernsehprogrammen über Syn- 
chronsatelliten oder Satellitenketten und der „ge- 
funkten" Zeitung bei der Anlage der Untersuchung 
außer acht gelassen. 

Bei der Festlegung des zu untersuchenden Zeit- 
raumes war zu berücksichtigen, daß die Entwicklung 
des Werbefernsehens für die Untersuchung von er- 
heblicher Bedeutung ist. Die Kommission hat des- 
halb das Jahr 1956, in dem die ersten Fernsehwerbe- 
spots ausgestrahlt wurden, als Ausgangspunkt für 
ihre Erhebungen gewählt. 


C. Schwierigkeiten bei den Untersuchungen 

Die Ausführung des Untersuchungsprogramms stieß 
auf Schwierigkeiten. 

Wegen der bekannten Arbeitsmarktlage und der 
zeitlichen Begrenzung der Aufgabe war es nicht 
möglich, die notwendigen wissenschaftlich qualifi- 
zierten Mitarbeiter der Kommission sofort einzu- 
stellen. Der personelle Aufbau der Geschäftsstelle 
ging deshalb langsam vonstatten. Eine volle Beset- 
zung wurde erst im Laufe des ersten Halbjahres 
1966 erreicht. 

Die anfängliche Zurückhaltung der Medien gegen- 
über den Untersuchungen führte zu erheblichen Ver- 
zögerungen. Zu Beginn der Enquete machte jedes 
Medium seine eigene Mitarbeit von der Haltung des 
anderen Mediums abhängig und forderte deshalb 
die Kommission auf, die Bereitschaft zur Mitarbeit 
zunächst bei dem Konkurrenzmedium festzustellen. 
Die Untersuchungen konnten nur mit dem Einver- 
ständnis der Betroffenen durchgeführt werden. Des- 
halb mußte sich die Kommission mit den unterschied- 
lichen Auffassungen der Beteiligten über den Auf- 
trag und das sachgemäße Untersuchungsprogramm 
auseinandersetzen. Das in Aussicht genommene, 
aber nicht eingebrachte Auskunftspflichtgesetz hätte 
die Arbeit der Kommission wesentlich erleichtert. 
Weil ein solches Gesetz fehlte, konnten einige von 
der Kommission für notwendig gehaltene Unter- 
suchungen überhaupt nicht, andere nicht im wün- 
schenswerten Umfang ausgeführt werden. 

Die Kommission konnte nur in beschränktem Um- 
fang veröffentlichtes Material verwenden. Um den 
Auftrag ordnungsgemäß zu erfüllen, waren daher 
eigene Erhebungen und Untersuchungen erforder- 
lich. Sie nahmen verhältnismäßig viel Zeit in An- 
spruch. So dauerte es fast ein Jahr, bevor eine Um- 
frage bei den Zeitungsverlagen abgeschlossen wer- 
den konnte. Hierbei ist die Vorbereitungszeit für die 
Ausarbeitung der Fragebogen und die für die Aus- 
wertung benötigte Zeit nicht eingerechnet. Ähnliche 


Verzögerungen gab es z. T. bei den Untersuchungen, 
die Wirtschaftsprüfer im Aufträge der Kommission 
bei einzelnen Unternehmen durchführten. 

Schließlich führte langdauernde Ungewißheit über 
die der Kommission zur Verfügung stehenden Haus- 
haltsmittel dazu, daß geplante Erhebungen zeitlich 
verschoben werden mußten. Auch dadurch ver- 
zögerte sich der Abschluß der Enquete. 

Diese Schwierigkeiten begründen, warum der für die 
Enquete veranschlagte Zeitraum von einem Jahr 
nicht genügte. 

Bundesregierung und Bundestag nahmen erhebliche 
Abstriche an dem Haushaltsbedarf der Kommission 
für das Jahr 1966 vor. Dadurch war die Kommission 
gezwungen, das Untersuchungsprogramm einzu- 
schränken. Von den bei 9 Rundfunkanstalten vorge- 
sehenen Einzeluntersuchungen mußten 3 entfallen. 
Die geplanten Erhebungen bei über 20 Zeitungs- 
und Zeitschriftenverlagen mit nahezu 40 Verlagsob- 
jekten mußten ebenfalls reduziert werden. Von Prü- 
fungen bei Redaktionsgemeinschaften und Anzeigen- 
ringen mußte ganz abgesehen werden. Auch auf 
eine Reihe ursprünglich vorgesehener Untersuchun- 
gen bei Filmunternehmen wurde verzichtet. Des- 
gleichen mußte die Kommission auf eine besondere 
Analyse des Meinungsproblems verzichten. Eine 
solche Erhebung hätte über einen längeren Zeitraum 
hin die Verbreitung von Informationen und Meinun- 
gen bei allen Medien verfolgen müssen; dies war mit 
den zur Verfügung stehenden Mitteln nicht möglich 
(zur eingehenden Begründung vgl. Anlage 2). 

Bei der Durchführung des Untersuchungsprogramms 
ergaben sich einige Schwierigkeiten sachlicher Art. 
Vergleiche über die Kosten- und Ertragslage zwi- 
schen den Medien wurden erschwert durch die unter- 
schiedlichen Systeme der Rechnungslegung, die 
z. T. auf der unterschiedlichen wirtschaftlichen Ziel- 
setzung der Medien beruhen. Während Presse und 
Filmwirtschaft auf Gewinnerzielung ausgerichtet 
sind, arbeiten die Rundfunkanstalten nach dem Prin- 
zip, Einnahmen und Ausgaben in Übereinstimmung 
zu bringen (Deckungsprinzip). Außerdem erschwerte 
die unterschiedliche Kosten- und Ertragsstruktur den 
Vergleich zwischen den Medien. 

Auch innerhalb der einzelnen Medien ergaben sich 
wegen des unterschiedlichen Standes des Rechnungs- 
wesens erhebungstechnische Schwierigkeiten. Ein 
Teil der Verlage war auf Grund fehlender oder 
mangelhafter Betriebsabrechnungen nicht in der 
Lage, das Betriebsergebnis zwischen dem Zeitungs- 
und Druckereigeschäft zuverlässig aufzuteilen. Da- 
her besaßen diese Verlage auch keinen Überblick 
über die Gewinn- und Verlustquellen ihres Unter- 
nehmens. Die weitergehende, im Auftrag vorge- 
sehene Trennung zwischen der Kosten- und Ertrags- 
lage im Vertriebs- und Anzeigengeschäft war des- 
halb nur in Ausnahmefällen möglich, wobei auch 
hier noch grundsätzliche Kostenzurechnungspro- 
bleme bestanden. Vergleichbare Unterlagen über die 
Entwicklung der Anzeigensparten (z, B. Marken- 
artikelwerbung, Geschäftsanzeigen, Stellenmarkt) 
nach Menge und Wert lagen bei den einzelnen Ver- 
lagen nur in unzureichendem Umfang vor. 


9 



Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Bei den Rundfunkanstalten war der Stand des Rech- ; 
nungswesens unterschiedlich. Im Untersuchungszeit- ; 
raum wendeten einzelne Anstalten noch das käme- ! 
ralistische Buchungsprinzip an und besaßen keine j 
ausgebaute Betriebsabrechnung. Andere Anstalten 
hatten ihr Rechnungswesen nach dem kaufmänni- 
schen System aufgebaut. Diese Unterschiede er- 
schwerten Vergleiche zwischen den Rundfunkanstal- 
ten und machten sie teilweise unmöglich. Dazu kam, 
daß die Zurechnung bestimmter Programmteile zum 
Werbefernsehen unterschiedlich gehandhabt wird 
und insbesondere auch steuerlich noch ungeklärt ist. 
Das erschwerte eine Trennung der Ergebnisse von 
Programmrundfunk und Rundfunkwerbung, wie sie 
der Auftrag verlangt. 

Bei den Filmtheatern wird das Werbeergebnis nicht 
vom Filmergebnis getrennt. Dieser Mangel fiel je- 
doch nicht ins Gewicht, weil die Werbeeinnahmen 


ohnehin zu den Nebenerlösen zählen und nicht an- 
nähernd die Bedeutung haben, welche den Werbe- 
! einnahmen bei den beiden anderen Medien zu- 
| kommt. 

In verschiedenen Fällen unterliegt die Aussagefähig- 
keit des wiedergegebenen Zahlenmaterials gewissen 
Einschränkungen, weil unveröffentlichte Zahlen aus 
einzelnen Unternehmen und Anstalten zu verschlüs- 
seln waren. 

Auch durch Veränderungen in den Besitzverhältnis- 
sen während des Untersuchungszeitraumes wurde 
die Gewinnung vergleichbarer Zahlen erschwert. 

Die Kommission hatte unter diesen Umständen sorg- 
fältig zu prüfen, ob ihr die Erfüllung des Unter- 
suchungsauftrages gleichwohl möglich sei. Sie ist zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die ausführbaren Un- 
tersuchungen ausreichten, um den Auftrag sachge- 
mäß zu erfüllen. 


ZWEITER TEIL 

Organisation, strukturelle und wirtschaftliche Entwicklung 

der Medien 


1. ABSCHNITT 

Rundfunkanstalten 


I. Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
unter Einschluß von Berlin (West) gibt es gegen- 
wärtig folgende Veranstalter von Rundfunkdarbie- 
tungen (Hör- und Sehfunk): 

9 Landesrundfunkanstalten 

1 gemeinschaftliche Fernsehanstalt der Län- 
der (Zweites Deutsches Fernsehen) 

2 Bundesrundfunkanstalten 

1 ausländische Rundfunkstation mit überwie- 
gend deutschsprachigem Programm (RIAS) 

4 Rundfunkdienste für die ausländischen 
Stationierungsstreitkräfte 

4 ausländische Rundfunkorganisationen mit 
fremdsprachigem Programm 

21 Veranstalter insgesamt 

Die Kommission hat nur die 9 Landesrundfunkanstal- 
ten und das Zweite Deutsche Fernsehen in die Un- 
tersuchung einbezogen. Die übrigen Rundfunkdienste 
waren für die Untersuchung ohne Bedeutung. Sie 
sind lediglich bei der Darstellung der Frequenz- 
situation zu erwähnen. 

Die Kommission hat laufende Veröffentlichungen 
ausgewertet und bei den Landesrundfunkanstalten, 
dem Zweiten Deutschen Fernsehen, bei zuständigen 
Behörden und Sachverständigen Material durch 
schriftliche Umfragen erhoben. Außerdem haben j 


Sachverständige an Ortend Stelle das Zweite Deut- 
sche Fernsehen und 5 Landesrundfunkanstalten ein- 
schließlich deren Tochtergesellschaften untersucht. 
In der Regel reichte das verwertbare Zahlenmaterial 
allenfalls bis Ende 1965. Bei Abschluß der Enquete 
im Juli 1967 hatte erst eine Landesrundfunkanstalt 
den Geschäftsbericht für das Jahr 1966 veröffent- 
licht. 

Auf die Anstaltsbereiche der untersuchten 5 Lan- 
desrundfunkanstalten entfielen 1964 74 °/o der Ton- 
rundfunk- und 76 % der Fernsehrundfunkgenehmi- 
gungen im Bundesgebiet einschließlich von Berlin 
(West). Der gleiche Repräsentationsgrad ergab sich 
für das Nettogebührenaufkommen (Gebühreneinnah- 
men nach Abzug des Postanteils und des Fernseh- 
gebührenanteils des ZDF) der 5 Anstalten im Hör- 
funk und im Fernsehen. 


II. Die verfügbaren Frequenzen 
als technische Grundlage der Verbreitung 
von Rundfunkprogrammen 

Rundfunkdarbietungen werden mit Hilfe elektromag- 
netischer Wellen übertragen, die auf festgelegten 
Frequenzen ausgestrahlt werden. Die Zahl der zur 
Verfügung stehenden Frequenzen ist begrenzt. Des- 
halb können nicht beliebig viele Rundfunkpro- 
gramme verbreitet werden. 

Ziffer 3 des der Kommission erteilten Auftrages 
wirft die Frage auf, ob der Presse der Zugang zum 
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Fernsehen eröffnet werden sollte. Die Antwort auf 
diese Frage hängt auch davon ab, ob für eine solche 
Lösung genügend Frequenzen zur Verfügung stehen. 
Im folgenden wird deshalb zunächst ein Überblick 
über die gegenwärtige Frequenzverteilung in der 
Bundesrepublik Deutschland unter Einschluß von 
Berlin (West) gegeben. Im Anschluß an den Über- 
blick wird geprüft, welche Möglichkeiten bestehen, 
zusätzliche Hörfunk- und Fernsehprogramme auszu- 
strahlen. 

A. Die Zuteilung und Verwendung 
der Frequenzen 

In der Bundesrepublik Deutschland wird die Fre- 
quenzzuteilung mit der Erteilung der Sendegeneh- 
migung verbunden. Zuständig ist gemäß §§ 1 und 2 
des Fernmeldeanlagengesetzes der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen. Die Sendegeneh- 
migung wird mit technischen Auflagen verbunden. 
Zu den wichtigsten zählen die Festlegung der Sende- 
art, der Sendeleistung, der Strahlungsrichtung und 
vor allem der Frequenz. 

Die Frequenzzuteilung erfolgt in Übereinstimmung 
mit den internationalen und innerdeutschen Fre- 
quenzverteilungsplänen. Grundlage der internatio- 
nalen Frequenzplanung sind der Internationale 
Fernmeldevertrag (Montreux 1965) und die Voll- 
zugsordnung für den Funkdienst (Genf 1959). Das 
materielle Funkredit regelt die Vollzugsordnung für 
den Funkdienst (VO Funk). Sie enthält den inter- 
nationalen Frequenzbereichsplan, der die Frequenz- 
bereiche den verschiedenen Funkdiensten (z. B. See- 
funk, Flugfunk, Amateurfunk und Rundfunk) zu- 
weist. 

Für Rundfunkdienste in der Europäischen Rund- 
funkzone sind folgende Frequenzbereiche vorge- 
sehen: 

Langwellenbereich 150 bis 285 kHz 

Mittelwellenbereich 520 bis 1605 kHz 

Ultrakurzwellenbereich 

Meterwellenbereich (VHF-Bereich) 

Bereich I 41 bis 68 MHz 

Bereich II 87,5 bis 100 MHz 

(unter besonderen 
Voraussetzungen 
bis 104 MHz) 

Bereich III 162 bis 230 MHz 

Dezimeterwellenbereich (UHF-Bereich) 

Bereich IV 470 bis 582 MHz 

Bereich V 582 bis 960 MHz 

(in der Bundes- 
republik Deutsch- 
land nur bis 
790 MHz) 

Zentimeterwellenbereich 

Bereich VI 11,7 bis 12,7 GHz 

(auch für feste 
Funkdienste) 

Aus dem breiten Kurzwellenspektrum (2300 bis 
26 100 kHz) sind nur einige schmale Frequenzbe- 
reiche dem Rundfunk ausschließlich zugewiesen. 


Die Frequenzen in diesen Bereichen sind durch die 
Europäischen Rundfunkkonferenzen von Kopen- 
hagen 1948 (Lang- und Mittelwellen) und Stockholm 
1952 und 1961 (Ultrakurzwellen) an die Rundfunk- 
sender der europäischen Staaten zugeteilt worden. 
Für den Kurzwellenrundfunkdienst ist die Aufstel- 
lung der Frequenzpläne durch Bestimmungen in der 
VO Funk 1959 (Artikel 10) geregelt. Ein geplantes 
weltweites Abkommen ist bisher nicht zustandege- 
kommen. 

Die technischen Einzelheiten über den Standort, die 
Sendeleistung, die Frequenz usw. ergeben sich aus 
den Wellenplänen von Kopenhagen und Stockholm. 
An diese Pläne ist die innerstaatliche Planung ge- 
bunden. Die Mitglieder der Internationalen Fern- 
meldeunion sind verpflichtet, jede Frequenzzutei- 
lung bei dem Internationalen Ausschuß zur Fre- 
quenzregistrierung anzumelden. Jedoch sind Abwei- 
chungen von den vereinbarten kennzeichnenden 
Merkmalen zulässig. Bestimmungen darüber sind in 
dem Abkommen von Kopenhagen und Stockholm 
enthalten. 

Gegenwärtig sind in der Bundesrepublik nur die 
bestehenden Bundes- und Landesrundfunkanstalten 
als deutsche Träger von Rundfunkveranstaltungen 
zugelassen. Die innerdeutsche Frequenzplanung und 
-Zuteilung ist daher in enger Zusammenarbeit zwi- 
schen Anstalten und Bundespost vorgenommen wor- 
den. 

Deutschland wurde im Kopenhagener Wellenplan 
keine Langwelle zugewiesen. Es standen nur 15 
Langwellen zur Verfügung. Mehr als die Hälfte der 
europäischen Staaten erhielt daher keine Frequenz. 
Der Deutschlandfunk verfügt jedoch heute über die 
Langwelle 151 kHz, die in unmittelbarer Nachbar- 
schaft der den Sendern Tromsö (Norwegen) und 
Brasov (Rumänien) zugeteilten Frequenz liegt. 
Außerdem bestehen auf dem Gebiet der Bundesrepu- 
blik zwei weitere Langwellensender (Saarlouis/ 
Europa Nr. 1; München-Erching/VOA-RIAS, z. Z. 
außer Betrieb). 

Auch die Mittelwellensender in der Bundesrepublik 
strahlen mit wenigen Ausnahmen auf Frequenzen, 
die Deutschland im Kopenhagener Wellenplan nicht 
zugewiesen wurden. Im Mittelwellenbereich standen 
121 Kanäle zur Verfügung, also 3 bis 4 Kanäle je 
Land. Für größere Staaten war das zu wenig. Die 
drei damaligen westlichen Besatzungszonen erhiel- 
ten zusammen 8 leistungsschwache Frequenzen. 
Diese reichten für die Versorgung der amerikani- 
schen und der britischen Zone, in denen inzwischen 
5 unabhängige Rundfunkanstalten entstanden waren, 
nicht aus. Die Regierungen Großbritanniens und der 
USA behielten sich deshalb in Kopenhagen geeig- 
nete Maßnahmen für ihre Besatzungszonen vor. 

Von den in Kopenhagen zugeteilten 8 Mittelwellen- 
frequenzen werden heute nur 3 für Großsender der 
Landesrundfunkanstalten verwendet. 2 werden für 
kleinere Sender, die restlichen 3 für Großsender 
des RIAS-Berlin, des Deutschlandfunks und der 
Voice of America benutzt. Einen Überblick über die 
Verwendung der zugeteilten Frequenzen gibt die 
Tabelle 1 (Stand 31. Dezember 1966). 
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Tabelle 1 


Gebiet 

Frequenz 
in kHz 

Im Wellen- 
plan vor- 
gesehene 
Leistung 
in kW 

Benutzende Stationen 

Tatsächliche 
Leistung in 
kW 

Frühere amerikanische Zone 

989 

70 

RIAS (Berlin) 

300 


1 602 

70 

BR (6 Sender) 

0,4 bis 20 

Frühere britische Zone 

971 

70 

NDR (Hamburg) 

300 




NDR (5 Sender) 

3 bis 40 


1 484 

(internationale 

Gemeinscbafts- 

frequenz) 

2 

SFB (Berlin) 

SDR (3 Sender) 

5 

0,2 


1 586 

70 

WDR (Langenberg) 

400 

Frühere französische Zone 

1 196 

70 

VOA (München) 

300 


1 538 

70 

DLF (Mainflingen) 

350 

Saarland 

1 421 

20 

SR (Saarbrücken) 

300 


Quelle: Angaben des Bundesministeriums für das Post- und Fernmeldewesen (BMP) 


Zusätzlich verwenden die Landesrundfunkanstalten 
4 Frequenzen für Sender mit einer Leistung von 
mehr als 100 kW, die im Kopenhagener Wellenplan 
anderen Ländern zugewiesen sind, jedoch nach den 
Bestimmungen der VO Funk bei dem Internationa- 
len Frequenzbüro angemeldet wurden. 

Der Kopenhagener Wellenplan hat also für die 
innerdeutsche Frequenzzuteilung nur noch geringe 
Bedeutung. Die heutige Frequenzbenutzung durch 
leistungsstarke Sender ergibt sich aus folgender 
Übersicht (Stand 31. Dezember 1966): 


Tabelle 2 


Station 

Frequenz 
in kHz 

Leistung 
in kW 

im 

Kopen- 

hagener 

Wellen- 

plan 

vorge- 

sehene 

Fre- 

quenzen 

Langwellen 




DLF (Mainflingen) . . 

151 

50 


Europa I (Saarlouis) 
in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht hör- 
bar 

180 

700 


VOA/RIAS (Mün- 




chen) 

seit 1. Februar 1964 bis 
auf weiteres außer Be- 
trieb 

173 

1 000 



Station 

Frequenz 
in kHz 

Leistung 
in kW 

im 

Kopen- 

hagener 

Wellen- 

plan 

vorge- 

sehene 

Fre- 

quenzen 

Mittelwellen 

BR (München) 

800 

100 


HR (Frankfurt) .... 

593 

150 


RB (Bremen) 

1 358 

20 


SDR (Mühlacker) . . 

575 

300 


NDR (Hamburg) .... 

971 

300 

X 

WDR (Langenberg) . 

1 586 

400 

X 

SFB (Berlin) 

566 

20 


SWF (Wolfsheim) . . 

1 016 

300 


SWF (Rohrdorf/ 
Bodensee) 

665 

150/300 


SR (Saarbrücken) 

1 421 

300 

X 

DLF (Braunschweig) . 

548 

400 


DLF (Mainflingen) . . 

1 538 

350 

X 

RIAS (Berlin) 

989 

300 

X 

RIAS (Berlin) 

683 

100 


RIAS (Hof) 

737 

40 


RIAS (Hof) 

683 

40 


RIAS (Berlin) 

854 

100 


AFN (Frankfurt) .... 

872 

150 


AFN (München) .... 

1 106 

100 


VOA (München) .... 

1 196 

300 



Quelle: Angaben des BMP 


12 






Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache Y/2120 


Die Landesrundfunkanstalten benutzen außerdem 12 
nicht zugeteilte Frequenzen für kleinere Sender. 
Andere Stationen im Bundesgebiet belegen 8 Fre- 
quenzen mit solchen Sendern. Alle benutzten Fre- 
quenzen sind jedoch ordnungsgemäß bei dem Inter- 
nationalen Frequenzbüro notifiziert. 

In naher Zukunft sollen die Sendeleistungen weiter 
erhöht werden. Geplant sind folgende Leistungserhö- 
hungen: 

Tabelle 3 


Anstalt 

Sender 

Leistung 

BR 

München 

400 kW (1968) 

HR 

Offenbach 

400 kW 

(Richtstrahlung) 

RB 

Bremen 

100 kW 

SFB 

Berlin 

(Erhöhung 
nicht möglich) 

SR 

Saarbrücken 

400 kW 

(Richtstrahlung) 

WDR 

Langenberg 

800 kW 

DLF 

Mainflingen 

2 x 350 kW 


Braunschweig 

2 x 300 kW 


| Neumünster 

2 x 300 kW 


Quelle: Angaben des BMP 


Wenn diese Pläne verwirklicht sind, wird es möglich 
sein, die Mehrzahl der deutschen Mittelwellenpro- 
gramme in ganz Deutschland und in weiten Teilen 
Europas zu empfangen. 

Kurzwellen werden wegen ihrer besonders großen 
Reichweite ganz überwiegend für die Ausstrahlung 
nach Ubersee benutzt. In der Bundesrepublik wer- 
den die Uberseeprogramme von der Bundesanstalt 
Deutsche Welle verbreitet. Sie verfügt gegenwärtig 
über 42 Frequenzen (Stand 31. Dezember 1966). Diese 
sind in Genf beim Internationalen Frequenzbüro re- 
gistriert und werden entsprechend den wechseln- 
den Ubertragungsbedingungen in unterschiedlichem 
Umfang eingesetzt. 

4 weitere Frequenzen im Kurzwellenbereich werden 
von Sendern der Landesrundfunkanstalten benutzt. 
Die amerikanischen Rundfunkorganisationen Radio 
Free Europe, RIAS, Radio Liberation Network und 
Voice of America verfügen für ihre Sender in der 
Bundesrepublik zur Zeit über 47 Frequenzen (Stand 
31. Dezember 1966). 

Der Ultrakurzwellenbereich wurde erst Anfang der 
50iger Jahre für den Rundfunk erschlossen. Dadurch 
gelang es, die lückenhafte Versorgung der Bundes- 
republik wesentlich zu verbessern. Die Reichweite 
der UKW-Sender ist zwar relativ gering. Dafür sind 
Ultrakurzwellen von nahezu gleichbleibender Qua- 
lität und eignen sich besonders gut für Fernsehüber- 
tragungen. 

Der UKW-Bereich ist auf den beiden Stockholmer 
Konferenzen behandelt worden. Der Bereich II 
wurde für Hörfunk-, die Bereiche I, III, IV und V 
wurden für Fernsehübertragungen bestimmt. Bereich 
II wurde in 43 Kanäle, Bereich I in 3, Bereich III in 


8 und die Bereiche IV/V in 61 Kanäle aufgeteilt. Auf 
der Grundlage dieser Einteilung haben die Staaten 
der Europäischen Rundfunkzone einen Frequenzplan 
! für Grundnetzsender mit festgelegten Kanälen, 
Standorten und Sendeleistungen aufgestellt. Der 
Stockholmer Wellenplan (1961) soll dem Ausbau 
der Sendernetze zugrundegelegt werden. Nur für die 
kleineren Füllsender (im VHF-Bereich unter 1 kW, 
im UHF-Bereich unter 10 kW) enthält der Plan keine 
Frequenzen. Die Zuteilung dieser Frequenzen ist 
im Abkommen besonders geregelt. Die kennzeich- 
nenden Merkmale der Grundnetzsender können aus- 
nahmsweise mit Einverständnis der betroffenen 
Nachbarstaaten verändert werden. Von diesem Be- 
fragungsverfahren hat die Bundesrepublik häufig 
Gebrauch gemacht, weil sich die Planungen nicht 
immer verwirklichen ließen. Der innerdeutsche Fre- 
quenzverteilungsplan deckt sich also vielfach nicht 
mehr mit dem Stockholmer Abkommen. 

Für den Hörfunk im UKW-Bereich haben die Lan- 
desrundfunkanstalten seit Anfang der 50iger Jahre 
regionale Sendernetze aufgebaut. Die Mehrzahl der 
Anstalten verfügt inzwischen jeweils über ein Sen- 
dernetz für 3 Programme. Weitere Senderketten für 
die Ausstrahlung des Gastarbeiterprogramms sind 
im Aufbau. 

Bei der Eigenart der ultrakurzen Wellen mußte eine 
Vielzahl von Sendestellen gebaut werden. Die mei- 
sten Frequenzen sind daher den Landesrundfunk- 
anstalten für ihre UKW-Programme zugeteilt wor- 
den. Einige Sender sind den Rundfunkdiensten der 
britischen, französischen und kanadischen Streit- 
| kräfte in der Bundesrepublik und dem RIAS-Berlin 
Vorbehalten. 

Insgesamt bestanden am 31. Dezember 1966 im Be- 
reich II (87,5 bis 100 MHz) 236 Sender. 7 Sender 
strahlten zusätzlich im Bereich 100 bis 104 MHz aus. 
Von den 243 Sendern entfallen 222 auf die Landes- 
rundfunkanstalten; sie verteilen sich wie folgt: 

Tabelle 4 


Anstalt 

1. Pro- 
gramm 

2. Pro- 
gramm 

3. Pro- 
gramm 

Gast- 

arbeiter- 

programm 

BR 

17 

24 

— 

3 

HR 

7 

7 

5 

wie 3. Pro- 
gramm 

NDR .... 

14 

14 

14 

3 

RB 

2 

2 

1 

wie 3. Pro- 
gramm 

SR 

1 

1 

1 

wie 3. Pro- 
gramm 

SFB 

1 

1 

1 

— 

SDR .... 

8 

10 

— 

5 

SWF .... 

19 

20 

— 

6 

WDR .... 

12 

9 

11 

3 

insgesamt 

81 

88 

33 

20 


Quelle: Angaben des BMP 
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Außer den 9 Landesrundfunkanstalten benutzen Sta- 
tionen der Stationierungsstreitkräfte und auslän- 
dische Rundfunkorganisationen 21 UKW-Sender 
(AFN: 5; FFB: 1 ; BFBS: 7; CFN: 4; BBC: 1; RIAS: 3). 

Die in Stockholm dem Fernsehen zugewiesenen Fre- 
quenzbereiche I und III werden in der Bundesrepu- 
blik für die Ausstrahlung des 1. Programms verwen- 
det. Die vorgesehenen Frequenzen sind ausnahms- 
los den Landesrundfunkanstalten zugeteilt worden. 
Die Sender sind zu regionalen Sendernetzen zusam- 
mengeschlossen, können jedoch über einen zentra- 
len Schaltpunkt in Frankfurt/M. zu einem bundes- 
weiten Netz verbunden werden. Das Gesamtnetz 
der VHF-Sender (34 Grundnetzsender und 518 klei- 
nere Sender und Umsetzer) reichte jedoch für eine 
lückenlose Versorgung nicht aus. Die Landesrund- 
funkanstalten haben deshalb bisher zusätzlich 27 
Flächenversorgungssender und 62 Füllsender mit 
geringer Leistung aus den Frequenzbereichen IV/V 
erhalten. 

Die Ende 1966 betriebenen Sender größerer Leistung 
verteilen sich wie folgt: 


Tabelle 5 


Anstalt 

VHF- 

Bereich 

UHF- 

Bereich 

Versorgungsgrad 
in °/o der 
Bevölkerung 

BR 

7 

5 

86,0 

HR 

4 

3 

97,0 

NDR 

7 

6 

95,5 

RB 

— 

1 

100,0 

SR 

1 

— 

100,0 

SFB 

1 

— 

100,0 

SDR 

4 

2 

90,0 

SWF 

7 

6 

90,0 

WDR 

3 

4 

96,7 

zusammen: 

34 

27 

93,2 ») 


*) Im Bundesdurchschnitt 

Quelle: Angaben des BMP und der ARD 


Mit diesen Sendern ist es gelungen, in fast allen 
Gebieten einer Vollversorgung sehr nahe zu kom- 
men. Noch bestehende Versorgungslücken sollen mit 
weiteren Lückenfüllsendern aus dem VHF/UHF-Be- 
reich geschlossen werden. 

Die Mehrzahl der Sendestellen im UHF-Bereich dient 
der Ausstrahlung des bundesweiten 2. und der regio- 
nalen 3. Fernsehprogramme. Sie werden im Gegen- 
satz zu den Sendern für das 1. Programm, die im 
Eigentum der Anstalten stehen, von der Bundepost 
errichtet und betrieben. 

Die Sender für das 2. Fernsehprogramm benutzen 
Frequenzen im Bereich IV (Kanäle 21 bis 39). Von 
den geplanten 90 Grundnetzsendern wurden bis zum 
31. Dezember 1966 73 Sender in Betrieb genommen. 
Daneben bestanden 155 kleinere Sender und Um- 


setzer. Damit werden etwa 82 % der Bevölkerung 
des Bundesgebietes unter Einschluß von Berlin 
(West) erreicht. Nach Auskunft des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen müssen neben 
den geplanten 17 Grundnetzsendern noch etwa 850 
Füllsender mit geringer Strahlungsleistung errich- 
tet werden. 

Die 3. Fernsehprogramme werden über Postsender 
im Bereich V (Kanäle 40 bis 60) verbreitet. Die Sen- 
der sind zu regionalen Netzen zusammengeschlos- 
sen. Eine Verbindungsmöglichkeit auf Bundesebene 
besteht nicht. Der Ausbau ist noch nicht weit fort- 
geschritten. Nach dem derzeitigen Stand (31. De- 
zember 1966) sind 45 Grundnetzsender in Betrieb. 
Einzelheiten ergeben sich aus folgender Tabelle: 


Tabelle 6 


Land (Anstalt) 

Sender- 

zahl 

Versor- 
gungsgrad 
in % der 
Bevölke- 
rung 

Bayern (BR) 

Hessen (HR) 

13 59,0 

4 56,0 

7 72,0 

3 39,0 

8 80,0 

1 100,0 

1 100.0 

Nordrhein-Westfalen 
(WDR) 

Schleswig-Holstein (NDR) 
Niedersachsen (NDR) .... 
Hamburg (NDR) 

Bremen (RB) 

Berlin (SFB) 

Rheinland-Pfalz 

1 

- ] 

100,0 

noch 
> kein 

3. Pro- 

Baden-Württemberg .... 

Saarland 



insgesamt . . . 

45 62,5») 


0 Im Bundesdurchschnitt 

Quelle: Angaben des BMP 


Nach Auskunft des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen müssen noch etwa 45 Grund- 
netzsender und außerdem etwa 1000 Füllsender mit 
geringer Strahlungsleistung errichtet werden. 


B. Technische Möglichkeiten zur Ausstrahlung 
weiterer Rundfunkprogramme 

Die Kommission hat sich darüber unterrichten las- 
sen, ob es heute oder in absehbarer Zukunft tech- 
nisch möglich ist, weitere Hörfunk- und Fernseh- 
programme auszustrahlen. Sie hat zu diesem Zweck 
unabhängige technische Sachverständige befragt und 
amtliche Stellungnahmen des Bundesministeriums 
für das Post- und Fernmeldewesen eingeholt. 
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Hörfunk 

Nach den getroffenen Feststellungen stehen im Lang- 
wellenbereich zusätzliche Frequenzen für Hörfunk- 
programme nicht zur Verfügung. Deutschland hat im 
Kopenhagener Wellenplan keine Langwelle erhal- 
ten. Trotzdem sind auf dem Territorium der Bun- 
desrepublik 3 Langwellensender errichtet worden. 
Die Errichtung von weiteren Sendern ist in diesem 
Bereich nicht möglich. Es ist ohnehin zweifelhaft, ob 
eine Langwelle sich für die innerdeutsche Versor- 
gung eignet. Die physikalischen Eigenschaften der 
Langwellen begünstigen den Fernempfang, so daß 
sie allgemein für eine großflächige Hörfunkversor- 
gung verwandt werden. 

Im Mittelwellenbereich, der ausschließlich für den 
Hörfunk zur Verfügung steht, ist die Situation ähn- 
lich. Auch hier werden in der Bundesrepublik 
Deutschland mehr Frequenzen benutzt, als im Ko- 
penhagener Wellenplan vorgesehen sind. Die Sende- 
leistungen sind zudem ständig erhöht worden und 
sollen zum Teil noch verstärkt werden. Hinzu 
kommt, daß eine Anzahl Sender von den ausländi- 
schen Stationierungsstreitkräften benutzt wird. Es 
ist zwar geplant, die Versorgung dieser Streitkräfte 
in Zukunft auf Sender im UKW-Bereich 100 bis 
104 MHz zu verlegen. Diese Verlegung würde je- 
doch den Mittelwellenbereich nicht so wesentlich 
entlasten, daß ausreichende Frequenzen für zusätz- 
liche Programme frei würden. 

Der Kurzwellenbereich eignet sich kaum für eine 
regionale oder lokale Rundfunkversorgung. Kurz- 
wellen werden wegen ihrer großen Reichweite ganz 
überwiegend für den interkontinentalen Rundfunk- 
verkehr benutzt. Außerdem sind die meisten Kurz- 
wellen von mangelhafter Qualität, weshalb sie in 
der Regel für die Übertragung anspruchsvoller Mu- 
siksendungen ausfallen. 

Die für den Ultrakurzwellenhörfunk im VHF-Bereich 
(87,5 bis 100 MHz) vorgesehenen Frequenzen sind 
auf die Programme der Landesrundfunkanstalten 
verteilt. Daneben werden einige Frequenzen von 
Sendern der in der Bundesrepublik stationierten aus- 
ländischen Streitkräfte benutzt. Alle den Landes- 
rundfunkanstalten zugeteilten Frequenzen werden 
für die Ausstrahlung der drei bestehenden bzw. im 
Aufbau befindlichen Programme verwendet. Die 
Bundespost sieht daher keine Möglichkeit mehr, im 
Bereich II noch mehr Frequenzen (etwa für die Ver- 
breitung des Gastarbeiterprogramms) bereitzustel- 
len. 

Allerdings wird zur Zeit erwogen, die Sender der 
ausländischen Streitkräfte in den Bereich 100 bis 
104 MHz zu verlegen. Damit würde der Bereich 87,5 
bis 100 MHz zum Teil entlastet. Diese Überlegun- 
gen sind jedoch noch nicht abgeschlossen. Auch läßt 
sich nach amtlicher Darstellung noch nicht feststel- 
len, ob damit genügend Sender für zusätzliche Pro- 
gramme frei würden. Da jedoch z. B. das Programm 
des BFBS fast in der gesamten früheren britischen 
Zone empfangen werden kann, ist es denkbar, daß 
im Falle einer Verlegung der Sender des BFBS im 
nordwestdeutschen Raum ein zusätzliches Programm 
verbreitet werden kann. 


Der erwähnte Bereich 100 bis 104 MHz wird heute 
mit 7 Ausnahmen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land noch nicht für den Hörfunk benutzt. Er ist nach 
den Bestimmungen der Vollzugsordnung für den 
Funkdienst von 1959 (Artikel 5, Nr. 270) zwar dem 
Rundfunkdienst zugewiesen. Seine Benutzung setzt 
jedoch vertragliche Abmachungen zwischen den 
interessierten und betroffenen Fernmeldeverwaltun- 
gen voraus, damit Störungen in den benachbarten 
Ländern vermieden werden. Verhandlungen über 
entsprechende Abmachungen können erst geführt 
werden, wenn die Struktur eines Sendernetzes im 
Bereich 100 bis 104 MHz geklärt ist. Die dazu erfor- 
derlichen Planungen sind nach amtlicher Auskunft 
noch nicht in Angriff genommen. Nach einer Fre- 
quenzplanstudie der Bundespost können in diesem 
Bereich etwa 40 Kanäle zusätzlich für den Hörfunk 
erschlossen werden. Dadurch wäre die Errichtung 
von 60 weiteren leistungsstarken UKW-Sendern und 
einer Reihe von Sendern mit geringer Strahlungs- 
leistung möglich. 

Fernsehen 

Nach Auskunft des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen reichen die Bereiche I und III 
(41 bis 68 MHz und 174 bis 223 MHz) für die Ver- 
sorgung mit dem 1. Fernsehprogramm nicht aus. Die 
Landesrundfunkanstalten benutzen daher zusätzlich 
Frequenzen in den UHF-Bereichen IV und V (470 
bis 582 MHz und 582 bis 790 MHz). Im übrigen die- 
nen die Bereiche IV und V der Ausstrahlung des 
2. Programms und der regionalen 3. Programme. Es 
steht jedoch noch nicht fest, ob sie an allen Stellen 
genügen werden, um eine vollständige Versorgung 
zu sichern. Einige, besonders ungünstig gelegene 
Gebiete wird man möglicherweise nur durch öffent- 
liche Gemeinschaftsantennenanlagen und Kabellei- 
tungen (drahtgebundene Versorgung) erreichen kön- 
nen. An anderen Stellen, etwa im topographisch 
günstigen norddeutschen Raum, könnte sich dagegen 
nach dem vollständigen Ausbau der drei Sender- 
netze herausstellen, daß einige Sender, die nach dem 
Stockholmer Wellenplan oder dem innerdeutschen 
Frequenzplan vorgesehen sind, nicht benötigt wer- 
den. 

Der UHF-Bereich 790 bis 960 MHz, also die Kanäle 
61 bis 81 im Bereich V, steht in der Bundesrepublik 
nicht für das Fernsehen zur Verfügung. Diese Fre- 
quenzen sind zwar im Stockholmer Abkommen für 
Fernsehzwecke vorgesehen. Der Frequenzbereichs- 
Aufteilungsplan der Bundesrepublik, der die inner- 
deutsche Frequenzverteilung regelt, hat den Bereich 
790 bis 960 MHz jedoch anderen Bedarfsträgern zu- 
gewiesen. Auch in Zukunft ist nicht beabsichtigt, 
eine andere Verteilung in Erwägung zu ziehen. 

Bereich VI 

Für die Ausstrahlung zusätzlicher Fernsehprogramme 
kann daher im wesentlichen nur der Frequenzbereich 
11,7 bis 12,7 GHz, der sogenannte Bereich VI, in Be- 
tracht kommen. Er steht seit dem internationalen 
Frequenzbereichsplan von 1959 u. a. dem Rundfunk 
zur Verfügung. Das Fernmeldetechnische Zentral- 
amt hat seit 1961 im Band VI Sende- und Empfangs- 
versuche durchgeführt. Die Versuche haben gezeigt, 
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daß in diesem Bereich Fernsehsendungen verbreitet i 
werden können. Sowohl auf der Sende- als auch auf 
der Empfangsseite ist der* Bereich jedoch gerate- j 
technisch noch nicht soweit erschlossen, daß in ab- : 
sehbarer Zeit mit seiner Verwendung für zusätzliche j 
Programme gerechnet werden kann. 

Auf der Sendeseite sind noch umfangreiche Unter- ! 
suchungen und Verbesserungen von Senderleistung, 
Modulationsart, Antennengestaltung usw. erforder- j 
lieh. Nach den Ergebnissen dieser Untersuchungen 
werden die Empfängereinrichtungen gestaltet wer- ' 
den müssen. Ob es gelingen wird, billige Bauele- s 
mente zu entwickeln, die für handelsübliche Fern- 
sehsende- und Empfangsanlagen verwandt werden 
können, ist noch offen. Voraussichtlich werden Ein- 
zelantennen zu kostspielig und durch Gemeinschafts- 
antennen zu ersetzen sein. 

Ob sich außer der Deutschen Bundespost auch an- 
dere Stellen mit Entwicklungs- und Forschungsarbei- 
ten im Bereich VI befassen, ist der Kommission nicht 
bekannt geworden. Ohne die Mitarbeit der Indu- 
strie ist die Erschließung des Bandes VI nicht mög- 
lich. Das gilt insbesondere für die Entwicklung von 
entsprechenden Empfangsgeräten. 

Sachverständige haben der Kommission erklärt, für 
die Rundfunkindustrie bestehe vorerst kein Anreiz 
zur Konstruktion solcher Geräte. Sie sei zur Zeit 
vollauf mit der Produktion und Verbesserung von 
Farbfernsehgeräten und stereofonischen Geräten 
ausgelastet. Hinzu komme, daß im Ausland offen- 
sichtlich kein Interesse an einer Erschließung des 
Bereiches VI bestehe und deshalb die Exportchancen 
für die Industrie gering seien. 

Es wird daher noch Jahre dauern, ehe der Frequenz- 
bereich 11,7 bis 12,7 GHz technisch erschlossen ist 
und an die Aufnahme regelmäßiger Programmsen- 
dungen gedacht werden kann. Die sachverständigen 
Schätzungen bewegen sich zwischen 5 und 10 Jahren. 

über die Zahl der Programme, die in diesem Be- ! 
reich ausgestrahlt werden können, lassen sich noch 
keine Angaben machen. Die Kanalabstände und die 
Anzahl der Sender können erst festgelegt werden, 
wenn die Ausbreitungsbedingungen genau unter- 
sucht sind. Die Mehrzahl der Sachverständigen ist 
offensichtlich der Auffassung, daß sich der Bereich 
VI nicht für überregionale und nur unter hohen 
Kosten für regionale Programme eignet. Die beson- 
ders kleinen Wellenlängen von etwa 3 Zentimetern 
machen es notwendig, daß zwischen Sendern und 
Empfängern direkte Sicht besteht. Deshalb dürfte 
sich der Bereich VI am besten für lokal begrenzte 
Empfangsgebiete eignen. Selbst bei einer Beschrän- 
kung auf kleinere Sendegebiete muß damit gerech- 
net werden, daß eine vollständige „Ausleuchtung" 
von Städten bisher nicht aufgetretene sendetech- 
nische Schwierigkeiten bereiten wird. 

Mitbenutzung bestehender Sendeanlagen 

Auf absehbare Zeit stehen demnach nur die Fre- 
quenzbereiche I, III, IV und V zur Verfügung. Diese 
werden für die drei bestehenden oder geplanten | 
Programme der Rundfunkanstalten benötigt. Freilich ; 
strahlt die Mehrzahl der Sender nicht den ganzen 
Tag über Programme aus. Gegenwärtig wird in der 


Regel nur ein Teil der Sender des Ersten Programms 
vor Beginn des Nachmittagsprogramms benutzt, über 
sie wird das Vormittagsprogramm für die Bevölke- 
rung im anderen Teil Deutschlands verbreitet. Die 
übrigen Sender werden außerhalb der üblichen 
Sendezeiten regelmäßig nicht in Anspruch genom- 
men. Auch wenn sie für eine gewisse Zeit zu Test- 
zwecken zur Verfügung stehen müssen, so bleiben 
sie doch für viele Stunden täglich ungenutzt. Es 
wäre daher denkbar, die Sender während dieser 
Zeit für andere Veranstaltungen bereitzustellen. Die 
Vormittags- und Nachmittagsstunden mögen zwar 
weniger attraktiv als die Abendstunden sein. Doch 
gibt es Länder, in denen Fernsehprogramme von 
frühmorgens bis nach Mitternacht ausgestrahlt wer- 
den. 

Draht- und Satellitenfernsehen 

Die Kommission hat sich darüber unterrichten las- 
sen, ob es möglich ist, zusätzliche Fernsehprogramme 
über Kabel oder über Satelliten zu verbreiten. 

Ein Drahtfernsehen ist in der Bundesrepublik 
Deutschland bislang nicht ernsthaft diskutiert wor- 
den, obwohl eine Reihe ausländischer Erfahrungen 
vorliegt. Es könnte daran gedacht werden, daß die 
Bundespost in den Städten Kabel verlegt und sie 
für die lokale Versorgung mit zusätzlichen Program- 
men zur Verfügung stellt. Der finanzielle Aufwand 
dürfte nicht größer sein als der für die Verlegung 
und Unterhaltung des Telefonkabelnetzes. 

Theoretisch dürfte es in nicht allzu ferner Zukunft 
möglich sein, über einen Synchronsatelliten Fernseh- 
programme direkt an den Teilnehmer zu bringen. 
Schon heute werden derartige Satelliten, die über 
dem Äquator stationiert sind, für interkontinentale 
Richtfunkverbindungen benutzt. Satelliten, die Fern- 
sehprogramme direkt für normale Empfangsanten- 
nen ausstrahlen, müßten freilich eine weitaus grö- 
ßere Sendestärke besitzen und hätten deshalb ein 
entsprechend hohes Gewicht. Bisher sind die tech- 
nischen Probleme, die durch die Beförderung der- 
artiger Lasten entstehen, noch nicht vollständig ge- 
löst. 

International und national sind für einen Satelliten- 
Rundfunk noch keine Frequenzen zugewiesen wor- 
den. Der Internationale Beratende Ausschuß für den 
Funkdienst (CCIR) der Internationalen Fernmelde- 
union ist beauftragt zu untersuchen, welche Frequen- 
zen dafür geeignet sind. 

Auch auf der Empfangsseite müßte ein erheblicher 
technischer Aufwand betrieben werden, um die sehr 
schwache Energie entsprechend zu verstärken. Wei- 
terhin müßte, ähnlich wie bei der Benutzung des 
Bereiches VI, ein billiger Konverter entwickelt wer- 
den, der die wesentlich höheren Frequenzen (2000 
bis 4000 MHz), mit denen ein Satellit arbeiten 
würde, in die niedrigeren Frequenzen der gebräuch- 
lichen Empfänger umsetzen würde. 

Eines der noch ungelösten Probleme des Satelliten- 
fernsehens besteht darin, die Strahlung so zu bün- 
deln, daß das Versorgungsgebiet etwa auf das der 
Bundesrepublik begrenzt wird. Gelingt dies nicht, 
ergeben sich Fragen, die nur durch internationale 
Verträge gelöst werden können. 
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Es wird noch Jahre dauern, bis ein solcher Rund- 
funkdienst praktisch eingeführt werden kann. 

Das vom Saarländischen Landtag verabschiedete 
2. Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
Nr. 806 über die Veranstaltung von Rundfunksen- 
dungen im Saarland vom 7. 6. 1967 (Amtsblatt des 
Saarlandes 1967, Nr. 24, S. 478 ff.) und die daran 
anschließende Diskussion bestätigen die dargestellte 
Frequenzsituation. 


III. Die Verfassung des Rundfunks 

Für die Ausstrahlung einer unbegrenzten Zahl von 
Rundfunkprogrammen standen seit jeher nicht ge- 
nügend Frequenzen zur Verfügung. Die Zulassung 
zu Rundfunkveranstaltungen mußte deshalb gesetz- 
lich geregelt werden. Als rechtliche Grundlage für 
diese Regelung diente das Gesetz über das Tele- 
graphenwesen von 1892, das dem Reich das Mono- 
pol einräumte, Fernmeldeanlagen zu errichten und 
zu betreiben. 


A. Die Entwicklung bis 1945 

Als nach dem Ersten Weltkrieg regelmäßige Rund- 
funksendungen möglich wurden, begannen zugleich 
Diskussionen darüber, wer über das neue Medium 
verfügen sollte. Gegen den Widerstand des Reichs- 
innenministeriums setzte der damalige Staatssekre- 
tär im Reichspostministerium, Hans Bredow, die 
Einführung der „Mikrophongrenze" durch, womit 
der Programmdienst vom Sendedienst getrennt wer- 
den sollte. Die Sendeanlagen sollten von der Reichs- 
post betrieben, die Programmgestaltung dagegen 
privaten Gesellschaften übertragen werden. Im 
Jahre 1924 entstanden auf Veranlassung des Reichs- 
postministeriums private regionale Programmgesell- 
schaften 1 ), denen ein angemessener Anteil an den 
von der Post einzuziehenden Gebühren zugestanden 
wurde. Die erste Sendung wurde jedoch bereits am 
29. Oktober 1923 von der späteren „Funk-Stunde 
AG", Berlin, ausgestrahlt. 

Die Zahl der Rundfunkteilnehmer stieg rasch an. 
Ende 1925 gab es schon mehr als 1 Million Hörer. 
Mit der Bedeutung des Rundfunks wuchs jedoch auch 
das Verlangen von Reich und Ländern nach politi- 
scher Einflußnahme. Reich und Länder schlossen im 
Dezember 1925 eine Vereinbarung, die im Ergebnis 
einer staatlichen Zensur nahekam und die staatliche 
Gesamtaufsicht über die Programmgesellschaften 
einführte. 

Die Programmgesellschaften waren seit Mai 1925 mit 
Ausnahme der bayerischen Gesellschaft in einer 
Dachorganisation, der Reichsrundfunkgesellschaft, 
zusammengeschlossen. Im Februar 1926 übernahm 


') Funk-Stunde AG, Berlin, Südwestdeutsche Rundfunk- 
dienst AG, Frankfurt/Main, Ostmarken-Rundfunk AG, 
Königsberg, Nordische Rundfunk AG, Hamburg, Mit- 
teldeutsche Rundfunk AG, Leipzig, Süddeutsche Rund- 
tunk AG, Stuttgart, Schlesische Funkstunde AG, Bres- 
lau, Westdeutsche Funkstunde AG, Münster, Deutsche 
Stunde in Bayern AG, München. 


die Reichspost 51 °/o der Geschäftsanteile der Reichs- 
rundfunkgesellschaft. Damit erhielt sie zu der sende- 
technischen auch die wirtschaftliche Kontrolle. Zur 
gleichen Zeit wurde die Benutzung von Sendeanla- 
gen der Reichspost von einer Genehmigung ab- 
hängig gemacht. Ihre Erteilung wurde mit Bedin- 
gungen verknüpft. Zu diesen zählte die Beachtung 
von Richtlinien für die Gestaltung des Nachrichten- 
und Kommentardienstes. Die Aufsicht über die Ein- 
haltung dieser Richtlinien wurde dreiköpfigen Uber- 
wachungsausschüssen anvertraut. Ein Mitglied 
wurde von der Reichsregierung, zwei Mitglieder 
wurden von den zuständigen Landesregierungen 
berufen. 

Der erste Schritt zur völligen Verstaatlichung des 
Rundfunks wurde 1932 getan. Auf Grund der „Leit- 
sätze zur Neuregelung des Rundfunks" — wiederum 
das Ergebnis einer Vereinbarung zwischen Reich und 
Ländern — wurden die noch in privater Hand ver- 
bliebenen Anteile an der Reichsrundfunkgesellschaft 
und an den Programmgesellschaften verstaatlicht. 
51 % der Anteile an der Reichsrundfunkgesellschaft 
behielt die Reichspost, 49 °/o gingen an die Länder. 
Jede Programmgesellschaft erhielt einen Staatskom- 
missar, der im Einvernehmen mit dem Reichsinnen- 
ministerium von den Landesregierungen ernannt 
wurde. 

Damit war der Einfluß des Staates fest etabliert. 
Es war nur noch ein kleiner Schritt zur totalen Ver- 
staatlichung im Jahre 1933. Unter der Herrschaft des 
Nationalsozialismus wurde der Rundfunk ein staat- 
liches Propagandainstrument, das dem Reichsmini- 
ster für Volksaufklärung und Propaganda unterstellt 
war. Nur die technischen Angelegenheiten verblie- 
ben der Reichspost. 


B. Die Entwicklung nach 1945 

1945 wurde Deutschen zunächst der Betrieb von 
Rundfunkanlagen untersagt. Die Besatzungsbehör- 
den beschlagnahmten die vorhandenen Anlagen und 
verbreiteten selbst Programme. 

Die amerikanische Militärregierung setzte sich an- 
fangs, dem System in den USA entsprechend, für 
eine Privatisierung ein. Uber die Ausgestaltung kam 
es jedoch zu Meinungsverschiedenheiten mit deut- 
schen Stellen. Letztlich scheiterten die amerikani- 
schen Pläne am Mangel an Frequenzen. Um so nach- 
drücklicher verlangte die amerikanische Militärregie- 
rung, daß jeder staatliche Einfluß auf den Rundfunk 
beseitigt werde. 

Die britischen Militärbehörden neigten dazu, für ihre 
gesamte Zone eine zentrale Körperschaft öffentlichen 
Rechts nach dem Muster der BBC zu errichten. Die 
Beteiligung staatlicher Stellen bei der Berufung des 
Aufsichtsgremiums ließ sich dabei nicht ausschlie- 
ßen. 


’) Genehmigung i. d. F. und mit dem Datum der Zu- 
stimmung der vereinigten Ausschüsse des Reichsrates 
vom 7. Dezember 1925, den Gesellschaften mit einem 
Schreiben des RPM vom 4. März 1926 zugestellt, in 
Kraft getreten am 1. März 1926. 
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Die französischen Besatzungsbehörden führten zu- 
nächst keine Verhandlungen mit deutschen Stellen, 
sondern warteten das Ergebnis der Gespräche in 
den beiden anderen Zonen ab. 

Deutsche Vorschläge zur Neuordnung des Rund- 
funks hatten zum Ziel, die Rundfunkverfassung der 
letzten Jahre vor 1933 mit geringfügigen Verände- 
rungen wieder einzuführen. Dem Staat sollte eine 
weitgehende Kontrolle des Programms, der Wirt- 
schaftsführung und der Technik übertragen werden. 
Meinungsverschiedenheiten bestanden lediglich dar- 
über, ob die Kontrollfunktion von der Exekutive 
oder der Legislative ausgeübt werden sollte. 

Im Laufe der Jahre 1948/49 entstanden auf Betrei- 
ben der Militärbehörden in allen drei westlichen 
Zonen Rundfunkanstalten des öffentlichen Rechts. 

Für die britische Zone wurde der NWDR als zentrale 
Anstalt mit dem Sitz in Hamburg errichtet. Rechts- 
grundlage war die VO 118 der britischen Militär- 
regierung, die am 1. Januar 1948 die Satzung des 
NWDR in Kraft setzte. 

Die französische Militärregierung schuf durch VO 
187 vom 30. Oktober 1948 als zentrale Anstalt für 
ihre Zone den SWF mit dem Sitz in Mainz (später 
Baden-Baden). 

In der amerikanischen Zone wurden durch Landes- 
gesetze, auf deren Inhalt die Militärbehörden maß- 
geblich Einfluß nahmen, 4 Landesrundfunkanstalten 
errichtet: Der BR durch Gesetz vom 10. August 1948, 
der HR durch Gesetz vom 2. Oktober 1948 und RB 
durch Gesetze vom 22. November 1948/24. Februar 
1949. Das Gesetz über den SDR mußte auf Anwei- 
sung der Militärregierung zweimal wegen unzurei- 
chender Garantien für die Unabhängigkeit geändert 
werden. Erst die Fassung vom 6. April 1949 erlangte 
Gesetzeskraft. 

Die Anstalten erhielten das Recht der Selbstverwal- 
tung. Nur einige unter ihnen wurden ausdrücklich 
einer eng umrissenen Rechtsaufsicht unterworfen. 
Für die Programmgestaltung wurde eine Reihe von 
Grundsätzen festgelegt, welche die Uberparteilich- 
keit und die Freiheit der Berichterstattung sichern 
sollten. Bestimmungen über die Aufgaben, die Or- 
ganisation und die Wirtschaftsführung sollten die 
Unabhängigkeit der Anstalten vom Staat und ihre 
politische Neutralität garantieren. Die Aufsichts- 
organe der Anstalten (Rundfunk- und Verwaltungs- 
rat) wurden so zusammengesetzt, daß in ihnen fak- 
tisch alle bedeutsamen politischen, weltanschau- 
lichen und gesellschaftlichen Gruppen vertreten 
waren. Ihnen wurde die Aufgabe übertragen, die für 
die Programmgestaltung maßgeblichen Personen 
(den Intendanten und seine Mitarbeiter) zu kontrol- 
lieren und die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben 
zu überwachen, insbesondere dafür zu sorgen, daß 
alle gesellschaftlichen Gruppen bei der Programm- 
gestaltung angemessen berücksichtigt würden. 

Um die Rundfunkanstalten von der Post unabhängig 
zu machen, übereigneten ihnen die Besatzungs- 
mächte das gesamte Rundfunkvermögen der frühe- 
ren Reichspost und der Reichsrundfunkgesellschaft. 
Die Anstalten wurden damit Eigentümer aller Stu- 
dio- und Sendeanlagen. Der Post verblieben ledig- 
lich der Gebühreneinzug, der Entstörungsdienst und 


der Betrieb der Fernmeldeleitungen (in der britischen 
und französischen Zone auch die Schwarzhörerermitt- 
lung). Leitungen sollte die Post zu festen Gebühren 
vermieten. Für die übrigen Dienstleistungen billig- 
ten ihr die Besatzungsmächte einen Anteil an der 
Rundfunkgebühr, zu, die auf 2,00 DM je Monat fest- 
gelegt war. Sie setzten ihn für die amerikanische 
Zone auf 19,3 °/o, für die französische Zone auf 20% 
und für die britische Zone auf 25 % 9 fest. Pro- 
grammgestaltung, Studio- und Sendetechnik lagen 
damit, anders als vor 1933, in einer Hand. 

Die 1948/49 errichteten Anstalten erhielten Gebüh- 
reneinzugsgebiete von unterschiedlicher Größe. Am 
1. September 1951 verteilten sich die Tonrundfunk- 
genehmigungen wie folgt: 


Tabelle 7 


Anstalt 

Tonrundfunkgenehmi- 

gungen 

NWDR 

5 105 000 

BR 

1 700 000 

SWF 

; 975 000 

HR 

890 000 

SDR 

790 000 

RB 

137 000 


Quelle: Brack/Herrmann/Hillig, Organisation des 
Rundfunks, S. 12 und S. 44 


Wegen der erheblichen Unterschiede im Gebühren- 
aufkommen und der daraus resultierenden Unter- 
schiede in der Finanzkraft der Anstalten wurde 
schon bald eine Neuorganisation erörtert. Der Trend 
ging dahin, in jedem Land eine Anstalt zu errichten. 

Zwar wurde die „Mehrländeranstalt" SWF beibe- 
halten, als ihre besatzungsrechtliche Grundlage 
durch den Staatsvertrag der Länder Baden, Rhein- 
land-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern vom 
27. August 1951/29. Februar 1952 abgelöst wurde. 
Ende 1953 jedoch wurde der Sender NWDR-Berlin 
verselbständigt und durch Gesetz vom 12. Novem- 
ber 1953 die Anstalt Sender Freies Berlin gegründet. 
Wenig später entstand auf Grund des Gesetzes vom 
25. Mai 1954 der WDR als Rundfunkanstalt für 
Nordrhein-Westfalen. Der NWDR wurde aufgelöst. 
An seine Stelle trat neben dem WDR durch Staats- 
vertrag der Länder Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein vom 16. Februar 1955 der NDR 2 ). 
Als letzte der zur Zeit bestehenden 9 Landesrund- 
funkanstalten kam 1956 der Saarländische Rundfunk 
(SR) hinzu (Gesetz vom 27. November 1956, jetzt 
Gesetz vom 2. Dezember 1964 i. d. F. vom 7. Juni 
1967). 

9 Mit Wirkung vom 1. Januar 1959 wurde er auf 20% 
gesenkt, vgl. Ziff. III G dieses Abschnitts. 

2 ) Neben den beiden neuen Anstalten NDR und WDR 
bestand für eine Übergangszeit bis zum 31. März 1961 
als gemeinsame Körperschaft der NWRV. In seine 
Zuständigkeit fielen das Fernsehen, die Sendetechnik 
und die Rechtsfragen. 
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Aufgaben und Organisation dieser ohne Einwirkung 
der Besatzungsmächte errichteten Rundfunkanstalten 
sind in allen wesentlichen Einzelheiten nach dem 
Muster der älteren Anstalten geregelt. Allerdings 
gewannen die politischen Parteien stärkeren Einfluß. 
Dies wird besonders deutlich beim NDR und beim 
WDR. Der Rundfunkrat wird bei diesen Anstalten 
von den Landtagen nach den Grundsätzen der Ver- 
hältniswahl gewählt. Der Verwaltungsrat, der wie- 
derum vom Rundfunkrat bestimmt wird, übt die Pro- 
gramm- und die Wirtschaftkontrolle aus und über- 
wacht die Geschäftsführung des von ihm gewählten 
Intendanten. Außerdem ist die Einstellung von lei- 
tenden Mitarbeitern von seiner Zustimmung ab- 
hängig. Die Vertretung der gesellschaftlich relevan- 
ten Kräfte wurde auf einen beratenden Programm- 
beirat beschränkt. 


C. Gemeinschaftsaufgaben, insbesondere das 
1. Fernsehprogramm 

Die Landesrundfunkanstalten schlossen sich am 
5. August 1950 zu einer Arbeitsgemeinschaft in Form 
der bürgerlich-rechtlichen Gesellschaft, der „Arbeits- 
gemeinschaft der Öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten der Bundesrepublik Deutschland (ARD)", 
zusammen. Organisation und Aufgaben der ARD 
wurden in einer Satzung geregelt. Mitglieder sind 
heute neben den 9 Landesrundfunkanstalten die 
beiden Bundesrundfunkanstalten Deutsche Welle 
und Deutschlandfunk. Der RIAS Berlin kann mit be- 
ratender Stimme hinzugezogen werden. Die Ge- 
schäfte werden im wechselnden Turnus von einer 
Anstalt geführt. 

Die Satzung bestimmt als Zweck die „Wahrneh- 
mung der gemeinsamen Interessen der Rundfunk- 
anstalten" und die „Bearbeitung gemeinsamer Fra- 
gen des Programms sowie gemeinsamer Fragen 
rechtlicher, technischer und betriebswirtschaftlicher 
Art". Hierzu zählen die Vertretung der Landesan- 
stalten gegenüber dem Bund und dem Ausland, der 
Programmaustausch, Verträge mit Autoren, Künst- 
lern, Verlegern und deren Verbänden, Verträge mit 
der Schallplattenindustrie und den Nachrichtenagen- 
turen, Stellungnahmen zu den Rundfunk betreffen- 
den Gesetzentwürfen, zu Frequenzfragen und zum 
Ausbau des Sendernetzes. Zu den Gemeinschaftsauf- 
gaben werden auch die sogenannten „übergeord- 
neten Aufgaben" gerechnet. Als solche werden die 
Veranstaltung des Ersten Fernsehprogramms (Ge- 
meinschaftsprogramm der ARD), die Forschung und 
Entwicklung auf rundfunktechnischem Gebiet, die im 
Institut für Rundfunktechnik (einer Gemeinschafts- 
gründung der ARD) geleistet wird, sowie der Finanz- 
ausgleich angesehen 1 ). 

Die wesentlichste Gemeinschaftsaufgabe ist die Ver- 
anstaltung des Fernsehgemeinschaftsprogramms der 
ARD. Regelmäßige Fernsehsendungen wurden zum 
ersten Mal vom NDR zu Weihnachten 1952 ausge- 
strahlt. Mit dem Ausbau des Leitungsnetzes der 
Bundespost folgten nach und nach auch die anderen 
Anstalten mit ihren Sendern. 

Die Zusammenarbeit der Anstalten im Fernsehbe- 
reich beruht auf dem am 27. März 1953 geschlosse- 


nen und zur Zeit i. d. F. vom 2. Juli 1964 gültigen 
„Fernsehvertrag". Ein von den Ländern am 17. April 
1959 abgeschlossenes „Abkommen über die Koordi- 
nierung des Ersten Fernsehprogramms" gibt der Zu- 
sammenarbeit eine gesetzliche Grundlage. Mit dem 
Fernsehvertrag vereinbarten die Anstalten, ein ge- 
meinsames Programm auszustrahlen, das sich aus 
Programmbeiträgen der einzelnen Anstalten zusam- 
mensetzt. Das Gemeinschaftsprogramm wurde am 
1. November 1954 eröffnet. Einzelne Programmteile 
(Tagesschau, Sportschau, Programmvorschau) wur- 
den von Beginn an von einer Anstalt für alle ande- 
ren produziert. Jede Anstalt ist jedoch berechtigt, 
auf die Ausstrahlung von Teilen des Gemeinschafts- 
programms zu verzichten und sie durch eigene Bei- 
träge zu ersetzen. 

Das Gemeinschaftsprogramm besteht heute aus fol- 
genden Teilen: 

Abendprogramm 
(ab 20.00 Uhr), 

Nachmittagsprogramm 

(Montag bis Freitag bis 18.05 Uhr) 
Wochenendprogramm, bestehend aus 
Samstagnachmittagsprogramm, 

Sonn tag Vormittagsprogramm, 
Sonntagsnachmittagsprogramm. 

Es kann vor und nach den einzelnen Teilen durch 
regionale Programme ergänzt werden. In der Praxis 
geschieht dies im allgemeinen von Montag bis Frei- 
tag zwischen 18.05 und 20.00 Uhr. 

Die Programmplanung obliegt der „Ständigen Pro- 
grammkonferenz", in der die Anstalten durch ihre 
Intendanten vertreten sind. Den Vorsitz hat der 
seit der Gründung des ZDF hauptamtlich tätige Pro- 
grammdirektor. Ihm zur Seite stehen ein Referent für 
Eurovision und 6 Koordinatoren für Unterhaltung, 
Fernsehspiel, Politik und Fernsehberichte, Sport, 
Spielfilm und Nachmittagsprogramm. Neben der Pro- 
grammkonferenz gibt es den „Fernsehbeirat", der 
sich aus Mitgliedern der Aufsichtsgremien aller An- 
stalten zusammensetzt. 

Zur Finanzierung des Fernsehens wird vom Teil- 
nehmer eine mit der Tonrundfunkgebühr (2,00 DM) 
gekoppelte Fernsehrundfunkgebühr (5,00 DM) je 
Monat erhoben. Einen Anteil von 1,35 DM behält 
die Bundespost für die Bereitstellung von Leitungen 
ein. Nach einer noch nicht in Kraft getretenen Neu- 
regelung soll sich der Anteil mit Wirkung vom 
31. Dezember 1965 auf 1,40 DM erhöhen -). 


D. Die Anstalt Zweites Deutsches Fernsehen 
und die Beziehungen zwischen ARD und ZDF 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
28. Februar 1961 3 ) gründeten die Länder durch 
Staatsvertrag vom 6. Juni 1961 die Anstalt Zweites 
Deutsches Fernsehen in Mainz. Sie sollte ursprüng- 
lich am 1. Juli 1962 mit der Ausstrahlung eines zwei- 


0 Einzelheiten zum Finanzausgleich enthält Ziff. IV die- 
ses Abschnitts 

-) vgl. Ziff. III G dieses Abschnitts 

3 ) BVerfGE 12, S. 205 ff. Das Urteil entschied den sog. 
Fernsehstreit zwischen Bund und Ländern. 
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ten Fernsehprogramms beginnen. Da sich dieser Ter- j 
min nicht einhalten ließ, wurde der Beginn der Sen- ! 
düngen auf den 1. April 1963 verschoben. Die An- [ 
stalt ist ähnlich organisiert wie die Landesrundfunk- j 
anstalten. Abweichungen erklären sich zum Teil 
daraus, daß das ZDF keine Hörfunkprogramme ver- : 
breitet. Die Anstalt erhält von den Landesrundfunk- 
anstalten 30% der gesamten in den Vertragslän- i 
dern anfallenden Nettofernsehgebühren. Im übri- : 
gen hat sie nach dem Staatsvertrag ihre Ausgaben | 
durch Einnahmen aus Werbesendungen zu decken. 

Zum Werbeprogramm enthält der Staatsvertrag eine 
Reihe von Vorschriften. Artikel 22 Abs. 3 bestimmt: 
„Das Werbeprogramm ist vom übrigen Pro- 
gramm deutlich zu trennen. Die Gesamtdauer 
des Werbeprogramms wird durch Vereinbarung 
der Ministerpräsidenten festgesetzt. Nach 
20 Uhr sowie an Sonntagen und im ganzen Bun- 
desgebiet anerkannten Feiertagen dürfen Wer- 
besendungen nicht ausgestrahlt werden. Jeder 
Einfluß von Werbeveranstaltern oder -trägem 
auf das übrige Programm ist auszuschließen." 

In dem Schlußprotokoll zum Staatsvertrag verpflich- j 
teten sich die Länder, den Landesrundfunkanstalten | 
die gleichen Beschränkungen aufzuerlegen. Dies ist I 
jedoch bisher lediglich in bezug auf die Gesamt- 
dauer des Werbeprogramms geschehen. Durch einen j 
Beschluß der Ministerpräsidenten vom 12. Juli/ | 
8. November 1962 wurde die Gesamtdauer des j 
Werbeprogramms (der harten Werbung) für das ZDF 
auf höchstens 20 Minuten werktäglich festgesetzt. Je- | 
doch darf nicht ausgenutzte Werbezeit höchstens bis I 
zu 5 Minuten werktäglich nachgeholt werden. Die 
Landesanstalten haben sich verpflichtet, sich an diese J 
Regelung zu halten. j 

Der Staatsvertrag verpflichtet das ZDF, in Zusam- 
menarbeit mit den Landesrundfunkanstalten für 
eine Wahlmöglichkeit zwischen „zwei inhaltlich ver- 
schiedenen Programmen" zu sorgen. Laut Abschnitt I 
Ziff. 3 des Schlußprotokolls sollte das Länderab- 
kommen über das Erste Fernsehprogramm eine 
entsprechende Bestimmung erhalten. ZDF und ARD 
sind dieser Verpflichtung durch den Abschluß von 
jeweils einjährigen Koordinierungsvereinbarungen 
nachgekommen. Die Abstimmung wird nur für das 
Abendprogramm ab 20.00 Uhr vorgenommen, über 
die Gestaltung von Nachmittags- und Wochenend- 
programmen bestehen keine Vereinbarungen. Auch 
die Werbezeiten sind nicht koordiniert. 

Seit dem 1. Januar 1966 beteiligt sich das ZDF zur 
Hälfte an dem Vormittagsprogramm, das vom SFB 
über die zonennahen Sender des NDR, BR, HR und 
SFB ausgestrahlt wird. 

Das ZDF ist bisher nicht Mitglied der ARD gewor- 
den. 

E. Aufgaben und Organisation 

Die Aufgaben der Rundfunkanstalten sind in den I 
Rundfunk gesetzen festgelegt. Danach sollen die 
Rundfunkanstalten für die Allgemeinheit bestimmte 
Sendungen in Wort, Ton und Bild veranstalten und ' 
verbreiten. Während den Landesrundfunkanstalten 1 
in erster Linie die Versorgung eines regionalen 
Gebietes aufgegeben ist, soll das ZDF „den Fern- 


sehteilnehmern in ganz Deutschland einen objek- 
tiven Überblick über das Weltgeschehen, insbeson- 
dere ein umfassendes Bild der deutschen Wirklich- 
keit" vermitteln. 

Nach ihrem Inhalt werden die Sendungen in Nach- 
richten sowie in Darbietungen bildender, unterrich- 
tender und unterhaltender Art unterschieden. 

Der Inhalt der Sendungen soll nicht vom Staat oder 
von gesellschaftlichen Gruppen einseitig beeinflußt 
werden. Nachrichten und Kommentare sollen ge- 
trennt werden. Die Berichterstattung muß wahrheits- 
getreu und sachlich sein. Die Sendungen dürfen nicht 
gegen die Verfassung verstoßen und nicht die reli- 
giösen und sittlichen Gefühle verletzen. Den Landes- 
regierungen und der Bundesregierung ist ein Ver- 
lautbarungsrecht eingeräumt; den Parteien steht 
eine angemessene Sendezeit zur Verfügung. 

Den Landesrundfunkanstalten ist außerdem der Be- 
trieb der Sendeanlagen aufgegeben. Diese Aufgabe 
ist ihnen allerdings seit dem „Fernsehurteil" des 
BVerfG nur für diejenigen Sendeanlagen verblie- 
ben, über die ihre Hörfunkprogramme und das 
1. Fernsehprogramm ausgestrahlt werden. Der Bau 
und Betrieb der Sendeanlagen für die nach dem 
Urteil aufgenommenen 2. und 3. Fernsehprogramme 
fallen dagegen in die Zuständigkeit der Bundespost. 

Einzelne Rundfunkgesetze haben den Landesrund- 
funkanstalten auch die Zulassung zum Rundfunk- 
empfang und die Erhebung der Rundfunkgebühren 
übertragen (BR Artikel 14, HR § 17, SDR § 5). Die 
Rechtswirksamkeit dieser Vorschriften ist umstrit- 
ten. Das BVerfG hat im „Fernsehurteil" von einer 
Klärung der Streitfrage, ob der Bund oder die Län- 
der „Regelungen über Rundfunkempfangsanlagen 
und über Gebühren für den Betrieb solcher Anlagen 
erlassen" können, bewußt abgesehen 1 ). 

Die Kontrolle der für das Programm Verantwort- 
lichen und die Überwachung der gesamten Anstalts- 
führung ist den Aufsichtsorganen (Rundfunkrat, Ver- 
waltungsrat) übertragen. In diesen Aufsichtsorganen 
sitzen Vertreter von politischen, weltanschaulichen 
und gesellschaftlichen Gruppen. 

Die Zahl der Mitglieder des Rundfunkrats schwankt 
zwischen 17 (HR) und 66 (ZDF), die Dauer der Mit- 
gliedschaft zwischen 2 und 5 Jahren. Die Rundfunk- 
räte werden zum Teil von Parlamenten und Regie- 
rungen sowie von politischen, weltanschaulichen und 
gesellschaftlichen Gruppen entsandt, zum Teil von 
Parlamenten gewählt. Der Rundfunkrat soll die 
Interessen der Allgemeinheit wahren. Seine Mit- 
glieder sollen daher keine Partikularinteressen, son- 
dern die Gesamtinteressen des Rundfunks und der 
Rundfunkteilnehmer vertreten. Im besonderen ob- 
liegt dem Rundfunkrat (mit Ausnahme des WDR 
und NDR) die Programmaufsicht. 

Der Verwaltungsrat der einzelnen Anstalten besteht 
aus 7 bis 9 Mitgliedern. Die Amtszeit schwankt bei 
den einzelnen Anstalten zwischen 2 und 8 Jahren. 
Die Mehrzahl der Ratsmitglieder wird vom Rund- 
funkrat gewählt. In der Regel dürfen sie nicht zu- 
gleich dem Rundfunkrat angehören. Beim SFB ist 
der Verwaltungsrat ein besonderer Ausschuß des 
Rundfunkrates. Der Verwaltungsrat vertritt in der 

J BVerfGE 12, S. 240 
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Regel die Anstalt gegenüber dem Intendanten, über- \ 
wacht die Geschäftsführung des Intendanten und j 
übt die Finanzkontrolle aus. Beim NDR und beim j 
WDR obliegt ihm außer der Wirtschafts- und Finanz- 
kontrolle auch die Programmaufsicht und die Wahl 
des Intendanten. Dem Intendanten steht hier ein j 
Programmbeirat mit beratender Funktion zur Seite. : 

über die Mitgliederzahl der Aufsichtsgremien gibt | 
die folgende Tabelle eine Übersicht: 


Tabelle 8 


Anstalt 

Zahl 

der Rundfunkratsmitglieder 

insgesamt 

darunter 
von den 
Landes- 
Parla- 
menten 
gewählt 

darunter 
von den 
Landet# 
Parla- 
menten 
entsandt 

darunter 
von den 

La ndes - 
regieru ngen 
entsandt 

BR .... 

43 

— 

14 

1 

HR .... 

17 

5 

— 

1 

NDR . . 

24 

24 

— 

— 

RB 

19 

— 

1 

1 

SFB .... 

21 

7 

— 

— 

SR .... 

25 

18 

4 

1 

SDR . . 

33 

5 

— 

— 

SWF ... 

49 

— 

8 

3 

WDR .. 

21 

21 

— 

— 

Summe 

252 

80 

27 

7 


Quelle: Rundfunkgesetze und Satzungen der Anstalten 

Tabelle 9 



Zahl der Verwaltungsratsmitglieder 

Anstalt 

insgesamt 

darunter 
vom 
Rund- 
funk] ut 
gewählt 

darunter 
von den 
I.nndes- 
parln- 
me nt. en- 
ge wählt. 

oder 

entsandt 

darunter 
von den 
Landes- 
regierungen 
entsandt 

BR .... 

7 

4 

2 

— 

HR .... 

7 

4 

— 

— 

NDR . . 

8 

8 

— 

— 

RB .... 

7 

5 

— 

— 

SFB ... 

7 

Ausschuß 

des 

Rund- 

funkrates 



SR .... 

7 

6 

— 

1 

SDR ... 

9 

5 

4 

— 

SWF . . 

9 

6 

— 

3 

WDR .. 

7 

7 

— 

— 

Summe 

00 

o 

45 17 SFB 

f> 

4 


Quelle: Rundfunkgesetze und Satzungen der Anstalten 


In den aus 66 Mitgliedern bestehenden Fernsehrat 
des ZDF entsenden die Bundesregierung 3 und die 
Landesregierungen je 1 Vertreter, in den Verwal- 
tungsrat, der 9 Mitglieder hat, die Bundesregie- 
rung 1 und die Landesregierungen zusammen 3 Ver- 
treter. 

Der Intendant, der die Geschäfte der Anstalt führt, 
unterliegt — - mit Ausnahme von NDR und WDR — 
der doppelten Kontrolle von Rundfunk- und Ver- 
waltungsrat. Er trägt ihnen gegenüber die Verant- 
wortung für Programm, Technik und Verwaltung. 
Bei den meisten Anstalten wird er vom Rundfunkrat 
— beim SWF von Rundfunk- und Verwaltungsrat 
gemeinsam, beim NDR und beim WDR nur vom 
Verwaltungsrat — für eine Amtszeit zwischen 3 (RB) 
und 9 (HR) Jahren gewählt. In der Regel bedarf er 
bei der Einstellung leitender Mitarbeiter und bei 
umfangreichen Geschäften der Zustimmung des Ver- 
waltungsrates. 

Die Rundfunkanstalten sind im Prinzip organisato- 
risch in Direktionen, Hauptabteilungen, Abteilungen 
und Referate oder Redaktionen gegliedert. Unter 
der Intendanz gibt es im allgemeinen die 4 Haupt- 
bereiche Hörfunk, Fernsehen, Technik und Verwal- 
tung. Bei einigen Anstalten sind die Bereiche Hör- 
funk und Fernsehen in einer Programmdirektion 
zusammengefaßt. Dem Intendanten direkt sind klei- 


Tabelle 10 


Anstalt 

Zahl 

Ort 

BR 

3 

Bonn, Berlin, Nürnberg 

HR 

3 

Bonn, Wiesbaden, Kassel 

NDR 

8 

Bonn, Berlin, Braunschweig, 
Flensburg, Hannover, Kiel, 
Oldenburg, Osnabrück 

RB 

1 

Bonn 

SR 

1 

Bonn 

SDR 

4 

Bonn, Heidelberg, 

Mannheim, Karlsruhe 

SFB 

1 

Bonn 

SWF 

5 

Bonn, Freiburg, Mainz, 
Tübingen, Stuttgart 

WDR 

8 

Bonn, Berlin, Düsseldorf, 
Dortmund, Essen, Bielefeld, 
Münster, Sonderbüro 
j Westfalen 

ARD 

insgesamt 

34 


ZDF 

11 

Bonn, Berlin, Bremen, 
Düsseldorf, Hamburg, 
Hannover, Kiel, München, 
Saarbrücken, Stuttgart, 
i Wiesbaden 

j: • -■ ■ • ■ ■ " : 


Quelle: Angaben der ARD 
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nere Abteilungen, wie das Justitiariat und die Pres- 
sestelle, zugeordnet. Uber Einzelheiten unterrichtet 
der Organisationsplan einer Anstalt 1 ). 

Das ZDF folgt im Aufbau dem Organisationsschema 
der Landesrundfunkanstalten. Es fehlt lediglich der 
Hörfunkbereich. 

Mittelpunkt der Anstalt ist das Funkhaus. In ihm ist 
der größte Teil der Mitarbeiter und Produktionsmit- 
tel konzentriert. Außerdem unterhalten die Anstal- 
ten Studios und Büros an wichtigen Orten außerhalb 
ihres Sitzes. Der NDR betreibt in Hannover ein zwei- 
tes Funkhaus. Die innerdeutschen Außenstellen (Stu- 
dios, Redaktionen, Büros) sind in der Tabelle 10 zu- 
sammengestellt. 

Im Ausland unterhalten die Landesrundfunkanstal- 
ten nach Angaben der ARD an folgenden Plätzen 
gemeinsame Hörfunkkorrespondenten : 


Tabelle 11 


Vertrags- 

Ort 

anstalt 

BR 

Montevideo, Prag 

HR 

Algier 

NDR 

Abidjan, Warschau 

WDR 

Moskau, Nairobi, Wien 


Quelle: Angaben der ARD 

Die Korrespondenten sind fest angestellt. Die Ko- 
sten werden auf alle Anstalten umgelegt. 

Darüber hinaus gibt es an etwa 20 weiteren Plätzen 
Ausländskorrespondenten, die nur für eine Anstalt 
oder mehrere Anstalten arbeiten. Nur ein kleiner 
Teil von ihnen ist fest angestellt, die Mehrzahl ar- 
beitet gegen Pauschalhonorar oder Einzelhonorare. 

Für die Berichterstattung im 1. Fernsehprogramm 
sind ARD-Büros an folgenden Plätzen eingerichtet: 

Tabelle 12 


Vertrags- 

anstalt 

Ort 

BR 

Rom, Tel Aviv, Wien 

HR 

Prag 

NDR 

Hongkong, London, Neu-Delhi 

SDR 

Beirut 

WDR 

Brüssel, Paris 

NDR/WDR 

Washington 


Quelle: Angaben der ARD 

Alle Ausländskorrespondenten des Fernsehens sind 
nach einem gleichlautenden Vertrag fest angestellt. 


Die Kosten der Büros werden von der jeweiligen 
Vertragsanstalt allein getragen. 

Einzelne Anstalten beschäftigen außerdem eigene 
Korrespondenten, die für Fernsehen und Hörfunk 
zugleich berichten. 


Das ZDF unterhält an folgenden Orten Auslands- 
büros: 


Brüssel 

Hongkong 

London 

Paris 


Rio de Janeiro 
Rom 

Washington 

Wien 


F. Tochtergesellschaften von Rundfunkanstalten 

Die Landesrundfunkanstalten haben im Untersu- 
chungszeitraum Werbegesellschaften gegründet und 
sich an Atelierbetrieben, Einkaufs-, Produktions- 
und Verwertungsgesellschaften beteiligt. 

Große wirtschaftliche Bedeutung für die Anstalten 
haben die Werbegesellschaften. Am 31. Dezember 
1964 bestanden folgende anstaltseigene Gesell- 
schaften, die sich auf dem Gebiet der Rundfunkwer- 
bung betätigten: 

Tabelle 13 


Werbegesellschaften 

Anteilseigner/ 

Geschäfts- 

anteile 

Stamm- 

kapital 

in 

1000 DM 

Bayerischer Werbefunk 
GmbH, München (BW) 

BR (100 %) 

500 

Bayerisches Werbe- 
fernsehen GmbH, 
München (BWF) 

BR (100 o/o) 

500 

Norddeutsches Werbe- 
fernsehen GmbH, 
Hamburg (NWF) 

NDR ( 92,5 */o) 
RB ( 7,5 °/o) 

5 400 

Werbefunk Saar 

GmbH, Saarbrücken 

SR (100 °/o) 

120 

(WS) 

Rundfunkwerbung 
GmbH, Stuttgart (RFW) 

SDR (100 %) 

150 

Westdeutsches Werbe- 
fernsehen GmbH, Köln 
(WWF) 

WDR (100 %) 

2 000 

Werbung im Rundfunk 
GmbH, Frankfurt/M. 
(WIR) 

o 

o 

O 

o 

Dh 

X 

175 

Werbung im Südwest- 
funk GmbH, 
Baden-Baden (WISWF) 

SWF (100 ®/o) 

150 

Norddeutsche Funk- 
werbung GmbH, 

Bremen (NFW) 

RB (100 o/o) 

45 

Berliner Werbefunk 
GmbH, Berlin (Bl.WF) 

SFB (100 */o) 

500 


*) vgl. Anlage 3 


Quelle: Angaben der Rundfunkanstalten 
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Alle Landesrundfunkanstalten und das ZDF verbrei- 
ten heute Fernsehwerbung und — mit Ausnahme 
des NDR, des WDR und des ZDF — Hörfunkwer- 
bung. NDR und RB sowie SDR und SWF betreiben 
die Fernsehwerbung gemeinsam. Mit einer Aus- 
nahme sind die Werbegesellschaften zu 100% Töch- 
ter der Landesrundfunkanstalten. Die Anteile wer- 
den in der Regel von leitenden Angestellten als 
Treuhänder gehalten. Nur der SWF bedient sich für 
die Hörfunkwerbung einer privaten Gesellschaft, an 
deren Kapital er nicht beteiligt ist. Er partizipiert 
lediglich am Umsatz. Das ZDF hat die Werbung 
nicht ausgegliedert, sondern sie einer Werbeabtei- 
lung übertragen. Die Werbegesellschaften überneh- 
men die Beschaffung der Werbeaufträge, ihre Dispo- 
sition und ihre Abwicklung. Außerdem beschaffen 
und finanzieren sie das Rahmenprogramm der Wer- 
besendungen. Die Ausstrahlung besorgen die An- 
stalten. Sie stellen die hierfür anfallenden Kosten 
den Werbetöchtern in Rechnung. 

Für die Programmverantwortlichkeit ist die recht- 
liche Ausgliederung der Werbung ohne Bedeutung. 
Dem Intendanten steht allein die Entscheidung dar- 
über zu, ob und wie eine Werbesendung ausge- 
strahlt wird. Daß er seine Rechte effektiv ausüben 
kann, wird durch eine enge personelle Verflechtung 
der Geschäftsführung der Werbetochter mit der An- 
stalt gewährleistet. 

Die Rundfunkanstalten haben im Untersuchungs- 
zeitraum ihre Atelierkapazität vergrößert. Zum Teil 
haben sie selbst neue Hallen errichtet, zum Teil 
haben sie von Privaten bereits bestehende Ateliers 
erworben oder gepachtet. So haben der SFB bei der 
Berliner Union-Film GmbH & Co. Studio KG und 
das ZDF bei der RIVA in München, der Taunus-Film 
in Wiesbaden, dem Studio Hamburg und der Ber- 
liner Union-Film GmbH & Co. Studio KG Atelier- 
raum pachtweise übernommen. 

Die Erwerbung von Aufnahmehallen vollzog sich in 
unterschiedlichen Formen. Der BR kaufte 1962/63 
Ateliers von der RIVA in München und gliederte 
sie in die Anstalt ein. 1966 erwarb das ZDF Studios 
von der RIVA und brachte sie in eine neugegrün- 


Tabelle 14 


Ateliergesellsdiaft 

Stamm- 

kapital 

in 

1000 DM 

Anteils- 

eigner 

Ge- 
schäfts- 
anteil 
in °/o 

Studio Hamburg 
Atelierbetriebs- 
gesellschaft 
mbH, Hamburg 

800 

NWF 

80 

Bavaria Atelier- 
Gesellschaft 
mbH, München 

15 000 

WWF 

RFW 

50 

25 

Taunus-Film 

GmbH, 

Wiesbaden .... 

300 

WIR 

50 


Quelle: Angaben der Rundfunkanstalten 


dete 100%ige Tochtergesellschaft ein (Stammkapi- 
tal 100 000 DM). Andere Anstalten beteiligten sich 
über ihre Werbegesellschaften an privaten Atelier- 
gesellschaften. Am 31. Dezember 1965 bestanden 
die in der Tabelle 14 aufgeführten Beteiligungen an 
sogenannten „ anstaltseigenen 11 Atelierbetrieben. 

Diese und andere Tochter- oder Enkelgesellschaften 
von Rundfunkanstalten befassen sich auch mit der 
Herstellung und der Verwertung von Filmen und 
Fernsehproduktionen. Der SR hat über seine Werbe- 
tochter 1962 die Telefilm Saar GmbH gegründet, de- 
ren Gegenstand die Produktion, der Ankauf, die 
Vermittlung und die Verwertung von Filmen und 
Fernsehproduktionen ist. Der BR hat 1963 zusam- 
men mit der Schweizerischen Radio- und Fernseh- 
gesellschaft und der österreichischen Rundfunk 
GmbH die Telepool Europäisches Fernsehprogramm- 
kontor GmbH gegründet. Die Gesellschaft befaßt sich 
mit der Beschaffung und der Verwertung von Fern- 
seh- und Filmproduktionen. Der NDR und Studio 
Hamburg partizipieren über eine stille Gesellschaft 
an den Ergebnissen aus der Verwertung von Fern- 
sehproduktionen im Ausland. 

Für den Einkauf von Filmen und Fernsehserien be- 
sitzen die Landesrundfunkanstalten eine gemein- 
schaftliche Tochtergesellschaft, die DEGETO-Film 
GmbH. An ihrem Stammkapital von 225 000 DM ist 
heute jede der 9 Anstalten (z. T. über Treuhänder 
oder über ihre Werbegesellschaften) mit einer 
Stammeinlage von je 25 000 DM beteiligt. Neben 
dem Hauptsitz in Frankfurt/Main besteht eine 
Zweigniederlassung in München. Die DEGETO be- 
schafft vor allem Filme im Aufträge einzelner oder 
mehrerer Anstalten oder Werbegesellschaften oder 
auch im Auftrag aller Anstalten bzw. Werbetöchter. 
Die Beschaffung von Filmen für alle Anstalten be- 
trifft vorzugsweise Kino-Spielfilme und Kriminal- 
film-Serien. Die DEGETO handelt dabei im Auftrag, 
im Namen und für Rechnung der jeweiligen Anstalt 
oder Werbetochter. Anstalten und Werbegesell- 
schaften erwerben jedoch nach wie vor auch selb- 
ständig Filme. 


G. Rundfunkanstalten und Bundespost 

Die Rundfunkanstalten nehmen Dienstleistungen der 
Bundespost in Anspruch. Bei diesen Leistungen han- 
delt es sich um 

a) Funkhoheitsaufgaben 

— - allgemeine Verwaltungsaufgaben 

(Funkkontrollmeßdienst, Unterhaltung eines 
Frequenzbüros, Vertretung auf internationa- 
len Konferenzen, Forschung und Entwicklung), 

— - An- und Abmeldung von Rundfunkgeräten, 

— Erteilung von Sendelizenzen, 

— Ermittlung von Schwarzhörern und Schwarz- 
sehern, 

— Funkstörungsmeßdienst, 

— Einzug und Abrechnung der Rundfunkgebüh- 
ren, 
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b) Fernmeldeaufgaben i 

— Bereitstellung von Fernmeldeleitungen fin- 
den Hörfunk und das Fernsehen, 

— Bereitstellung von Fernsehsendern für das 
2. und die 3. Programme. 

Für einen Teil der Leistungen im Hörfunkbereich 
erhält die Bundespost von der monatlichen Hörfunk- 
gebühr von 2,00 DM im Bereich der ehemals ameri- 
kanischen Zone (BR, HR, RB und SDR) einen Anteil 
von 19,3 °/o = 0,386 DM. Entsprechend den Anord- 
nungen der Militärregierung werden damit die Auf- 
wendungen für die Einziehung und Abrechnung der 
Hörfunkgebühren und für den Funkstörungsmeß- 
dienst abgegolten. In den übrigen Einzugsgebieten 
beträgt der Postanteil an der monatlichen Hörfunk- 
gebühr 20% — 0,40 DM (in der früheren britischen 
Zone lag er bis zum 31. Dezember 1958 bei 25% = 
0,50 DM). Mit den zusätzlichen 0,014 DM (0,40 DM 
minus 0,386 DM) je Gebühr soll die Bundespost ihre 
Kosten für die Ermittlung von Schwarzhörern 
decken. 

Für die Benutzung der Hörfunkleitungen (Dauermiet- 
leitungen und vorübergehend gemietete Leitungen) 
erhebt die Bundespost monatliche Gebühren. Die 
Höhe der Gebühren richtet sich nach der Qualität 
und der Länge der Leitungen sowie der Benutzungs- 
dauer (vgl. Verordnung über Privat-Fernmeldeanla- 
gen, Amtsblatt. BMP 1950, Nr. 83 vom 29. Novem- 
ber 1950, Abschnitt 6 „Stromwege für Rundfunk"). 

Von der monatlichen Fernsehgebühr von 5,00 DM 
erhielt die Bundespost bis zum 31. Dezember 1965 
1,35 DM = 27%. Diese Regelung ging auf die sog. 
Postleitungsverträge aus den Jahren 1955/56 zurück. 
Danach sollte mit der Pauschale die Bereitstellung 
von Fernsehleitungen (Dauermietleitungen) abgegol- 
ten werden. Die Verträge sollten revidiert werden, 
sobald die Zahl der Fernsehteilnehmer 1,3 Millionen 
überschritt. Zu einer Neuregelung nach dem Muster 
der Gebühren für die Hörfunkleitungen ist es jedoch 
nicht gekommen. Die Verträge wurden bis Ende 
1965 angewandt, obwohl die Bundespost sie im Zu- 
sammenhang mit der Gründung der Deutschland- 
Fernsehen GmbH gekündigt hatte. 

Für die Bereitstellung von Leitungen für das Werbe- 
fernsehen bestanden besondere Verträge mit den 
Werbetöchtern der Landesrundfunkanstalten. In 
ihnen verpflichteten sich die Werbegesellschaften 
zur Zahlung von Gebühren, die nach der Dauer der 
Benutzung und der Länge des Leitungsnetzes ge- 
staffelt waren. 

Die Bereitstellung der Fernsehsender für die 3. Pro- 
gramme wurde von der Bundespost zwar in Rech- 
nung gestellt. Die Anstalten erkannten diese Forde- 
rungen jedoch nicht an. Für die Bereitstellung der 
Dauermietleitungen und der Sender für das 2. Fern- 
sehprogramm hat die Bundespost dagegen nie ein 
Entgelt gefordert. Das ZDF mußte nur, wie auch die 
ARD-Anstalten, Gebühren für vorübergehend zuge- 
schaltete Leitungen entrichten. 

Für die Zeit vom 1. Januar 1966 bis 31. Dezember 
1967 haben die Bundesregierung und die Minister- 


präsidenten der Länder sich auf eine Übergangs- 
regelung geeinigt. Danach soll der Postanteil an der 
Fernsehgebühr 1,40 DM = 28 °/o betragen. Mit ihm 
sollen nicht nur alle Hoheitsaufgaben, sondern auch 
alle Fernmeldeaufgaben (Leitungen für alle Pro- 
gramme einschließlich Werbefernsehen im 1. und 
2. Programm, Sender für das 2. und die 3. Pro- 
gramme) abgegolten sein. Diese Regelung ist jedoch 
bei Abschluß des Berichts noch nicht in Kraft getre- 
ten. 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Regelungen 
im Hörfunk- und Fernsehbereich für die Anstalten 
sind unter Ziff. VI A und Ziff. VII D dieses Ab- 
schnitts behandelt. 


IV. Die Zusammenarbeit der Rundfunkanstalten 
untereinander und mit ihren Tochtergesell- 
schaften unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten 

Teile des von den Rundfunkanstalten ausgestrahl- 
ten Programms, insbesondere im Fernsehbereich, 
sind das Ergebnis der Zusammenarbeit zwischen den 
Rundfunkanstalten und ihren Tochtergesellschaften. 
Diese Zusammenarbeit ist für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Anstalten und die Beurteilung ihrer 
Programmleistungen von erheblicher Bedeutung. 

Der Leistungsaustausch, der den wesentlichen Inhalt 
dieser Kooperation bildet, vollzieht sich zwischen 

a) Landesrundfunkanstalten, 

b) Werbegesellschaften verschiedener Anstalten, 

c) Landesrundfunkanstalten und ihren Werbegesell- 
schaften, 

d) einzelnen Landesrundfunkanstalten und sonsti- 
gen anstaltsverbundenen Gesellschaften, 

e) Landesrundfunkanstalten und als Gemeinschafts- 
einrichtungen der ARD fungierenden Gesellschaf- 
ten. 


Leistungsaustausch 

zwischen Landesrundfunkanstalten 

Fernsehen 

Hauptgrundlage für den Austausch von Fernseh- 
Programmleistungen ist die Verwaltungsvereinba- 
rung der Landesrundfunkanstalten über die Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet des Fernsehens vom 
27. März 1953 (i. d. F. vom 2. Juli 1964). Die sich aus 
Ziffer 5 dieser Vereinbarung ergebenden Pflichtan- 
teile der Anstalten am Fernsehgemeinschaftspro- 
gramm sind in der Tabelle 15 den Anteilen am 
Fernsehgebührenaufkommen im Jahre 1965 zum 
Vergleich gegenübergestellt. 

Das Verhältnis der Pflichtanteile (Fernsehschlüssel) 
gilt nach dem Abkommen grundsätzlich für die ein- 
zelnen Programmteile (Abend-, Nachmittags- und 
j Wochenendprogramm) und einzelnen Programm- 
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Tabelle 15 


Rundfunk- 

anstalt 

Pflichtanteil 
in °/o 

Anteil am Fernseh- 
gebühren- 
aufkommen 1965 
in °/o 

BR 

17,0 

13,8 

HR 

8,0 

8,7 

NDR 

20,0 

20,4 

RB 

3,0 

1,6 

SR 

3,0 

1,9 

SFB 

8,0 

5,1 

SDR 

8,0 

7,3 

SWF 

8,0 

9,2 

WDR 

25,0 

32,0 

insgesamt 

100,0 

100,0 


Quelle: Fernsehvertrag und eigene Berechnungen 
nach Angaben des BMP 


sparten (Zeitgeschehen, Fernsehspiel, musikalische 
Sendungen, Unterhaltung, Familienprogramme, 
Spielfilm). Jede Rundfunkanstalt trägt die Kosten 
ihrer Fernsehabteilung und ihrer Pflichtanteile am 
Gemeinschaftsprogramm selbst. Die einer Rund- 
funkanstalt entstehenden Kosten für Sendungen, die 
von ihr ohne Anrechnung auf den Pflichtanteil auf- 
grund eines Auftrages für das Gemeinschaftspro- 
gramm gestaltet werden, sind von den Rundfunkan- 
stalten im Verhältnis ihrer Pflichtanteile (Fernseh- 
schlüssel) zu tragen, sofern im Einzelfall nichts 
anderes vereinbart wird. Entsprechendes gilt für 
die Kosten von gemeinschaftlich beschafften Sen- 
dungen. 

Bestimmungen über die Ermittlung dieser Kosten 
enthält die Vereinbarung nicht; jedoch ist unter 
Ziff. 11 vorgesehen, daß die Anstalten zum Zwecke 
des internen Betriebsvergleichs 

— die Konten der Kostenarten, 

— die Kostenstellenrechnung, 

— die Kostenträgerrechnung, 

soweit sie das ' Fernsehen betreffen, vergleichbar 
gestalten werden. Nach Auskunft der ARD besteht 
eine Kostenkommission, zu deren wesentlichen Auf- 
gaben es gehört, einheitliche Verfahren der Kosten- 
artenerfassung und der Kostenverrechnung einzu- 
führen. 

Ein Vergleich der durchschnittlichen Sendeminuten- 
kosten (ohne Postkosten, ohne Finanzausgleich und 
ohne Ausstrahlungskosten) wurde erstmals für das 
Kalenderjahr 1964 versucht. Die Gegenüberstellung 
mit den Sendezeit ant eilen am Gemeinschaftspro- 
gramm der ARD (ohne Vormittagsprogramm), die 
auf die Pflichtanteile zurückgeben, ergibt das in 
Tabelle 16 dargestellte Bild. 


Tabelle 16 


Anstalt 

Kostenanteile 
in <>/o 

Sendezeitanteile 
in °/o 

BR 

12,72 

16,17 

HR 

6,64 

7,84 

NDR 

18,98 

20,15 

RB 

3,25 

3,05 

SR 

4,04 

3,23 

SFB 

7,83 

8,11 

SDR 

8,20 

6,43 

SWF 

7,83 

7,41 

WDR 

30,51 

27,61 

insgesamt 

100,00 

100,00 


Quelle: Angaben der ARD 


Hörfunk 

Ein ständiges Gemeinschaftsprogramm der Landes- 
rundfunkanstalten im Flörfunkbereich gibt es nicht. 
Eine Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Pro- 
grammgestaltung beschränkt sich hier auf gelegent- 
liche Gemeinschaftssendungen. Ständige Gemein- 
schaftsprogramme werden nur von einzelnen An- 
stalten ausgestrahlt (z. B. das 1. Hörfunkprogramm 
des NDR/WDR und das Gastarbeiterprogramm). Seit 
dem 1. Januar 1960 werden Tonträger von den Lan- 
desrundfunkanstalten unter sich ohne gegenseitige 
Verrechnung abgegeben. Das sich zwischen den Lan- 
desrundfunkanstalten ergebende Verrechnungsvolu- 
men ist im Hörfunk entsprechend geringer als im 
Fernsehbereich. Nach gegebener Auskunft werden 
die in Tabelle 17 genannten Umlageschlüssel nur 
auf Grund fallweise getroffener Verwaltungsverein- 
barungen angewandt. 

Als Anwendungsbereich für den Hörfunkschlüssel 
sind die ausschließlich dem Hörfunk angehörenden 
Gemeinschaftsaufgaben, für den kombinierten Hör- 
funk- und Fernsehschlüssel jene Gemeinschaftsauf- 
gaben vorgesehen, die sowohl den Hörfunk- als 
als auch den Fernsehbereich betreffen. 

Finanzausgleich 

Die beschriebene Zusammenarbeit der Landesrund- 
funkanstalten auf dem Gebiet der Programmgestal- 
tung und der sonstigen Gemeinschaftsaufgaben wird 
ergänzt durch finanzielle Ausgleichsmaßnahmen. 
Rechtliche Grundlage hierfür ist das von den Län- 
dern der Bundesrepublik Deutschland unter Ein- 
schluß von Berlin (West) geschlossene Abkommen 
über einen Finanzausgleich zwischen den Rundfunk- 
anstalten vom 17. April 1959 i. d. F. vom 8. Novem- 
ber 1961. Der Finanzausgleich muß nach § 1 des 
Abkommens u. a. gewährleisten, „daß jede Rund- 
funkanstalt in der Lage ist, ein ausreichendes Pro- 
gramm zu gestalten und zu senden". Die Finanzaus- 
gleichsmasse wird nach § 2 des Länderabkommens 
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Tabelle 17 


Anstalt 

Hörfunkschlüssel 

Anteil an 
den Hör- 
lunk- 
qebühren 
1965 

Kombinierter HF- und 
FS-Schlüssel 

Anteil an 
den HF- und 
FS-Netto- 
Gebühren 

1964 

1965/66 

1965 ] 

1966 

in 1965 



— in 

°/o — 



BR .... 


16,4 

16,4 

16,6 

15,3 

15,4 

15,0 

HR .... 


8,7 

8,7 

8,7 

8,6 

8,7 

8,7 

NDR . . . 


19,4 

19,4 

19,3 

19,8 

19,8 

20,0 

RB 


1 ,4 

1,4 

1,4 

1,5 

1,4 

1,5 

SR 


1 ,7 

1,7 

1,7 

1,8 

1,8 

1,9 

SFB ... 


5,1 

5,1 

5,1 

5,1 

5,1 

5,0 

SDR . . . 


9,0 

9,0 

9,0 

8,3 

8,4 

8,0 

SWF . . . 


10,6 

10,7 

10,7 

10,0 

10,1 

9,8 

WDR . . 


27,7 

27,6 

27,5 

29,6 

29,3 

30,1 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

| 100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle : Statistisches Jahrbuch 1964 der ARD und eigene Berechnungen nach Angaben des BMP 


von den Rundfunkanstalten auf der Grundlage der 
Zahl ihrer Hörfunk- und Fernsehteilnehmer aufge- 
bracht. „Dabei bleiben die erste Million der Hör- 
funkteilnehmer und die ersten 500 000 Fernsehteil- 
nehmer außer Ansatz. Darüber hinaus werden ge- 
staffelte Beiträge erhoben.' 1 Die Ausgleichsmasse 
soll 6,25% des Gebührenaufkommens, das den 
Rundfunkanstalten insgesamt tatsächlich zufließt, 
nicht überschreiten (§ 3 Abs. 1). 

Tabelle 18 



Aufbrin- 

gungs- 

anteile 

nach 

Staffelung 
gemäß § 3 
des 

Finanz- 

aus- 

gleichs- 

vertrages 

der 

Berechnungsgrundlage nach 
Länderabkommens 

§ 2 des 

Anstalt 

Teilnehmer in Millionen am 
1. Januar 1966 nach Abzug 
der Freigrenzen 

Auf- 

brin- 

gungs- 

anteile 

vor 


Landes- 
rundfunk- 
anstalten 
in °/o 

Hör- 

funk 

Fern- 

sehen 

ins- 

gesamt 

Staffe- 
j lung 
in % 

WDR 

60 

3,94 

3,11 

7,05 

39,6 

NDR 

21 

2,46 

1,81 

4,27 

24,0 

BR 

11 

1,93 

1,09 

3,02 

16,9 

HR 

2 

0,55 

0,49 

1,04 

5,8 

SWF 

4 

0,92 

0,56 

1,48 

8,3 

SDR 

2 

0,61 

0,35 

0,96 

5,4 

insgesamt 

100 

10,41 

7,41 

17,82 

100,0 


Quelle: Finanzausgleichsvertrag, Länderabkommen und 
eigene Berechnungen nach Angaben des BMP 


Zur Ausführung des Finanzausgleichsabkommens 
der Länder haben die Landesrundfunkanstalten im 
Jahre 1962 einen neuen Finanzausgleichsvertrag ab- 
geschlossen, der in § 3 die Aufbringung der Finanz- 
ausgleichsmasse, wie sie in Tabelle 18 dargestellt 
ist, vorsieht. 

In der Differenz zwischen der ersten und der letzten 
Spalte der Tabelle kommt die Auswirkung der Bei- 
tragsstaffelung zum Ausdruck. Von den an der Auf- 
bringung der Ausgleichsmasse nicht beteiligten An- 
stalten hat der SFB im Jahr 1964 die Freigrenze von 
500 000 Fernsehteilnehmern überschritten. 

Die nach dem beschriebenen Finanzausgleichsschlüs- 
sel aufgebrachte Finanzausgleichsmasse (1964: insge- 
samt 32 Millionen DM) wird 

a) für Zahlungen nach § 3 des Länderabkommens, 

b) für die Finanzierung von Gemeinschaftsaufgaben 
(§ 1, Ziff. 1 des Länderabkommens) 

verwendet. 

Nach § 3 des Länderabkommens werden 3,75% des 
Gebührenaufkommens, das den Rundfunkanstalten 
tatsächlich zufließt, höchstens jedoch ein Betrag von 
20 Millionen DM, den Rundfunkanstalten Sender 
Freies Berlin zur Hälfte, Radio Bremen und dem 
Saarländischen Rundfunk zu je einem Viertel zur 
Bestreitung ihrer Aufwendungen zugewiesen. Der 
Höchstbetrag von insgesamt 20 Millionen DM wurde 
erstmals im Jahr 1963 gezahlt. 

Die Höhe der Zuweisungen für die Finanzierung von 
Gemeinschaftsaufgaben ist im Länderabkommen 
nicht besonders begrenzt. Nach § 4 des zwischen den 
Landesrundfunkanstalten geschlossenen Finanzaus- 
gleichsvertrages müssen jedoch alle Anstalten vor- 
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her zustimmen, wenn der Finanzausgleichsbedarf für 
Gemeinschaftsaufgaben (im Sinne von § 1 Ziff. 1 des 
Länderabkommens) in einem Rechnungsjahr auf 
mehr als 12 Millionen DM festgestellt werden soll. 

Als Gemeinschaftsaufgaben wurden nach der Ab- 
rechnung für das Jahr 1964 aus dem Finanzaus- 
gleichsstock finanziert: 

1. Institute und Schulen (Institut für Rundfunktech- 
nik, Heinrich-Hertz-Institut, Schule für Rundfunk- 
technik, Journalistenschule) 

2. Sternpunkt Frankfurt und Station Wittsmoor 

3. Kosten der Koordination und der zentralen Sen- 
deleitung 

4. Jahresbeitrag zur U. E. R. (Union Europeenne de 
Radiodiffusion) 

5. Deutsches Rundfunkarchiv 

6. Internationaler Musikwettbewerb 

7. Unterstützung an ehemalige RRG-Angestellte 
u. a. 

Außer den laufenden Zuwendungen nach § 3 Abs. 2 
des Länderabkommens wurden den kleineren An- 
stalten Investitionszuschüsse und Finanzierungshil- 
fen gewährt. Beim SR betrugen die Investitionszu- 
schüsse der ARD am 31. Dezember 1961 insgesamt 
12,1 Millionen DM. In den Jahren 1962 und 1963 
erhöhten sie sich entsprechend der Vereinbarung in 
§ 3 Abs. 3 des Länderabkommens jeweils um wei- 
tere 2 Millionen DM Investitionshilfe. Zum Teil wer- 
den die Hilfen unmittelbar von Anstalt zu Anstalt 
geleistet. So hat der WDR im Jahr 1961 dem SFB 
zur Erfüllung gesamtdeutscher Aufgaben eine ein- 


malige Finanzierungshilfe von 5,7 Millionen DM 
gewährt. 

Ausgehend von einem Finanzausgleichsbedarf von 
32 Millionen DM ergeben sich nach dem Finanz- 
ausgleichsschlüssel für das Jahr 1964, gemessen an 
den Nettoeinnahmen aus Rundfunkteilnehmergebüh- 
ren (Hörfunk und Fernsehen ohne ZDF- Anteil), die 
in der Tabelle 19 dargestellten Auswirkungen. 


Leistungsaustausch zwischen 
Werbetochtergesellschaften 

Der Programmaustausch zwischen den Landesrund- 
funkanstalten wird ergänzt durch den Programm- 
austausch unter den anstaltsverbundenen Werbege- 
sellschaften. Er vollzieht sich überwiegend nach dem 
„Vertrag betr. Programmaustausch für das Werbe- 
fernsehen“ vom 12. Juli 1962 i.d. F. vom 4. Juni 1964 
der zwischen den Werbegesellschaften einen Pro- 
grammaustausch unter Festlegung von Pflichtbeiträ- 
gen vorsieht. Der Umfang der Programmbeitrags- 
pflicht richtet sich gemäß § 2 „nach den Preisen und 
den Zeiten der Werbeeinblendungen, die den Rah- 
menprogrammen dieses Vertrages unmittelbar zu- 
geordnet sind“. 

Für das Jahr 1962 wurde im Vertrag für die Pro- 
grammbeiträge erstmals der Schlüssel vereinbart, 
der sich aus Tabelle 20 ergibt. 

Der Schlüssel für die Programmbeitragspflicht in den 
folgenden Jahren ist vertragsgemäß jeweils bis zum 
1. September des Vorjahres festzustellen. Die Länge 


Tabelle 19 


Anstalt 

Netto-Gebührenein- 
nahmen nach Abzug 
des ZDF-Anteils 

Aufbringungsanteil 
zum Finanzausgleich 

Zuwendungen aus 
dem Finanzausgleich 

insgesamt 


in Millionen DM 


Mill. DM | 

°/o 

BR 

92,48 

- 3,52 

— , — - 

88,96 

13,9 

HR 

53,07 

- 0,64 

— _ 

52,43 

8,2 

NDR 

122,10 

- 6,72 

— , — 

115,38 

18,0 

RB 

9,13 

, 

+ 5,00 

14,13 

2,2 

SR 

11,38 

, 

+ 5,00 

16,38 

2,6 

SFB 

31,13 

f 

+ 10,00 

41,13 

6,4 

SDR 

49,83 

- 0,64 

— ,— 

49,19 

7,7 

SWF 

59,62 

- 1,28 

' f ’ 

58,34 

9,1 

WDR 

210,99 

-19,20 

, 

191,79 

30,0 

alle Anstalten . . 

| 639,73 

-32,00 

| +20,00 

627,73 

98,1 

Gemeinschaftsaufgaben 

+ 12,00 

+ 12,00 

1,9 

zusammen . . . 

+ 32,00 

639,73 

100,0 


Quelle: Eigene Berechnungen 
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Tabelle 20 


Werbegesell- 

schaften 

Schlüssel 
in °/o 

Zahl c 

ins- 

gesamt 

ier Prog 

davon 

Freind- 

filme 

ramme 

davon 

Eigen- 

produk- 

tionen 

BWF 

5,9 

21 

7 

14 

Bl.WF 

5,4 

19 

6 

13 

NWF 

17,0 

60 

21 

39 

RFW 

8,4 

29 

10 

19 

WiSWF 

8,4 

29 

10 

19 

WS 

5,2 

18 

6 

12 

WIR 

8,0 

28 

10 

18 

WWF 

41,7 \ 

146 

50 

96 

insgesamt . . . 

100,0 

350 

120 

230 


Quelle; Vertrag betr. den Programmaustausch für das 
Werbefernsehen vom 12. Juli 1962 i. d. F. vom 
4. Juni 1964 


der Programmbeiträge soll zwischen 24 bis 26 Minu- 
ten liegen. Es bestehen gemeinsame Organe für die 
Programmplanung und die Programmbeschaffung. 

Als Beispiel für die Herkunft der von den Werbe- 
töchtern zum Gesamtprogramm beigesteuerten 
Unterhaltungsprogramme werden folgende Relativ- \ 
zahlen über die Programmzusammensetzung bei der J 
Werbetochter einer Anstalt genannt: 


Tabelle 21 


Herkunft der von der Werbetochter 
beigesteuerten 
Unterhaltungssendungen 

1 Anteil an der 
Sendezeit der 
beige- 
steuerten 
Unterhal- 
tungs- 
sendungen 
in °/o 

, 1963 | 1964 

Eigenproduktionen 

20,1 

29,2 

Programmbeitragsproduktionen 
(Austauschproduktionen) 

32,4 

33,3 

Degetofilme 

27,8 

21,3 

Fremdproduktionen 

17,3 

15,1 

Kurzprogramme 

2,4 

1,1 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

darunter Wiederholungen 

27,5 

22,9 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Ein gemeinsames, das „Werbefernsehen" einschlie- 
ßendes Regionalprogramm strahlten bis 1966 der 
SDR und der SWF aus. Das seit 1961 umschichtig 


in täglichem Wechsel vom SDR bzw. von der RFW 
und vom SWF bzw. von der WiSWF gestaltete Pro- 
gramm wurde von beiden Anstalten übernommen. 
Seit 1967 wird nur noch das Werbefernsehen in 
dieser Form veranstaltet. 


Leistungsaustausch zwischen Anstalten und 
Werbegesellschaften 

Die Programmbeiträge der Werbegesellschaften 
werden an die Rundfunkanstalten zur Ausstrahlung 
weitergegeben. Zum Teil werden diese Beiträge von 
den Anstalten selbst für die Werbetöchter herge- 
stellt. Diese Leistungen (wie auch alle anderen Lei- 
stungen) der Anstalten für ihre Werbegesellschaften 
werden zu Selbstkosten, d. h. ohne Gewinnzuschlag, 
berechnet. 

Die Selbstkostenbeträge werden zum Teil unter- 
schiedlich ermittelt. Im Rahmen der grundsätzlich 
nachkalkulatorisch ermittelten Selbstkosten werden 
teilweise für die Abgeltung bestimmter Leistungen 
Pauschalsätze oder kurzfristig geltende Festpreise 
angewandt. In einem der von der Kommission unter- 
suchten Fälle erfolgte die Kostenverrechnung im 
Wege der Vorgabe geplanter Selbstkosten mit der 
Bestimmung, daß Unterschreitungen der Soll-An- 
sätze der Werbetochter gutzubringen, Überschreitun- 
gen jedoch von der Anstalt zu tragen waren. Unter- 
suchungen der Kostenverrechnungen durch die 
steuerliche Betriebsprüfung haben teilweise zu Er- 
mäßigungen der vorgenommenen Kostenbelastun- 
gen, aber auch zur Feststellung von anstaltsseitigen 
Kostenverrechnungen geführt, die (bewußt) unter 
den Vollkosten der erbrachten Leistungen lagen. 

Die von den Werbegesellschaften getragenen Pro- 
grammbeiträge werden grundsätzlich im Regional- 
programm ausgestrahlt. Das Regionalprogramm 
schließt das Werbefernsehen ein. Das Werbefern- 
sehen setzt sich aus den Werbespots (sogenannte 
harte oder reine Werbung) und einem Rahmenpro- 
gramm zusammen. Die Gesamtsendezeiten der Re- 
gionalprogramme und des darin enthaltenen Werbe- 
fernsehens im Jahre 1964 sind in der Tabelle 22 
zusammengestellt 1 ). 

Die in dieser Tabelle aufgeführten Sendezeiten für 
das Werbefernsehen weichen in gewissem Um- 
fang von den Sendezeiten ab, mit deren Kosten die 
Werbegesellschaften belastet wurden. 

Daß die Werbegesellschaften mit Kosten für Pro- 
grammbeiträge, die nicht mehr reine Werbesendun- 
gen darstellen, belastet werden, wird mit dem Ein- 
fluß der Publikumswirksamkeit des Fernsehpro- 
gramms auf die Anzahl der herstellbaren Werbekon- 
takte begründet. Die Publikumswirksamkeit des 
Rahmenprogramms geht in die von der Tochterge- 
sellschaft verkaufte Werbeleistung (als Streulei- 
stung) ein. Die Anzahl der für Werbezwecke aus- 
nutzbaren Publikumskontakte wird u. a. von den 
umweit- und programmbedingten Empfangsgewohn- 
heiten der Rundfunkteilnehmer beeinflußt. Die pro- 
grammabhängigen Ursachen der Kontaktmöglich- 


! ) Für die Jahre 1960, 1962 und 1965 vgl. Anlage 8 


28 





Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2120 


Tabelle 22 



Regionalprogramm 


Regional- 
pro- 
gramm in 
Minuten 

darunter 

Werbefernsehen 

Anstalt 

insge- 

samt 

in 

Minuten 

darunter reine 
(harte) Werbung 

in Minuten | in % 

BR 

27 493 

25 333 

4818 

19,0 

HR 

29 255 

21 784 

5 723 

26,3 

NDR 1 

mit RB J 

30 020 

28 177 

6 061 

21,5 

SR 

30 172 

20 187 

6 043 

29,9 

SFB 

45 058 

31 944 

6 060 

19,0 

SDR *) 

14 722 

10 478 

3 101 

29,6 

SWF *) 

14 676 

10 153 

3 046 

30,0 

WDR 

28 239 

14 171 

4 027 

28,4 

insgesamt 

219 635 

162 227 

38 879 

24,0 


Ü Die Sendeminuten von SDR und SWF sind zu addie- 
ren, da es sich um Gemeinschaftsprogramme handelt, 

Quelle: Angaben der ARD 


keiten lassen sich nicht eindeutig bestimmten Pro- 
grammabschnitten zuordnen. Offensichtlich wird je- 
doch der Zusammenhang zwischen der Anzahl der 
für Werbezwecke ausnutzbaren Kontakte einerseits 
und der Publikumswirksamkeit des benachbarten 
Programms andererseits mit wachsendem zeitlichen 
Zwischenabstand schwächer. 

Eine exakte Bestimmung des zeitlichen Umfangs 
der Programmleistungen, die die Anzahl der Kon- 
taktmöglichkeiten der harten Werbung erhöht 
haben, ist nicht möglich. Außerdem ergeben sich 
Probleme bei der Kostenzurechnung. 

Zur Verdeutlichung der hier auftretenden Frage 
wird darauf hingewiesen, daß auch die den reinen 
Werbesendungen benachbarten Nachrichtensendun- 
gen viele Teilnehmer aus Gewohnheit und Infor- 
mationsbedürfnis zum Einschalten der Empfänger 
bewegen. Damit erhöht sich die Anzahl der durch 
Ausstrahlung von Werbespots herstellbaren Werbe- 
kontakte. Umgekehrt leisten selbst die reinen Wer- 
besendungen noch Beiträge zur Unterhaltung und In- 
formation der Rundfunkteilnehmer. Die Gesamtlei- 
stung an Information und Unterhaltung einerseits 
und die Anzahl der Werbekontakte andererseits 
sind sich gegenseitig beeinflussende Ergebnisse eines 
weitgehend verbundenen Produktionsvorgangs. Eine 
Trennung der Beiträge zu den gesondert verwerte- 
ten Leistungsergebnissen nach der Verursachung ist 
bei mehrseitig verwendbarer verbundener Produk- 
tion nicht möglich. Dementsprechend werden auch im 
steuerrechtlichen Gutachten x ) die Qualifikationen 
als hoheitliche und als wirtschaftliche Betätigung mit 


! ) vgl. Anlage 66 


der Relation der (verwerteten) Tätigkeitsergebnisse 
und mit der aus dieser Relation abgeleiteten Rang- 
folge der Zwecksetzungen begründet. Die im steuer- 
rechtlichen Gutachten auf die Frage der Zuordnung 
von Tätigkeitsbereichen und der dort anfallenden 
Kosten zu zweiseitig verwerteten Tätigkeitsergeb- 
nissen gefundene Antwort stellt aus betriebswirt- 
schaftlicher Sicht eine von mehreren vertretbaren 
Lösungen dar. Betriebliche Zurechnungsfragen kön- 
nen, wenn das Verursachungsprinzip nicht mehr an- 
wendbar ist, nur von den Zwecken her und bei un- 
terschiedlichen Zwecksystemen somit verschieden 
beantwortet werden. Dies gilt auch für Leistungs- 
und Kostenzurechnungsfragen zwischen rechtlich 
selbständigen Betrieben wie den Landesrundfunk- 
anstalten einerseits und ihren Werbegesellschaften 
andererseits. 


Leistungsaustausch zwischen Anstalten und sonsti- 
gen anstaltsverbundenen Gesellschaften 

über ihre Werbetöchter sind einige Landesrund- 
funkanstalten gemeinsam oder einzeln mit 50 °/o 
und mehr am Stammkapital von Ateliergesellschaf- 
ten beteiligt. Nach Angaben der Anstalten dienen 
diese Beteiligungen (Bavaria Atelier GmbH, Mün- 
chen; Studio Hamburg Atelierbetriebsgesellschaft 
mbH, Hamburg; Taunus-Film GmbH, Wiesbaden, 
und Telefilm Saar GmbH, Saarbrücken, der Siche- 
rung von Produktionskapazitäten und des Bedarfes 
an künstlerischen Mitarbeitern. Die Ateliergesell- 
schaften stellen Fernsehproduktionen her und ver- 
mieten Atelier- und Studioräume einschließlich Aus- 
stattung. Diese Leistungen werden nicht nur für die 
Anstalten und deren Werbetöchter, sondern auch für 
Dritte erbracht. Bei den von der Kommission unter- 
suchten Gesellschaften wurden für die Berechnung 
der Leistungen unterschiedliche Verfahren ange- 
wandt. 

Die Rundfunkanstalten oder ihre Werbegesellschaf- 
ten erbringen ihrerseits auch Leistungen für die 
Ateliergesellschaften. Diese Leistungen bestehen 
überwiegend in der Überlassung von Räumen und 
Ausstattung sowie in der Gestellung von Perso- 
nal. Teilweise werden die Leistungen durch umsatz- 
abhängige Pachtzinsen abgegolten. 


Leistungsaustausch zwischen Anstalten und Ge- 
meinschaftseinrichtungen 

Von größerer wirtschaftlicher Bedeutung für die Zu- 
sammenarbeit der Landesrundfunkanstalten ist die 
Degeto Film GmbH, Frankfurt/Main. Sie fungiert als 
gemeinsame Einkaufseinrichtung für die Landes- 
rundfunkanstalten und deren Werbegesellschaften, 
die sie bei der Beschaffung, dem Erwerb und der 
Auswertung von Filmen und anderen Bildträgern 
unterstützt. Die Degeto rechnet nach den erteilten 
Auskünften im Prinzip ihre Leistungen zu Selbst- 
kosten ab. Die den Benutzern nicht direkt zugerech- 
neten Kosten werden mit 2 /s auf die Werbegesell- 
schaften, mit dem Rest nach dem Fernsehschlüssel 
auf die Landesrundfunkanstalten umgelegt. 
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V. Programmleistungen 

Hörfunk 

1956/57 strahlten die Landesrundfunkanstalten im 
Hörfunk — mit Ausnahme des NDR und des WDR 
— nur je zwei Hörfunkprogramme aus. Ein Pro- 
gramm wurde über Mittelwelle und zugleich über 
Ultrakurzwellensender verbreitet. Ein zweites Pro- 
gramm konnte nur über UKW empfangen werden. 
Die beiden Programme waren bei manchen Anstal- 
ten noch nicht vollständig getrennt; häufig wurden 
Programmteile von einem Programm ins andere 
übernommen und zur gleichen Zeit ausgestrahlt. 

NDR und WDR begannen 1956/57 mit dem Aufbau 
eines dritten Programms, das über UKW ausge- 
strahlt wird. 1962 eröffnete der SFB ein drittes 
Hörfunkprogramm. Seit 1964 verfügen der HR und 
der SDR, seit 1965 auch die übrigen Anstalten über 
eine dritte Senderkette im UKW-Bereich. Diese 
Sender werden jedoch überwiegend für die Verbrei- 
tung von Gastarbeiterprogrammen benutzt. Einige 
Anstalten betreiben Sender ausschließlich für Gast- 
arbeiterprogramme 1 ). 

Die Zusammenarbeit der Landesrundfunkanstalten 
geht im Bereich des Hörfunks in der Regel über den 
Austausch von einzelnen Sendungen nicht hinaus. 
Ein gemeinsames Programm veranstalten nur der 
NDR und der WDR (das 1. Hörfunkprogramm) und 
seit 1965 der NDR und der SFB (das 3. Hörfunkpro- 
gramm). Außerdem besteht seit dem 1. November 
1964 eine Vereinbarung über ein gemeinschaftliches 
Gastarbeiterprogramm der Anstalten. 

Ende 1965 verbreiteten die 9 Landesrundfunkanstal- 
ten im Hörfunk insgesamt 

8 Erste Programme (MW und UKW I), 

9 Zweite Programme (UKW II), 


’) vgl. die Ausführungen unter II A dieses Abschnitts 


5 Dritte Programme (UKW III) und 

1 überwiegend gemeinschaftliches Gastarbeiter- 
programm (UKW III und UKW IV). 

Die gesamte Sendezeit für diese Programme hat sich 
wie folgt entwickelt: 


Tabelle 23 


Programme 

1956/57 | 1964 | 1965 

in Minuten 

1 . Programm .... 

3 332 047 3 694 810 3 780 733 

2. Programm .... 

2 488 212 3 385 326 3 011 818 

3. Programm .... 


einschließlich 


Gastarbeiter- 


sendungen .... 

28 212 217 342 1 058 640 

insgesamt . . . 

5 848 471 7 297 478 7 851 191 

Basis 


1956/57 ~ 100 

100,0 124,8 134,2 


Quelle: Angaben der ARD 


Der Gesamtzuwachs ist vor allem auf das Anwach- 
sen der Sendezeit im 3. Hörfunkprogramm zurück- 
zuführen. Die Entwicklung bei den einzelnen Anstal- 
ten ergibt sich aus der Anlage 4, in der auch für 
5 Anstalten die Herkunft der Programme angege- 
ben ist. Einzelheiten über die Entwicklung der 
Sendeminuteji in den einzelnen Programmen enthal- 
ten die Anlagen 5, 6 und 7. 

Die Entwicklung einzelner Programmgruppen im 
1. und 2. Hörfunkprogramm der Landesrundfunk- 
anstalten ergibt sich aus Tabelle 24. 


* 

Tabelle 24 


Programmgruppe 

1. Hörfunkprogramme 

2. Hörfunkprogramme 

1959 | 

1964 

1965 

1959 | 

1964 

1965 


in 

% der Gesamtsendezeit 



Musik 

55,5 

54,6 

54,6 

59,8 

59,9 

62,6 

Wort 

37,9 

36,4 

36,2 

36,0 

35,5 

34,8 

Werbefunk 

6,6 

9,0 

9,2 

4,2 

4,6 

2,6 

(darunter reine Werbung) 

(1,7) 

(1,5) 

(1,6) 

(0,9) 

(0,9) 

(0,7) 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben in den Statistischen Jahrbüchern I960, S. 117, 1965, S. 120 und 1966, 
S. 115 
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In der Statistik sind die Nachrichtensendungen nicht 
gesondert erfaßt. Bei 3 untersuchten Anstalten 
schwankten ihre Anteile an der Sendezeit in der 
Regel zwischen 5 und 7 %. 


Das Verhältnis von reiner Werbung zum Rahmen- 
programm ist von Anstalt zu Anstalt verschieden. 
Bezogen auf die Sendezeit des gesamten Werbe- 
funkprogramms, wurden die in der Tabelle Nr. 25 
dargestellten Extremwerte ermittelt. 


T a b e 1 1 e 25 



1959 

1964 

1965 

Anstalt 

Rahmen- 

pro- 

gramm 

reine 

Werbung 

Rahmen- 

pro- 

gramm 

reine 

Werbung 

Rahmen- 

pro- 

gramm 

reine 

Werbung 




in 

% 



Anstalt mit höchstem Anteil reiner 

Werbung 

63,0 

37,0 

61,4 

38,6 

62,7 

37,3 

Anstalt mit niedrigstem Anteil reiner 

Werbung 

87,1 

12,9 

94,9 

5,1 

94,9 

5,1 


Quelle : Eigene Berechnungen nach Angaben in den Statistischen Jahrbüchern 1960, S. 117, 1965, S. 120 und 1966, 
S. 115 


Fernsehen 

Zu Beginn des Untersuchungszeitraums (1956/57) 
wurde im Bundesgebiet (einschließlich Berlin [West]) 
im Fernsehbereich nur ein Programm, das „Fernseh- 
gemeinschaftsprogramm Deutsches Fernsehen" der 
Landesrundfunkanstalten, ausgestrahlt. Es war am 
1. November 1954 eröffnet worden und befand sich 
noch im Aufbau. 

Das Gemeinschaftsprogramm wurde in wachsendem 
Umfang durch die Regionalprogramme ergänzt, in 
deren Rahmen auch das Werbefernsehen Platz fand. 

Regionalprogramm und Werbefernsehen wurden 
von einigen Anstalten gemeinschaftlich ausgestrahlt. 
Von Dezember 1956 bis zum 31. Dezember 1959 ver- 
breiteten der BR und der SFB das Werbefernsehen 
gemeinschaftlich. Ab 2. Januar 1958 schlossen sie 
sich mit dem HR und dem SWF zur „Werbefernseh- 
Südschiene" zusammen. Ihr war ab 2. Januar 1959 
auch der SDR angeschlossen. Seit dem 2. Januar 1960 
strahlen der BR, der HR und der SFB das Werbe- 
fernsehen wieder getrennt aus. Nur der SDR und 
der SWF haben die Zusammenarbeit in der „klei- 
nen Südschiene" fortgesetzt. Diese erstreckte sich 
bis Ende 1966 auf das gesamte Regionalprogramm. 
In Norddeutschland verbreiten NDR und RB seit 
1959 ein gemeinschaftliches Regionalprogramm. 

Seit dem 4. September 1961 betrieben die Landes- 
rundfunkanstalten ein gemeinschaftliches Vormit- 
tagsprogramm, das unter der Federführung des SFB 
über die zonennahen Sender des BR, des HR und des 
NDR sowie den Sender des SFB in den anderen Teil 
Deutschlands ausgestrahlt wird. Seit dem 1. Januar 
1966 beteiligt sich auch das ZDF am Vormittagspro- 
gramm. Seitdem tragen die ARD- Anstalten und das 
ZDF etwa je 50 % des Programms. 

Das Zweite Fernsehprogramm wurde zunächst vom 
1. Juni 1961 bis zum 31. März 1963 von den Landes- 


[ rundfunkanstalten als Gemeinschaftsprogramm über 
die Sender der Bundespost verbreitet. Am 1. April 
1963 übernahm das ZDF die Ausstrahlung dieses 
Programms. 

Die Dritten Fernsehprogramme sind erst gegen Ende 
des Untersuchungszeitraumes aufgebaut worden. 
Der HR strahlte erstmals am 5. Oktober 1964, der 
BR am 6. Oktober 1964 das Dritte Programm aus. 
Seit dem 4. Januar 1965 verbreiten der NDR, RB und 
der SFB ein gemeinschaftliches Drittes Programm. 
Der WDR hat am 17. Dezember 1965 mit dem Dritten 
Programm begonnen, strahlte jedoch schon vorher 
ein Zweites Regionalprogramm („Prisma des 
Westens") aus. 

Ende 1965 gab es demnach 

— das 1. Programm der Landesrundfunkanstalten 
(Gemeinschaftsprogramm, Vormittagsprogramm), 

— das 2. Programm des ZDF und 

— die 3. Programme der einzelnen Landesrundfunk- 
anstalten. 

Die gesamte Sendezeit im 1. Programm (ohne Re- 
gionalprogramme und Vormittagsprogramm) ist von 
89 474 Minuten im Geschäftsjahr 1956/57 auf 161 434 
Minuten im Kalenderjahr 1964 (Steigerungsrate 
80,4%) und auf 162 201 Minuten im Kalenderjahr 
1965 (81,3 %) gestiegen. Die Sendeleistung aller Re- 
gionalprogramme zusammen betrug nach Angaben 
der amtlichen Statistik im Jahre 1959 76 656 Minuten. 
Sie ist bis 1964 auf 219 635 Minuten (Steigerungs- 
rate 186,4%) und bis 1965 auf 239 884 Minuten 
(212,9 %) angewachsen. Im gleichen Zeitraum ist die 
Gesamtsendezeit im Werbefernsehen der Landes- 
rundfunkanstalten um 604,0% bzw. um 626,5 % 
(1959 23 042 Minuten, 1964 162 227 Minuten und 
1965 167 413 Minuten) gestiegen. Die harte Werbung 
! beanspruchte 1960 (für 1959 lagen keine Angaben 
I vor) insgesamt 19 769 Minuten, 1964 38 879 Minuten 
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und 1965 38 977 Minuten (Steigerungsrate 96,7 und 
97,2%). Einzelheiten über die Entwicklung der Re- 
gionalprogramme, des Werbefernsehens und der 
harten Werbung bei den einzelnen Anstalten seit 
1960 ergeben sich aus Anlage 8. 

Die Programmleistungen im Vormittagsprogramm 
sind von 43 668 Minuten im Jahre 1962 auf 57 109 
Minuten im Jahre 1964, also um 30,8 °/o, und auf 
57 399 Minuten im Jahre 1965 (31,4 %) angewachsen. 

Eine Übersicht über die Entwicklung der einzelnen 
Programmarten des 1. Fernsehprogramms (Gemein- 
schaftsprogramm) ist aus Anlage 9 zu entnehmen. 
Aus ihr geht hervor, daß die Programmart „Zeit- 
geschehen" überproportional zugenommen hat (von 
1959 bis 1964 um 86,3 °/o, bis 1965 um 116,5 %), wäh- 
rend sich bei den anderen Programmarten der Zu- 
wachs nicht so stark von dem der Gesamtsendezeit 


unterscheidet. Die Ausstrahlung von Spielfilmen 
ist von 1959 bis 1964 um 48,4% und bis 1965 um 
65,1 % gestiegen (1959: 4910 Minuten, 1964: 7284 
Minuten, 1965: 8107 Minuten). 

Die Ausstrahlungsleistung der Tagesschau, des Nach- 
richtendienstes im 1. Fernsehprogramm, hat sich von 
6663 Minuten im Geschäftsjahr 1956/57 auf 13 115 
Minuten im Kalenderjahr 1964 und auf 13 805 Minu- 
ten im Jahre 1965 erhöht. Das bedeutet bis 1964 
eine Zunahme um 97 °/o und bis 1965 eine Zunahme 
um 107 %. Der Anteil an der Gesamtsendezeit ist 
von 7,4% im Jahre 1956/57 auf 8,1 % im Jahre 
1964 und auf 8,5 % im Jahre 1965 gestiegen. 

Eine Aufteilung des 1. Fernsehprogramms (Ge- 
meinschaftsprogramm) nach der Herkunft liegt für 
die Jahre 1963 und 1964 vor. Die Zusammensetzung 
der Gesamtsendezeit ergibt sich aus Tabelle 26. 


Tabelle 26 


Herkunft 

1963 

1964 

Minuten | 

°/o 

Minuten | 

°/o 

Beiträge der Anstalten 

107 836 

72,3 

116 679 

72,3 

DFS-Gemeinschaftsbeiträge 

19 338 

13,0 

20 647 

12,8 

Tagesschau 

12 892 

8,6 

13 115 

8,1 

Übernahmen von ausländischen Sendern 

9 053 

6,1 

10 993 

6,8 

insgesamt . . . 

149 119 

100,0 

161 434 

100,0 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 1964 der ARD 


Die Aufteilung der Sendezeiten des 1. Fernsehpro- 
gramms (Gemeinschaftsprogramm) nach Anstalten 
ist aus Ziff. IV dieses Abschnitts (Tabelle Nr. 16) 
zu entnehmen. Zum Verhältnis von Erstsendungen 
und Wiederholungen wird auf Ziff. VII E dieses Ab- 
schnitts verwiesen. Ziff. VII F behandelt Umfang 
und Kosten von Fremdproduktionen. 

Die Programmleistungen im 2. Fernsehprogramm 
haben sich während der Zeit, in der die Landes- 
rundfunkanstalten dieses Programm betrieben, wie 
folgt entwickelt: 

1. Juni 1961 bis 31. März 1962 42 268 Minuten 

1. April 1962 bis 31. März 1963 53 554 Minuten 
davon 

1. Januar 1963 bis 31. März 1963 13 473 Minuten 

Nach der Übernahme des 2. Fernsehprogramms 
durch das ZDF betrug die Gesamtsendeleistung im 
Jahre 1963 (1. April 1963 bis 31. Dezember 1963) 
79 365 Minuten, im Jahre 1964 118 512 Minuten und 
im Jahre 1965 130 822 Minuten. Die Entwicklung der 
Programmarten veranschaulicht die Übersicht in An- 
lage 10, 

Die Übernahmen von den Landesrundfunkanstalten 
waren gering. Sie betrugen 1963 1210 Minuten 


(= 1,5% der Gesamtleistung) und 1964 1087 Minu- 
ten (= 0,9%). Die Übernahmen aus dem Ausland 
lagen 1963 bei 4737 Minuten (= 5,9 %) und 1964 bei 
10 483 Minuten (= 8,8%). 

Im Jahre 1963 entfielen von 73 418 Minuten Eigen- 
programm 30 048 Minuten (= 41,2 %) auf Fremdpro- 
duktionen (Auftragsproduktionen und Ankäufe). 
1964 waren unter 106 942 Minuten Eigenprogramm 
38 142 Minuten (=» 35,7 %) Fremdproduktionen. Wei- 
tere Einzelheiten ergeben sich aus den Ausführungen 
unter Ziff. VII F dieses Abschnitts. 

Die Sendeleistung bei den mit der Tagesschau des 
1. Programms vergleichbaren Sendungen zum Tages- 
geschehen („Heute", Nachrichten und ähnliche Bei- 
träge) betrug 1963 10 041 Minuten (= 12,7% des 
Gesamtprogramms), 1964 15097 Minuten (= 12,8 °/o) 
und 1965 16 763 Minuten (== 12,8%). 

Die harte Werbung ist beim ZDF von 2167 Minuten 
(= 2,7% des Gesamtprogramms) im Jahre 1963 auf 
2631 Minuten (= 2,2%) im Jahre 1964 und auf 
5578 Minuten (= 4,3%) im Jahre 1965 gestiegen. 

In den 3. Fernsehprogrammen der Landesrundfunk- 
anstalten betrug die gesamte Programmleistung 1964 
36 968 Minuten und 1965 130 881 Minuten. 
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VI. Entwicklung der wichtigsten Einnahmearten I 
aller Rundfunkanstalten 
(Gebühreneinnahmen, Erträge aus 
Werbetätigkeit) 

Zur Finanzierung ihrer Aufgaben, insbesondere ihrer ! 
Programmleistungen, stehen den Rundfunkanstalten 
im wesentlichen die Gebühreneinnahmen und die 
Erträge aus Werbetätigkeit zur Verfügung. Da die 
Rundfunkanstalten — mit Ausnahme des ZDF — 
inzwischen die gesamte Werbetätigkeit auf rechtlich 
selbständige Betriebe, ihre Werbegesellschaften, 
übertragen haben, fließen ihnen die Erträge aus 
der Rundfunkwerbung (Hörfunk und Fernsehen) 
nicht unmittelbar zu. Sie erscheinen bei ihnen in 
zweierlei Form: als Erträge aus Beteiligungen und 
als Erlöse für Programmbeiträge, deren Kosten die 
Werbegesellschaften tragen. 

A. Die Gebühreneinnahmen 

Die Gebühreneinnahmen der Rundfunkanstalten sind 
abhängig von der Zahl der Hörfunk- und Fernseh- 
teilnehmer. Die Genehmigungszahlen entwickelten 
sich in den Jahren 1956 bis 1967 wie folgt: 


Tabelle 27 


Jahres- 

beginn 

Anzahl der 
Genehmigungen 

relative Änderung 

Hörfunk 

| Fernsehen 

I lörfunk 

| Fernsehen 

in 

1000 

Index 

1965 = 100 

1956 

13 246,9 

283,8 

75,7 

2,8 

1957 

13811,3 

681,8 

78,9 

6,8 

1958 

14 400,2 

1 211,9 

82,3 

12,1 

1959 

15 258,9 

2 129,2 

87,2 

21,2 

1960 

15 900,4 

3 375,0 

90,9 

33,7 

1961 

15 891,8 

4 634,8 

90,8 

46,2 

1962 

16 270,5 

5 887,5 

93,0 

58,6 

1963 

16 696,5 

7 213,5 

95,4 

72,0 

1964 

17 099,1 

8 538,6 

97,7 

85,2 

1965 

17 494,0 

10 024,0 

100,0 

100,0 

1966 

17 877,9 

11 379,0 

102,2 

113,5 

1967 

18 232,1 

12 719,6 

104,2 

126,9 


Quellen: Angaben des BMP und Statistisches Jahr- 
buch der ARD 1964 


Die Entwicklung der Genehmigungszahlen in den 
Gebühreneinzugsbereichen der einzelnen Landes- 
rundfunkanstalten ist der Anlage 1 1 zu entnehmen. 
Die wiedergegebenen Zahlen schließen die Geneh- 
migungen für von der Gebührenzahlung befreite 
Teilnehmer ein. Der Anteil der Befreiungen hat sich 


beim Tonrundfunk von 4,6% (1956) auf 2,8% 
(1965) verringert. Dagegen stieg der Anteil der Be- 
freiungen an der Genehmigungszahl im Fernseh- 
rundfunk von 0,3 % (1960) auf 0,4 % (1965). 

Infolge des Fortfalls der Genehmigungspflicht für 
Zweitgeräte ist die Zahl der Tonrundfunkgenehmi- 
gungen im Jahre 1960 leicht rückläufig. Die Ent- 
wicklung der Genehmigungszahlen ist in den Gebüh- 
reneinzugsgebieten der einzelnen Anstalten unter- 
schiedlich verlaufen. Im Fernsehbereich zeigt die 
gebietsweise Entwicklung der Genehmigungszahlen 
noch größere Unterschiede als im Hörfunk. Ergeb- 
nisse dieser Entwicklung, bezogen auf die Anzahl 
der Tonrundfunkgenehmigungen, weist die folgende 
Tabelle aus: 

Tabelle 28 


Anstalt 

Fern 
gen 
in % 
funkg 

1. Ja- 
nuar 
1957 

sehrund 
ehmigur 
der Tor 
enehmig 

1. Ja- 
nuar 

1965 

funk- 

igen 

rund- 

ungen 

1 . Ja- 
nuar 

1966 

WDR 

8,0 

68 

73 

RB 

3,1 

65 

70 

NDR 

4,0 

61 

67 

SR 

— 

65 

72 

Durchschnitt Bundes- 
republik Deutschland . . . 



57 

64 

SFB 

3,7 

57 

63 

HR 

5,4 

57 

63 

SWF 

3,4 

48 

55 

SDR 

3,9 

46 

52 

BR 

2,4 

47 

54 


Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des BMP 


In einer vom WDR aufgestellten und von der ARD 
gebilligten überschlägigen, weitgehend auf Schätz- 
werten beruhenden Berechnung der Einnahmen und 
Ausgaben der Rundfunkanstalten im Jahr 1970 wird 
eine Fernsehteilnehmerzahl von 15 Mill. angenom- 
men. Das am 28. Juni 1967 von der ARD publizierte 
Zahlenwerk unterstellt für den 1. Januar 1968 13,8 
Mill. und für den 1. Januar 1970 15,5 Mill. Fernseh- 
teilnehmer. 

Die Einnahmen der einzelnen Landesrundfunkan- 
stalten aus Teilnehmergebühren (nach Abzug des 
Postanteils, jedoch einschließlich des ZDF-Anteils) 
für die Jahre 1956 bis 1965 sind Anlage 12 zu ent- 
nehmen. Ein nach Empfängergruppen (DBP, Landes- 
rundfunkanstalten, ZDF) aufgegliedertes Bild der Ge- 
samtentwicklung vermittelt Tabelle 29. 
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Tabelle 29 


Gebühren / Kalenderjahr 

Postanteil 

am 

Gebühren- 

aufkommen 

Gebühren- 

einnahmen 

der 

Rundfunk- 
anstalten 
nach Abzug 
des Post- 
anteils 

Gebühren- 
anteil 
des ZDF 

Gebührenanteil der 
Landesrundfunk- 
anstalten 

in Millionen DM 

Index 
(1964 
- 100) 

T onrundfunkgebühren 






1956 

69,4 

243,1 

— 

243,1 

75,6 

1957 

72,8 

254,2 

— 

254,2 

79,1 

1958 

75,9 

266,4 

— 

266,4 

82,9 

1959 

70,6 

279,8 

— 

279,8 

87,0 

1960 

72,9 

284,7 

— 

284,7 

88,6 

1961 

74,0 

201,9 

— 

291,9 

90,8 

1962 

76,2 

304,3 ') 

— - 

304,3 >) 

94,7 



10,8 n 

— 

10,8 l ) 

— 

1963 

78,1 

311,9 

— 

311,9 

97,0 

1964 

80,2 

321,5 ') 

— 

321,5 ‘) 

100,0 



30,5 ') 

— 

30,5 

— 

1965 

82,0 

333,1 

— 

333,1 

103,6 

1966 

83,6 

339,8 

— 

339,8 

105,7 

Fernsehrundfunkgebühren 






1956 

7,8 

21,1 

— 

21,1 

7,3 

1957 

15,2 

41,0 

— 

41,0 

14,2 

1958 

27,6 

74,6 

— 

74,6 

25,9 

1959 

45,0 

122,4 

— 

122,4 

42,5 

1960 

66,5 

179,9 

— 

179,9 

62,5 

1961 

86,1 

232,8 

— 

232,8 

80,9 

1962 

107,8 

291,6 

56,3 

235,3 

81,8 

1963 

128,7 

348,1 

100,5 

247,6 

86,0 

1964 

152,0 

411,0 

123,2 

287,8 

100,0 

1965 

175,1 

473,4 

142,0 

331,4 

115,1 

1966 

196,9 

532,4 

159,7 

372,7 

129,5 

Rundfunkgebühren insgesamt 






1956 

77,2 

264,2 

— 

264,2 

41,3 

1957 

88,0 

295,2 

— 

295,2 

46,1 

1958 

103,5 

341,0 

— ■ 

341,0 

53,3 

1959 

115,6 

402,2 

— 

402,2 

62,9 

1960 

139,4 

464,6 

— 

464,6 

72,6 

1961 

160,1 

524,7 

— 

524,7 

82,0 

1962 

184,0 

606,7 

56,3 

550,4 

86,0 

1963 

206,8 

660,0 

100,5 

559,5 

87,4 

1964 

232,2 

763,0 

123,2 

639,8 

100,0 

1965 

257,1 

806,5 

142,0 

664,5 

103,9 

1966 

280,5 

872,2 

159,7 

712,5 

111,4 


9 Infolge einer bis zum 1. Januar 1959 rückwirkenden Erhöhung ihrer Gebührenanteile von 75 auf 80 °/o erhielten 
der NDR im Jahr 1962 eine Nachzahlung von 10,8 Millionen und der WDR im Jahr 1964 eine Nachzahlung von 
30,5 Millionen DM. Die Verhältniszahlen in der letzten Spalte sind bei den Tonrundfunkgebühren auf die Gebüh- 
reneinnahmen 1964 ausschließlich Nachzahlungen, bei den Rundfunkgebühren insgesamt auf die Gebühreneinnah- 
men 1964 einschließlich Nachzahlungen bezogen. 

Quelle: Angaben des BMP und des ZDF (ZDF-Anteil 1965 und 1966 auf Grund der Postzahlen errechnet). 
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B. Die Erlöse aus Werbung 

Die für die Landesrundfunkanstalten tätigen Werbe- 
gesellschaften haben in den Jahren 1960 bis 1966 
die in Tabelle 30 ausgewiesenen Erlöse aus Hörfunk - 
und Fernsehwerbung erzielt (Angaben für frühere 
Jahre lagen nicht vor). 

Bei der Ermittlung dieser Zahlen sind Abweichungen 
zwischen Kalenderjahr und Abrechnungsperiode, so- 


weit möglich, berücksichtigt worden. Die in den 
Jahren 1960 und 1961 unmittelbar von RB verein- 
nahmten Erlöse aus der Hörfunkwerbung sind in 
den Tabellenangaben enthalten. Die Angaben schlie- 
ßen ferner die aus den Erlösanteilen des SWF be- 
rechneten Erlöse der Firma Deutsche Funkwerbung, 
Gesellschaft Handwerk & Kröger, Konstanz-Mün- 
chen, ein, in deren Händen die Akquisition und Zu- 
sammenstellung der Werbefunksendungen des SWF 
liegen. 

Tabelle 30 


Jahr 

Hörfunkwerbung 

Werbefernsehen 

Hörfunkwerbung und 
Werbefernsehen 


Millionen DM 

Index 

(1964 = 100) 

Millionen DM 

Index 

(1964 = 100) 

Millionen DM 

Index 

(1964 - 100) 

1960 

36,2 

71,3 

102,9 

41,6 

139,1 

46,6 

1961 

37,6 

74,0 

178,0 

71,9 

215,6 

72,3 

1962 

38,8 

76,4 

225,6 

91,1 

264,4 

88,6 

1963 

42,6 

83,9 

244,2 

98,6 

286,8 

96,1 

1964 

50,8 

100,0 

247,6 

100,0 

298,4 

100,0 

1965 

55,2 

108,7 

264,2 

106,7 

319,4 

107,0 

1966 

63,4 

124,8 

278,3 

112,4 

341,7 

114,4 


Quelle: Eigene Erhebungen (1960 bis 1964) und Angaben der ARD (1965 und 1966) 


Beim ZDF sind die Erlöse aus dem Werbefernsehen 
im Untersuchungszeitraum durch Anlaufschwierig- 
keiten beeinflußt. Sie betrugen: 


Tabelle 31 


Jahr 

Erlöse in Millionen DM 

1963 

36,8 (Beginn der Werbeausstrah- 


lungen am 2. April 1963) 

1964 

49,3 

1965 

102,8 

1966 

138,7 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Als Erlöse werden grundsätzlich die nach Abzug 
der Rabatte, Mittlerprovisionen (Agenturvergütun- 
gen) und Skonti von den Bruttoumsätzen zu Listen- 
preisen verbleibenden Beträge verstanden. Skonti 
konnten nicht in allen Fällen erlösmindernd berück- 
sichtigt werden. 

Die Höhe der Erlöse aus Werbung wird vom zeit- 
lichen Umfang und den Preisen der Werbesendungen 
bestimmt. 

Die Ermittlungen der Firma Kapferer & Schmidt, Ge- 
sellschaft für Wirtschaftsanalyse und Markterkun- 
dung, Hamburg, über das Volumen der von den 
Rundfunkanstalten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land unter Einschluß von Berlin (West) und von 
Radio Luxemburg ausgestrahlten Werbesendungen 


nach Einschaltsekunden sind in Tabelle 32 für die 
Jahre 1961 bis 1966 dargestellt. Eine Aufgliederung 
der in dieser Tabelle zusammengefaßt wieder- 
gegebenen Mengenangaben nach ausstrahlenden 
Rundfunkanstalten enthält die Anlage 13. Von den 
Landesrundfunkanstalten hatten im Jahre 1966 der 
WDR die zulässige Dauer für Fernsehwerbung (im 
werktäglichen Durchschnitt 20 Minuten mit begrenz- 
ter Nachholmöglichkeit von maximal 5 Minuten täg- 
lich) noch nicht voll ausgeschöpft. Das ZDF konnte 
wegen Anlaufschwierigkeiten die zulässige Werbe- 
zeit in den Jahren 1963 und 1964 nicht voll ausnut- 
zen. 

Für die Hörfunkwerbung besteht keine Begrenzung 
der Werbezeit. Die zwei größten Rundfunkanstalten, 
der WDR und der NDR, haben bisher davon abge- 
sehen, Hörfunkwerbung auszustrahlen. 

Preise im Werbehörfunk 

Für die Ausstrahlung von Werbesendungen im Hör- 
funk werden von den Werbegesellschaften der Lan- 
desrundfunkanstalten auf die Dauer der Sendezeit 
bezogene Preise berechnet. Die Entwicklung dieser 
meist für längere Zeit festgesetzten Minutengrund- 
preise in den Jahren 1961 bis 1964 ist, untergliedert 
nach der Tageszeit der Ausstrahlung, in der An- 
lage 14 wiedergegeben. Für die anschließenden 
Jahre 1965 bis 1967 läßt sich nach dem Stand vom 
1. August 1966 die in Tabelle 33 angegebene Preis- 
entwicklung feststellen oder erwarten. 

Der mit den Grundpreisen vergütete Leistungsum- 
fang weist hinsichtlich der Nebenleistungen Unter- 
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schiede auf. So werden von SDR und SWF die 
Werbesendungen ohne Rechtsanspruch des Werben- 
den (zeitlich versetzt) zusätzlich über Ultrakurz- 
wellensender ausgestrahlt. Mehrere Anstalten strah- 


len den Werbefunk über alle Sender des 1. und 2. 
Programms aus. 

Die Preisdifferenzierungen nach der Tageszeit wer- 
den bei den Werbegesellschaften der untersuchten 


Tabelle 32 



Ausstrahlende Rundfunkanstalten 

Kalenderjahr 

Landcsrundfunkanstalten 

ZDF 

Radio 

Luxemburg 

insgesamt 


in 1000 
Einschalt- 
sekunden 

1 Index 

(1964 = 100) 

in 1000 
Einschalt- 
sekunden 

in 1000 
Einschalt- 
sekunden 

in 1000 
Einschalt- 
sekunden 

Index 

(1964 = 100) 

Hörfunk Werbung 







1961 

2 834,1 

79,7 

— 

420,9 

3 255,0 

75,6 

1962 

3 064,6 

86,2 

— 

370,7 

3 435,3 

79,8 

1963 

3 167,2 

89,1 

— 

524,3 

3 691,5 

85,8 

1964 

3 555,9 

100,0 

— 

748,7 

4 304,6 

100,0 

1965 

3 735,2 

105,0 

— 

807,0 

4 542,2 

105,5 

1966 

4 114,1 

115,7 

— 

1 051,4 

5 165,5 

120,0 

Fernsehwerbung 







1961 

1 842,3 

78,5 

— 

— 

1 842,3 

72,7 

1962 

2 055,7 

87,6 

— 

— 

2 055,7 

81,2 

1963 

i 2 308,2 

98,3 

146,9 

— 

2 455,1 

96,9 

1964 

2 347,8 

100,0 

184,7 

— 

2 532,5 

100,0 

1965 

2 340,4 

99,7 

347,5 

— 

2 687,9 

106,1 

1966 

1 

2 373,1 

. 

101,1 

366,9 

— 

2 740,0 

i 

108,2 


Quelle : Kapferer & Schmidt, Hamburg 


Tabelle 33 


Werbegesellschaft 

Morgen- und 
Vormittagssendungen 

Mittags- und 
Nachmittagssendungen 

Abendsendungen 

1965 

| 1966 

| 1967 

1965 

1966 

1967 

1965 

1966 

| 1967 

Minutengrundpreise in DM 

BW 

1 500 U 

1 500 ') 

1 500 ‘) 

1 320 

1 320 

1 320 

1 500 

1 500 

1 500 

BL WF 

900 

900 

900 

900 

900 

900 

— 

— 

— 

DF 

1 440 

1 620 

1 620 

1 440 

1 620 

1 620 

1 440 

1 620 

1 620 

NFW 

900 

900 

900 

900 

900 

900 

900 

900 

900 

RFW 

1 020 

1 200 

1 200 

900 

1 080 

1 080 

— 

— 

— 

WIR 

1 200 3 ) 

1 200 3 ) 

1 440 3 ) 

1 200 

1 200 

1 440 

— 

— 

— 

WS 

900 

900 

900 

900 

900 

900 

900 2 ) 

900 2 ) 

900 2 ) 

Radio Luxemburg 

■— 

1 500 

1 500 

2 100 

2 100 

2 100 

2 100 

2 100 

2 100 

nur UKW 4 ) 

j 600 

600 

600 

600 

600 

600 

— 

600 

600 


*) für Vormittagssendungen 1320 DM/min. 

L> ) Für die Spätsendungen nach 22.00 Uhr ermäßigt sich der Minutengrundpreis auf 720 DM/min. 

3 ) für Vormittagssendungen 900 DM/min. bzw. 1080 DM/min, 

4 ) Nur für Werbungtreibende, deren Produkte oder Dienstleistungen ausschließlich innerhalb der Gebiete NRW, 
Rheinland-Pfalz und Saarland erhältlich sind. 

Quellen: Augustausgaben 1965 und 1966 der Zeitschrift „Die Absatzwirtschaft" und eigene Erhebungen. 
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Anstalten durch Preisdifferenzierungen nach Sitz 
und Gegenstand des werbenden Unternehmens er- 
gänzt. 

Preislich begünstigt werden lokale Unternehmen mit 
ausschließlich lokalem Interessengebiet, teilweise 
auch kulturelle, karitative und andere gemeinnützige 
Unternehmen. Preisdifferenzierungen nach der Dauer 
der einzelnen Werbeeinschaltung werden in der 
Hörfunkwerbung von den untersuchten Werbege- 
sellschaften grundsätzlich nicht vorgenommen. 

Als Orientierungsgrößen für die Festsetzung der 
Minutenpreise werden von den untersuchten An- 
stalten im wesentlichen genannt: Ergebnisse von 
Befragungen, das Verhalten der werbenden Wirt- 
schaft und die Preispolitik anderer Rundfunkanstal- 
ten. 

Die Minutenpreise für Werbeeinblendungen bezie- 
hen sich, berücksichtigt man die Anzahl der jeweils 
hergestellten Werbekontakte, auf unterschiedliche 
Leistungen. Eine zuverlässige Richtgröße für die 
Anzahl der hergestellten Werbekontakte würde die 
Anzahl der tatsächlich eingeschalteten und auf den 
Sender eingestellten Tonrundfunkempfänger im 
Empfangsbereich des Senders bilden. Dieser stimmt 
normalerweise mit dem Gebühreneinzugsgebiet der 
Anstalt nicht überein. Die Anzahl der Tonrund- 
funkgenehmigungen im Anstaltsgebiet bietet des- 
halb keine ausreichende Orientierungshilfe, ein Um- 
stand, der sich besonders stark bei Anstalten mit 
kleinem Gebühreneinzugsgebiet, wie z. B. RB und 
SR, auswirkt. 

Die Anzahl der auf einen Sender eingestellten und 
eingeschalteten Geräte ist wegen der größeren 
Uberschneidungsmöglichkeiten für den Hörfunk nur 
schwer zu ermitteln. Ergebnisse ständiger, alle An- 
stalten mit Werbefunk umfassenden Untersuchungen 
wurden der Kommission vom Institut für Demosko- 
pie, Allensbach, zur Verfügung gestellt Nach der 
Werbeträger- Analyse 1965 dieses Instituts wurden 
im Erhebungsdurchschnitt 1965 täglich 20,3% 
rund 8,5 Mill. Personen) der erwachsenen Be- 
völkerung (16 bis 70 Jahre) im Bundesgebiet unter 
Einschluß von Berlin (West) vom Werbefunk er- 
reicht. Auf die einzelnen Anstalten entfielen fol- 


gende Anteile der gesamten Tagesreichweite des 
Werbefunks: 

Tabelle 34 


Anstalt 

Anteil an der 
erwachsenen 
Bevölkerung im 
Bundesgebiet mit 
Berlin (West) 

Vo | in 1000 

BR 

4,7 

1 961 

HR 

2,7 

1 124 

RB 

1,4 

592 

SDR 

3,7 

1 547 

SFB 

0,8 

338 

SR 

1.0 

414 

SWF 

2,7 

1 124 

Radio Luxemburg 

0,4 

2 685 

zusammen . . . 

23,4 

9 785 

Gesamte Hörerschaft 



je Tag des Werbefunks in 



der Bundesrepublik 

20,3 

8 504 


Quelle: Institut für Demoskopie, Allensbach, Werbe- 
träger-Analyse 1965, Erster Teil, S. 30/31 und 
S. 38/39. 

Den überwiegenden Teil ihrer Werbefunkhörer er- 
reichen die Rundfunkanstalten nach den Feststellun- 
gen des Allensbacher Instituts exklusiv. Eine Ta- 
belle über die Entwicklung der Gesamtreichweite 
des Werbefunks in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1962 bis 1966 enthält die Anlage 15. 

Die Gesamtreichweite der erfaßten Werbefunksen- 
dungen aller Sender zu den verschiedenen Tages- 
zeiten in % der erwachsenen Bevölkerung (16 bis 
70 Jahre) zeigt Tabelle 35. 


Tabelle 35 


• 


Hörer je Tag (Montag bis Freitag: alle Sender) 


Erwachsene Bevölkerung 
nach Geschlecht 

vor 8 Uhr 

| 8 bis 12 Uhr 

12 bis 14 Uhr | 14 bis 18 Uhr | 

nach 18 Uhr 



in °/o 


Erwachsene 

Bevölkerung im Bun- 
desgebiet mit Berlin 
(West) 

8,0 

5,3 

6,6 5,1 

2,6 

Männer 

6,9 

3,1 

4,2 4,3 

2,4 

Frauen 

9,0 

7,2 

8,7 5,7 

2,9 


Quelle: Institut für Demoskopie, Allensbach, Werbeträger-Analyse 1965, Erslei Teil, S. 21/22. 

Anmerkung : 

Die Reichweite je Tag ist gleichbedeutend mit der kumulativen Reichweite aller Sendungen eines Sendetages. Mehr- 
fach erreichte Personen werden auch mehrfach gezählt (vgl. Zweiter Teil, S. 297 der Werbeträger-Analyse 1965). 
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Die Reichweite der Werbefunksendungen ist auch 
von der Jahreszeit und der Witterung abhängig. So 
betrug nach den Untersuchungsergebnissen des Al- 
lensbacher Instituts die Gesamtreichweite des von 
ARD-Anstalten ausgestrahlten Werbefunks im März 
1965 17 °/o, im Mai dagegen nur 13 '%. 

Die Tabelle 36 gibt, nach Preisgruppen untergliedert, 
die Entwicklung der Bruttowerbeumsätze und der 
Einnahmen aus dem Werbefunk bei den Werbe- 
gesellschaften von zwei Landesrundfunkanstalten 
wieder. 

Bei beiden Gesellschaften haben die „Brutto-Werbe- 
umsätze" bzw. „Einnahmen " aus den in der Morgen-, 
Vormittags- und Mittagszeit ausgestrahlten Werbe- 
sendungen absolut und anteilmäßig zugenommen. 
Die Erlöse aus den Werbesendungen in der Abend- 
zeit nahmen dagegen ab. Diese Entwicklung wird 
auf den Einfluß des Fernsehens zurückgeführt, des- 
sen Wettbewerb in den Abendstunden besonders 
wirksam wird. Bemerkenswert erscheint, daß im 
Falle B die Nachfrage der preislich begünstigten 
Unternehmen trotz steigender Gesamtnachfrage an- 
gabegemäß rückläufig ist. 


Preise im Werbefernsehen 

Die nach der Tageszeit der Sendung differenzierten 
Minutengrundpreise im Werbefernsehen in den Jah- 
ren 1961 bis 1964 ergeben sich aus Tabelle 37. Für 
die folgenden Jahre 1965 bis 1967 ist nach dem 
Stand am 1. August 1966 die Entwicklung der 
Minutengrundpreise aus Tabelle 38 zu entnehmen. 

Neben der Preisdifferenzierung nach der Tageszeit 
werden die Einschaltpreise nach der Sendedauer des 
einzelnen Werbespots gestaffelt. Bei den untersuch- 
ten Werbegesellschaften wurde die Staffelung aus- 
nahmslos durch Verteuerung der kurzen Werbespots 
vorgenommen. Die mit der Kürze des Werbespots 
zunehmende Verteuerung schwankt in den unter- 
suchten Fällen zwischen 5'% und 42 % des Minuten- 
preises. Das Ausmaß der Staffelung bei den einzel- 
nen Werbegesellschaften und beim ZDF weist zum 
Teil erhebliche Unterschiede auf. Einzelheiten erge- 
ben sich aus Anlage 16. 

Die Frage nach der Beziehung zwischen Einschalt- 
preisen und erbrachter Werbeleistung stellt sich 
auch für das Werbefernsehen. 


Tabelle 36 


Textspalte 

1961 | 

1962 | 

1963 

1964 


in °/o 



Anstalt A 

„Brutto- Werbeumsätze" aus: 

Morgensendungen 

34,6 

34,9 

33,4 

33,6 

Vormittagssendungen 

25,8 

29,3 

32,6 

36,0 

Mittagssendungen 

15,7 

15,7 

16,9 

16,7 

Zwischensumme . . . 

76,1 

79,9 

82,9 

86,3 

Abendsendungen 

14,5 

12,8 

9,8 

8,3 

Nachtsendungen, Einmaldurchsagen, Sonstiges . . . 

2,6 

0,8 

1,2 

0,1 

Sondersendungen 

6,8 

6,5 

6,1 

5,3 

zusammen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Anstalt B 

Einnahmen aus: 

Übertragungen für Unternehmen mit Preisermäßi- 
gung 

12,9 

11,1 

10,5 

8,6 

Sonstigen Früh-, Vormittags- und Mittagssen- 
dungen 

78,4 

81,2 

84,3 

87,8 

Sonstigen Abend- bzw. Sondersendungen 

8,7 

7,7 

5,2 

3,6 

zusammen . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Seit das Programm des ZDF von einem erheblichen 
Teil der Fernsehteilnehmer empfangen werden kann, 
haben Tausenderpreise, die auf der Grundlage der 
im Gebühreneinzugsgebiet angemeldeten Empfangs- 
geräte ermittelt werden, weiter an Aussagewert ver- 


loren. Eine Preisermittlung auf der Basis der einge- 
schalteten Geräte, wird getrennt, nach ARD- und 
ZDF-Programm, von der Infratam GmbH & Co., KG, 
Frankfurt/Main, vorgenommen. Die von Infratam er- 
mittelten Tausenderpreise beziehen sich auf eine 


Tabelle 37 


Werbegesellschaft 

1961 

1962 

1963 

1964 

i 1 ) l 

II') 

i 1 ) 1 

ii ') 

i 1 ) i 

ii •) 

i 1 ) i 

ip) 

Minutengrundpreise in 1000 DM 

BWF 

3,0 

4,4 

3,0 

5,2 

4,0 

5,2 

4,0 

5,2 

Bl. WF 

— 

3,3 

1,7 

3,6 

1,7 

3,6 

2,0 

3,6 

NWF 

4,0 3 ) 

8,0 

5,0 

10,0 

5,0 

10,0 

5,0 

10,0 

RFW, WiSWF 

5,2 

6,2 

5,2 

6,8 

5,2 

6,8 

5,2 

6,8 

WS 

— 

1,5 

1,5 

2,5 

2,0 

2,5 

2,0 

2,5 

WIR 

2,6 

3,8 

2,6 

4,2 

2,6 

4,2 

2,6 

4,2 

WWF 

19, 0 2 ) 


22,0 


22,0 


22,0 

ZDF 

— 

— 

— 

— 

— 

24,0 

16,0 

24,0 


*) Sendezeit I = verbilligte Sendezeit vor der Sendezeit IT, d. h. vor 18.45 Uhr ZDF, bzw. vor 18.50 Uhr (NRD/BR) 
bzw. vor 19.00 Uhr (BR, SFB, SDR, SWF sowie teilweise SR). Der erst nach 19.00 Uhr Werbespots ausstrahlende 
WDR differenziert die Einschaltpreise nicht nach der Sendezeit. 

2 ) Vom 1. September bis 31. Dezember 1961: 20 000 DM/min. 

8 ) Ab 1. Oktober bis 31. Dezember 1961 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Tabelle 38 


Werbegesellschaft 

1965 

1966 

1967 

i 1 ) i 

ii >) 

i') l 

ii >) 

I>) 1 

ii ') 

Minutengrundpreise in 1000 DM 

# 







BWF 

4,8 

6,2 

4,8 

6,2 

— 

6,2 

Bl. WF 

2,0 

4,0 

2,0 

4,0 

2,0 

4,0 

NWF 

6,0 

12,0 

6,0 

12,0 

6,0 

12,0 

RFW, WiSWF 

5,2 

6,8 

5,7 

8,2 

5,7 

8,2 

WS 

— 

2,5 

— 

2,5 

— 

2,5 

WIR 

2,6 

4,2 

2,6 

4,2 

3,1 

5,0 

WWF 

— 

22,0 

— 

22,0 

— 

22,0 

insgesamt . . . 


57,7 


59,1 


59,9 

ZDF 

12,0 

24,0 

14,5 

29,0 

16,0 

32,0 

ZDF (September bis Dezember 1966) . . . 

— 

— 

16,0 

32,0 

— 

— 


l ) Sendezeit I = verbilligte Sendezeit vor der Sendezeit II, zu der die teureren Werbeblocks zusammengefaßt sind. 
Die Werbespots in der Sendezeit II werden überwiegend nach 19.00 Uhr, beim ZDF nach 18.45 Uhr, ausgestrahlt. Der 

WDR strahlt Werbespots erst nach 19.00 Uhr aus. 

Quelle: Septemberausgabe 1964 und Augustausgaben 1965 und 1966 der Zeitschrift „Die Absatzwirtschaft", Düs- 
seldorf. Die Preisangaben für 1965/67 beziehen sich auf den Stand am 1. September bzw. 1. August des 
jeweiligen Vorjahres. 
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Werbezeit von 30 Sekunden. Die Einzugsgebiete des 
SFB und des SR sind, auch für die Berechnung der 
Tausenderpreise für das ZDF, nicht erfaßt. Die für 
das ZDF ermittelten Tausenderpreise sind daher mit 
den für die Werbegesellschaften der Landesrund- 
funkanstalten errechneten Tausenderpreisen nicht 
voll vergleichbar. Die von Infratam ermittelten Tau- 
senderpreise in den Hauptblöcken (Sendezeit B) er- 
geben sich aus Tabelle 39. 


Tabelle 39 


Quartal 

Tausenderpreis für 
30-Sekunden-Spot in DM 

BWF 

WIR 

NFW 

RFW; 

Wi- 

SWF 

WWF 

ZDF 

1964/1 

5,40 

5,23 

5,32 

5,74 

6,99 

19,26 

II 

7,58 

7,43 

7,21 

8,02 

8,89 

18,66 

III 

7,41 

7,10 

7,09 

7,43 

8,79 

19,75 

IV 

5,64 

5,59 

5,62 

5,24 

6,85 

14,06 

1965/1 

6,03 

5,36 

6,01 

4,99 

7,07 

11,30 

II 

6,98 

6,84 

7,56 

6,51 

8,52 

13,10 

III 

7,02 

6,38 

7,86 

6,98 

7,68 

12,55 

IV 

5,77 

5,15 

5,73 

4,85 

7,05 

9,97 

1966/1 

5,45 

4,57 

5,36 

6,17 

7,09 

10,35 

II 

7,24 

5,83 

7,05 

8,66 

8,56 

12,59 

III 

7,09 

5,80 

6,99 

8,19 

8,00 

11,68 

IV 

5,67 

4,48 

5,37 

6,42 

6,54 

9,92 


Quelle: Von der ARD überlassene Unterlagen, die in 
Zusammenarbeit mit Infratam erstellt worden 
sind. 


Das erste und das letzte Quartal weisen im Durch- 
schnitt eine höhere Sehbeteiligung und somit niedri- 
gere Tausenderpreise als die anderen, in die freund- 
lichere Jahreszeit fallenden Quartale auf. Die von 
Infratam für die Sendezeiten A und B ermittelte 
durchschnittliche Sehbeteiligung vom 1. Januar 1964 
bis 31. Dezember 1966 ist, getrennt nach Quartalen, 
der Anlage 17 zu entnehmen. 

Rabatte im Werbehörfunk 

Bei der Rabattgewährung auf die Preise für Werbe- 
funksendungen wenden die untersuchten Werbege- 
sellschaften die Malstaffel oder die Mengenstaffel 
an. Die Rabatte für eine Sendung von mindestens 
30 Sekunden im Jahre 1965 ergeben sich aus Tabelle 
40. 

Der Rabattsatz von 15% wird nicht von allen Wer- 
begesellschaften eingeräumt. 

Bezugszeitraum beider Staffeln ist das Vertrags- 
jahr. Die in den Spalten 1 und 2 der Tabelle 40 
aufgeführten Zahlen bezeichnen jeweils die für die 
Rabatt ge Währung erforderliche Mindestabnahme. 
Eine Umrechnung der Mindestabnahme laut Malstaf- 
fel auf Sekundenmengen zeigt, daß Werbungtrei- 


Tabelle 40 


Malstaffel 

Mengenstaffel 

Rabattsatz 

Anzahl der 
Sendungen 

in Sekunden 

in o/o 

24 

1 200 

5,0 

52 

2 500 

7,5 

104 

5 000 

10,0 

208 

10 000 

15,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 


bende, die kurze, aber zahlreiche Werbedurchsagen 
ausstrahlen lassen, bei der Rabattgewährung be- 
günstigt werden. 

Die sich aus dem Abzug von Mittlerprovisionen 
(Agenturvergütungen) und aus der Rabattgewährung 
ergebenden Erlösschmälerungen schwankten bei den 
untersuchten Werbegesellschaften im Durchschnitt 
der untersuchten Zeiträume zwischen 21,0 und 23,7% 
der Bruttoumsätze. Die entsprechend ermittelten 
Erlösschmälerungen aus Skontoabzügen betrugen 1,4 
bis 2,0% der Rechnungsbeträge. 

Rabatte im Werbefernsehen 

Die auf die Preise für Fernsehwerbung gewährten 
Rabattsätze richten sich nach dem Umfang der ab- 
genommenen Werbezeitmengen. Die Rabattsätze 
betrugen bei den untersuchten Werbegesellschaften 
und beim ZDF bei einer Mindestabnahme von: 

12 Minuten 5,0% 

24 Minuten 7,5 % 

48 Minuten 10,0% 

Die WS wendete außerdem den Höchstrabattsatz von 
20 % bei Mindestabnahmen von 96 Minuten Fern- 
sehwerbezeit an. Auf diese Weise wurden die im 
Vergleich zu den anderen Werbegesellschaften 
höher liegenden Tausenderpreise korrigiert. Das 
ZDF führte den Höchstrabatt von 20% für das Jahr 
1966 neu ein, nachdem bereits für das Jahr 1964 bei 
einer Mindestabnahme von 96 Minuten ein Bonus 
von 2% eingeräumt worden war. Die Werbegesell- 
schaften der übrigen untersuchten Rundfunkanstal- 
ten gewähren den 20%igen Höchstrabatt nicht. Dies 
wird damit begründet, daß die Begrenzung der Ge- 
samtwerbezeit eine so hohe Rabattgewährung für 
die Abnahme großer Werbezeitmengen unnötig 
mache. 

Das ZDF gewährte in der Aufbauzeit vorübergehend 
Sonderrabatte, die zum Teil die Form von Natu- 
ralrabatten (zusätzliche Sendezeiten) hatten. 

Zusammen erreichten die Rabatte und Mittlerpro- 
visionen (Agenturvergütungen) bei den untersuchten 
Werbegesellschaften und beim ZDF 19 bis 23% der 
Bruttoumsätze aus Fernsehwerbung, Die Erlösschmä- 
lerungen durch Skontoabzug betrugen durchschnitt- 
lich annähernd 2% der Rechnungsbeträge. 
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Zahlungs- und Geschäftsbedingungen 

Die Zahlungs- und Geschäftsbedingungen des ZDF 
und der Werbegesellschaften sind im wesentlichen 
gleich. Einheitlich werden bei Zahlungseingang in- 
nerhalb von 10 Tagen 2 Vo Skonto gewährt. Die 
Werbeeinschaltungen werden üblicherweise monat- ; 
lieh im voraus in Rechnung gestellt. Die Zahlung ist | 
vor der ersten Ausstrahlung fällig. 


C. Zusammenfassung der Einnahmen aus Teil- 
nehmergebühren und Werbeerlösen 

Die Entwicklung der Einnahmen aus Gebühren und 
Werbeerlösen (Hörfunk und Fernsehen) von 1960 
bis 1966 ist in Tabelle Nr. 41 dargestellt. 


Tabelle 41 


Jahr 

Gebüh- 
renein- 
riahmen 
nach Ab- 
zug der 
Anteile 
für die 
DBP und 
das ZDF 

Erlöse 

aus 

Werbung 

Summe 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

Millio- 1 
non 

DM 

Index 
(1964 
^ 100) 

Landesrund- 





funkanstalten 





1960 

464,6 

139,1 

603,7 

64,3 

1961 

524,7 

215,6 

740,3 

78,9 

1962 

550,4 

264,4 

814,8 

86,8 

1963 

559,5 

286,8 

846,3 

90,2 

1964 

639,8 

298,4 

938,2 

100,0 

1965 

664,5 

319,4 

983,9 

104,8 

1966 

712,5 

341,7 

1 054,2 

112,4 

ZDF 





1962 

56,3 

: 

56,3 

32,6 

1963 

100,5 

36,8 

137,3 

79,6 

1964 

123,2 

49,3 

172,5 

100,0 

1965 

142,0 

102,8 

244,8 

141,9 

1966 

159,7 

133,2 | 

292,9 

169,8 


Quollen : Angaben des BMP und eigene Erhebungen 

Zu den Werbeerlösen der Landesrundfunkanstalten 
ist zu bemerken: Alle Landesrundfunkanstalten 
haben die Werbetätigkeit auf Werbegesellschaften 
übertragen. Mit einer Ausnahme im Hörfunkbereich 
(DF/SWF) wird die Werbetätigkeit dieser Anstalten 
in vollem Umfang von Tochtergesellschaften ausge- 
übt. Bei den Landesrundfunkanstalten treten somit 
die Umsatzerlöse aus der Werbetätigkeit nur mittel- 
bar in Erscheinung. Tn den Periodenabschlüssen der 
Landesrundfunkanstalten spiegeln sich die wirt- 
schaftlichen Auswirkungen der Werbetätigkeit auf 
die Anstalt nur in dem Umfang wider, in dem sie zu 


Beteiligungserträgen oder zu Kostenerstattungen ge- 
führt haben. Soweit die Werbegesellschaft ihre Pro- 
grammleistungen von Dritten beschafft, tritt bei der 
Anstalt eine Programmentlastung ein. Die Anstalten 
wirken in sehr unterschiedlichem Umfang bei der 
Herstellung derjenigen Programmteile mit, welche 
die Tochtergesellschaften übernommen haben. Zum 
Teil ist die Auswirkung unerheblich. Die wirtschaft- 
liche Bedeutung der Werbetätigkeit für die Landes- 
rundfunkanstalten läßt sich deshalb nicht nach der 
Höhe der Beteiligungserträge und der Kostenerstat- 
tungen beurteilen, sondern ist besser an den Werbe- 
erlösen abzulesen. 

An der Gesamtentwicklung der Einnahmen aus Teil- 
nehmergebühren und Werbeumsätzen haben die ein- 
zelnen Rundfunkanstalten in unterschiedlichem Um- 
fang teilgenommen. Außerdem muß die Entwicklung 
der Einnahmen im Zusammenhang mit der Kosten- 
entwicklung bei der jeweiligen Anstalt gesehen 
werden. Diese wird neben den allgemein wirksamen 
Preissteigerungen insbesondere durch Änderungen 
des Leistungsumfangs sowie durch Unterschiede in 
der Betriebsgröße beeinflußt. Ein Überblick über die 
mengenmäßige Entwicklung der Programmleistun- 
gen, ausgedrückt in Anzahl und zeitlichem Umfang 
der Programme, wurde unter Ziff. V dieses Ab- 
schnitts gegeben. Infolge der Heterogenität der Pro- 
grammleistungen gibt der zeitliche Gesamtumfang 
der in einer Abrechnungsperiode ausgestrahlten Sen- 
dungen jedoch kein vollständiges Bild über den Um- 
fang der tatsächlich erbrachten Leistung und damit 
keinen ausreichenden Maßstab für die Höhe der 
leistungsbedingten Kosten. Die betriebsbedingten 
Kosten je Leistungseinheit werden wesentlich von 
dem Verhältnis der Größe des vorhandenen (per- 
sonellen und sachlichen) Produktionsapparates zum 
Umfang der erbrachten Programmleistungen be- 
stimmt. Dieses Verhältnis ist bei den einzelnen An- 
stalten verschieden. Aus diesen Gründen kann von 
der Entwicklung aggregierter Ertrags- und Auf- 
wandsgrößen aller Rundfunkanstalten nur bedingt 
auf die Entwicklung der einzelnen Anstalt geschlos- 
sen werden. 


VII. Aufwands- und Ertragslage 
von Rundfunkanstalten 

Es war der Kommission aus finanziellen Gründen 
nicht möglich, alle Rundfunkanstalten zu unter- 
suchen. Die wirtschaftliche Entwicklung des Rund- 
funks wird deshalb am Beispiel ausgewählter An- 
stalten dargestellt. 

Die Zeitraumabrechnungen der untersuchten Rund- 
funkanstalten waren unter Anwendung verschie- 
dener (kameralistischer oder kaufmännischer) Rech- 
nungslegungsverfahren aufgestellt und nach unter- 
schiedlichen Gesichtspunkten gegliedert. Einen aus 
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung bestehen- 
den Jahresabschluß für das Jahr 1964 (bzw. 1963/64) 
veröffentlichten nur zwei der untersuchten Anstal- 
ten. Die Betriebs- und Vermögensrechnungen der 
anderen Anstalten werden in Ausrichtung auf die 
Haushaltspläne aufgebaut, deren Kontrolle sie in 
erster Linie dienen. Die Haushaltspläne zeigten 


41 




Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


große, auf die Betriebs- und Vermögensrechnung 
rückwirkende Unterschiede in der Gliederung, in der 
Behandlung der vermögenswirksamen Ausgaben 
und in der Verrechnung kalkulatorischer Kosten. 

Das betriebliche Rechnungswesen ist bei den unter- 
suchten Anstalten unterschiedlich entwickelt. Voll 
ausgebaut war es nach den Feststellungen der Sach- 
verständigen nur bei einer Anstalt. Bereichsergeb- 
nisrechnungen konnte für den gesamten Prüfungs- 
zeitraum (1957 bis 1964) nur diese Anstalt vorlegen. 
Bei den übrigen untersuchten Anstalten lagen teil- 
weise für die letzten Jahre schon Betriebsabrech- 
nungen vor, teilweise befand sich das betriebliche 
Rechnungswesen noch im Aufbau. 


Tabelle 42 



Landesrundfunkanstalt 

Erträge 

A 

B I 

C 1 

D | 

E 


in % 

Gebühren- 
einnahmen . . 

77,9 

78,0 

74,2 

73,6 

33,3 

Kostenerstat- 
tungen 

8,2 

8,0 

0,2 

12,4 

19,7 

Beteiligungs- 
erträge 

10,4 

1 1,7 

17,9 

9,6 

13,7 

Zuschüsse 
aus Finanz- 
ausgleich . . . 





18,5 

Sonstige 
Erträge 

3,5 

2,3 

7,7 

4,4 

14,8 

zusammen . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 

Anmerkung: 

Die Beteiligungserträge wurden brutto erfaßt, d. h. vor 
Abzug der Ertragsteuer, jedoch nach Abzug der direkt als 
Spenden weitergegebenen Gewinnausschüttungen. 


Abgesehen vom Fehlen der Bereichsergebnisrech- 
nungen sind infolge der Unterschiedlichkeit der an- 
gewandten Rechnungslegungsverfahren auch die Er- 
gebnisse der Zeitraumabrechnungen, insbesondere in 
Bezug auf die Kostenermittlung, nur begrenzt ver- 
gleichbar. Z. B. werden die „Vorratsproduktionen" 
(noch nicht gesendete oder noch nicht fertiggestellte 
Eigen- und Auftragsproduktionen sowie noch nicht 
ausgenutzte Sende- und Urheberrechte) teils zu 
Lasten des Jahresergebnisses voll in den Perioden- 
aufwand übernommen, teils in der Vermögensrech- 
nung aktiviert. Den aus den Rechnungslegungser- 
gebnissen mehrerer Rundfunkanstalten abgeleiteten 
Kennziffern und Kostendaten kann deshalb für den 
Vergleich von Anstalt zu Anstalt nicht der Charak- 
ter exakter Meßwerte, sondern vielfach nur der von 
Richtgrößen zugesprochen werden. Periodenver- 
gleiche zwischen den Anstalten werden ferner da- 
durch zeitlich begrenzt, daß die beiden größten Lan- 
desrundfunkanstalten, WDR und NDR, erst seit dem 
1. April 1961 im Fernsehbereich organisatorisch und 
wirtschaftlich vollständig getrennt sind und das 
Saarland mit dem SR erst seit dem 6. Juli 1959 in 
die Bundesrepublik eingegliedert ist. 


A. Ertragsstruktur 

Die Erträge der Rundfunkanstalten setzen sich über- 
wiegend aus Gebühreneinnahmen, Kostenerstattun- 
gen und Beteiligungserträgen zusammen. Bei den 
kleinen Anstalten werden sie durch Zuweisungen 
aus dem Finanzausgleich ergänzt. Die Gebührenein- 
nahmen der Anstalten sind unter Ziff. VI A dieses 
Abschnitts, der Finanzausgleich ist unter Ziff. IV 
dieses Abschnitts behandelt. Einzelheiten zu den 
Kostenerstattungen und Beteiligungserträgen fin- 
den sich unter Ziff. IV und Ziff. VIII dieses Ab- 
schnitts. 

Die Ertragsstruktur der untersuchten Landesrund- 
funkanstalten im Durchschnitt der Jahre 1963 und 
1964 ist in der Tabelle 42 wiedergegeben. 

Die Unterschiede zwischen den Ertragsstrukturen er- 
geben sich vor allem aus der unterschiedlichen Aus- 


T a b e 1 1 e 43 


Erträge 

Vergleichszeitraum 
1957 bis 1960 

Vergleichszeitraum 
1961 bis 1964 

Gesamtvergleichs- 

zeitraum 

1957 bis 1964 

A | B | A | B | A | B 

in % 

Gebühreneinnahmen 

Kostenerstattungen 

Beteiligungserträge 

Sonstige Erträge 

79,9 91,0 

10,6 3,4 

1,6 — 

7,9 5,6 

75,1 81,0 

12,0 7,7 

8,3 8,3 

4,6 3,0 

76,9 85,0 

11,5 6,0 

5,7 5,0 

5,9 4,0 

zusammen . . . 

100,0 100,0 

100,0 100,0 

100,0 100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Tabelle 44 


Laufende Einnahmen 

Ist- 

Einnahmen 

1965 

Soll- 

Einnahmen 

(Haushalts- 

ansatz) 

1966 

Millio- 

nen 

DM 

in °/o 

Millio- 

nen 

DM 

in °/o 

Gebühren- 





einnahmen 

142,1 

64,7 

155,0 

62,8 

Werbeeinnahmen . . 

74,4 

33,9 

83,5 

33,8 

Sonstige laufende 





Einnahmen *) .... 

3,0 

1,4 

00 

00 

3,4 

zusammen . . . 

219,5 

100,0 

246,8 

100,0 


l ) Einnahmen aus der Aufnahme von Darlehen sind nicht 
eingeschlossen. 

Quellen: ZDF-Jahrbuch 1965 und Haushaltsplan 1966 


Tabelle 45 


Umsatzart 

Millionen 0/ 

DM /0 

l 

Einnahmen aus Fernsehrund- , 
funkgebühren 

Erlöse aus Fernsehwerbung . 

331,4 55,6 

264,2 44,4 

zusammen . . . 

595,6 100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Schöpfung von Hörfunk- und Fernsehwerbung als 
Einnahmequellen. Kleinere Anstalten sind in relativ 
größerem Ausmaß auf diese Einnahmequellen aus- 
gewichen. 

Als sonstige Erträge sind u. a. erfaßt: Konzessions- 
abgaben, Erträge bei Vermögensübertragungen und 
Zinserträge. 

Die im gesamten Untersuchungszeitraum und für 
mehrjährige Vergleichszeiträume zu verzeichnenden 
Änderungen der Ertragsstruktur bei einer größeren 
und einer mittleren Anstalt gibt die Tabelle 43 
wieder. 

Die Zusammensetzung der Einnahmen des ZDF ist 
im Untersuchungszeitraum stark von Besonderhei- 
ten der Anlaufzeit geprägt. Deshalb wird die Struk- 
tur seiner Einnahmen anhand der Haushaltszahlen 
für die Jahre 1965 und 1966 dargestellt (vgl. Tabelle 
44). In den wiedergegebenen Haushaltszahlen des 
ZDF sind die Werbeeinnahmen nicht nur um Rabatte, 
Mittlerprovisionen, Skonti und anteilige Umsatz- 
steuer, sondern auch um Rückstellungen für (noch 
strittige) Körperschaftsteuer gekürzt, weil die ent- 
sprechenden Aufwendungen nicht als „Ausgaben" 
erfaßt sind. Vor Abzug der Körperschaftsteuer und 
Umsatzsteuer belaufen sich die Werbeeinnahmen 
1965 auf 102,8 Millionen DM. Bei dieser verbreiter- 
ten Basis beträgt der Anteil der Werbeeinnahmen 
an den gesamten laufenden Einnahmen des ZDF 1965 
41,5 %>. 

Zieht man die im Jahre 1965 von den Landesrund- 
funkanstalten und ihren Werbegesellschaften insge- 
samt erzielten Nettoeinnahmen aus Fernsehgebüh- 
ren und Fernsehwerbung zum Vergleich heran, so 
ergibt sich die in Tabelle 45 dargestellte Einnahmen- 
struktur der Landesrundfunkanstalten. 


T a b e 1 1 e 46 


Aufwendungen 

Vergleichszeitraum 
1957 bis 1960 

Vergleichszeitraum 
1961 bis 1964 

Gesamtvergleichs- 

zeitraum 

1957 bis 1964 


A 

1 B 

A 

1 B 

A | 

B 

Personalkosten 

38,1 

33,3 

32,1 

33,8 

34,3 

33,6 

Erhöhung der Pensionsrückstellungen 

0,4 

2,0 

5,0 

2,6 

3,4 

2,4 

Steuern 

0,4 

3,7 

2,2 

2,5 

1,5 

3,0 

Anteile am Finanzausgleich 

3,8 

0,7 

3,5 

1,2 

3,6 

1,0 

Anlagenabschreibungen 

7,8 

11,3 

6,7 

8,4 

7,1 

9,5 

Honorare 

13,2 

12,0 

13,2 

10,1 

13,2 

10,9 

Lizenzen, Urheberrechte, 

Nachrichtendienste 

13,2 

11,2 

12,1 

10,3 

12,5 

10,6 

Sonstige Aufwendungen 

23,1 

25,8 

25,2 

31,1 

24,4 

29,0 

zusammen . 

100,0 

100,0 

100,0 

100 ; 0 

100 ; 0 

100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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B. Aufwandsstruktur 

Eine zusammenfassende Darstellung von vergleich- 
baren Aufwandstrukturzahlen für alle untersuchten 
Landesrundfunkanstalten im gesamten Unter- 
suchungszeitraum wird durch die eingangs der 
Ziff. VII dieses Abschnitts erwähnten Tatbestände, 
vor allem durch die Uneinheitlichkeit der Konten- 
pläne, in ihrem Umfang besonders eingeengt. Die 
wichtigsten Aufwand- (Kosten-) arten werden unter 
Ziff. VII D dieses Abschnitts gesondert behandelt. 
Als Beispiele für die Entwicklungen im gesamten 
Untersuchungszeitraum werden in Tabelle 46 die 
Aufwandsstrukturzahlen einer größeren und einer 
mittleren Anstalt in °/o wiedergegeben. 

Zuweisungen zu Rücklagen sind bei der Ermittlung 
der Strukturzahlen nicht als Aufwand erfaßt. Post- 
leitungskosten sind unter den Sonstigen Aufwen- 
dungen berücksichtigt. 


Tabelle 48 


Textspalte 

1957 

1960 

1962 

1964 

1965 



in 

Millionen DM 


Hörfunk 






Erträge 

24,6') 

34,7 

36,1 

34,7 

35,6 

Aufwendungen 

20,3 

25,0 

29,1 

33,6 

37,4 

Ergebnis 

+ 4,3 

+9,7 

+ 7,0 

+ 1,1 

-1,8 

Fernsehen 






Erträge 

2,8 

14,7 

20,6 

33,1 

40,3 

Aufwendungen 

5,5 

13,0 

23,1 

26,1 

42,7 

Ergebnis 

“2,7 

+ 1,7 

-2,5 

+7,0 

”2,4 

Hörfunk und Fernsehen 






Erträge 

27,4 

49,4 

56,7 

67,8 

75,9 

Aufwendungen 

25,8 

38,0 

52,2 

59,7 

80,1 

Ergebnis 

+ 1,6 

+ 11,4 

+ 4,5 

+ 8,1 

-4,2 

Anteil der Erträge 

! 





Hörfunk 

90 

70 

64 

51 

47 

Fernsehen 

10 

30 

36 

49 

53 

Anteil der Aufwendungen 






Hörfunk 

79 

66 

56 

56 

47 

Fernsehen 

21 

34 

44 

44 

53 


*) einschließlich Gewinn der Abteilung Werbefunk 

Quelle: Eigene Zusammenstellung aus Unterlagen der Rundfunkanstalt 


Tabelle 47 


Betriebsausgaben 

Ist-Ausgaben 

1965 

Soll-Ausgaben 

(Haushalts- 

ansatz) 

1966 

Millio- | 
nen ■ 

DM | 

% 

Millio- 

nen 

DM 

% 

Personalausgaben . . 

45,1 

20,6 

51,4 

22,9 

S'achausgaben 

29,0 

13,2 

25,2 

11,2 

Programmausgaben 

135,5 

61,9 

139,1 

62,1 

Technische Betriebs- ' 





kosten 

9,4 

4,3 

8,5 

3,8 

insgesamt . . . 

219,0 

100,0 

224,2 

100,0 


Quellen: ZDF- Jahrbuch 1965 und Haushaltsplan 1966 
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Für das ZDF sind in Tabelle 47, wie bei der Er- 
tragsstruktur, die Haushaltszahlen der wichtigsten 
Ausgabengruppen der Jahre 1965 und 1966 aufge- 
führt. 

Infolge abweichender Erfassung und Gruppierung 
der Ausgabenpositionen und inhaltlicher Unter- 
schiede zu den Aufwandsgruppen der Landesrund- 
funkanstalten sind die Voraussetzungen für einen 
Vergleich der Ausgaben- bzw. Aufwandstrukturzah- 
len zwischen ZDF und Landesrundfunkanstalten 
nicht gegeben. 


C. Erträge und Aufwendungen von Landesrund- 
funkanstalten in den Bereichen Hörfunk und 
Fernsehen 

Für den gesamten Untersuchungszeitraum sind voll- 
ständige Bereichsergebnisrechnungen nur von einer 
untersuchten Anstalt aufgestellt worden. Die Tabelle 
48 gibt einen Überblick über die von dieser Anstalt 
für die Bereiche Hörfunk und Fernsehen ermittelten 
Aufwendungen und Erträge. 

Änderungen der Rücklagen sind in den Zahlen dieser 
Tabelle weder in den Erträgen (aus Auflösung) 
noch in den Aufwendungen (für Zuweisungen) er- 
faßt. Das Ergebnis für das Jahr 1965 ist stark durch 
Sonderabschreibungen im Fernsehbereich beeinflußt. 
Wie die prozentuale Aufgliederung nach Ertrags- 
und Aufwandsarten in der Anlage 18 erkennen läßt, 
ist der Anteil der Abschreibungen an den Gesamt- 
aufwendungen im Fernsehbereich von 10,1 °/o im 
Jahre 1964 auf 28,6% im Jahre 1965 gestiegen. Die 
Aufgliederung läßt ferner erhebliche Unterschiede 
in den auf Personalkosten entfallenden Aufwands- 
anteilen im Hörfunk- (um 40%) und im Fernseh- 
bereich (um 20%) erkennen. Diese Unterschiede 
vergrößern sich, wenn man die Aufwendungen für 
Erhöhungen der Pensionsrückstellungen in die Be- 
trachtung einbezieht. 

Die Verteilung der Erträge und Aufwendungen auf 
die Bereiche Hörfunk und Fernsehen zeigte bei 2 
größeren Anstalten im Abrechnungszeitraum 1963/64 
folgende Zusammensetzung: 


Tabelle 49 



A 

B 

Ertrag / Aufwand 

Hör- 

funk 

Fern- 

sehen 

Hör- 

funk 

Fern- 

sehen 


in 

°/o 

in 

°/o 

Gesamterträge 
(nach Abzug der 
Kapitalertragsteuer 
für Beteiligungs- 
erträge) 

53,5 

46,5 

45,8 

54,2 

Betriebs- 
aufwendungen .... 

52,7 

47,3 

50,1 

49,9 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Relationen der Bereichszahlen für A und B sind 
bei den Erträgen vor allem durch das unterschied- 
liche Verhältnis von Hörfunk- und Fernsehgebüh- 
renaufkommen sowie durch die unterschiedliche Zu- 
sammensetzung der Werbeeinnahmen beeinflußt. 


D. Entwicklung der Kostenarten 

Die zwischen den Rundfunkanstalten auf dem Gebiet 
der Rechnungslegung bestehenden Unterschiede las- 
sen einen Kostenartenvergleich nur in begrenztem 
Umfang zu. Im folgenden werden deshalb nur solche 
Kostenartengruppen behandelt, die in ihrer Zusam- 
mensetzung und hinsichtlich ihrer Abgrenzung so 
weit übereinstimmen, daß sie für mehrere Anstalten 
noch zusammengefaßt werden können. Der Anteil 
der hier behandelten Kostenarten am Gesamtauf- 
wand der Anstalten liegt zwischen 70 und 80 %. 

Personalkosten 

In der folgenden Darstellung wird unterschieden zwi- 
schen Personalkosten und Zuweisungen zu Pensions- 
rückstellungen. Als Zuweisungen zu Pensionsrück- 
stellungen sind die sich aus den Vermögensrech- 
nungen ergebenden Erhöhungen der Pensionsrück- 
stellungen bzw. der Salden aus Pensionsrückstellun- 
gen und aktivierten Deckungswerten von Rückver- 
sicherungen erfaßt. Die Personalkosten schließen die 
gesetzlichen Sozialabgaben und die nicht auf Zuwei- 
sungen zu den Pensionsrückstellungen entfallenden 
zusätzlichen Sozialaufwendungen ein. 

Landesrundfunkanstalten 

Der Anteil der Personalkosten (einschließlich Zu- 
weisungen zu Pensionsrückstellungen) an den Ge- 
samtaufwendungen schwankte bei den Landesrund- 
funkanstalten im Durchschnitt der Vergleichsperio- 
den zwischen rund 35 und 50%. Einzelheiten er- 


Tabelle 50 


Landesrund- 

funkanstalt 

Personalkosten 9 in °/o der jeweiligen 
Gebühreneinnahmen 

1961 

1962 

1963 

1964 

1961 bis 
1964 

A 

38,8 

45,0 

44,7 

44,6 

43,2 

B 

33,2 

35,1 

40,1 

42,7 

37,7 

C 

67,5 

81,0 

85,4 

96,0 

83,2 

D 

35,1 

38,8 

40,5 

42,6 

39,5 

E 

20,2 

23,7 

25,3 

27,0 

24,4 

F 

35,9 

41,3 

37,7 

39,8 

38,8 

A bis F 

32,1 

34,8 

36,8 

38,3 

35,6 


9 ohne Zuweisungen zu Peusionsiücksleilungexi 

Quelle: Eigene Erhebungen und Unterlagen von 
Rundfunkanstalten 
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geben sich aus der Anlage 19. Die größten Unter- . 
schiede zeigen die auf Zuweisungen zu Pensions- 
rückstellungen entfallenden Aufwands- und Perso- 
nalkostenanteile. 

Ein anderes Bild ergibt sich, wenn man die Perso- 
nalkosten mit den Gebühreneinnahmen vergleicht 
(vgl. Tabelle 50). Bei der kleinen Anstalt C reichten 
im Jahr 1964 die Gebühreneinnahmen gerade zur 
Deckung der Personalkosten aus. 

Einen Überblick über die Entwicklung der Personal- 
kosten bei 6 Landesrundfunkanstalten in den Jahren 
1961 bis 1964 vermittelt die Anlage 20. Die Perso- 
nalkosten (ohne Zuweisungen zur Pensionsrückstel- 
lung) dieser Anstalten stiegen von 141 Millionen DM 
(1961) auf 196 Millionen DM (1964). Die jährliche 
Zuwachsrate liegt zwischen 10 und 13%. Bezieht 
man jedoch die Personalkosten auf die mittlere Be- 
schäftigtenzahl des Jahres, verringert sich die 
Steigerungsrate auf 3 bis 6%. Die Entwicklung der 
auf die mittlere Beschäftigtenzahl bezogenen Per- 
sonalkosten bei den einzelnen Landesrundfunkan- 
stalten ergibt die Übersicht 3 der Anlage 20. Diese 
Durchschnittswerte spiegeln u. a. den Einfluß des 
Zu- und Abgangs von Mitarbeitern nach der Ge- 
haltshöhe wider. Wie die Beispiele B und C zeigen, 
kann dieser Einfluß zeitweilig den allgemeinen 
Kostentrend überkompensieren. 

Nach den Abrechnungsergebnissen von 2 Landes- 
rundfunkanstalten für das Jahr 1965 erhöhten sich 
in diesem Zeitraum die Personalkosten gegenüber 
dem Vorjahr um 15% und die Zuweisungen zu 
Pensionsrückstellungen um 33 bzw. 34 %. Die Perso- 
nalkosten je Beschäftigten wuchsen um 9% an. 

Zur Aufgliederung der Personalkosten nach Hör- 
funk- und Fernsehbereichen wird auf die Anlage 18 
verwiesen. 

ZDF 

Die Entwicklung der in den Haushaltsrechnungen 
des ZDF ausgewiesenen Personalausgaben zeigt in 
Gegenüberstellung mit den Beschäftigtenzahlen 
folgendes Bild: 


Tabelle 51 


Jahr 

Personalausgaben 
in Millionen DM 

Anzahl der 
Beschäftigten 
am Jahresende 

1962 

5,9 

1 026 

1963 

35,6 

2 179 

1964 

40,4 

2 192 

1965 

45,1 

2 205 


Quellen: ZDF-Jahrbuch 1965 und eigene Erhebungen 
Anmerkung : 

Der Sendebetrieb des ZDF sollte ursprünglich zum 1. Juli 
1962 aufgenommen werden. Am 1. Juli 1962 betrug die 
Beschäftigtenzahl 1B6 Mitarbeiter. 


Bezogen auf das arithmetische Mittel aus den Be- 
schäftigtenzahlen am Ende des Vorjahres und des 
jeweiligen Haushaltsjahres, betrugen die durch- 
schnittlichen Personalausgaben je Beschäftigten in 
den Haushaltsjahren 1964 18 490 DM und 1965 
20 520 DM (Erhöhung gegenüber 1964 = 11 %). 
Die Erhöhung des Gesamtbetrages im Jahr 1965 ge- 
genüber dem Vorjahr entspricht einer Steigerung 
von 11,7%. 

Die Personalausgaben schließen nach den Haushalts- 
rechnungen des ZDF über die Jahre 1962/65 keine 
Beträge für künftige Versorgungsleistungen ein. 

Teilweise sind die Risiken aus Versorgungszusagen 
durch Rückdeckungsversicherungen abgedeckt. Die 
Rückstellungen für die Versorgungszusagen erreich- 
ten am 31. Dezember 1964 bei verschiedenen An- 
stalten noch nicht die Höhe des versicherungsmathe- 
matisch notwendigen Deckungskapitals. 


Honorare, Urhebervergütungen, Lizenzen 

Die Aufwendungen für Honorare, Urhebervergütun- 
gen und Lizenzen (einschließlich der Nachrichten- 
dienste) betrugen nach den Zeitraumabrechnungen 
von 4 Landesrundfunkanstalten für das Jahr 1964 
bei einem Gesamtvolumen von 67 Millionen DM in 
% der Gesamtaufwendungen: 


T a b e 1 1 e 52 


Rundfunkanstalt 

% 

A 

18,0 

B 

20,2 

C 

15,9 

D 

19,5 

Durchschnitt 

18,4 


Quellen: Eigene Erhebungen und Unterlagen der An- 
stalten 


Im gesamten Untersuchungszeitraum wiesen die auf 
Honorare sowie Urhebervergütungen und Lizenzen 
entfallenden Aufwandsanteile von zwei Anstalten 
die in Tabelle 53 dargestellte Entwicklung auf. Bei- 
spiele für die Aufgliederung von Honoraren, Ur- 
hebervergütungen und Lizenzen nach Hörfunk und 
Fernsehen enthalten die Übersichten a) und b) in 
der Anlage 21. 

Die im Haushaltsplan 1966 des ZDF für Honorare, 
Urheberrechte und Lizenzen ausgewiesenen Beträge 
(1964 bis 1966) sind aus der Anlage 22 zu entneh- 
men. Gegenüber den Ist-Ausgaben 1964 (21,1 Millio- 
nen DM) ist der Haushaltsansatz für das Jahr 1966 
um 13,5 Millionen DM gestiegen. 
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Nach den zwischen der GEMA, Gesellschaft für 
musikalische Aufführungs- und mechanische Verviel- 
fältigungsrechte, Berlin, und dem BIEM, Bureau In- 
ternational de l’Edition Mecanique, Paris, einer- 
seits unä den einzelnen Landesrundfunkanstalten 
andererseits geschlossenen Verträgen zahlten die 
Anstalten für die Aufnahme- und Senderechte bei 
nichtkommerziellen Sendungen von Werken aus 
dem Gesamtrepertoire der GEMA sowie des BIEM 
im Untersuchungszeitraum ab 1. April 1958 


a) im Hörfunk 0,08 DM 

b) im Fernsehfunk 0,06 DM 


je Monat für jedes angemeldete nicht gebühren- 
befreite Tonrundfunk- bzw. Fernsehgerät. Die Ver- 
gütung unter b) ermäßigte sich nach einer Zusatz- 
vereinbarung vom Zeitpunkt der Abführung des 
30°/oigen ZDF-Gebührenanteils auf 0,042 DM. 

Nach dem Schallplattensendevertrag vom 1. Fe- 
bruar 1962 zwischen 14 auf dem Gebiet der Schall- 
platten- (bzw. „Schall /; -band-)Herstellung und -Ver- 
wertung tätigen Firmen einerseits und den einzelnen 
Rundfunkanstalten andererseits zahlte „der Rund- 
funk“ ab 1. Juli 1961 für die Befugnis, wöchentlich 
bis zu 35 Stunden Sendezeit in jedem Programm aus 
Schallplatten zu bestreiten, je Vertragsjahr ein nach 
der am 1. Januar jeden Vertrags jahres gegebenen 
„Hörerzahl (gebührenzahlende Tonrundfunk- und 
Fernsehteilnehmer)“ zu bemessendes Entgelt. Die- 
ses auf ein Vertragsjahr bezogene Entgelt wurde 
aus einem Basisbetrag von 1 837 620 DM für eine 
„Hörerzahl" von 19,5 Millionen errechnet, der bei 
einer größeren „Hörerzahl“ am Stichtag für je 
500 000 zusätzliche „Hörer“ um 45 580 DM zu er- 
höhen bzw. bei einer geringeren „Hörerzahl“ ent- 
sprechend zu ermäßigen war. Der Schallplatten- 
sendevertrag lief Mitte 1966 aus. 

Die literarischen Urheberrechte wurden ausschließ- 
lich nach Einzelverträgen mit den Autoren bzw. Ver- 
lagen abgegolten. Allgemeine Lizenzvereinbarungen 
mit der Verwertungsgesellschaft WORT, München, 
bestehen nach den erteilten Auskünften nicht. 

Die Landesrundfunkanstalten werten für alle Hör- 
funk- und Fernsehprogramme Informationsdienste 
der Deutschen Presseagentur, Hamburg, aus. Die In- 
formationsdienste werden gegen eine Jahrespau- 
schale überlassen. Im Jahre 1965 schlossen die 
ARD-Anstalten mit dpa einen neuen Vertrag ab. Er 


bestimmt, daß sich die Jahrespauschale zum 1. Ja- 
nuar 1967 und zum 1. Juli 1968 um jeweils 3% 
(— 50 000 DM) erhöht. Die Pauschale wird anteilig 
auf die einzelnen Anstalten umgelegt. 

Ein von den Landesrundfunkanstalten mit United 
Press International am 13. Mai 1960 geschlossener 
Vertrag setzte für die Überlassung des United Press- 
Fernsehdienstes an die Tagesschau ein monatliches 
Entgelt von 15 000 US $ fest. Der Vertrag lief am 
31. Dezember 1966 aus. 

Außerdem bestanden Verträge mit anderen in- und 
ausländischen Presse- und Nachrichtendiensten. 

Nach dem mit dem Jahr 1965 ausgelaufenen Ver- 
trag zwischen GEMA und ZDF vom 26. Januar/ 
5. August 1965 betrug die Vergütung für die von 
der GEMA übertragenen Rechte bei Verwertung 
für nicht kommerzielle Sendungen 0,018 DM je Mo- 
nat und je angemeldetes Fernsehgerät, bei Verwer- 
tung für kommerzielle Sendungen 5 % der Brutto- 
Werbeeinnahmen. 

Vertragliche Vereinbarungen über die Einräumung 
von Sende- und Auswertungsrechten sowie über die 
Lieferung von Nachrichten-, Bild- und Filmmaterial 
bestanden beim ZDF ferner mit der Schallplatten- 
industrie (14 Schallplattenhersteller), mit der Deut- 
schen Presseagentur GmbH, United Press Inter- 
national, The Associated Press GmbH, mit VWD 
Vereinigte Wirtschaftsdienste GmbH, Austria Press 
Agentur GmbH, Deutsche Wochenschau GmbH, Co- 
lumbia Broadcasting System CBS (Europa) S. A., 
Independent Television News, Commonwealth In- 
ternational, Newsfilm Agency und dem Deutschen 
Wetterdienst, Offenbach (Main). Als Vergütung 
waren in der Regel Pauschalbeträge vereinbart. In 
der mit der Deutschen Presse Agentur GmbH und 
mit United Press International geschlossenen Ver- 
trägen ist der Umfang der Pauschale in Beziehung 
zu den jeweiligen Teilnehmerzahlen gesetzt. 


Abschreibungen auf Anlagen 

Die in den Zeitraumabrechnungen der Landesrund- 
funkanstalten ausgewiesenen Aufwendungen für 
Abschreibungen sind nach unterschiedlichen Ver- 
fahren ermittelt und deshalb nicht voll vergleichbar. 
Beispiele über ihren Anteil an den Gesamtaufwen- 

T a b e 1 1 e 53 


Vergleichszeitraum 


Anteil an 

den Gesamtaufwendungen in °/o 


Honorare 

Urhebervergütungen 
und Lizenzen 

zusammen 

A 

1 B 

A 

1 B 

A | 

B 

1957 bis 1964 

13,2 

10,9 

12,5 

10,6 

25,7 

21,5 

1957 bis 1960 

13,2 

12,0 

13,2 

11,2 

26,4 

23,2 

1961 bis 1964 

13,2 

10, i 

12, i 

10,3 

25,3 

20,4 


Quellen: Eigene Erhebungen und Unterlagen der Anstalten 
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düngen einzelner Anstalten bzw. an den Gesamt- 
aufwendungen der Bereiche Hörfunk und Fern- 
sehen einzelner Anstalten enthalten die Tabelle 
46 und die Anlage 18. Gemessen an den Ge- 
samtaufwendungen in zusammengefaßten Abrech- 
nungsperioden schwankten ihre Anteile in der 
Mehrzahl der untersuchten Fälle zwischen 7 % und 
10 %. Bei den kleineren der untersuchten Anstalten 
sind die Aufwendungsanteile der Anlageabschrei- 
bungen in den Vergleichszeiträumen am höchsten. 
Die Abschreibungen auf das dem Fernsehbereich zu- 
zurechnende Anlagevermögen sind mit der Inve- 
stitionstätigkeit für diesen Bereich gewachsen. An- 
lage 18 läßt erkennen, daß in allen Vergleichs jahren 
die auf Anlageabschreibungen entfallenden Anteile 
an den Aufwendungen im Fernsehbereich bei star- 
ken Schwankungen von Vergleichsjahr zu Ver- 
gleichsjahr erheblich über denen des Hörfunkberei- 
ches lagen. Der Hörfunkbereich weist hier innerhalb 
der Bereichsrechnung kontinuierlich sinkende (von 
10,8 im Jahr 1957 auf 4,9 % im Jahr 1965) Aufwands- 
anteile für Anlageabschreibungen aus. Hinsichtlich 
der Relationen zwischen Abschreibungen und Brutto- 
investitionen in Sachanlagevermögen wird auf 
Ziff. XI B dieses Abschnitts verwiesen. 


Postgebühren für die Bereitstellung von Leitungen 
und Sendeanlagen 

Neben dem Postanteil an den Teilnehmergebühren *) 
fließen der DBP Gebühreneinnahmen aus der Bereit- 
stellung von Leitungen und Sendeanlagen zu. Die 
Rechtsgrundlagen und die Berechnungsmaßstäbe für 
die Erhebung dieser Gebühren sind unter Ziff. III G 
dieses Abschnitts behandelt. 

J vgl. Ziff. VI A dieses Abschnitts 
T a b e 1 1 e 54 


Gebührenerlöse 
der DBP 


Gebührenerlöse für die 
Bereitstellung von Leitungen 


1961 I 1962 I 1963 I 1964 I 1965 


in Millionen DM 


Gebührenerlöse 
insgesamt 

darin sind enthalten 
Gebührenerlöse für 
innerdeutsche Über- 
tragungen bei 

1. Landesrundfunk - 


17,1 20,3 22,6 25,1 27,2 


anstalten 

a) im Hörfunk . . 

6,2 

6,7 

7,0 

6,9 

7,3 

b) im Fernseh- 
rundfunk . . . 

1,7 

2,1 

1,8 

2,1 

2,2 

c) im Werbe- 
fernsehen . . . 

5,2 

6,1 

6,4 

7,4 

8,2 

ZDF 

— 

— 

0,7 

0,9 

1 ,7 


Quelle: Angaben des BMP 


Uber die Höhe der von den einzelnen Rundfunkan- 
stalten entrichteten Gebühren gibt die Anlage 23 
Aufschluß. Die Tabelle 54 gibt eine Zusammenfas- 
sung dieser Zahlen. 

Für die Werbefernsehsendungen des ZDF und für 
die Hörfunkwerbung der Landesrundfunkanstalten 
wurden im Gegensatz zu den Werbesendungen im 
1. Fernsehenprogramm keine besonderen Leitungs- 
gebühren berechnet. 

Gebührenerlöse aus der Bereitstellung von Sende- 
anlagen sind von der Bundespost im Bereich des 
Tonrundfunks nur für die dem Deutschlandfunk 
(DLF) und der Deutschen Welle (DW) bereitgestell- 
ten Sender erzielt worden. Die Gebührenerlöse be- 
trugen im Jahre 1965 für den DLF 3,3 Millionen DM, 
für die DW 4,3 Millionen DM. Die von den Landes- 
rundfunkanstalten für den Hörfunk und für das 
1. Fernsehprogramm benutzten Sender stehen im 
Eigentum der Landesrundfunkanstalten und werden 
von ihnen betrieben. Die Sender für das 2. und 
3. Programm sind Eigentum der DBP und werden 
von der DBP unterhalten. Gesonderte Gebühren für 
die Bereitstellung von Fernsehsendern und Modu- 
lationsleitungen sind den Landesrundfunkanstalten 
von der DBP nur für das 3. Fernsehprogramm in Rech- 
nung gestellt worden. Einschließlich Verzugszinsen 
sind für 6 Landesrundfunkanstalten nach Angaben 
des BMP 18,9 Millionen DM berechnet worden. Die 
Rundfunkanstalten haben diese Rechnungen nicht an- 
erkannt und nicht bezahlt. Nach der in Aussicht ge- 
nommenen Übergangsregelung für das Rundfunk- 
gebührenwesen *) sollen die strittigen Rechnungen 
hinfällig werden. 


Aufwendungen für den Finanzausgleich 

Die Aufwendungen (Aufbringungsanteile) der ein- 
zelnen Landesrundfunkanstalten für den Finanzaus- 
gleich sind unter Ziff. IV dieses Abschnitts (Tabelle 
18) behandelt. Der Anteil an den Gesamtaufwen- 
dungen in den Jahren 1963/64 schwankte bei 4 
untersuchten Anstalten, die Zuschüsse zum Finanz- 
ausgleich leisten, zwischen 1 % und 8%. 


Steueraufwendungen 

Die steuerlichen Aufwendungen der Rundfunkan- 
stalten sind im Zusammenhang mit der steuerlichen 
Belastung der Werbegesellschaften zu sehen. Sie 
werden deshalb unter Ziff. IX dieses Abschnitts ge- 
sonders behandelt. 


Aufwendungen für Öffentlichkeitsarbeit 

Als Aufwendungen für Programmhefte, Beihefte und 
sonstiges schriftliches Material für Schulfunk, Schul- 
fernsehen und Studienprogramme sowie für Bro- 
schüren, Ausstellungen und sonstige Maßnahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit wurden im Jahre 1964 bei 
den 5 untersuchten Landesrundfunkanstalten Be- 
träge von zusammen 2,3 Millionen DM erfaßt. Das 
sind im Gesamtdurchschnitt weniger als 0,5% der 

x ) vgl. Ziff. III G dieses Abschnitts 
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Gesamtaufwendungen. Nach den Erhebungsergebnis- 
sen schließen diese Beträge die für die Teilnehmer- 
werbung i. e. S. bestimmten Aufwendungen ein. 


E. Kostensonderrechnungen 

Entwicklung der auf einzelne Leistungsbereiche ver- 
rechneten Kosten 

Das betriebliche Rechnungswesen der Rundfunk- 
anstalten ist, wie schon festgestellt, unterschiedlich 
auf- und ausgebaut. Die Entwicklung der den ver- 
schiedenen Leistungsbereichen und Kostenträger- 
gruppen zugerechneten Kosten wird deshalb und 
aus den unter Ziff. VI C dieses Abschnitts angege- 
benen Gründen auf der Grundlage von Perioden- 
vergleichen dargestellt, die sich nur auf einzelne 
Anstalten erstrecken. 

Die Entwicklung der auf die Leistungsbereiche Pro- 
grammproduktion, Ausstrahlung und Verwaltung 
jeweils im Hörfunk- und Fernsehbereich verrech- 
neten Kosten und der sich aus ihnen ergebenden 
durchschnittlichen Sendeminutenkosten wird zu- 
nächst für einen 8 Jahre umfassenden Zeitraum 
(1956/57 bis 1963/64) nach den Abrechnungsergeb- 
nissen einer Anstalt mit überdurchschnittlichen 
Eigenprogrammvolumen im Fernsehbereich wieder- 
gegeben (vgl. Tabelle 55). 


Die „Betriebsaufwendungen" für Programmproduk- 
tion werden von der Anstalt zu den Sendeminuten 
der „ Programmzeit " nach Abzug der auf Werbesen- 
dungen (harte Werbung und Rahmenprogramm) ver- 
rechneten Sendeminuten in Beziehung gesetzt. 

Bezugsbasis für die gesamten „Betriebsaufwendun- 
gen", einschließlich der Aufwendungen für Aus- 
strahlung und Verwaltung sind die Sendeminuten 
der Gesamtausstrahlung nach Abzug der auf Werbe- 
sendungen (einschließlich Rahmenprogramm) ver- 
rechneten Sendeminuten. 

Die Unterschiede zwischen den zur Bezeichnung der 
zeitlichen Leistungsmengen angewandten Begriffen 
sind der folgenden Entwicklung zu entnehmen: 

Gesamtausstrahlung (Erstsendungen und Wie- 
derholungen) 

— gemeinsame Ausstrahlungen in verschiedenen 
Programmen derselben Anstalt (z. B. 1. bis 3. 
Hörfunkprogramm) 

= Programmzeit (Erstsendungen und Wiederholun- 
gen) 

— Übernahme von anderen Anstalten (Rundfunk- 
organisationen) 

= Eigenprogrammzeit (Erstsendungen und Wieder- 
holungen) 

Die beschriebenen Sendeminutenbasen für die Pro- 
grammproduktion sowie für die Gesamtleistung aus 


Tabelle 55 


Bereiche 

Verrechnete Betriebsaufwendungen ! ) 

1956/57 

1959/60 

1961/62 

1963/64 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 1 
DM 1 

°/o 

Hörfunk 









Programmproduktion 

23,52 

79,0 

25,85 

82,7 

30,96 

85,9 

36,27 

86,9 

Ausstrahlung 

4,19 

14,1 

3,30 

10,6 

3,20 

8,9 

2,96 

7,1 

Verwaltung 

2,06 

6,9 

2,08 

6,7 

1,86 

5,2 

2,49 

6,0 

Hörfunk zusammen . . . 

29,77 

100,0 

31,23 

100,0 

36,02 

100,0 

41,72 

100,0 

Fernsehen 









Programmproduktion 

6,44 

81,1 

11,99 

75,3 

23,20 

82,7 

35,82 

85,7 

darin Vorproduktion für 3. Pro- 



! 






gramm 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

(11,12) 

— 

Ausstrahlung 

1,17 

14,7 

3,00 

18,8 

3,00 

10,7 

3,64 

8,7 

Verwaltung 

0,33 

4,2 

0,93 

5,9 

1,86 

6,6 

2,32 

5,6 

Fernsehen zusammen . . . 

7,94 

100,0 

15,92 

100,0 

i 28,06 

i 

100,0 

41,78 

100,0 


l ) Die Betriebsaufwendungen schließen neutrale und weiterverrechnete Aufwendungen sowie Sonderaufwendungen 
nicht ein. 

Quelle: Unterlagen einer Rundfunkanstalt 
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Programmproduktion, Ausstrahlung und Verwaltung 
und die entsprechenden durchschnittlichen „Be- | 
triebsaufwendungen" je Sendeminute weisen im 
Vergleichszeitraum die in Tabelle 56 dargestellte 
Entwicklung auf. Die in den beiden ersten Zahlenspal- 
ten der Tabelle für das Fernsehen angegebenen Werte 
beziehen sich, im Gegensatz zu den Zahlen über den 
Hörfunk, nur auf die Eigenprogrammzeit. Die Be- 
triebsaufwendungen je Sendeminute im Fernseh- 
bereich sind durch Erhöhung der Programmbestände 
beeinflußt. 

Die beträchtlichen Unterschiede im Fernsehbereich 
zwischen den durchschnittlichen Betriebsaufwendun- 
gen je Sendeminute der Eigenprogrammzeit und je 
Sendeminute der Gesamtausstrahlung spiegeln die 
wirtschaftlichen Auswirkungen des Gemeinschafts- 
programms für die Anstalt wider. 

Als Ergänzung der Zahlenangaben in Tabelle 56 
über eine größere Anstalt wird in Tabelle 57 die 
Entwicklung bei einer mittleren Anstalt in den Jah- 
ren 1961 bis 1965 wiedergegeben. Die Darstellung 
basiert auf Veröffentlichungen der Anstalt. Eine 
weitergehende Aufgliederung der Kostenentwick- 
lung im Fernsehbereich nach Leistungsbestand- 
teilen und Sendeminuten enthält die Anlage 24. 
Ihr sind u. a. die durchschnittlichen Minutenkosten 
für DFS-Beiträge und für das 3. Programm zu entneh- 
men. Die in der Tabelle 57 aufgeführten Minuten- 
kosten für die Eigenprogrammsendungen im 1. Fern- 
sehprogramm schließen Sendungen für das Regio- 
nalprogramm ein, die nicht auf das Werbefernsehen 
entfallen. 


Es kann festgestellt werden, daß von der kurzfristi- 
gen Entwicklung der Durchschnittskosten je Sende- 
minute für das Fernsehprogramm keine zuverläs- 
sigen Rückschlüsse auf die nachhaltige Entwicklung 
der Kosten je „Leistungseinheit" gezogen werden 
können. Dies schon deshalb nicht, weil mit der 
Bezugsgröße „Sendeminute" nur eine quantitative 
Seite der Programmleistung erfaßt wird. Die jahres- 
durchschnittliche Sendeminute ist keine voll ver- 
gleichbare Leistungseinheit, sondern in bezug auf 
die Leistungszusammensetzung eine Durchschnitts- 
größe, die von Jahr zu Jahr erheblich variieren kann. 

Nach den Ergebnissen eines von der ARD durchge- 
führten Gesamtkostenvergleiches für das Kalender- 
jahr 1964 bewegen sich die durchschnittlichen Ge- 
samtkosten (ohne Postkosten, Finanzausgleich und 
Ausstrahlungskosten) des 1. Fernsehprogramms 
(ohne Vormittagsprogramm und Regionalprogramm) 
bei den einzelnen Landesrundfunkanstalten je 
Sendeminute zwischen 1040 DM und 1690 DM und 
betragen im Gesamtdurchschnitt aller Anstalten 
1330 DM. Der Anteil der Wiederholungen an der 
Sendezeit des 1. Programms betrug nach der Zusam- 
menfassung von Erhebungen bei 7 Anstalten für die 
Beiträge zum Gemeinschaftsprogramm (ohne Vor- 
mittagsprogramm) im Jahre 1964 etwa 8'%. 

Die bisher genannten durchschnittlichen Minuten- 
kosten bezogen sich auf die gesamte Programmlei- 
stung bzw. auf Hauptabschnitte der Programmlei- 
stung. Verfolgt man die Entwicklung der durch- 
schnittlichen Minutenkosten nach einzelnen Pro- 
grammarten, so ergibt sich ein weitaus differenzier- 
teres Bild. Es läßt erkennen, wie unterschiedlich die 


Tabelle 56 


Jahr 

Programmzeit (HF) 
bzw. Eigenpro- 
grammzeit 
(FS) ohne die 
auf Werbung 
verrechnete 
Sendezeit 
in Minuten 

durchschnittliche 
„Betriebsaufwen- 
dungen" für Pro- 
grammproduktion 
je Sendeminute 
in DM 

Gesamtaus- 
strahlung ohne die 
auf Werbung 
verrechnete 
Sendezeit 
in Minuten 

durchschnittliche 
„Betriebsauf- 
wendungen" 
insgesamt je 
Sendeminute 
in DM 

Hörfunk (HF) 





1956/57 

625 392 

37,61 

818714 

36,37 

1959/60 

736 171 

35,12 

815 525 

38,30 

1961/62 

748 617 

41,35 

813 647 

44,27 

1963/64 

774 719 

46,82 

818 617 

50,96 

Fernsehen (FS) 





1956/57 

22 990 

280,20 

99 989 

79,43 

1959/60 

25 989 

461,30 

120 269 

132,30 

1961/62 

20 843 

1 112,94 

183 056 *) 

153,20 

1963/64 

18 764 

1 316,40 

151 948 

201,81 2 ) 


0 Die Sendezeit ist durch die vorübergehenden Ausstrahlungen für das 2. Fernsehprogramm beeinflußt. 

2 ) ohne Produktionskosten der Vorproduktion für das 3. Fernsehprogramm 

Quellen : Unterlagen einer Rundfunkanstalt 
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auf die gesamte Programmleistung bezogenen Mi- 
nutenkosten zusammengesetzt sind. 

In der Anlage 25 a sind die nach dem „Gesamt- 
kostenvergleich Fernsehen" der ARD für das Ka- 
lenderjahr 1964 aus dem Gesamtdurchschnitt von 
6 Landesrundfunkanstalten sich ergebenden Durch- 
schnittskosten in verschiedenen Programmarten den 
jeweils höchsten und niedrigsten Minutenkosten aus 
den einzelnen Anstaltsdurchschnitten gegenüberge- 
stellt. Die durchschnittlichen Minutenkosten bei den 
einzelnen Anstalten sind u. a. von der Höhe der 
Wiederholungsanteile abhängig. Die durch eigene 
Erhebungen bei den Landesrundfunkanstalten für 
das 1. Fernsehprogramm festgestellten Wieder- 
holungsanteile sind der Anlage 25 b zu entnehmen. 
Durchschnittliche Minutenkosten nach Programm- 
arten sind im Periodenvergleich für das Fernsehen 
am Beispiel von zwei Anstalten, für den Hörfunk 
am Beispiel einer Anstalt in den Anlagen 26 und 27 
wiedergegeben. 


Der Anteil der Wiederholungen am Gesamtpro- 
gramm 1965 des ZDF (130 822 Minuten) betrug nach 
den Angaben im ZDF-Jahrbuch 1965 (S. 101) 5,7 °/o 
(7482 Minuten). 


F. Umfang und Kosten von fremdbezogenen 
Fernsehproduktionen 

Die Kosten der von den Landesrundfunkanstalten 
im 1. Fernsehprogramm (ohne Vormittagsprogramm) 
erbrachten Programmleistungen haben nach dem 
„Gesamtkostenvergleich Fernsehen" der ARD für 
das Jahr 1964 mehr als 200 Millionen DM betragen. 
Diese Kosten schließen Postkosten, Finanzausgleich 
und Ausstrahlungskosten noch nicht ein. Nach Er- 
hebungen der Kommission haben die Anstalten für 
erstmals im Jahre 1964 ausgestrahlte Fremdproduk- 
tionen (Auftragsproduktionen und angekaufte fer- 


T abeile 57 



Verrechnete Betriebsaufwendungen 

Bereiche 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 


Millio- 
nen DM 

°/o 

Millio- 
nen DM 

°/o 

Millio- 
nen DM 

% 

Millio- 1 
nen DM | 

°/o 

Millio- 
nen DM 

% 

Hörfunk 











Programmproduktion . 

18,10 

84,6 

20,54 

81,7 

22,37 

82,5 

23,72 

83,6 

26,36 

83,6 

Ausstrahlung, Verwal- 
tung usw 

3,29 

15,4 

4,59 

18,3 

4,73 

17,5 

4,67 

16,4 

5,18 

16,4 


zusammen . . . 

21,39 

100,0 

25,13 

100,0 

27,10 

100,0 

28,39 

100,0 

31,54 

100,0 

Fernsehen 











Programmproduktion . 

18,54 

88,5 

23,99 

88,5 

25,17 

86,5 

28,69 

85,9 

33,27 

87,2 

davon 











auf Vorproduktion 
verrechnet und aus- 
gewiesen *) 





(1,16) 

(4,0) 

(5,66) 

(17,0) 

(8,22) 

(21,5) 






Ausstrahlung, Verwal- 
tung usw 

2,41 

11,5 

3,12 

11,5 

3,93 

13,5 

4,69 

14,1 

4,89 

12,8 


zusammen * . . 

20,95 

100,0 

27,11 

100,0 

| 29,10 

100,0 

| 33,38 

100,0 

| 38,16 

100,0 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

Durchschnittliche Kosten 
je Sendeminute im Hör- 











funk (ohne Werbefunk) . 

28,53 

31,17 

33,59 

32,68 

33,85 

Durchschnittliche Be- 
triebskosten je Sende- 











minute im Fernsehen . . 

814,00 

1 005,00 

1 225,00 

888,00 

1 029,00 


l ) Die Geschäftsberichte für die Jahre 1961 und 1962 enthalten keine Angaben über den Aufwandsanteil der Vor- 
produktionen. Für das Jahr 1964 sind nur die Aufwandsanteile für die Vorproduktionen zum 3. Programm ausge- 
wiesen. 

Quelle: Geschäftsbericht der Anstalt 
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tige Produktionen) folgende Kosten (Ausgaben) auf- 
gewandt: 


Tabelle 58 


Fremdproduktionen 

Kosten 
(Aus- 
gaben) für 
Entsen- 
dungen 
in 

1000 DM 

Sendezeit 

in 

Minuten 

Kosten- 
durch- 
schnitt je 
Sende- 
minute 
in 

1000 DM 

Auftragsproduktionen 
freier Produzenten 




1. Gemeinschafts- 
programm ARD .... 

8 408 

4 793 

1 754 

2. Regionalprogramme 

7 416 

2 752 

2 695 

3. Summe 

15 824 

7 545 

2 097 

Auftragsproduktionen 

anstaltsverbundener 

Produzenten 




1. Gemeinschafts- 
programm ARD 

11 725 

2 782 

4212 

2. Regionalprogramme 

5 567 

1 571 

3 543 

3. Summe 

17 292 

4 353 

3 972 

! 

Angekaufte fertige 
Produktionen 




1. Gemeinschafts- 
programm ARD .... 

10 602 

12 635 

839 

2. Regionalprogramme 

7 123 

40 076 

178 

3. Summe 

17 725 

52 711 

336 

Summe . . . J 

50 841 

64 609 

787 


Quelle: Eigene Erhebungen 

Anmerkung: 

ln den Zahlen für das Gemeinschaftsprogramm sind die 
zwei kleinsten Anstalten, RB und SR, nicht enthalten. Die 
Angaben über die Regionalprogramme beziehen sich auf 
6 Anstalten. Nicht einbezogen sind die 2 vorgenannten 
und eine mittlere Anstalt. RB übernimmt den größten 
Teil der Programmbeiträge für das gemeinsam mit dem 
NDR ausgestrahlte Regionalprogramm vom NDR. 

Als Kosten (Ausgaben) sind angabegemäß die Ein- 
standspreise der Fremproduktionen erfaßt. Beim 
Vergleich der Durcbscbnittskosten je Sendeminute 
ist zu beachten, daß der erforderliche Aufwand für 
die Produktion eines Programmbeitrages beträcht- 
liche Unterschiede aufweisen kann. 

Wie bereits früher erwähnt, ist die Sendeminute, in 
ihrem Bezug zur Programmleistung, nur eine Durch- 
schnittsgröße aus einer Zusammenfassung unter- 
schiedlicher Einzelleistungen. Ob die Unterschiede 
zwischen den durchschnittlichen Minutenkosten nur 
leistungsbedingt sind, oder in erheblichem Umfang 


auch von anderen Faktoren abhängen, kann anhand 
dieser Zahlen nicht beurteilt werden. Eine weiter- 
gehende Aufgliederung der fremdbezogenen Produk- 
tionen für das Gemeinschaftsprogramm der ARD er- 
gibt sich aus Anlage 28. 

Die oben aufgeführten Zahlen zum Regionalpro- 
gramm beziehen sich ausschließlich auf Unterhal- 
tungssendungen. Aus Gründen der Vergleichbarkeit 
wurden beim Regionalprogramm die ausgewiesenen 
Angaben über Degeto-Filme nicht in die Darstellung 
einbezogen. 

Die Degeto wirkt bei der Beschaffung von Filmen 
für die Landesrundfunkanstalten und für die Werbe- 
gesellschaften mit. Ihre Tätigkeit erstreckt sich auf 
die gesamte Vertragsabwicklung (A) oder auf Bera- 
tung bei der Vertragsgestaltung (B). Sie hat keinen 
Anspruch auf Einschaltung in die Filmbeschaffung. 
Unter Mitwirkung der Degeto wurden in den Jah- 
ren 1960 bis 1965 beschafft: 


T a b e 1 1 e 59 


Gruppen 

Lizenzen 

Millionen 

DM 

Synchro- 

nisationen 

Millionen 

DM 

insgesamt 

Millionen 

DM 

Gruppe A 




Kino-Spielfilme .... 

22,5 

6,4 

28,9 

Stunden- 

Kriminalfilme .... 

2,7 

1,9 

4,6 

Werbefernseh- 

Spielfilme 

6,8 

3,4 

10,2 

Summe A . . . 

32,0 

11,7 

43,7 

Gruppe B 

19,8 

0,7 

20,5 

Summe A und B . . . | 

51,8 

12,4 

64,2 


Quelle: Angaben der Degeto 


Die Angaben der Degeto über die in die Gruppe B 
(Beratung bei der Vertragsgestaltung) fallenden 
Filme beschränken sich vorwiegend auf die Ver- 
tragssummen. 

Von den Vertragssummen für Lizenzen in der 
Gruppe A entfallen 13% auf inländische Filme. Die 
ausländischen Filme sind in großem Umfang über in- 
ländische Filmhandelsunternehmen beschafft wor- 
den. 

Die in der Gruppe A erfaßten Beträge wurden für 
1625 Filme (davon 804 Kino-Spielfilme) mit einer 
Filmlänge von rd. 90 900 Sendeminuten (davon rd. 
68 800 Minuten Kino-Spielfilme) aufgewendet. 

In den Zahlen der Tabelle 59 sind 62 deutsche 
Filme mit einer Länge von 5642 Minuten im Werte 
von 6,2 Millionen DM, die im Jahre 1965 im Rahmen 
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einer Hilfsaktion für die deutsche Filmwirtschaft be- 
schafft worden sind, noch nicht enthalten. 

über die Kosten fremdbezogener Beiträge zu den 
Eigenprogrammanteilen im 3. Fernsehprogramm 
lagen für zwei Anstalten Angaben vor. Von diesen 
Anstalten wurden im Jahre 1964 Erstsendungen mit 
einer Sendezeit von 280 Minuten aus Auftragspro- 
duktionen privater Produzenten und aus angekauf- 
ten fertigen Produktionen 3752 Minuten Sendezeit 
bestritten. An Kosten für diese Fremdproduktionen 
wurden für die Auftragsproduktionen zusammen 
307 300 DM, für die fertigen Produktionen 2 177 100 
DM angegeben. 

Betrachtet man in diesem Zusammenhang die ent- 
sprechenden Haushaltstitel des ZDF, so ergibt sich 
nach den Angaben im Haushaltsplan 1966 und 1967 
folgendes Bild: 


Tabelle 60 


Fremdbezogene Beiträge 
(Einzelpläne 3 und 4) 

Soll 

1966 

1000 DM 

Ist 

1965 

1000 DM 

Ist 

1964 

1000 DM 

Auftragsproduktionen 
(Titel 722) 

48 070 

46 050 

40 797 

Ankauf von Spiel- 
filmen und Fernseh- 
produktionen 
(Titel 721) 

17 090 

18 639 

11 155 

zusammen . . . 

65 160 

64 689 

51 952 


Quelle: Haushaltspläne 1966 und 1967 des ZDF 


Für die Bearbeitung von Film- und Tonmaterial 
durch Dritte betrugen die Ist- Ausgaben 4,3 Millionen 
DM (1964) bzw. 4,7 Millionen DM (1965), das Haus- 
haltssoll 1966 8,8 Millionen DM. 


VIII. Aufwands- und Ertragslage von 
anstaltseigenen Werbegesellschaften 

Die Werbegesellschaften der Landesrundfunkanstal- 
ten unterscheiden sich hinsichtlich ihres Tätigkeits- 
umfangs in Gesellschaften, die Werbung sowohl im 
Hörfunk als auch im Fernsehen betreiben, und in 
Gesellschaften, die nur im Hörfunk oder nur im 
Fernsehen tätig sind. In die erstgenannte Gruppe 
gehören die Bl.WF (SFB), die RFW (SDR), die WS 
(SR) und die WIR (HR). Die Ermittlung des Jahres- 
gewinns wird von diesen Gesellschaften zum Teil 
getrennt nach Hörfunk- und Fernsehwerbung vorge- 
nommen. Ausschließlich auf dem Gebiet der Hör- 
funkwerbung sind tätig die BW (BR), die NFW 
(RB) und die im Privateigentum befindliche, für den 
SWF tätige Deutsche Fernsehwerbung, Gesellschaft 
Handwerk & Kröger, Konstanz und München. Spe- 
ziell mit Fernsehwerbung befaßt sind die BWF 
(BR), die NWF (NDR/RB), die WiSWF (SWF) und 
die WWF (WDR). 


Hörfunkwerbung 

Als Beispiele für die Struktur der auf die Hörfunk - 
Werbung verrechneten Erträge und Aufwendungen 
werden im folgenden die Anteile der wichtigsten 
Ertrags- und Aufwandsgruppen an den Gesamterträ- 
gen bzw. Gesamtaufwendungen von zwei Werbege- 
sellschaften unterschiedlicher Umsatzgröße wieder- 
gegeben. 


Tabelle 61 



Gesamtdurchschnitt der Jahre 

in °. o 

Erträge, Aufwendungen, 
Gewinne 

1960 bis 

1961 

1963 bis 

1964 


A | 

B 

A | 

B 

Erträge 





Erlöse aus 
Werbung 

96,1 

86,9 

95,7 

92,9 

Sonstige Erträge . 

3,9 

13,1 

4,3 

7,1 

Summe . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Aufwendungen 
Personalkosten . . 

8,6 

8,4 

8,0 

6,6 

Programm- und 
Ausstrahlungs- 
kosten 

18,6 

41,2 

18,0 

39,5 

Steuern 

55,8 

39,2 

56,2 

44,6 

Anlagenabschrei- 
bung 

Ul 

2,2 

0,8 

1,7 

Spenden 

6,7 

0,2 

7,6 

0,4 

Sonstige Auf- 
wendungen 

9,2 

8,8 

| 

9,4 

1 

7,2 

Summe . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Jahresgewinn in °/o 
der Erlöse 

| 45,5 

53,8 

53,4 

45,8 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Aufwandshöhe und der Jahresgewinn werden 
bei Werbegesellschaften annähernd gleicher Umsatz- 
größe im wesentlichen von den Programm- und Aus- 
strahlungskosten bestimmt, die von Gesellschaft zu 
Gesellschaft erhebliche Unterschiede aufweisen kön- 
nen. So betrugen bei einer dritten Werbegesell- 
schaft, die höhere Programm- und Ausstrahlungs- 
kosten auswies, die Jahresgewinnanteile, bezogen 
auf die Erlöse aus Hörfunkwerbung, 21,6 °/o (1960 bis 
1961) bzw. 23,4 Vo (1963 bis 1964). 


Fernsehwerbung 

Die Struktur der auf die Fernsehwerbung verrech- 
neten Erträge und Aufwendungen von 4 anstalts- 
eigenen Werbegesellschaften unterschiedlicher Um- 
satzgröße zeigt die Tabelle 62. 
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Die Höhe der Anteile für Programm- und Ausstrah- 
lungskosten an den Gesamtaufwendungen wird we- 
sentlich von der Leistungszurechnung zwischen 
Rundfunkanstalt und Werbegesellschaft, daneben 
auch von der Kostenermittlung für die verrechneten 
Leistungen bestimmt. Hinsichtlich der von der DBP 
für die Bereitstellung von Leitungen für die Über- 
tragung von Werbefernsehsendungen im 1. Pro- 
gramm vereinnahmten Gebühren wird auf Ziff. VII D 
dieses Abschnitts verwiesen. 

Die Zusammensetzung der Steuern in den Jahren 
1962 bis 1964 bei zwei Werbegesellschaften mit un- 
terschiedlichen Anteilen der Steueraufwendungen 
an den Gesamtaufwendungen ergibt sich aus Tabelle 
63. 

Alle Werbegesellschaften sind in vollem Umfang 
steuerpflichtig. In den Beispielfällen A bis D der 
Tabelle 62 erreichten die Anteile für Programm- 
und Ausstrahlungskosten einerseits sowie für Steu- 
ern andererseits zusammen 80 bis 90 °/o der Gesamt- 
aufwendungen. 

Im Beispielfall A sind die für Anlageabschreibungen 
ausgewiesenen Aufwandsanteile nur zum Teil der 
Fernseh Werbetätigkeit zuzurechnen. 


Die in den letzten Jahren des Untersuchungszeit- 
raumes von den untersuchten Werbegesellschaften 
erwirtschafteten Gewinne wurden größtenteils an 
die Rundfunkanstalten ausgeschüttet. In den Jahres- 
abschlüssen für den Zeitraum 1962 bis 1964 weisen 


Tabelle 63 


Steuerart 

A 

B 

in 

% 

Körperschaftsteuer ; 

52,2 

46,8 

Gewerbesteuer 

33,5 

30,7 

Umsatzsteuer 

13,6 

20,5 

Vermögensteuer 

0,7 

1,6 

Übrige Steuern 

— 

0,4 

zusammen . . . 

100,0 

100,0 

Anteil an den Gesamt- 



aufwendungen 

55,3 

27,1 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Tabelle 62 


Erträge, Aufwendungen, Gewinne 

Gesamtdurchschnitt der Jahre in °/o 

1959 bis 1961 

1962 bis 1964 

A | 

B I 

C 1 

D 

A | 

B I 

C | 

D 

Erträge 









Erlöse aus Werbung 

93,1 

97,5 

94,0 

97,2 

93,9 

98,5 

97,1 

91,0 

Sonstige Erträge 

6,9 

2,5 

6,0 

2,8 

6,1 

1,5 

2,9 

9,0 

Summe . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Aufwendungen 









Personalkosten 

1,4 

1,5 

2,7 

3,9 

1,2 

1,5 

2,0 

3,5 

Programm- und Ausstrahlungs- ! 









kosten 

47,5 

26,7 

58,7 

60,3 

60,9 

26,4 

64,2 

56,9 

Steuern 

34,0 

63,9 

29,8 

29,4 

26,5 

55,3 

27,1 

32,1 

Anlagenabschreibungen 

10,2 

0,8 

1 ,9 

0,7 

7,3 

0,6 

1,0 

0,4 

Spenden 

4,1 

4,6 

2,6 

0,1 | 

0,7 

13,0 

2,7 

0,3 

Sonstige Aufwendungen 

2,8 

2,5 

4,3 

5,6 ; 

3,4 

3,2 

3,0 

6,8 

Summe . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Jahresgewinn in °/o der Erlöse .... 

| 19,3 

52,6 

28,5 

36,8 

31,5 

48,7 

28,0 

38,8 


Anmerkung: - Quelle: Eigene Erhebungen 

Bei einer der 4 Gesellschaften schließt der 1. Vergleichszeitraum das Jahr 1959 nicht ein. 
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die in der Tabelle 62 mit A, B, C und D bezeichneten 
4 Werbegesellschaften bei Erlösen aus Fernsehwer- 
bung von 520 Millionen DM insgesamt 210 Millionen 
DM Gewinn aus. Die von ihnen getragenen Pro- 
gramm- und Ausstrahlungskosten beliefen sich in 
diesem Zeitraum auf 160 Millionen DM. 


IX. Steuerliche Belastung der Rundfunkanstalten 
und ihrer Werbegesellschaften 

In den Jahresrechnungen 1960 bis 1964 der unter- 
suchten Landesrundfunkanstalten und ihrer Werbe- 
gesellschaften sind folgende Steueraufwendungen er- 
faßt: 


funkanstalten unter Ziff. VII B, für die Werbegesell- 
schaften unter Ziff. VIII dieses Abschnitts. 

Nach den Untersuchungen der Kommission bestehen 
sowohl bei den örtlich zuständigen Finanzbehörden 
als auch bei den Rundfunkanstalten unterschiedliche 
Auffassungen über die rechtlichen Grundlagen der 
Besteuerung von Rundfunkanstalten, die auch die 
Beziehungen der Anstalten zu den Werbegesell- 
schaften betreffen. 

Zur Klärung der steuerlichen Situation hat die Kom- 
mission ein Gutachten über die steuerlichen Be- 
lastungen und Privilegien der Rundfunkanstalten er- 
statten lassen, das im Anhang zum Bericht (An- 
lage 66) enthalten ist. Die Ergebnisse des Gutachtens 
sind im Vierten Teil zusammengefaßt. 


Tabelle 64 


Steuerart 

Anstalten 

1000 DM 

Werbe- 
gesell- 
schaften 
1000 DM 

ins- 

gesamt 

1000 DM 

Körperschaftsteuer 
(einschließlich 
Kapitalertrag- 
steuer) 

68 062,1 75 523,4 143 585,5 

29,3 67 117,2 67 146,5 

2 833,5 36 188,3 39 021,8 

2,5 2 139,0 2 141,5 

1 130,4 232,1 1 362,5 

Gewerbesteuer . . . 

Umsatzsteuer .... 

Vermögensteuer . . 

Sonstige Steuern . 

Summe . . . 

72 057,8 181 200,0 253 257,8 


X. Die rechnungsmäßigen Überschüsse 
und ihre Verwendung 

Beispiele für die Ertrags- und Aufwandsstruktur ver- 
schiedener Landesrundfunkanstalten sind unter der 
Ziff. VII A bis C dieses Abschnitts gegeben worden. 
Eine analoge Gegenüberstellung der Gesamtauf- 
wendungen und der Ertragsüberschüsse von 5 Lan- 
desrundfunkanstalten zeigt die in Tabelle 65 dar- 
gestellten, dem Durchschnitt aus zwei Abrech- 
nungsperioden (1963 und 1964) entsprechenden Rela- 
tionen. 

Die Höhe der Ertragsüberschußanteile staffelt sich 
nicht nach der Anstaltsgröße. Die Höhe der Auf- 
wendungen und damit auch der Ertragsüberschüsse 
ist teilweise durch Maßnahmen der langfristigen 
Finanzplanung, z. B. für Investitionen, beeinflußt. 


Quelle: Eigene Erhebungen 

Anmerkung : 

Die Abrechnungsperioden der Rundfunkanstalten weichen 
von den Kalenderjahren teilweise um ein Quartal ab. 

Beispiele für die Anteile der Steueraufwendungen 
an den Gesamtaufwendungen finden sich für Rund- 


Erweitert man die für die Ermittlung der Durch- 
schnittszahlen herangezogenen Abrechnungsperio- 
den auf vierjährige Zeiträume sowie auf den ge- 
samten Untersuchungszeitraum (1957 bis 1964), so 
ergibt sich für 2 der oben erfaßten Landesrundfunk- 
anstalten, bei denen die Voraussetzungen für einen 


T a b e 1 1 e 65 


Textspalte 

Landesrundfunkanstalt 

Summe 

A bis E 

A | B | C | D | E 

in % der Gesamterträge 

Aufwendungen 

82,7 87,3 94,0 91,2 74,2 

17,3 12,7 6,0 8,8 25,8 

85,9 

14,1 

Ertragsüberschüsse 


Anmerkung : 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Erträge oder Aufwendungen aus Rücklagenänderungen sind in die Ausgangszahlen nicht eingegangen. Einzelne Er- 
trags- und Aufwandsposten (Beteiligungserträge, Zuweisungen zu Rückstellungen, Abschreibungen, Steuern und auf 
Bestandsänderungen entfallende Aufwandsanteile) sind bei einem Teil der Anstalten gegenüber den Ansätzen in den 
der Kommission vorliegenden Periodenabrechnungen geändert. — Die Reihenfolge der Anstalten stimmt mit der in 
Tabelle Nr. 42 nicht überein. 
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achtjährigen Periodenvergleich gegeben sind, das 
in Tabelle 66 dargestellte Bild. 

Die Voraussetzungen für eine genaue Zerlegung der 
rechnungsmäßigen Ertragsüberschüsse nach bereichs- 
weise untergliederten Betriebsergebnissen und neu- 
tralen Ergebnissen waren nur ausnahmsweise gege- 
ben. Die Beeinflussung der rechnerisch ermittelten 
Ertragsüberschüsse durch Schwankungen, insbeson- 
dere von abrechnungstechnisch beeinflußten Auf- 
wendungen und Erträgen, wurde deshalb teilweise 
durch Änderungen dieser Beträge aufgefangen und 
durch Zusammenfassung mehrerer Rechnungsperio- 
den auf Durchschnittsgrößen gebracht. Wie unter 
den Ziff. VI C und VIII dieses Abschnitts näher aus- 
geführt ist, wird die Vergleichbarkeit der Perioden- 
ergebnisse durch die Verrechnungen mit den Werbe- 
gesellschaften beeinträchtigt. Die Entwicklung der 
Ergebnisse bei den Werbetochtergesellschaften ist 
unter Ziff. VIII dieses Abschnitts behandelt. 

Die Überschüsse der untersuchten Landesrundfunk- 
anstalten im Zeitraum 1957 bis 1964 wurden, soweit 
sie nicht auf neue Rechnung vorgetragen wurden, 
mit einer Ausnahme zur Erhöhung der Rücklagen 
oder des Deckungskapitals verwandt. 

Zum Teil wurden die Überschüsse auch für Spenden 
herangezogen. Im Untersuchungszeitraum (1957 bis 
1964) haben die 5 Landesrundfunkanstalten und 
ihre Werbegesellschaften Zuwendungen für kultu- 
relle, wissenschaftliche und sonstige gemeinnützige 
Zwecke in Höhe von 128 Millionen DM gegeben. 
Hiervon wurden zu Lasten des Aufwandes von 
6 Werbegesellschaften Spenden von 33 Millionen 
DM und im Rahmen von Gewinnverwendungen zu- 
sätzlich 10,3 Millionen DM Spenden gezahlt. Gewinn- 
ausschüttungen an die Rundfunkanstalt wurden teil- 
weise (insgesamt 14,7 Millionen DM) direkt als 
Spenden für kulturelle Zwecke weitergeleitet. 

Gewinne aus der Werbetätigkeit von Tochtergesell- 
schaften untersuchter Landesrundfunkanstalten sind 
in den Jahren 1957 bis 1964 nur einmal in Höhe 
von 0,3 Millionen DM an Bundesländer ausgeschüttet 
worden. 


Da die Rundfunkanstalten keine auf Gewinnerzie- 
lung ausgerichteten Unternehmen sind und ihre Ge- 
bührenerträge von dem Umfang der von der einzel- 
nen Anstalt im Abrechnungszeitraum erbrachten 
Programmleistung praktisch nicht beeinflußt werden, 
haben ihre Periodenergebnisse und die diesen ent- 
sprechenden Relationen von Aufwand und Ertrag 
eine andere Bedeutung und eine andere Aussage- 
fähigkeit als bei einem privaten Unternehmen. Bei 
diesem bestimmt die gesamte Leistungserstellung 
wesentlich sowohl die Höhe der betrieblichen Auf- 
wendungen als auch — im Rahmen der Marktgege- 
benheiten — das Ausmaß seiner betrieblichen Er- 
träge. Ändern die Rundfunkanstalten Umfang und 
Inhalt ihrer Programmleistungen für die Rundfunk- 
teilnehmer, so beeinflussen sie damit in der Rech- 
nungsperiode nennenswert nur die Aufwandseite 
ihrer Ergebnisrechnung. Auch über größere Zeit- 
räume gesehen, läßt sich der von den Programm- 
leistungen der einzelnen Anstalt auf die Entwick- 
lung der Genehmigungszahlen (und der Gebühren- 
erträge) möglicherweise ausgehende Einfluß nicht 
so nachweisen, daß man ihn in eine Ertragsberech- 
nung einbeziehen könnte. 

Eine rechnerisch zu erfassende Beziehung zwischen 
Umfang der erbrachten Leistung und Höhe der Er- 
träge besteht bei den Werbeleistungen. Insoweit 
die Programmleistungen durch ihre Publikumswirk- 
samkeit die erbrachte Werbeleistung (Anzahl der 
hergestellten Werbekontakte) und damit im End- 
ergebnis die Höhe der Werbeerlöse beeinflussen, 
können sie Bedeutung für die Ertragsentwicklung ge- 
winnen. Der maximal zulässige zeitliche Umfang der 
Werbeleistungen ist im Fernsehen durch die 20-Mi- 
nuten-Grenze festgelegt, im Hörfunk in flexibler 
Weise durch Programmauftrag und sonstige rund- 
funkpolitische Gesichtspunkte begrenzt. 

Die künftige Ertragsentwicklung kann somit von den 
einzelnen Rundfunkanstalten im wesentlichen nur 
durch Erhöhung der Werbeleistungen, die zum Teil 
automatisch mit dem Anwachsen der Teilnehmer- 
zahlen eintritt, und durch Erhöhung der Werbe- 
preise positiv beeinflußt werden. Änderungen der 
Ertragsentwicklung durch künftige rundfunkpoliti- 


Tabelle 66 


Textspalte 

Durchschnitt aus den Zeitraumabrechnungen 

1957 bis 1960 

1961 bis 1964 

1957 bis 1964 

A | B 

A | B 

A | B 

in °/o der Gesamterträge 

Aufwendungen 

Ertragsüberschüsse 

80,7 86,4 

19,3 13,6 

90,1 86,1 

9,9 13,9 

86,4 86,2 

13,6 13,8 


Quelle : Eigene Erhebungen 


Anmerkung : 

Die Reihenfolge der Anstalten ist geändert. Die zusammengefaßten Abrechnungszeiträume können gegenüber den im 
Tabellenkopf angegebenen Kalenderjahren im Einzelfall um ein Quartal abweichen. Zur Ermittlung der Zahlen wird 
auf die Anmerkung zur Tabelle Nr. 65 verwiesen. 
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sehe Entscheidungen, wie Anhebung der Teilneh- | 
mergebühren oder Änderung ihrer Verteilung, lie- ! 
gen weitgehend außerhalb des ökonomischen Be- 
reichs und bleiben hier außer Betracht. Die bisherige 
Gebührenentwicklung und die zum Zeitpunkt der ! 
Berichtsabfassung vorgesehene Erhöhung des Post- , 
anteils an den Fernsehrundfunkgebühren auf 1,40 
DM monatlich, die einer Minderung der bisherigen 
Nettogebühr (einschließlich ZDF-Anteil) um rund 
1 ,37 % entsprechen würde, sind unter Ziff. VIA die- 
ses Abschnitts behandelt. 

i 

Hinsichtlich der Beeinflußbarkeit der künftigen Auf- 
wandentwicklung ist zu unterscheiden zwischen dem 
Aufwandsanteil, dessen künftige Höhe ausschließ- 
lich oder überwiegend von externen Faktoren (all- 
gemeine Kostenentwicklung, Steuergesetzgebung, 
technische Entwicklung usw.) bestimmt wird und 
dem Aufwandsanteil, dessen Entwicklung von den 
Dispositionen der Anstaltsleitung abhängt. Das Ver- 
hältnis beider Aufwandsanteile zueinander ändert 
sich mit den jeweils gegebenen Dispostitionsmög- 
lichkeiten. Im Unterschied zum Industriebetrieb ist 
der Umfang der möglichen Maßnahmen zur Senkung 
der Aufwendungen (bzw. Verringerung oder Hem- 
mung ihrer Zuwachsrate) bei den Rundfunkanstal- 
ten vor allem durch den für sie bestehenden Geset- 
zesauftrag eingeengt, dem die Zielvorstellungen der 
Anstaltsleitung und die von ihr gesetzten Priori- 
täten genügen müssen. i 

Die größten Möglichkeiten einer Einwirkung auf die 
künftige Aufwandsentwicklung bestehen offensicht- 
lich im Bereich der Programmproduktion und dort 
vor allem bei den Aufwendungen für künftige Lei- 
stungs- und Kapazitätserweiterungen. Größere Ein- 
wirkungsmöglichkeiten auf die Aufwandsentwick- 
lung sind auch in den Funktionsbereichen „Ausstrah- 
lung" und „Verwaltung" gegeben. So hat eine große 
Landesrundfunkanstalt ihre Ansätze für Investitio- 
nen von rund 300 auf rund 220 Millionen DM ge- 
kürzt und für die voraussichtlichen Kosten des 
3. Fernsehprogramms im Jahr 1970 zwei Gestal- 
tungsmöglichkeiten mit einem Kostenunterschied 
von über 40 Millionen DM veranschlagt. Wie sich 
aus den Zahlenbeispielen zu Ziff. VII E dieses Ab- 
schnitts ablesen läßt, besteht bei den laufenden 
Hörfunk- und Fernsehprogrammen ein beträchtlicher 
Spielraum für die Aufwandsgestaltung, dessen Um- 
fang sich jedoch einer exakten Bestimmung schon 
deshalb entzieht, weil es keinen genauen Maßstab 
für das durch den gesetzlichen Programmauftrag vor- 
geschriebenen Leistungssoll gibt. 

Die Mehraufwendungen, die infolge allgemeiner 
Kostensteigerungen bei Aufrechterhaltung eines un- 
veränderten Leistungsumfangs anfallen können, 
werden in den nächsten 2 bis 3 Jahren voraussicht- 
lich die künftigen Ertragssteigerungen aus der Zu- 
nahme der Teilnehmergebühren und der Werbe- 
erlöse nicht überschreiten. Ob die Mehraufwendun- 
gen für teilweise schon vollzogene, aber überwie- 
gend noch bevorstehende Erweiterungen (Verbesse- 
rungen) der Programmleistung (z. B. Dritte Fernseh- 
programme, Farbfernsehen, stereophonische Hör- 
funksendungen) und aus Einführung der Mehrwert- 
steuer die verbleibenden Ertragsüberschüsse über- 


steigen werden, war nach dem im Zeitpunkt der Be- 
richtsabfassung verfügbaren Unterlagen nicht mit 
Sicherheit zu beurteilen. 

Prognosen über Mehraufwendungen infolge Erwei- 
terung des Leistungsumfangs müßten auch weitge- 
hende Voraussagen über künftige Dispositionen ent- 
halten. Hier begnügt sich die Kommission mit der 
Feststellung, daß diese Dispositionen, besonders auf 
dem Gebiet der Kooperation zwischen den Anstalten, 
die Aufwandsentwicklung in den nächsten Jahren 
sehr erheblich beeinflussen werden. 

Beim ZDF wurden vor allem die Einnahmen der in 
den Untersuchungszeitraum fallenden Abrechnungs- 
perioden durch Besonderheiten der Anlaufzeit be- 
stimmt. Die Betriebsausgaben wurden erstmalig im 
Jahr 1965 durch laufende Einnahmen gedeckt. Nach 
den Haushaltsplänen 1966 und 1967 konnten die 
Ausgabensätze für Investitionen bereits überwie- 
gend aus laufenden Einnahmen gedeckt werden. Auf- 
wands- und Ertragsrechnungen für diese Abrech- 
nungszeiträume lagen der Kommission nicht vor. 


XI. Finanzielle Entwicklung 
und Investitionstätigkeit 

A. Zusammensetzung des Vermögens 
und des Kapitals 

Die Struktur der Aktiva und Passiva änderte sich 
im Untersuchungszeitraum bei 4 Landesrundfunk - 
anstalten (A bis D). Dies zeigt Tabelle 67 (S. 58). 

Das Verhältnis von Sachanlagevermögen und flüs- 
sigen Mitteln ist bei den Anstalten B und C am 
Beginn des Untersuchungszeilraumes entscheidend 
von Sondertatbeständen bestimmt, die am 31. De- 
zember 1964 nicht mehr gegeben waren. 

Die Deckung des Anlagevermögens dieser Anstal- 
ten durch Eigenkapital und Pensionsrückstellungen 
am 31. Dezember 1964 ergibt sich aus Tabelle 68 
(S. 58). Tabelle 69 (S. 59) vermittelt eine Übersicht 
über die Veränderungen der Aktiv- und Passiv- 
werte. In dieser Tabelle sind die Aktiva und Passiva 
der Anstalten A bis D zusammengefaßt ausgewiesen. 

Die Aktiven und Passiven der Werbegesellschaften 
von Landesrundfunkanstalten zeigen zusammen- 
gefaßt vom 31 Dezember 1960 zum 31. Dezem- 
ber 1964 die in Tabelle 70 (S. 59) dargestellten Ver- 
änderungen. 

Mit Ausnahme einer Werbegesellschaft, auf die an 
beiden Stichtagen mehr als 90 °/o der in der Ta- 
belle 70 erfaßten Bilanzwerte für Sachanlagen 
entfielen, ist der Anteil der Sachanlagen an den Ver- 
mögenswerten der Werbegesellschaften gering. In 
dem Ausnahmefall war das Anlagevermögen (ein- 
schließlich Beteiligungen) am 31. Dezember 1964 
zu 81,7% durch Stammkapital und Rücklagen ge- 
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Tabelle 67 



31. Dezember 1956 / 31. März 1957 

31. Dezember 1964 

Aktiva / Passiva 

A | 

B I 

C 1 

D 

A 

1 B 1 

C 1 

D 





in 

°/o 




Aktiva 









Sachanlagevermögen 

71,2 

4,9 

13,3 

74,9 

80,6 

70,3 

33,9 

83,9 

Beteiligungen 

0,5 

0,0 

0,0 

0,5 

0,3 

0,4 

0,6 

0,3 

Vorräte 

— 

0,5 

— 

— 

— 

3,5 

3,1 

— 

Flüssige Mittel (einschließlich 









Wertpapiere) 

17,9 

90,3 

82,2 

12,7 

15,9 

16,2 

57,4 

5,0 

Sonstige Aktiva 

10,4 

4,3 

4,5 

11,9 

3,2 

9,6 

5,0 

10,8 

Summe . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Passiva 









Eigenkapital („Reinvermögen") . 

86,5 

82,2 

71,6 

44,9 

56,9 

63,0 

62,3 

78,8 

Pensionsrückstellungen 

2,5 

6,8 

5,8 

8,4 

11,5 

30,1 

20,5 

13,8 

Sonstige Passiva 

11,0 

11,0 

22,6 

46,7 

31,6 

6,9 

17,2 

7,4 | 

Summe . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Anmerkung: Quelle: Eigene Erhebungen 

Die Pensionsrückstellungen sind bei einigen Anstalten mit den Rückkaufwerten von Rückdeckungsversicherungen sal- 
diert. Sonstige Saldierungen wurden zum Teil im Schätzwege korrigiert. Noch nicht verwendete Ertragsüberschüsse 
sind bei einer Anstalt auf Grund der einschlägigen Gesetzesbestimmung den Sonstigen Passiva (Rückstellungen) zu- 
geordnet worden. 


Tabelle 68 



Anstalten 

Textspalte 

A 

B | C 

D 


in % 

Eigenkapital / 
Anlagevermögen 1 ) 

70,3 

89,4 180,3 

93,5 

Eigenkapital und 
Pensions- 
rückstellungen / 
Anlagevermögen . . 

84,6 

131,9 239,6 

109,9 


l ) Einschließlich Beteiligungen. Auf die Anmerkungen 
in Tabelle Nr. 67 wird verwiesen. 

Quelle: Eigene Erhebungen 

deckt. Unter den Sonstigen Passiva sind in beträcht- 
lichem Umfang Steuerrückstellungen enthalten. 


Eine der untersuchten Landesrundfunkanstalten 
bilanzierte getrennt nach den Bereichen Hörfunk 
und Fernsehen. Die Struktur der zusammengefaß- 
ten Bereichsbilanzen zum 31. Dezember 1964 und 
die der Änderungen gegenüber den Bilanzwerten 
am 31. Dezember 1956 ist der Tabelle 71 (S. 60) zu 
entnehmen. 

Die Struktur der Aktiva und Passiva des ZDF hatte 
am 31. Dezember 1963 und am 31. Dezember 1964 
das in Tabelle 72 (S. 60) dargestellte Bild. Die als 
Sonstige Aktiva zusammengefaßten Beträge ent- 
hielten am 31. Dezember 1964 eine Forderung 
gegenüber dem BR aus dem zeitweilig zwischen 
beiden Anstalten strittigen Gebührenanteil des 
ZDF in Höhe von 21 Millionen DM. Die Zusammen- 
setzung der Verbindlichkeiten nach der Fristigkeit 
hat sich im Jahre 1965 durch die Aufnahme eines 
von den Bundesländern (mit Ausnahme von Bayern 
und Hamburg) rückverbürgten Darlehens von 
103,4 Millionen DM wesentlich geändert. 
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Tabelle 69 



31. Dezember 1956/ 
31. März 1957 

31. Dezember 1964 

Änderung 

Aktiva / Passiva 






in 1000 DM 


Aktiva 




Sachanlagevermögen 

62 816,6 

531 966,1 

469 149,5 

Beteiligungen 

440,8 

5 016,3 

4 575,5 

Vorräte 

211,2 

25 111,1 

24 899,9 

Flüssige Mittel (einschließlich Wertpapiere) . . 

107 718,3 

397 167,6 

289 449,3 

Sonstige Aktiva 

12 706,8 

59 847,3 

47 140,5 

Summe . . . 

183 893,7 

1 019 108,4 

835 214,7 

Passiva 




Eigenkapital („Reinvermögen") 

136 847,0 

638 672,6 

501 825,6 

Pensionsrückstellungen 

10 167,6 

204 672,4 

194 504,8 

Sonstige Passiva 

36 879,1 

175 763,4 

138 884,3 

Summe . . . 

183 893,7 

1 019 108,4 

835 214,7 


Anmerkung: Quelle: Eigene Erhebungen 

Die Pensionsrückstellungen sind bei einigen Anstalten mit den Rückkaufwerten von Rückdeckungsversicherungen sal- 
diert. Sonstige Saldierungen wurden zum Teil im Schätzwege korrigiert. Noch nicht verwendete Ertragsüberschüsse 
sind bei einer Anstalt auf Grund der einschlägigen Gesetzesbestimmung den Sonstigen Passiva (Rückstellungen) zu- 
geordnet worden. 


Tabelle 70 


Aktiva / Passiva 

31. Dezember 1960 

31. Dezember 1964 | 

Änderung 

in 1000 DM 

Aktiva 




Sachanlagen 

18 488,0 

15 583,5 

2 904,5 

Beteiligungen 

2 865,0 

12 360,4 

9 495,4 

Vorräte 

2 587,9 

18 240,2 

15 652,3 

Flüssige Mittel (einschließlich Wertpapiere) .. 

46 469,2 

47 863,3 

1 394,1 

Sonstige Aktiva 

10 597,6 

16 300,3 

5 702,7 

Summe . . . 

81 007,7 

110 347,7 

29 340,0 

Passiva 




Stammkapital und Rücklagen 

10 024,8 

16 874,8 

6 850,0 

Gewinn (nach „Vordividende") 

37 929,8 

42 302,7 

4 372,9 

Pensionsrückstellungen 

339,8 

809,5 

469,7 

Sonstige Passiva 

32 713,3 

50 360,7 

17 647,4 

Summe . . . 

81 007,7 

110 347,7 

29 340,0 

Anmerkung: 


Quelle: 

Eigene Erhebungen 


Die Pensionsrückstellungen sind mit Rückkaufwerten von Rückdeckungsversicherungen saldiert. 


59 





Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode 


Tabelle 71 


Aktiva / Passiva 

31 

Bilanzstruktur 
. Dezember 1964 

Struktur der Änderungen 

31. Dezember 1956 bis 

31. Dezember 1964 

Hörfunk 

| Fernsehen 

insgesamt 

Hörfunk 

| Fernsehen | 

insgesamt 




in 

°/o 



Aktive 







Sachanlagen 

25,1 

58,8 

83,9 

6,0 

82,3 

88,3 

Beteiligungen 

0,3 

0,0 

0,3 

0,2 

0,0 

0,2 

Flüssige Mitte 

4,7 

0,3 

5,0 

3,0 

- 1,7 

1,3 

Sonstige Aktiva 

3,5 

7,3 

10,8 

0,6 

9,6 

10,2 

Summe . . . 

| 33,6 

66,4 

100,0 

9,8 

90,2 

100,0 

Passiva 







Eigenkapital 

18,6 

60,1 

78,7 

1,7 

93,2 

94,9 

Pensionsrückstellungen 

12,7 

1,1 

13,8 

15,1 

1,3 

16,4 

Langfristige Verbindlichkeiten . 

0,0 

0,0 

0,0 

-0,2 

— 10,9 

-11,1 

Sonstige Passiva 

2,3 

5,2 

7,5 

-6,8 

6,6 

- 0,2 

Summe . . . 

33,6 

66,4 

100,0 

9,8 

90,2 

100,0 


Quelle : Eigene Erhebungen 


Tabelle 72 


Aktiva/Passiva 

31. Dezember 1963 

31. Dezember 1964 

Änderung 

1000 DM I 

°/o 

1000 DM 1 

% 

1000 DM 

Aktiva 






Sachanlagevermögen 

49 537,2 

43,9 

55 846,5 

41,0 

6 309,3 

Beteiligungen 

40,0 

0,0 

65,0 

0,1 

25,0 

Programmvermögen 

52 082,3 

46,1 

50 522,7 

37,1 

- 1 559,6 

Materialvorräte 

1 189,8 

u 

1 634,9 

1,2 

445,1 

Flüssige Mittel 

214,8 

0,2 

230,3 

0,2 

15,5 

Sonstige Aktiva 

9 889,7 

8,7 

27 777,2 

20,4 

17 887,5 

Summe . . . 

112 953,8 

100,0 

136 076,6 

100,0 

23 122,8 

Passiva 






Reinvermögen 

135,5 

0,1 

-22 121,0 

- 16,2 

-22 256,5 

Rückstellung für Altersversorgung 

5000,0 

4,4 

10 500,0 

7,7 

5 500,0 

Langfristige Verbindlichkeiten 

43 131,2 

38,2 

43 131,2 

31,7 

- - 

Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber 






Banken 

40 561,1 

35,9 

74 632,0 

54,8 

34 070,9 

Sonstige Passiva 

24 126,0 

21,4 

29 934,4 

22,0 

5 808,4 

Summe . . . 

112 953,8 

100,0 

136 076,6 

100,0 

23 122,8 


Quelle : Eigene Erhebungen 
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B. Verwendung der Mittel und Finanzierung 

Aus dem unter Ziff. XI A dieses Abschnitts wieder- 
gegebenen Bilanzvergleich (1956/57 bis 1964) wurde 
die in Tabelle 73 dargestellte zusammengefaßte 
Finanzierungsbilanz (Bewegungsbilanz) für die 4 
Landesrundfunkanstalten A bis D entwickelt. Die 
in der Finanzierungsbilanz erfaßten Investitionen j 
im Sachanlagevermögen entfallen mit mehr als 
40 0 o auf betriebsbereite Grundstücke und Gebäude, 
mit rund 27% auf die Erhöhung des Bestandes der 
im Bau befindlichen Anlagen. Der Anteil für Sen- 
deanlagen, Stark- und Schwachstromanlagen, Ma- 


T ab eile 73 


Mittel Verwendung 

1000 DM 

in % 

Investitionen im 
Anlagevermögen 

Sachanlagen 

Zugänge 

662 042,8 

65,3 

! 

Abgänge 

32 279,0 

- 3,2 


629 763,8 

62,1 

Beteiligungen 

4 575,5 

0,5 


634 339,3 

62,6 

Erhöhung der Vorräte .... 

24 899,9 

2,5 

Kreditgewährung 

19 526,3 

1,9 

Erhöhung der flüssigen 
Mittel 

299 694,8 

29,5 

Tilgung langfristiger 
Verbindlichkeiten 
(einschließlich 
Rückstellungen) 

7 875,0 

0,8 

Erhöhung sonstiger Aktiva 

27 614,2 

2,7 

Summe . . . 

1 013 949,5 

100,0 

Rechnungsmäßiger 

Mittelnachweis 

Abschreibungen auf 

Anlagen 

160 614,3 

15,8 

Zuweisungen zu Pensions- 
rückstellungen 

194 504,8 

19,2 

Erhöhung des 

Eigenkapitals 

501 825,6 

49,5 

Verzehr liquider Mittel . . 

10 245,5 

1,9 


. 

— 


867 190,2 

85,5 

Erhöhung der übrigen 
Passiva 

146 759,3 

14,5 

Summe . . . 

1 013 949,5 

100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 


I schinen und maschinelle Anlagen beträgt rund 10%, 

! der für Betriebs- und Geschäftsausstattung sowie 
| für technische Betriebsgeräte und Einrichtungen an- 
nähernd 15° o. Die Abgrenzung dieser Gruppen 
von Gegenständen des Anlagevermögens wird bei 
den Anstalten nicht einheitlich gehandhabt. Ihre 
Anteile an den Brutto-Investitionen wurden deshalb 
nur in runden Zahlen angegeben. Die Zugänge im 
Sachanlagevermögen schließen Vermögensübertra- 
gungen von aufgelösten Rundfunkorganisationen 
in beträchtlicher Höhe (94 Millionen DM) ein. 

Die Anteile der Bereiche Hörfunk und Fernsehen 
an den Ende 1964 betriebsbereiten Gesamtinvestitio- 
nen schwankten entsprechend dem unterschiedlichen 
Ausbautempo im Fernsehbereich erheblich. Bei 
einigen Anstalten überwogen an diesem Stichtag 
noch die in den Hörfunkbereich fallenden Zugänge. 
Ein eindeutiges Übergewicht des Fernsehberoichs 
war jedoch bei den am 31. Dezember 1964 noch im 
Bau befindlichen Anlagen festzustellen. 

Das Verhältnis der Abschreibungen auf Anlagen zu 
den Sachanlage-Investitionen (Zugänge abzüglich 
Abgänge) im Untersuchungszeitraum betrug nach 
den Erhebungsergebnissen bei den 5 untersuchten 
Landesrundfunkanstalten : 


Tabelle 74 


Anstalt 

A 

1 B 

1 c 1 

D | E 

in °/o 

27,1 

29,7 

15,3 

42,3 31,1 



Quelle 

Eigene Erhebungen 


Der Zugang an Beteiligungen enthält in Höhe von 
rund 3,9 Millionen DM Kapitaleinlagen und über- 
nommene Geschäftsanteile bei Gesellschaften, die 
vollständig oder mit mehr als 75 % im Besitz einer 
Landesrundfunkanstalt sind. 

In der Erhöhung der flüssigen Mittel zeigt sich vor 
allem die finanzielle Vorbereitung langfristig 
geplanter Erweiterungs- und Ersatzinvestitionen, 
für die Selbstfinanzierung vorgesehen ist. Ein ver- 
gleichsweise geringer (unter 10 % liegender) An- 
teil der Mittelerhöhung ist auf die Bereitstellung 
strittiger Beträge zurückzuführen. Die Erhöhung 
der übrigen Passiva (Rückstellungen und andere 
Verbindlichkeiten) ist großenteils im Zusammen- 
hang init der Erhöhung der flüssigen Mittel zu 
sehen. Zu den übrigen Passiva zählten u. a. beträcht- 
liche Rückstellungen für Überschüsse, die nach 
dem Gesetz im Einvernehmen mit der Landes- 
regierung ausschließlich für kulturelle Zwecke zu 
verwenden sind, über die aber bis zum 31. Dezem- 
ber 1964 noch nicht verfügt worden war. 

Den Erhöhungen des Eigenkapitals (Anlage- und 
Deckungskapital, Rücklagen, Gewinnvortrag) von 
insgesamt rund 500 Millionen DM stehen außeror- 
dentliche Erträge aus Vermögensübertragungen von 
rund 135 Millionen DM gegenüber. 
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Auf eine Darstellung der Finanzierungsbilanz des 
ZDF für die Zeit bis Ende 1964, die hauptsächlich nur 
die Finanzierung in der Aufbauphase wiedergeben 
würde, ist wegen ihrer geringen Aussagefähigkeit 
über die künftige finanzielle Entwicklung verzichtet 
worden. 


C. Investitionsplanung 

Bei den untersuchten Landesrundfunkanstalten lagen 
zum Erhebungszeitpunkt Investitionsplanungen für 
Planungszeiträume bis zu fünfjähriger Dauer (bis 


Tabelle 75 



1 966 D | 

1967 

Investitionen 

Millionen 1 

Millionen 


DM 1 

DM 

„Ersatz- und Ergänzungs- 



Investitionen" 

i 9,2 

i 

13,4 

„Neu-Investitionen" 

40,4 

41,7 

Summe . . . 

49,5 

55,1 


l ) einschließlich der Erhöhung von 16 Millionen 1DM lür j 
den Erweib von Grundstücken und Gebäuden (Riva) j 
im Nachtragshaushall 1966, jedoch ohne die im Haus- ; 
haltsplan 1966 erfaßte Versorgungsrückstellung. 

Quelle: Haushaltspläne des ZDF 1966 und 1967 


zum 31. Dezember 1970) vor. Das jährliche Volumen 
dieser Investitionsvorhaben betrug im Jahresdurch- 
schnitt rund 86 Millionen DM. 

In den Haushaltsplänen des ZDF für die Jahre 1966 
und 1967 sind die in Tabelle 75 ausgewiesenen 
Werte angesetzt. 

Die vom ZDF für die Erreichung der „Farb-Sende- 
bereitschaft" bereits aufgewandten und noch vorge- 
sehenen Investitionsbeträge werden im Haushalts- 
plan 1967 mit 18 Millionen DM angegeben. 

Die Masse der geplanten wie auch der (im Unter- 
suchungszeitraum) vollendeten oder in Angriff ge- 
nommenen Investitionen sind Objekte, deren Reali- 
sierung sich über mehrere Jahre erstreckt. Die lange 
Produktionsdauer, vor allem bei großen und tech- 
nisch komplizierten baulichen Investitionen, ver- 
langt eine entsprechende Ausdehnung des Planungs- 
zeitraumes. Sie erfordert ferner die Bereitstellung 
bzw. Einplanung angemessener Kapizitätsreserven. 
Ausweichmöglichkeiten bietet die Inanspruchnahme 
von Fremdkapazitäten bei der Produktion derjeni- 
gen Programmbeiträge, die nicht kurzfristig erstellt 
werden müssen. Die Nutzung von Produktionskapa- 
zitäten anderer Rundfunkanstalten und der ihnen 
verbundenen Gesellschaften wird wesentlich vom 
Ausmaß der Kooperationsbereitschaft zwischen den 
Anstalten bestimmt, die sich in verbindlicher Weise 
bereits auf die Kapazitätsplanung und auf Schwer- 
punkte der langfristigen Programmplanung erstrek- 
ken müßte. Eine weitgehende Zusammenarbeit zwi- 
schen den Anstalten könnte beträchtliche Kostener- 
sparnisse ergeben, würde aber zwangsläufig die 
Handlungsfreiheit der einzelnen Anstalt tangieren. 


2. ABSCHNITT 

Presse 


I. Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Unter Presse werden in diesem Bericht alle perio- 
disch erscheinenden Druckschriften verstanden. 
Diese lassen sich nach verschiedenen äußeren Merk- 
malen (Format, Druckverfahren, Erscheinungs- und 
Vertriebsweise, Standortgebundenheit, Aktualität 
und Inhalt) gliedern. Im allgemeinen unterscheidet 
man 3 große Gruppen: Zeitungen, Zeitschriften und 
Korrespondenzen. 

Die vorliegende Untersuchung beschränkt sich auf 
Tageszeitungen, politische Wochenblätter und Un- 
terhaltungszeitschriften. Damit bleiben — unge- 
achtet ihrer publizistischen Bedeutung — - die ge- 
samte fachlich gebundene oder thematisch begrenzte 
Presse (z. B. Fachzeitschriften, Kundenzeitschriften, 
Konfessions- und Gewerkschaftspresse), ebenso wie 


die Korrespondenzen, außer Betracht. Die Einbe- 
ziehung dieser Druckerzeugnisse hätte den Umfang 
der Untersuchung unvertretbar erweitert, ohne daß 
wesentliche zusätzliche Erkenntnisse zu den im Auf- 
trag gestellten Fragen zu erwarten gewesen wären. 


II. Tageszeitungen 

A. Quellen 

1. Fremde Quellen 

Eine amtliche und einheitliche Statistik über die ge- 
samte deutsche Tagespresse gibt es nicht. Der Kom- 
mission standen zur Ermittlung statistischer Zahlen 
folgende Unterlagen zur Verfügung: 
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1. Die der Informationsgemeinschaft zur Feststel- 
lung der Verbreitung von Werbeträgern e. V. 
(IVW) r Bad Godesberg, erstatteten Auflagen- 
meldungen, 

2. W. Stamm, Leitfaden für Presse und Werbung 
1965, 18. Ausgabe („Stamm“), 

3. ADW-Zeitungskataloge 1965 und 1966, heraus- 
gegeben von ADW Verband Deutscher Werbe- 
agenturen und Werbungsmittler e. V., Frank- 
furt/M, 

4. Walter J. Schütz, Die redaktionelle und ver- 
legerische Struktur der deutschen Tagespresse. 
In: Publizistik, 11. Jg. 1966, Heft 1, 

5. Kostenstrukturstatistik des Statistischen Bundes- 
amtes für die Jahre 1960 und 1964. In: Unter- 
nehmen und Arbeitsstätten, Reihe 1, Die Kosten- 
struktur in der Wirtschaft, V. Großhandel, Han- 
delsvertreter und -makler, Verlagswesen, W. 
Kohlhammer Verlag, Stuttgart und Mainz. 

Dieses Material mußte für diese Untersuchung auf- 
bereitet werden. Außerdem wurden zahlreiche Ver- 
öffentlichungen von Behörden, Verbänden, Publi- 
zisten, Wissenschaftlern u. a. zur Sache herange- 
zogen. 

2. Eigene Quellen 

Die Kommission blieb im wesentlichen auf eigene 
Erhebungen angewiesen. Sie wurden in der Form 
von schriftlichen Umfragen, Betriebsuntersuchungen 
und Anhörungen unternommen. Durch schriftliche 
Umfragen wurden erhoben: 

1. Fakten zu Struktur und Entwicklung der Verlage 
und Zeitungen, 

2. Fakten aus Betriebsvergleichen. 

Insgesamt sind 548 Zeitungsverlage, davon 485 der 
IVW angehörende Verlage, um Mitarbeit gebeten 


Tabelle 76 





Beteiligung in w /o 

Größenklasse 
nach Verkaufsauflage 
(von . . . bis unter . . . Stück) 

nach der 
Zahl der 
Verlage 

nach der 
Ver- 
kaufs- 
auflage 

I 

( bis 

5 000) 

12 

15 

II 

( 5 000 bis 

10 000) 

21 

21 

III 

( 10 000 bis 

20 000) 

41 

41 

IV 

( 20 000 bis 

30 000) 

50 

51 

V 

( 30 000 bis 

50 000) 

63 

63 

VI 

( 50 000 bis 

100 000) 

62 

64 

VII 

(100 000 bis 

150 000) 

76 

77 

VIII 

(150 000 und mehr ) 

100 

100 

Größenklassen I 

bis VIII 

34 

78 


worden. Von diesen 548 Verlagen haben 163 ge- 
antwortet. Mit 2 Ausnahmen waren dies nur Ver- 
lage, die der IVW angeschlossen sind. Die eigenen 
Erhebungen und die Statistik der IVW ergänzen 
sich daher gegenseitig. 

Nach Größenklassen der Verlage unterteilt, ergibt 
sich die in der Tabelle 76 dargestellte Beteiligung 
an der Enquete. 

Die Beteiligungsquote war bei den kleinen Ver- 
lagen gering. Die Auskunftsbereitschaft stieg mit 
der Höhe der Auflage. 

In einzelnen Erhebungsbereichen, insbesondere zur 
Frage nach Beteiligungen des Verlags und der Ge- 
sellschafter, ergaben sich niedrigere Auskunfts- 
quoten. 

| Ein weiteres Schwergewicht der eigenen Erhebun- 
gen lag bei den Betriebsuntersuchungen. Durch 
Sachverständige wurden 15 Zeitungsverlage, die 
i 20 Zeitungen verschiedener Größenklassen heraus- 
| gaben, eingehend untersucht. Die Sachverständigen 
I haben umfangreiche schriftliche Gutachten erstattet 
! und über ihre Arbeit der Kommission mündlich 
j berichtet. 


B. Struktur der deutschen Tagespresse 
1. Zeitungsverlage 

Die wirtschaftlichen Träger der Zeitungen sind die 
Zeitungsverlage. Sie schaffen die Voraussetzungen 
für die Herausgabe, Herstellung und Verbreitung 
der Zeitung. 

Tageszeitungen sind periodische Druckschriften, die 
in Nachricht, Bericht und Kommentar die Vielfalt 
der aktuellen Vorgänge behandeln. Sie sind für 
einen unbegrenzten Leserkreis bestimmt. 

Zur Erfüllung ihrer publizistischen Aufgabe unter- 
halten die Verlage Redaktionen. Der Redaktion ob- 
liegt die Sammlung, Sichtung und Bearbeitung des 
Zeitungsinhalts. Soweit es sich nicht um eigene 
Beiträge der Redaktion handelt, wird der Stoff von 
Nachrichtenagenturen, Korrespondenzen sowie von 
i Mitarbeitern beschafft. 

Die sich aus der Funktion der Zeitung als Werbe- 
träger ergebenden Aufgaben werden von der An- 
zeigenabteilung erfüllt. Diese bietet Anzeigenraum 
an und wickelt Anzeigenaufträge ab. 

Die technische Herstellung (Satz, Umbruch, Druck) 
und der Vertrieb werden in der Regel vom Verlag 
selbst besorgt, sonst anderen Unternehmen über- 
tragen. 

In der Bundesrepublik bestanden Ende 1964 548 Zei- 
tungsverlage. Unter Zeitungsverlag im Sinne dieser 
Zählung wird ein Unternehmen verstanden, das Zei- 
j tungen herausgibt, die mindestens zweimal wöchent- 
j lieh erscheinen. Verlage, die mit einem anderen 
| Verlag einen gemeinsamen Jahresabschluß aufstel- 
i len, sind in dieser Zählung zusammengefaßl. 

Von den genannten 548 Verlagen waren 485 der 
IVW angeschlossen, die quartalsweise Auflagen- 
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Tabelle 77 


Größenklasse nach Verkaufsauflage 

(von . . . bis unter . . . Stück) 

Verlage 

Verkaufsauflage 

Anzahl | 

Vo 

Stück 

o/o 


I 

( 

bis 

5 000) 

170 

35 

411 899 

2 


II 

( 5 000 

bis 

10 000) 

100 

21 

670 772 

4 


III 

( 10 000 

bis 

20 000) 

79 

16 

1 116 084 

7 


IV 

( 20 000 

bis 

30 000) 

38 

8 

939 751 

6 


V 

( 30 000 

bis 

50 000) 

32 

7 

1 271 970 

7 


VI 

( 50 000 

bis 

100 000) 

29 

6 

2 124 020 

12 


VII 

(100 000 

bis 

150 000) 

21 

4 

2 658 044 

15 


VIII 

(150 000 und mehr ) 

16 

3 

8016612 

47 


Größenklassen I bis VIII 

485 

100 

17 209 152 

100 


Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Liste für das 4. Quartal 1964 


meldungen veröffentlicht. Die 63 restlichen Verlage 
haben — • nach Stamm oder ADW-Zeitungskatalog - — 
Zeitungen mit einer Druckauflage von rd. 204 000 
Stück (= 1 '% der gesamten Auflage) verlegt. Im 
Interesse der Vergleichbarkeit mit den eigenen Er- 
hebungen wurden im folgenden nur die Zeitungs- 
verlage berücksichtigt, die der IVW angehören. 
Die Aufteilung dieser 485 Verlage im 4. Quartal 
1964 nach Zahl und Verkaufsauflage sowie nach 
Größenklassen ist in Tabelle 77 enthalten. 

Von den 485 Verlagen gehörten demnach 349 
(= 72%) den 3 untersten Größenklassen I bis III 
an. Diese stellten aber nur 13 °/o der gesamten Ver- 
kaufsauflage aller Verlage her. Dagegen wurden 
47% der gesamten Verkaufsauflage von 16 Ver- 
lagen (= 3 %) der obersten Größenklasse ver- 
breitet. 


Vergleiche mit früheren Jahren lassen sich nicht an- 
stellen, weil eine einheitliche Statistik für einen 
längeren Zeitraum fehlt. Bei den Veröffentlichungen 
der IVW zwischen 1956 und 1964 ist z. B. eine unter- 
schiedliche Masse erfaßt. Nicht alle Verlage, die 
1964 der IVW angehörten, waren schon 1956 und in 
den folgenden Jahren Mitglied. 

2. Zeitungen 

Ende 1964 wurden von den 485 Zeitungsunterneh- 
men 504 Tageszeitungen verlegt. Bei der Zählung 
wurden alle Ausgaben (z. B. „Hauptausgabe“, 
„Nebenausgabe“, „Kopfblätter“, Ausgaben mit loka- 
len Wechselseiten) einer Zeitung zusammen als eine 
Einheit gerechnet. Die Aufteilung der Zeitungen 
und ihrer Verkaufsauflagen nach Größenklassen 
ergibt sich aus Tabelle 78. 


Tabelle 78 


Größenklasse nach Verkaufsauflage 

(von . . . bis unter . . . Stück) 

Zeitungen 

Verkaufsauflage 

Anzahl | 

®/o 

Stück 

i 

% 

I 

( 

bis 

5 000) 

180 

36 

436 

955 

2 

II 

( 5 000 

bis 

10 000) 

103 

21 

691 

089 

4 

III 

( 10 000 

bis 

20 000) 

82 

16 

1 162 

265 

7 

IV 

( 20 000 

bis 

30 000) 

37 

7 

909 

588 

5 

V 

( 30 000 

bis 

50 000) 

34 

7 

1 368 

138 

8 

VI 

( 50 000 

bis 

100 000) 

32 

6 

2 392 

032 

14 

VII 

(100 000 

bis 

150 000) 

20 

4 

| 

2 526 

922 

15 

VIII 

(150 000 

und 

mehr ) 

16 

3 

7 722 

163 

45 

Größenklassen I bis VIII 

504 

100 

17 209 152 

100 


Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Liste für das 4. Quartal 1964 
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Ähnlich wie bei den Verlagen, entfielen auf 73 °/o 
der Zeitungen in den Größenklassen I bis III nur 
13% der gesamten Verkaufsauflage. Dagegen 
kamen 45 % der gesamten Verkaufsauflage auf 
16 Zeitungen der obersten Größenklasse (= 3% 
aller Zeitungen). Eine Darstellung der Zahl der Zei- 
tungen und der Verkaufsauflagen in der Entwick- 
lung ist aus den erwähnten Gründen nicht mög- 
lich 1 ). Die Verhältnisse im Jahre 1966 weichen von 
denen im Jahre 1964 — abgesehen von einer Steige- 
rung der gesamten Verkaufsauflage um 5 % — nicht 
wesentlich ab 2 ). 

Nach Erhebungen von Schütz 3 ) wurden im Novem- 
ber 1964 im Bundesgebiet 1495 Ausgaben von Zei- 
tungen (Dezember 1954: 1500) herausgebracht. Die 
Zahl der Ausgaben ist somit wesentlich höher als 
die der Zeitungen. Dies ist darauf zurückzuführen, 
daß insbesondere Zeitungen mit regionaler (oder 
,,über"-lokaler) Verbreitung für Teile ihres Absatz- 
gebietes besondere Ausgaben herausbringen. Im 
allgemeinen unterscheiden sich diese Ausgaben in- 
haltlich nur im Lokalteil (lokale Berichterstattung, 
lokale Anzeigen). 

Bei den Zeitungen, die der Kommission Angaben 
gemacht haben, ist die Zahl der Ausgaben im Durch- 
schnitt der letzten Jahre gestiegen. Außerdem hat 
sich die Häufigkeit des Erscheinens je Woche er- 
höht (vgl. Tabelle 79). 


Tabelle 79 



Anzahl der Zeitungen 

Anzahl der Ausgaben 

Durch- 
schnitt- 
liche 
Anzahl 
der Aus- 
gaben 
gegen- 
über 1956 

F 100) 

Jahr 

ins- 

gesamt 

davon 

erscheinen 

6mal 

wöchentlich 

ins- 

gesamt 

im Durch- 
schnitt 
je Zeitung 

1956 

166 

155 

769 

4,6 

100 

1964 

170 

162 

810 

4,8 

104 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Mit der Vielzahl der Ausgaben erfüllt die Presse 
das Bedürfnis der Zeitungsleser nach lokaler Be- 
richterstattung und lokaler Insertion. In den einzel- 
nen Ausgaben sind die lokalen Teile auf das jewei- 
lige Verbreitungsgebiet der Zeitung abgestellt. Das 
lokale Informationsbedürfnis wirkt sich auf die Zei- 
tungsstruktur in zweierlei Form aus: selbständige 
kleinere Heimatverlage versorgen ihre Leser mit 
einer Ausgabe — - für die sie den redaktionellen 
Mantel 4 ) meist beziehen — -, während regional ver- 
breitete Zeitungen, die den Zeitungsmantel redak- 


J vgl. Ziff. II B 1 dieses Abschnitts 
-) vgl. Anlage 29 c 

;{ ) Walter J. Schütz, Die redaktionelle und verlegerische 
Struktur der deutschen Tayespresse. In: Publizistik, 
11. Jahrgang, 19G6, Heft 1. 

4 ) mindestens die Seiten 1 und 2 der Zeitung 


tionell selbst herstellen, für Teile ihres Verbrei- 
tungsgebietes Ausgaben mit lokalen Wechselseiten 
herausbringen. In beiden Gruppen wird der Zei- 
tungsmantel zentral hergestellt. Im Extremfall be- 
ziehen 53 selbständige Zeitungsverlage (mit 60 Aus- 
gaben) den redaktionellen Mantel von einer Redak- 
tionsgemeinschaft. Demgegenüber stellt ein Groß- 
verlag 1 Zeitung mit 31 Ausgaben her. 

In der Ausgabenstruktur der einzelnen Größenklas- 
sen zeigt sich der zweite Sachverhalt für die Abon- 
nementzeitungen, die sich an der Enquete beteiligt 
haben, wie folgt: 


Tabelle 80 


Größen- 

klasse 

Anzahl 
der Ausgaben 

D u r chs ch n i tt 1 i che 
Ausgaben je Zeitung 

1956 

| 1964 

1956 | 

1964 

I 

24 

24 

1,0 

1,0 

II 

30 

30 

1,4 

1,4 

III 

76 

86 

2,1 

2,4 

IV 

46 

47 

2,7 

2,6 

V 

82 

92 

4,8 

5,1 

VI 

163 

166 

7,1 

6,9 

VII 

138 

155 

12,5 

12,9 

VIII 

210 

210 

11,7 

11,7 


Quelle : Eigene Erhebungen 


Die Ausgabenzahl in Größenklasse VIII ist gleich- 
geblieben, wobei einige Verlage eine Reihe von 
Ausgaben wegen mangelnder Rentabilität einge- 
stellt und andere die Zahl der Ausgaben erhöht 
haben. 

Eine exakte Aufteilung der Zeitungen nach dem 
Verbreitungsgebiet (überregional, regional, lokal) 
ist schwierig, weil häufig keine genauen Angaben 
über die örtliche bzw. gebietliche Streuung der Auf- 
lage vorliegen. Die Höhe der Auflage gibt hier 
zwar gewisse Anhaltspunkte für die Eingruppie- 
rung; sie ist jedoch kein endgültiger Beurteilungs- 
maßstab. Es gibt kleine Zeitungen, die überlokal 
verbreitet sind, und größere Zeitungen, die vor- 
wiegend in einem bestimmten Stadtgebiet vertrie- 
ben werden. Aus den angeführten Gründen hat die 
Kommission auf eine Gliederung der Statistik nach 
Merkmalen des Verbreitungsgebietes verzichtet. 

Für die Absatzverhältnisse einer Zeitung ist es von 
Bedeutung, ob sie an Abonnenten oder im Einzel- 
handel abgesetzt wird. Von den 504 Verlagsobjek- 
ten sind im Jahre 1964 492 Zeitungen (Verkaufs- 
auflage: 11 796 978 = 68% der Gesamtauflage) 
überwiegend an Abonnenten und 12 Zeitungen 
(Verkaufsauflage: 5 412 174 = 32 % der Gesamtauf- 
lage) überwiegend im Einzelverkauf abgesetzt wor- 
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den 1 ). Dabei entfiel in den Größenklassen I bis V 
(bis 50 000 Verkaufsauflage) nur ein unwesentlicher 
Anteil der Verkaufsauflage auf Straßenverkaufs- 
zeitungen. In den Größenklassen VI und VII waren 
es 14*Vo und 10%, dagegen in Größenklasse VIII 
61 %. Ende 1966 betrug der Anteil der Straßenver- 
kaufszeitungen an der gesamten Verkaufsauflage in 
den oberen Größenklassen: 

Größenklasse V: 6 °/o 

Größenklasse VI: 3°/o 

Größenklasse VII: 6% 

Größenklasse VIII: 61 °/o 

In den Größenklassen I bis IV spielten die Straßen- 
verkaufszeitungen keine Rolle 2 ). 

3. Eigentumsverhältnisse bei den Verlagen 

Zur Feststellung der Eigentumsverhältnisse der Ver- 
lage hat die Kommission Angaben über die Rechts- 
form und die Kapitalanteile der einzelnen Gesell- 
schafter angefordert. 

Die kleinen Verlage werden nach dem Ergebnis der 
Erhebungen vorwiegend in der Rechtsform des Ein- 
zelkaufmanns und der Personengesellschaften ge- 
führt. Größere Verlage bevorzugen dagegen die 

0 vgl. Anlage 29 a 

2 ) vgl. Anlagen 29 b und 29 c 


Rechtsform der Kapitalgesellschaft. Im einzelnen 
ergibt sich bei 163 Verlagen, für die Angaben vor- 
liegen, folgendes Bild (Stichtag; 31. Dezember 1964): 


a) Einzelkaufleute 23 Verlage 

b) oHG und KG 70 Verlage 

(davon KG: 48 Verlage) 

c) GmbH und GmbH & Co 69 Verlage 

(davon GmbH & Co.: 6 Verlage) 

d) Sonstige Unternehmensformen 1 Verlag 


Die Zahl der Verlage, die die Anfragen der Kom- 
mission hinreichend beantwortet haben, ist für die 
einzelnen Jahre unterschiedlich. Zum Teil ist dies 
durch Änderungen in den Besitzverhältnissen be- 
dingt (vgl. Tabelle 81). 

Die Zahl der natürlichen Personen und Personen- 
gesellschaften als Eigentümer der Verlage ist we- 
sentlich höher als die der juristischen Personen. 
Die letzte Gruppe ist im beobachteten Zeitraum 
jedoch verhältnismäßig stärker gewachsen. Dieser 
Umstand trägt dazu bei, daß die Zahl der an den 
Verlagen direkt oder indirekt beteiligten natür- 
lichen Personen unerkennbar wird. Gleiches folgt 
daraus, daß eine gewisse Anzahl der natürlichen 
Personen als Treuhänder, insbesondere für politi- 
sche Parteien, auftritt. 

Die niedrige durchschnittliche Gesellschafterzahl 
läßt darauf schließen, daß bei den hier behandel- 


Tabelle 81 


Verlage/Gesellschafter 

1950 0 

1956 ■) 

1964 0 

a) Zahl der Verlage mit auswertungsfähigen An- 
gaben 

134 ( 38) 

141 

( 43) 

152 ( 49) 

b) Zahl der Verlage unter a) mit 

1. natürlichen Personen/Personengesellschaften 
(einschließlich Treuhänder) als Inhaber (Teil- 
haber) 

131 ( 37) 

135 ( 41) 

132 ( 45) 

2. juristischen Personen als Inhaber (Teilhaber) 

12 ( 8) 

29 ( 16) 

39 ( 23) 

c) Zahl der Gesellschafter 

1. natürliche Personen/Personengesellschafter .. 
(einschließlich Treuhänder) 

303 ( 94) 

344 (123) 

386 (147) 

2. juristische Personen 

20 ( 12) 

43 ( 21) 

53 ( 29) 

3. insgesamt 

323 (106) 

387 (144) 

439 (176) 

d) durchschnittliche Gesellschafterzahl (c/3:a) 

2,4 (2,8) 

2,7 

(3,3) 

2,9 ( 3,6) 


0 Die Zahlen für die Größenklassen VI bis VIII sind in Klammern gesetzt. 


Quelle : Eigene Erhebungen 
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ten Verlagen klare Mehrheitsverhältnisse beste- 
hen. Dies zeigt auch Tabelle 82. 

Die Fälle von Mehrheitsbeteiligungen sind relativ 
zurückgegangen. Die Zahl der Verlage, bei denen 
einzelne Personen (Personengruppen) mehr als 50°/« 
des Kapitals besitzen, ist dagegen etwa gleichge- 
blieben. Sie beträgt in %> der Verlage (die Zahlen 
der Größenklassen VI bis VIII sind in Klammern 
gesetzt) : 

1950 - 60 (40) 

1956 - 58 (47) 

1964 - 59 (53) 

Von den Verlagen, die sich an der Enquete betei- 
ligt haben, sind angabegemäß 7 aus einer Fusion 
mehrerer Verlage hervorgegangen. Die Fusionen 
sind zwischen 1950 und 1964 vollzogen worden. 10 
der auskunftgebenden Verlage haben 15 andere 
Verlage aufgekauft und mit den eigenen Unterneh- 
men verschmolzen. 

Die Verlage, für die Angaben vorliegen, haben 
teilweise dieselben Gesellschafter. Diese sind in der 
Tabelle 81 für jede Beteiligung gesondert gezählt 
worden. Die tatsächliche Zahl der Gesellschafter ist 
deshalb infolge von Mehrfachbeteiligungen gerin- 
ger. Bei den Angaben zu den Mehrheitsbeteiligun- 
gen sind solche Fälle nicht berücksichtigt, bei denen 
eine natürliche Person zusammen mit einer juristi- 
schen Person, die von ihr beherrscht wird, eine 
Mehrheit über 50 °/o des Kapitals hält. Im übrigen 
bestehen Verbindungen zwischen Verlagen nicht 


nur über Kapitalverflechtungen, sondern auch über 
Druckaufträge, Darlehen, Anzeigengemeinschaften 
und redaktionelle Zusammenarbeit, einschließlich 
gemeinsamer Korrespondenten. 


4. Beteiligungen und Verflechtungen 

Die Auskünfte über Beteiligungen der Verlage 
und ihrer Gesellschafter waren lückenhaft. Sie sind 
deshalb nicht notwendig für die an der Enquete be- 
teiligten Verlage oder für die gesamte Tagespresse 
repräsentativ. Für das Jahr 1964 wurden die in Ta- 
belle 83 ausgewiesenen Beteiligungen mitgeteilt. 

Beteiligungen an anderen Zeitungsverlagen be- 
stehen im wesentlichen in den oberen Größenklas- 
sen. Sie dürften in Wirklichkeit noch umfangreicher 
sein, weil ein Teil der Verlage nicht in der Lage 
war, Beteiligungen seiner Gesellschafter an ande- 
ren Zeitungsverlagen anzugeben. Die wenigen Be- 
teiligungen in den unteren Größenklassen sind An- 
teile bei anderen kleinen Verlagen. Die Kapital- 
konzentration in der Tagespresse beschränkt sich 
vorwiegend auf größere Verlage. 

Wichtigstes Beispiel für die Verschachtelung von 
| Verlagen ist der Springer-Konzern. Zu ihm gehören 
J heute 4 Zeitungsverlage und 3 Zeitschriftenverlage 
' (ohne Tochtergesellschaften der konzernzugehöri- 
gen Ullstein GmbH, Berlin). Durch Druck vertrüge, 
gemeinsamen Vertrieb u. ä. ist er mit anderen be- 
! deutenden Verlagen verbunden. 


Tabelle 82 


Kapitalanteile 

1950 ') 

1956 9 

1964 9 

in °/ü 

Gesellschafter insgesamt 

100 

100 

100 

davon haben 




a) einen Anteil von über 50 °/o am Kapital 




1. natürliche Personen/Personengesellschaften 




und Familiengruppen 

30 (15) 

27 (17) 

26 (16) 

2. juristische Personen 

1 ( 2) 

3 ( 5) 

3 ( 5) 

3. insgesamt 

31 (17) 

30 (22) 

29 (21) 

b) einen Anteil zwischen 25 %> und 50 °/o am Kapital 




1. natürliche Personen/Personengesellschaften . 

38 (44) 

28 (26) 

24 (20) 

2. juristische Personen 

4 ( 9) 

4 ( 5) 

5 ( 6) 

3. insgesamt 

42 (53) 

32 (31) 

29 (26) 


l ) Die Zahlen für die Größenklassen VI bis VIII sind in Klammern gesetzt. 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Tabelle 83 


Beteiligungen an . . . 

Anzahl 

der 

Verlags- 
beteili- 
gungen *) 

Anzahl 
der Ge- 
sellschaf- 
terbeteili- 
gungen 9 

a) anderen Zeitungsverlagen 

19 (18) 

6 ( 4) 

b) Zeitschriftenverlagen . . . 

c) Buchverlagen 

d) Sonstigen und nicht näher 
bezeichneten Verlagen . . 

1 13 (11) 

10 ( 9) 

3 ( 1) 

6 ( 4) 

7 ( 3) 

e) Druckereien 

20 (14) 

26 (12) 

f) Deutsche Presseagentur 
(dpa), Hamburg 

80 (39) 

— 

g) Standortpresse GmbH, 
Bonn 

18 ( 1) 



h) Deutsche Nachrichten AG 
(DENA), Frankfurt/M. . . 

20 (13) 



i) Wirtschaftliche Genossen- 
schaft der Presse eGmbH 
(WIGO), Frankfurt/M. .. 

27 (15) 


j) anderen Unternehmen . . 

67 (39) 

13 (12) 


’) Die Zahlen für die Größenklassen VI bis VIII sind 
in Klammern gesetzt. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Familie Bosch, Stuttgart, besitzt über die Deut- 
sche Verlagsanstalt (DVA) und die Stuttgarter Zei- 
tungsverlag GmbH, die beide gegenseitig auch kapi- 
talverflochten sind, sowie über unmittelbare per- j 
sönliche Beteiligungen insgesamt je 50 °/o der An- 
teile an der Stuttgarter Zeitung Verlagsgesellschaft 
Eberle & Co., Stuttgart, und der Zeitungs- und Druck- 
haus GmbH, Göppingen (NWZ — Neue Württem- 
bergische Zeitung). Diese liefert wiederum an 10 
Zeitungen im Einzugsgebiet des Großraumes Stutt- 
gart den redaktionellen Mantel und arbeitet mit 
ihnen im Anzeigengeschäft zusammen. An dem Ver- 
lag Paul Adolff/A. Oelschlägersche Buchdruckerei 
in Calw („Calwer Tagblatt") ist die Gruppe mit 
55 °/o beteiligt. Uber diese Zeitung ist sie mit der 
Südwestpresse GmbH in Tübingen verbunden, die 
eine Gemeinschaftsredaktion für 15 Verlage unter- 
hält und für diese Verlage auch Anzeigen beschafft. 

Die beiden Beispiele zeigen die Vielschichtigkeit 
der Verbindungen und die Tiefe von Kapitalver- 
flechtungen. Sie sind auch bei einer Reihe anderer 
Verlagsgruppen anzutreffen. 

i 

Auch an Zeitschriften- und Buchverlagen sowie an j 
Sonstigen und nicht näher bezeichneten Verlagen j 
(in der Regel wurde hier das spezifische Tätigkeits- ; 
gebiet nicht angegeben) sind überwiegend größere 1 
Zeitungsverlage und deren Gesellschafter beteiligt, i 
Sie erzielen durch diese Beteiligungen einen gewis- 
sen Risikoausgleich. Die Zeitungsverlage selbst ver- 
legen im Rahmen ihres eigenen Geschäftsbetriebes j 


nur im geringen Umfange andere Objekte als Tages- 
zeitungen. 

Eine Reihe von Unternehmen führt das Verlagsge- 
schäft von der Druckerei in der Weise getrennt, daß 
beide Bereiche rechtlich selbständig sind. Entweder 
ist dann der Verlag an der Druckerei beteiligt (oder 
umgekehrt) oder Verlag und Druckerei haben die 
gleichen Eigentumsverhältnisse. Auf derartige Kon- 
struktionen ist die verhältnismäßig große Zahl der 
Druckereibeteiligungen zurückzuführen. 

Die Deutsche Presseagentur GmbH (dpa), Hamburg, 
(Stammkapital 2,4 Millionen DM) ist eine Gemein- 
schaftsgrlindung der Zeitungsverleger, die 90 0 o der 
Anteile haben. Die Rundfunkanstalten besitzen zu- 
sammen 10° o. Kein Gesellschafter soll mehr als 1 °/o 
des Stammkapitals besitzen. Es überrascht, daß nach 
den der Kommission gemachten Angaben nur 80 
von 163 Verlagen bei dpa beteiligt sind. 

An der Standortpresse GmbH, Bonn, sind mittlere 
Tageszeitungen beteiligt. Die Gesellschaft hat ein 
Stammkapital von 57 000 DM. Der Nennbetrag der 
einzelnen Anteile ist auf 1500 DM begrenzt. Die 
Standortpresse versorgt die ihr angeschlossenen 
Zeitungen mit Nachrichten, Kommentaren und an- 
deren Artikeln. 

Die Deutsche Nachrichten AG (DENA), Frankfurt/M., 
an der nach den erhaltenen Auskünften überwie- 
gend größere Verlage beteiligt sind, ist eine Sende- 
gesellschaft. Sie strahlt heute Nachrichten von Agen- 
turen für die Presse aus. 

Die Wirtschaftliche Genossenschaft der Presse 
eGmbH (WIGO), Frankfurt/M., hat kreditwirtschaft- 
liche Funktionen; sie besitzt heute keine größere 
Bedeutung mehr. 

Bei den Erhebungen hat die Kommission nach we- 
sentlichen Beteiligungen (25 °/o und mehr) an son- 
stigen Unternehmen, darunter auch solchen in an- 
deren Wirtschaftszweigen gefragt, um zu erfahren, 
in welchem Umfang Verlage und ihre Gesellschafter 
andere Interessen haben, die auf die Berichterstat- 
tung in der Zeitung Einfluß haben könnten. Die 
Frage wurde selten beantwortet. Insbesondere von 
größeren Verlagen wurden Auskünfte hierzu viel- 
fach abgelehnt. 

Soweit Zahlen über Beteiligungen an sonstigen Un- 
ternehmen genannt wurden, betreffen sie vorwie- 
gend Anteile an Presse-Fernsehgesellschaften, gra- 
phischen Betrieben, Klischeeanstalten, Buchbinde- 
reien, Reisebüros und Grundstücksgesellschaften. 
Von kleinen Verlagen wurden hier vorwiegend An- 
teile an Pressevereinigungen, Redaktionsgemein- 
schaften und Anzeigenringen aufgeführt. 

5. Zusammenarbeit der Verlage 

Abgesehen von Verflechtungen und Beteiligungen 
besteht bei den Verlagen eine ausgedehnte Ko- 
operation. Sie erstreckt sich im wesentlichen auf 
Redaktion, Satz und Druck sowie das Anzeigenge- 
schäft. 
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Nach dem Grad der Zusammenarbeit können fol- 
gende Varianten unterschieden werden: 

a) Selbständige Zeitungen ohne Zusammenarbeit 
mit anderen Zeitungen 

(Beispiel: Südkurier, Konstanz); 

b) Redaktionsgemeinschaft mehrerer kleiner Ver- 
lage ohne sonstige Gemeinsamkeiten 
(Beispiel: Bayerische Heimatzeitungsverleger 
e.G.m.b.H., Nürnberg); 

c) Zusammenarbeit meist kleinerer Verlage, bei der 
die redaktionelle Kooperation auf gemeinsame 
wirtschaftliche Interessen ausgedehnt ist 
(Beispiel: Südwestpresse GmbH, Tübingen); 

d) Redaktionsgemeinschaft mit größerer Zeitung als 
Mittel- und Schwerpunkt ohne Ausdehnung der 
Zusammenarbeit auf sonstige Bereiche 
(Beispiel: Offenburger Tageblatt; Arbeitsgemein- 
schaft mittelbadischer Heimatzeitungen, Offen- 
burg) ; 

e) Maternlieferung einer größeren Zeitung an 
kleine angeschlossene Zeitungen ohne sonstige 
Kooperation 

(Beispiel: Hannoversche Presse, Hannover/Wil- 
helmshavener Rundschau, Wilhelmshaven) ; 

f) Gemeinschaft mehrerer Verlage mit einer großen 
Zeitung als Mittelpunkt, bei der die redaktionelle 
Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet 
(z. B. durch gemeinsame Anzeigenbeschaffung) 
ergänzt wird 

(Beispiel: Westfälische Nachrichten/Zeno-Zeitun- 
gen, Münster). 

Eine besondere Form der Zusammenarbeit von 
mittleren Tageszeitungen bietet die Standortpresse 
GmbH, Bonn, über die zu diesem Unternehmen ge- 
hörende DIMITAG, die als Zentralredaktion und 
— vorwiegend — als Komplementäragentur für die 
angeschlossenen Verlage fungiert, erhielten Ende 
1965 je rund 50 Einzelabnehmer und Pauschalbe- 
zieher zusätzliche, zum Teil redaktionell vorge- 
fertigte Informationen. 

Von den in der Tabelle 78 aufgeführten 504 Tages- 
zeitungen wurden nur 160 in eigenen Redaktionen 
selbständig hergestellt. 344 dieser Tageszeitungen 
bezogen zumindest den Zeitungsmantel, — als Mater 
oder in anderer Vorbearbeitung — , und zwar von 
54 Zeitungsverlagen und 17 Zeitungsgemeinschaf- 
ten x ). Unter Einschluß der von den 17 Zeitungsge- 
meinschaften hergestellten redaktionellen Teile gab 
es demnach Ende 1964 für die 504 Zeitungen 177 
unterschiedliche Zeitungsmäntel. 

Der Begriff der Zeitungsgemeinschaft ist weit ge- 
spannt. In der Praxis reicht er von der auf genossen- 
schaftlicher Verlagsbasis arbeitenden Gemeinschafts- 
redaktion verschiedener Verlage bis zur passiven 
Übernahme des redaktionellen Teils von einer an- 
deren Zeitung ohne Einfluß auf die redaktionelle 
Gestaltung. Für die Zwecke dieser Untersuchung 
ist die Abgrenzung in der Weise getroffen worden, 
daß eine Zcitungsgemeinschaft dann angenommen 


9 vgl. Anlage 30 


wird, wenn keine der redaktionell zusammenarbei- 
tenden Zeitungen mehr als 50 °/o der Verkaufsauf- 
lage der Gemeinschaft auf sich vereinigt. In allen 
übrigen Fällen ist bei der Abgrenzung J ) einem Ver- 
lag ein beherrschender Einfluß in der redaktionellen 
Gestaltung zugerechnet worden. 

Von den 344 Tageszeitungen, die den politischen 
Teil vorgefertigt bezogen, waren 229 einer solchen 
Zeitungsgemeinschaft angeschlossen. Der Rest (115) 
kaufte den Mantel von einem anderen Verlag. 

In erster Linie sind es Zeitungen der unteren 
Größenklassen, die ihren Zeitungsmantel nicht selbst 
hersteilen. Bis zu einer Verkaufsauflage von 20 000 
überwiegen die Zeitungen, die den Mantel bezie- 
hen. In den Größenklassen VI bis VIII stellen da- 
gegen, bis auf eine Ausnahme, sämtliche Verlage 
den redaktionellen Teil selbst her. 

Daß sich die Verhältnisse der redaktionellen Her- 
stellung bei den Verlagen, die sich an den Erhebun- 
gen beteiligt haben, im Untersuchungszeitraum nicht 
erheblich verändert haben, zeigt ein Vergleich der 
Jahre 1956 und 1964. 

Die Aufgliederung der untersuchten Zeitungen nach 
ihrer redaktionellen Herstellung ergibt sich aus fol- 
gender Übersicht: 


Tabelle 84 



1956 

1964 

Redaktionelle Struktur 

An- 

zahl 

% 

An- 

zahl 

% 

a) Zeitungen mit 
Vollredaktionen 

84 

50,6 

88 

51,8 

b) Zeitungen mit 
anteiligem oder 
vollständigem 
Bezug von 
redaktionell vor- 
gefertigten 

Teilen 

77 

46,4 

78 

45,9 

c) Zeitungen ohne 
ausreichende 
Angaben 

5 

3,0 

4 

2,3 

insgesamt . . . 

166 

100,0 

170 

100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Nach den Angaben der Verlage, die Teile ihrer 
Zeitung in Matern oder in anderer vorgefertigter 
Form beziehen, wurden 1964 — von 78 Auskunft 


erteilenden Zeitungen — übernommen: 

der politische Teil von 90 °/o 

der Provinzteil von 40 °/o 

der Sportteil von 70 °/o 

der Wirtschaftsteil von 60 °/o 

das Feuilleton von 80 °/o 

Vermischtes von 60 °/o 

Lokales von 5 °/o 
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Ähnlich wie auf redaktionellem Gebiet arbeiten 
überwiegend die kleinen Verlage bei der überört- 
lichen Anzeigenakquisition zusammen. Dies ergibt 
sich aus folgender Aufstellung, aus der die Zuge- 
hörigkeit zu Anzeigenringen im 4. Quartal 1964 
hervorgeht: 


Tabelle 85 





Zeitungen 


Größenklasse 
nach Verkaufsauflagen 
(von . . . bis . . . Stück) 

insge- 

samt 

darunter 
einem 
Anzeigen- 
ring ange- 
schlossen 




Anzahl 

o/o ■ 

I 

( bis 

5 000) . . 

180 

138 

77 

II 

( 5 000 bis 

10 000) . . 

103 

57 

55 

III 

( 10 000 bis 

20 000) .. 

82 

25 

30 

IV 

( 20 000 bis 

30 000) . . 

37 

8 

22 

V 

( 30 000 bis 

50 000) .. 

34 

7 

21 

VI 

( 50 000 bis 

100 000) .. 

32 

2 

6 

VII 

(100 000 bis 

150 000) .. 

20 

— 

— 

VIII 

(150000 und mehr ) . . 

16 


— 

I bis VIII 

504 

237 

47 





Quelle: Eigene Berechnungen auf Grund der IVW- 
Liste für das 4. Quartal 1964 


Die genannten 237 Zeitungen haben eine Verkaufs- 
auflage von 1 739 827 Stück und sind in 22 Anzei- 
genringen zusammengeschlossen. Die Anzeigen- 
ringe bieten der werbetreibenden Wirtschaft fol- 
gende Verkaufsauflagen an: 


Tabelle 86 


2 Ringe zwischen 

10000 und 

20 000 Auflage 

3 Ringe zwischen 

20 001 

und 

30 000 Auflage 

3 Ringe zwischen 

30 001 

und 

50 000 Auflage 

8 Ringe zwischen 

50 001 

und 

100 000 Auflage 

3 Ringe zwischen 

100 001 

und 

150 000 Auflage 

3 Ringe über 

150 000 


Auflage 


Quelle: Eigene Berechnungen auf Grund der IVW- 
Liste für das 4, Quartal 1964 


Bei Verlagen, die Anzeigenringen nicht angehören, 
hat die redaktionelle und technische Kooperation 
oft eine wirtschaftliche Zusammenarbeit im Anzei- 


gengeschäft zur Folge (z. B. Südwestpresse, Tübin- 
gen-, NWZ Neue Württembergische Zeitung, Göp- 
pingen; Nürnberger Nachrichten, Nürnberg). Anzei- 
gengemeinschaften bestehen schließlich zwischen 
benachbarten Verlagen. Die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Anzeigenbeschaffung ist 
demnach noch breiter und vielschichtiger, als sie in 
den Zahlen über die Anzeigenringe zum Ausdruck 
kommt. 


6. Technische Einrichtungen der Zeitungsverlage, 
insbesondere Druckereien 

Technische Einrichtungen werden beim Zeitungs- 
verlag von der Beschaffung des Nachrichtenmate- 
rials bis zum Vertrieb der Zeitung benötigt. In der 
Nachrichtenzentrale gehen die Meldungen über 
Fernsprecher, Fernschreiber und Bildempfänger 
(von Nachrichtenagenturen, Bilderdiensten, Korres- 
pondenten u. a.) ein. Das Material wird anschlie- 
ßend in der Redaktion ausgewertet und redaktionell 
bearbeitet. Nach der Fertigstellung des Manuskripts 
beginnt die technische Verarbeitung (Bildbearbei- 
tung und Klischeeherstelh^ng, Hand- und Maschinen- 
satz, Abpressen von Matern, Ausgießen der Matern 
und Herstellung von halbrunden Bleistereoplatten 
für die Rotation, Druck der Zeitung). Daran schließt 
sich Verpackung und Vertrieb an. 

Setzerei und Chemigraphie, Stereotypie und Drucke- 
rei sind die kapitalintensivsten Teile des Verlags. 
Die Lebensdauer der Druckereimaschinen ist bisher 
relativ lang gewesen, dürfte jedoch durch fortschrei- 
tende technische Entwicklung verkürzt werden. Da- 
durch werden nach Auffassung der Kommission die 
kleinen Verlage nicht so stark betroffen werden 
wie die mittleren und großen. Kleine Verlage sind 
eher in der Lage, ihre verhältnismäßig niedrigen 
Auflagen mit einem technisch überholten Maschinen- 
park zu produzieren. Diese Verlage sind bisher der 
technischen Entwicklung mit ihren Investitionen nur 
zögernd gefolgt. 

Im Jahre 1964 druckten über 2 / 3 der untersuchten 
Verlage mehr als 50 °/o der Auflage ihrer Zeitungen 
in Druckereiabteilungen innerhalb des Verlags. Dies 
ergibt sich aus Tabelle 87. 

Die weit überwiegende Zahl der Zeitungsverlage 
verfügt schon aufgrund der Eigentumsverhältnisse 
über eine gesicherte Druckbasis für ihre Verlags- 
objekte. Der Typ des selbstdruckenden Verlags ist 
in den unteren Größenklassen verhältnismäßig stark 
vertreten. Ein Teil der Druckereien setzt nicht die 
ganze Zeitung. Wo der Zeitungsmantel in Matern 
bezogen wird, beschränkt sich die eigene Herstel- 
lung auf den Satz des lokalen Teils und der Anzei- 
gen und den Druck der Zeitung. Bei engerer Zusam- 
menarbeit kleinerer Zeitungen mit größeren Zei- 
tungsverlagen wird auch zentral gedruckt. Der 
kleine Verlag beschränkt dann seine Tätigkeit 
auf die Beistellung gematerter lokaler Texte und 
Anzeigenseiten. 

Die Wirtschaftlichkeit der Druckerei hängt von 
einer ausreichenden Auslastung ab. Da sich Satz 
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Tabelle 87 


Textspalte 

Anzahl 

der 

Ver- 
lage o 

Druck von mehr als 50 °/o der Zeitungs- 


auflage im eigenen Verlagsunterneh- 


men 

111 (28) 

Druck von mehr als 50 % der Zeitungs- 

auflage in anderen Unternehmen 


(Lohndruckerei) 

52 (24) 

hiervon ließen 


16 (9) Verlage ihre Zeitungen in 


Lohndruckereien hersteilen, an 


denen der Verlag oder seine 


Gesellschafter mit mehr als 


50 °/o beteiligt waren, 


6 (5) Verlage ihre Zeitungen in Un- 


ternehmen drucken, bei denen 


der Verlag und seine Gesell- 


schafter zwischen 25 °/o und 


50 % der Anteile besaßen 


Auskunftgebende Verlage insgesamt . . 

163 (52) 


’) Die Zahlen für die Größenklassen VI bis VIII sind in 
Klammern gesetzt. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


und Druck der Tageszeitung auf eine verhältnis- 
mäßig kurze Zeit des Tages zusammendrängen, wird 
eine zusätzliche Auslastung der kapitalintensiven 
Anlagen notwendig. 

Bei den Lohndruckereien sind über diese zusätz- 
liche Auslastung keine Erhebungen angestellt wor- 
den. Den auskunftgebenden Verlagen, die ihre Zei- 
tung selbst drucken, ist es — wie Anlage 31 zeigt — 
zunehmend gelungen, ihre Druckerei mit Lohndruck- 
aufträgen zusätzlich zu beschäftigen. Dies gilt ins- 
besondere für große Verlage. Bei Zeitungsunterneh- 
men der unteren Größenklassen bleibt der Druck 
fremder periodischer Druckschriften auf wenige Be- 
triebe beschränkt. Dies kann auch mit dem Moderni- 
sierungsgrad der Druckereianlagen Zusammenhän- 
gen, der in den einzelnen Größenklassen unter- 
schiedlich ist (vgl. hierzu Tabelle 88). 

Es fällt auf, daß in den Größenklassen I bis IV die 
Rotationen mit einem Alter von mehr als 40 Jahren 
überwiegen. Dies dürfte darauf zurückzuführen sein, 
das kleinere Verlage gebrauchte Maschinen zu kau- 
fen pflegen, die meist ausreichen, kleine Auflagen 
termingerecht zu drucken. Abgesehen davon, be- 
sitzt ein Teil der kleinen Verlage heute noch keine 
Rotations-, sondern nur Flachdruckmaschinen. 

Die Druckereien, die ihren Druckerei-Maschinen- 
park erneuern wollen, müssen heute weit mehr 
investieren als früher. Bei einem Zeitungsverlag 
mit einer Auflage von rd. 100 000 Exemplaren, der 
bisher auf 4 Rotationsmaschinen aus den Jahren 


Tabelle 88 


0) 

(2) 

(3) 

(4) 



(5) 



Größenklasse 


Zahl der Rotations- 
maschinen 

Aufteilung der Rotalionsmaschinen laut Spalte (4) nach Baujahren 

der Verlage 

auskunll- 

















nach der 

gebende 


davon 


1920 

1930 

1940 

1950 

1960 

Verkaufs- 

auflage 

Verlage 

ins- 

gesamt 

mit 

Baujahr- 

angabe 

vor 

1920 

bis 

1929 

bis 

1939 

bis 

1949 

bis 

1959 

und 

später 

I 

8 

8 

8 

1 

7 

. 





— 

II 

16 

19 

16 

3 

8 

3 

— 

- 

2 (U) i) 

III 

26 

31 

31 

5 

13 

8 

1 

2 

2 

IV 

10 

10 

10 

— 

3 

3 

— 

2 

2 

V 

11 

13 

10 

— 

3 

— 

— 

2 

5 

VI 

14 

2.6 

23 

1 

3 

— 

3 

12 

4 

VII 

4 

11 

3 

— 

— 

- 

— 

1 

2 

VIII 

7 

31 

15 

— 

2 

1 

— 

9 

3 

I bis VIII 

96 

149 

116 

! 10 

39 

15 

4 

28 

20 


>) U = Umbau 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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1921 bis 1930 druckte, hat die Kommission die 
Kosten für eine Neuinvestition feststellen können. 
Danach ergeben sich folgende Beträge: 

a) 128seitige Rotationsmaschine 

mit 8 Bahnen (davon 2 Bah- 
nen Möglichkeit zu 4-Farben- 
druck, bei 6 Bahnen zu 2-Far- 
bendruck), Gießmaschinen mit 
Plattenbearbeitungsmaschinen, * 

Fräsmaschinen und sonstige 
Neueinrichtungsgegenstände 5,0 Millionen DM 

b) Gebäudeneubau 1,2 Millionen DM 

c) Packanlage einschließlich Ex- 
pedition 0,8 Millionen DM 

d) Entlüftungsanlage 0,2 Millionen DM 

e) Verstärkung der Transforma- 

torstation einschließlich Mon- 
tagekosten 0,1 Millionen DM 

f) Neueinrichtung der Stereoty- 

pie mit Prägepresse und son- 
stigen Investitionen 0,7 Millionen DM 

8,0 Millionen DM 

i 

Der technische Sachverständige eines anderen Ver- j 
lags gab den Investitionsbedarf für den Druck einer I 
Lokalzeitung mit 100 000 Auflage und einem durch- 
schnittlichen täglichen Umfang von 24 Seiten (ohne 
Gebäudeinvestitionen) wie folgt an: 

a) Setzerei (Steuerung der Setz- 
maschinen mit Lochbändern; i 

dabei muß der Perforator den 

Text in zeilengleicher Länge 
aufteilen und die Silbentren- 
nung vornehmen) 

Bedarf: 8 Locher 

10 Setzmaschinen . . . 2,0 Millionen DM 

b) Chemigraphie (Reprokameras, 

Ätzmaschinen, Bearbeitungs- 
maschinen) 0,3 Millionen DM j 

c) Stereotypie (Materung der ge- 
setzen Seiten, Rundbiegen, 

Trocknung und Ausgießen der 

Matern mit Blei, Bearbeitung i 

der halbrunden Stereoplatten) 0,6 Millionen DM I 

d) Rotation mit Einfarbendruck 
(Bedarf: 1 Maschine mit einer 
Leistung von etwa 40 000 Zei- 
tungen ä 24 Seiten pro Stunde) 2,0 Millionen DM 

4,9 Millionen DM 

Bei Farbdruck erhöht sich der Preis — je nach Qua- 
litätsanforderungen an die Maschine — auf etwa 
3 Millionen DM. Die Gesamtinvestitionen würden , 
dann etwa 6 Millionen DM (ohne Gebäude) betra- 
gen. Die eigenen Erhebungen werden damit durch 
Auskunft bestätigt. 

In den Berechnungen sind Reservemaschinen, die 
zur Sicherung gegen Maschinenausfälle dienen, 
noch nicht berücksichtigt. 


Die lochbandgesteuerten Schnellgießmaschinen 
(Setzmaschinen) haben die 3fache bis 4fache Lei- 
stung der früheren handbedienten Setzmaschinen. 
Eine solche Produktionseinheit (2 Perforatoren und 
eine Schnellgießmaschine des Tele-Type-Setting- 
Systems) ersetzt nach Auskunft eines Sachverständi- 
gen 4 alte Setzmaschinen. Der Investitionsaufwand 
sei trotzdem der gleiche geblieben. Die Nutzungs- 
dauer des neuen Systems müsse jedoch bis zu 40 °/o 
niedriger — höhere Laufgeschwindigkeit, tech- 
nischer Fortschritt — - veranschlagt werden. Die 
Kostensenkung für je 1000 Buchstaben liege daher 
nur zwischen 5 und 10°/o. Ähnliches sei auch in 
anderen technischen Abteilungen der Verlage fest- 
zustellen. Die wesentliche Folge der technischen 
Entwicklung sei ein Zeitgewinn und erst bei ent- 
sprechender zusätzlicher Beschäftigung eine Kosten- 
einsparung. Aus diesem Grunde könnten nur Be- 
triebe von einer bestimmten Größenordnung an die 
technische Entwicklung ausnutzen. 

Bei überregionalen Zeitungen ergeben sich außer- 
dem Standortprobleme. Eine überregionale Zeitung 
wie die Frankfurter Allgemeine, die an einem Ort 
gedruckt wird, muß wegen der langen Vertriebs- 
wege einen frühzeitigen Redaktionsschluß und An- 
druck und damit einen geringeren Aktualitätsgrad 
in Kauf nehmen, überregionale Zeitungen wie Die 
Welt und die Bild-Zeitung, die an verschiedenen 
Orten gedruckt werden, kürzen zwar die Vertriebs- 
wege; es müssen jedoch an mehreren Druckorten 
Druckereikapazitäten bereitgestellt werden. Der 
Zeitungsinhalt wird hier von der Zentrale aus zum 
kleineren Teil über Fernschreiber und zum über- 
wiegenden Teil als Fernsatz mittels Lochstreifen 
über das Postleitungsnetz an die auswärtigen Druck- 
orte übertragen. Dort stellen Empfangslocher wieder 
Lochstreifen her, welche die Setzautomaten steuern. 

Die weitere technische Entwicklung wird voraus- 
sichtlich folgende Möglichkeiten für Verlage eröff- 
nen: 

a) Einführung von Computern bei Satz- und Druck- 
technik, 

b) Einsatz von Foto-Setzmaschinen, 

c) Übertragung von „Faksimiles-Seiten an andere 
Druckorte, 

d) Mehrfarbenrotationsdruck und Einsatz von Rol- 
lenoffsetmaschinen (bei kleineren bis mittleren 
Verlagen), 

e) Verbesserung der technischen Verpackungs- und 
Vertriebsapparate, 

f) Erweiterung der Nachrichtenbeschaffung durch 
Satelliten. 

Einzelne dieser technischen Möglichkeiten werden 
im In- und Ausland bereits genutzt. Sie dienen ent- 
weder der Beschleunigung der Zeitungsherstellung 
oder ihrer qualitativen Verbesserung. 

Eine erhebliche Beschleunigung wird z. B. die Ver- 
wendung von Computern in der Setztechnik mit 
sich bringen. Dadurch können der Zeilenausschluß, 
die Silbentrennung und überhaupt die Herstellung 
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des gesamten Satzes automatisiert werden. Die , 
Schnelligkeit elektronischer Rechenmaschinen wird 
jedoch erst voll auszunutzen sein, wenn elektro- 
nische Lesegeräte und Fotolichtsetzmaschinen ein- 
gesetzt werden. 

Der Einsatz von Fotolichtsetzmaschinen bringt be- 
deutende Umwälzungen in der Setzerei mit sich. 
Bei Verbindung mit Offsetdruck wird die bisherige 
Stereotypie überflüssig. Damit spart der Verlag 
auch erhebliche Personalkosten ein. 

Für die Zeitungsexpedition stehen heute Trans- 
portbänder, Zählstapler, Wendestapler, Aufstoß- 
maschinen sowie Draht- und Kordelschnürmaschinen 
zur Verfügung. Einsteckmaschinen sind in der 
Erprobung. Durch solche Apparate kann die heute 
noch weitgehend manuell erledigte Zeitungsexpedi- 
tion beschleunigt werden. Nach den Auskünften, die 
der Kommission gegeben wurden, kostet eine kom- 
plette teilautomatisierte Zeitungsexpedition, mit 
der 60 bis 70 °/o des in der Expedition eingesetzten 
Personals einzusparen sind, für eine Zeitung mit 
200 000 Auflage 1,5 bis 2 Millionen DM. 

7. Strukturveränderungen der 
deutschen Tagespresse 

Zur Darstellung der - 1 —ung bei Verlagen, Zei- 

tungen ( A ^i^xcuient- und Straßenverkaufszeitun- 
gen), Auflagen, redaktioneller Selbständigkeit u. a. 
im gesamten Untersuchungszeitraum fehlen der 
Kommission die statistischen Unterlagen. Die ver- 
öffentlichten Zahlen dienen primär zunächst werbe- 
wirtschaftlichen Zwecken und sind auf die Funktion 
der Tageszeitung als Werbeträger abgestellt. Sie 
unterliegen Veränderungen, die nicht unmittelbar 
mit strukturellen Verschiebungen in der Tages- 
presse Zusammenhängen. Es steht z. B. jedem Zei- 


Tabelle 89 


Veränderungen bei Tageszeitungen 

Anzahl 

der 

Fälle 

i 

Neugründungen ! 

16 

Erscheinen eingestellt 1 

69 

Erscheinen als Tageszeitung eingestellt . 

2 

Aufbau einer Vollredaktion 

3 

Vollständige oder teilweise Aufgabe der 
publizistischen Selbständigkeit 

30 

Auflösung von Zentralredaktionen 

5 

Zusammenlegung von Zeitungen und 
Anschluß an eine andere Zeitung 

35 

Aufnahme der wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeit mit anderen Verlagen 

38 

Änderung der Besitzverhältnisse 

26 


Quelle: Eigene Erhebungen 


tungsverlag frei, ob und wann er seine Auflage in 
der vierteljährlich erscheinenden IVW-Liste ver- 
öffentlichen lassen und sich einer damit verbunde- 
nen Kontrolle unterziehen will. 

Aus Mangel an ausreichenden statistischen Unter- 
lagen hat die Kommission eigene Untersuchungen 
über alle bekanntgewordenen Veränderungsfälle 
bei Tageszeitungen im Zeitraum vom 1. Januar 1955 
bis 31. Dezember 1966 angestellt. Das Ergebnis ist in 
Tabelle 89 dargestellt. 

In der Aufstellung sind Änderungen in der Aus- 
gabenzahl von Zeitungen sowie der Wechsel von 
publizistisch unselbständigen Zeitungen zwischen 
einzelnen Redaktionsgemeinschaften nicht berück- 
sichtigt. Von den 16 zwischen dem 1. Januar 1955 
und 31. Dezember 1966 neu gegründeten Zeitungen 
konnten sich bis heute nur 3 halten. Diese Zeitun- 
gen werden von Verlegern herausgegeben, die 
bereits im Zeitungsgeschäft etabliert waren. Unter 
ihnen ist allein der „Express“ (Köln) ein völlig 
neues Zeitungsobjekt. Die beiden anderen Neugrün- 
dungen sind im Grunde nur Nebenausgaben bereits 
bestehender Zeitungen mit nur scheinbarer ver- 
legerischer Selbständigkeit. 

Die Zahl der Gebiete, in denen nur eine regionale 
oder lokale Abonnementzeitung verbreitet wird, hat 
zugenommen. 46 Zeitungen von 491 Abonnement- 
zeitungen waren 1966 im gesamten oder überwie- 
genden Teil ihres Verbreitungsgebietes faktisch 
konkurrenzlos (Fall A), d. h. bei ihnen sind nur 
Wettbewerbsbeziehungen mit Zeitungen möglich, 
die außerhalb oder am Rande des Verbreitungs- 
gebietes erscheinen. Weitere 32 Blätter hatten sich 
auf dem Markt soweit durchgesetzt, daß praktisch 
kein Konkurrenzkampf mit den zur Bedeutungs- 
losigkeit herabgesunkenen Konkurrenzzeitungen 
mehr bestand (Fall B). Verschiedene Zeitungen eines 
Verlags oder einer Verlagsgruppe sind dabei in der 


Tabelle 90 


Aufgliederung 

Zeitungen 

verkaufte 

Auflage 

Anzahl 

% 

1000 

Stück 

°/o 

Zeitungen 





insgesamt .... 

491 

100,0 

12 025 

100,0 

darunter 





Fall A s 

46 

9,4 

1 838 

15,3 

Fall B 

32 

6,5 

1 831 

15,2 

Fälle A und B , . 

78 

15,9 

i 

3 669 

30,5 


Quelle: Eigene Erhebungen in Verbindung mit Wal- 
ter J. Schütz, Die Zeitungsdichte in der Bun- 
desrepublik Deutschland, In: Publizistik, 
11. Jg. 1966, Heft 3 bis 4 
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Statistik im Hinblick auf die faktische Marktstellung 
als Konkurrenzeinheiten zusammengezogen worden. 
Bei den überregionalen Zeitungen ist die jeweilige 
Stadtausgabe erfaßt worden. Die Statistik ergibt, 
daß Ende 1966 der Zahl der Zeitungen nach 
15,9% und der Verkaufsauflage nach 30,5% der 
regionalen Abonnementzeitungen praktisch keiner 
Konkurrenz gleichartiger Zeitungen ausgesetzt wa- 
ren. Die in der Tabelle 90 erfaßten Abonnement- 
zeitungen unterliegen aber einer unterschiedlich 
starken Konkurrenz durch Straßenverkaufszeitun- 
gen, insbesondere durch die Bild-Zeitung. 

Der Auflagenanteil der Straßenverkaufsblätter ist, 
vor allem in Berlin und Hamburg, erheblich ange- 
wachsen. Ihr Einfluß wird dort noch dadurch beson- 
ders verstärkt, daß sie am Erscheinungsort den 
Charakter einer Lokalzeitung haben. 

Im Rückgang der Zahl der Vollredaktionen kommt 
die publizistische Konzentration als stärkste Struk- 
turveränderung der deutschen Tagespresse zum 
Ausdruck. Durch die Einstellung publizistisch selb- 
ständiger Zeitungen und das Aufgeben der publi- 
zistischen Selbständigkeit bei Anschluß an andere 
Zeitungen oder Zentralredaktionen sowie durch Zu- 
sammenlegung von Zeitungen hat sich die Zahl der 
Vollredaktionen (publizistische Einheiten) rückläu- 
fig entwickelt. 


Tabelle 91 


Stichtag 

Publizistische Einheiten 

Anzahl 

in °/o von 1954 

Dezember 

1954 

225 

WO 

November 

1955 

221 

98 

Oktober 

1958 

201 

89 

Januar 

1961 

192 

85 

März 

1963 

189 

84 

November 

1964 

183 

81 

Mai 

1966 

175 

78 

Januar 

1967 

168 

75 

Juli 

1967 

158 

70 


Quelle : Walter J. Schütz, Die redaktionelle und ver- 
legerische Struktur der deutschen Tages- 
presse, In: Publizistik, 11. Jg. 1966, Heft 1; 
Walter J. Schütz, Die Zeitungsdichte in der 
Bundesrepublik Deutschland, In: Publizistik, 
11. Jg. 1966, Heft 3 — 4, und unveröffentlichte 
Fortschreibungen. 

Die Veränderungen in der Tagespresse zwischen 
1956 und 1964 zeigen sich auch in der Konzentra- 
tion der Auflagen und der Zeitungen auf größere 
Verlage oder Verlagsgruppen. Der Kommission lie- 
gen zu dieser Frage die Angaben der 20 größten 


Tageszeitungen, gemessen an der Verkaufsauflage 
im 4. Quartal 1964, vor. 


Tabelle 92 



Verkaufsauflage 
im Jahresdurchschnitt 

Jahr 

insgesamt 
1000 Stück 

davon entfallen auf 

3 Straßenverkaufs- 
zeitungen 


1000 Stück | 

°/o 

1956 

6 155 

2 986 

48,5 

1964 

8 156 

4 571 

56,0 

1964 

gegenüber 

1956 

132,5 

153,1 

— 


Quelle: Eigene Erhebungen 

Diese 20 Zeitungen (17 Abonnementzeitungen, 3 
Straßenverkaufszeitungen) haben im 4. Quartal 1964 
47,4 % der gesamten Verkaufsauflage aller 504 
Zeitungen auf sich vereinigt. Das Verhältnis lautet 
bei den 17 Abonnementzeitungen 30,4%, bei den 3 
Straßenverkaufszeitungen 84,5% (jeweils bezogen 
auf alle Abonnement- bzw. Straßenverkaufszeitun- 
gen). 


Tabelle 93 


Textspalte 

1956 

1964 

1964 

gegenüber 
1956 
(= 100) 

a) Zahl der zu den 
15 verlagswirt- 
schaftlichen Ein- 
heiten gehören- 
den Verlage .... 

26 

34 

131 

b) Zahl der von den 
Verlagen heraus- 
gegebenen Zei- 
tungen 

30 

39 

130 

(darunter Stra- 
ßenverkaufszei- 
tungen) 

(6) 

(9) 

(150) 

c) Verkaufsauflage 
(jeweils 4. Quar- 
tal) der unter b) 
erfaßten Zeitun- 
gen in 1000 Stück 

6 469 

8 982 

139 

(darunter Stra- 
ßenverkaufszei- 
tungen) 

(3 384) 

(5 208) 

(154) 


Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen in 
Verbindung mit den der IVW erstatteten 
Auflagenmeldungen. 
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Die Steigerungsrate bei den 3 Straßenverkaufs- 
zeitungen liegt mit 53, i °/o erheblich über der der 17 
Abonnementzeitungen mit 13,1 %. 

Eine gesonderte Auswertung für die Zeitungen bis 
30 000 Verkaufsauflage, für die auswertbare Unter- 
lagen vorhanden waren, hat im gleichen Zeitraum 
eine Steigerung von 9 °/o ergeben. 

Bei den 15 größten Verlagen oder Verlagsgruppen 1 ), 
gemessen an der Verkaufsauflage im 4. Quartal 
1964, hat die Anzahl der von ihnen herausgegebe- 
nen Zeitungen und deren Auflage zugenommen (vgl. 
Tabelle 93)^ 

Die 15 größten Verlage oder Verlagsgruppen haben 
1964 52 % der Auflage aller Tageszeitungen her- 
ausgegeben. Von ihnen wurden 1964 96 °/o der Ge- 
samtauflage aller Straßenverkaufszeitungen ver- 
legt. Im Vergleich zu 1956 ist die Zahl dieser Ver- 
lage oder Verlagsgruppen um 31 °/o, die ihrer Zei- 
tungen um 30 °/o und die ihrer Verkaufsauflage um 
39 °/o angestiegen. Dabei ist die Auflage der Abon- 
nementzeitungen um 22 %, die der Straßenverkaufs- 
zeitungen um 54 %» angewachsen. 

Von den 39% des Auflagenzuwachses zwischen 
1956 und 1964 entfallen 28 Punkte auf Zeitungen, 
die bereits 1956 von den Verlagen oder Verlags- 
gruppen verbreitet wurden, und 1 1 Punkte auf Zei- 
tungen, die im Untersuchungszeitraum hinzugekom- 
men sind. 

Zu den 15 Einheiten gehören auch 3 Verlage, die 
durch eine Beteiligung an der Konzentration GmbH, 
Bad Godesberg, miteinander verbunden sind. Sie 
vereinigten im Jahre 1964 etwa 2 / 3 der Verkaufs- 
auflage von etwa 1,3 Millionen Exemplaren der in 
dieser Gesellschaft zusammenarbeitenden 26 Ver- 
lage, die allerdings nur zum Teil als Verleger von 
Tageszeitungen tätig sind, auf sich. 


C. Die wirtschaftliche Entwicklung 
der Tagespresse 

1. Methodische Schwierigkeiten 

Das erhobene Material über die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Tagespresse ist für Verlage und Zei- 
tungen getrennt ausgewertet worden. Durch die 
Vielfalt der Unternehmens-, Betriebs- und Zeitungs- 
strukturen ist die Ermittlung vergleichbarer Daten 
erschwert worden. 

Die Ertragsstruktur ( = Erlösstruktur) der Verlage 
ist z. B. davon abhängig, ob die Zeitung selbst oder 
von einer anderen Druckerei (im Lohndruck) her- 
gestellt wird. Sie wird weiter davon beeinflußt, ob 
mehrere Zeitungen hergestellt und ob andere, das 


9 Zu einer Verlagsgruppe wurden alle Zeitungsverlage 
gerechnet., die Ende 1964 untereinander oder über ihre 
Gesellschafter kapitalverflochten waren, und zwar 
mußte ein zur Gruppe gehöriger Verlag oder dessen 
Gesellschafter mit mindestens 25'% am Kapital des 
Unternehmens beteiligt sein. 


Zeitungsprogramm ergänzende Objekte verlegt 
werden. Für die Ertragsstruktur ist weiter von Be- 
deutung, inwieweit fremde Verlagsobjekte gedruckt 
oder sonstige Geschäfte betrieben werden. 

Die Erlösstruktur der Zeitung hängt weitgehend 
davon ab, inwieweit sie als Abonnementzeitung 
oder als Straßenverkaufszeitung vertrieben wird. 
Hiernach richtet sich auch das Verhältnis von Ver- 
triebs- und Anzeigenerlösen. Einen ähnlichen Ein- 
fluß hat das Verbreitungsgebiet der Zeitung. Diese 
Einflüsse können in Branchendurchschnittszahlen 
nur unvollkommen zum Ausdruck kommen. 

Die Faktoren, die auf die Aufwandsstruktur wirken, 
sind noch vielfältiger. Die unterschiedliche Betriebs- 
struktur (z. B. Verlage ohne oder mit Druckerei), 
die Betriebsgröße, der technische Stand der Verlags- 
und Druckereianlagen sowie deren Auslastung sind 
ebenso für die Zusammensetzung der Aufwendun- 
gen (Kosten) von Bedeutung wie die Größe und Zu- 
sammensetzung der Redaktion (Voll- oder Teil- 
redaktion). 

Außer diesen Strukturunterschieden beeinträchti- 
gen Unterschiede im Rechnungswesen die Vergleich- 
barkeit der Erhebungen. Bei einer großen Zahl von 
Verlagen — insbesondere bei kleineren Unterneh- 
men — fehlt ein ausgebautes Rechnungswesen mit 
einer Betriebsabrechnung. Dadurch können die 
Kosten nicht mit der nötigen Genauigkeit für die 
einzelnen Kostenträger erfaßt werden. So ist eine 
richtige Zurechnung der Druckereikosten auf die 
eigene Zeitung und auf fremde Druckaufträge nicht 
möglich, so daß der Verlag das Ergebnis des Zei- 
tungsgeschäfts nicht oder nur ungenau feststellen 
kann. Für externe Vergleiche, wie sie hier vor- 
genommen werden, fällt erschwerend ins Gewicht, 
daß die Kosten nicht einheitlich nach Arten und 
Stellen erfaßt werden. 

Besonders wichtig wäre es im Hinblick auf den 
Untersuchungsauftrag gewesen, Kosten und Erlöse 
möglichst weitgehend dem Zeitungsgeschäft einer- 
seits und dem Anzeigengeschäft andererseits zuzu- 
rechnen. Leider scheiterte dies in den meisten Fäl- 
len an der Unzulänglichkeit des Rechnungswesens. 
Viele Verlage sind daher selbst nicht über das 
Betriebsergebnis ihrer Zeitung aus Vertrieb und 
Anzeigen unterrichtet. Auch die Aufteilung der 
Anzeigen nach Sparten (Markenartikel, Stellen- 
anzeigen u. ä.) lag — wenn überhaupt — nur nach 
Anzeigenflächen in mm-Abmessungen vor. Ledig- 
lich einige wenige Verlage erfassen die Erlöse der 
einzelnen Anzeigensparten. 

2. Die wirtschaftliche Entwicklung der Verlage 

a) Die Erträge 

Die Ertragsstruktur gibt Aufschluß über die Ertrags- 
quellen, von denen ein Unternehmen lebt. Sie zeigt 
die relative Bedeutung der verschiedenen Erlöse. 
Im Rahmen dieser Enquete war es von Interesse, 
in welchem Umfang die Zeitungserlöse das Ertrags- 
bild der Verlage bestimmen und inwieweit es von 
Druckereierlösen abhängt. Es war weiter festzustel- 
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len, inwieweit Zeitungsverlage durch die Verbrei- 
tung anderer Verlagsobjekte oder durch andere 
Geschäftstätigkeit einen Risikoausgleich erzielen. 
Solche Erhebungen sollten Aufschluß darüber geben, 
ob bei kleinen Verlagen die Zeitungserlöse gerin- 
gere Bedeutung haben als bei größeren. Nach den 
Ergebnissen der Erhebungen haben 146 Verlage, 
deren Unterlagen für die beiden Stichjahre 1956 
und 1964 ausgewertet werden konnten, folgende 
Ertragsstruktur: 


Tabelle 94 


Ertragsarten 

Ertragsanteile 
in °/o 

1956 | 1964 

1. Erträge aus Tageszeitungen 


(Vertriebs-, Anzeigen-, sonstige 


Erlöse) 

74,0 79,0 

2. Erträge (= Erlöse) aus sonsti- 


gen Verlagsobjekten 

6.3 5,1 

3. Druckereierträge (ohne innerbe- 


triebliche Leistungen für die 


Zeitung) 

17,2 12,6 

4. Erträge aus Handelsgeschäften 

0,8 1,0 

5. Alle übrigen Erträge 

1,7 2,3 

I 

6. Summe 1. bis 5 

100,0 100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Im Durchschnitt entfielen 70 bis 80 % der Erträge 
auf die Zeitung, über 90 °/o auf Zeitung und Drucke- 
rei zusammen. Erträge aus anderen Verlagsobjekten 
sind dagegen vergleichsweise niedrig. Zwischen 1956 
und 1964 hat sich das Schwergewicht der Erträge 
weiter auf die Zeitung verschoben. 

Einzelne Verlage weichen von diesen Durchschnitts- 
zahlen erheblich ab. Die Abweichungen innerhalb 
der Größenklassen können aus Anlage 32 entnom- 
men werden. Dort ist die Ertragsstruktur auch ge- 
trennt wiedergegeben für Verlage, die ihre Zeitung 
in der eigenen Druckereiabteilung hersteilen, und 
für Verlage, die überwiegend im Lohndruck drucken. 

Nach dieser Anlage ist der Anteil der Zeitungs- 
erträge in den unteren Größenklassen I bis IV (mit 
Ausnahme der Verlage, deren Zeitung im Lohn- 
druck hergestellt wird) im allgemeinen niedriger 
als bei den Verlagen, die Zeitungen mit einer Auf- 
lage von 30 000 und mehr verbreiten. Die Anteile 
der Druckereierträge und die Erträge aus Handels- 
geschäften lagen entsprechend höher. Obwohl Zahl 
und Auflage fremder periodischer Druckschriften 
gerade bei den großen Verlagen im Untersuchungs- 
zeitraum stark zugenommen haben, kommt den 
Druckereierlösen eine relativ geringere Bedeutung 
zu als bei kleinen Verlagen. Die Akzidenzdruckerei 
beeinflußt die Höhe der Erträge des kleinen Ver- 
lags nicht unerheblich. Dies gilt selbst bei Verlagen 


der Größenklasse I, die ihre Zeitung nicht selbst 
drucken. Einige kleine Verlage haben von einer 
Beteiligung an der Enquete abgesehen, weil nach 
ihren Angaben die Zeitungserträge im Rahmen ihrer 
gesamten Geschäftstätigkeit eine untergeordnete 
Rolle spielen. 

In der Größenklasse VIII ist der hohe Anteil von 
Druckereierträgen bei Verlagen, die ihre Zeitungen 
überwiegend im Lohndruck hersteilen lassen, in 
gewissem Umfang durch den Lohndruck von Zeitun- 
gen bedingt, die zur gleichen Verlagsgruppe 
gehören. 

Die Erhebungsergebnisse der Kommission werden 
bestätigt durch die Kostenstrukturstatistik des Sta- 
tistischen Bundesamtes für die Jahre 1960 und 1964, 
die in Anlage 33 für Zwecke dieser Enquete auf- 
gegliedert ist. Bei einem Vergleich ist jedoch zu 
berücksichtigen, daß die Kostenstrukturstatistik 
nach einem anderen Größenmerkmal (Gesamtpro- 
duktion = Gesamtleistung) aufbereitet ist als die 
Zahlen der Kommission (Auflagen). 

b) Die Kosten 

Während die Struktur der Verlagserträge durch 
Fragebogenerhebungen für eine größere Zahl von 
Verlagen hinreichend bestimmt werden konnte, war 
dies aufgrund der oben beschriebenen Unterschiede 


Tabelle 95 


Aufwandsarten 

Zeitungs- 
verlage mit 
eigener 
Druckerei 

Fremd- 

druckende 

Zeitungs- 

verlage 


1956 

1964 

1956 

1964 



in °/o 


Löhne, Gehälter, so- 





ziale Leistungen . . . 

Papier, Druckfarben 

32 

37 

18 

19 

u. ä 

32 

25 

23 

18 

Aufwendungen für 

Lohnsatz und -druck 

— 

— 

20 

19 

Zwischensumme . . . 

64 

62 

61 

56 

Nachrichtendienste, 





Honorare 

5 

4 

5 

4 

Steuern, Beiträge, 





Versicherungen . . . 

5 

7 

5 

6 

Abschreibungen . . . 
Alle übrigen 

3 

3 

1 

1 

Aufwendungen .... 

23 

24 

28 

33 

insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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des betrieblichen Rechnungswesens für die Erfas- 
sung der Kosten ( — Aufwendungen) nicht möglich. 
Hier mußte sich die Kommission deshalb auf die 
Auswertung ihrer eigenen Untersuchungen durch 
Sachverständige bei einer kleineren Zahl von Ver- 
lagen beschränken. 

Bei 12 Verlagen, die Abonnementzeitungen heraus- 
geben, bestand die in Tabelle 95 dargestellte Ent- 
wicklung der Kostenstruktur. 

Die Kostenstruktur des Eigendruckers unterscheidet 
sich von der des Fremddruckers, da die Aufwendun- 
gen für Lohnsatz und -druck sich bei Verlagen mit 
eigener Druckerei auf alle Aufwandsarten, insbe- 
sondere auf Lohn- und Sozialkosten, verteilen. Die 
Feststellungen der Kommission werden im übrigen 
weitgehend von der Kostenstrukturstatistik des 
Statistischen Bundesamtes bestätigt 1 ). 

Ein Überblick über die relative Änderung der 
Gesamtkosten ergibt sich aus folgender Tabelle: 


Tabelle 96 


Aufwandsarten 

Zeitungs- 

verlage 

mit 

eigener 

Druckerei 

Fremd- 

druk- 

kende 

Zeitungs- 

verlage 


Aufwendungen 1964 
gegenüber 1956 
(= 100) 

Löhne, Gehälter, soziale 
Leistungen 

199 

257 

Papier, Druckfarben u. ä. ... 

138 

192 

Aufwendungen für Lohnsatz 
und -druck 



242 

N achrichtendiens te , 

Honorare 

150 

201 

Steuern, Beiträge, 
Versicherungen 

221 

285 

Abschreibungen 

139 

350 

Alle übrigen Aufwendungen 

186 

294 

Aufwendungen insgesamt . . 

174 

249 

Index der Verkaufsauflage . 

112 

135 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Bei den Zeitungsverlagen mit eigener Druckerei ist 
der Index der Verkaufsauflage um 12% gestiegen. 
Demgegenüber haben die Gesamtkosten um 74 %, 
also erheblich stärker, zugenommen. Uber dieser 
durchschnittlichen Kostenzunahme liegen Löhne und 
Gehälter mit 99 % Zuwachs, Steuern, Beiträge und 
Versicherungen mit 121% Zuwachs und alle übri- 
gen Aufwendungen mit 86 % Zuwachs. Die übrigen 
Kostenarten, darunter insbesondere Papier und 


9 vgl. Anlage 34 


Druckfarben, haben in geringerem Maße zugenom- 
men (um 38 °/o) als die Gesamtkosten. 

Noch stärker ist der relative Kostenanstieg bei den 
fremddruckenden Zeitungsverlagen. Einer Zunahme 
der Verkaufsauflage um 35 °/o steht hier eine Zu- 
nahme der Gesamtkosten um 149 % gegenüber, 
über den Durchschnitt angestiegen sind Abschrei- 
bungen (um 250 %), Steuern, Beiträge und Versiche- 
rungen (um 185%), alle übrigen Aufwendungen 
(um 194%), Lohne, Gehälter, soziale Leistungen 
(um 157%). Auch hier liegen die Kosten für Papier 
und Druckfarben mit 92 % erheblich unter dem 
Durchschnitt des Kostenanstiegs. 

Bei den Zeitungsdruckereien mit eigener Druckerei 
wiegen Lohn- und Gehaltskosten und damit auch 
tarifliche Lohnerhöhungen deshalb schwerer, weil 
ein Großteil der Arbeitsstunden nachts geleistet 
wird und dadurch tarifliche Zuschläge zu zahlen 
sind. 

Die Zahl der Beschäftigten ist bei 12 untersuchten 
Verlagen von 1956 bis 1964 um 52 % angewachsen. 
Die Zahl der Redakteure dagegen hat sich um 84 % 
erhöht. Diese Entwicklung könnte eine Folge der 
zunehmenden Seitenzahl der Textteile sein. 

Trotz der Auflagensteigerungen und der wachsenden 
Seitenzahlen sind die Aufwendungen für Papier 
und Farben am wenigsten gestiegen. Die Begrün- 
dung dafür liegt in den gesunkenen Papierpreisen. 

Die Zunahme der Aufwendungen für Nachrichten- 
dienste und Honorare hält sich im Rahmen der all- 
gemeinen Erhöhung der Aufwendungen. 


c) Die steuerlichen Belastungen 

Die Verlage sind als erwerbswirtschaftliche Unter- 
nehmen unbeschränkt steuerpflichtig. Sie unter- 
liegen der Gewerbesteuer. Ihre Umsätze werden der 
Umsatzbesteuerung unterworfen. Die Verlage haben 
Grundsteuer und Grunderwerbsteuer zu zahlen. So- 
weit sie Kapitalgesellschaften sind, sind sie unbe- 
schränkt körperschaftsteuerpflichtig und werden zur 
Vermögensteuer veranlagt. Bei Einzelfirmen und 
Personengesellschaften sind die Eigentümer einkom- 
mensteuerpflichtig, bei Kapitalgesellschaften deren 
Gesellschafter. Alle diese sind auch Steuersubjekt 
für die Vermögensteuer. 

Die Differenzierungen, die sich aus der unterschied- 
lichen Rechtsform ergeben, lassen einen vollen 
Steuerbelastungsvergleich nicht zu. Verglichen wer- 
den können aber die sogenannten Betriebssteuern. 

Die steuerlichen Belastungen, die von der Kommis- 
sion bei den beteiligten Zeitungen ermittelt wurden, 
sind in Tabelle 97 (S. 78) dargestellt. Die Er- 
mittlungen der Kommission werden durch die Ko- 
stenstrukturstatistik des Statistischen Bundesamtes 
bestätigt 1 ). Der durchschnittliche Umsatzsteuer- 


9 vgl. Anlage 34 


77 




Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Tabelle 97 


Erträge/Steuern 

1956 

1964 

Millio- 
nen DM 

°/o 

Millio- 
nen DM 

°/o 

Erträge 

327,3 

100,0 

629,4 

100,0 

Umsatzsteuer . . . 

10,5 

3,2 

23,1 

3,7 

Gewerbesteuer/ 
Lohnsummen- 
steuer 

3,6 

1,1 

9,0 

1,4 

Sonstige 

Betriebssteuern 

0,3 

0,1 

0,7 

0,1 

insgesamt . . . 

14,4 

4,4 

32,8 

5,2 


Quelle: Eigene Erhebungen 


satz von unter 4 °/o ergibt sich u. a. durch steuerfreie 
Innenumsätze bei Verlagen und Verlagsgruppen. 

Körperschaftsteuer, Vermögensteuer und Ver- 
mögensabgabe haben nach den Feststellungen der 
Kommission 1956 1,4% und 1964 2,6 % der Erträge 
der Kapitalgesellschaften ausgemacht. Bei den Kapi- 
talgesellschaften liegt deshalb 1964 die steuerliche 
Gesamtbelastung bei rd. 8 % der Erträge. 

3. Die wirtschaftliche Entwicklung der Zeitungen 

a) Die Entwicklung von Auflage und Seitenzahl 

Der Begriff der Auflage wird in verschiedenem 
Sinne gebraucht. Mit der Druckauflage wird die Zahl 
der je Erscheinungstag gedruckten Stücke angege- 
ben. Ihr steht die verkaufte Auflage gegenüber, die 
üblicherweise in die an Abonnenten (feste Bezieher) 


und die im Einzelverkauf abgesetzten Stücke unter- 
teilt wird. Die Differenz zwischen Druckauflage und 
verkaufter Auflage umfaßt Archiv-, Werbe- und 
sonstige Freiexemplare sowie nicht verkaufte 
Stücke (Remissionen). 

Von der Auflagenhöhe hängen neben den Vertriebs- 
erlösen auch die Anzeigenpreise und damit die 
Anzeigenerlöse ab. 

Für die Darstellung der Auflagenentwicklung der 
gesamten Tagespresse im Untersuchungszeitraum 
fehlte eine vergleichbare Statistik. Die Auflagen- 
zahlen von 1956 bis 1964 werden deshalb zunächst 
für die Zeitungen wiedergegeben, die der Kommis- 
sion Auskünfte gegeben haben. Da bei einem Teil 
dieser Zeitungen, neben echten Auflagesteigerun- 
gen, Auflageerhöhungen durch Besitzveränderungen 
(z. B. Kauf von Verlagsrechten und Übernahme be- 
stehender Zeitungen) enthalten sind, hat die Kom- 
mission zusätzlich die Auflagenentwicklung von 
354 Zeitungen untersucht, die bereits 1956 der IVW 
angehörten und keinen solchen Veränderungen 
unterlagen. 

Aus den eigenen Erhebungen konnten die Angaben 
von 147 Zeitungen im gesamten Untersuchungs- 
zeitraum ausgewertet werden (vgl. Tabelle 98). 

Die Verkaufsauflage ist im Untersuchungszeitraum 
von 10,2 Millionen auf 12,8 Millionen Stück gestie- 
gen und hat damit um 26 °/o zugenommen. Da die 
Wohnbevölkerung über 14 Jahre nur um 7 °/o gestie- 
gen ist, ist der Zuwachs je Kopf progressiv. 

Die Entwicklung der Straßenverkaufszeitungen und 
der Abonnementzeitungen ist unterschiedlich. Wäh- 
rend die Straßenverkaufszeitungen von 3,2 Mil- 
lionen auf 5,0 Millionen Exemplare, d. h. um 56 °/o, 
zugenommen haben, sind die Abonnementzeitungen 
von 7,0 Millionen auf 7,9 Millionen Stück (+ 12%) 
gewachsen. Der Anteil der beiden Gruppen hat sich 


Tabelle 98 


Jahr 

Verkaufte Auflage im 

Jahresdurchschnitt 


Entwicklung seit 1956 (= 100) 

Abonnement- 

zeitungen 

Straßenverkaufs- 

zeitungen 

Zeitungen 

insgesamt 

Abon- 

nement- 

zeitun- 

gen 

Stra- 

ßenver- 

kaufs- 

zeitun- 

gen 

ins- 

gesamt 

Wohnbevölke- 
rung der 
Bundesrepublik 
Deutschland 
(Gebietsstand 

31. Dezember 
1964) 

1000 

Stück 

% 

1000 

Stück 

% 

1000 

Stück 

% 

ins- 

gesamt 

dar- 
unter 
über 14 
Jahre 

1956 

7 009 

69 

3 185 

31 

10 194 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1959 

7 272 

67 

3 578 

33 

10 850 

100 

104 

112 

107 

104 

103 

1962 

7 655 

64 

4 294 

36 

11 949 

100 

109 

135 

117 

107 

106 

1964 

7 865 

61 

4 979 

39 

12 844 

100 

112 

156 

126 

110 

107 


Quelle: Eigene Erhebungen bei 147 Zeitungen; die Zahlen für die Bevölkerungsentwicklung sind aus den Angaben 
der Statistischen Jahrbücher 1958, 1961, 1964 und 1966 errechnet. 
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Tabelle 99 


Verkaufte Auflage im IV. Quartal des jeweiligen Jahres 

Jahr 

Abonnementzeitungen 

Straßenverkaufszeitungen 

Zeitungen insgesamt 


1000 Stück 

Entwicklung 
seit 1956 

1000 Stück 

Entwicklung 
seit 1956 

1000 Stück 

Entwicklung 
seit 1956 

1956 

9 064 

100 

3 719 

100 

12 783 

100 

1959 

9 269 

102 

3 927 

106 

13 196 

103 

1962 

9 667 

107 

4 651 

125 

14318 

112 

1964 

9 907 

109 

5 203 

140 

15 110 

118 

1965 

10 102 

111 

5 138 

138 

15 240 

119 


Quelle: Eigene Berechnungen in Verbindung mit den 


im Untersuchungszeitraum entsprechend verscho- 
ben. Erreichten die Straßenverkaufszeitungen 1956 
31 % der verkauften Auflage, so macht dieser An- 
teil 1964 39% aus. 

Die Entwicklung ist in den einzelnen Größenklassen 
nicht einheitlich verlaufen. Einzelheiten ergeben 
sich aus Anlage 35, die auch Angaben über die 
Druckauflage und ihren Unterschied zur Verkaufs- 
auflage enthält. 

Die Entwicklung der oben erwähnten 354 Zeitungen 
(344 Abonnementzeitungen, 10 Straßenverkaufszei- 
tungen), die schon 1956 der IVW angehörten und im 
Untersuchungszeitraum ein nicht gestörtes Aufla- 
genwachstum hatten, ist aus der Tabelle 99 zu erse- 
hen. Diese ausgewählten Zeitungen lassen eine etwas 
geringere Auflagensteigerung erkennen als die Zei- 
tungen, für die eigene Erhebungen der Kommission 
vorliegen. Der Auflagenrückgang der Straßenver- 
kaufsblätter im Jahre 1965 ist auf die Erhöhung des 
Verkaufspreises für die Bild-Zeitung von 0,10 DM 
auf 0,15 DM zurückzuführen. Der Rückgang konnte 
1966 mehr als ausgeglichen werden (Verkaufsauf- 
lage der Bild-Zeitung: 4. Quartal 1964 = 4 031 314 
Stücke, 4. Quartal 1965 = 3 938 585 Stücke, 4. Quar- 
tal 1966 - 4 105 440 Stücke). 

In den einzelnen Größenklassen haben sich bei den 
354 Zeitungen die aus Tabelle 100 zu ersehenden 
Verschiebungen ergeben. Die Zahl der Zeitungen in 
Größenklasse I hat sich im Untersuchungszeitraum 
zugunsten anderer Größenklassen verringert. 

Das Auflagenwachstum wurde erreicht, obwohl bei 
den Zeitungen teilweise eine erhebliche Abonnen- 
tenfluktuation zu beobachten war. Die Gründe für 
die Abbestellung der Zeitung sind vielschichtig 
(z. B. Wohnortwechsel, Abbestellung während der 
Urlaubszeit oder Semesterferien, Bezugspreiserhö- 
hungen). Die Abbestellungsquote wird von der 
Marktstellung und dem Verbreitungsgebiet der 
jeweiligen Zeitung beeinflußt. Die nachhaltigen Ab- 
gänge an Abonnenten konnten von den Verlagen in 
der Regel durch verstärkte Werbung neuer Bezie- 
her wieder kompensiert werden. 


der IVW erstatteten Auflagenmeldungen 


Tabelle 100 


Größenklasse 

nach 

Verkaufs- 

auflagen 

Zahl der Zeitungen 

1956 

1959 

1962 

1964 

1965 

I 

131 

125 

120 

119 

119 

II 

64 

66 

66 

66 

65 

III 

55 

57 

57 

58 

56 

IV 

22 

21 

25 

24 

23 

V 

22 

23 

24 

25 

26 

VI 

31 

35 

35 

32 

31 

VII 

12 

11 

10 

14 

16 

VIII 

17 

16 

17 

16 

18 

I bis VIII 

354 

354 

354 

354 

354 


Quelle: Eigene Berechnungen in Verbindung mit 
den der IVW erstatteten Auflagenmeldungen 


Von 4 Zeitungen der Größenklasse VI bis VIII hat 
die Kommission Angaben zu den Abbestellungen 
zwischen 1956 und 1964 erhalten. Diese schwankten 
jährlich wie folgt: 


Tabelle 101 


Zeitung 

Abbestellungen in °/o der 
Abonnentenzahl 

A 

10 bis 18 

B 

21 bis 32 

C 

27 bis 40 

D 

30 bis 40 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Die Abbestellungen bei den Zeitungen C und D lie- 
gen relativ hoch. 

In den unteren Größenklassen I bis IV liegt die 
Quote der Abbestellungen niedriger. Sie wird von 
den befragten Verlagen zwischen 2 und 10%, in 
einem Fall mit 19 % angegeben. Dies dürfte darauf 
zurückzuführen sein, daß bei Lokalzeitungen die 
Leser enger an das Blatt gebunden sind. 

Preiserhöhungen in den bei Abonnementzeitungen 
üblichen Graden (10 bis 20%) beeinflussen in der 
Regel die Höhe der Abbestellungen nicht unerheb- 
lich. Nach den erhaltenen Angaben betragen sie in 
solchen Fällen 5 bis 6 % der Auflage. In einem Fall 
ist bei einer Preiserhöhung um 15% die Zahl der 
Abonnenten innerhalb eines Jahres um 10 % zurück- 
gegangen. Bei einer anderen großen Zeitung hat 
sich dagegen eine Preiserhöhung um 14 % auf den 
Abonnentenstand nicht ausgewirkt. 

Die Steigerung der Auflagen ist mit einer Erhöhung 
der Seitenzahlen einhergegangen. Diese zeigt Ta- 
belle 102. 

Der Anteil der Anzeigenseiten hat sich im Unter- 
suchungszeitraum erhöht. Er ist bei den Straßen- 
verkaufsblättern stärker gestiegen als bei den 
Abonnementzeitungen. Wie aus Anlage 36 zu ent- 
nehmen ist, wuchs der Anteil der Anzeigenseiten an 
den gesamten Seitenzahlen bei den Abonnement- 
zeitungen in allen Größenklassen. 

Bezogen auf die Seitenzahl im Jahre 1956 (— 100) 
ergibt sich für 1964 der in Tabelle 103 ausgewiesene 
Entwicklungsstand. 


Tabelle 103 


Zeitungsteil 

Abonnement- 

zeitungen 

Straßen- 

verkaufs- 

zeitungen 

Text 

131 

137 

Anzeigen 

188 

308 

Seiten insgesamt . . . 

148 

170 


Quelle : Eigene Erhebungen 


Die Zusammensetzung des Anzeigenteils ist bei 
jeder Zeitung unterschiedlich. Zahlen hierzu stehen 
der Kommission aus ihren eigenen Untersuchungen 
bei Verlagen zur Verfügung. Danach ergibt sich als 
Beispiel für 4 Abonnementzeitungen nach den eige- 
nen Angaben der Verlage die in Tabelle 104 darge- 
stellte Aufgliederung der Anzeigenfläche in % der 
gesamten Anzeigenfläche. Die aufgeführten Bei- 
spie betreffen Zeitungen der Größenklasse VI bis 
VIII. Bei kleineren Verlagen war eine entsprechende 
Aufteilung des Anzeigenteils nicht vorhanden. 

Da einheitliche Abgrenzungsmerkmale nicht beste- 
hen, sind die Angaben der einzelnen Zeitungen nu]r 
bedingt zu vergleichen. Auch zu den von Kapferer 
& Schmidt ermittelten Anteilen der überregionalen 
Werbung bestehen erhebliche Unterschiede (vgl. Ta- 
belle 104). 


Tabelle 102 


Zeitungstyp / Zeitungsteil 

Seitenzahl 

im Kalenderjahr für den Durchschnitt von 106 Zeitungen 9 

1956 

1959 

1962 

1964 

Seiten- 

zahl 

% 

Seiten- 

zahl 

°/o 

Seiten- 

zahl 

°/o 

Seiten- 

zahl 

°/o 

Abonnementzeitungen 









Text 

2 523 

71 

2 816 

68 

3 136 

64 

3 310 

63 

Anzeigen 

1 033 

29 

1 354 

32 

1 731 

36 

1 947 

37 

insgesamt . . . 

3 556 

100 

4 170 

100 

4 867 

100 

5 257 

100 

Straßenverkaufszeitungen 









Text 

2 306 

80 

2 471 

75 

2 810 

69 

3 148 

64 

Anzeigen 

568 

20 

830 

25 

1 292 

31 

1 751 

36 

insgesamt . . . 

2 874 

100 

3 301 

100 

4 102 

100 

4 899 

100 


*) 101 Abonnement-, 5 Straßenverkaufszeitungen 


Quelle: Eigene Erhebungen 


80 





Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2120 


Tabelle 104 


Anzeigensparten 

Zeitung 

A 

B 

c 

D 

1956 | 

1964 

1956 | 

1964 

1956 | 

1964 

1956 | 

1964 

überregionale Werbung (Markenartikel) 


14 

14 

12 

15 

17 

14 

31 

34 

Stellenanzeigen 


15 

20 

10 

25 

6 

13 

32 

40 

Geschäftsanzeigen *) 


— 

— 

l 42 1 

26 

45 

47 

14 

9 

Lokale Werbung 


19 

22 

J 1 




— 

— 

Familienanzeigen 


10 

8 

l 36 

34 

14 

12 

6 

4 

Sonstige Anzeigen 


42 

36 



18 

14 

17 

13 

Summe 

| 100 

100 

100 

100 

| 100 

100 

| 100 

100 

zum Vergleich: 










Überregionale Werbung (Markenartikel 

und 









Dienstleistungen) nach Erhebungen 

von 









Kapferer & Schmidt 


— 

18 

— 

21 

— 

20 

■ 

18 


‘) Für Zeitung A konnte der Umfang der Geschäftsanzeigen, für Zeitung D die lokale Werbung nicht gesondert er- 
mittelt werden. Sie sind in den sonstigen Anzeigen enthalten. 

Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen 


b) Die Zeitungserlöse und ihre Entwicklung 

Die Zeitungserlöse setzen sich zusammen aus Ver- 
triebs-, Anzeigen- und sonstigen Erlösen (z. B. Ent- 
gelte für Maternlieferung). In ihrer Höhe werden sie 
bestimmt von der verkauften Auflage und den Ver- 
triebspreisen sowie der Zahl der belegten Anzeigen- 
seiten und den Anzeigenpreisen. 


Bei den 173 Zeitungen der 163 Verlage, die in den 
Erhebungen der Kommission erfaßt wurden, betru- 
gen die Erlöse im Jahre 1964 1,6 Mrd. DM. Davon 
entfielen 1,0 Mrd. DM auf Anzeigenerlöse. Da der 
Anteil der sonstigen Erlöse praktisch vernachlässigt 
werden kann, lagen die Vertriebserlöse bei 0,6 Mrd. 
DM. Die von den 163 Verlagen herausgegebenen 
Zeitungen hatten Ende 1964 eine Verkaufsauflage 


Tabelle 105 


Erlöse 

1956 

1964 

Abonnement- 

zeitungen 

Straßenverkaufs- 

zeitungen 

Abonnement- 

zeitungen 

Straßenverkaufs- 

zeitungen 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

% 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Vertriebserlöse 

289 

46 

63 

80 

449 

33 

104 

55 

Anzeigenerlöse 

328 

53 

15 

20 

903 

66 

86 

45 

Sonstige Erlöse 

6 

1 

— 

— 

14 

1 

— 

— 

Zeitungserlöse 

623 

100 

78 

WO 

1 366 

100 

190 

100 




Entwicklungsindex 




Vertriebserlöse 

100 


100 


155 


167 


Anzeigenerlöse 

100 


100 


275 


559 


Sonstige Erlöse 

100 


— 


233 


— 


Zeitungserlöse 

100 

100 

219 

244 


Quelle: Eigene Erhebungen bei 150 Zeitungen 
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von 13 r 4 Millionen Exemplaren und damit 78 % der 
gesamten Verkaufsauflage (17,2 Millionen Exem- 
plare), die die 504 in der IVW-Liste erfaßten Zei- 
tungen erreichten. Eine Hochrechnung der Zeitungs- 
erlöse für alle 504 Zeitungen, bei der die besonde- 
ren Verhältnisse der Abonnementzeitungen und der 
Straßenverkaufszeitungen berücksichtigt wurden, 
führte zu einem Betrag von 2250 Millionen DM. 
Davon entfielen auf Anzeigenerlöse 1420 Millionen 
DM, auf Vertriebserlöse also 830 Millionen DM. 

über die Entwicklung der Erlöse im gesamten 
Untersuchungszeitraum (1956 bis 1964) liegen der 
Kommission nur Angaben für 143 Abonnement- 
zeitungen und 7 Straßenverkaufszeitungen vor. 
Deren Erlöse sind der Tabelle 105 zu entnehmen. 

Die Auswertung zeigt zwei auffallende Entwick- 
lungen: Die zunehmende Bedeutung der Anzeigen- 
erlöse und das starke Wachstum der Straßenver- 
kaufszeitungen. Allerdings hat sich der Anteil die- 
ser Blätter an den Gesamterlösen nur von 11 % auf 
1 2 °/o erhöht, während ihr Anteil an der Verkaufs- 
auflage der Zeitungen, die sich an der Enquete 
beteiligt haben, von 31% auf 39% gestiegen ist. 

Im Trend ergibt sich für die Zeitungen aller Grö- 
ßenklassen ein wachsender Anteil der Anzeigen- 
erlöse. Das Ausmaß dieser Entwicklung ist jedoch 
unterschiedlich. Einzelheiten sind aus Anlage 37 
zu ersehen, in der auch die Zahlen für die Jahre 
1959 und 1962 enthalten sind. Der dort ausgewiesene 
verhältnismäßig hohe Anteil der Anzeigenerlöse 
in Größenklasse I ist teilweise durch Zusammen- 
arbeit mit größeren Verlagen bedingt. Anderer- 
seits sind die Anzeigenerlöse insbesondere in den 
mittleren Größenklassen auch durch geographisch- 
wirtschaftliche Strukturunterschiede der Verbrei- 
tungsgebiete beeinflußt. Im allgemeinen läßt sich 
feststellen, daß die oberen Größenklassen ein stär- 
keres Anzeigenwachstum zu verzeichnen hatten. 

c) Beziehungen zwischen Vertriebs- und Anzeigenpreis- 
politik der Verlage 

Der Verlag finanziert seine Zeitung im wesent- 
lichen aus zwei Einnahmequellen: den Vertriebs- 
und den Anzeigenerlösen. Die Funktion der Zeitung 
als „Informationsträger" für den Leser wird vom 
Anzeigenkunden als „Anzeigenträger" mit be- 
nutzt. Beide Erlösgruppen sind in ihrer Bedeutung 
voneinander abhängig. Beziehungen zwischen Ver- 
triebspreisen und Anzeigenpreisen bestehen da- 
durch, daß der Vertriebspreis die Höhe der Auflage 
beeinflußt. Die Auflagenhöhe bestimmt ihrerseits 
wieder den erzielbaren Anzeigenpreis, da dieser 
weitgehend von der Zahl der Leser abhängt. Nied- 
rige Vertriebspreise schmälern die Vertriebserlöse, 
wirken oft aber auflagenerhöhend und schaffen da- 
mit die Voraussetzung für eine entsprechende Stei- 
gerung de.r Anzeigenerlöse. Je größer das Gewicht 
der Anzeigenerlöse innerhalb der Gesamterlöse ist, 
desto mehr hat der Verleger in seinen preispoli- 
tischen Entscheidungen auf das Anzeigengeschäft 
Rücksicht zu nehmen. 

Nach den Erhebungen der Kommission haben sich 
Umfang und Anteil der Anzeigenerlöse von 1956 
bis 1964, vor allem durch eine Mengenkonjunktur 


im Anzeigengeschäft, wesentlich erhöht. Die Ver- 
lage sind durch diese Entwicklung, die sich in allen 
Größenklassen vollzog, konjunkturabhängiger ge- 
worden. 

d) Auswirkungen der Vertriebspreise 
auf die Erlösentwickiung 

Zeitungen werden entweder im Abonnement oder 
als einzelnes Stück verkauft. Dementsprechend gibt 
es zwei Vertriebspreise: den Abonnementpreis und 
den Einzelverkaufspreis. 

Die Erlöse des Verlages aus der Zeitung liegen 
unter den Verkaufspreisen, weil dieser aus ihnen 
noch Groß- und Einzelhandelsrabatte auf den Ver- 
triebspreis zu decken hat. Der gesamte Handels- 
rabatt kann für die über den Großhandel und 
Einzelhandel abgesetzten Zeitungsexemplare bis zu 
40 % vom Vertriebspreis betragen. 


Tabelle 106 


Preise / Erlöse 0 

Abonne- 

ment- 

zeitungen 2 ) 

Straßen- 

verkaufs- 

zeitungen 2 ) 


1956 1 1964 

1956 | 1964 

1. Einzelverkaufspreis 

a) in DM 

0,20 0,25 

0,13 0,15 

b) 1956 = 100 

100 125 

100 115 

2. Monatlicher Abonne- 
mentpreis 

a) in DM 

3,77 5,08 


b) 1956 - 100 

100 135 

— - 

3. Monatlicher Vertriebs- 
erlös je verkauftes 
Exemplar 

a) in DM 

3,22 4,59 

1,62 1,73 

b) 1956 = 100 

100 143 

100 107 

4. Monatlicher Gesamt- 
erlös (Vertrieb und 
Anzeige) je verkauftes 
Exemplar 

a) in DM 

7,03 13,32 

2,01 3,15 

b) 1956 - .100 

100 190 

100 157 

5. Monatlicher Vertriebs- 
erlös je verkauftes 
Exemplar 

a) in % des monat- 
lichen Gesamterlö- 
ses 

46,2 32,8 

80,6 54,9 

b) in % des Abonne- 
mentpreises 

92,4 95,1 

— — 

0 Der Tabelle liegen die Verhältnisse von rd. 140 Zei- 


tungen, die 6mal wöchentlich erscheinen, zugrunde 
(vgl. hierzu insbesondere Anlage 38). 

2 ) Die Zahlen in der Tabelle sind als einfache Durch- 
schnitte errechnet worden. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Die Abonnementpreise sind mit 35 °/o stärker ange- 
stiegen als die Einzelverkaufspreise mit 15 %. Dies 
liegt daran, daß die Einzelverkaufspreise nur um 
runde Beträge verändert werden können. Daß der 
monatliche Vertriebserlös um einen höheren Pro- 
zentsatz gestiegen ist, ist aus Veränderungen der 
Vertriebsweise zu erklären, die auf den durch- 
schnittlichen Rabattsatz vermindernd eingewirkt 
hat. Bei den Straßenverkaufszeitungen haben sich 
die Preiserhöhungen von 15 °/o nicht in gleicher 
Relation auf die Erlöse (7 °/o) ausgewirkt. 

Der Anteil des Vertriebserlöses am Gesamterlös ist 
bei beiden Zeitungstypen stark zurückgegangen, bei 
den Abonnementzeitungen von 46,2 °/o (1956) auf 
32,8 °/o (1964) und bei den Straßenverkaufszeitungen 
von 80,6% (1956) auf 54,9% (1964). Daraus geht 
auch hervor, daß die Straßenverkaufszeitungen einen 
höheren Anteil des Erlöses aus dem Vertrieb erzie- 
len als die Abonnementzeitungen, 
über die Entwicklung von Preisen und Erlösen in 
den einzelnen Größenklassen gibt Anlage 38 Aus- 
kunft. Sie zeigt einen eindeutig aufsteigenden 
Trend der Vertriebspreise und der monatlichen 
Erlöse bei allen Größenklassen. Der Abonnement- 
preis und der monatliche Vertriebserlös wachsen 
von Größenklasse zu Größenklasse. 

Innerhalb der einzelnen Größenklassen weichen die 
Zeitungsbezugspreise in gewissen Grenzen von- 
einander ab. Dafür gibt es verschiedene Gründe. 
Anlage 39 zeigt regionale Unterschiede. Diese sind 
teilweise durch die Marktstellung der einzelnen Zei- 
tung bedingt. In Oberfranken waren die Zeitungen 
mit überwiegend lokalem Charakter in ihrer Preis- 
gestaltung offenbar freier als im Ruhrgebiet. Wäh- 
rend in Oberfranken im Jahre 1964 das Monats- 
abonnement für 4 erfaßte Zeitungen zwischen 4,80 
DM und 5,20 DM schwankte, kosteten 9 Zeitungen 
aller Größenklassen im Ruhrgebiet 5,00 DM im 
Monatsabonnement. Es erscheint ausgeschlossen, 
daß im Ruhrgebiet eine kleine Zeitung über den 
Bezugspreis der größten Regionalzeitung, der West- 
deutschen Allgemeinen (DM 5,00), hinausgehen 
kann. Auch eine Unterbietung des Vertriebspreises 
einer größeren Zeitung ist den kleinen Zeitungen 
hier erschwert, da — wie beobachtet werden konnte 


— kleine Zeitungen fürchten müssen, daß große 
Zeitungen mit lokalen Teilausgaben in den nied- 
rigeren Preis eintreten. 

In Württemberg besteht — wie die Untersuchung 
zeigt — Preisführerschaft einer großen Zeitung. Der 
von ihr festgesetzte Bezugspreis lag 1964 bei 5,30 
DM. Er wurde von keiner Zeitung überschritten, die 
in ihrem Verbreitungsgebiet erscheint. 

Im Rhein-Main-Gebiet liegen die monatlichen Be- 
zugspreise dagegen allgemein etwas höher. Hier 
ist der Wettbewerb durch Verflechtungen einer 
Reihe von Verlagen reduziert. 

Die Entwicklung der Vertriebserlöse einer Tages- 
zeitung hängt von dem Auflagenwachstum und der 
Bezugspreisänderung ab. Sie ist wegen der unter- 
schiedlichen Preise für das Abonnement und den 
Einzelverkauf ferner von den Anteilen dieser bei- 
den Vertriebsarten an der Verkaufsauflage ab- 
hängig. 

Bei den Abonnementzeitungen sind die Erlössteige- 
rungen in erster Linie durch Erhöhungen der Ver- 
triebspreise (Abonnementpreis = + 35 %, Einzel- 
verkaufspreis = + 25 %) verursacht, in geringe- 
rem Maße durch die Steigerung der Verkaufsauf- 
lage (4- 12%). Bei den Straßenverkaufszeitungen 
dagegen hat vor allem die Steigerung der Ver- 
kaufsauflagen um 56 % die Erlöserhöhung bewirkt, 
da die Vertriebspreise im gleichen Zeitraum nur 
um 15% zugenommen haben (vgl. Tabelle 107). 

Berücksichtigt man die quantitative Leistung für den 
Leser, die sich in der Seitenzahl ausdrückt, ändert 
sich das Bild. Dies zeigt die Tabelle 108, in der 
die Zahlen von 84 Abonnementzeitungen verschie- 
dener Größenklassen mit 6mal wöchentlichem 
Erscheinen ausgewertet sind. Während der Abonne- 
mentpreis für 1000 Textseiten infolge der wachsen- 
den Seitenzahl in den Größenklassen IV bis VII 
gefallen ist, ist er in den Größenklassen I, III und VIII 
gestiegen. 

e) Auswirkungen der Anzeigenpreise auf die Entwicklung 
der Anzeigenerlöse 

Die Anzeigenpreise werden nach der Fläche, gemes- 
sen nach der Höhe in mm je Anzeigenspalte, oder 


Tabelle 107 


Zeitungstyp 

. Verkaufte Auflage 

Vertriebspreise 

Abonnement | Einzelverkauf | Insgesamt 

Abonnement | Einzelverkauf 

1964 gegenüber 1956 (= 100) 

Abonnementzeitungen 

Straßenverkaufsblätter 

110 150 112 

263 156 156 

110 155 126 

135 125 

— 115 

Zeitungen insgesamt 


Quelle: Eigene Erhebungen 


83 




Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Tabelle 108 


Abonnementzeitungen 
nach Größenklassen 

Durchschnittlicher Jahresabonnementpreis 

umgerechnet auf je 1000 
Text- und Anzeigenseiten 
eines Abonnements 

Preis je 1000 Textseiten 
eines Abonnements 

1964 gegenüber 1956 
(= 100) 

1956 

DM 

1964 

DM 

1956 

DM 

1964 

DM 

Text- und 
Anzeigen- 
seiten 

Textseiten 

I 

12,30 

13,71 

15,27 

18,73 

112 

123 

II 

13,21 

14,07 

16,29 

19,15 

107 

118 

III 

12,24 

11,73 

16,27 

16,67 

96 

102 

IV 

11,32 

10,20 

15,30 

15,21 

90 

99 

V 1 

12,33 

11,00 

16,94 

16,76 

89 

99 

VI 

11,49 

10,20 

16,62 

16,02 

89 

96 

VII 

9,57 

8,11 

15,18 

14,84 

85 

98 

VIII 

9,97 

8,64 

15,76 

16,70 

87 

106 

I bis VIII 

11,55 

10,96 

15,95 

16,76 

95 

105 


Quelle: Eigene Erhebungen bei 84 Abonnementzeitungen 


nach Seiten berechnet. Die Vergleichbarkeit wird 
durch unterschiedliche Spaltenbreiten und Abschläge 
vom Bruttogrundpreis für einzelne Anzeigensparten 
sowie durch die Gewährung von Mengen- und Mal- 
rabatten und durch die Berechnung von Zuschlägen 
für Placierung u. ä. beeinträchtigt. Die Abschläge 
vom Grundpreis für einzelne Anzeigensparten wer- 
den am folgenden Beispiel einer großen Abonne- 
mentzeitung dargestellt. 


Tabelle 109 


i 

Anzeigensparten 

Preis in °/o 
des Grund- 
preises 

Finanzanzeigen 

94 

lokale Empfehlungs- und Bäder- 
anzeigen 1 

84 

Stellenanzeigen 

80 

regelmäßige Bezugsquellen- 
anzeigen 

71 

Anzeigen von Filmtheatern 

70 

Nachrufe und Jubiläen, Klein- 
anzeigen, amtliche und kirchliche 
Bekanntmachungen ' 

61 

Familienanzeigen 

27 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Abschläge sind bei den einzelnen Zeitungen 
jeweils verschieden. 


Die Anzeigenpreise einer Zeitung hängen wesent- 
lich von ihrer Auflage ab, da mit einer höheren 
Auflage im allgemeinen mehr Werbekontakte ge- 
schaffen werden. Die Zahl der Kontakte beeinflußt 
neben anderen Faktoren, wie Zusammensetzung der 
Leserschaft nach Alter und Einkommen, die Werbe- 
wirksamkeit einer Anzeige. Für Vergleiche werden 
die Anzeigenpreise deshalb auf den sogenannten 
„Tausenderpreis" (Anzeigenpreis je 1000 Stück Auf- 
lage) umgerechnet. 

Bei dem folgenden Vergleich wurden die von den 
befragten Verlagen mitgeteilten Bruttoanzeigen- 
preise je Seite zugrunde gelegt. Von einer Umrech- 
nung der unterschiedlichen Formate auf ein ein- 
heitliches Flächenmaß mußte abgesehen werden. 
Zum Zwecke von Preisvergleichen wurden die 
Seitenpreise auf 1000 Stück Verkaufsauflage bezo- 
gen. 

Die Ergebnisse bei Größenklasse I und VIII *) sind 
aus Tabelle 110 zu entnehmen. Obwohl die klei- 
nen Zeitungen die niedrigeren Bruttoanzeigen- 
preise je Seite haben, sind sie im Tausendpreis 
wesentlich teurer als die großen Blätter. Anlage 
40 zeigt, daß der Tausendpreis von Größenklasse 
zu Größenklasse nahezu kontinuierlich abnimmt. 
Die Tausendpreise sind in allen Größenklassen 
von 1956 bis 1964 gestiegen. Der Umfang der 
Preissteigerung ist uneinheitlich. Er schwankt bei 
den Abonnementzeitungen zwischen 7 °/o und 29% 
in den einzelnen Größenklassen. 

Bei der Beschaffung der Anzeigenaufträge von 
Werbetreibenden, Werbeagenturen u. a. sind die 


Ü vgl. Anlage 40 
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Tabelle 110 



Abonnementzeitungen 

Straßenverkaufs- 

Anzeigenpreise 

1956 

1964 

Zeitungen x ) 

Größen- 
klasse I 

Größen- 

klasse 

VIII 

Größen- 
klasse I 

Größen- 

klasse 

VIII 

1956 

1964 

Bruttoanzeigenpreise je Seite 







a) in DM • • • • 

498 

9 358 

630 

12018 

3 645 

5 335 





(83 200) 

(131 040) 

b) Index 

100 

100 

126 

128 

100 

146 



(158) 

Anzeigenseitenpreis je 1000 Stück Ver- 
kaufsauflage 







al in DM . _ 

233 

47 

278 

54 

37 

42 


(33) 

(34) 

b) Index 

100 

100 

119 

115 

100 

112 






(102) 


>) Die Zahlen für die Bild-Zeitung sind getrennt von den übrigen Zeitungen in den Klammern ausgewiesen. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


kleinen Zeitungen nicht nur durch den höheren 
Tausenderpreis im Nachteil. Die Werbetreibenden 
und Werbemittler haben hier auch einen höheren 
Verwaltungsaufwand, weil sie für die Belegung 
einer entsprechenden Auflagenzahl mehr Verlage 
heranziehen müssen, die dann in der Regel auch 
noch unterschiedliche Anzeigenpreise und Formate 
haben. Diese Nachteile können die Vorteile über- 
wiegen, die sich aus der gezielten Werbung in 
lokalen Blättern ergeben. Kleine Zeitungen haben 
sich daher vielfach zu Anzeigenringen zusammen- 
geschlossen, wodurch sie den Werbetreibenden eine 
größere Gesamtauflage mit einer einheitlichen An- 
zeigenverwaltung anbieten. Aus den „Ring" -Anzei- 
gen fließen jedoch den angeschlossenen Verlagen 
relativ geringere Erträge zu, da die Anzeigenpreise 


um den Ring-Rabatt an die werbetreibende Wirt- 
schaft gekürzt sind und außerdem die Kosten für 
die Ringverwaltung getragen werden müssen. Da- 
durch werden die Vorteile des Zusammenschlusses 
verringert, gelegentlich sogar aufgehoben. Eine 
erhebliche Zunahme des Anzeigenumsatzes läßt sich 
so im allgemeinen nicht erreichen, da die Anzeigen- 
preise der Ringe als Addition der um den Ring- 
rabatt gekürzten Einzeltarife aller angeschlossenen 
Zeitungen gebildet werden. Ihre Tausenderpreise 
liegen meist noch über denen vergleichbarer Zei- 
tungen. 

Untersuchungen haben ergeben, daß der Anteil der 
Anzeigenerlöse an den Gesamterlösen in zonen- 
grenznahen und wirtschaftlich schwachen Gebieten 


Tabelle 111 


Zeitungstyp 

Anzeigen- 

seitenzahl 

Bruttoanzeigen- 
preis je Seite 

Zum Vergleich: 
Anzeigenseitenpreis je 
1000 Stück verkaufte 
Auflage 


1964 gegenüber 1956 ( = 100) 

Abonnementzeitungen 

188 

119 bis 137 1 ) 

107 bis 129 1 ) 

Straßenverkaufszeitungen 

308 

146 (158) 2 ) 

112 (102) 2 ) 


J ) niedrigster und höchster Index der 8 Größenklassen 
2 ) Die Zahlen der „Bild-Zeitung" sind in Klammern gesetzt. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


85 





Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


weniger gestiegen ist als in wirtschaftlich starken 
Gebieten. 

Die Entwicklung der Anzeigenerlöse ist von der 
Entwicklung der Zahl der Anzeigenseiten und der 
Anzeigenpreise abhängig. Der Einfluß der Preise 
und Seitenzahlen auf den Erlöszuwachs ergibt sich 
aus Tabelle 111. 

Bei den Abonnementzeitungen hat sich die Zahl der 
Anzeigenseiten von 1956 auf 1964 im Durchschnitt 
um 88% erhöht. Demgegenüber schwankt die 
Steigerung des Bruttoseitenpreises für die einzelnen 
Größenklassen im gleichen Zeitraum zwischen 19°/o 
und 37 °/o. Für die Straßenverkaufszeitungen lauten 
die entsprechenden Zunahmen bei den Anzeigen- 
preisen 46 °/o (Bild-Zeitung: 58%) und bei den 
Seitenzahlen 12% (Bild-Zeitung: 2%). 

Der Zuwachs bei den Anzeigenerlösen ist über- 
wiegend aüf die Mengenkonjunktur im Anzeigen- 
geschäft zurückzuführen. Die Erhöhung der Anzei- 
genpreise je Seite folgt zu einem erheblichen Teil 
der Auflagensteigerung. Dies ergibt ein Vergleich 
zwischen den Tausenderpreisen und den Brutto- 
anzeigenpreisen je Seite. 

Der Anzeigenerlös je Seite lag zwischen 50% und 
70 % der Bruttoanzeigenpreise. Schwankungen sind 
sowohl im zeitlichen Ablauf bei der gleichen Zei- 


tung als auch zwischen verschiedenen Zeitungen zu 
beobachten. Über den Anzeigenerlös je Seite und 
Anzeigensparte (z. B. Markenartikel, Stellenanzei- 
gen) konnte die Kommission keine Angaben erhal- 
ten. Wegen der unterschiedlichen Preise und Rabatt- 
sätze für die Anzeigensparten ist hier mit bedeu- 
tenden Abweichungen zu rechnen. 

f) Zeitungskosten 

Die Ermittlung der Zeitungskosten setzt eine hin- 
reichend genaue Erfassung der Kosten nach Arten 
und Stellen voraus. Dies stößt auf die gleichen 
Schwierigkeiten, wie sie bei der Besprechung der 
Verlagskosten dargestellt wurden 1 ). 

Ein Teil der Verlage besitzt keine entsprechende 
Betriebsabrechnung und ist damit nicht in der Lage, 
die Zeitungskosten zuverlässig zu analysieren. 
Andere Verlage beteiligen sich dagegen an zwei 
Betriebsvergleichen, in denen die Zeitungsstück- 
kosten und die Zeitungserlöse festgestellt werden. 
Einer der Betriebsvergleiche wird von Wirtschafts- 
prüfer Engelmann, München, durchgeführt. Dieser 
Betriebsvergleich, an dem sich über 100 Verlage 
beteiligen sollen, basiert auf Zahlenmaterial, das 
die Verlage selbst zusammenstellen und ungeprüft 
einreichen. Da die Zahlen zum 4. Quartal frühzeitig 
einzuschicken sind, sind in der Regel Jahresabschluß- 


Ü vgl. Ziff. II C 2 b dieses Abschnitts 


Tabelle 112 


Kostenbereich 

Durchschnittliche Monatsstückkosten der Zeitungen für 1964 

Vergleich 
Engelmann A ) 

Vergleich 

Konzentration GmbH 2 ) 

Erhebungen 
der Kommission 3 ) 

DM 

% 

1964 

gegen- 

über 

1962 
(= 100) 

DM 

V» 

1964 

gegen- 

über 

1962 
(= 100) 

DM 

% 

1964 

gegen- 

über 

1962 
(= 100) 

Papierverbrauch 

1,87 

15,5 

106,9 

2,20 

14,2 

105,8 

2,05 

16,6 

105,7 

Technische Herstellung . . . 

3,60 

29,8 

118,0 

4,84 

31,3 

118,0 

3,27 

26,6 

116,4 

Zwischensumme 

5,47 

45,3 

114,0 

7,04 

45,5 

113,9 

5,32 

43,2 

112,0 

Redaktionskosten 

1,89 

15,6 

114,5 

2,27 

14,7 

111,8 

1,99 

16,2 

115,0 

Vertriebskosten 

2,36 

19,6 

112,9 

3,53 

22,8 

116,5 

2,38 

19,3 

120,2 

Anzeigenkosten 

1,42 

11,8 

115,4 

2,02 

13,0 

114,1 

1,69 

13,7 

131,0 

Verwaltungskosten 

0,93 

7,7 

129,2 

0,62 

4,0 

110,7 

0,93 

7,6 

94,9 

Selbstkosten 

12,07 

100,0 

115,1 

15,48 

100,0 

114,1 

12,31 

100,0 

114,7 


Quelle: *) Engelmann/Krumm, Die betriebswirtschaftliche Zukunft der Zeitung; Engelmann/Krumm, Bedrohliche 
Kostenentwicklung bei den deutschen Tageszeitungen (genaue Quellenangaben in Anlage 41); 

2 ) Eisenhardt, Betriebsanalyse/Betriebsvergleich, Bad Godesberg, S. 146, und Berechnungen der Kommis- 
sion; 

3 ) eigene Erhebungen. 
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buchungen noch nicht berücksichtigt. Nach Feststel- 
lungen der Kommission haben nicht alle teilneh- 
menden Verlage ein ausgebildetes Rechnungswesen. 
Dennoch gibt dieser Vergleich eine gute Grundlage 
für die Darstellung der Zeitungskosten und der 
Zeitungserlöse. Besonders ist er geeignet, Trends 
zu zeigen. 

Dem anderen Betriebsvergleich, dem der Konzen- 
tration GmbH, Bad Godesberg, liegt ein einheit- 
licher Kontenrahmen zugrunde. Die Verlagszahlen 
werden von einem Sachverständigen an Ort und 
Stelle geprüft. Es handelt sich dabei um andere 
Zeitungen als beim Betriebsvergleich Engelmann. 

Der Betriebsvergleich von Wirtschaftsprüfer Engel- 
mann war der Kommission nicht zugänglich. Sie 
konnte im wesentlichen nur auf das hieraus ver- 
öffentlichte Material zurückgreifen. Dagegen hat die 
Konzentration GmbH die von ihr herausgegebenen 
vertraulichen Quartalsberichte zur Verfügung ge- 
stellt. 

Daneben wurden von der Kommission selbst Zahlen 
erhoben. Diese stützen sich einmal auf eigene Unter- 
suchungen bei Verlagen und zum andern auf Mate- 
rial, das einige Verlage auf Befragen vorgelegt 
haben. Die für die Abonnementzeitungen ermittelten 
Stückkosten ergeben sich aus Tabelle 112. 

Die Erhebungen der Kommission decken sich weit- 
gehend mit dem Betriebsvergleich Engelmann. In 
allen 3 Fällen deckt sich im wesentlichen der Anteil 
der einzelnen Kostenbereiche an den Gesamtkosten. 
Auch zeitlich haben sich, abgesehen von den Ver- 
waltungskosten und den Vertriebskosten, die ein- 
zelnen Kostengruppen in den verschiedenen Ver- 
gleichen ungefähr parallel entwickelt. Dies kann 
auch aus Anlage 41 entnommen werden, in der die 
Zahlen für alle Jahre, die der Kommission zur Ver- 
fügung standen, gegenübergestellt sind. 

Bei einer Beurteilung der Kostenentwicklung im 
Untersuchungszeitraum ist zu berücksichtigen, daß 
ein Teil der Kostensteigerung auf die Erhöhung der 
Seitenzahlen zurückzuführen ist. Nach einer Aus- 
wertung bei 10 Zeitungen beträgt die Kostensteige- 
rung je Monatsstück von 1962 bis 1964 bei kon- 
stanter Seitenzahl nur 4 %, gegenüber der in der 


Tabelle Nr. 112 ausgewiesenen Erhöhung von 
14,7%. 

Nahezu die Hälfte der Stückkosten entfällt auf 
Papier- und Druckkosten. Etwa 15 % sind Redak- 
tionskosten und etwa 20 % Vertriebskosten (Ver- 
triebswerbung und Vertriebsverwaltung). Bei den 
Zeitungen, die in der Spalte „Erhebungen der Kom- 
mission“ berücksichtigt sind, haben die Kosten der 
Vertriebswerbung einen Anteil an den Vertriebs- 
kosten zwischen 10% und 30%. Der Rest sind 
Kosten der Vertriebsverwaltung. Da die Bereit- 
stellung der Zeitungsausträger schwierig ist, wird 
über den Bedarf, die Fluktuation und die Bezahlung 
für das Jahr 1964 folgendes angegeben: 


Tabelle 113 


Zeitung 

nach 

Größen- 

klassen 

Zahl 

der 

Träger 

Trägerwechsel in °/o 
je Jahr 

der Trägerzahl 

Träger- 
lohn je 
Monats- 
stück 
in DM 

II 

150 

27 

1,00 

IV 

310 

keine Angabe 

0,80 

VI !) 

1 100 

39 

0,90 

VI 

700 

50 

0,80 2 ) 

VIII 

1 700 

25 bis 30 (Stadt) 

10 (Land) 

| 0,90 


A ) großes Verbreitungsgebiet mit Konkurrenzverlagen 
2 ) mit Inkassogebühr 0,95 DM 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Die untersuchten Verlage haben angegeben, daß 
zum Trägerlohn oft noch andere zusätzliche Leistun- 
gen (z. B. Wegegelder, Fahrrad- oder Mopedgestel- 
lung) kommen. 

Zur Entwicklung der Versand- und Zustellkosten 
liegen der Kommission Angaben von zwei großen 
Zeitungen mit einerseits regionaler (lokaler) und 
andererseits überregionaler Verbreitung vor (vgl. 
Tabelle 114). 


Tabelle 114 



Zeitung A 

Zeitung B 

Jahr 

Trägerzustellung 

Postzustellung 

Trägerzustellung 

Postzustellung 

Index 

in °/o des 
Abonnement- 
preises 

Index 

in % des 
Abonnement- 
preises 

Index 

in o/o des 
Abonnement- 
preises 

Index 

in o/o des 
Abonnement- 
preises 

1956 

100 

17,5 

100 

25,8 

100 

23,3 

100 

22,7 

1966 

199 

25,8 

204 

39,2 

205 

i 

32,6 

230 

35,6 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Von den Kostensteigerungen für den Postzeitungs- 
dienst sind in erster Linie überregional verbreitete 
Zeitungen wie die „Frankfurter Allgemeine" und 
„Die Welt" betroffen, da sie einen erheblichen Teil 
ihrer Auflage mit der Post versenden. 

Die Kosten der Vertriebswerbung sind — gemessen 
am Abonnementpreis — verhältnismäßig hoch. Der 
Zeitungsausträger erhält für jeden geworbenen 
Bezieher bei den untersuchten Zeitungen: 


Tabelle 115 


Größenklasse 

Werbeprämie in DM 

III 

1,00 

IV 

3,00/5,00 

V a) 

4,00/8,00 

b) 

5,00 

VI a) 

10,00 

b) 

7,50 x ) 

VII 

2,00/5,00 

VIII 

5,00 


ß Durchschnittswert 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Bei Zuführung von Abonnenten durch andere Leser 
werden vielfach Buchprämien verteilt, deren Kosten 
wesentlich höher als die oben genannten Werbeprä- 
mien liegen. Dadurch ist es zu erklären, daß z. B. bei 
einem Verlag die direkt zurechenbaren Kosten für 
die Werbung eines Abonnenten von 12,15 DM 
(1956) auf 27,53 DM (1964) angestiegen sind. Aber 
auch von zwei anderen Verlagen werden diese 
Kosten auf 15, — DM bis 25, — DM beziffert. 

Der Anteil der Anzeigenkosten (Anzeigenverwal- 
tung, Anzeigenwerbung) an den Selbstkosten be- 
trägt 12 bis 14 %. Hier verursachen insbesondere 


Leseranalysen, die zunehmend Bedeutung erlangen, 
erhebliche Kosten. Solche Leseranalysen werden 
von der werbetreibenden Wirtschaft immer mehr 
verlangt, da sie für einen gezielten Einsatz der 
Werbemittel wichtig sind. 

Die Kommission hat die Monatsstückskosten der 
Zeitungen auch nach Größenklassen untersucht 1 ). 
Die Zeitungsstückkosten steigen im allgemeinen mit 
zunehmender Auflage, weil damit auch meist die 
Seitenzahl der Zeitung steigt. Deshalb sind die 
Papierkosten je Stück bei großen Auflagen höher. 
Dagegen fallen die Satz- und Druckkosten mit zu- 
nehmender Auflage. Hier wirkt sich eine Auflagen- 
degression aus, welche größere Druckereien mit 
modernen Maschinen bei entsprechender Ausla- 
stung erzielen. 

g) Ergebnisse aus dem Zeitungsgeschäft 

Die Kostenlage muß im Zusammenhang mit der 
Erlösentwicklung gesehen werden. Beide Kompo- 
nenten wirken sich im Betriebsergebnis aus. Nach 
zunehmender Auflage, weil damit auch meistens die 
nenten wirken sich im Betriebsergebnis aus. Die 
Feststellungen der Kommission zur Entwicklung der 
Erlöse, Kosten und Gewinne bei Abonnementzeitun- 
gen ergeben sich aus Tabelle 116. 

Erlöse und Kosten je Monatsstück haben von 1962 
bis 1964 um ungefähr denselben Hundertsatz zuge- 
nommen. Die Gewinne der Abonnementzeitungen 
haben sich dagegen relativ stärker erhöht. Diese 
Tendenz zeigt sich noch deutlicher beim Vergleich 
der Zahlen des Zeitraumes von 1954 bis 1964 2 ). 

Die Gewinne haben sich nach den Berechnungen der 
Kommission bei den Zeitungen, die dem Betriebs- 
vergleich Engelmann angeschlossen sind, im Jahre 
1965 nochmals auf 2,05 DM je Monatsstück 
( = 13,5% der Erlöse) erhöht. 


*) vgl. Anlage 42 
2 ) vgl. Anlage 43 


Tabelle 116 



Ergebnisse 1964 je Monatsstück bei Abonnementzeitungen *) 

Erhebungen 

Erlöse 

Kosten 


Gewinn 


DM 

1962 
= 100 

DM 

1962 
= 100 

DM 

in % der 
Erlöse 

1962 
= 100 

Betriebsvergleich 

Engelmann 

13,84 

114 

12,07 

115 

1,77 

12,9 

109 

Betriebsvergleich 

Konzentration GmbH 

15,61 

114 

15,48 

114 

0,13 

0,8 

130 

Erhebungen der Kommission 

1. zur Verfügung gestellte Ver- 
lagszahlen 

14,10 

115 

12,19 

114 

1,91 

13,5 

118 

2. aus eigenen Untersuchungen 

14,49 

114 

12,93 

113 

1,56 

10,8 

116 


*) Einfadier Monatsdurchschnitt der beteiligten Verlage 


Quelle : Wie Tabelle 112 
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Bei Straßenverkaufszeitungen lagen 1956 die Ge- 
winnraten unter denjenigen der Abonnementzei- 
tungen. Infolge der guten Anzeigenentwicklung 
sind sie jedoch im Verlaufe des Untersuchungszeit- 
raumes stärker gestiegen. Insbesondere für die 
Bild-Zeitung dürfte sich, infolge der im letzten Quar- 
tal 1965 vorgenommenen Bezugspreiserhöhung, im 
Jahre 1966 eine günstige Entwicklung der Vertriebs- 
erlöse ergeben haben. Die Erhöhung des Einzelver- 
kaufspreises von 0,10 DM auf 0,15 DM hat für den 
Verlag nach Schätzungen der Kommission folgende 
Ergebnisverbesserung gebracht: 

Mehrerlöse aus Preiserhöhung 
(4 Millionen Verkaufsauflage 
X 300 Erscheinungstage X 
0,05 DM) 

40 °/o Groß- und Einzelhandels- 
rabatt 

Nettoerlös . . • • 

Umsatzsteuer und Gewerbe- 
ertragsteuer (geschätzt) .... 

Ergebnisverbesserung 


60 Millionen DM 

”24 Millionen DM 
36 Millionen DM 

— 6 Millionen DM 
30 Millionen DM 


Zu berücksichtigen ist, daß der Preis dieser Zeitung 
(mit Ausnahme der Berlin-Ausgabe) im gesamten 
Untersuchungszeitraum nicht geändert worden ist. 
Der relativ niedrige Einzelverkaufspreis und die 
Anpassung an die Münzstücke läßt nur eine Ver- 
änderung des Preises um runde Beträge zu. 


Die von der Kommission bei den Zeitungen für 1964 
ermittelten Gewinnraten werden im wesentlichen 
auch durch die Kostenstrukturstatistik des Statisti- 
schen Bundesamtes *) bestätigt. Bei einem durch- 
schnittlichen Gewinnsatz von 10 °/o, wie ihn 
Tabelle 116 nahelegt, und nach den von der 
Kommission geschätzten Zeitungserlösen von 2250 
Millionen DM, haben demnach 1964 die Tageszei- 
tungen einen Gesamtgewinn von über 200 Mil- 
lionen DM erzielt. 


9 vgl. Anlage 34 


Tabelle 117 


In den einzelnen Größenklassen sind die Gewinn- 
sätze unterschiedlich. Dies zeigen die Feststellungen 
der Kommission bei 29 Abonnementzeitungen, die 
in Tabelle 117 wiedergegeben sind. 

Die Unterschiede sind auf verschiedene Faktoren 
zurückzuführen, wie Standort des Verlags, Struktur 
des Verbreitungsgebietes, Betriebs- und Beschäf- 
tigungsstruktur, Qualität der journalistischen Lei- 
stung und vor allem die unternehmerische Leistung 
des Verlegers. Der Kommission ist ein Beispiel be- 
kanntgeworden, in dem ein Eigentumswechsel mit 
anschließenden Rationalisierungsmaßnahmen bei 
einer mittleren Zeitung schon im Jahre der Über- 
nahme zu erheblichen Gewinnsteigerungen von 
0,3 Millionen DM auf 1,5 Millionen DM geführt hat. 

Für Größenklasse VIII ist das Ergebnis zweifellos 
repräsentativ. Bei den Ergebnissen der anderen 
Größenklassen gilt dies nicht unbedingt. Die der 
Kommission aus anderen Erhebungen bekannten 
Zahlen bestätigen jedoch mit Ausnahme der Grö- 
ßenklasse VII die festgestellten Gewinnraten weit- 
gehend. Abweichungen davon ergeben sich aller- 
dings bei den Zeitungen, die in der Konzentration 
GmbH zusammengeschlossen sind. 

Ergänzend sei darauf hingewiesen, daß nach der 
amtlichen Konkursstatistik und den der Kommission 
hierzu erteilten Auskünften Konkurse in den letz- 
ten Jahren bei Zeitungsverlagen nicht eingetreten 
sind. Veränderungen im Bestand der Verlage sind 
demnach auf die Einstellung des Geschäftsbetriebes 
oder auf Eigentumswechsel bei Verlag oder Ver- 
lagsrechten zurückzuführen. 

Ob die Gewinne ausgeschüttet oder investiert wor- 
den sind, ist nicht erhoben worden. Ermittlungen 
hierüber lagen außerhalb des Auftrages der Kom- 
mission. 

h) Die Ergebnisse der Zeitung aus Anzeigen und Vertrieb 

Nach dem Untersuchungsauftrag sollte die Kosten- 
und Ertragslage einerseits des Vertriebsgeschäfts 
und andererseits des Anzeigengeschäfts untersucht 
werden. Die Lösung der Aufgabe fordert eine 
Kostenträgerrechnung, in der die Kosten und Er- 
löse den beiden Bereichen jeweils besonders zuge- 
rechnet werden. 


Größenklasse 
nach Verkaufs- 
auflagen 

Anzahl der 
ausgewer- 
teten 

Zeitungen 

Durchschnittlicher 
Gewinn in % 
der Erlöse 

1962 | 

1964 

I bis III 

4 

13,1 

12,3 

IV 

4 

8,7 

8,4 

V 

6 

17,7 

18,3 

VI 

4 

10,9 

10,5 

VII 

i 

3 

7,8 

8,0 

VIII 

8 

12,6 

13,2 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Zurechnung der Erlöse ist unproblematisch. Das- 
selbe gilt für die unmittelbar erlösabhängigen Ko- 
sten wie z. B. Umsatzsteuer und Provision. Die Ko- 
sten der Vertriebsabteilung wie der Anzeigenab- 
teilung und die Redaktionskosten lassen sich grund- 
sätzlich den beiden Bereichen zuordnen. Schon 
schwieriger ist die Aufteilung der Herstellkosten, 
weil der Satz und Druck einer Textseite ganz andere 
Kosten verursacht als die Herstellung einer ty- 
pischen Anzeigenseite. Die meisten Zeitungsverlage 
erfassen diese Kosten aber nicht getrennt. Ganz aus- 
geschlossen ist eine Zurechnung der allgemeinen 
Verwaltungskosten. 

Trotz dieser Schwierigkeiten hat sich die Kommis- 
sion um eine Kostenverteilung bemüht. Dem An- 
zeigenteil sind jedoch nur diejenigen Kosten zuge- 
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rechnet worden, die erspart würden, wenn der An- j 
zeigenteil wegfiele. Es handelt sich demnach um j 
eine Grenzkostenrechnung. Bei dieser Rechnung ist 
unberücksichtigt, daß die Seitenzahl der einzelnen 
Zeitung aus drucktechnischen Gründen nur in Sprün- 
gen geändert werden kann. Eine Veränderung des 
Anzeigenteils kann daher eine Erweiterung oder 
eine Verminderung des redaktionellen Teils mit sich 
bringen. Die dadurch ausgelöste Änderung der 
Kosten ist theoretisch dem Anzeigengeschäft zuzu- 
rechnen. 

Im Anzeigengeschäft betrug der Überschuß der Er- 
löse über die Kosten im Jahre 1964 bei 5 Zeitun- 
gen x ) nahezu 50 °/o (Grenzwerte +46% und 
+ 54%). 1962 war die Relation fast die gleiche. Im 
Jahre 1956 scheint der Überschuß etwas niedriger 
gewesen zu sein ( + 45% und +46%). Mit diesem 
Überschuß trug das Anzeigengeschäft zum Gewinn 
der Zeitung entscheidend bei. Nach der Art der 
Rechnung muß das Vertriebsgeschäft sehr viel un- 
günstiger abschneiden, da ihm alle Kosten ange- 
lastet sind, die im Interesse beider Geschäftssparten 
aufgewandt werden. Es ist daher wenig sinnvoll, 
den Uberschuß der Kosten über die Erlöse für das 
Vertriebsgeschäft zu besprechen. Der Vergleich der 
Anzeigenerlöse mit ihren Grenzkosten zeigt jedoch 
die entscheidende Bedeutung, die dem Anzeigen- 
geschäft für die Ergebnisse einer Zeitung zukommt. 

Eine Sonderrechnung der Kommission für die Zei- 
tungen, bei denen sich das Anzeigenergebnis ab- 
spalten ließ, hat ergeben, daß bei einem Rückgang 
der Anzeigenerlöse um 10% und bei einer über- 
schlägig ermittelten Abnahme der Grenzkosten um 
8 % der Gesamtgewinn aus Anzeigengeschäft und 
Vertriebsgeschäft — ausgedrückt in % des gesamten 
Erlöses — um 3 bis 5 Punkte, je nach dem relativen 
Verhältnis von Anzeigen- und Vertriebserlösen, ab- 
nimmt. 

Aus der Rentabilität des Anzeigengeschäfts im Gan- 
zen kann noch nicht auf die Ertragslage bei einzel- 
nen Anzeigensparten geschlossen werden. Die Ab- 
schläge vom Grundpreis sind unterschiedlich. Bei 
einigen Anzeigensparten (z. B, bei Markenartikel- 
anzeigen) müssen in der Regel Werbemittlerprovi- 
sionen (Agenturvergütungen) vom Anzeigenpreis 
abgerechnet werden. Es fallen außerdem Mengen- 
und Malrabatte an. 

Ergebnisrechnungen für einzelne Anzeigensparten 
hat die Kommission bei den Verlagen nicht vorge- 
funden. Sie ließen sich auch extern nicht aufstellen. 
Dagegen konnten die Erlöse der einzelnen An- 
zeigensparten mit der Anzeigenfläche verglichen 
werden. Hierzu hat die Kommission von 3 Zeitun- 
gen für den Untersuchungszeitraum von 1956 bis 
1964 Angaben erhalten 2 ). 

Stellenanzeigen, lokale Werbeanzeigen und über- 
regionale Werbung haben einen höheren Anteil an 
den Anzeigenerlösen als an der Anzeigenfläche. Der 
Unterschied zwischen dem Erlösanteil und dem 


9 vgl. Anlage 44 
2 ) vgl. Anlage 45 


Flächenanteil ist bei den beiden zuerst genannten 
Anzeigensparten am größten. Dann folgt die über- 
regionale Werbung. Familienanzeigen, Vergnü- 
gungsanzeigen und sonstige Anzeigen bringen da- 
gegen relativ geringe Erlöse ein. Ihr Anteil an der 
Anzeigenfläche ist höher als ihr Anteil an den Er- 
lösen. Ein Schluß auf die Rentabilität der Sparten 
wäre nur möglich, wenn man den Erlösen die Ko- 
sten gegenüberstellen könnte. 

Kapferer & Schmidt haben für einen Teil des An- 
zeigengeschäfts, nämlich für die überregionale Wer- 
bung, 1966 einen Rückgang ermittelt. Danach sind 
die BruttowerbeerlÖse für überregionale Werbung 
in Tageszeitungen von 677,8 Millionen DM im Jahre 

1965 auf 659,1 Millionen DM im Jahre 1966, also 
um 2,8 %, zurückgegangen. 

Eine Ermittlung der Bruttoerlöse aus überregiona- 
ler Werbung bei im Rahmen der Enquete unter- 
suchten 124 Abonnementzeitungen und 8 Straßen- 
verkaufszeitungen nach der Methode von Kapferer 
& Schmidt hat ergeben, daß bei ihnen von 1965 auf 

1966 die überregionale Werbung um 2,6% ange- 
stiegen ist. Der Unterschied der beiden Rechnungen 
geht auf eine unterschiedliche Zusammensetzung 
der statistischen Masse zurück. Immerhin zeigt aber 
die Auswertung der 124 Abonnementzeitungen nach 
Größenklassen und der 8 Straßenverkaufszeitungen 
eine differenzierte Entwicklung 1 ). Positive Wachs- 
tumsraten haben die Abonnementzeitungen in 
Größenklasse V und VIII (und hier wiederum be- 
sonders die überregionalen Blätter) sowie die 
Straßenverkaufszeitungen. Die Größenklasse VI 
zeigt auch hier Besonderheiten in der Intensität der 
wirtschaftlichen Entwicklung. In den Größenklas- 
sen I und II, die bei der Auswertung jedoch nicht 
genügend repräsentiert sind, sind bei der Marken- 
artikelwerbung im Gegensatz zu den großen Zeitun- 
gen erhebliche Rückgänge zu verzeichnen. Inwieweit 
dies durch die Konkurrenz anderer Zeitungen oder 
anderer Werbeträger bedingt ist, wird später zu 
untersuchen sein. Hier kann jedoch schon festge- 
stellt werden, daß die Rentabilität bei kleinen Zei- 
tungen bis 5000 Auflage gefährdet ist, wenn das 
gesamte Anzeigengeschäft in gleichem Maße zurück- 
gehen sollte wie 1966 in dieser Größenklasse das 
Markenartikelanzeigengeschäft. 

Die Unterschiede im Anzeigengeschäft bei kleinen 
und großen Zeitungen werden von einer Erhebung 
des BDZV (Anzeigen insgesamt, Markenartikelan- 
zeigen und Stellenanzeigen) nicht bestätigt. Sie 
zeigt vielmehr bei den kleineren Verlagen einen 
geringeren Rückgang der Markenartikelwerbung als 
bei Zeitungen zwisdien 50 000 und 100 000 Verkaufs- 
auflage 2 ). Nach den Erfahrungen der Kommission 
dürften jedoch die Zahlen des BDZV, die auf Mel- 
dungen der Verlage beruhen, nicht nach einheitlichen 
Richtlinien erfaßt sein. Die Kommission hat den 
Zahlen von Kapferer & Schmidt deshalb größeres 
Gewicht beigemessen. Den Erhebungsergebnissen 
des BDZV kann aber entnommen werden, daß die 


| 9 vgl. Anlage 46 
| 2 ) vgl, Anlage 47 
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Anzeigenrückgänge im Jahre 1966 von Quartal zu 
Quartal zugenommen haben. 

Eine besondere, nicht repräsentative Untersuchung 
von 30 Zeitungen deckt sich mit diesen Angaben des 
BDZV. Bei diesen Zeitungen veränderten sich 1966 
die Anzeigenerlöse gegenüber den vergleichbaren 
Quartalen im Jahre 1965 ( = 100) wie folgt: 


Tabelle 118 


1. Quartal 1966 = 

+ 

5,4% 

2. Quartal 1966 — 

+ 

1,4% 

3. Quartal 1966 = 

- 

2,8 % 

4. Quartal 1966 = 

— 

11,1 % 

Durchschnitt 1966 = 

— 

2,3 % 


Quelle : Eigene Berechnungen aufgrund von zur Ver- 
fügung gestelltem Material 


Die Existenz der Tagespresse ist durch die 1966 ein- 
getretenen Anzeigenrückgänge nach Auffassung der 
Kommission nicht gefährdet. Bis 1965 sind bei den 
Verlagen die Erlöse und Gewinne ständig gestiegen. 
Es ist aber richtig, daß das Zeitungsgeschäft zu- 
nehmend anzeigen- und konjunkturabhängiger ge- 
worden ist. 


Ml. Politische Wochenblätter, 
politische Magazine, Sonntagszeitungen 


A. Auswahl der Wochenblätter, Quellen und 
Beteiligung an der Untersuchung 

Politische Wochenblätter und politische Magazine 
widmen sich — wenn auch in unterschiedlicher Form 
— praktisch ausschließlich der kommentierenden Be- 
richterstattung. Man kann sie deshalb auch Kommen- 
tarpresse nennen. Ihr politischer Einfluß kann er- 
heblich sein. 

Von den politischen Wochenblättern und Magazi- 
nen heben sich die Sonntagszeitungen meist durch 
die aktuelle Berichterstattung ab, die einen wesent- 
lichen Teil ihres Inhalts bildet. Die Nachricht wird 
hier ergänzt durch Interviews mit führenden Persön- 
lichkeiten aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und 
Kultur. Außerdem bringen die führenden Sonntags- 
zeitungen auch unterhaltende Beiträge und behan- 
deln spezielle Themen von allgemeinem Interesse. 
Sie stehen dabei im allgemeinen in einem gewissen 
Wettbewerb mit den erweiterten Wochenendausga- 
ben der Tageszeitungen. 

Politische Wochenblätter, politische Magazine und 
aktuelle Sonntagszeitungen sind zwar vom Inhalt 
her wenig vergleichbar. Sie haben oft lediglich die 
wöchentliche Erscheinungsweise gemeinsam. Aus 
Gründen der Geheimhaltung des Zahlenmaterials 


müssen sie aber hier zusammengefaßt behandelt 
werden. 

Für die Wochenblätter standen der Kommission 
die gleichen fremden Quellen wie bei den Tages- 
zeitungen *) zur Verfügung. Aber auch hier mußte 
sie sich weitgehend auf eigene Erhebungen stützen. 
Diese bestanden in schriftlichen Umfragen zur Ent- 
wicklung der Verlage und der Wochenblätter so- 
wie in einer Betriebsuntersuchung. Außerdem wur- 
den von Kapferer & Schmidt, Hamburg, Zahlen über 
die Entwicklung der Markenartikelwerbung in die- 
sen Blättern beschafft. 

Für ihre Erhebungen hat die Kommission 15 Blätter 
der genannten drei Gruppen von Wochenzeitungen 
mit überregionaler Verbreitung ausgewählt. Diese 
hatten im 4. Quartal 1964 eine verkaufte Auflage 
von 3,9 Millionen Stück. Die in der IVW-Liste im 
4. Quartal 1964 ausgewiesenen 39 Wochenzeitungen 
mit nur regional oder lokal begrenzter Verbreitung 
von etwa 0,1 Millionen Stück hat die Kommission 
bei der Untersuchung nicht berücksichtigt. 

Von den zur Mitarbeit aufgeforderten 15 Verlagen 
hat die Hälfte (ein Drittel der politischen Wochen- 
blätter) die Anfragen der Kommission beantwortet. 
Bezogen auf die verkaufte Auflage beträgt die Be- 
teiligung 89 °/o (53 °/o bei den politischen Wochen- 
blättern). An der Enquete haben sich insbesondere 
die großen Wochenzeitungen beteiligt. 

B. Rechtsformen und Eigentumsverhältnisse 

Die 15 Verlage, die von der Kommission um Mit- 
arbeit gebeten wurden, werden in folgender Rechts- 
form geführt: 

Tabelle 119 


Eingetragener Verein 2 Verlage 

GmbH 7 Verlage 

GmbH & Co. 2 Verlage 

OHG 1 Verlag 

KG 1 Verlag 

Einzelkaufmann 1 Verlag 

Unbekannt 1 Verlag 


Zusammen ... 15 Verlage 


Quelle: Eigene Ermittlungen 


Die Haftung ist demnach durch die Wahl der Rechts- 
form überwiegend begrenzt. 

Informationen über die Eigentumsverhältnisse sind 
von der Kommission durch Erhebungen bei den Ver- 
lagen oder durch Einsicht in das Handelsregister ge- 
sammelt worden. 


*) vgl. Ziff. II A 1 dieses Abschnitts 
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Von den 15 angesprochenen Verlagen haben sich 7 
an der Enquete beteiligt und Auskünfte über ihre 
Eigentumsverhältnisse gegeben. Bei 2 weiteren Ver- 
lagen sind die Eigentumsverhältnisse durch Einsicht- 
nahme in das Handelsregister ermittelt worden, so 
daß insgesamt über 9 Verlage Angaben vorliegen. 

4 dieser 9 Verlage gehören zu Verlagsgruppen, die 
auf dem Gebiet der Unterhaltungszeitschriften oder 
der Tagespresse eine führende Stellung haben. Der 
Anteil der Wochenzeitungen an den Erlösen dieser 
Verlagsgruppen ist jeweils verhältnismäßig gering. 
Er beträgt in keinem Fall mehr als 10 Vo. Ein weite- 
rer auskunftgebender Verlag ist über einen seiner 
Gesellschafter, der eine Minderheitsbeteiligung hält, 
mit einer der 4 Verlagsgruppen verbunden. 

Ein Wochenblatt wird von einer Familiengesellschaft 
herausgegeben, deren Erträge wie bei den 4 Ver- 
lagsgruppen überwiegend aus anderen Verlags- 
objekten stammen. 

3 Wochenzeitungen, von denen der Kommission die 
Eigentumsverhältnisse bekannt sind, stehen poli- 
tischen Parteien oder kirchlichen Kreisen nahe. Die 


Gesellschafter dieser Verlage dürften ihre Anteile 
wohl nur als Treuhänder halten. 

Die Eigentumsverhältnisse bei den überregionalen 
politischen Wochenblättern lassen darauf schließen, 
daß solche Verlagsobjekte im allgemeinen nur durch 
Anlehnung an einen starken Partner, der die Mög- 
lichkeit des Risikoausgleiches hat, auf die Dauer 
lebensfähig sind. Weitere Voraussetzung ist eine 
gewisse Mindestauflagenhöhe, die entsprechende 
Einnahmen sichert; dies ist um so wichtiger als ein 
überwiegend kommentierendes Blatt einen beson- 
ders qualifizierten Redaktionsstab benötigt. 


C. Wirtschaftliche Entwicklung der politischen 
Wochenblätter, politischen Magazine und 
Sonntagszeitungen 

Von den 15 Wochenzeitungen, die von der Kommis- 
sion um Mitarbeit gebeten wurden, meldeten 12 im 
gesamten Untersuchungszeitraum ihre Auflagen an 
IVW. 


Tabelle 120 


Jahr/Quartal 

Politische Wochenblätter 

Politische Magazine 

Sonntagszeitungen 

1 non darunter 

V im Abonne- 

Stuck . . 0/ 

ment m u /o 

1000 ! . darunter 

Stück lm Abon a, e - 

1000 darunter 

Stück im Abonne- 

ment m °/o 

Verkaufsauflage 

IV/1956 

IV/ 1959 

IV/1962 

IV/ 1965 

IV/ 1 966 

453 87,5 

570 87,6 

731 82,6 

815 75,3 

830 72,1 

246 57,5 

340 47,5 

528 30,9 

635 27,5 

811 23,5 

1 127 20,8 

1 523 13,8 

2 032 10,6 

2 503 7,6 

2 912 6,1 

1966 gegenüber 1956 
(= 100) 

183,5 — 

330,0 -r- 

258,4 — 

Druckauflage 

IV/1956 

IV/ 1966 

532 — 

969 — 

273 — 

910 — 

1 424 — 

3 259 — 

1966 gegenüber 1956 
(= 100) 

182,1 — 

333,3 — 

228,9 — 

Verkaufsauflage in % der 
Druckauflage 

IV/1956 

IV/' 1966 

85,2 — 

85,7 — 

90.1 — 

89.1 — 

i 

79,1 — 

89,4 — 

Zahl der Titel 

9 

1 

2 


Quelle: Eigene Berechnungen nach den Auflagenlisten der IVW 
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Der „Vorwärts“ gibt seine Auflagenzahl der IVW 
nicht an. Für den „Bayern-Kurier“ stehen erstmals für 
das Vergleichsjahr 1964 IVW-Zalilen zur Verfügung. 
„Echo der Zeit“ nannte der IVW nur gemeinsame 
Auflagenzahlen mit einer im gleichen Verlag her- 
ausgegebenen Zeitschrift. Diese 3 Blätter sind des- 
halb in der Tabelle 120 nicht berücksichtigt. 

Die politischen Wochenblätter, Magazine und Sonn- 
tagszeitungen haben einen unterschiedlichen Anteil 
der im Einzelverkauf und der im Abonnement ab- 
gesetzten Stücke. Allen 3 Gruppen ist gemeinsam, 
daß der Anteil des Einzelverkaufs angestiegen ist. 
Bei den politischen Wochenblättern ist dies vor 
allem auf den von 10,3 °/o (1956) auf 27,8 °/o (1966) 
gewachsenen Marktanteil von „Die Zeit“, die 1966 
nur 42,2 °/o der Auflage im Abonnement abgesetzt 
hat, zurückzuführen. Auch die erhebliche zusätzliche 
Auflage des Magazins ist überwiegend im Einzel- 
verkauf abgesetzt worden. Von den beiden Sonn- 
tagszeitungen ist eine praktisch im ganzen Unter- 
suchungszeitraum nur im Einzelverkauf vertrieben 
worden. Insgesamt ist bei den Sonntagszeitungen 
der Abonnementanteil stark zurückgegangen. 

Bei allen 3 Gruppen von Wochenzeitungen sind die 
Auflagen von 1956 bis 1966 erheblich gewachsen. 
Dabei konnten insbesondere die Sonntagszeitungen 
das Verhältnis von Verkaufsauflage und Druckauf- 
lage verbessern, und das trotz steigendem Anteil 
des Einzelverkaufs. 

Die Entwicklung der Seitenzahlen kann nur für die 
7 Wochenzeitungen, die sich an den Erhebungen 


beteiligt haben, dargestellt werden. Sie ergibt sich 
aus Tabelle 121. 

Die Anteile von Text- und Anzeigenseiten haben 
sich bei den politischen Wochenblättern und Sonn- 
tagszeitungen etwas stärker zugunsten der An- 
zeigen verschoben als bei der Gruppe insgesamt. 
Im Gegensatz zu den Tageszeitungen enthalten die 
hier untersuchten Blätter vorwiegend keine ge- 
schlossenen Anzeigenteile; die Anzeigen werden 
hier in erster Linie in den Textteilen placiert. 

Der Mengenentwicklung sind die Preisentwicklun- 
gen in Tabelle 122 (S. 94) gegenüberzustellen. 

Die Abonnementpreise sind weniger stark erhöht 
worden als die Einzelverkaufspreise. Die Bruttoan- 
zeigenpreise je Seite zeigen 1964 — verglichen mit 
1959 — etwa die gleiche Preisentwicklung wie die 
Einzelverkaufspreise. Dagegen sind die Tausender- 
preise gefallen. Die hier behandelten Wochenzeitun- 
gen bieten also der werbetreibenden Wirtschaft 
heute günstigere Anzeigenpreise. Aber auch bei 
dieser Gruppe haben die auflagenschwächsten Ob- 
jekte den höchsten und die auflagenstärksten Zei- 
tungen den niedrigsten Tausenderpreis, obwohl 
sich die Bruttoanzeigenpreise umgekehrt verhalten. 

Die Erlösentwicklung ist zwar auch durch Preiserhö- 
hungen beeinflußt. In stärkerem Maße hat sich je- 
doch die Mengenkonjunktur bei Vertrieb und An- 
zeigen ausgewirkt. Die Erlöse für 7 Wochenzeitun- 
gen sind in Tabelle 123 (S. 94) dargestellt. 


Tabelle 121 



1959 


1962 

1964 

Textspalte 

insgesamt | 

darunter 
PWB und 

SZ ’) 

insgesamt 

darunter 
PWB und 
SZ 

insgesamt 

darunter 
PWB und 

SZ 

Durchschnittliche Seiten- 
zahl 2 ) 

Textseiten 

1 052 

899 

1 244 

1 020 

1 441 

1 177 

Anzeigenseiten 

551 

310 

656 

366 

909 

569 

Gesamtseiten 

1 603 

1 209 

1 900 

1 386 

2 350 

1 746 

Durchschnittliche Seiten- 
zahl 2 ) in %> der Gesamt- 
seiten 

Textseiten 

65,6 

74,4 

65,5 

73,6 

61,3 

67,4 

Anzeigenseiten 

34,4 

25,6 

34,5 

26,4 

38,7 

32,6 

Entwicklung der Seiten- 
zahl 

100,0 

100,0 

118,5 

114,7 

146,6 

144,4 

Entwicklung der Verkaufs- 
auflage 

100,0 

100,0 

141,5 

142,9 

164,0 

164,5 


9 PWB = politische Wochenblätter 
SZ = Sonntagszeitungen 

2 ) Es handelt sich um einfache Durchschnitte. Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen 
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Tabelle 122 



Vertriebs- und Anzeigenpreise 

Preisarten 

1959 

1962 

1964 


DM 

1959 
= 100 

DM 

1959 
= 100 

DM 

1959 
= 100 

Vertriebspreise 

1 . Abonnementpreise 1 ) 







insgesamt . . . 

2,61 

100 

2,82 

108,0 

3,12 

119,6 

darunter PWB und SZ 

2,35 

100 

2,57 

109,3 

2,88 

122,5 

2. Einzelverkaufspreise *) 

insgesamt . . . 

0,56 

100 

0,64 

114,3 

0,71 

126,8 

darunter PWB und SZ 

0,48 

100 

0,58 

120,8 

0,63 

131,3 

Anzeigenpreise 

1. Bruttoanzeigenpreise je Seite 







(von .... bis . . . .) 







insgesamt . . . 

2 500 bis 

100 

2 750 bis 

122,0 2 ) 

3 000 bis 

133,7 2 ) 


21 751 


24 750 


24 750 

darunter PWB und SZ 

2 500 bis 
21 751 

100 

2 750 bis 
24 750 

121,3 2 ) 

3 000 bis 
24 700 

131,6 2 ) 


2. Bruttoanzeigenpreis je 1000 Seiten (Tau- 







senderpreis) 

(von .... bis . . . .) 







insgesamt . . . 

14 bis 

100 

15 bis 

75,8 2 ) 

13 bis 

84,7 2 ) 


139 


116 


137 


darunter PWB und SZ 

14 bis 
139 

100 

15 bis 
116 

75,5 2 ) 

13 bis 
137 

84,2 2 ) 



1 ) Es handelt sich um einfache Durchschnitte. 

2 ) bezogen auf Durchschnittspreise Quelle: Eigene Erhebungen bei 7 Wochenzeitungen 


Tabelle 123 


Erlösarten 

Erlöse aus politischen Wochenblättern, Magazinen und Sonntagszeitungen 

1959 


1962 

1964 

1000 DM 1 

°/o 

1000 DM | 

°/o 

1000 DM 1 

% 

Vertriebserlöse 

29 921 

63 

48 894 

59 

63 758 

54 

Anzeigenerlöse 

17 235 

37 

34 592 

41 

54 697 

46 

Gesamterlöse 

47 156 

100 

83 486 

100 

118 455 

100 

Entwicklung der Erlöse 







(1959 = 100) 







Vertriebserlöse 

100,0 


163,4 

(176,1) ») 

213,1 

(221,7) ‘) 

Anzeigenerlöse 

100,0 


200,7 

(181,9) 

317,4 

(261,5) 

Gesamterlöse 

100,0 

177,0 

(178,1) 

251,2 

(235,6) 


*) Die Zahlen für politische Wochenblätter sind in Klammern gesetzt. Quelle: Eigene Erhebungen 
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Im Gegensatz zu den Tageszeitungen überwiegt bei 
der Wochenpresse der Anteil der Vertriebserlöse. 
Insbesondere bei den politischen Wochenblättern 
machen die Vertriebserlöse infolge niedriger An- 
zeigentausenderpreise, gestiegener Vertriebspreise, 
einer positiven Auflagenentwicklung und trotz des 
gewachsenen Anzeigenteils einen relativ hohen An- 
teil an den Gesamterlösen aus. 

Auch von 1964 bis 1966 haben die Auflagen und da- 
mit die Vertriebserlöse, sowie das Anzeigengeschäft 
positive Zuwachsraten gehabt. Dies ergibt sich aus 
der Tabelle 124, in der die Verkaufsauflagen 
nach IVW den von Kapferer & Schmidt ermittelten 
Bruttoanzeigenaufkommen von 5 politischen Wo- 
chenblättern, 1 politischem Magazin und 2 Sonntags- 
zeitungen gegenübergestellt sind. 


Tabelle 124 


Verkauf sau fl eigen/ Anzeigen volumcm 

Politi- 
sche 
Wo- 
chen- 
blät- 
ter l) 

Politi- 

sche 

Maga- 

zine 

Sonn- 

tags- 

zeitun- 

gen 

Verkaufsauflage nach IVW 
im 4. Quartal in 1000 Stück 

1964 

599 

553 

2 405 

1965 

640 

635 

2 503 

1966 

660 

811 

2912 

1966 gegenüber 1964 
(= 100) 

110,2 

146,7 

121,1 

Bruttoanzeigenvolumen für 
überregionale Werbung 
in Millionen DM 

1964 

10,5 

37,9 

21,9 

1965 

14,4 

55,0 

24,4 

1966 

15,5 

71,8 

27,8 

1966 gegenüber 1964 
(=100) 

147,6 

189,5 

126,9 

1966 gegenüber 1965 
(= 100) 

107,6 

130,5 

113,9 


! ) Die Zeit, Christ und Welt, Sonntagsblatt, Bayern- 
Kurier, Rheinischer Merkur. Vorwärts gibt keine IVW- 
Meldung ab und ist somit nicht berücksichtigt. 

Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der Auflagen- 
listen von IVW sowie Ermittlungen von 
Kapferer & Schmidt, Hamburg 


Die Zuwächse sind 1966 sowohl bei der Auflage als 
auch bei den Anzeigen geringer geworden. Ledig- 
lich bei dem Magazin ist die Auflage, bei den Sonn- 
tagszeitungen das Anzeigenvolumen 1966 stärker 
gestiegen als 1965. Das Jahr 1965 brachte relativ 
hohe Wachstumsraten. 

über die Kostenverhältnisse der Wochenzeitungen 
stehen nur Angaben weniger Blätter zur Verfü- 


gung. Eine Bekanntgabe verbietet die Geheimhal- 
tung. Das gleiche gilt für die Zeitungsergebnisse. 

Nach überschlägigen Berechnungen der Kommission 
dürften die politischen Wochenblätter und die Sonn- 
tagszeitungen niedrigere Umsatzgewinnraten haben 
als der überwiegende Teil der Tagespresse. Das ist 
teilweise mit den geringeren Anteilen der Anzeigen- 
erlöse zu begründen. Die politischen Wochenblätter 
dürften außerdem wegen ihres Charakters als Kom- 
mentarpresse relativ hohe Redaktionskosten haben. 
Sie sind auch besonders von Erhöhungen im Post- 
zeitungsdienst betroffen. 

Einige politische Wochenblätter mit Auflagen von 
unter 100 000 dürften mit Verlust arbeiten. Aussa- 
gen sachverständiger Verleger vor der Kommission 
bestätigen dies. Wenn solche Blätter trotzdem in 
Verlagen erscheinen, die andere gewinnbringende 
Zeitungen und Zeitschriften herausgaben, dürfte dies 
aus Gründen des publizistischen Einflusses gesche- 
hen. 


IV. Unterhaltungszeitschriften 
(sogenannte Publikumszeitschriften) 

A. Überblick über das Zeitschriftenangebot 

Im Gegensatz zu den Zeitungen und zu der politi- 
schen Wochenpresse, die ihre publizistische Aufgabe 
in erster Linie in der aktuellen Darbietung und Kom- 
mentierung politischer Nachrichten sehen, dienen 
die Zeitschriften der Unterhaltung sowie der allge- 
meinen und fachlichen Information. 

Die Nachfrage nach Zeitschriften hat in den letzten 
Jahren erheblich zugenommen, weil die Ansprüche 
der Leserschaft mit zunehmender Freizeit, höherem 
Lebensstandard und wachsendem Bildungsbedürfnis 
differenzierter geworden sind. Zahl und Auflage der 
Zeitschriften hat sich infolgedessen ständig erhöht. 

Die genaue Zahl der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erscheinenden Zeitschriften ist nicht bekannt. 
Sie wird auf über 10 000 geschätzt. Die Zeitschriften 
lassen sich vor allem in folgende Gruppen zusam- 
menfassen: Arbeitnehmerzeitschriften, Handels- und 
Verkehrszeitschriften, Handwerks- und Industriezeit- 
schriften, landwirtschaftliche Blätter, sonstige Fach- 
zeitschriften, konfessionelle Zeitschriften, Kunden- 
zeitschriften und Unterhaltungszeitschriften. 

Für ihre Untersuchungen hat die Kommission nur 
Unterhaltungszeitschriften herangezogen, weil diese 
in Unterhaltung und Werbung am meisten im Wett- 
bewerb mit den anderen Massenmedien stehen. An- 
ders als die Fach- und Standeszeitschriften, wenden 
sie sich nicht an einen speziellen Leserkreis; anders 
als die Kundenzeitschriften, die bei Abgabe der 
Ware im Einzelhandel kostenlos mitgegeben werden, 
erreichen sie die Leser nicht unentgeltlich. Die Ab- 
grenzung der Unterhaltungszeitschrifteil gegenüber 
anderen Zeitschriften macht allerdings gewisse 
Schwierigkeiten. Deshalb ist in den folgenden Aus- 
führungen eine Abgrenzung zugrundegelegt wor- 
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den, wie sie die Informationsgemeinschaft zur Fest- [ 
Stellung der Verbreitung von Werbeträgern e. V. j 
(IVW) im Einvernehmen mit den Verlagen vorge- 
nommen hat. Hierbei sind primär werbewirtschaft- l 
liehe Bedürfnisse berücksichtigt worden. 

Die IVW nennt die Unterhaltungszeitschriften Pub- 
likumszeitschriften. Sie teilt diese wie folgt ein: 

a) Illustrierte, Unterhaltungs-, Familien-, Film-, 
Rundfunk-, Heimat-Zeitschriften, Magazine, 

b) Frauen-, Mode- und Gesellschaftszeitschriften, 

c) Kulturelle, politische, weltanschauliche, konfes- 
sionelle, populärwissenschaftliche Zeitschriften, 
Jugendzeitschriften, 

d) Sport-, Bade-, Reisezeitschriften. 

Aus diesen Publikumszeitschriften sind für die 
Untersuchung die Illustrierten, Frauen- und Mode- 
zeitschriften, Rundfunkzeitschriften und die Bunten 
Wochenblätter (populär „Soraya-Presse" genannt) 
von besonderem Interesse. Diesen Zeitschriftentypen 
ist gemeinsam, daß sie sich an eine breite Bevölke- 
rungsschicht wenden, der sie Unterhaltung, allge- 
meine Belehrung und Unterrichtung in Wort und 
Bild zu bieten versuchen. 

Da sie im Verkaufswettbewerb stehen, müssen die 
Zeitschriften sich den Erwartungen ihrer Leserschaft 
anpassen. Nur dann können die Verlage ausrei- 
chende Vertriebserlöse erzielen und durch eine hohe 
Auflage das Interesse der werbenden Wirtschaft 
wecken. 

Einen Eindruck von den Größenordnungen vermittelt 
die Übersicht über die Entwicklung der Zahl der 
Zeitschriften und ihrer Druckauflagen in Tabelle 125. 
Zu berücksichtigen ist, daß die Zuordnung zu den 
einzelnen Zeitschriftengruppen im Vergleichszeit- 
raum uneinheitlich war, Zeitschriften neu hinzuge- 
kommen sind, sich an der Statistik der IVW nicht 
mehr beteiligt oder ihr Erscheinen eingestellt haben. ! 
Außerdem ist zu beachten, daß die Erscheinungs- j 
weise unterschiedlich ist (z. B. wöchentlich, 14täg- j 
lieh, monatlich). | 


In der Zahl der gemeldeten Zeitschriften sind alle 
wichtigen Publikumszeitschriften enthalten. Von 
1956 bis 1962 sank diese Zahl von 264 auf 234 und 
erhöhte sich dann wieder auf 245. Die Auflagenzahl 
nahm ständig und erheblich mehr zu. 

Dabei stieg die Druckauflage stärker als die Zahl 
der verkauften Exemplare. Dies ergibt sich aus der 
Verlagerung des Schwergewichtes im Absatz zum 
Einzelverkauf, bei dem der Zeitschriftenhandel im- 
mer mit mehr Stücken versehen werden muß, als er 
absetzt. Der Anteil des verlagseigenen Abonne- 
ments und des Abonnements über den werbenden 
Buch- und Zeitschriftenhandel ist entsprechend zu- 
rückgegangen. Auch absolut hat sich die Zahl der 
Abonnenten von 1956 bis 1962 verringert. Seitdem 
hat sie zwar wieder zugenommen, den Stand von 
1956 aber nicht wieder erreicht. 

Der Einzelverkauf — über den vom Großhandel ver- 
sorgten Einzelhandel und den Bahnhofsbuchhandel 
— ist im Vergleichszeitraum absolut und relativ 
erheblich angestiegen. Die Zunahme des Einzelver- 
kaufs erhöht das Absatzrisiko, denn die Verkaufs- 
auflage hängt wesentlich davon ab, in welchem 
Maße sich der Einzelhandel für den Absatz der Zeit- 
schrift einsetzt und wieviele Käufer die einzelne 
Nummer findet. 

Bei der Gruppe Illustrierte sind in Anlehnung an die 
Charakterisierungen in der IVW-Liste, neben den 
aktuellen Illustrierten „Stern", „Quick", „Neue Illu- 
strierte", „Revue" und „Bunte Illustrierte" die Zeit- 
schriften „Kristall", „Feuerreiter", „Epoca" und 7 
weitere Zeitschriften zusammengefaßt worden (vgl. 
Tabelle 126). 

Bei den Illustrierten der obersten Größenklasse ha- 
ben sich in der jüngsten Zeit Eigentumswechsel voll- 
zogen. Die „Revue" ist 1965 zunächst vom Kindler 
& Schiermeyer Verlag auf den Verlag Martens & 
Co., der schon die „Quick" besaß, übergegangen. 
Dieser Verlag ist mit beiden Zeitschriften 1966 vom 
Heinrich Bauer Verlag erworben worden. Daraufhin 
hat der Verlag die Illustrierten „Revue" und „Neue 


Tabelle 125 


Jahr und Quartal 

Zahl der 
gemeldeten 
Zeitschriften 

Druckauflage 

insgesamt 

Verkaufte Auflage 

davon im 

Abonnement 

Einzelverkauf 

in Stück 

IV/1956 

264 

39 443 921 

34 777 594 

23 444 079 

11 333 515 

IV/1959 

250 

43 957 311 

38 694 325 

22 698 894 

15 995 431 

IV/1962 

234 

46 511 395 

41 077 810 

22 510 352 

18 567 458 

IV/ 1965 

245 

53 938 377 

46 563 644 

22 957 409 

23 606 235 

IV/1966 

245 

57 447 299 

49 265 729 

23 298 541 

25 967 188 


Quelle : IVW-Listen für die genannten Quartale und Jahre 
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Tabelle 126 


Größenklasse nach Druckauflage 

Zahl der 
Illustrierten 

Druckauflage 
in Stück 

Verk 

insgesamt 
in Stück 

aufte Auflage 

davon in °/o 

Abonne- 1 
ment | 

Einzel- 

verkauf 

bis 50 000 


. — 


— 

— . 

- — . 

50 000 bis 100 000 ... 


1 

80 667 

72 124 

94,0 

6,0 

100 000 bis 250 000 ... 


6 

1 048 289 

938 853 

72,7 

27,3 

250 000 bis 400 000 . . . 


1 

275 071 

238 040 

82,7 

17,3 

400 000 bis 1 Million . 


2 

894 925 

763 820 

27,5 

72,5 

über 1 Million 


5 

7 592 321 

6 496 870 

29,9 

70,1 

insgesamt . . . 

15 

9 891 273 

8 509 707 

36,5 

63,5 


Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Liste für das 4. Quartal 1964 


Illustrierte" zur „Neuen Revue" zusammengefaßt. 
Seitdem erscheinen nur noch 4 aktuelle Illustrierte 
(„Bunte Illustrierte", „Neue Revue", „Quick", 
„Stern"). Diese Illustrierten erscheinen wöchentlich. | 
Die 14täglich erschienene Illustrierte „Kristall" hat 
Ende 1966 ihr Erscheinen eingestellt. 

Die kleineren Illustrierten stützen sich im Vertrieb 
in der Hauptsache auf Abonnenten. Der Anteil des 
Einzelverkaufs ist bei ihnen niedrig. Bei den größe- 
ren Illustrierten (Auflage über 400 000) dominiert 
der Einzelverkauf mit durchschnittlich 70 °/o der ver- 
kauften Auflage. 

Als Frauenzeitschriften sind nach den IVW-Listen 
für das 4. Quartal 1964 18 Zeitschriften eingruppiert. 
Die Frauenzeitschriften erscheinen überwiegend 14- 


täglich. Nur „Constanze" und „Frau im Spiegel" 
werden wöchentlich herausgebracht (vgl. Tabelle 
127). 

Die großen Frauenzeitschriften erreichen Druckauf- 
lagen von über 400 000 Stück. Die bekanntesten 
unter ihnen sind „Für Sie", „Brigitte", „Constanze", 
„Praline", „Petra" und „Freundin mit Film-Revue". 
Bei ihnen überwiegt • — wenn auch mit erheblichen 
Unterschieden — der Einzelverkauf. Bei den kleine- 
ren Zeitschriften (Auflagen unter 400 000) ist der An- 
teil des Einzelverkaufs gering. 

Bei den Modezeitschriften nehmen Burda-Beyer- 
Moden (jetzt: burda-Moden) des Modenverlages 
Aenne Burda und Neuer Schnitt (jetzt: Neue Mode) 
des Heinrich Bauer Verlages die Spitzenstellungen 
ein. Daneben gab es im 4. Quartal 1964 in den Grö- 


T ab eile 127 


Größenklasse nach Druckauflage 

Zahl der 
Frauen- 
zeitschriften 

Druckauflage 
in Stück 

Verk 

insgesamt 
in Stück 

aufte Auflage 

davon in % 

Abonne- 

ment 

Einzel- 

verkauf 

bis 50 000 

6 

131 154 

100 911 

80,0 

20,0 

50 000 bis 100 000 

1 

70 000 

60 736 

89,3 

10,7 

100 000 bis 250 000 

1 

144 333 

133 473 

100,0 

0,0 

250 000 bis 400 000 

1 

256 940 

240 525 

97,7 

2,3 

400 000 bis 1 Million 

8 

5 031 554 

4 170 831 

34,7 

65,3 

über 1 Million 

1 

1 135 883 

942 269 

49,9 

50,1 

insgesamt . . . 

18 

6 769 864 

5 648 745 

42,9 

57,1 


Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Liste für das 4. Quartal 1964 
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Tabelle 128 



Zahl der 
Mode- 


Verkaufte Auflage 

Größenklasse nach Druckauflage 

Druckauflage 
in Stück 

insgesamt 
in Stück 

davon in °/o 

Zeitschriften 

Abonne- 

ment 

Einzel- 

verkauf 

bis 50 000 

2 

51 954 

48 485 

91,3 

8,7 

50 000 bis 100 000 

3 

218 297 

186 041 

47,0 

53,0 

100 000 bis 250 000 

— 



— 

— 

— 

250 000 bis 400 000 

— 



— 

— 

— 

400 000 bis 1 Million 

1 ! 

823 343 

698 202 

73,4 

26,6 

über 1 Million 

i | 

1 115 438 

973 265 

55,4 

44,6 

insgesamt . . . 

7 

2 209 032 

1 905 993 

62,1 

37,9 


Quelle : Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Liste für das 4. Quartal 1964 


ßenklassen bis 100 000 Druckauflage noch fünf wei- 
tere Modezeitschriften (vgl. Tabelle 128). 

Die verkaufte Auflage der Modezeitschriften hat 
sich in den letzten Jahren nur unwesentlich verän- 
dert. Der Anteil der Abonnenten liegt bei dieser 
Zeitschriftengruppe mit durchschnittlich 62 °/o hoch. 

ln der Bundesrepublik gibt es 9 größere Rundfunk- 
zeitschriften (vgl. Tabelle 129). Unter den Rundfunk- 
zeitschriften nimmt die Zeitschrift „Hör zu" der 
Springer-Gruppe mit weitem Abstand (verkaufte 
Auflage im 4. Quartal 1964: 3538 Millionen Exem- 
plare) den ersten Platz ein. „TV-HÖren und Sehen" 
des Heinrich Bauer Verlages liegt an zweiter Stelle 
(verkaufte Auflage 1287 Millionen). 

Rundfunkzeitschriften wurden ursprünglich wegen 
der in ihnen veröffentlichten Programme gekauft. 


Obwohl in den letzten Jahren Tageszeitungen, Illu- 
strierte und andere Zeitschriften auch Programmvor- 
schauen veröffentlichen, haben sich die Rundfunk- 
zeitschriften im Untersuchungszeitraum günstig ent- 
wickelt. Durch die zunehmende Verbreitung des 
Fernsehens sind ihnen neue Interessentenkreise zu- 
gewachsen. Es kommt aber hinzu, daß sie sich mehr 
und mehr zu Familienzeitschriften entwickelt haben. 

Die Gliederung der 9 größeren Bunten Wochenend- 
blätter nach Größenklassen ist in Tabelle 130 ange- 
geben. Wie schnell sich die Verhältnisse in diesem 
Bereich verändern, zeigt der Umstand, daß die zur 
Springer-Gruppe gehörende Zeitschrift „Das Neue 
Blatt" ihre führende Position 1966 an die im Hein- 
rich Bauer Verlag erscheinende Zeitschrift „Neue 
Post" verloren hat, die im 4. Quartal 1964 an fünfter 
Stelle lag. Im Sommer 1967 hat der Heinrich Bauer 


Tabelle 129 



Zahl der 
Rundfunk- 


Verkaufte Auflage 

Größenklasse nach Druckauflage 

Druckauflage 
in Stück 

insgesamt 
in Stück 

davon in °/o 

Zeitschriften 

Abonne- 

ment 

Einzel- 

verkauf 

bis 50 000 






50 000 bis 100 000 

2 

164 636 

130 866 

28,5 

71,5 

100 000 bis 250 000 

— 

— 

— 

— 

— 

250 000 bis 400 000 

2 

520 346 

495 356 

49,3 

50,7 

400 000 bis 1 Million 

3 

2 023 471 

1 772 778 

56,4 

43,6 

über 1 Million 

2 

5 326 939 

4 825 687 

36,5 

63,5 

' 

insgesamt . . . 

! ! 

I 9 

8 035 392 

7 224 687 

57,9 

42,1 


Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Liste für das 4. Quartal 1964 
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Zahl der 
Bunten 
Wochenend- 
blätter 


Verkaufte Auflage 

Größenklasse nach Druckauflage 

Druckauflage 
in Stück 

insgesamt 
in Stück 

davon in °/o 

Abonne- 

ment 

Einzel- 

verkauf 

bis 50 000 

- — 


— 

— 

— 

50 000 bis 100 000 

1 

88 200 

79 403 

76,7 

23,3 

100 000 bis 250 000 

1 

183 915 

152 525 

100,0 

0,0 

250 000 bis 400 000 

4 

1 360 302 

1 003 844 

45.8 

21.9 

54,2 

78,1 

400 000 bis 1 Million 

2 

1 725 879 

1 420 080 

über 1 Million 

1 

1 298 538 

1 014 364 

12,1 

87,9 



insgesamt . . . 

9 

j 4 656 834 

3 670 216 

30,1 

69,9 


Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Uste für das 4. Quartal 1964 


Verlag ferner „Das Neue Wochenend" vom Olym- 
pia-Verlag, Nürnberg, gekauft. 

Die Zahlen für die sonstigen Publikumszeitschriften 
ergeben sich aus der Tabelle 131. 

Unter den sonstigen Publikumzeitschriften ist eine 
Gruppe von 20 Jugendzeitschriften mit einer Druck- 
auflage von etwa 2,6 Millionen und einer Verkaufs- 
auflage von etwa 2,2 Millionen Exemplaren zu er- 
wähnen. Bis auf zwei — „B* (831 000 Verkaufs- 

auflage, jetzt zur Springer-Grupi - gehörend) und 
„Micky Maus" (Verkaufsauflage 303 — - lagen 

die Jugendzeitschriften alle unter einer Verkaufs- 
auflage von 300 000 Stück. Zu den sonstigen Publi- 
kumszeitschriften rechnen ferner 47 Sport-, Bade- 
und Reisezeitschriften mit einer Druckauflage von 
insgesamt 1,6 Millionen und einer Verkaufsauflage 
von 1,1 Millionen Stück. 

Zu den restlichen 112 Publikumszeitschriften gehören 
insbesondere kirchliche Zeitschriften und Heimat- 
zeitschriften. Ihre Verkaufsauflagen sind zum Teil 
beträchtlich. So betrug z. B. die Auflage der Zeit- 


schrift „Das Beste aus Reader s Digest" 1,1 Millio- 
nen Exemplare. 

Die sonstigen Publikumszeitschriften werden nicht 
in gleich hohem Maße, wie dies bei den anderen be- 
handelten Zeitschriftengruppen der Fall ist, im Ein- 
zelverkauf abgesetzt. Durchschnittlich entfallen 32 ö /o 
ihrer verkauften Auflage auf Einzelverkaufstücke. 
Werden die Jugendzeitschriften (etwa 57 °/o im Ein- 
zelverkauf) und die Sport-, Bade- und Reisezeitschrif- 
ten (etwa 65 °/o im Einzelverkauf) ausgeklammert, 
so entfällt von den restlichen Zeitschriften im Durch- 
schnitt nur ein Viertel auf den Einzelverkauf. 


I B. Die Beteiligung der Verlage 

an den Erhebungen der Kommission 

j Bei der Vielzahl der Verlage und Verlagsobjekte 
I lag es nahe, den Kreis der Untersuchungsobjekte 
| einzuengen und Wettbewerbstatbestände bei ein- 
j zelnen größeren Verlagsunternehmen und den von 
I ihnen herausgegebenen Zeitschriften zu yntersu- 
I chen. 


Tabelle 131 


Zeitschriften 

Zahl der 
Zeitschriften 

Druckauflage 

Verkaufte 

Auflage 

darunter an 
Abonnenten 


in 1000 Exemplaren 

Publikumszeitschriften insgesamt laut 

I VW 

237 

50 043 

43 374 

22 086 

davon Illustrierte, Frauen-, Mode-, Rund- 
funkzeitschriften, Bunte Wochenend- 
blätter 

58 

31 562 

26 959 

10 863 

Sonstiae Publikumszeitschriften 

179 

18 481 

16 415 

1 i 223 


Quelle : Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Liste für das 4. Quartal 1964 
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Die Untersuchungsergebnisse wurden durch eine j 
Fragebogenerhebung, vor allem bei den Unterneh- 
men, die die bedeutendsten Unterhaltungszeitschrif- 
ten verlegen, gewonnen. Sie wurden durch Betriebs- 
untersuchungen von Sachverständigen ergänzt. 
Außerdem hat die Kommission sowohl den Verband 
der Zeitschriftenverleger als auch einzelne Verleger 
angehört. 

An den Erhebungen der Kommission haben die 
Verlage in unterschiedlichem Maße mitgewirkt. Auch 
hier haben die großen Unternehmen die gestellten 
Fragen beantwortet, während sich ein erheblicher 
Teil der kleineren und mittleren Verlage, die ange- 
sprochen wurden, nicht geäußert hat. 

Von den befragten 58 Verlagen, die 77 Zeitschriften 
mit einer verkauften Auflage von 32,0 Millionen 
(4. Quartal 1964) herausbrachten, haben der Kom- 
mission 24 Verlage (mit 38 Zeitschriften und einer 
Verkaufsauflage von 23,5 Millionen) Auskünfte 
gegeben. 


Tabelle 132 



Beteiligung in °/o 

Zeitschriftentyp 

bezogen auf die 
Zahl der Zeit- 
schriften 

bezogen auf die 
Verkaufsauflago 

Illustrierte 

53 

85 

Frauen- und Mode- 

zeitschriften 

36 

66 

Rundfunk- 

zeitschriften 

55 

84 

Bunte Wochenend- 

blätter ' 

33 

51 

i 


Die Beteiligung liegt, gemessen an der Verkaufs- 
auflage, zwischen 51% und 85 %. Diese hohe Be- 
teiligung erlaubt, die für die Enquete notwendigen 
Schlußfolgerungen zu ziehen. 


C. Eigentumsverhältnisse 

bei den Zeitschriftenverlagen 

1. Rechtsformen 

Nach der Kostenstrukturstatistik 1964 des Statisti- 
schen Bundesamtes berichteten die dort befragten 
Zeitschriftenverlage über ihre Rechtsformen. Die Er- 
gebnisse der Umfrage sind in Tabelle 133 darge- 
stellt. 

In den unteren Größenklassen überwiegen Einzel- 
firmen und Personengesellschaften. In den Größen- 
klassen von 500 000 bis 2 Millionen DM Gesamt- 
leistung werden noch etwa 47 % der Unternehmen 
in der Rechtsform des Einzelkaufmanns und der 
Personengesellschaft geführt, in den höheren Grö- 
ßenklassen dominieren die Kapitalgesellschaften. \ 
Eine Aufgliederung der Kapitalgesellschaften in AG j 
und GmbH liegt nicht vor. j 


Die 24 Verlage von Publikumszeitschriften, die der 
Kommission Auskunft erteilt haben, hatten 1964 
folgende Rechtsformen: 

GmbH 16 

KG 5 

Einzel- 
kaufmann 1 

oHG 2 

Die Rechtsform der GmbH überwiegt. Sie wird 
ebenso wie die KG unabhängig von der Unterneh- 
mensgröße gewählt. Die Rechtsform der AG ist nur 
in einem Fall vorübergehend vorgekommen. Kapi- 
talanleger sind somit nicht in der Lage, sich an 
einem Verlag von Publikumszeitschriften durch 
Aktienkauf zu beteiligen. 

Der Rechtsform gemäß gibt es bei diesen Verlagen 
keine Veröffentlichung der Jahresabschlüsse. Ihre 
Publizität beschränkt sich auf die freiwillige Ver- 
öffentlichung der Auflagen- und Verkaufsziffern im 
Interesse des Anzeigengeschäfts. 

2. Beteiiigungsverhäitnisse 

Die Tatsache, daß die Rechtsform der AG von Zeit- 
schriftenverlegern so gut wie nie gewählt wird, 
läßt darauf schließen, daß der Kreis der Gesell- 
schafter jeweils nur klein ist. Dies wird von den 
Untersuchungsergebnissen bestätigt. An keinem der 
befragten Unternehmen waren mehr als 8 Gesell- 
schafter beteiligt. 

Beteiligungen von Banken, Versicherungen, Indu- 
strie- und Handelsunternehmen wurden bei den 
befragten Zeitschriftenverlagen nicht festgestellt. 


D. Geschäftsumfang der befragten Verlage 

Die kleineren der befragten Verlage bringen meist 
nur eine einzige Zeitschrift heraus. Zum Teil ver- 
fügen sie über eigene Druckereien. 

Die großen Zeitschriftenunternehmen verlegen da- 
gegen in der Regel mehrere Zeitschriften. Die heute 
größten 4 Verlagsgruppen haben eigene Drucke- 
reien, die allerdings nicht bei allen für den Druck 
der verlegten Zeitschriften ausreichen. In einigen 
Fällen werden auch Bücher verlegt. Beteiligungen 
an anderen Verlagsunternehmen kommen nur sel- 
ten vor. 

In Einzelfällen besteht eine eigene Vertriebsorgani- 
sation, die aber regional begrenzt ist. Die Vermu- 
tung, daß einzelne Verlage ihre Stellung im Ver- 
trieb durch Erwerb von Beteiligungen an Handels- 
unternehmen verstärkt hätten, hat sich nicht bestä- 
tigt. Die gegebenen Auskünfte ließen nicht erken- 
nen, daß die führenden Zeitschriftenverlage in den 
| Vertriebsgroßhandel für Bücher, Zeitschriften und 
j Zeitungen eindringen, der sich im Bundesgebiet aus 
j etwa 120 Grossisten zusammensetzt. 
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Tabelle 133 






Erfaßte Unternehmen 






davon 


Größenklasse nach Gesamtleistung 1964 
(von . . . bis unter . . . DM) 

insgesamt 

Einzelkauf- 
leute und 
Personen- 
gesell- 
schaften 

Kapital- 

gesell- 

schaften 

Sonstige 


10 000 

bis 

100 000 

35 

23 

7 

5 


100 000 

bis 

500 000 

74 

43 

22 

9 


500 000 

bis 

1 Million 

61 

28 

28 

5 

1 

Million 

bis 

2 Millionen 

49 

24 

23 

2 

2 

Millionen 

bis 

5 Millionen 

36 

14 

20 

2 

5 

Millionen 

bis 

10 Millionen 

21 

9 

12 

— 

10 

Millionen 

bis 

250 Millionen 

14 

4 

10 

— 

insgesamt . . . 

290 

145 

122 

23 


In der Kostenstrukturstatistik sind als Zeitschriftenverlage Verlage von wissenschaftlichen und Fachzeitschriften sowie 
unterhaltenden Zeitschriften und Broschüren zusammengefaßt. 

Quelle: Kostenstrukturstatistik des Statistischen Bundesamtes 1964 (genaue Quellenangabe in Anlage 33) 


Eine gleichzeitige Betätigung der Verlage auf dem 
Gebiet der Zeitschriften und Zeitungen ist die Aus- 
nahme. Zu diesen Ausnahmen zählen die Springer- 
Gruppe, die Grüner & Jahr GmbH & Co. und die 
Ganske-Gruppe, wobei die beiden letztgenannten 
neben Zeitschriften je ein politisches Wochenblatt 
(„Die Zeit" bzw. „Rheinischer Merkur") heraus- 
bringen. 

Nennenswerte Beteiligungen an Unternehmen ande- 
rer Geschäftszweige wurden nicht bekannt. 


E. Druck der Zeitschriften 

Die Frage, in welchem Ausmaß Zeitschriftenverlage 
den Druck ihrer Erzeugnisse mit eigenen Maschinen 
besorgen, läßt sich anhand der Kostenstrukturerhe- 
bung des Statistischen Bundesamtes für die Jahre 
1960 und 1964 beantworten (vgl. Tabelle 134). 

Nur wenige der kleinen Verlage haben nach dieser 
Statistik eine eigene Druckerei. Von den Unterneh- 
men mit einer Gesamtleistung von 1 bis 10 Millio- 
nen DM besaß 1964 ein Fünftel eigene Druckereien. 
Unter den Verlagen, die eine Gesamtleistung von 
mehr als 10 Millionen DM hatten, haben zwei Drit- 
tel der Unternehmen eigene Druckereien. 

Die Zahlen für die Jahre 1960 und 1964 sind nicht 
unbedingt vergleichbar, weil über die Identität der 
in beiden Jahren in der Kostenstrukturstatistik 


erfaßten Unternehmen und deren Umsatzänderun- 
gen, die zu einer Eingruppierung in andere Größen- 
klassen geführt haben können, keine Einzelheiten 
bekannt sind. Immerhin läßt sich aber in den bei- 
den oberen Größenklassen (Unternehmen mit über 

5 Millionen Gesamtleistung) eine Zunahme der Ver- 
lage mit eigener Druckerei feststellen. 

Dieser Trend wird durch die Erhebungen der Kom- 
mission für die Gruppe der Publikumszeitschriften 
bestätigt. Die größten Verlage haben sich bis 1966 
eigene — wenn auch nicht immer für den eigenen 
Bedarf voll ausreichende — Druckkapazitäten zu- 
gelegt. 

Für den Konzentrationsprozeß, der sich in den letz- 
ten Jahren bei den Zeitschriftenverlagen abgespielt 
hat, waren vor allem Wettbewerbsgründe maß- 
gebend. Daneben war aber auch die Beschaffung 
eigener Druckereikapazitäten von Bedeutung. So 
bewirkte das Zusammengehen der Unternehmer 
Grüner, Jahr und Bucerius die Sicherung einer eige- 
nen Druckbasis für das gemeinsame Unternehmen. 
Auch bei dem Verkauf des Verlags Th. Martens 

6 Co. („Quick 11 und „Revue") hat nach den erhalte- 
nen Auskünften mitgesprochen, daß der Verlag 
Th. Martens keine eigene Druckerei hatte. 

Aus Rentabilitätsgründen versuchen die Verlage 
ihre Druckereien gleichmäßig auszulasten. Das kann 
dazu führen, daß weitere Zeitschriften neu heraus- 
gebracht oder Verlagsrechte zugekauft werden. 
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Tabelle 134 


Größenklasse nach Gesamtleistung 
(von . . . bis unter . . . DM) 

Erfaßte Unternehmen 1960 

Erfaßte Unternehmen 1964 

ins- 

gesamt 

Anzahl 

darunter mit 
eigener Druckerei, 
Buchbinderei 
und dergleichen 

ins- 

gesamt 

Anzahl 

darunter mit 
eigener Druckerei, 
Buchbinderei 
und dergleichen 

Anzahl | 

o/o 

Anzahl | 

°/o 



10 000 

bis 

100 000 

31 





35 

2 

6 



100 000 

bis 

250 000 

45 

. 

. 

1 74 

Q 

A 



250 000 

bis 

500 000 

46 

. 

. 

o 

4 



500 000 

bis 

1 Million 

40 

4 

10 

61 

8 

13 


1 

Million 

bis 

2 Millionen 

29 

5 

17 

49 

11 

22 


2 

Millionen 

bis 

5 Millionen 

39 

7 

18 

36 

7 

19 


5 

Millionen 

bis 

10 Millionen 

14 

3 

21 

21 

4 

19 

a) 

10 

Millionen 

bis 

100 Millionen 

10 

3 

30 

14 

9 

64 

b) 

10 

Millionen 

bis 

250 Millionen 








In der Kostenstrukturstatistik sind die Verlage von wissenschaftlichen Fachzeitschriften sowie von unterhaltenden 
Zeitschriften und Broschüren als Zeitschriftenverlage zusammengefaßt. Aus Gründen der Geheimhaltung werden 
weniger als 3 Fälle nicht ausgewiesen. Diese Fälle sind mit Punkt gekennzeichnet. 

Quelle : Kostenstrukturstatistik des Statistischen Bundesamtes 1960 und 1964 (genaue Quellenangabe in Anlage 33) 


F. Die wirtschaftliche Entwicklung 
der Zeitschriften 


1. Vorbemerkung 

Im folgenden Abschnitt werden Zahlen zur wirt- 
schaftlichen Entwicklung (Auflage, Seitenzahl, Ver- 
triebs- und Anzeigenpreise, Erlöse) einzelner Zeit- 
schriftenarten dargestellt. Ausgewertet wurden die 
vergleichbaren Angaben der befragten Verlage. 
Auf die Wiedergabe absoluter Zahlen zur wirt- 
schaftlichen Entwicklung wurde aus Geheimhal- 
tungsgründen dann verzichtet, wenn die Zahl der 
vergleichbaren Titel zu gering war. 

Die Untersuchung der Illustrierten wurde auf die 
großen, sogenannten aktuellen Illustrierten be- 
schränkt. Diese Zeitschriftengruppe hat sich von 
12 Blättern im Jahre 1952 (verkaufte Auflage im 
4. Quartal 1952: 4,387 Millionen Stück) auf 4 Ob- 
jekte im Jahre 1966 (verkaufte Auflage 6,499 Mil- 
lionen Stück) verringert, wobei sich die Gesamt- 
auflage erheblich erhöht hat. 


2. Die Entwicklung der Auflage 

Die Auflagen der einzelnen Zeitschriftenarten haben 
sich unterschiedlich entwickelt. Setzt man die Jah- 
resdurchschnittszahlen von 1956 = 100, so erhält 
man für 1964 den in Tabelle 135 ausgewiesenen 
Stand. Absolute Werte und Indexzahlen für die Jahre 
1956, 1959, 1962 und 1964 sind in der Anlage 48 
enthalten. 


Tabelle 135 


Zeitschriftenart 

Drude- 

auflage 

Ver- 

kaufte 

Auflage 

Abon- 

nenten 

Einzel- 

verkauf 

Illustrierte 

199 

199 

127 

261 

Frauenzeitschriften 

233 

223 

176 

276 

Rundfunk- 





zeitschriften ..... 

150 

150 

127 

171 

Bunte Wochen- 

endblätter 

182 

184 

74 1 

343 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Bis auf die Gruppe der Frauenzeitschriften haben 
sich Druck- und verkaufte Auflage etwa parallel 
entwickelt. Am geringsten war der Anstieg bei den 
Rundfunkzeitschriften, am höchsten bei den Frauen- 
zeitschriften. Die Zahl der Abonnenten hat sich am 
stärksten bei den Frauenzeitschriften erhöht. Die 
Leser dieser Zeitschriften sind offenbar am ehesten 
bereit, eine feste Bindung einzugehen. Bei den 
Bunten Wochenendblättern ist eine gegenläufige 
Entwicklung eingetreten. Die Abonnentenzahlen 
sind hier absolut zurückgegangen, dagegen hat der 
Einzelverkauf zugenommen. 

Der Anteil des Einzelverkaufs hat sich aufgrund 
dieser Entwicklung in allen vier Gruppen stark 
erhöht, am meisten bei den Bunten Wochenend- 
blättern und den Illustrierten (Anteil 1964: 76 und 
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70%). Bei den Rundfunkzeitschriften hat die Ver- 
lagerung zum Einzelverkauf zwischen 1962 und 
1964 nachgelassen. 


Tabelle 136 


Zeitschriftenart 

Anteil des Einzel- 
verkaufs an der 
Verkaufsauflage in % 

1956 | 1959 | 1962 | 1964 

Illustrierte 

53 

61 

66 

70 

Frauenzeitschriften 

47 

47 

56 

58 

Rundfunkzeitschriften . . . 

51 

55 

59 

58 

Bunte Wochenendblätter . 

36 

57 

72 

76 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Der Prozentsatz des unverkauften Teils der Auf- 
lage ist bei den Illustrierten über den Unter- 
sudiungszeitraum hinweg gleidi geblieben, bei den 
Rundfunkzeitschriften geringfügig gestiegen. Bei 
den Frauenzeitschriften hat dieser Prozentsatz von 
11,4% auf 17,9% der Druckauflage zugenommen, 
bei den Bunten Wochenendblättem unterliegt er 
großen Schwankungen. Die Marktchance der einzel- 
nen Ausgabe läßt sich bei diesen Zeitschriften am 
wenigsten vorausschätzen. 

Infolge des branchenüblichen Remissionsrechtes 
des Zeitschriftenhandels trifft das Risiko der unver- 
kauften Auflage allein die Verlage. 


3. Vertriebspreise und Vertriebserlöse 

Bei den untersuchten Publikumszeitschriften hat 
sich der Absatz im Untersuchungszeitraum erhöht. 
Die Verkaufspreise blieben bis 1959 relativ stabil, 
danach wurden sie stark angehoben. Dies gilt ins- 
besondere für die Illustrierten und die Rundfunk- 
zeitschriften. Im Jahre 1967 wurde der Einzelver- 
kaufspreis für den „Stern" auf 1. — DM herauf- 
gesetzt. 

Einen Überblick über das Preisniveau und den 
Preisanstieg seit 1956 vermittelt Tabelle 137. Der 
Abonnent erhält im allgemeinen keine Preisver- 
günstigung gegenüber dem Einzelkäufer, sondern 
muß vielmehr eine Zustellgebühr an die Boten oder 
an die Post bezahlen. Die Verlage honorieren die 
feste Abnehmerbeziehung nicht. Die Fluktuation ist 
sehr stark, bei Frauen- und Rundfunkzeitschriften 
niedriger als bei Illustrierten und Bunten Wochen- 
endblättern. Die Kosten für das Werben eines neuen 
Abonnenten wurden mit 50 % bis 70 % des Jahres- 
abonnementpreises angegeben. 

Bei einem Vergleich des Abonnementpreises ist zu 
beachten, daß die Illustrierten, Rundfunkzeitschrif- 
ten und Bunten Wochenendblätter wöchentlich 
erscheinen, die Frauenzeitschriften dagegen in der 
Regel 14täglich. Aus Vergleichsgründen sind in der 
Tabelle 137 nur Frauenzeitschriften mit 14täglicher 
Erscheinungsweise berücksichtigt. 

Bei der Beurteilung der Preisentwicklung muß 
berücksichtigt werden, daß die Seitenzahl im allge- 
meinen zugenommen hat. Eine Ausnahme bildet 
hierbei die Gruppe der Bunten Wochenendblätter 
(vgl. Tabelle 138). Ein großer Teil der Seitenzu- 
nahme entfällt auf die Erweiterung des Anzeigen- 
raumes. Die Zunahme des Textteiles ist jedoch er- 


Tabelle 137 


Zeitschriftenart 

Abonnementpreis 

Einzelverkaufspreis 

1956 

DM 

1964 

DM 

1964 gegenüber 
1956 (= 100) 

von ... lim Durch- 
bis . . . | schnitt 

1956 

DM 

1964 

DM 

1964 gegenüber 

1956 (= 100) 

von ... | im Durch- 
bis . . . | schnitt 

Illustrierte 

2,00 

2,80 

140 


0,50 

0,70 

140 



bis 

bis 

bis 

151 

bis 

bis 

bis 

140 


2,17 

3,25 

163 


0,50 

0,70 

140 


Frauenzeitschriften . . . 

1,46 

2,15 

147 


0,70 

0,70 

100 



bis 

bis 

bis 

147 

bis 

bis 

bis 

114 


1,46 

2,15 

147 


0,75 

0,90 

129 


Rundfunkzeitschriften . 

2,17 

3,20 

139 


0,50 

0,70 

140 



bis 

bis 

bis 

143 

bis 

bis 

bis 

140 

Bunte Wochenend- 

2,30 

3,20 

147 


0,50 

0,70 

140 


blätter 

1,45 

1,70 

100 


0,35 

0,50 

125 



bis 

bis 

bis 

124 

bis 

bis 

bis 

134 


1,70 

2,15 

148 


0,40 

0,50 

143 



Quelle: Eigene Erhebungen 
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Tabelle 138 


Zeitschriftenart 

Seitenzahl eines Jahresstücks bei ausgewählten Unterhaltungszeitschriften 

Textseiten 

Anzeigenseiten 

Seitenzahl insgesamt 

1956 

1964 

1956 =* 
100 l ) 

1956 

1964 

1956 = 
100 *) 

1956 

1964 

1956 = 
100 B 

Illustrierte 

849 

2764 


479 

1032 


1328 

3796 



bis 

bis 

216 

bis 

bis 

205 

bis 

bis 

211 


1842 

4196 


1478 

3864 


3320 

8060 


Frauenzeitschriften 2 ) .... 

949 

1924 


234 

1040 


1183 

2964 



bis 

bis 

209 

bis 

bis 

225 

bis 

bis 

215 


1716 

3759 


1468 

2713 


3184 

6472 


Rundfunkzeitschriften . . . 

1701 

2814 


385 

782 


2086 

3836 



bis 

bis 

155 

bis 

bis 

227 

bis 

bis 

172 


2240 

3471 


826 

1993 


3066 

5464 


Bunte Wochenendblätter . 

737 

771 


152 

109 


936 

962 



bis 

bis 

107 

bis 

bis 

146 

bis 

bis 

114 


784 

853 


199 

403 


936 

1174 



*) Im Durchschnitt 

2 ) Bei den Frauenzeitschriften ist zu berücksichtigen, daß eine Zeitschrift im Untersuchungszeitraum von 14- auf 
8tägliche Erscheinungsweise umgestellt hat. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


heblich. Abgesehen von den von Bunten Wochen- 
endblättern, war die Zuwachsrate des Textteils im 
Untersudiungszeitraum höher als die Preissteige- 
rung. Die zumindest quantitative Verbesserung des 
Angebots läßt sich verdeutlichen, wenn man den 
Preis eines Jahresabonnements in Beziehung zur 
Zahl der Textseiten eines Jahresstücks (also ohne 
den Anzeigenteil) setzt. Bis auf wenige Ausnahmen 
ist der Preis je 1000 Textseiten von 1956 bis 1964 
gefallen. . Bezogen auf den Durchschnittswert 1956 
betrug diese Preisverringerung bei den 


Illustrierten 

37 '%> 

Frauen- 


zeitschriften 

20 %> 

Rundfunk- 


zeitschriften 

14 »/o 


Die Erweiterung des Textangebotes durch die Zeit- 
schriften wird zum Teil durch eine Erweiterung des 
Anzeigenraumes verursacht. Adders als bei den Zei- 
tungen, die geschlossenere Anzeigenteile haben, ist 
die Werbung in den Publikumszeitschriften grund- 
sätzlich mit dem Textteil vermischt. Eine Zunahme 
des Anzeigenraumes zwingt dann zu einer Erweite- 
rung des Textteils, um beim Leser die erwarteten 
Werbekontakte zu erzielen. 

Von den Verkaufspreisen erhalten in der Regel die 
Endverkäufer einen Rabatt von 25 °/o, die Grossisten 
von 15%, noch höhere Rabatte erhalten die Lese- 
zirkel. Bei diesen Spannen ist zu berücksichtigen, 
daß — wie bereits erwähnt — Groß- und Einzel- 
handel ein unbeschränktes Remissionsrecht haben. 
Ein beschränktes Remissionsrecht (5 °/o) hat der wer- 
bende Buch- und Zeitschriftenhandel. 


Die Absatzsteigerung hat zusammen mit den höhe- 
ren Verkaufspreisen eine starke Zunahme der Ver- 
triebserlöse bei den untersuchten Zeitschriften be- 
wirkt. Die Vertriebserlöse betrugen bei ihnen 1964: 

Illustrierte 108,6 Millionen DM 

Frauen- und 

Modezeitschriften 69,5 Millionen DM 

Rundfunk- 
zeitschriften 141,6 Millionen DM 

Bunte Wochen- 
endblätter 31,0 Millionen DM 

Die Vertriebserlöse haben sich gegenüber 1956 im 
Durchschnitt mindestens verdoppelt, bei den 
Illustrierten nahezu verdreifacht. Dies ergibt sich aus 
der folgenden Gegenüberstellung, in der nur die 
Zeitschriften berücksichtigt sind, deren Zahlen für 
den gesamten Untersuchungszeitraum zur Verfügung 
stehen. 


Tabelle 139 


Zeitschriftenart 

1956 

1959 

1962 

1964 

Illustrierte 

100 

141 

214 

294 

Frauenzeitschriften 

100 

130 

198 

239 

Rundfunkzeitschriften . . . 

100 

129 

201 

212 

Bunte Wochenendblätter . 

100 

135 

184 

231 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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4. Anzeigenpreise und Anzeigenerlöse 

Ebenso wie bei den Zeitungen, hat die Bedeutung 
der Anzeigenerlöse bei den Unterhaltungszeit- 
schriften im Untersuchungszeitraum zugenommen. 
Die Seitenzahl der Publikumszeitschriften ist stark 
angewachsen. Die Zahl der Anzeigenseiten hat sich 
1964 gegenüber 1956 wie folgt erhöht: 


Tabelle 140 


Zeitschriftenart 

Index 

(1956 - 100) 

Illustrierte 

205 

Frauenzeitschriften 

225 

Rundfunkzeitschriften 

227 

Bunte Wochenendblätter 

146 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die höchste Zunahme ist bei den Rundfunk- und 
bei den Frauenzeitschriften eingetreten, die Bunten 
Wochenendblätter haben sich gegenüber den ande- 
ren Gruppen weniger erhöht. 

Nach den Ergebnissen der Untersuchungen bei 
den Verlagen besteht das Anzeigenvolumen bei 
Illustrierten und Rundfunkzeitschriften zu etwa 
95 °/o, bei den Frauenzeitschriften zu etwa 90 °/o aus 
überregionaler Werbung von Markenartikelunter- 
nehmen. Der Rest besteht aus Versandhaus- und 
Kleinanzeigen (Unterricht, Reisen, Heiraten). Bei 1 
den Bunten Wochenendblättern entfallen mehr als ! 
ein Drittel des Anzeigengeschäfts auf Kleinanzeigen, j 

i 

Die Preise je Anzeigenseite wurden im Unter- j 
suchungszeitraum angehoben, und zwar in allen j 
Gruppen stärker als die Vertriebspreise (vgl. Ta- i 
belle 141). 

Der Anzeigenpreis ist kein Maßstab für Preisver- j 
gleiche. Für die werbende Wirtschaft ist entschei- 
dend, wie viele Werbekontakte mit dem Publikum 
geschaffen, d. h. wie viele Leser durch eine Zeit- 


: Schrift erreicht werden. Um Preisvergleiche zwi- 
j sehen Zeitschriften mit verschiedener Auflagenhöhe 
anstellen zu können, werden die Bruttoanzeigen- 
preise auf 1000 Stück Verkaufsauflage umgerechnet. 
Die Tausenderpreise der untersuchten Zeitschriften 
zeigen zu Beginn und Ende des Untersuchungszeit- 
raumes folgenden Stand: 


Tabelle 142 


Zeitschriftenart 

Anzeigenpreise 
je 1000 Stück Verkaufsauflage 

1956 

1964 

nied- 

rig- 

ster 

höch- 

ster 

nied- 

rig- 

ster 

höch- 

ster 

Preis 

Preis 

DM 

DM 

DM 

DM 

Illustrierte 

16,70 

21,98 

15,00 

17,62 

Frauenzeitschriften . 

20,91 

22,18 

20,65 

25,11 

Rundfunk- 





zeitschriften 

14,86 

20,91 

14,65 

26,04 

Bunte Wochenend- 





blätter 

25,40 

35,95 

21,70 

27,27 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Abgesehen von den Frauenzeitschriften, sind die 
Erhöhungen der Bruttoanzeigenpreise durch ent- 
sprechend stärkeren Anstieg der Verkaufsauflage 
überkompensiert worden, so daß die Tausender- 
preise von 1964 unter denen von 1956 lagen. 

Die Bruttoanzeigenpreise erhöhen sich um Zu- 
schläge, die für farbige Anzeigen gefordert werden, 
und vermindern sich um Rabatte, die von den Ver- 
lagen gewährt werden. Außerdem gehen noch Pro- 
visionen für Werbemittler ab. 

Die Farbzuschläge sind erheblich. Sie liegen im 
Vierfarbendruck bei den Illustrierten bei 60 bis 
80 °/o der Bruttoanzeigenpreise, bei Rundfunkzeit- 
schriften zwischen 40 und 80 % und bei den Frauen- 
zeitschriften zwischen 70 und 80 °/o. 


Tabelle 141 


Zeitschriftenart 

Niedrigster und höchster Bruttopreis 
je Anzeigenseite 

1956 | 1964 

Durchschnitt- 
licher Bruttopreis 
je Anzeigenseite 
1964 (1956 = 100) 

Durchschnitt- 
licher Einzel- 
verkaufspreis 
1964 (1956 = 100) 

Illustrierte 

6 400 bis 17 800 

15 500 bis 25 000 

175 

140 

Frauenzeitschriften 

3 000 bis 12 400 

8 500 bis 21 500 

209 

119 

Rundfunkzeitschriften . . . 

4 400 bis 36 800 

6 200 bis 57 600 

169 

140 

Bunte Wochenendblätter . 

12 900 bis 13 400 

16 100 bis 22 000 

145 

133 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Die Zeitschriften erhalten ihre Anzeigenaufträge 
für Markenartikel zu 95 n /o über Werbeagenturen, 
die in der Regel eine Provision von 15% des Rech- 
nungswertes erhalten. 

ln den Rabatten kommt eine sehr individuelle Ver- ; 
kaufspolitik der Verlage zum Ausdruck. Allgemein | 
gültige Aussagen lassen sich hier nicht machen, j 
Einige Verlage haben ihre Rabattsätze 1964 gegen- ! 
über 1956 verringert, andere erhöht. 

Insgesamt wurden für die erfaßten Zeitschriften für 
1964 die nachstehenden Anzeigenerlöse angegeben: 

Illustrierte 228,0 Millionen DM 

Frauen- und Mode- 
zeitschriften 146,5 Millionen DM 

Rundfunk- 
zeitschriften 138,9 Millionen DM 

Bunte Wochenend- 
blätter • 6,5 Millionen DM 

Bei den Zeitschriften, deren Angaben für den 

Erhebungszeitraum von 1956 bis 1964 vorliegen, 
haben sich die Anzeigenerlöse wie folgt entwickelt: 


Tabelle 143 


Zeitschriftenart 

1956 | 

1959 1 1962 1 

1964 

Illustrierte 

100 

222 

414 

563 

Frauenzeitschriften 

100 

185 

349 

523 

Rundfunkprogramm- 
zeitschriften 1 

100 

192 

408 

473 

i 

Bunte Wochenendblätter . | 

100 

193 

208 

272 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die höchste Steigerung ist bei den Illustrierten ein- 
getreten. Von 1962 bis 1964 haben die Frauenzeit- 
schriften stark aufgeholt, während die Rundfunk- 
zeitschriften im gleichen Zeitraum einen schwäche- 
ren Zuwachs hatten. Die Bunten Wochenendblätter 
haben zwar ihre Anzeigenerlöse fast verdreifachen 


können, die Steigerung gegenüber 1956 ist jedoch 
wesentlich geringer als in den anderen Gruppen. 

5. Das Verhältnis zwischen Vertriebs- 
und Anzeigenerlösen 

Die Zusammenstellung der für 1964 von den Ver- 
lagen für alle erfaßten Zeitschriften berichteten 
Erlöse ergibt das in Tabelle 144 dargestellte Bild. 

Bei denjenigen Zeitschriften, deren Angaben sich 
vergleichen lassen, haben sich Vertriebs- und An- 
zeigenerlöse wie folgt entwickelt: 


Tabelle 145 


Zeitschriftenarten 

Vertriebs- 
erlöse 
(1956= 100) 

Anzeigen- 
erlöse 
(1956= 100) 

Illustrierte 

294 

563 

Frauenzeitschriften . . . 

239 

523 

Rundfunkzeitschriften . 

212 

473 

Bunte Wochenend- 



blätter 

231 

272 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die wesentlich stärkeren Erhöhungen der Anzeigen- 
erlöse haben dazu geführt, daß sich in allen vier 
Gruppen die Anteile der Anzeigenerlöse an den 
Gesamterlösen erhöht haben. Die Anzeigenerlöse 
betrugen hier in % der Gesamterlöse: 


Tabelle 146 


Zeitschriftenarten 

1956 

1964 

Illustrierte 

55,4 

70,4 

Frauenzeitschriften 

62,7 

78,5 

Rundfunkzeitschriften ! 

32,1 

51,0 

Bunte Wochenendblätter . . . ^ 

15,1 

17,3 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Tabelle 144 


Erlösarten 

Illustrierte 

Frauen- und 
Modezeitschriften 

Rundfunk- 

zeitschriften 

Bunte 

Wochenendblätter 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Vertriebserlöse 

108,6 

32,2 

69,5 

31,5 

141,6 

50,5 

31,0 

82,6 

Anzeigenerlöse 

228,0 

67,8 

146,5 

68,4 

138,9 

49,5 

6,5 

17,4 

Sonstige Erlöse 

0,1 

0,0 

0,2 

0,1 

— 

— 

— 

— 

Erlöse insgesamt 

336,7 

100,0 

216,2 

100,0 

280,5 

100,0 

37,5 

100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Bei den Rundfunkzeitschriften hat sich der Anteil 
der Anzeigencrlöse von 1956 bis 1964 am stärksten 
erhöht, bei den Frauenzeitschriften und den Illu- 
strierten in etwa gleichem Ausmaß. Die Anteilver- 
schiebung bei den Bunten Wochenendblättern war 
nur geringfügig. 

Wie aus Anlage 49, die die Zahlen für die Jahre 
1956, 1959, 1962 und 1964 enthält, zu entnehmen ist, 
hat sich bei den Illustrierten und den Rundfunkzeit- 
schriften der Anteil der Anzeigenerlöse von 1962 
bis 1964 nicht mehr verschoben. Dagegen hat sich das 
Gewicht der Anzeigenerlöse bei den Frauenzeit- 
schriften weiter verstärkt. 

Hinsichtlich ihrer Preispolitik haben Vertreter der 
Zeitschriftenverlage der Kommission vorgetragen, 
daß, anders als bei den Tageszeitungen, in der Nach- 
kriegszeit bei den Illustrierten die Anzeigenpreise 
relativ niedrig, die Vertriebspreise relativ hoch an- 
gesetzt worden seien. Es sei dann versucht worden, 
die ungünstige Ausgangsposition bei den Anzeigen- 
preisen zu korrigieren. Der Tausenderpreis sei aber 
aus Konkurrenzgründen wieder abgesunken. Ein 
Rückgang der Anzeigenpreise je 1000 Stück Ver- 
kaufsauflage gegenüber 1956 ist im allgemeinen 
auch bei Rundfunkzeitschriften und Bunten Wo- 
chenendblättern eingetreten. Die Werte für die 
Frauenzeitschriften liegen dagegen 1964 höher als 
1956 1 ). 

Die Vertriebspreise je verkauftes Einzelstück sind 
zwar in allen untersuchten Gruppen angehoben wor- 
den. Die Verlage gehen aber dabei mit größter Vor- 
sicht vor, um ihre Verkaufsauflage nicht zu gefähr- 
den, da diese für den Umfang des Anzeigengeschäf- 
tes und die Höhe der Anzeigenpreise entscheidend 
ist. Nach den bei den Verlagsuntersuchungen getrof- 
fenen Feststellungen traten bei Preiserhöhungen 
vorübergehend Rückschläge bis zu 3% der Ver- 
kaufsauflage ein. Bei Abonnenten und Lesern von 
Jugendzeitschriften sind die stärksten Reaktionen 
zu beobachten. Im übrigen hängt die Veränderung 
der Verkaufsauflage davon ab, ob die Preiserhöhun- 
gen in eine Zeit allgemeiner Preissteigerungen fal- 
len und ob sich die wichtigsten Konkurrenten an- 
schließen. 


6. Die Wirtschaftsergebnisse der Zeitschriften 

Die Untersuchung hat für die Zeitschriften der Grup- 
pen Illustrierte, Frauen- und Modezeitschriften, 
Rundfunkzeitschriften und Bunten Wochenendblät- 
ter folgendes ergeben: 

1. Eine starke Zunahme der Erlöse aus Vertrieb 
und Anzeigengeschäft, 

2. eine Erhöhung des Anteils des Anzeigengeschäfts 
und 

3. eine Zunahme des unternehmerischen Risikos 
durch die wachsende Bedeutung des Einzelver- 
kaufs. 


l ) vgl. Ziff. IV F 4 dieses Abschnitts 


Die Wirtschaftsergebnisse der Zeitschriften waren 
nicht Gegenstand der Fragebogenerhebung. Auch die 
Ergebnisse der wenigen Unternehmen, die von Sach- 
verständigen untersucht wurden, können aus Grün- 
den der Geheimhaltung nicht mitgeteilt werden. 

Aus der Kostenstrukturstatistik des Statisischen 
Bundesamtes läßt sich entnehmen, daß sich die Wirt- 
schaftsergebnisse der Zeitschriftenverlage zwischen 
1960 und 1964 in fast allen Größenklassen verbes- 
sert haben. Bezogen auf die Gesamtleistung lagen 
sie 1964 zwischen 4,8 °/o und 7,3 °/o. Dies zeigt nach- 
stehende Tabelle: 

Tabelle 147 


Größenklasse 
Gesamtleistung 
von . . . bis unter . . . DM 

Betriebs- 
ergebnis 
in °/o der 
Gesamt- 
leistung 

I960 | 1964 

10 000 bis 100 000 

3,7 4,8 

100 000 bis 250 000 

8,0 1 


> 7,2 

250 000 bis 500 000 

6,6 ] 

500 000 bis 1 Million 

6,0 7,1 

1 Million bis 2 Millionen 

5,5 6,9 

2 Millionen bis 5 Millionen 

7,2 7,3 

5 Millionen bis 10 Millionen 

7,9 6,1 

a) 10 Millionen bis 100 Millionen 

5,7 — 

b) 10 Millionen bis 250 Millionen 

— 6,3 


Quelle: Kostenstrukturstatistik des Statistischen Bun- 
desamtes 1960 und 1964 (genaue Quellen- 
angabe in Anlage 33) 


Die Verlagsuntersuchungen durch Sachverständige 
der Kommission lassen erkennen, daß sich die Wirt- 
schaftsergebnisse der einzelnen Zeitschriften stark 
unterscheiden. Es erweist sich deshalb für größere 
Verlage von Zeitschriften als Vorteil, daß sie 
mehrere Objekte verlegen und dadurch einen inter- 
nen Gewinn- und Verlustausgleich erzielen. Rund- 
funk- und Frauenzeitschriften bringen in der Regel 
Gewinne ein. Bei Illustrierten und Bunten Wochen- 
endblättern enstehen teils Gewinne, teils Verluste. 

Die im Rahmen der Untersuchungen ermittelten 
Kosten der Verlage ließen sich nicht über den ge- 
samten Untersuchungszeitraum hinweg dem Ver- 
triebsgeschäft einerseits und dem Anzeigengeschäft 
andererseits ausreichend genau zurechnen. Die Un- 
tersuchung einzelner Zeitschriften hat jedoch die 
Bedeutung des Anzeigengeschäfts für die Rentabi- 
lität der Verlage klar gezeigt. Im Vertrieb werden 
entweder Verluste oder niedrige positive Ergebnisse 
erzielt, wobei zu beachten ist, daß bei dieser Rech- 
nung dem Anzeigengeschäft nur die Grenzkosten 
zugerechnet sind. *) Die Ergebnisse aus dem Anzei- 
gengeschäft sind auch in den Jahren nach 1964 eine 
wichtige Gewinnquelle der Verlage. Nach Kapferer 
& Schmidt hat sich das Bruttoanzeigenvolumen über- 
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regionaler Werbung ausgewählter Zeitschriften gün- 
stig entwickelt (vgl. Tabelle 148). 

G. Die fünf größten Hersteller 

In den Jahren 1965 und 1966 hat sich eine Gruppe 
von fünf Unternehmen bzw. Unternehmensgruppen 
gebildet, die auf dem Markt der untersuchten Un- 
terhaltungszeitschriften führend sind. 1965 wurde die 
Kindler & Schiermeyer Verlag AG an Springer ver- 
äußert. Die Illustrierte „Revue" wurde dagegen vom 
Verlag Th. Martens & Co. GmbH erworben. 1966 
wurde der Verlag Th. Martens & Co. GmbH 
(„Quick", „Revue", „Kicker", „Twen") an den Bauer 
Verlag veräußert. Ferner haben 1965 die Verleger 
Bucerius („Stern" und „Die Zeit") und John Jahr 
(„Constanze", „Brigitte" und „Petra") sowie die 
Druckerei Richard Grüner & Sohn ihre Interessen 
1965 in der Firma Grüner & Jahr GmbH & Co. zu- 
sammengefaßt. Die Spitzengruppe wird nunmehr (in 
alphabetischer Reihenfolge) gebildet aus 

Heinrich Bauer Verlag KG, Hamburg 
Burda-Gruppe, Offenburg 
Grüner & Jahr GmbH & Co., Hamburg 
Ganske-Gruppe, Hamburg 
Springer-Gruppe, Hamburg 

Bis auf die Gruppe der Bunten Wochenendblätter 
dominieren die Erzeugnisse der größten Fünf in den 
untersuchten Zeitschriftengruppen. 

In der Anlage 50 sind die im 4. Quartal 1966 führen- 
den Unterhaltungszeitschriften und ihre Verleger 
aufgeführt. 

9 vgl. Ziff. II C 3 h dieses Abschnitts 


| Danach verlegten die Fünf 
j von den größten 

4 Illustrierten 4 

8 Frauenzeitschriften 7 

2 Modezeitschriften 2 

6 Rundfunkzeitschriften 5 

7 Bunten 

Wochenendblättern 3 

Das Tätigkeitsgebiet der 5 größten Verleger inner- 
halb der untersuchten Zeitschriftengruppen ergibt 
sich aus Tabelle 149. Die Schwerpunkte in den Ver- 
lagsprogrammen sind demnach unterschiedlich. 
Während Grüner & Jahr keine Rundfunkzeitschrift, 
kein Buntes Wochenendblatt und keine Modezeit- 
schrift herausgeben, fehlen im Verlagsprogramm 
von Springer Frauen- und Modezeitschriften sowie, 
nach der Einstellung von „Kristall" (am 31. Dezem- 
ber 1966), Illustrierte. Die Springer-Gruppe hat in 
den letzten 2 Jahren mit der Übernahme von 
„Bravo", „Twen", „ok" und der in veränderter 
Form neu herausgegebenen Zeitschrift „Eltern" eine 
starke Stellung auf anderen Zeitschriftenmärkten er- 
langt. 

Im Verlagsprogramm der Bauer-Gruppe sind alle 
Arten der besprochenen Unterhaltungszeitschriften 
vertreten. Schwerpunkt sind heute die aktuellen 
Illustrierten „Neue Revue" und „Quick". 

Burda ist mit 4 der untersuchten Zeitschriftenarten 
vertreten, lediglich Bunte Wochenendblätter fehlen 
hier. Die Ganske-Gruppe beschränkt sich auf 2 
Frauenzeitschriften und eine Rundfunkzeitschrift. 


Tabelle 148 



Zahl der 

1964 

Millionen 

DM 

1965 

1966 

Zeitschriftengruppe 

ausge- 

wählten 

Zeitschriften 

Millionen 

DM 

1965 

gegenüber 
1964 (= 100) 

Millionen 

DM 

1966 

gegenüber 
1965 (= 100) 

Illustrierte 

6 1 ) 

354,9 

368,7 

103,8 

412,9 

112,0 

Frauen- und Mode- 
zeitschriften 

8 

208,6 

225,7 

106,3 

241,9 

107,1 

Rundfunkzeitschriften . . . 

6 

203,8 

183,5 

90,0 

193,4 

105,3 

Bunte Wochenendblätter . 

7 

6,2 

5,5 

88,8 

5,7 

103,1 


*) Durch die Zusammenlegung der „Neuen Illustrierten" mit der „Revue" zur „Neuen Revue" im August 1966 und die 
Einstellung von „Kristall" Ende 1966 hat sich die Zahl inzwischen auf 4 verringert. 

Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Tabelle 149 


Verlag bzw. Gruppe 

Die verlegten Zeitschriften hatten nach der Verkaufsauflage 
im 4. Quartal 1966 den . . . Rang bei 

Illustrierten 1 Frauen- Mode- Rundfunk- Bunte Wochen- 

| Zeitschriften | Zeitschriften | Zeitschriften | endblätter 

Bauer-Gruppe 

Burda-Gruppe 

Grüner & Jahr 

Ganske-Gruppe 

Springer-Gruppe 

1./3. 4. 2. 2. 1. 

4. 6. 1. 5. — 

2. 2V5./7. — — — 

— 1./8. — 6. — 

— — — 1./3. 275. 


Quelle: Eigene Berechnungen aufgrund der IVW-Meldungen für das 4. Quartal 1966 


Die wichtigsten wirtschaftlichen Daten der 5 Ver- 
lagsgruppen haben sich wie folgt entwickelt: 

Tabelle 150 


! 

1956 

1966 

(1964) 

1966 

rjegenüber 
1956 
(= 100) 

Zahl der Objekte i 

16 

32 

200 

Verkaufsauflage , 

in Millionen Stück 

8,3 

25,5 

307 

Gesamterlöse 

in Millionen DM 

181 

995 ») 

550 

Anzeigenerlöse 

in Millionen DM 

71 

566 >) 

797 


9 Zahlen für 1964 nach dem Besitzstand 1966, da An- 
gaben für 1966 nicht vorliegen. 

Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen 


Die Anzeigenerlöse und die Gesamterlöse haben die 
höchsten Steigerungsraten, obwohl hier nur die 
Entwicklung von 1956 bis 1964 erfaßt ist. Die 1966 
im Besitz der Verlage befindlichen Objekte haben 
von 1964 auf 1966 weitere Erlössteigerungen ge- 
bracht. Aus Anlage 51 ist zu entnehmen, daß Ver- 
änderungen in der Zahl der Verlagsobjekte aus 


Neugründungen, Aufkäufen (teilweise unter an- 
schließender Zusammenlegung mit bestehenden 
Zeitschriften) und Verkäufen resultieren. 

Die Aufteilung der Gesamterlöse und Anzeigener- 
löse nach Zeitschriftengruppen in Anlage 51 zeigt, 
daß der Anteil der Illustrierten an beiden gestiegen 
ist. Dagegen hat sich der Anteil der Rundfunkzeit- 
schriften an den Gesamterlösen verringert, an den 
Anzeigenerlösen dagegen hat er zugenommen. Die 
Gesamterlöse und Anzeigenerlöse der Frauenzeit- 
schriften haben sich unregelmäßig verändert, fallen 
aber doch ins Gewicht; während die Erlöse der Bun- 
ten Wochenendblätter insgesamt nur eine geringere 
Bedeutung haben. 

Von 1956 bis 1964 sind die absoluten Gesamterlöse 
aller Zeitschriften auf das 5,5fache und die Anzei- 
generlöse auf das 7,7fache gestiegen. Dadurch hat 
sich der Anteil der Anzeigenerlöse an den Gesamt- 
erlösen von 40 °/o auf 57 °/o erhöht. Er liegt bei den 
Illustrierten und Frauenzeitschriften am höchsten. 

Die günstige Entwicklung der Anzeigenerlöse hat in 
den Jahren von 1965 und 1966, von Ausnahmen abge- 
sehen, angehalten. Für die Objekte, die Ende 1966 
zu den 5 Verlagsgruppen gehörten, haben Kapferer 
& Schmidt die in Tabelle 151 ausgewiesenen Brutto- 
anzeigenerlöse für überregionale Werbung ermit- 
telt. 


Tabelle 151 


Zeitschriftengruppe 

Zahl der 
Obj ekte 

1964 

Millionen 

DM 

1965 

Millionen 

DM 

1965 

gegenüber 
1964 (= 100) 

1966 

Millionen 

DM 

1966 

gegenüber 
1965 (= 100) 

Illustrierte 

6 (5) 9 

355,0 

368,7 

103,8 

412,9 

112,0 

Frauen- und Mode- 
zeitschriften 

8 

208,6 

225,7 

108,2 

241,9 

107,1 

Rundfunkzeitschriften 

4 

192,5 

168,5 

87,5 ! 

177,6 

105,4 

Bunte Wochenendblätter . . . 

3 

5,9 

6,2 

105,0 

6,5 

103,7 

Summe . . . 

21 

762,0 

769,1 

100,9 

838,9 

109,1 


s ) Nach dem 31. Juli 1966 sind durch die Zusammenlegung von Revue und Neue Illustrierte nur noch 5 Zeitschriften 
in dieser Gruppe enthalten. Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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3. ABSCHNITT 

Filmwirtschaft 


I. Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes 
und ausgewertete Unterlagen 

Die Filmwirtschaft teilt sich in die Sparten Film- 
theater, Verleih, Produktion (von Spielfilmen, Kul- 
turfilmen, Dokumentarfilmen, Wirtschaftsfilmen, 
Werbefilmen und Fernsehfilmen), Atelierbetriebe 
und sonstige technische Betriebe (insbesondere 
Kopieranstalten) . 

Die Untersuchung erstreckt sich auf alle diese Spar- 
ten der Filmwirtschaft unter Einbeziehung der 
Werbeverwaltungen. Für den Bericht wurden aus- 
gewertet: Das von der Kommission erhobene Mate- 
rial, einschlägiges Schrifttum sowie Statistiken der 
Spitzenorganisation der Filmwirtschaft e. V. (SPIO). 
Insbesondere hat die Kommission Filmtheaterunter- 
nehmen mit 66 Filmtheatern, 1 Werbeverwaltungs- 
unternehmen, 1 Verleihunternehmen, 4 Filmpro- 
duzenten mit verschiedener Aufgabenstellung 
(Spiel-, Kultur- und Industriefilm-, Werbefilm-, Fern- 
sehfilmproduktion), 3 Ateliers (davon 2 eingehend) 
sowie 1 Kopierwerk untersucht. Außerdem hat sich 
die Kommission durch schriftliche Umfragen über 
die Auslastung von Kopierwerken unterrichtet. 


II. Überblick über die Entwicklung 
der Filmwirtschaft 

A. Statistische Daten 

Zur anschaulichen Darstellung werden in Tabelle 152 
einige statistische Angaben über die Entwicklung 
der Filmtheater und der Spielfilmangebote gemacht. 
Die Entwicklung der ortsfesten Filmtheater und der 
Filmtheaterbesucher ist in der Anlage 52 für die 
einzelnen Jahre dargestellt. Aus dieser Anlage ist 
auch zu entnehmen, wie sich die entsprechenden 
Zahlen der Fernsehgenehmigungen entwickelt 
haben. 

Aus der Tabelle 152 geht hervor, daß sich die Zahl 
der ur- und erstaufgeführten Spielfilme von 1936 bis 
1964 mehr als verdoppelt hat. Die Zahl der produ- 
zierten deutschen Spielfilme ist dagegen wesentlich 
geringer geworden. Die Zahl der Filmtheater- 
besucher, der ortsfesten Filmtheater und der Sitz- 
plätze lag 1964 etwas höher als 1936 im gesamten 
damaligen Reichsgebiet, obwohl die Einwohnerzahl 
in der Bundesrepublik um rund 9 Millionen geringer 
war als im früheren Deutschen Reich. 1965 ist die 
Anzahl der Filmtheater auf den Stand von 1936 ge- 
sunken, die Besucherzahl hat die von 1936 unter- 
schritten. 


Zwischen 1936 und 1965 liegen zwei Perioden mit 
zunehmender Filmtheater- und Filmbesucherzahl. 
Die erste Periode endet mit dem Zusammenbruch im 
Jahre 1945, die zweite nach der Einführung des 
Fernsehens. Seit 1957 ist die Besucherzahl und seit 
1960 die Zahl der Filmtheater rückläufig 1 ). 

B. Die Auswirkungen des Krieges 
auf die deutsche Filmwirtschaft 

Die Filmwirtschaft war im Deutschen Reich vor 1945 
in einem Konzern mit Cautio GmbH, Ufa-Film GmbH 
(Ufi) und Universum Film AG (Ufa) an der Spitze in 
der öffentlichen Hand zusammengefaßt worden. Da- 
durch kam die private Filmwirtschaft fast zum Er- 
liegen. 

Nach 1945 wurde der staatliche Filmkonzern aufge- 
löst. Produktion und Absatz von deutschen Filmen 
wurden in den westlichen Besatzungszonen in den 
folgenden Jahren von der Erteilung einer Lizenz ab- 
hängig gemacht. 

Eine Lizenz erhielt nach 1945 nur derjenige, der vor- 
her nicht in einer leitenden Stellung der Filmwirt- 
schaft tätig gewesen war. Die Alliierten richteten für 
Filmproduktion, Filmverleih und Filmtheater ein 
anfänglich streng gehandhabtes Lizenzierungsver- 
fahren ein. Darüber hinaus wurden durch die Mono- 
polordnung Nr. 1 zum Gesetz Nr. 56 2 ) der wirt- 
schaftlichen Betätigung der Lizenzträger enge Gren- 
zen gesetzt. Der Lizenzierungszwang endete am 
1. September 1949. Erst nach diesem Zeitpunkt war 
die ungehinderte Produktion von deutschen Filmen 
wieder möglich. 

Ein Teil der Produktionsstätten lag allerdings in der 
sowjetischen Besatzungszone. Durch den Verlust der 
Märkte in Mittel- und Ostdeutschland ist das Ver- 
breitungsgebiet für deutsche Filme kleiner gewor- 
den. 

Die Entwicklung der Filmwirtschaft in der Nach- 
kriegszeit hatte auch zur Folge, daß die Banken sich 
bei der Finanzierung von Filmunternehmen im all- 
gemeinen zurückhielten. Das gestiegene Risiko sowie 
die Unterkapitalisierung der Filmfirmen boten nur 
wenig geschäftlichen Anreiz. 

C. Die Umsätze der Fi Im Wirtschaft 

Uber die Umsätze der Filmwirtschaft von 1956 bis 
1964 informiert Anlage 53. Die Umsätze sind nach 
den Ergebnissen der Umsatzsteuerstatistik zusam- 

*) vgl. Anlage 52 

2 ) Gesetz Nr. 56 der Militärregierung über das Verbot, 
monopolartiger Verhältnisse in der deutschen Film- 
industrie 
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Tabelle 152 


Textspalte 

Deutsches Reich 

Bundesrepublik Deutschland 

1936') 


1949 9 

| 1964 >) 

i 

1965 9 

Einwohnerzahl 2 ) 

67,3 Millionen 

49,2 

Millionen 

58,6 Millionen 

59,3 

Millionen 

Filmtheaterbesucher 

362 Millionen 

467 

Millionen 

339 Millionen 

320 Millionen 

Ortsfeste Filmtheater 

5 259 


3 360 

5 551 


5 209 

Sitzplätze 

1 928 000 


1 270 000 

2 286 000 


2 143 000 

Durchschnittlicher 







Eintrittspreis 

0,78 RM 


0,88 DM 

1,94 DM 


2,08 DM 

Ur- und erstaufgeführte 







Spielfilme 

176 


371 

416 


373 

Deutsche Spielfilme 

112 


62 

70 


56 

Ausländische Spielfilme .... 

64 


192 

346 


317 

Reprisen 

- - 


117 

— 


— 


Quellen: J Filmstatistische Taschenbücher 1957, 1961 und 1966 

2 ) Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1966 


mengestellt worden. Sie sind nach Gruppen geglie- 
dert: 

1. Gruppe Filmproduktion, 

Ateliers und Synchronstudios 

(Umsatz 1964 = 296,8 Millionen DM) 

2. Gruppe Filmverleiher 

(Umsatz 1964 = 276,0 Millionen DM) 

3. Gruppe Filmtheater 

(Umsatz 1964 = 685,9 Millionen DM) 

4. Gruppe Filmkopier- und Entwicklungsanstalten 

(Umsatz 1964 = 64,8 Millionen DM) 

Dazu ist folgendes zu bemerken: Wegen einer Än- 
derung der Umsatzsteuerstatistik sind in der Gruppe 
Filmkopier- und Entwicklungsanstalten die Umsätze 
der Jahre 1956 bis 1961 einerseits und der Jahre 
1962 bis 1964 andererseits nicht miteinander ver- 
gleichbar. Sie sind deshalb in der Entwicklung (An- 
lage 53) nicht dargestellt. 

Die Umsätze der Gruppe Filmproduktion, Ateliers 
und Synchronstudios nach der Umsatzsteuerstatistik 
umfassen alle Arten von Filmproduktionen (z. B. die 
Herstellung von Kinospiel-, Fernsehspiel-, Kultur-, 
Dokumentär-, Lehr- und Unterrichtsfilmen, Wirt- 
schafts- und Werbefilmen sowie von Wochen- 
schauen und anderen periodisch erscheinenden Fil- 
men). Sie enthalten auch die Umsätze der Tochter- 
gesellschaften der öffentlich-rechtlichen Anstalten, 
soweit diese im Filmbereich tätig sind. 

Während die Umsätze in der Gruppe Filmproduk- 
tion, Filmateliers und Synchronstudios im Zeit- 
abschnitt 1956 bis 1964 angestiegen sind, sind die 
der Filmvcrleiher und Filmtheater stark abgefallen. 
Hierin kommt die Expansion der Produktion von 
Kurzfilmen zum Ausdruck. 


III. Die Entwicklung der Filmwirtschaft 
nach Sparten 

In den folgenden Abschnitten werden Struktur und 
wirtschaftliche Lage der einzelnen Sparten geson- 
dert behandelt. 

A. Filmtheater 

1. Erlösstruktur und erlösbestimmende Faktoren 

Der Erlös entsteht bei den Filmtheatern vor allem 
durch Barzahlung des Eintrittspreises. Die Einfüh- 
rung des Abonnements als Möglichkeit der Vor- 
finanzierung, des Besucheranreizes und der gleich- 
mäßigeren Auslastung der Filmtheater ist, wie ver- 
schiedene Versuche erwiesen haben, in privatwirt- 
schaftlicher Form praktisch nicht durchführbar. Ver- 
schiedenartigkeit und Unsicherheit der künftigen 
Filmangebote stehen dem entgegen. 

Der Erlös ist insbesondere abhängig von der Stel- 
lung des Filmtheaters am Absatz- und Beschaffungs- 
markt. Entscheidend für den wirtschaftlichen Erfolg 
ist die Publikumswirksamkeit der angebotenen 
Filme, nicht deren Ursprungsland. Die Unterschiede 
zum Fernsehen, dessen Gebührenaufkommen von 
der Qualität des Gebotenen unabhängig bleibt, sind 
nicht zu verkennen: die Erlöse der vorgeführten 
Filme schwanken sehr stark. 

Bei mittelmäßiger Qualität der Filme ist die Spiel- 
dauer für den Erlös von ausschlaggebender Bedeu- 
tung: Der Erlös fällt mit zunehmender Spieldauer 
immer mehr ab. Anhand der von untersuchten 
Theaterbetrieben geführten Besucherstatistiken 
konnte festgestellt werden, daß nur wenige attrak- 
tive Filme in den verschiedenen Verleihjahren 
unter dem großen Angebot vorhanden waren und 
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daß die Schwankungen dieses Anteiles das Jahres- 
ergebnis jeweils beeinflußten. Dies trifft insbeson- 
dere für Erstaufführungshäuser zu, in denen Filme 
häufig mehrere Wochen laufen. Filmtheater in 
Mittel- und Kleinstädten kommen dagegen selten 
in die Lage, einen Film über 4 oder 7 Tage Spiel- 
dauer hinaus zu verlängern. 

Je größer der dem Unternehmen zur Verfügung 
stehende Theaterpark ist, desto leichter ist ein Aus- 
gleich dieser Schwankungen möglich. Hieraus folgt 
eine Konzentrationsbewegung innerhalb der Film- 
theatersparte, die zu einer Verringerung der mittel- 
ständischen Einzelbetriebe führt. 

Neben dem Theatergeschäft befaßt sich der Theater- 
unternehmer noch mit Nebengeschäften, etwa der 
Kinowerbung, dem Süßwaren- und Programmver- 
kauf sowie der Aufbewahrung von Garderobe. Der 
Gesamterlös besteht also aus den Einnahmen aus 
dem Verkauf von Eintrittskarten und aus Neben- 
geschäften. Er verteilt sich im Durchschnitt nach den 
Feststellungen der Kommission wie folgt: 


Tabelle 153 



Erlösanteile 

Erlöse 

in °/u des 
Gesamt- 
erlöses 

in % des 
Netto- 
einspiel- 
erlöses 

Nettoeinspielerlös .... 

89 

100 

Erlös aus Werbung . . . 

5 

5 

Erlös aus sonstigen 
Nebengeschäften 
(z. B. Süßwarenver- 
kauf, Garderobeein- 
nahmen) 

6 

7 

Gesamterlös 

100 

112 


Quelle : Eigene Erhebungen 


Die Anteile sind bei den einzelnen Filmtheatern 
unterschiedlich. Die Nebenerlösanteile liegen zwi- ! 
sehen 5 und 15% der Eintrittskartenerlöse. Kleinere 
Schwankungen sind insbesondere auch bei den zu 
den Nebenerlösen zählenden Werbeerlösen fest- i 
zustellen. 

Es gibt Tages- und Wochenschwankungen beim 
Filmbesuch, vor allem nach der zur Verfügung ste- 
henden Freizeit. Saisonale Unterschiede in der 
Besucherfrequenz sind auf die wechselnde Intensität ! 
des Unterhaltungsbedürfnisses zurückzuführen. Die 1 
Erlösschwankungen treten periodisch (Tages-, Wo- 
chen- und Jahresschwankungen) oder unregelmäßig 
auf. 1 

i 

Der Erlösanteil am Wochenumsatz liegt bei täglich 
geöffneten Filmtheatern von Montag bis Freitag 
bei etwa 10% je Tag, Sonnabend und Sonntag bei 
je 25 %. 


Die jahreszeitlichen Schwankungen der Erlöse wer* 

| den durch kalendarische Veränderungen und zu- 
fällige Ereignisse beeinflußt (z. B. durch Festtage, 

| Faschingszeit, Fußballspiele sowie durch der Jah- 
reszeit nicht entsprechende Wetterverhältnisse). 

2. Die Steilung des Filmtheaters 
auf dem Beschaffungsmarkt 

j Bei der Beschaffung von Filmen bildet die Markt- 
i Stellung des Filmtheaters, die sich aus der Konkur- 
| renzsituation am Standort ergibt, einen entscheiden- 
den Faktor. Die Spielfilme werden dem Filmtheater 
vom Verleih gegen die Überlassung eines Anteils 
am Einspielergebnis zur Verfügung gestellt (Miet- 
i satz) ! ). 

Durch den Rückgang des Filmbesuchs ist die Konkur- 
renz der Filmtheater untereinander (etwa der Erst- 
aufführungstheater am gleichen Standort) erheblich 
schärfer geworden. Hier ist das Filmtheater am gün- 
stigsten Platz der beste Partner für den Verleiher, 
i der ihm die besten Konditionen einräumt. 

Infolge des großen Angebots von Kinospielfilmen 
haben die Filmtheater gegenüber dem Verleiher an 
sich keinen ungünstigen Stand, wobei die Nachfrage 
nach den einzelnen Filmen erheblich variiert. Die 
| Verleiher setzen jedoch Filme mit unterschiedlichen 
i Erlösaussichten geschlossen ab, um einen Ertrags- 
j ausgleich in ihrem Unternehmen zu erzielen. Die 
Marktstellung des Filmtheaters entscheidet darüber, 
mit welchen Maßnahmen es den Bedingungen des 
Verleihs begegnen kann. Die Konkurrenz unter den 
Filmtheatern beschränkt sich jeweils auf einen Be- 
zirk, während die Verleiher ihre Ware im allgemei- 
nen im gesamten Bundesgebiet anbieten. Dem Film- 
theater stehen innerhalb seines Beschaffungsmarktes 
(infolge mangelnder Markttransparenz allerdings 
nur beschränkte) Möglichkeiten zur Verfügung, die 
Bedingungen des Verleihs für sich tragbar zu gestal- 
ten. So bedeutet die Wahl des Vorführungstermins 
eine entscheidende Verhandlungsposition für die 
Filmtheater. Schwächere Filme können während der 
publikumsschwachen Spielzeiten vorgeführt werden. 
Dem Verleih steht zwar nach den üblichen Vertrags- 
bedingungen das Recht zu, einen Termin von sich 
aus festzusetzen, wenn das Filmtheater auf eine 
Mahnung hin kein Vorführungsdatum nennt. Wegen 
der Gefahr, Kunden zu verlieren, ist es aber nur 
großen Verleihern möglich, diese Vertragsbedin- 
gungen durchzusetzen. 

Ein Nachteil für die Filmtheater kann insofern ent- 
stehen, als der Verleiher die angebotene Ware oft 
nicht vollständig kennzeichnet. Der Filmtheaterbe- 
sitzer kennt bei Vertragsabschluß in vielen Fällen 
etwa das Produktionsjahr und andere für die Quali- 
tät entscheidende Merkmale aus dem Verleihange- 
bot nicht. 

Die starke Stellung des Verleihs gegenüber dem 
Filmtheater zeigt sich darin, daß der Verleiher für 
die Ware, die er für attraktiv hält, einen höheren 
Mietsatz als 43% verlangt. Schätzt er dagegen eine 


9 vgl. iin übrigen Ziff. III C 4 dieses Abschnitts 
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Ware geringwertig ein, so unterschreitet er dennoch j 
diesen Satz nicht nach unten. 

Die starke Position des Verleihers ergibt sich auch aus 
den üblichen Vereinbarungen über Prolongationen. | 
Danach hat der Besteller die „vertraglich vereinbarte | 
Spieldauer um eine halbe Woche zu verlängern und 
die Verlängerung zu wiederholen, wenn an den zwei 
Stichtagen . . . Besucher vorhanden sind". Für den 
Fall besonders geringer Besucherzahl fehlt eine ent- 
sprechende Vereinbarung. Die von den Filmtheatern 
immer wieder verlangte Absetzklausel für den Fall 
einer besonders negativen Besucherfrequenz wird 
von den Verleihern abgelehnt. j 

| 

3. Die Gestaltung der Eintrittspreise 
für die Filmtheaterkarte 

i 

Die Eintrittspreise der Filmtheater sind, bis auf 
wenige Ausnahmen, nach Platzgruppen differenziert. 
Die Eintrittspreise der Erstaufführungstheater liegen 
in der Regel über denen von Nachaufführungs- 
theatern. Gewisse Preisdifferenzierungen gegenüber 
den durchschnittlichen Eintrittspreisen bestehen teil- 
weise auch bei Filmtheatern, die sich auf die Vor- 
führung einer bestimmten Art von Filmen speziali- 
siert haben. 

Bei der Untersuchung ist festgestellt worden, daß 
die Eintrittspreise allgemein gestiegen sind. In 
Ausnahmefällen sind für überlange und besonders i 
aufwendige Filme höhere Eintrittspreise gefordert 
und bezahlt worden. Der Filmbesuch muß aber, I 
wenn er seinen Charakter als Massenunterhaltung ; 
bewahren will, eine preiswerte Gelegenheit zur Ent- j 
Spannung für alle Bevölkerungskreise bleiben. Preis- ! 
erhöhungen können daher nur in begrenztem Um- | 
fang vorgenommen werden. 

4. Aufwandsstruktur bei Filmtheatern 

Die Aufwandsstruktur bei den untersuchten Film- j 
theatern für das Jahr 1965 ergibt sich aus Tabelle | 
154. 

An der Spitze der Aufwendungen steht die Film- j 
miete, die auf der Basis des Nettoeintrittspreises 
(Bruttopreis abzüglich Vergnügungssteuer) vom Ver- 
leih erhoben wird. Sie betrug bei den untersuchten 
Filmtheatern 44 °/o der Aufwendungen. Auch Ver- i 
gnügungssteuer und Umsatzsteuer sind ertragsab- 
hängige Aufwandsarten. Dies gilt in den meisten 
Fällen ebenso für Miete oder Pacht. Etwa 60 bis 
70 °/o der Filmtheater werden als Pachtbetriebe ge- 
führt. Als Pacht wird häufig eine Mindestsumme 
(Garantiepacht) vereinbart. Nach den Besucherrück- 
gängen der letzten Jahre hat jedoch die Garantie- j 
pacht in zunehmendem Maße die Summe überschrit- 1 
ten, welche nach dem vereinbarten Umsatzschlüssel 
zu zahlen gewesen wäre. 

Ohne Rücksicht auf die Auslastung des Filmtheaters 
fallen die Bereitschaftsaufwendungen an, von denen 
die Personalaufwendungen am höchsten sind. 

Der Aufwand der Filmtheater konnte nicht in dem 
Maße abgebaut werden, in welchem die Erträge zu- 


Tabelle 154 



Aufwandsanteile 

Aufwendungen 

in % der 
Gesamt- 
kosten 

in % des 
Netto- 
einspiel- 
erlöses 

Filmmiete 

44 

44 

Personalkosten 

18 

17 

Pacht 

11 

10 

Abschreibungen 

3 

3 

Werbekosten 

(Eigenreklame) .... 

8 

8 

Umsatzsteuer l ) 

4 

4 

Sonstige Steuern, son- 
stige Aufwendungen 

12 

12 

Summe . . . 

100 

98 


J Vergnügungssteuer ist aus Gründen des Vergleichs 
von Theatern in verschiedenen Bundesländern auch 
bei den Fällen außer Ansatz gelassen, in denen noch 
Vergnügungssteuer angefallen ist. 

Quelle: Eigene Erhebungen 

rückgegangen sind. Gewisse Einsparungen sind ins- 
besondere bei Löhnen und Gehältern, Verwaltungs- 
und Büroaufwand vorgenommen worden. 

Die Untersuchung hat ergeben, daß aus Einsparungs- 
gründen und wegen des geringen Publikumsinter- 
esses in einigen Theatern die Vorführung der Wo- 
chenschau eingestellt worden ist. Auch hierdurch 
haben sich Kosteneinsparungen ergeben. 

5. Die Ergebnisse der Filmtheater 

Die Untersuchungen mußten sich auf einen kleinen 
Kreis von Unternehmen beschränken. Es wurden 
Großstadttheater (Erstaufführungstheater) , Rand- 
theater in Großstädten und Provinztheater einbe- 
zogen. 

In den Geschäftsjahren 1964 und 1965 warenbei allen 
untersuchten Unternehmen die Ergebnisse des Film- 
theatergeschäfts unbefriedigend. Ein mäßiger Ge- 
winn in einem Erstaufführungstheater war durch 
die Vorführung einiger attraktiver Filme entstanden. 
Das eigentliche Filmtheatergeschäft (Verkauf von 
Eintrittskarten) reichte in der Regel gerade zur Ko- 
stendeckung aus. Ohne die Nebenerlöse (Werbe- 
einnahmen, Süßwarenverkauf usw.) hätte im allge- 
meinen kein Gewinn erzielt werden können. Zu Be- 
ginn des Untersuchungszeitraumes (1957) waren die 
Ertragsverhältnisse beim eigentlichen Filmgesdiäft 
und bei den Nebengeschäften günstiger. Aber auch 
in diesem Geschäftsjahr waren die Nebengeschäfte 
von entscheidendem Einfluß auf die Gewinnerzie- 
lung. 
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B. Die Werbung im Filmtheater 

Die Filmwerbung stellt zusammen mit den anderen 
Nebengeschäften einen wesentlichen Ertragsfaktor 
für das Filmtheater dar. Die Kommission hat deshalb 
zur Filmtheaterwerbung zusätzliche Untersuchungen 
bei einem größeren Werbeverwaltungsunternehmen 
durchgeführt. 

Die Werbung in den Filmtheatern wird von Unter- 
nehmen veranstaltet, die als Werbeverwaltungen 
bezeichnet werden. Es gibt drei Arten solcher Wer- 
bung: das Diapositiv (mit oder ohne Ton), das Film- 
diapositiv (ca. 6m/13 sec.) und der Werbefilm. Auf- 
gabe der Werbeverwaltung ist es, von Werbetrei- 
benden oder von Werbeagenturen Aufträge für die 
Einschaltung von Werbefilmen und Diapositiven 
entgegenzunehmen und diese 

a) an Theaterbesitzer, mit denen sie Verträge ab- 
geschlossen haben, die ihnen das ausschließ- 
liche Einschaltrecht einräumen, oder 

b) an Theaterbesitzer, die vertraglich nicht gebun- 
den sind (freie Theater) 

weiterzuleiten. 


1. Die Preise für Werbung in Filmtheatern 

Die Preise für die Einschaltung von Werbefilmen 
und Diapositiven werden im freien Wettbewerb ge- 
bildet. Die Höhe der Einschaltpreise richtet sich nach 
den Besucherzahlen der einzelnen Filmtheater sowie 
nach ihrer Ausstattung, ihrer Lage und der Orts- 
größe. Im allgemeinen liegen die Einschaltpreise für 
Werbefilme zwischen 1, — - DM und 10, — DM je 
Meter und Woche, für Diapositive zwischen 20, — 
DM und 300, — DM je Monat. 

Im Hinblick darauf, daß vor allem in den Theatern 
kleinerer Orte und in den Randtheatern der Groß- 
städte die Besucherzahlen in den letzten Jahren er- 
heblich zurückgegangen sind, mußten für diese 
Theatergruppen die Einschaltpreise für die Werbung 
laufend gesenkt werden. Auch diese Maßnahmen 
konnten aber nicht verhindern, daß heute viele der- 
artige Theater kaum noch Werbeaufträge erhalten. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Filmtheater 
bzw. deren Werbeverwaltungen den kostendecken- 
den Mindesteinschaltpreis nicht unterschreiten kön- 
nen. 

Die von den Kunden zu zahlenden Einschaltgebüh- 
ren werden im allgemeinen folgendermaßen aufge- 
teilt: 

Ausgabe des Werbetreibenden 

( = Bruttoumsatz der Werbe- 
verwaltung) 100, — DM 

15°/« Provision für Vertreter, 

Werbungsmittler usw. — 15, — DM 


85,— DM 

50 % Theateranteil vom Bruttoumsatz - 50, — DM 

Einnahme der Werbeverwaltung 35, — DM 


! Die Einnahmen der Werbeverwaltung verringern 
| sich nach den erteilten Auskünften, wenn ein höhe- 
rer Provisionssatz als 15 % gezahlt wird. 

2. Die Entwicklung der Werbung in Filmtheatern 

Veränderungen in der Zahl der Besucher und in 
ihrer soziologischen Struktur sind für die Entwick- 
lung der Filmwerbung entscheidend. 

1956 war mit 818 Millionen die Höchstzahl der Kino- 
besucher nach 1945 erreicht, 1965 wurden dagegen 
nur noch etwa 320 Millionen Besucher gezählt. Der 
Besucherrückgang hat nicht alle Filmtheatergruppen 
gleichmäßig betroffen. Weithin unabhängig von der 
Gesamtentwicklung der Besucherzahlen ist die Ent- 
wicklung insbesondere bei Lichtspielhäusern in den 
Zentren der Mittel- und Großstädte nicht so ungün- 
stig verlaufen, wie sich dies nach den Gesamtzah- 
len l ) vermuten ließe. Dies hat sich, wie eine Unter- 
suchung bei einer größeren Anzahl von Filmtheatern 
ergab, auch auf die Entwicklung der Erlöse aus der 
Film- und Diapositiv-Werbung, von denen der Er- 
trag der Filmtheater zu einem nicht unwesentlichen 
Teil abhängt, entsprechend ausgewirkt. So betrug 
bei den untersuchten Großstadt-Theatern der Rück- 
gang von 1957 bis 1965 im Durchschnitt (bei starken 
Schwankungen im einzelnen) etwa 50 °/o der Werbe- 
einnahmen von 1957, bei 10 Filmtheatern mit einem 
Umsatz unter 100 000 DM weit über 50 °/o. Auch 
standortmäßig ungünstig liegende Theater mit höhe- 
ren Umsätzen sind durch den Rückgang besonders 
hart betroffen worden. 

Für die werbungtreibende Wirtschaft ist neben der 
Höhe der Besucherzahl auch die soziologische Struk- 
tur des Publikums von Bedeutung. Hierzu hat die 
Gesellschaft für Marktforschung mbH (GFM), Ham- 
burg, 1965 eine Repräsentativerhebung durchgeführt, 
welche wichtige Anhaltspunkte gibt. Der Filmthea- 
terbesuch hat sich auf die jüngeren Jahrgänge ver- 
lagert. Von den 14- bis 25jährigen gehen 86 °/o min- 
destens einmal monatlich ins Kino. Bei den regel- 
mäßigen Filmtheaterbesuchern entfallen auf die 14- 
bis 25jährigen 46 °/o. Auch bei den 26- bis 40jährigen 
überwiegen noch die regelmäßigen Filmtheater- 
besucher. Mit zunehmendem Alter nimmt jedoch das 
Interesse am Filmtheaterbesuch ab. 

Die Zusammensetzung der Besucher nach Alters- 
gruppen ist nicht ohne Auswirkungen auf die Art 
der Werbung im Filmtheater geblieben. So wird 
nach den erteilten Auskünften überregional heute 
vor allem für Produkte geworben, die jüngere Men- 
schen kaufen. 

Uber die Entwicklung der Werbeumsätze in den 
Filmtheatern hat der Fachverband Film- und Dia- 
positivwerbung Erhebungen bei einer repräsenta- 
tiven Auswahl von Mitgliedsfirmen angestellt und 
auf diese Weise die gesamte Umsatzentwicklung ab 
1962 auf dem Schätzwege ermittelt. Für die weiter 
zurückliegenden Jahre liegen nur zurückgerechnete 
Zahlen vor. 


9 vgl. Anlage 52 
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Die von diesem Verband ermittelten Zahlen für die 
Gesamteinschaltkosten (nach Abzug der Mengen- 
und Längennachlässe) für Werbefilme, Filmdias und 
Diapositive sind in der folgenden Übersicht wieder- 
gegeben. 


Tabelle 155 


Jahr 

Einschaltkosten 
in Millionen DM 

Index 

1962 

80,4 

100,0 

1963 

77,8 

96,8 

1964 

65,2 

81,1 

1965 

64,2 

79,8 

1966 

65,6 

81,6 


Quelle: Jahresbericht 1966 des Zentralausschusses der 
Werbewirtschaft e. V. (ZAW) und eigene Be- 
rechnungen 


Die angegebenen Einsdialtkosten enthalten sowohl 
den Umsatzanteil der Werbeverwaltungen als auch 
die Anteile der Filmtheater *). 

1966 entfielen von den in der Tabelle 155 aus- 
gewiesenen Beträgen rund 36 Millionen DM auf Ein- 
schaltkosten für Werbefilme und rund 29 Millionen 
DM auf Filmdias. 


C. Filmverleih 

1. Das Verieihangebot und die Verleihumsätze 

In der Bundesrepublik unter Einschluß von Berlin 
(West) sind zur Zeit 71 Mitgliedsfirmen des Verban- 
des der Filmverleiher tätig. Neben diesen Mitglieds- 
firmen betätigen sich noch 30 Verleiher, deren 
Marktanteile jedoch unbedeutend sind. 

Das Angebot auf dem Filmmarkt (Filmproduktmarkt) 
besteht aus 

1. inländischer Produktion, 

2. Co-Produktion von in- und ausländischen Produ- 
zenten, 

3. importierter ausländischer Ware, 

4. Reprisen (Filme, die die erste Monopolzeit — 
meist 5 Jahre — hinter sich haben und im Zweit- 
monopol durch die gleichen Verleiher oder einen 
anderen ausgewertet werden). 

Auf dem Filmproduktmarkt werden Spielfilme sowie 
Kultur- und Dokumentarfilme (Beiprogrammfilme) 
gehandelt. 


0 zur Aufteilung zwischen Werbeverwaltungen und Film- 
theatern vgl. Ziff. III B 1 dieses Abschnitts 


Das Angebot für Spielfilme auf dem deutschen Film- 
produktmarkt hat sich in den angegebenen Verleih- 
jahren wie folgt entwickelt: 


Tabelle 156 


Verleihjahr 

Spielfilme 

ins- 

gesamt 

davon entfallen auf 
Inländern gehören- 
de Verleih- 
unternehmen 

Anzahl j 

% 

1956/57 4 ) 

588 

328 

55,8 

1965/66 2 ) 

398 

227 

57,0 

1966/67 3 ) 

466 

277 

59,4 


Quelle: *) Film-Echo, Verleihkatalog 1956/57 

2 ) Film-Echo Nr. 71 vom 8. September 1965 

3 ) Film-Echo Nr. 57/58 vom 22. Juli 1966 so- 
wie Schriftwechsel mit dem Verband der 
Filmverleiher e. V. Wiesbaden und eigene 
Berechnungen 


Der Anteil der Inländern gehörenden Verleihunter- 
nehmen am Filmangebot ist gestiegen. Einen Über- 
blick über die Angebotsgrößenklassen gibt Ta- 
belle 157. 

Die meisten deutschen Verleiher sind Kleinverleiher 
mit weniger als 5 Filmen je Jahr im Verleihangebot. 
Ihr Anteil hat sich seit 1957 nicht wesentlich ge- 
ändert. Ihr Angebot besteht fast ausschließlich aus 
ausländischen Filmen und schwankt zwischen 20 bis 
25'% des Gesamtmengenangebotes. Der wertmäßige 
Marktanteil lag 1956 bei 7 % und 1965 bei 9%, Der 
Anteil der Verleiher in der Angebotsgrößenklasse 
von 1 1 bis 20 Filmen ist ebenso zurückgegangen wie 
das auf sie entfallende Filmangebot. Diesen rückläu- 
figen Anteilen steht eine entsprechende Aufwärts- 
entwicklung in der oberen Größenklasse (Angebot 
von mehr als 20 Filmen je Jahr) gegenüber. Von dem 
Filmangebot dieser Größenklasse entfallen allein 
40,7% (1965/66) und 47,5 % (1966/67) auf ein Unter- 
nehmen. Das Verleihangebot konzentriert sich dem- 
nach zunehmend auf größere Unternehmen. 

Das Schwergewicht der Ausländern gehörenden Ver- 
leihfirmen liegt in allen Verleihj ähren in den beiden 
oberen Größenklassen. 

Wie auch immer das optimale Angebot von Filmen 
bestimmt werden mag *): nach dem Aufkommen des 
Fernsehens und dem Rückgang der Filmtheaterzahl 
hat sich das Angebot an Filmen nicht der veränder- 
ten Marktgröße angepaßt. Das Angebot ausländi- 
scher Filme hat im Verhältnis zum inländischen Film 
laufend zugenommen. 


*) vgl, Walter Dadeck, Die Filmwirtschaft, S. 122 ff. 
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Tabelle 157 


Angebotsgrößenklasse 

Verleihjahr 1956/57 

Verleihjahr 1965/66 

Verleihjahr 1966/67 

Anteil an 

Anteil an 

Anteil an 

Zahl der 
Verleiher 

angebote- 
nen Filmen 

Zahl der 
Verleiher 

angebote- 
nen Filmen 

Zahl der 
Verleiher 

angebote- 
nen Filmen 

1 bis 10 Filme 

76 

34 

82 

41 

78 

32 

1 1 bis 20 Filme 

16 

37 

9 

19 

9 

17 

über 20 Filme 

8 

29 

9 

40 

13 

51 

i 

insgesamt . . * 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


In der Filmwirtschaft hat die Verschärfung des Wett- 
bewerbs nicht zu einem Rückgang des Mengenange- 
bots geführt. Die wesentlichen Gründe sind folgende: 

1. Streben nach Risikoausgleich 

Entscheidende Voraussetzung für die erfolgreiche 
Geschäftstätigkeit eines Verleihunternehmens 
ist, daß es eine möglichst große Anzahl von Fil- 
men anbieten und absetzen kann. Nur dann ist es 
in der Lage, Verluste mit Gewinnen aus wirt- 
schaftlich attraktiven Filmen auszugleichen. Dies 
streben auf einem freien Markt alle größeren 
in- und ausländischen Verleihunternehmen an. 
Die Folge ist ein Mengenüberangebot. 

2. Einfuhr von Spielfilmen 

Die Einfuhr in die Bundesrepublik war schon vor 
u'm 31. Dezember 1966 mit wenigen Ausnahmen 
liberal 1 ' siert. Ab 1. Januar 1967 sind auch diese 
Ausnahme beseitigt worden. 

Deutsche Großverleiher sind immer mehr be- 
strebt, die Risiken für inländische Ware durch 
ein erhöhtes Angebot billigerer ausländischer 
Ware auszugleichen. 

3. Verzögertes Ausscheiden der Verleiher aus dem 
Markt 

Die (freiwillige) Liquidation eines Verleihunter- 
nehmens ist nahezu unmöglich, ohne daß größere 
Verluste entstehen. Die Übertragung eines 
Lizenzrechtes an einem Film auf einen anderen 
Verleiher führt zu Verzögerungen in der Aus- 
wertung; jede solche Verzögerung bringt Ver- 
luste. Der Lizenzgeber muß mit der Übertragung 
der Auswertungsrechte an einen anderen Ver- 
leiher einverstanden sein. Er wird in der Regel 
in der Übertragung der Rechte eine Beeinträchti- 
gung seiner Interessen erblicken und daher seine 
Zustimmung verweigern oder sie nur gegen 
finanzielle Zugeständnisse erteilen. 

Die auf dem Markt der Bundesrepublik anbietenden 
Verleiher werden vom Verband der Filmverleiher 
in Gruppen geteilt. Einen Überblick über die Markt- 
anteile der einzelnen Gruppen gibt Tabelle 158. 

Von den 1956 bestehenden 9 Großverleihunterneh- 
men, die Inländern gehörten, haben 7 ihre Tätig- 


Quelle: wie Tabelle 156 und eigene Berechnungen 

keit durch Konkursantrag, Vergleich oder Betriebs- 
einstellung beendet; nur die beiden Firmen Con- 
stantin und Gloria bestehen noch. Der Marktanteil 
dieser Unternehmen gibt keinen Anhaltspunkt für 
ihren Anteil an inländischen Filmen, In dem Markt- 
anteil der Großverleihfirmen, die Amerikanern ge- 
hören (7 Firmen), sind auch inländische Filme ent- 
halten, umgekehrt enthält das Angebot der deut- 
schen Großverleiher auch ausländische Filme. 


Tabelle 158 


Verleihgruppe J ) / Jahr 

Verleih- 
umsätze 
in Millio- 
nen DM 

Markt- 
anteil 
in Vo vom 
Verleih- 
umsatz 

1956 



9 inländische Großverleiher . . . 

175 

53 

4 inländische mittlere Verleiher j 

23 

7 

8 amerikanische Großverleiher . ! 

93 

28 

andere Verleiher 

39 

12 

Summe . . . j 

330 

100 

1965 



3 inländische Großverleiher . . . 

85 

32 

7 amerikanische Großverleiher . 

102 

39 

2 Großverleiher und 5 mittlere 
Verleiher ausländischer Filme 

55 

20 

andere Verleiher 

23 

9 

Summe . . . 

265 

100 


J ) Großverleiher = Umsätze von über 10 Millionen DM 
je Jahr; mittlere Verleiher — Umsätze von unter 10 
Millionen DM je Jahr 

Quelle: Angaben des Verbandes der Filmverleiher 
e. V., Wiesbaden. Die Bezeichnung und Ein- 
gruppierung hat der Verband gewählt. Die 
Abgrenzung ist in beiden Stichjahren unter- 
schiedlich. Das beeinträchtigt die Vergleich- 
barkeit der Ergebnisse. 
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Nach der Herkunft der Spielfilme gliedern sich die 
Umsätze aller Verleihfirmen nach Veröffentlichun- 
gen der SPIO in den Jahren 1956 und 1965 wie 
folgt: 

Tabelle 159 


Herstellungsland 

1956 *) 

1965 2 ) 

Um- 
sätze 
in Mil- 
lionen 
DM 

in °/o 
des 
Ge- 
samt- 

um- 

satzes 

Um- 
sätze 
in Mil- 
lionen 
DM 

in % 
des 
Ge- 
samt- 

u An- 
satzes 

Bundesrepublik 





Neuproduktionen 

154,3 

46,6 

75,1 

28,3 

Reprisen 

1,6 

0,5 

1,2 

0,5 

Österreich 

35,4 

10,7 

10,2 

3,8 

USA 

101,8 

30,7 

81,2 

30,6 

Großbritannien .... 

5,8 

1,8 

32,4 

12,2 

Frankreich 

16,6 

5,0 

1*7,1 

6,5 

Italien 

11,4 

3,4 

20,9 

7,9 

Sonstige Länder * . . 

4,3 

1,3 

27,0 

10,2 

Summe . . . 

331,2 

100,0 

265,1 

100,0 


Quelle: 


*) Filmstatistisches Taschenbuch 1961 
2 ) Filmstatistisches Taschenbuch 1966 

Der inländische Film steht auf dem Filmmarkt der 
Bundesrepublik Deutschland ungünstiger als die aus- 
ländische Produktion, weil er bei geringen Export- 
möglichkeiten praktisch seine gesamten Produk- 
tions- und Vertriebskosten sowie die sonstigen Spe- 
sen vorzugsweise aus Erlösen des Inlandsmarktes 
zu amortisieren hat. Die ausländischen Filme sind 
entweder bereits im Erzeugerland amortisiert oder 
müssen nur noch Spitzenbeträge in anderen Län- 
dern einspielen. 


2. Die Beschaffung von Auswertungslizenzen 
für Spielfilme 

Das eigentliche Verleihgeschäft umfaßt die kom- 
merzielle Nutzung von Filmauswertungsrechten. 
Diese Auswertung erfolgt auf Grund eines Vertra- 
ges, der zwischen dem Lizenzgeber (in der Regel 
dem Hersteller des Films) und dem betreffenden 
Verleiher als Lizenznehmer abgeschlossen wird. 

Auf Grund eines solchen Vertrages hält der Ver- 
leiher für eine bestimmte Zeit und ein bestimmtes 
Gebiet das ausschließliche Auswertungsrecht an 
einem Film. Dieses Monopolgebiet umfaßt bei deut- 
schen Verleihern meistens die Bundesrepublik unter 
Einschluß von Berlin (West), den anderen Teil 
Deutschlands und gelegentlich das deutschsprachige 
Ausland. Seit dem Aufkommen des Fernsehens ist 


der inländische Verleiher daran interessiert, sich 
auch die Fernsehrechte zu sichern, vor allem um die 
Ausstrahlung des Films während der Monopolzeit 
auszuschließen. 

Es gibt verschiedene Arten von Verträgen zwischen 
Produzenten und Verleihern. Ein seltener Vertrags- 
typ ist der Agenturvertrag, bei dem der Verleiher 
selbst kein Herstellungsrisiko trägt. Die Auswer- 
tung erfolgt im Namen und für Rechnung des Pro- 
duzenten gegen Gewährung einer prozentualen 
Agenturprovision; sie erhöht sich im allgemeinen 
mit steigenden Bruttoverleiheinnahmen im Rahmen 
einer festgelegten Staffel. Die Auswertung von 
Filmrechten im Agenturverhältnis bildet bei der 
Inlandsware die Ausnahme. Bei einer solchen ver- 
traglichen Regelung gehen die Monopolrechte auf 
das Verleihunternehmen nur treuhänderisch über. 

Ein weiterer Typ eines Vertrages zwischen Produ- 
zent und Verleiher ist der sogenannte Lizenzver- 
trag. Der Verleiher erwirbt durch ihn als Lizenz- 
nehmer für einen Spielfilm die Rechte der Verwer- 
tung, Auswertung und Vorführung eines Films. Die 
Lizenzverträge legen das Monopolgebiet für die 
Ausübung dieser Monopolrechte fest. Die Monopol- 
zeit ist unterschiedlich. In der Regel ist sie begrenzt. 

Die Lizenzverträge können zu Festpreisen abge- 
schlossen werden. Es werden dann Monopolrechte 
an einem Film von dem Verleiher gegen Entrich- 
tung eines einmaligen Kaufpreises (Pauschallizenz- 
summe) erworben. Der Festpreis wird teilweise 
durch einmalige Zahlung, teilweise in Raten ent- 
richtet. Bei zum Festpreis erworbenen Lizenzen 
partizipiert der Lizenzgeber nicht an den Einspiel- 
ergebnissen. 

Bei einem anderen Typ des Lizenzvertrages hat der 
Verleiher dem Produzenten gegenüber laufend ab- 
zurechnen. Hier ist im Lizenzvertrag eine prozen- 
tuale Aufteilung der dem Verleiher zufließenden 
Einspielergebnisse zwischen dem Verleiher und dem 
Produzenten geregelt. Es finden sich auch Variatio- 
nen (z. B. die zusätzliche Vereinbarung einer festen 
Garantiesumme zugunsten des Lizenzgebers). 

Weitere Vertragstypen sind der echte Auftragspro- 
duktionsvertrag und der unechte Auftragsproduk- 
tionsvertrag. Sie kommen überwiegend bei der Pro- 
duktion von inländischen Filmen vor. 

Unter einem echten Auftragsproduktionsvertrag 
versteht man einen Vertrag, durch den ein Pro- 
duzent sich verpflichtet, einen Film herzustellen und 
diesen gegen eine feste Garantiesumme an einen 
Verleiher zu liefern. Neben der Garantiesumme 
wird im Vertrag eine prozentuale Aufteilung der 
Verleihbruttoeinnahmen (= Anteil der auf den Ver- 
leiher entfallenden Einspielergebnisse) auf den Ver- 
leiher und den Produzenten vereinbart. Erreicht der 
Produzentenanteil die Garantiesumme, so werden 
die weiteren Verleihbruttoeinnahmen nach Abzug 
von Vor- und Abzugskosten, Umsatzsteuer und 
Verleihspesensatz (Handelsspanne des Verleihers) 
nach dem vereinbarten Verhältnis auf Produzent 
und Verleiher aufgeteilt. Der Verleiher erwirbt mit 
Zahlung der Garantiesumme die uneingeschränkten 
Rechte an dem betreffenden Film. Die Verträge 
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werden vor Beginn der Produktion des Spielfilms 
abgeschlossen; sie bieten durch die feste Garantie- 
summe die Grundlage für die Finanzierung des 
Filmvorhabens. Die Garantiehöhe ist unterschied- 
lich; durchschnittlich beträgt die Inlandsgarantie bei 
echter Auftragsproduktion etwa 75 bis 80'%> und 
die Weltvertriebsgarantie etwa 10 bis 15°/o der vor- 
kalkulierten Preise eines Spielfilms. In der Film- 
wirtschaft werden sie vorkalkulierte Herstellungs- 
kosten genannt; sie enthalten auch Gewinne. 

Unter unechter Auftragsproduktion versteht man 
einen Vertrag, durch den der Verleiher einen Pro- 
duzenten beauftragt, im Namen und für Rechnung 
des Verleihs einen Film herzustellen, zu dessen 
Produktion der Verleiher sämtliche erforderlichen 
Mittel bereitstellt. Der Film wird damit schon in der 
Produktionsphase ein Wirtschaftsgut des Verleihers. 
Zur Abgeltung seiner Geschäftsunkosten und als 
Gewinn erhält der Produzent eine bestimmte 
Summe. 

Bei der echten Auftragsproduktion erfolgt die Aus- 
wahl des Stoffes, die Genehmigung der Besetzung, 
die Begrenzung der Preise und die Festlegung aller 
sonstigen Produktionskonditionen mehr oder weni- 
ger durch den Verleiher. Bei diesem Vertragstyp 
beteiligt sich der Verleiher in sehr hohem Maße 
am Risiko der Filmproduktion. 

Die Co-Produktion wird gewählt, um im Verleih- 
angebot dem Konkurrenzdruck des ausländischen 
Films begegnen zu können. Bei der Co-Produktion 
mit ausländischen Partnern übernehmen deutsche 
Großverleiher einen vertraglich festgelegten Anteil 
der Herstellungskosten oder einen Anteil an der 
durch Lizenzverträge festgelegten Gesamtgarantie- 
summe. 

Der deutsche Verleiher ist durch die erwähnten 
Vertragsgestaltungen über seine eigentliche Auf- 
gabe, die der eines Händlers entspricht, hinausge- 
wachsen. Das inländische Verleihgeschäft des Groß- 
verleihers ist stark mit Investitionen im Filmgeschäft 
verflochten. Diese Geschäftstätigkeit der Verleiher 
geht meist in folgenden Formen vor sich: 

a) Beschaffung von inländischen Filmen durch Ab- 
schluß eines Lizenzvertrages, sowie Beschaffung 
von Filmen, die in deutsch-ausländischer Co-Pro- 
duktion hergestellt werden und an denen sich 
der Verleiher als Co-Produzent beteiligt; 

b) Beschaffung von Filmen im Wege einer echten 
oder unechten Auftragsproduktion; 

c) Herstellung eigener Filme in eigenen Unterneh- 
men; 

d) Abschluß von Lizenzverträgen mit ausländischen 
Produzenten; 

e) Übernahme von Auswertungsrechten im Agen- 
turverhältnis im Namen und auf Rechnung des 
Produzenten gegen Agenturprovision; 

f) Finanzierung von Vor- bzw. Vorabzugskosten, 
die zur Auswertung des Films erforderlich sind. 

Die ausländische Durchschnittsware gewinnt im Ver- 
leihgeschäft des deutschen Verleihers immer mehr 


an Bedeutung. Sie trägt zum Risikoausgleich im Ver- 
leihgeschäft bei. 


3. Die Beschaffung der Beifilm- 
und Wochenschaulizenzen 

Der zur Abrundung eines Filmtheaterprogramms zu 
beschaffende Kultur- oder Dokumentarfilm wird 
vom Verleiher zum Festpreis erworben. Als Bei- 
film hat er in der Regel keinen Einfluß auf die Be- 
sucherzahl. Der Filmbesuch ist vielmehr von der 
Attraktivität des Hauptfilms abhängig. 

Die Lizenzpreise für Kulturfilme stehen unter dem 
Druck eines Angebotsüberhangs, insbesondere durch 
Import- und Auftragsfilme, der dem Verleiher ein 
preiswertes Angebot bietet. 

Die Wochenschau wird vom Verleiher in der Regel 
im Agenturverhältnis gegen Zahlung einer Agen- 
turprovision an den Produzenten beschafft. 

4. Verleihprogramm und Spielfilmvermietung 

Die Verleihunternehmen legen den Filmtheatern 
jährlich ihr Jahresvermietungsprogramm, die Ver- 
leihstaffel, vor. Die Vermietung von Filmen an Film- 
theater erfolgt nach den allgemein üblichen Gepflo- 
genheiten im Verfahren des sogenannten „Blind" - 
und „Block-Bu chens". „Blind-Buchen" besagt, daß 
zumindest ein Teil der Filme vor der Vermietung 
noch nicht Öffentlich oder in einer Interessentenvor- 
stellung gezeigt worden ist. Die Filme werden den 
Filmtheatern nur auf Grund eines Verleihprospektes 
angeboten. „Block-Buchen" bedeutet, daß nicht ein- 
zelne Filme, sondern Staffeln (Blöcke) auf einmal 
vermietet werden. 

Größere Verleiher teilen ihr gesamtes Jahresver- 
mietungsprogramm in mehrere Verleihstaffeln auf. 
Dies ist insbesondere dann notwendig, wenn an 
einem Platz mehrere Filmtheater bedient werden 
müssen. Für die Ein-Theater-Plätze haben die Ver- 
leihfirmen dem Bundeskartellamt die Zusage gege- 
ben, deutsche Filme einschließlich Co-Produktionen 
nur noch in Blöcken bis zu 6 Filmen in einer Staffel 
zu vermieten. Ebenso werden an Ein-Theater-Plät- 
zen deutsche Filme nicht mit Reprisen und ausländi- 
schen Filmen gekoppelt. 

Der Filmtheaterbesitzer ist durch das „Block-Buchen" 
gezwungen, außer Filmen, die er für besonders zug- 
kräftig hält, auch andere Filme zu mieten, die in der 
betreffenden Staffel enthalten sind. Je stärker seine 
Stellung auf dem Markt ist, desto leichter kann er 
beim Verleiher Abweichungen von dieser Regel 
durchsetzen. 

Das System der Staffelvermietung führt zu einer 
Risikominderung beim Verleiher und bildet deshalb 
eine wesentliche Grundlage für sein finanzielles 
Engagement, insbesondere bei inländischen Produk- 
tionen. In der Regel wird sich auch kein anderer 
Kreditgeber zur Finanzierung einer Filmproduktion 
bereitfinden, wenn nicht die Vermietung der Filme 
vor der Produktion weitgehend gesichert ist. 
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Die Vermietungsmöglichkeiten sind, bedingt durch 
die zurückgehende Zahl der Filmtheater (1959 rund 
7000, 1965 rund 5000), ungünstiger geworden. Wäh- 
rend bei einem inländischen Film Anfang der 60er 
Jahre noch durchschnittlich mit rund 3300 Vermie- 
tungen gerechnet werden konnte, ist diese Zahl 
nach den der Kommission gegebenen Auskünften in- 
zwischen auf etwa 2400 abgesunken. Für einen aus- 
ländischen Film hält man im Durchschnitt, je nach 
Thema und investiertem Betrag, zwischen 800 und 
1500 Vermietungen für erforderlich. 

Als Filmmiete für das komplette Filmprogramm ein- 
schließlich Beifilm ist ein bestimmter prozentualer 
Anteil des Nettoeintrittskartenerlöses (= Bruttoein- 
trittspreis abzüglich Vergnügungssteuer) zu entrich- 
ten. Der übliche Vermietungssatz hat sich seit 1957 
nicht mehr geändert. Er beträgt 43%. Bei Filmen, 
die im Sonderverleih vermietet werden, kann der 
Satz zwischen 50 °/o und 70 % liegen. Sogenannten 
Notstandstheatern (gegenwärtiges Merkmal: weni- 
ger als 50 000, — DM Verkaufserlös aus Eintritts- 
karten im Jahr) werden seit einigen Jahren durch- 
weg Ermäßigungen gewährt. Bei Wiederaufführun- 
gen und bei freiwilligen Prolongationen werden den 
Filmtheatern ebenfalls ermäßigte Sätze eingeräumt. 
Die Wochenschau wird nach den gegebenen Aus- 
künften zu Festpreisen vermietet. 

5. Erträge, Aufwendungen sowie Investitionen 
beim Erwerb von Filmaufführungsrechten 

Die Haupteinnahmequelle des Verleihers ist die 
Verleiheinnahme aus der Vermietung von Filmrech- 
ten („Filmmiete"), die er von Produzenten oder an- 
derer Seite erworben hat *). Ihr Anteil an den Er- 
trägen des Verleihs liegt zwischen 90% und 100%. 
Die Höhe der Erträge aus Filmmieten hängt weit- 
gehend von der Publikumswirksamkeit des Gesamt- 
angebotes ab. Sie schwankt daher von Periode zu 
Periode. 

Gegenüber den Filmmieten sind die übrigen Erträge 
(etwa aus Verkauf von Fernsehrechten, Kopien, Vor- 
spann, Reklamematerial usw.) vergleichsweise ge- 
ring. 

Den Erträgen sind die Aufwendungen des Verleihers 
gegenüberzustellen. Sie setzen sich im wesentlichen 
zusammen aus Abschreibungen auf das Filmver- 
mögen (Investitionen für den Erwerb von Filmauf- 
führungsrechten und sogenannten Vor- und Abzugs- 
kosten) sowie dem Geschäftsaufwand (Personal- 
kosten, Gebäudekosten, Steuern usw.). Der Anteil 
der Abschreibungen auf das Filmvermögen sowie 
sonstiger direkter Filmaufwendungen liegt in der 
Regel über 70 % der Gesamtaufwendungen einer 
Rechnungsperiode. Der Geschäftsaufwand eines Ver- 
leihunternehmens besteht nur zum geringen Teil 
aus umsatzabhängigen Kosten. Insbesondere sind 
die Kosten der Einkaufsorganisation, der Vertriebs- 
organisation und der Verwaltung nicht vom jeweils 
erzielbaren Umsatzerlös abhängig. 

Das Filmvermögen umfaßt im wesentlichen die Kauf- 
preise für die Filmauswertungslizenzen nach Ver- 

*) vgl. Ziff. III C 2 dieses Abschnitts 


tragstypen, die unter Ziff. III C 2 und Ziff. III C 3 
dieses Abschnitts dargestellt sind. (Die durchschnitt- 
lichen Investitionskosten für inländische Filme lie- 
gen im allgemeinen wesentlich höher als bei auslän- 
dischen Filmen). Die ebenfalls zum Filmvermögen 
zählenden Vor- und Abzugskosten können wie folgt 
spezifiziert werden: 

1. Kosten für Kopien von Hauptfilm, Vorspann und 
Beiprogramm 

2. Kosten für Ur- und Erstaufführungsreklame 

3. Selbstkosten für Beifilmprogramm u. ä. 

Bei zum Festpreis erworbenen Lizenzen hat der Ver- 
leiher keine Möglichkeit zur Weiterverrechnung der 
Vorkosten. Bei den Verträgen, die eine Aufteilung 
der Verleiheinnahmen zwischen Verleiher und Pro- 
duzenten vorsehen, werden die Vorkosten teilweise 
vom Verleiher auf den Produzenten über den Vor- 
abzug verlagert, über typische Verrechnungsmoda- 
litäten für Vor- und Abzugskosten wird unter 
Ziff. III D 1 c dieses Abschnitts anhand von Bei- 
spielen berichtet. 

Die Geschäftskosten sind, ebenso wie die Abschrei- 
bungen auf das Filmvermögen, aus den anteiligen 
Einspielergebnissen der Filmtheater abzudecken. Sie 
betragen 16 bis 17 % der Verleihbruttoeinnahmen. 

Bei Verträgen, nach denen die Verleiheinnahmen 
prozentual auf den Verleiher und den Produzenten 
aufgeteilt werden, sichert sich der Verleiher teil- 
weise durch Vereinbarung eines sogenannten Ver- 
leihspesensatzes (Handelsspanne) vor der Auftei- 
lung der Einspielergebnisse vorweg eine Abdeckung 
seiner Geschäftskosten und einen Gewinn. Dieser 
Verleihspesensatz liegt im allgemeinen bei echter 
Auftragsproduktion zwischen 20 und 30% der Ver- 
leiheinnahmen, die als Verrechnungsbasis teilweise 
noch, etwa durch Absetzung der Vorkosten, gekürzt 
sein können. Durch die Vereinbarung des Verleih- 
spesensatzes hat der Verleiher bei entsprechenden 
Einspielergebnissen die Chance, seine Aufwendun- 
gen abzudecken und Gewinn zu erzielen, bevor der 
Produzent über die Garantiesumme hinaus an den 
Einspielergebnissen partizipiert Auf Grund dieses 
Verrechnungsmodus kann der Verleiher möglicher- 
weise die hohen Finanzierungsrisiken bei inlän- 
discher Ware ausgleichen. 

Das Einspielergebnis eines Films läßt sich im vor- 
aus kaum abschätzen. Von ihm hängt es aber ab, 
ob die vom Verleiher investierten Beträge wieder 
hereinkommen und ob für ihn Gewinne entstehen. 
Wegen der ungewissen Erfolgsaussichten eines 
Films ist das Investitionsrisiko erheblich. Die Erhe- 
bungen der Kommission haben erkennen lassen, daß 
die Betriebsergebnisse der einzelnen Verleiher — 
sofern sie nicht nur auf der Grundlage von Agentur- 
verträgen arbeiten — in nicht geringem Umfang 
von diesem Investitionsrisiko beeinflußt sind. 

Eine wesentliche Voraussetzung für ein rentables 
Verleihgeschäft dürfte, neben einer einwandfreien 
statistischen Analyse der Absatz- und Beschaffungs- 
verhältnisse, das Erkennen der Investitionsgrenzen 
für die zu beschaffende Ware sein. Außerdem sollte 
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ein der Nachfrage entsprechendes optimales Ver- 
leihangebot angestrebt werden. Filmen, die höhere 
Aufwendungen verursachen, muß zum Ausgleich bil- 
ligere Ware gegenüberstehen. 

Das Filmvermögen des Verleihers, welches zum 
überwiegenden Teil zum Umlaufvermögen zu rech- 
nen ist, sollte teilweise mit Eigenkapital finanziert 
sein. Dies gilt in besonderem Maße für den deut- 
schen Verleiher, der wegen der besonderen Finan- 
zierungsbedingungen für die inländische Ware oft 
gegenüber dem ausländischen Verleiher ein erheb- 
lich höheres Risiko zu tragen hat. 


D. Die Filmproduktion 

Die Filmproduktion ist differenziert. Neben Spiel- | 
filmen werden Kulturfilme, Dokumentarfilme, Wirt- i 
schaftsfilme, Fernsehproduktionen und Werbefilme j 
(einschließlich Fernsehspots) angeboten. Die Film- 
produzenten haben sich weitgehend auf die Herstel- ; 
lung einzelner Filmarten spezialisiert. Die Entwick- 
lung der genannten Filmarten wird im folgenden j 
dargestellt: ! 

1. Die Spielfilmproduktion 

i 

Als Filmproduzenten werden hier Unternehmer be- ; 
zeichnet, die den Stoff auswählen und kaufen, das | 
Drehbuch beschaffen oder ausarbeiten, die Haupt- ' 
darsteiler und das übrige künstlerische und tech- 
nische Personal aussuchen und engagieren, alle tech- I 
nischen und finanziellen Voraussetzungen für die i 
Filmherstellung (z. B. Planung der Dreharbeiten) bis i 
zur Vergabe der fertigen Kopie schaffen und diese \ 
herstellen. Im engeren Sinne beschränkt sich dem- 
nach die Filmproduktion auf die künstlerische, kauf- 
männische und technische Planung und deren Durch- 
führung. 

In der Bundesrepublik gab und gibt es noch eine 
größere Zahl von Produktionsunternehmen. Sie i 
haben nur in Einzelfällen eigene Atelierbetriebe. In I 
der Regel sind die Produzenten daher gezwungen, 
für die technische Herstellung der Filme Ateliers zu 
mieten. 

a) Die Entwicklung der Spielfilmproduktion j 

1949 setzte eine lebhafte Gründungstätigkeit ein. | 
Nach den Filmstatistischen Taschenbüchern gab es ; 
in diesem Jahr in der Bundesrepublik 33 Spielfilm- [ 
Produzenten. Mit 66 Spielfilmproduktionsunterneh- ! 
men wurde 1953 die Spitze erreicht. Von diesen 
Produzenten drehten jedoch nur wenige einen oder j 
mehrere Spielfilme je Jahr. j 

1949 waren nur 1 8 °/o aller Produzenten als Spiel- j 
filmhersteller tätig. Der Anteil der Spielfilmherstel- 
ler stieg dann an und erreichte 1955 mit 35,6% j 
einen Höchststand. 1956 (dem Jahr der höchsten 
Filmbesucherzahl) betrug er 28,4 °/o. 

Die Entwicklung der Spielfilmproduktion ist aus i 
Tabelle 160 zu entnehmen. Aus dieser Übersicht ; 


gehl auch die Entwicklung des Verleihangebotes, 
das zum Vergleich dargeslelll ist, hervor. Die Über- 
sicht zeigt ab 1956 einen erheblichen Rückgang von 
rein inländischen Produktionen. Der Abfall bei der 
Gesamtproduktion ist jedoch nicht so stark, weil 
hierin auch Co-Produktionen (Gemeinschaftsproduk- 
tion von in- und ausländischen Herstellern) enthal- 
ten sind, welche sich ihrer Zahl nach erhöht haben. 
Sie lagen 1965 fast doppelt so hoch als die rein in- 
ländischen Produktionen. 

Neben dem Anstieg der Co-Produktionen ist die 
Entwicklung durch den wachsenden Anteil der aus- 
ländischen Filme im Verleihangebot gekennzeichnet. 
Dies ist darauf zurückzuführen, daß das Verleihan- 
gebot nicht in gleichem Maße zurückgegangen ist 
wie die inländische Produktion. Das Verleihangebot 
hat sich auch an anderen Marktgrößen (etwa der 
Zahl der Filmtheater) zu orientieren. 

Der Anteil der Produktionen von Spielfilmproduzen- 
ten, die nur 1 bis 2 Filme im Jahr hersteilen, hat — 
bezogen auf die Gesamtproduktion — abgenommen. 
Auf diese sind 1950 73 °/o, 1951 und 1952 85 % 
sowie 1956 47 °/o entfallen. 

Die rückläufige Entwicklung der Spielfilmproduktion 
steht nicht nur mit der Konkurrenz des Fernsehens 
im Zusammenhang. Die Filmproduktion war über- 
besetzt. Es waren zahlreiche Betriebe am Markt, die 
nicht über die notwendigen Voraussetzungen für die 
unternehmerische Tätigkeit in der Filmproduktion 
verfügten. Das haben die Untersuchungen der Kom- 
mission bestätigt. Die Unternehmen wurden zum 
überwiegenden Teil mit unzureichendem Eigenkapi- 
tal gegründet. Wenn solche Unternehmen bei Filmen, 
die kommerziell nicht erfolgreich sind, keinen Risi- 
koausgleich mit erfolgreichen Filmen erzielen kön- 
nen, verschulden sie schnell. Sie geraten dann 
zwangsläufig in völlige Abhängigkeit von den Ver- 
leihern und können in die Zusammenbrüche von 
Verleihfirmen hineingerissen werden oder diese 
hervorrufen. 

Das rückläufige Inlandsgeschäft der Spielfilmpro- 
duzenten konnte nicht mit zusätzlichen Exporterlö- 
sen ausgeglichen werden. Dies ergibt sich aus Ta- 
belle 161, die eine Übersicht über die Entwicklung 
der Exporterlöse gibt. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß in den genannten Beträgen, außer Transferie- 
rungen für deutsche Filme, auch Eingänge für Ga- 
genzahlungen, Stoff- und Musikrechte, sowie Über- 
weisungen für die Durchführung von Dreharbeiten 
ausländischer Produzenten enthalten sind. Die rei- 
nen Lizenzgebühren werden auf 60 bis 70 °/o der ge- 
nannten Beträge geschätzt. 

b) Der deutsche Filmproduzent auf dem Spielfilmmarkt 

Die Marktchancen beruhen weitgehend auf der 
Qualität des Filmproduktes. Der wirtschaftliche Qua- 
litätsbegriff ist mit dem künstlerischen Qualitätsbe- 
griff nicht identisch. Ein Erfolgsfilm muß nicht künst- 
lerisch hochstehend sein. Der wirtschaftliche Wert 
eines Films wird vom Publikumsgeschmack be- 
stimmt. 

Die Herstellung eines Films erfordert erheblichen 
Aufwand. Der Film ist ein immaterielles Wirtschafts- 
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Tabelle 160 


Jahr 

Anzahl 
der deutschen 
Spielfilm- 
produzenten 

insgesamt 

deutsche Produktio 

da^ 

reine deutsche 
Produktion 

n 

von 

Co-Produktion 

Anz 

erstaufc 

Ve 

ins- 

gesamt 

ahl der ur 
jeführten 
uleihange 

dari 

deut- 

sche 

Filme 

und 

ülme iin 
bot 

inter 

in %> 

Anzahl 

1957 
- 100 

Anzahl 

1 1957 

| = 100 

Anzahl 

1957 
= 100 

1950 

50 

82 

77 

73 

76 

9 

82 

462 

109 

24 

1951 

47 

60 

56 

57 

59 

3 

27 

441 

76 

17 

1952 

63 

82 

77 

78 

81 

4 

36 

450 

75 

17 

1953 

66 

104 

97 

89 

93 

15 

136 

460 

96 

21 

1954 

64 

109 

102 

94 

98 

15 

136 

462 

109 

24 

1955 

63 

128 

120 

120 

125 

8 

73 

486 

122 

25 

1956 

58 

122 

114 

114 

119 

8 

73 

495 

120 

24 

1957 

53 

107 

100 

96 

100 

11 

100 

529 

111 

21 

1958 

50 

115 

108 

98 

102 

17 

154 

571 

109 

21 

1959 

47 

106 

99 

85 

89 

21 

191 

516 

107 

20 

1960 

37 

94 

88 

83 

86 

11 

100 

522 

98 

18 

1961 

39 

80 

75 

69 

72 

11 

100 

465 

80 

16 

1962 

40 

61 

57 

43 

45 

18 

164 

434 

64 

15 

1963 

39 

66 

62 

44 

46 

22 

200 

409 

58 

14 

1964 

36 

77 

72 

35 

36 

42 

382 

416 

70 

17 

1965 

43 

72 

67 

25 

26 

47 

427 

373 

56 

15 


Quelle : Filmstatistisches Taschenbuch 1961, S. 1 und S. 20, für Angaben zu den Jahren 1950 bis 1955; 
Filmstatistisches Taschenbuch 1966, S. 1, S. 2 und S. 8, für Angaben von 1956 bis 1965 


gut, das seine Wertbezifferung ausschließlich durch 
die Nachfrageintensität (Besucherresonanz) erhält. 
Fertige Ware kann nachträglich nur noch in ge- 
ringem Umfang geändert werden; ein drohender 


Tabelle 161 


Jahr 

Exporterlöse in Millionen DM 

1957 

17,6 

1958 

25,8 

1959 

24,0 

1960 

27,1 

1961 

25,7 

1962 

24,0 

1963 

15,5 

1964 

22,4 

1965 

31,6 


Quelle: Filmstatistische Taschenbücher 1965 und 1966 


Mißerfolg kann nicht durch Nachbesserung vermie- 
den werden. 

Die Marktposition der deutschen Spielfilmherstel- 
ler ist ungünstig. Die wichtigsten Gründe dafür sind: 

1. Aufbau der Filmproduktion nach dem Zusam- 
menbruch aus dem Nichts; 

2. nicht immer befriedigende Filmqualität; 

3. großes Angebot von ausländischen Filmen, da- 
durch Erhöhung des Gesamtangebots; 

4. stärkere Exportförderung in anderen EWG-Staa- 
ten. 

In den anderen EWG-Ländern wird die Filmproduk- 
tion stark subventioniert. Nach dem Bericht der 
Bundesregierung vom 25. April 1962 (BT-Drucksache 
IV/366) hat Frankreich in dem letzten von der EWG 
erfaßten Jahr seiner Filmwirtschaft in Deutscher 
Mark ca. 64,2 Millionen und Italien ca. 81,6 Millio- 
nen als Subventionen in den verschiedensten For- 
men zugeführt. 

In der Bundesrepublik wurden nach dem gleichen 
Bericht keine Subventionen, sondern nur Prämien 
und Kredithilfen, neben einer geringen Exportför- 
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derung, gewährt. Nach Auskünften des Verbandes ' 
Deutscher Filmproduzenten e. V. hat sich die bis 
1955 übliche Förderung der Produktion durch direkte 
Übernahme von Bürgschaften durch Bund und Län- 
der gegenüber den Kreditgebern der Produzenten 
nicht bewährt. 

Alle diese Faktoren waren schon vor Beginn des 
Fernsehens wirksam. Sie erhielten aber dadurch zu- 
nehmendes Gewicht, daß nach dem Aufkommen des 
Fernsehens in den Filmtheatern — auch durch Ver- 
änderungen in den Freizeitgewohnheiten — ein Be- 
sucherschwund eingetreten ist, der sich auf die Er- 
löse der Spielfilmproduzenten auswirken mußte. 

c) Der Preis für das Filmprodukt 

Der Preis für das Filmprodukt kann mit dem Erwer- 
ber der Monopolrechte oder (z. B. als Garantie- 
summe bei echter Auftragsproduktion) mit dem Auf- 
traggeber fest vereinbart sein. Vor Abschluß einer 
solchen Vereinbarung muß der Filmproduzent kal- 
kulieren, welcher Preis für ihn tragbar ist. Dabei hat 
er die Risiken zu berücksichtigen, die sich aus der 
Produktion als solcher (inneres Risiko) und aus dem 
Risiko einer Krediteinräumung durch den Abnehmer 
ergeben. 

Bei der Auswertung der Filmrechte im Agenturver- 
hältnis oder bei Lizenzverträgen, die eine Beteili- 
gung des Produzenten am Einspielergebnis vorsehen, 
ist der Preis im Augenblick des Vertragsabschlusses 
nicht bekannt. Er kann, je nach Einspielerlösen in 
den Filmtheatern, günstiger oder ungünstiger sein 
als bei Vereinbarungen zu Festpreisen. Bei diesen 
Verträgen hängt der vom Produzenten erzielte Preis 
zudem von dem Verrechnungsmodus der Vor- und 
Abzugskosten (Kosten der Ur- und Erstaufführungs- 
reklame, der Kopien u. a.) ab. 

In den Tabellen 162 und 163 werden für die Verrech- 
nungen der Einspielergebnisse zwei praktische Re- 
gelungen (bei echter Auftragsproduktion) darge- 
stellt. 

Die Beispiele A und B zeigen die Auswirkungen 
einer unterschiedlichen Verrechnung der Abzugs- 
kosten und der Verleihspesen bei echter Auftrags- 
produktion auf den Produzentenanteil. Der auf den 
Produzenten entfallende Betrag stellt den für das 
Produkt erzielten Preis im Inland dar. 

Die Fälle 1 und 2 können als Modellbeispiele für 
Filme inländischer Produzenten bezeichnet werden. 
Der Fall 2 kommt in der Praxis nicht selten vor. 
Nach den von der Kommission getroffenen Fest- 
stellungen gibt es Filme, die einen wesentlich bes- 
seren Preis für den Spielfilmproduzenten bringen 
als im Fall 1. Umgekehrt haben die Untersuchungen 
gezeigt, daß teilweise die Verleihbruttoeinnahmen 
in einem viel schlechteren Verhältnis zu der vom 
Verleiher garantierten Summe stehen als bei Fall 2. 

Im Fall 1 der Beispiele A und B ist der vereinbarte 
Produzentenanteil an den Verleiheinnahmen höher 
als die vom Verleiher gewährte Garantiesumme. Im 
Fall 2 ist die dem Produzenten garantierte Summe 
(unter Zugrundelegung des vereinbarten Auftei- 
lungsschlüssels) nicht eingespielt worden. Der Ver- 
leiher muß hier einen Zuschuß bis zur Höhe der Ga- 


rantiesumme leisten. Die vorher verrechneten Ver- 
leihspesen (Handelsspanne) werden dadurch zum 
Teil aufgezehrt. Das kann bedeuten, daß der Ver- 
leiher seine Geschäftskosten nicht oder nicht voll 
decken kann. Die Vorwegrechnung eines Verleih- 
spesensatzes ergibt für den Verleiher in diesem Fall 
erst dann Gewinn, wenn Produzentenanteil und Ga- 
rantiesumme sich beinahe ausgleichen. 

Wenn der festgelegte prozentuale Produzentenanteil 
an den Verleiheinnahmen zu einem höheren Betrag 
als die Garantiesumme führt, erhalten der Verleiher 
und der Produzent im Verhältnis des vereinbarten 
Schlüssels eine zusätzliche Einnahme, die beim Ver- 
leiher in der Regel Gewinn bedeutet. Für den Ver- 
leiher ist dies eine Gegenleistung für das Risiko der 
Garantieübernahme. 

Für den Filmproduzenten bedeutet die Vorwegrech- 
nung von Vorkosten und Verleihspesen bei echter 
Auftragsproduktion, daß er etwaige, über die Ga- 
rantiesumme hinausgehende, tatsächlich entstehende 
Kosten erst abdecken kann, wenn der Verleiher be- 
friedigt ist. Dieses Risiko läßt sich dann verringern, 
wenn ein Produzent mehrere Filme im Jahr herstellt 
und dadurch angesichts der unterschiedlichen Ein- 
spielchancen der einzelnen Filme die Aussicht hat, 
das letztrangige Investitionsrisiko auszugleichen und 
zu streuen. 

Im Einzelfall kann das Ergebnis für den Filmprodu- 
zenten auf Grund der üblichen Finanzierungsmetho- 
den wesentlich ungünstiger sein. Der Produzent haf- 
tet nämlich als Aussteller für die vom Verleiher 
akzeptierten Wechsel, die zur Filmfinanzierung aus- 
gestellt werden. Dieses Kreditrisiko hat sich nach 
Feststellung der Kommission in der Vergangenheit 
häufig zu Ungunsten des Produzenten ausgewirkt. 

d) Die Absatzfinanzierung 

Die Produktionskosten eines Films werden durch 
Kredite vorfinanziert. Dies geschieht bei der Film- 
herstellung in der ganzen Welt. In der Bundesrepu- 
blik haben sich hierfür bestimmte Finanzierungs- 
grundsätze herausgebildet. 

Der Verleiher gibt Verleihgarantien. Je schwächer 
die Stellung des Produzenten auf dem Markt ist, 
desto abhängiger ist auch der Produzent vom Ver- 
leiher. Nach den getroffenen Feststellungen liegen 
die Garantien weitgehend zwischen 75 und 80 °/o der 
vorkalkulierten „Herstellungskosten". *) Durch die 
Hereinnahme von Exportgarantien, die zwischen 10 
und 15 % der vorkalkulierten Herstellungskosten 
liegen, erhöht sich der garantierte Betrag. Der 
Risikoanteil des Produzenten beschränkt sich auf 
den nicht garantierten Restbetrag. Dieser Restbetrag 
kann sich möglicherweise dadurch veringern, daß in 
der Vorkalkulation Reserven enthalten sind. Bei 
Fehlen von solchen Reserven sollte Eigenkapital für 
Abdeckung eventueller Finanzierungsrisiken vor- 
handen sein. 

Nach Feststellung der Kommission gibt es auch Pro- 
duzenten, die ihre Filme je zur Hälfte durch Inlands- 
und Auslandsgarantien finanzieren. Durch die Be* 


0 vgl. auch Ziff. III C 2 dieses Abschnitts 
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Tabelle 162 


Beispiel A 

Fall 

1 

Fall 

2 

1 000 DM 

°/o 

1 000 DM 

°/o 

Filmtheatereinnahmen aus Kartenverkauf 

6 000,0 


3 000,0 


Vergnügungssteuer (1965 — 3,6%) 

-216,0 


-108,0 


Nettoeinnahmen 

5 784,0 

100,0 

2 892,0 

100,0 

Anteil des Verleihers an den Theatereinnahmen 





(Verleihbruttoeinnahmen) 

2 487,1 

43,0 

1 243,6 

43,0 

4 °/o Umsatzsteuer 

- 99,5 

- 1.7 

- 49,7 

- 1,7 

Abzugskosten 

-286,0 

- 4,9 

-286,0 

- 9,9 

Zwischensumme 

2 101,6 

36,4 

907,9 

31,4 

27,5% Verleihspesen 

-577,9 

- 1 0,0 

-249,6 

- 8,6 

Zwischensumme 

1 523,7 

26,4 

| 658,3 

22,8 

40 % Verleiheranteil 

-609,5 

- 10,6 

: — 

— 

Ausgleichszahlung des Verleihers für nicht gedeckte 





Garantiesumme 

— 

— 

141,7 

4,9 

60 % Produzentenanteil 

914,2 

15,8 

— 

— 

Vom Verleiher dem Produzenten garantierter Preis 





(Garantiesumme) 

(800,0) 

— 

800,0 

27,7 


Quelle: Eigene Ermittlungen 
Tabelle 163 


Beispiel B 

Fall 

1 

Fall 

2 

1 000 DM I 

°/<i 

1 000 DM 

°/o 

Filmtheatereinnahmen aus Kartenverkauf 

6 000,0 


3 000,0 


Vergnügungssteuer (1965 = 3,6%) 

-216,0 


-108,0 



5 784,0 

100,0 

2 892,0 

100,0 

Anteil des Verleihers an den Theatereinnahmen 





(Verleihbruttoeinnahmen) 

2 487,1 

43,0 

1 243,6 

43,0 

4 % Umsatzsteuer 

- 99,5 

- 1,7 

- 49,7 

- 1,7 

Zwischensumme 

2 387,6 

41,3 

1 193,9 

41,3 

27,5% Verleihspesen 

-656,6 

- 11.4 

i 

-328,3 

- 11,3 

Zwischensumme 

1 731,0 

29,9 

865,6 

30,0 

Abzugskosten 

-286,0 

- 4,9 

-286,0 

- 9,9 

Zwischensumme 

1 445,0 

25,0 

579,6 

20,1 

40% Verleiheranteil 

-578,0 

- 10,0 

— 

— 

Ausgleichsbetrag des Verleihers für nicht gedeckte 





Garantiesumme 

— 

— 

220,4 

7,6 

60 % Produzentenanteil 

867,0 

15,0 

— 

— 

Vom Verleiher dem Produzenten garantierter Preis 





(Garantiesumme) 

800,0 

— 1 

800,0 

27,7 


Quelle: Eigene Ermittlungen 
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schränkung der Inlandsgarantie werden diese Pro- 
duzenten durch Zusammenbrüche von Verleihern 
bei ausreichender Jahresproduktion weniger be- 
troffen. 

Die Finanzierung erfolgt in der Weise, daß der 
Verleiher im allgemeinen 12 Akzepte mit gleich 
hohen Beträgen ausstellt. Die Wechselbeträge sind 
jeweils im Abstand von 1 Monat, erstmals 3 Monate 
nach der Uraufführung, fällig. Der Produzent muß 
als Aussteller eine Bank finden, die ihm die Wechsel 
diskontiert. 

Die Filmfinanzierung wird zur Zeit von drei Länder- 
instituten in Hamburg, München und Berlin (Film- 
kontore) durch Vergabe von echten Ausfallbürg- 
schaften unterstützt. Das zur Verfügung stehende 
Kreditvolumen der drei genannten Länderinstitute 
wird nur zum geringen Teil in Anspruch genommen. 
Ein Grund hierfür ist, daß der Verfahrensweg als 
bürokratisch und langwierig angesehen wird. Die 
Produzenten und Verleiher suchen für inländische 
Filme ihre Finanzierung auch deshalb auf dem freien 
Markt, weil die Filmkontore nicht nur die Unter- 
schriften der Produzenten und die der Verleiher auf 
den Wechseln verlangen, sondern darüber hinaus 
auch persönliche Bürgschaften. 

In diesem Zusammenhang sei angemerkt, daß neben 
den angebotenen Finanzierungshilfen noch sonstige 
Förderungsmaßnahmen getroffen werden (z. B. Ver- 
gabe von Spiel- und Kulturfilmprämien, Förderung 
der Internationalen Filmfestspiele in Berlin, Vergabe 
des deutschen Filmpreises). 

e) Erträge, Aufwendungen und Ergebnisse 

Die Erträge des Spielfilmproduzenten kommen im 
wesentlichen aus den Anteilen an den in- und aus- 
ländischen Einspielergebnissen (bzw. aus den er- 
haltenen Garantiebeträgen) oder aus den zu Fest- 
preisen verkauften Aufführungsrechten. Daneben 
können Sondererträge wie Filmprämien die Ein- 
nahmen erhöhen. 

Diesen Erträgen stehen die Aufwendungen der Film- 
produktion gegenüber. Hauptposten sind die Auf- 
wendungen für Gagen (Darstellergagen, Produk- 
tions-, Regie-, Bau- und Ausstattungsgagen, Entgelte 
für sonstige Mitarbeit) sowie die vom Atelier be- 
rechneten Beträge. Diese beiden Aufwandsgruppen 
können nach den getroffenen Feststellungen bis zu 
85 °/o der vorkalkulierten „Herstellungskosten" aus- 
machen. Es ist in diesem Zusammenhang darauf hin- 
zuweisen, daß Schauspieler, Regisseure und das 
übrige Personal für jede Produktion in der Regel 
neu verpflichtet werden. Laufende Gehälter oder 
Löhne sind deshalb kaum zu zahlen. 

Weitere Aufwendungen können anfallen für Rechte 
und Manuskripte, Außenaufnahmen, Reisekosten, 
Filmmaterial und Filmbearbeitung, Versicherungen 
u. a. 

Zu den bisher erwähnten direkten Aufwendungen 
eines Films kommen noch vergleichsweise unbedeu- 
tende Gemeinkosten. Ihre Bedeutung ist deshalb ge- 
ring, weil der Filmproduzent in der Regel selbst 


nicht über Produktionsräume und -einrichtungen 
verfügt und das Personal für jeden Film neu ver- 
pflichtet. Auch der Verwaltungsapparat kann klein 
gehalten werden. 

Die Zusammensetzung der objektbezogenen Auf- 
wendungen sind je nach Art des Films verschieden'. 
Außerdem hat jeder Film sein spezifisches Kosten- 
voluinen, das zum Teil von der Produktionsdauer 
und dem Umfang der Atelierleistungen abhängt. Aus 
diesem Grunde lassen sich aus der Höhe der Auf- 
wendungen für einzelne Filme nicht ohne weiteres 
allgemeingültige Folgerungen ziehen. Die durch- 
schnittlichen Investitionskosten je inländischen Film 
sind nach den der Kommission aus den Bereichen 
Atelier, Produktion und Verleih zur Verfügung ste- 
henden Unterlagen 1964/65 etwa gleich hoch ge- 
wesen wie im Jahre 1957/58. Dies gilt auch für die 
entsprechenden durchschnittlichen Erlöse. 

Die Ertragslage der deutschen Filmproduzenten ist 
unterschiedlich. Die Einsichtnahme in Gewinn- und 
Verlustrechnungen hat ergeben, daß im wesent- 
lichen zwei Verlustquellen vorhanden sind. Einer- 
seits werden nicht bei allen produzierten Filmen die 
Herstellungskosten eingespielt, andererseits kann 
der Produzent mit erheblichen Beträgen aus der 
Wechselhaftung für Akzepte seiner Verleiher, die 
zahlungsunfähig werden, in Anspruch genommen 
werden. Inwieweit die Zusammenbrüche auf Fehl- 
leistungen der Verleiher oder auf den Besucher- 
schwund in den Filmtheatern zurückzuführen sind, 
muß offen bleiben. Die Auswirkungen von Ver- 
leiherzusammenbrüchen zeigen jedoch, wie risiko- 
reich die Inanspruchnahme von Finanzierungshilfen 
der Verleiher bei der Filmherstellung ist. 

Außer dem Kreditrisiko und dem Absatzrisiko kön- 
nen die Ergebnisse noch durch Auswirkungen des 
Plagiatrisikos (Risiko einer Sioffverletzung) und 
durch Fertigungsrisiken beeinflußt werden. Die Fer- 
tigstellung eines Films (Schnitt, Überspielung, Mi- 
schung, Titel usw.) ist ebenfalls mit erheblichen 
Risiken verbunden. Vor der Freigabe zur öffent- 
lichen Vorführung durch die Freiwillige Selbst- 
kontrolle der Filmwirtschaft sind oft noch Schnitt- 
arbeiten oder Nachaufnahmen einzelner beanstan- 
deter Stellen des Films zu machen. 

2. Kultur- und Dokumentarfilme, Wirtschaftsfilme 

Die in den Filmtheatern aufgeführten Kultur- und 
Dokumentarfilme sind im Regelfälle Beiprogramm- 
filme. Ihre Produktion ist auch unter dem Gesichts- 
punkt der Vergnügungssteuerermäßigung zu sehen. 
Im Hinblick auf die geltenden Vergnügungssteuer- 
gesetze werden nur prädikatisierte Filme als Bei- 
programmfilme vorgeführt. 

Wie unter Ziff. III C 3 dieses Abschnitts festgestellt, 
werden die Lizenzrechte vom Verleiher erworben 
und den Filmtheatern angeboten. Infolge des Über- 
angebots von Beiprogrammiilmen liegen die Preise 
für die Lizenzrechte im allgemeinen relativ niedrig. 
Nach den von der Kommission getroffenen Fest- 
stellungen decken die Lizenzpreise in der Regel 
nicht die Kosten der Herstellung. 
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Infolge dieser Marktsituation haben sich die deut- I 
sehen Kulturfilmproduzenten vielfach der Auftrags- 
produktion zugewandt oder stellen nur Kulturfilme 
her, für die Zuschüsse gegeben werden. Es zeichnet 
sich daher bereits in zunehmendem Umfang eine 
Umorientierung ab. Ein großer Teil der Filmprodu- 
zenten hat seine Produktionstätigkeit auf das Gebiet 
des Industriefilms und der öffentlichen Aufträge , 
verlagert. 

Genaue Zahlen über die Entwicklung der Industrie- 
filmherstellung liegen nicht vor. Ebenso fehlt eine 
einheitliche Erfassung der von der öffentlichen Hand 
an Kurzfilmproduzenten erteilten Aufträge, über die 
von den Rundfunkanstalten an freie Produzenten 
vergebenen Aufträge und die von der Degeto, einer 
gemeinschaftlichen Tochtergesellschaft der ARD- 
Anstalten, angekauften Lizenzrechte sind unter Ziff. 
VII F des 1. Abschnitts Angaben gemacht. In den 
dort genannten Zahlen sind Aufträge an Kurzfilm- 
produzenten inbegriffen. Da die Rundfunkanstalten 
selbst Kurzfilme drehen, dürften sich die nach 
außen vergebenen Aufträge in Grenzen halten. Die 
Rundfunkanstalten finanzieren aber auch in einigen 
Fällen indirekt die Kulturfilmproduktion durch Ho- 
norierung von Fernsehvorträgen. 

Die strukturelle Entwicklung und die von der Kom- 
mission festgestellten unzureichenden Ertragsver- 
hältnisse bei Beifilmen haben nach Angaben der zu- 
ständigen Verbände dazu geführt, daß sich der 
Marktanteil der ausländischen Beifilme vergrößert 
hat. 

Die zahlenmäßige Entwicklung der Kurzfilmproduk- 
tion (Kultur- und Dokumentär-, Spiel-, Wirtschafts- 
film) ergibt sich aus folgender Tabelle, die Angaben 
über Filme unter 1600 m Länge enthält. 


Tabelle 164 


Jahr 

Anzahl 

der Produzenten 

Anzahl 

der hergestellten 
Filme 

1954 

156 

277 

1955 

174 

418 

1956 

194 

429 

1957 

218 

498 

1958 

240 

456 

1959 

256 

547 

1960 

220 

472 

1961 

205 

426 

1962 

160 

271 

1963 

153 

253 

1964 

178 

337 

1965 

166 

309 


Quelle: Filmstatistische Taschenbücher 1964 und 1965 
(für die Jahre 1954 und 1955); 

Filmstatistisches Taschenbuch 1966 
(für die übrigen Jahre) 


I Die Zahl der Kleinunternehmen bei den Kurzfilm- 
produzenten überwiegt. 

In den Zahlen für 1959 sind nach dem Geschäfts- 
bericht 1959 des Verbandes Deutscher Filmproduzen- 
ten e. V. schätzungsweise 200 Industriefilme ent- 
halten. Angaben für die übrigen Jahre lagen der 
Kommission nicht vor. 

3. Fernsehproduzenten 

Fernsehproduktionen werden entweder von den 
Rundfunkanstalten selbst hergestellt oder als Auf- 
trag vergeben. Aufträge erhalten im allgemeinen 
solche Produzenten, die sich auf Fernsehproduk- 
tionen spezialisiert haben (sogenannte freie Fernseh- 
produzenten). Den Spielfilmproduzenten sind nach 
Angaben der SPIO nur 3 Aufträge für eine Fernseh- 
produktion erteilt worden („Flucht nach Berlin", 
„Aufenthalt in Marienborn", „Das Haus in der 
Karpfengasse"). Außer diesen 3 Aufträgen haben 
die Rundfunkanstalten lediglich Lizenzen für fertige 
Spielfilme erworben. *) 

über den wertmäßigen Gesamtumfang der von 
freien Fernsehproduzenten erstellten Fernsehpro- 
duktionen konnte die Arbeitsgemeinschaft der Freien 
Fernsehproduzenten e. V., München, der Kommission 
keine Angaben machen. Die Kommission hat die be- 
nötigten Zahlen deshalb selbst bei den Rundfunk- 
anstalten erhoben. Die Ergebnisse der Erhebungen 
für das Jahr 1964 sind aus Ziff. VII F des 1. Ab- 
schnitts zu entnehmen. Die dort ausgewiesenen Zah- 
len zeigen, daß durch das Fernsehen zusätzliche Pro- 
duktionsmöglichkeiten für private Film-(Fernseh-) 
Produzenten geschaffen worden sind, wenn auch ein 
wesentlicher Teil der Produktionen von den Anstal- 
ten in eigener Regie oder von im Mehrheitsbesitz 
der Anstalten stehenden Gesellschaften erstellt wird. 

Die von der Kommission untersuchten privaten 
Fernsehproduzenten haben nur Aufträge für das 
ZDF abgewickelt. Diese Auftragsproduktionen wer- 
den in der Regel zu vorkalkulatorisch ermittelten 
Selbstkostenfestpreisen oder zu nachkalkulatorisch 
festzustellenden Selbstkostenerstattungspreisen ver- 
geben. Handlungskosten und Gewinne sind bei die- 
sen Selbstkostenpreisen eingerechnet. Beim Selbst- 
kostenerstattungspreis ist in der Regel eine Preis- 
obergrenze vereinbart, die nicht überschritten wer- 
den soll. Vertretbare Überschreitungen werden er- 
stattet. 

Das Produktionsrisiko wird beim Selbstkostenfest- 
preis weitgehend vom privaten Produzenten getra- 
gen. Bei den Selbstkostenerstattungspreisen werden 
die Ausfallversicherung und die Negativversiche- 
rung vom ZDF direkt abgeschlossen. Der Produzent 
trägt das Risiko für grobe technische und regieliche 
Mängel der Produktion. Dieses wird zum Teil durch 
die Negativversicherung aufgefangen, bei Material- 
mängel durch den Materiallieferanten. Das Risiko 
der Bearbeitung des Films verbleibt jedoch dem 
Produzenten. Das ZDF hat als Bestandteil des Sende- 


J ) vgl. auch Ziff. VII F des 1. Abschnitts 
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rechtsvertrages genaue Vorschriften für die Qualität 
der abzuliefernden Sendekopie. 

Bei dieser Sachlage befindet sich der Fernsehprodu- 
zent in einer günstigeren Situation als der Spielfilm- 
produzent. Es entfällt das besonders hohe Absatz- 
risiko des Spielfilms. Die Finanzierung ist unproble- 
matisch, da sie durch den Auftraggeber gesichert ist. 
Ein nicht zu übersehendes Risiko ergibt sich aller- 
dings daraus, daß der Auftraggeber Monopolist ist. 
Dadurch hat er bei der Auftragsvergabe eine be- 
herrschende Position. So kommt es vor, daß dem 
Produzenten die Benutzung bestimmter Studios vor- 
geschrieben wird. Solche Forderungen der Anstalt 
kommen oft aus dem Bestreben, die von ihr zu be- 
legenden Ateliers auszulasten. Wenn der Produzent 
seine Geschäftsführung nicht am Platze dieser Ate- 
liers hat, ergeben sich für ihn höhere Kosten. 

Im Gegensatz zu den deutschen Spielfilmproduzen- 
ten, die im allgemeinen keinen eigenen Produktions- 
oder sonstigen technischen Stab unterhalten, verfügt 
ein Fernsehspielproduzent in der Regel über einen 
Produktionsapparat mit eigenem Personal. 

4. Die Produktion von Werbefilmen 
und Fernsehspots 

In der Produktion von Werbefilmen hat sich in den 
letzten 10 Jahren ein Strukturwandel vollzogen. Die 
Werbefilmproduktion für Filmtheater, die bis 1956 
zugenommen hatte, ist seit 1957 rückläufig. Dies 
hängt sowohl mit dem Rückgang der Filmtheaterbe- 
sucher als auch mit dem Aufkommen des Werbefern- 
sehens zusammen. Durch die Herstellung von Fern- 
sehspots konnten die sinkenden Umsatzzahlen aus 
der Kinowerbefilmproduktion ausgeglichen und dar- 
über hinaus eine erhebliche Umsatzsteigerung der 
Werbefilmproduzenten erreicht werden. Nach Schät- 
zungen des Verbandes deutscher Werbefilmprodu- 
zenten werden in der Bundesrepublik jährlich Wer- 
befilme (Fernseh- und Kinowerbefilme) für rund 
50 Millionen DM produziert ; ). 90 °/o des Auftrags- 
volumens entfällt nach der gleichen Quelle auf etwa 
15 der über 100 deutschen Werbefilmproduzenten. 

Die Entwicklung der Kinowerbefilmproduktion zeigt 
Tabelle 165. 

Uber die Mengenentwicklung der hergestellten Fern- 
sehspots gibt es keine Veröffentlichungen. Einen 
gewissen Einblick in die Herstellungsentwicklung 
gewinnt man jedoch aus den statistischen Zahlen 
des Bayerischen Werbefernsehens. Die Zahl der Ein- 
schaltungen beim Bayerischen Werbefernsehen hat 
sich 1964 gegenüber 1960 verdoppelt. Die Anzahl 
der Einschaltungen ist allerdings nicht identisch 
mit der Zahl der hergestellten Fernsehspots, da die 
Spots vielfach wiederholt gesendet werden. Der Ver- 
band der Werbefilmproduzenten e. V. schätzt die 
heutige Jahreserzeugung auf etwa 3500 Fernseh- 
spots. 

Zur weiteren Analyse der Werbefilmproduktion hat 
die Kommission Erhebungen bei Werbeagenturen 


ß vgl. Handelsblatt vom 3. März 1967 


Tabelle 165 


Jahr 

Anzahl 

der hergestellten 
Werbefilme 

Jahr 

Anzahl 

der hergestellten 
Werbefilme 

1950 

61 

1958 

357 

1951 

167 

1959 

370 

1952 

195 

1960 

342 

1953 

282 

1961 

282 

1954 

330 

1962 

233 

1955 

346 

1963 

161 

1956 

438 

1964 ! 

150 

1957 

406 

1965 

l 

151 


Quelle: Filmstatistische Taschenbücher 1961 und 1964 
(für Angaben bis 1956) sowie Angaben des 
Verbandes Deutscher Werbefilmproduzenten 
e. V. (für Zahlen ab 1957) 

angestellt. Sie hat außerdem Unternehmen, die 
Kinowerbefilme und Fernsehspots herstellen, unter- 
sucht und Werbefilmproduzenten gehört. 

Die Zunahme der Produktion von Fernsehspots zeigt 
sich aus den Erhebungen der Kommission bei grö- 
ßeren Werbeagenturen. Zahl und Länge der Werbe- 
filme ergeben sich aus Tabelle 166. 

Eine den Feststellungen der Tabelle 166 entspre- 
chende Entwicklung ergibt sich nach Tabelle 167 bei 
den Werbeaufwendungen der untersuchten Agen- 
turen für Filmproduktion. 

Die Aufwendungen der Agenturen für die Produk- 
tion von Kino- und Fernsehwerbefilmen sind erheb- 
lich gestiegen. In entsprechendem Umfang dürften 
sich auch die Umsätze der Werbefilmproduzenten 
erhöht haben. Der rückläufige Meterpreis für Fern- 
sehspots läßt auf einen verschärften Wettbewerb 
schließen. Diese Feststellung deckt sich mit den Aus- 
künften, die führende Werbefilmproduzenten der 
Kommission gegeben haben. 

Die Herstellung des Fernsehspots wird dem Werbe- 
filmproduzenten von Werbeagenturen oder von In- 
dustriefirmen in Auftrag gegeben. Die Rundfunk- 
anstalten erteilen keine Aufträge. Zwischen den 
Produzenten und den Anstalten bestehen keine ge- 
schäftlichen Beziehungen. 

Der Preis für den Fernsehspot wird mit dem Auf- 
traggeber auf der Grundlage einer Vorkalkulation 
ausgehandelt. Wegen der erheblichen Konkurrenz 
sind nur begrenzte Gewinne zu erzielen. Infolge der 
Auftragsproduktion sowie der scharfen Konkurrenz 
ist der für die Kurzfilmproduktion früher typische 
Ein-Mann-Betrieb ohne festen Mitarbeiterstab, ins- 
besondere im Bereich der Werbefilmerzeugung, sel- 
ten geworden. Auch technisch sind die Unternehmen 
nun meist so ausgestattet, daß die Fertigung im 
eigenen Atelier und Tonstudio durchgeführt werden 
i kann. Zur Aufrechterhaltung der Verbindungen mit 
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Tabelle 166 


1 

Anzahl / Länge der Werbefilme 

1959 

1965 

1965 

gegenüber 
1959 (= 100) 

Anzahl 

°/o 

Anzahl 

°/o 

a) Anzahl der hergestellten Filme 

Kinowerbefilme 

30 

18,4 

15 

3,3 

50,0 

Fernsehspots i 

133 

81,6 

445 

96,7 

334,6 

Summe i 

163 

100,0 

460 

100,0 

282,2 

b) Gesamtlänge der hergestellten Filme in m 

Kinowerbefilme 

625 

31,5 

299 

4,7 

47,8 

Fernsehspots 

1 358 

68,5 

6 096 

95,3 

448,8 

Summe 

1 983 

100,0 

6 395 

100,0 

322,5 


Quelle: Eigene Erhebungen bei Werbeagenturen 


Agenturen und Industrieunternehmen wird oft ein 
umfangreicher Stab von Vertretern unterhalten. 
Diese erhalten in der Regel ein Fixum. Erfolgspro- 
visionen werden nur in wenigen Fällen gezahlt. 

Durch Untersuchungen bei Werbefilmproduzenten 
konnte fesl.gestellt werden, daß im allgemeinen die 
Erzeugung von Kinowerbefilmen gewinnbringender 
ist, wenn der Produzent gleichzeitig eine Werbe- 
verwaltung unterhält. Diese Werbeverwaltungen 
vertreiben die Werbefilme nach Fertigstellung ge- 
gen Entgelt. In Zusammenhang mit der Vorführung 
des Werbefilms steht noch das Kopiengeschäft, wel- 


ches allerdings durch den Rückgang der Filmtheater- 
werbung in seinem Umfang immer mehr zurück- 
geht. 


E. Atelierbetriebe 

1. Überblick über die Ateliers und ihre Entwicklung 

Atelierbetriebe sind anlageintensiv. Ihr Anlage- 
vermögen besteht im wesentlichen aus Gründstük- 
ken, Gebäuden, Aufnahme-, Ton- und Beleuchtungs- 


Tabelle 167 


Textspalte 

1959 


1965 


1965 

gegenüber 
1959 (= 100) 

DM | 

°/o 

DM ; 

°/o 

Gesamtaufwendungen für die Produktion von 

Kinowerbefilmen 

445 000 

37,0 

749 000 

18,5 

168,3 

Fernsehspots 

759 000 

63,0 

3 302 900 

81,5 

435,2 

Summe . . . 

1 204 000 

100,0 

4 051 900 

100,0 

336,5 

Durchschnittliche Herstellungskosten (= Preis des i 
Produzenten) 

je Kinowerbefilm ! ) 

14 800 


49 900 


337,2 

je Fernsehspot 

5 700 

— 

7 400 

— 

129,8 

Durchschnittliche Herstellungskosten (= Preis des 
Produzenten) 

je m Kinowerbefilm 

712 


2 505 


351,8 

je m Fernsehspot 

559 

— 

542 

— 

97,0 


’) Einschließlich Kopienkosten Quelle: Eigene Erhebungen bei Werbeagenturen 
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apparaturen und den sonstigen technischen Ausstat- 
tungen. Optimale Auslastung läßt sich am besten 
durch eine kontinuierliche Spielfilmproduktion er- 
reichen. Daher befanden sich die Atelierbetriebe vor 
1945 im wesentlichen im Eigentum der Spielfilm- 
produzenten (Ufa-Ateliers in Berlin-Babelsberg und 
Berlin-Tempelhof, Bavaria-Ateliers in München-Gei- 
selgasteig). Dieses Prinzip wurde auch bei den nach 
1945 entstandenen Ateliers in Bendestorf bei Ham- 
burg (Junge Film-Union), Hamburg- Wandsbeck 
(Real-Film), Berlin-Spandau (CCC-Film) und bei den 
inzwischen wieder eingestellten Atelierbetrieben in 
Düsseldorf, Freiburg und Göttingen beibehalten. 

Ende 1957 (als das 1. Fernsehprogramm der ARD 
täglich etwa 4 Stunden lang ausgestrahlt wurde) be- 
standen nach den Angaben des Filmstatistischen 
Taschenbuches 1957 12 Spielfilmatelierbetriebe mit 
einer Hallenfläche von 24 806 qm. Zu diesem Zeit- 
punkt waren die Betriebe in Düsseldorf und Frei- 
burg bereits stillgelegt. 

Diese 1957 bestehenden Ateliers lagen (mit Aus- 
nahme des Ateliers in Göttingen) in Großstädten 
oder in deren Nähe, hatten also für Betriebe die- 
ser Art einen günstigen Standort. In Großstädten 
ist es leichter möglich, Schauspieler, Komparsen, 
Tänzerinnen und Tänzer, Orchester usw. zu gewin- 
nen. So werden erhebliche Reise- und Aufenthalts- 
kosten gespart. In der Regel üben die am Standort 
ansässigen Kräfte, die keine Hauptrollen haben, 
ihre Tätigkeit als Nebenbeschäftigung aus. Auch Re- 
quisiten können in Großstädten leichter beschafft 
werden. 

Bereits 1957 waren die genannten Ateliers nicht voll 
ausgelastet. Nach dem Aufkommen des Fernsehens 
rechneten die Ateliers mit einer besseren Ausla- 
stung durch Fernsehproduktionen. Das war ein Grund 
dafür, daß die Kapazität teilweise ausgeweitet wor- 
den ist. Nach dem Filmstatistischen Taschenbuch 
1965 hatten Mitte 1965 Atelierbetriebe, die privat- 
rechtlich organisiert waren, eine Hallenfläche von 
30 116 qm. Da die Spielfilmproduktion zurückging, 
gewann die Fernsehproduktion zunehmende Bedeu- 
tung für die Ateliers. Wie die Untersuchungen der 
Kommission ergeben haben, ist die Auslastung der 
Ateliers mehr oder weniger unzureichend. 

Von der 1965 vorhandenen Hallenfläche entfielen 
16 480 qm auf Ateliers, die im mittelbaren (über 
Werbetochtergesellschaften) oder unmittelbaren 
Mehrheitsbesitz der Rundfunkanstalten stehen 1 ). An 
den großen Ateliergesellschaften in der Bundesre- 
publik (Bavaria-Atelier GmbH, München-Geiselga- 
steig; Studio Hamburg, Atelierbetriebsgesellschaft 
mbH, Hamburg-Wandsbek; Taunus-Film GmbH, 
Wiesbaden) sind die Rundfunkanstalten unmittelbar 
und mittelbar beteiligt (im folgenden Beteiligungs- 
gesellschaften genannt). Bei einem der zwei in Ber- 
lin (West) gelegenen größeren Atelierbetriebe ent- 
fällt der überwiegende Teil des Produktionsvolu- 
mens auf Fernsehaufträge. Die Anstalten beherr- 
schen mehr als die Hälfte der gesamten Spielfilm- 
kapazität. 


0 vgl. Ziff. III F des 1. Abschnitts 


Bei dem heutigen Stand der Spielfilmproduktion 
sind nach Feststellungen der Kommission die be- 
stehenden Ateliers auf die Dauer nicht lebensfähig, 
wenn sie nicht in ausreichendem Umfang für Fern- 
sehproduktionen herangezogen werden. Eine aus- 
reichende Auslastung ohne Fernsehproduktion wäre 
wohl nur dann möglich, wenn die Spielfilmproduk- 
tion auf sehr wenige Ateliers konzentriert würde. 
Ob die Übernahme der Kapitalmehrheit oder der 
Kauf von Ateliers durch die Rundfunkanstalten not- 
wendig war, kann nicht eindeutig festgestellt wer- 
den. Atelierbetriebe, die in der Fernsehproduktion 
tätig, aber nicht mit den Anstalten kapitalverfloch- 
ten sind, haben sich bemüht, den aufnahmetech- 
nischen Anforderungen der Fernsehanstalten gerecht 
zu werden. 

Die weitere Entwicklung kann dazu führen, daß die 
noch voll in privater Hand liegende Atelierkapazität 
entweder durch die Anstalten übernommen oder 
mangels Fernsehproduktionsaufträgen nicht ausge- 
lastet wird. Die Vertreter des Norddeutschen Rund- 
funks haben zu der Übernahme einer Mehrheitsbe- 
teiligung bei der Studio Hamburg Atelierbetriebs- 
gesellschaft mbH vor der Kommission erklärt, daß 
durch die Übernahme des Ateliergeländes in Ham- 
burg-Wandsbek nicht nur dem NDR eine Produk- 
tionsstätte, sondern daß dadurch gleichzeitig ein 
Betrieb für die allgemeine Spielfilm-, Fernseh- und 
Schallplattenproduktion am Leben erhalten werden 
sollte. 

Tatsächlich dienen die im Mehrheitsbesitz einer 
Anstalt befindlichen Ateliers nicht nur der eigenen 
Fernsehfilmproduktion, sondern stehen auch den 
Spielfilmproduzenten sowie den freien Fernseh- 
spielproduzenten zur Verfügung. Von den 1965 voll- 
ständig in deutschen Ateliers hergestellten 29 Spiel- 
filmen entfielen 1 1 auf die Ateliers dieser Unterneh- 
men. 


2. Die Kosten- und Ertragslage 

Infolge der Notwendigkeit, große Beträge in Grund- 
stücken, Gebäuden, Aufnahme- und Beleuchtungs- 
geräten sowie in sonstigen Geräten und Ausstat- 
tungsgegenständen zu investieren, fallen in Atelier- 
betrieben hohe fixe Kosten an. Diese fixen Kosten 
werden noch erhöht durch Personalkosten, die zur 
Unterhaltung der Anlagen erforderlich sind. Die son- 
stigen Personalkosten (z. B. die Kosten für Beleuch- 
ter, Tonmeister, Kostüm- und Maskenbildner und 
für Handwerker, die bei Filmaufnahmen für Atelier- 
bauten benötigt werden) sind zwar teilweise noch 
feste Kosten, lassen sich aber leichter an die Atelier- 
inanspruchnahme anpassen. Die übrigen Kosten 
(Materialverbrauch für Bauten, Stromverbrauch 
usw.) sind proportionale Kosten. 

Die Erträge der Ateliers bestehen aus den Erlösen 
für Benutzungsgebühren (Atelierleistungen) und aus 
Erlösen von Eigenproduktionen. Den Benutzungs- 
gebühren liegen Preislisten zugrunde, die Preise für 
die Benutzung der Hallen und der einzelnen Appa- 
rate und Requisiten enthalten. Die bei den Aufnah- 
men anfallenden proportionalen Kosten werden mit 
einem Verwaltungskostenzuschlag weiterberechnet. 
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Bei hohem Anteil fixer Kosten muß eine zu geringe 1 
Auslastung zwangsläufig zu Verlusten führen. Daß 
solche Betriebe noch lebensfähig sind, ist nicht zu- 
letzt auf eine längerfristige Vermietung von Atelier- 
räumen an die Rundfunkanstalten zurückzuführen. 
Dies haben die Feststellungen der Kommission be- 
stätigt. ! 

Die Ateliers, an denen die Rundfunkanstalten mehr- 
heitlich beteiligt sind, werden nicht nur für die An- 
stalten, sondern auch für sonstige Produzenten tätig. ; 
Diese Atelierbetriebe dürften im allgemeinen den ! 
freien Fernsehproduzenten etwa die gleichen Preise ! 
in Rechnung stellen wie die sonstigen Atelierbe- ! 
triebe. Den Spielfilmproduzenten kommen sie hin- ' 
sichtlich der Finanzierung, insbesondere durch i 
Übernahme von Bürgschaften, entgegen. Den freien 
Atelierbetrieben ist dies aus wirtschaftlichen Grün- 
den nicht möglich. 

Die Untersuchungen der Kommission haben ergeben, 
daß auch die im Mehrheitsbesitz der Anstalten be- i 
lindlichen Ateliers nicht voll ausgelastet sind. Diese | 
Tatsache hat jedoch für die rein privaten Atelierge- 
sellschaften und für die Enkelgesellschaften der An- 
stalten verschiedene Auswirkungen. Die letzteren 
konnten meist mit Mitteln der Werbetochtergesell- 
schaften einen modernen technischen Apparat auf- 
bauen. Den Enkelgesellschaften bieten sich ausrei- 
chende Möglichkeiten, ihre Geschäftstätigkeit mit 
Unterstützung der öffentlich-rechtlichen Anstalten zu 
erweitern (z. B. durch Aufnahme einer eigenen Film- 
erzeugung, der Synchronisation und des Filmexport- 
geschäfts für Fernsehfilme). Sachleistungskredite 
und günstige Rabatte an Spielfilmproduzenten kann 
die Enkelgesellschaft leichter gewähren. 

In einer ungünstigeren Lage befinden sich die rein 
privaten Atelierbetriebe. Die Feststellungen der 
Kommission bei diesen Atelierbetrieben haben er- 
geben, daß in Anbetracht des Rückgangs der inlän- 
dischen Spielfilmproduktion eine Auslastung nur 
durch Fernsehfilmproduktionen oder durch eine 
Konzentration der Spielfilmproduktion auf diese 
Ateliers ermöglicht werden kann. Die Investitionen 
der im Privatbesitz befindlichen Ateliers sind gegen- 
über denen, die sich im Mehrheitsbesitz der Anstal- 
ten befinden, erheblich niedriger. Sie sind im we- 
sentlichen für die Errichtung von Atelierhallen an- 
gefallen. Diese Investitionen liegen vor 1961. 


F. Kopieranstalten 

1. Überblick über die Kopieranstalten 
und ihre Entwicklung 

Die Kopieranstalten werden erst nach Beendigung 
der Dreharbeiten tätig, um das Negativ zu entwik- 
keln und Kopien für die Vorführung zu ziehen. Da- 
neben führen sie Arbeiten aus, die mit dem eigent- 
lichen Vorgang des Entwickelns und Kopierens nicht 
im Zusammenhang stehen (optische Arbeiten, wie 
z. B. überblenden, Ab- und Aufblenden, Trickblen- 
den, Bildkombinationen, Titelaufnahmen). 

Die Kopierwerke unterscheiden sich in ihrer Tätig- 
keit grundsätzlich von der Filmproduktion und dem 


Atelierunternehmen. Für die letzteren ist die 
Filmproduktion stets eine Einzelfertigung im Ge- 
gensatz zu der Massenfertigung eines Kopierbetrie- 
bes. Das Kopierwerk bearbeitet jeden Film nach 
rein technischen bzw. chemischen Merkmalen ohne 
Rücksicht auf seinen Inhalt. Die Kopieranstalten 
sind (industrielle) Betriebe, die neben den üblichen 
Unternehmerrisiken nicht zusätzlich durch besondere 
Absatzrisiken belastet sind. 

In der Bundesrepublik sind zur Zeit neben kleineren 
Kopieranstalten etwa 10 bedeutendere im Privatbe- 
sitz stehende Kopierbetriebe, 2 Kopierbetriebe mit 
Beteiligungen von Werbetochtergesellschaften der 
Rundfunkanstalten sowie anstaltseigene Kopierbe- 
triebe unterschiedlicher Größe vorhanden. Die Pro- 
duktion der nicht anstaltseigenen Kopierbetriebe 
hat seit 1957 Umschichtungen erfahren; die Umsätze 
schwankten. 

Bei der Spielfilmproduktion wird 35 mm-Material 
verwendet. Der 16 mm-Film wird dagegen in erster 
Linie für die Entwicklung von Filmmaterial öffent- 
licher und privater Auftraggeber sowie für Werbe- 
spots gebraucht. Auch die Rundfunkanstalten haben 
einen größeren Bedarf an 16 mm-Material als an 
35 mm-Material. Die Umsätze aus der Bearbeitung 
von 16 mm-Filmen sind zunehmend gestiegen. Im 
Gegensatz dazu sind die Umsätze bei 35 mm-Mate- 
rial gefallen. Dies hängt mit der rückläufigen deut- 
schen Filmproduktion zusammen. Für den deutschen 
Spielfilm werden mehr Kopien (nach erteilter Aus- 
kunft 1965 etwa durchschnittlich 60 Kopien je Film) 
benötigt als für den ausländischen Film (1965 durch- 
schnittlich 25 Kopien je Film). Außerdem ist durch 
den Rückgang der Abspielmöglichkeiten die durch- 
schnittlich benötigte Kopienzahl der in- und aus- 
ländischen Filme etwa um 20 bis 30 °/o gesunken. 
Die Preise für eine Kopie betragen beim Schwarz- 
Weiß-Filin im Durchschnitt 1000 DM und beim 
Farbfilm 3000 DM. 

Die Entwicklung für den Rohfilm-Positi v-Verbrauch 
ergibt sich im einzelnen aus folgender Tabelle: 

Tabelle 168 


Jahr 

Schwarz- 

Weiß 

35 mm 

Schwarz- 

Weiß 

16 mm 

Farbe 

35 mm 

Farbe 

16 mm 

in 1 000 m 

1957 

70 008 


31 683 


1958 

74 625 


28 980 


1959 

66 735 


25 244 


1960 

79 326 


20 054 


1961 

68 750 


19 931 


1962 

60 098 


18 557 


1963 

58 021 

12 763 

15517 

5 281 

1964 

l 56 242 

17 612 

17 538 

5 331 

1965 

; 49 116 

20 224 

1 9 475 

7 177 


Quelle: Angaben des Verbandes Technischer Betriebe 
für Film und Fernsehen e. V., Wiesbaden 
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Der Verband hat die Statistik für den 16 mm-Roh- j 
film-Positiv-Verbrauch erst ab 1963 begonnen, so 
daß diese Übersicht allein keine ausreichende Aus- ' 
kunft über die Entwicklung geben kann. Das vor- ! 
liegende Zahlenmaterial einiger größerer Unterneh- ' 
men bestätigt jedoch den Trend, der in der Ver- . 
brauchsstatistik zum Ausdruck kommt. Dies ergibt 
sich auch aus der Umsatzsteuerstatistik 1962, nach j 
der der Umsatz der Steuerpflichtigen, deren Vor- 
jahresumsatz vorliegt, um 3,3 °/o gegenüber 1961 
gestiegen ist 1 ). 

2. Aufwendungen und Erträge 

Die Aufwendungen der Kopierbetriebe entfallen 
nach den Feststellungen der Kommission zu etwa | 
50 % auf Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und zu | 
30 bis 40 °/o auf Personalaufwendungen. Die rest- ; 
liehen Aufwendungen verteilen sich auf Anlageab- | 
Schreibungen, Steuern, Versicherungen, Finanzie- j 
rungs- und sonstige Aufwendungen. 

| 

Die Erträge bestehen im wesentlichen aus den Er- j 
lösen von Kopierarbeiten. Sie werden insbesondere [ 
durch die Höhe der Kapazitätsauslastung und durch 
die Preissituation beeinflußt. 

Umschichtungen im Erzeugungsprogramm hatten 1 
Investitionen für Kopieranlagen des 16 mm-Films j 
zur Folge. Die Einrichtung dieser Anlagen war ge- : 
eignet, den Rückgang der 35 mm-Produktion abzu- 
fangen. Den sich daraus ergebenden Belastungen 
waren nur Unternehmen mit gesunder Finanzstruk- 
tur gewachsen. 

Das Kopiergeschäft für Spielfilme war weithin die 
Haupteinnahmequelle der Kopierwerke. Mit rück- 
läufiger Auslastung der Kapazitäten für 35 mm- 
Filme setzte ein schärferer Kampf um den Markt- i 
anteil bei Spielfilmkopien ein. Er zeigte sich nach 
den Feststellungen der Kommission in der Preisbe- 
rechnung je Filmmeter und bei den gewährten Zah- 
lungsfristen. Die Listenpreise konnten zwar erhöht 
werden. Um Abnehmer mit starker Marktstellung 
entstand aber ein schärferer Wettbewerb, der nach 
den erteilten Auskünften zur Erhöhung der Rabatt- 
sätze geführt hat. Dadurch liegen die Nettopreise 
bei größeren Abnehmern unter denen der Vorjahre. 
Die Preise für 16 mm-Material haben sich günstiger 
entwickelt. 


IV. Ergebnis der Untersuchungen 
in der Filmwirtschaft 

Es lassen sich die folgenden, besonders für die Be- 
urteilung der Wettbewerbslage der privaten Film- 
wirtschaft erheblichen Resultate zusammenfassen: 

— Die einzelnen Sparten der Filmwirtschaft haben 
sich unterschiedlich entwickelt. Für einige Sparten 


! ) Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, Fachserie L, Finan- 
zen und Steuern, Reihe 7, Umsatzsteuer 1962, W. Kohl- 
hammer Verlag GmbH, Stuttgart und Mainz, S. 62. 


hat sich die Absatzlage verbessert, für andere hat 
sie sich verschlechtert. Für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Sparten Spielfilmproduktion, Bei- 
filmproduktion, Wochenschauproduktion, Ateliers 
und Verleih war die rückläufige Entwicklung der 
Sparte Filmtheater bestimmend. Andere Sparten, 
deren wirtschaftliche Entwicklung von den Film- 
theatererlösen unabhängig ist, haben sich da- 
gegen günstig entwickelt. Zu ihnen zählen die 
Werbe- und Wirtschaftsfilmproduktion, die Pro- 
duktion von Dokumentär- und Informationsfil- 
men sowie die Produktion von Fernsehfilmen 
aller Art. Dies trifft auch auf einzelne Zweige 
des Filmhandels, insbesondere des Imports von 
Filmen für das Fernsehen, zu. Von dieser Ent- 
wicklung haben zugleich die Kopierwerke profi- 
tiert. 

— Die Höhe der Filmtheatererlöse bestimmt sich 
nach der Besucherzahl. Der Filmtheaterbesuch 
ist von der Attraktivität eines Films abhängig. 
Demgegenüber sind die Gebühreneinnahmen des 
Fernsehens unabhängig von der Reaktion der 
Zuschauer. 

Im allgemeinen konnten die Filmtheater ihre 
Aufwendungen nicht in dem Maße verringern, in 
dem ihre Erträge zurückgingen. In vielen Fällen 
deckt das eigentliche Filmtheatergeschäft heute 
gerade noch die Kosten. 

— Mit dem Aufkommen des Fernsehens und durch 
den Rückgang der Zahl der Filmtheater hat sich 
die Nachfrage nach Spielfilmen verengt. Das 
Angebot an Spielfilmen ist dem kleineren Markt 
jedoch nicht angepaßt worden. 

— Der Spielfilm ist ein immaterielles Wirtschafts- 
gut. Sein wirtschaftlicher Wert wird ausschließ- 
lich von der Nachfrage bestimmt. Im Falle eines 
wirtschaftlichen Mißerfolges ist er kaum ver- 
besserbar oder anderweitig verwertbar. 

— Die Marktstellung der deutschen Spielfilmher- 
steller ist prinzipiell ungünstig. Dafür sind maß- 
gebend 

a) strukturelle Schwächen, die ihre Ursachen 
darin haben, daß die deutsche Filmwirtschaft 
nach dem Kriege von Grund auf neu aufge- 
baut werden mußte, 

b) eine nicht immer befriedigende Qualität der 
Filme, 

c) das große Angebot an ausländischen Filmen, 
das zu einer Erhöhung des Gesamtangebots 
führt, 

d) die stärkere Exportförderung in anderen 
EWG-Staaten. 

Diese Gründe waren schon vor dem Aufkommen 
des Fernsehens wirksam. Das Fernsehen ist als 
zusätzliche Belastung hinzugekommen. Es hat — 
neben dem Einfluß von Veränderungen in den 
Freizeitgewohnheiten — zu einem Besucher- 
schwund geführt. Der Rückgang der Spielfilm- 
produktion erklärt sich nicht allein aus der Kon- 
kurrenz des Fernsehens. 
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— Die Entwicklung der Verleihsparte ist durch eine 
Vielzahl kleiner Firmen bestimmt. Den größten 
Markteinfluß besitzen Großverleiher. 

Von ihrer Initiative hängt auch die Filmproduk- 
tion ab: Sie ermöglichen die Herstellung von 
Spielfilmen, indem sie den Produzenten Garan- 


tiesummen gewähren. Dadurch ist das Risiko 
weitgehend vom Produzenten auf den Verleiher 
verlagert worden. 

— Bei dem derzeitigen Stand der Spielfilmproduk- 
tion sind die Atelierbetriebe auf die Dauer nur 
dann lebensfähig, wenn sie in einem ausreichen- 
dem Umfang Fernsehaufträge erhalten. 


4. ABSCHNITT 


Zusammengefaßte Ergebnisse zur strukturellen und 
wirtschaftlichen Entwicklung der Medien 


Die Einnahmen der Rundfunkanstalten und die Er- 
träge bei der Zeitungs- und Zeitschriftenpresse 
haben sich im Untersuchungszeitraum günstig ent- 
wickelt. Bei der Filmwirtschaft ist die Entwicklung 
unterschiedlich verlaufen. Eine rückläufige Tendenz 
ist bei den Sparten festzustellen, deren Geschäfts- 
tätigkeit wesentlich mit dem Kinospielfilm verbun- 
den ist. 

Durch die Aufnahme der Fernsehwerbung und die 
Verstärkung der Hörfunkwerbung hat sich die Ein- 
nahmestruktur der Rundfunkanstalten geändert. 
Allerdings hängen die unmittelbaren Einnahmever- 
schiebungen bei den Rundfunkanstalten von der 
Form ab, in welcher die Werbeeinnahmen der An- 
stalt zufließen. Die Leistungen der Werbetochter- 
gesellschaften können bei den Rundfunkanstalten 
als Beteiligungerträge (Gewinnausschüttungen) und 
als Erlöse aus Programmbeistellungen erscheinen. 
Auf die Einnahmestruktur der Anstalten wirken sich 
die Programmbeistellungen dann unmittelbar aus, 
wenn ihnen von den Werbetochtergesellschaften die 
entstandenen Kosten erstattet werden. 

Betrachtet man Rundfunkanstalten und Werbe- 
tochtergesellschaften als Einheit, so ergeben sich für 
die Jahre 1964 und 1966 die in Tabelle 169 darge- 
stellten Verhältnisse von Gebühreneinnahmen und 
Werbeerlösen. 

1964 befand sich das ZDF noch im Aufbau. In den 
folgenden Jahren hat die Steigerung der Werbe- 
einnahmen auch beim ZDF zu einem höheren Anteil 
der Werbeeinnahmen an den gesamten Einnahmen 
geführt. Er betrug 1965 41,5 °/o und ist 1966 weiter 
auf 46,5 °/o gestiegen. 

Bei den Werbeeinnahmen des Hörfunks ist zu be- 
rücksichtigen, daß die beiden größten Rundfunk- 
anstalten, der WDR und der NDR, keine Hörfunk- 
werbung ausstrahlen. In ihrem Ausstrahlungsbereich 
werden aber zum Teil Werbefunksendungen von 
anderen Sendern, insbesondere von Radio Luxem- 
burg, das in den genannten Zahlen nicht berück- 
sichtigt ist, verbreitet. 


Setzt man die Gebühreneinnahmen der Landesrund- 
funkanstalten von 1956 = 100, ergibt sich für 1964 
ein Index von 242 und 1966 ein solcher von 270. Da 
die Gebührensätze, die von den Anstalten selbst 
nicht verändert werden können, im Untersuchungs- 
zeitraum gleichgeblieben sind, ist die Steigerung 
ausschließlich auf das Anwachsen der Teilnehmer 
zurückzuführen. Eine Einnahmeverminderung hat 
sich für die Landesrundfunkanstalten dadurch erge- 
ben, daß heute 30 °/o der Fernsehgebühreneinnahmen 
(nach Abzug des Postanteils) an das ZDF abzuführen 
sind. 

Wegen der Einführung des Werbefernsehens im 
Untersuchungszeitraum ist es nicht sinnvoll, die 
Zahlen von 1964 und 1966 auf 1956 zu beziehen. Die 
heutige Einnahmestruktur läßt jedoch die Bedeutung 
der Werbeeinnahmen für die Rundfunkanstalten er- 
kennen. Die Werbezeit ist bis 1966 gewachsen. 
Heute wird die zulässige Fernsehwerbezeit von 20 
Minuten praktisch allein vom WDR nicht ausge- 


Tabelle 169 


Anstalt / Einnahmebereich 

Anteil 

an Gesamteinnahmen 
bzw. Gesamterlösen 
in °/o 


Gebühren 

Werbung 


1964| 1966 

1964| 1966 

Landesrundfunkanstalten 

a) Hörfunk 

86,4 84,3 

13,6 15,7 

b) Fernsehen 

53,8 57,3 

46,2 42,7 

zusammen 

67,1 67,6 

32,9 32,4 

Zweites Deutsches 
Fernsehen 

(nur Fernsehen) 

71,4 53,5 

28,6 46,5 


Quelle : Eigene Erhebungen 
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nutzt. Infolge der gestiegenen Teilnehmerzahlen ; 
haben Preiserhöhungen keine prozentual entspre- 
chende Erhöhung der Tausenderpreise zur Folge ge- j 
habt. Teilweise sind diese gesunken. 

Die Erhebungen der Kommisson haben ergeben, daß | 
auch bei den Zeitungen und bei den Unterhaltungs- I 
Zeitschriften infolge der guten Entwicklung des An- 
zeigengeschäftes eine Verlagerung der Einnahme- 
Schwerpunkte stattgefunden hat. Dies zeigt sich aus ! 
der folgenden Übersicht für die Verhältnisse im 
Jahr 1964. In der Tabelle sind die Zahlen für 1956 in 
Klammern gesetzt. 


Tabelle 170 


Zeitungs- und 
Zeitschriftentypen 

Anteil an den gesamten 
Erlösen in °/o 9 

Vertriebs- 1 Anzeigen- 
erlöse | erlöse 

Tagespresse 


Abonnementzeitungen . 

33 (46) 2 ) 66 (53)-) 

Straßenverkaufs- 


Zeitungen 

55 (80) 45 (20) 

Politische Wochenblätter 


und Magazine, Sonntags- 


zeitungen 

54 (63) :i ) 46 (37) 3 ) 

Unterhaltungszeitschriften 


aktuelle Illustrierte 

30 (45) 70 (55) 

Frauenzeitschriften .... 

21 (37) 79 (63) 

Rundfunkzeitschriften . . 

49 (68) 51 (32) 

Bunte 


Wochenendblätter .... 

83 (85) 17 (15) 


Tabelle 171 


Zeitungs- und 
Zeitschriftentypen 

Ver- 

triebs- 

erlöse 

An- 

zeigen- 

erlöse 

Tagespresse 



Abonnementzeitungen . . i 

155 

275 

Straßenverkaufszeitungen . 

167 

559 

Politische Wochenblätter und 



Magazine, Sonntags- 



zeitungen 9 

213 

317 

Unterhaltungszeitschriften 



aktuelle Illustrierte 

294 

563 

Frauenzeitschriften 

239 

523 

Rundfunkzeitschriften .... 

212 

473 

Bunte Wochenendblätter . . 

231 

272 


! 9 1959 -= 100 

Quelle: Eigene Erhebungen 

sich jedoch im Anzeigengeschäft eine Mengenkon- 
junktur ausgewirkt, die sich im Zuwachs der Anzei- 
genseiten ausdrückt. Diese Mengenkonjunktur hatte 
in den einzelnen Gruppen der Presseerzeugnisse 
i eine unterschiedliche Intensität. Es muß hier auch 
berücksichtigt werden, daß sich die Anzeigenteile 
unterschiedlich zusammensetzen. 

Nach den getroffenen Feststellungen hat sich der 
aufwärts gerichtete Trend der Anzeigenentwicklung 
1965 allgemein und 1966 etwas differenzierter fort- 
gesetzt. Unterschiedliche Entwicklungen hat es hier- 
bei in der Tagespresse gegeben, bei der manche 
Zeitungen auch Anzeigenverluste hinnehmen muß- 
ten. 


9 Die Zahlen betreffen die Zeitungen und Zeitschriften, 
für die der Kommission Zahlen für 1956 und 1964 Vor- 
lagen. 

2 ) Auf sonstige Erlöse entfällt 1 % der Erlöse. 

9 Die in Klammern gesetzte Zahl betrifft bei dieser 
Gruppe das Jahr 1959. 

Quelle: Eigene Erhebungen 

Bezogen auf das Jahr 1956 (= 100) haben nach den 
Feststellungen der Kommission die Erlöse 1964 
den in Tabelle 171 dargestellten Index. Das An- 
wachsen der Vertriebserlöse geht auf Auflage- 
steigerungen und Bezugspreiserhöhungen zurück. 
In den einzelnen Gruppen hat der Auflagenzuwachs 
die Vertriebserlöserhöhung stärker beeinflußt als 
Bezugspreisanhebungen. Obwohl die Preise erhöht 
wurden, sind die Auflagen gestiegen. 

Die Anzeigenerlöse haben in allen Gruppen eine 
höhere Zuwachsrate als die Vertriebserlöse. Dies ist j 
auch auf die Erhöhung der Seitenpreise zurückzu- | 
führen, die aber teilweise weniger als die Auflage 
gestiegen sind und dann zu keiner Erhöhung der j 
Tausenderpreise geführt haben. In erster Linie hat 


Für die Erlösentwicklung in der Filmwirtschaft sind 
die Filmtheatereinnahmen ein Gradmesser. Die Er- 
löse der Verleiher und der Spielfilmproduzenten 
werden wesentlich von den Erlösen aus Kartenver- 
kauf beeinflußt. Die Bedeutung der Spielfilmprodu- 
zenten als Nachfrager nach Leistungen der Ateliers 
und der technischen Betriebe (wie z. B. Kopier- 
werke) hat abgenommen. Weitgehend unabhängig 
von der allgemeinen Situation der Filmwirtschaft 
sind vor allem die Hersteller von Wirtschafts- und 
Werbefilmen sowie die sogenannten Fernsehpro- 
duzenten, zum Teil auch die Kultur- und Dokumen- 
tarfilmhersteller. Die Gesamtbeschäftigung der Ate- 
liers, der Synchronstudios und der Kopierwerke 
basiert auf der Gesamtsituation der Filmwirtschaft 
und Filmproduktion. 

Die Sparten der Filmwirtschaft, die von den Film- 
theatereinnahmen leben, haben im Untersuchungs- 
zeitraum Einbußen hinnehmen müssen. Gegenüber 
dem Jahre 1956 ( 100), in dem die höchsten Film- 

theaterbesucherzahlen erreicht worden sind, weisen 
die Filmtheaterumsätze 1964 einen Index von 68,2 
und die Filmtheaterbesucher 1964 einen solchen von 
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41,5 aus. Da die Eintrittspreise erhöht worden sind, 
sind die Filmtheaterumsätze weniger zurückgegan- j 
gen als die Besucherzahlen. Die Umsätze für Film- ! 
Produktion, Filmateliers und Synchronstudios sind j 
infolge der positiven Entwicklung von Wirtschafts- j 
und Werbefilmen sowie Fernsehproduktionen auf i 
171,4 (1956 100) gestiegen. 

Uber die Gröf3enordnungen der Medien im Jahre j 
1964 gibt die Tabelle 172 Auskunft. Sie enthält 
die Gesamterlöse und die Anzeigenerlöse. 

Die Erlöse (Einnahmen) der 9 Landesrundfunkanstal- 
ten (einschließlich ihrer Werbetochtergesellschaften), 
der 20 größten Tageszeitungen, der ausgewählten 
Unterhaltungszeitschriften sowie die Zeitungserlöse 
der 15 größten Zeitungsverlage und -verlagsgruppen 
und die Zeitschriftenerlöse der heute 5 größten Zeit- 
schriftenverlagsgruppen erreichen als Gruppe je- 
weils eine Größenordnung zwischen 900 Millionen 
und 1000 Millionen DM. Die 5 größten Zeitungs- und 
Zeitschriftengruppen übersteigen im Umsatz aus 
Verlagsobjekten die 1000-Millionen-DM-Grenze, da 
teilweise die gleichen Verlagsgruppen zu den größ- 
ten Zeitungsgruppen und den größten Zeitschriften- 
gruppen gehören. Bei dieser Analyse sind andere 
Erträge (wie z. B. Druckereierlöse, Flandelsumsätze, 
Erlöse aus anderen Verlagserzeugnissen) noch nicht 
berücksichtigt. 

Im Anzeigenaufkommen liegen die 20 größten Zei- j 
tungen, die ausgewählten Unterhaltszeitschriften so- I 
wie die 15 größten Zeitungsverlage bzw. -verlags- 
gruppen zwischen 560 Millionen DM und 590 Millio- 
nen DM. Dann folgen die Landesrundfunkanstalten 
mit knapp 300 Millionen DM. : 

Die Aufwendungen der Medien haben sich im Unter- • 
suchungszeitraum ebenfalls erhöht. Sie sind aus fol- j 
genden Gründen angestiegen: i 

— allgemeine Kostensteigerungen (z. B. durch tarif- 
liche Lohn- und Gehaltserhöhungen); 

— Steigerungen im Zusammenhang mit Erhöhungen 
der Leistungen für den Abnehmer (z. B. Vergrö- 
ßerung des Programmangebots und Ausweitung ! 
der Gesamtsendezeit bei den Rundfunkanstalten, 
größere Seitenzahlen bei Zeitungen und Zeit- 
schriften) ; 

— Aufwandserhöhungen in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit der Erzielung höherer Erlöse (z. B. 
Ausdehnung der Werbezeiten bei den Rundfunk- 
anstalten, Erhöhung der Auflage sowie Vergrö- 
ßerung des Anzeigenteils bei Zeitungen und Zeit- 
schriften) ; 

- Kostensteigerungen aufgrund veränderter Be- 
schaffungs-, Produktions- (Investitions-) und Ab- 
satzbedingungen. | 

Den Aufwandssteigerungen stehen teilweise auch 
Aufwandsminderungen gegenüber. Zum Teil sind 
Preissenkungen bei Kostengütern durch einen höhe- 
ren Verbrauch kompensiert worden. So sind bei- 
spielsweise die Papierpreise im Untersuchungszeit- 
raum gesenkt worden, der Papierverbrauch und die 
Papieraufwendungen sind infolge Auflagenerhöhun- I 
gen und wachsender Seitenzahlen gestiegen. 


Tabelle 172 


Medien 

Erlöse 

(Ein- 

nahmen) 

ins- 

gesamt 

Millio- 
nen DM 

darunter 

Anzei- 

gen- 

(Werbe-) 

erlöse 

Millio- 
nen DM 

Landesrundfunkanstalten 

908 >) 

299 

Zweites 

Deutsches Fernsehen .... 

173 

49 

Rundfunkanstalten insgesamt 

1 081 

348 

Tageszeitungen mit minde- 
stens 2mal wöchentlichem 
Erscheinen 

2 250 

1 420 

(darunter die 20 größten 
Zeitungen) 

(908) 

(581) 

Bedeutende politische Wo- 
chenblätter, Magazine und 
Sonntagszeitungen 

124 

57 

Unterhaltungszeitschriften 

aktuelle Illustrierte 

372 

244 

führende Frauen- und 
Modezeitschriften 

257 

164 

Rundfunkzeitschriften .... 

300 

143 

Bunte Wochenendblätter . . 

70 

14 

Summe . . . 

999 

! 565 

1 

Die 15 größten Zeitungs- 
verlage bzw. -verlagsgruppen 

926 -) 

588 2 ) 

Die 5 größten Zeitschriften- 
verlagsgruppen 

(Besitzstand Ende 1966) .... 

995 -) 3 ) 

566-’) 4 ) 

Filmtheater 

686 

33 

angenommene sonstige, nicht 
mit den Filmtheatereinnah- 
men zusammenhängende Um- 
sätze der Filmwirtschaft .... 

180 


Summe . . . 

866 

33 


9 ohne periodenfremde Gebührenanteile (Nachzahlun- 
gen) 

-) nur Erlöse der entsprechenden Verlagsobjekte 
;i ) davon entfielen auf Unterhaltungszeitschriften (aktu- 
elle Illustrierte, Frauen- und Modezeitschriften, Rund- 
funkzeitschriften, Bunte Wochenendblätter) 903 Mil- 
lionen DM 

4 ) davon entfielen auf Unterhaltungszeitschriften 536 Mil- 
lionen DM 

Quelle: Eigene Erhebungen und Schätzungen 
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Die Rundfunkanstalten treffen ihre Entscheidungen 
in der Regel auch nach anderen als wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten, zumindest werden diese von außer- , 
wirtschaftlichen (kulturellen) Maßstäben mit beein- | 
flußt. Die öffentlich-rechtlichen Anstalten wirtschaf- 
ten in erster Linie nach dem Einnahmen- und Aus- 
gabendeckungsprinzip. Aus diesem Grunde entzieht ; 
sich ihre wirtschaftliche Entwicklung einer Beurtei- 
lung nach Rentabilitätsgesichtspunkten. ; 

Bei den Zeitungen und den Zeitschriften hat eine j 
langfristige wirtschaftliche Wachstumsperiode im 
allgemeinen gute Geschäftsergebnisse und steigende 
Gewinne gebracht. Die günstige Entwicklung des 
Anzeigengeschäfts hat offenbar dazu geführt, daß 
die Verlage die Bezugspreispolitik vernachlässigt 
haben. Die Verlagerung des Einnahmeschwerpunkts 
auf das Anzeigengeschäft muß die Ertragslage der 
Verlage dann beeinträchtigen, wenn ein konjunk- 
tureller Rückgang eintritt. 

Die konjunkturelle Entwicklung im Jahre 1966 hat 
sich im Anzeigengeschäft insbesondere bei den Ta- 
geszeitungen sehr differenziert ausgewirkt. Wäh- 
rend bei Zeitschriften und größeren Zeitungen die 
Anzeigenerlöse gestiegen sind, haben insbesondere 
kleinere Verlage Anzeigenverluste, vor allem bei 
überregionaler Werbung und Stellenangeboten, hin- 
nehmen müssen. Insgesamt gesehen sind jedoch bei 
der Tagespresse die Anzeigenrückgänge 1966 nicht 
so hoch, daß von einer Existenzgefährdung gespro- 
chen werden kann. Nach Berechnungen der Kommis- 
sion sinkt bei einem Rückgang der gesamten Anzei- 
generlöse um 10°/o der Gewinnsatz um etwa 3 bis 5% 
des Gesamterlöses (Vertriebs- und Anzeigenerlöse). 
1966 betrugen die Anzeigenrückgänge bei den Zei- 
tungen weniger als 10 %. Selbst wenn ein Rückgang 
in dieser Größenordnung eingetreten wäre, hätte 
unter Zugrundelegung der Ergebnisse aus den Vor- 
jahren die Tagespresse insgesamt noch Gewinne 
gehabt. Diese Feststellung schließt nicht aus, daß 
ein Teil der Zeitungen 1966 mit Verlust gearbeitet 
hat. 

In der Filmwirtschaft sind die Geschäftsergebnisse, 
der festgestellten Entwicklung entsprechend, unter- 
schiedlich. Bei der Bedeutung, die die Filmtheater- 
einnahmen für weite Bereiche der Filmwirtschaft 
haben, sind die Betriebsergebnisse großenteils 
schlechter geworden. 

Die Periode des wirtschaftlichen Aufschwungs bei 
der Presse ist durch folgende Strukturdaten und 
Strukturveränderungen gekennzeichnet: 

a) Überwiegend klare Mehrheitsverhältnisse bei 
den Verlagen; 

b) nur größere Verlage halten nennenswerte Betei- 
ligungen an anderen Unternehmen; 

c) Rückgang der Zahl der Zeitungsvollredaktionen J 
und Vermehrung der Zahl der örtlichen Ausga- i 
ben je Zeitung bei mittleren und größeren Zei- 


tungsverlagen (bei gleichbleibender Zahl der 
Ausgaben der gesamten Tagespresse); 

d) Zunahme der Zeitungen (und deren Auflage) mit 
regionaler Alleinstellung; 

e) wachsende Auflagenanteile der großen Zeitun- 
gen und Zeitschriften (Auflagenkonzentration); 

f) der Anteil der größten Verlagsgruppen an der 
Gesamtzahl der Zeitungen und Zeitschriften hat 
sich erhöht und zeigt steigende Tendenz (Ver- 
lagskonzentration) ; 

g) wachsende Auflagenanteile der größten Ver- 
lagsgruppen; 

h) steigende Auflagenanteile der Straßenverkaufs- 
zeitungen. 

In der Filmwirtschaft ist während des Untersu- 
chungszeitraumes, im Gegensatz zur Presse, in wei- 
ten Bereichen ein wirtschaftlicher Rückgang einge- 
treten. Eine Ausnahme bilden nur die Zweige, die 
durch das Fernsehen und durch öffentliche Aufträge 
zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten gefunden 
haben. Die Gesamtsituation der Filmwirtschaft hat 
sich strukturell wie folgt ausgewirkt: 

a) Abnahme der Zahl der Filmtheater; 

b) Ausscheiden von zahlreichen inländischen Ver- 
leihern aus dem Markt; 

c) verstärkte Risikoübernahme durch die Verleiher 
bei der inländischen Filmproduktion und dadurch 
größere Einflußnahme auf die Filmproduktion; 

d) zunehmende Verlagerung der Filmproduktion 
auf die Zweige Fernsehproduktion, öffentliche 
Aufträge, Wirtschaftsfilme und Werbefilme 
(Fernsehspots) ; 

e) zunehmende Krisenanfälligkeit der Spielfilm- 
atelierbetriebe (wegen rückläufiger Spielfilmpro- 
duktion) und im Zusammenhang damit (Mehr- 
heits-) Beteiligungen der Rundfunkanstalten an 
verschiedenen Atelierunternehmen; 

f) Verlagerung der Produktion von Kopierbetrie- 
ben von 35-mm- auf 16-mm-Material. 

Die Struktur des Rundfunks hat sich (abgesehen von 
der Errichtung von 2 Bundesrundfunkanstalten) 
durch die Gründung des Zweiten Deutschen Fern- 
sehens geändert. Außerdem hat vor allem die Auf- 
nahme des Werbefernsehens und die Gründung von 
Werbetochtergesellschaften eine Veränderung der 
Rundfunkstruktur (und der Programmstruktur) zur 
Folge gehabt. Ferner haben die Anstalten im Unter- 
suchungszeitraum die bereits erwähnten Beteiligun- 
gen im Filmbereich erworben und selbst Filmpro- 
duktions- und Filmverwertungsgesellschaften ge- 
gründet. Diese zuletzt genannten Gesellschaften 
hängen mit der Ausstrahlung und Produktion von 
Fernsehprogrammen eng zusammen. 
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DRITTER TEIL 

Die Wettbewerbssituation der Medien 


1. ABSCHNITT 

Kriterien zur Untersuchung der Wettbewerbsverhältnisse 


Die Kriterien zur Untersuchung der Wettbewerbs- 
verhältnisse werden im folgenden am Beispiel der 
Beziehungen zwischen Rundfunk und Presse darge- 
stellt. Sie gelten sinngemäß auch für die Unter- 
suchung der Wettbewerbsbeziehungen zwischen 
Rundfunk und Filmwirtschaft. 


I. Der Auftrag der Kommission 

Der Auftrag an die Kommission, die Wettbewerbs- 
situation von Presse, Rundfunk und Film zu unter- 
suchen, wurde u. a. durch die Vermutung veranlaßt, 
daß infolge der unterschiedlichen Rechtsstruktur der 
Medien die Wettbewerbsgleichheit gefährdet sein 
könne und daraus Wettbewerbsverzerrungen zum 
Nachteil der Presse entstünden. *) Zu fragen ist also, 
welche Umstände die Wettbewerbsgleichheit aus- 
schließen und zu einer Wettbewerbsverzerrung füh- 
ren können. Die Kriterien, die in der Literatur und 
in der politischen Diskussion verwendet werden, um 
Wettbewerbsverzerrungen zu bestimmen, sind 
äußerst vielfältig. Die Vertreter der Presse haben 
der Kommission wiederholt erklärt, die unterschied- 
liche Rechtsstruktur sei als solche eine Wettbewerbs- 
verzerrung. 

Für die Zwecke des Gutachtens ist vorab festzustel- 
len: Es gibt keinen rechtlich vorgeformten Begriff 
der Wettbewerbsverzerrung. Es gibt auch keinen 
wirtschaftswissenschaftlich bestimmten Begriff der 
Wettbewerbsverzerrung. Vielmehr handelt es sich 
bei der Qualifizierung von Wettbewerbsbeziehun- 
gen als „verzerrt" um ein Werturteil. Es ist ein 
Kennzeichen der Diskussion, daß häufig diejenigen 
Wirkungen und Eigenarten des Wettbewerbs als 
Beweis für eine Verzerrung dienen sollen, die von 
den Beteiligten als nachteilig empfunden werden. 

Die Kommission ist beauftragt worden, die Wettbe- 
werbsbeziehungen der Medien zu untersuchen. Da- 
mit steht der Ausgangspunkt der Prüfung fest. Es ist 
zunächst zu ermitteln, inwieweit zwischen den Me- 
dien überhaupt Wettbewerbsbeziehungen bestehen. 
Es ist zu fragen, wie das wirtschaftliche Verhalten 
eines Mediums die wirtschaftliche Lage des andern 

ü BT-Drucksache IV/2158, schriftlicher Bericht des Wirt- 
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Mediums beeinflußt. Dafür müssen die Märkte er- 
mittelt werden, auf denen die Medien ihre Leistun- 
gen anbieten. Vom Standpunkt der Medien als An- 
bieter von Leistungen ist zu prüfen, inwieweit ihr 
Marktverhalten von den Angeboten eines anderen 
Mediums unmittelbar oder mittelbar beeinflußt wird. 
Dieser Einfluß kann so nachhaltig sein, daß alle Be- 
teiligten über die Mengen und die Preise der anzu- 
bietenden Leistungen anhand der gleichen Daten 
entscheiden. Diese Form des Wettbewerbs, charakte- 
ristisch für Unternehmen, die auf demselben Markt 
anbieten, liegt zwischen den Medien nicht vor. 
Selbst im Verhältnis der Anbieter von Leistungen, 
die demselben Medium zuzurechnen sind, etwa auf 
dem Zeitungsmarkt, lassen sich solche Wettbewerbs- 
verhältnisse nicht generell feststellen. Das Kriterium 
gleicher oder vergleichbarer Marktdaten, nach denen 
die Unternehmen über ihr Verhalten im Wettbewerb 
entscheiden, versagt im Verhältnis von Presse und 
Rundfunkanstalten auch deshalb, weil das Verhalten 
der Rundfunkanstalten im Bereich des Programm- 
rundfunks nicht von verkehrswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten bestimmt wird. Etwas anderes kann 
u. U. für den Werbemarkt gelten, auf dem die Rund- 
funkanstalten und Verleger nach gleichen Prinzipien 
handeln. 


II. Die Ermittlung von Wettbewerbsbeziehungen 

Die Feststellung, daß die Rundfunkanstalten in 
einem erheblichen Teil ihres Verhaltens nicht ver- 
kehrswirtschaftlich erfaßt werden können, schließt 
die Feststellung von Wettbewerbsbeziehungen 
nicht aus. Die Wirkungen des Programmrundfunks 
können nämlich so beschaffen sein, daß die Anbie- 
ter von Presseerzeugnissen gezwungen werden, 
darauf in ihrem Verhalten Rücksicht zu nehmen. 
Die unterschiedliche institutionelle Organisation be- 
deutet also nicht, daß kein Wettbewerb besteht. 
Sie bewirkt auch nicht, daß der Wettbewerb allein 
aus diesem Grunde verzerrt ist. Es ist jedoch not- 
wendig, die Wettbewerbsbeziehungen in einer den 
Besonderheiten dieser Organisation angepaßten Art 
und Weise zu ermitteln. Das einzelne Medium kann 
dabei nicht als Einheit behandelt werden; es ist 
vielmehr notwendig, zwischen den einzelnen von 
ihm erbrachten Leistungen zu differenzieren. 
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Die Struktur der Rundfunkanstalten schließt es auch 
aus, die Wettbewerbsbeziehungen dadurch zu er- 
mitteln, daß man den Wirtschaftsplan der Rund- 
funkanstalten zugrundelegt. Die Rundfunkanstalten | 
handeln in wesentlichen Beziehungen Wettbewerbs- 1 
fremd. Sie senden ihr Programm auf der Grundlage j 
ihrer Gebührenhoheit. Aktueller oder potentieller 
Wettbewerb neu auf den Markt kommender Unter- 
nehmen scheidet infolge der Monopolisierung aus. 
Der Einfluß, den die Rundfunkanstalten untereinan- 
der auf ihr Verhalten ausüben, kann zwar beträcht- 
lich sein; aber solche Einflüsse können wiederum 
nicht als wettbewerbserheblich erfaßt werden. Denn 
es gibt keinen Wettbewerb um den größeren Markt- 
anteil, der sich auf die Rundfunkanstalten wirt- 
schaftlich auswirken könnte. Die Zuweisung der 
Gebühren auf der Grundlage des Sendegebiets 
macht die Rundfunkanstalten auch untereinander 
von Wettbewerbswirkungen unabhängig. Damit ist 
es nicht unvereinbar, daß sich die Rundfunkanstal- 
ten in ihrer Programmgestaltung gegenseitig beein- 
flussen oder miteinander konkurrieren. Als wirt- 
schaftlicher Wettbewerb sind diese Beziehungen 
jedoch nicht erfaßbar. 

Es ist deshalb notwendig, Wettbewerbsbeziehungen 
zur Presse anhand von Kriterien zu ermitteln, die 
von dem Wirtschaftsplan der Rundfunkanstalten 
unabhängig sind. Im Vordergrund steht die Frage, 
inwieweit die Nachfrager nach Leistungen der Rund- 
funkanstalten einerseits und der Presse andererseits 
das Angebot dieser Medien als austauschbar an- i 
sehen. 

Der Begriff der „totalen publizistischen Konkurrenz" 
trägt zur Lösung dieser Frage nichts bei. Es ist viel- 
mehr notwendig, die ganze Vielfalt der von den 
Medien angebotenen Leistungen in ihrem Verhält- 
nis zueinander im einzelnen zu untersuchen. Nur so 
ist es möglich, zu einem differenzierten Gesamtur- 
teil über die Wettbewerbssituation zu gelangen. Da- 
bei ist zu berücksichtigen, daß die Intensität des 
Wettbewerbs keine quantifizierbare Größe ist. Die 
zahlreichen Abstufungen, denen die Intensität des 
Wettbewerbs zugänglich ist und die nicht exakt ge- 
messen werden können, mußten von der Kommis- 
sion anhand aller wettbewerbserheblichen Umstände 
beurteilt werden. 


III. Die Ermittlung von Wettbewerbswirkungen 

Die Feststellung der Wettbewerbsbeziehungen zwi- 
schen den Medien ist eine Voraussetzung für die 
Ermittlung der Wirkungen, die von dem Wett- 
bewerb auf die einzelnen Medien ausgehen. Diese 
Wettbewerbswirkungen sind zunächst auf zweiseitige 
Beziehungen zwischen bestimmten Unternehmen oder 
Unternehmensgruppen zu untersuchen. Damit ist je- 
doch noch keine zureichende Grundlage gewonnen, 
um festzustellen, inwieweit die wirtschaftliche Ent- 
wicklung eines Mediums gerade auf den Wett- 
bewerb eines anderen Mediums zurückzuführen ist. 
Ergänzend müssen vielmehr auch andere Wett- 
bewerbseinflüsse untersucht werden, die auf ein 
Medium einwirken. Erst ein Vergleich der relativen 


Intensität der verschiedenen Wettbewerbsbeziehun- 
gen erlaubt ein Urteil darüber, wie nachhaltig der 
Wettbewerb im einzelnen ist. Die Feststellung, daß 
überhaupt Wettbewerb besteht, reicht mithin nicht 
aus, um bestimmte wirtschaftliche Wirkungen ge- 
rade diesem Wettbewerb zuzurechnen. Wenn etwa 
die Fernsehwerbung als Werbung für Markenartikel 
mit dem Anzeigengeschäft überregionaler Tages- 
zeitungen konkurriert, so ist damit noch nicht fest- 
gestellt, inwieweit die Entwicklung des Anzeigen- 
geschäfts der überregionalen Tageszeitungen von 
der Konkurrenz des Werbefernsehens beeinflußt 
wird. Dazu ist es vielmehr notwendig, auch die Ein- 
flüsse zu berücksichtigen, die von der Konkurrenz 
der Markenartikelwerbung in den Illustrierten und 
in den regionalen Tageszeitungen ausgehen. Ferner 
kann die wirtschaftliche Lage der Medien nicht 
allein durch Wettbewerbseinflüsse erklärt werden. 
Auch dadurch wird die Zurechnung bestimmter wirt- 
schaftlicher Wirkungen zu einzelnen Ursachen er- 
schwert. Aus der wirtschaftlichen Entwicklung der 
Medien kann deshalb nicht ohne weiteres auf das 
Bestehen oder Nichtbestehen von Wettbewerb ge- 
schlossen werden. Als ein Indiz neben anderen ist 
diese Entwicklung gleichwohl erheblich. Das gilt vor 
allem für die Feststellung, ob Verdrängungs- oder 
Vernichtungswettbewerb getrieben worden ist. 


IV. Die Ermittlung von Wettbewerbsverzerrungen 

A. Die Intensität des Wettbewerbs 

Die Intensität des Wettbewerbs und die davon aus- 
gehenden Wirkungen haben unmittelbare Bedeu- 
tung audi für das Urteil darüber, ob dieser Wett- 
bewerb verzerrt ist. Eine Wettbewerbsverzerrung 
wird stets eine gewisse Intensität des Wettbewerbs 
voraussetzen. Bei einer nur entfernten Wettbewerbs- 
beziehung wird eine Wettbewerbsverzerrung schon 
aus diesem Grunde ausscheiden. Unterschiedliche 
Wettbewerbsbedingungen können die wirtschaft- 
liche Lage zu Lasten bestimmter Unternehmen nur 
in dem Maße verzerren, in dem Wettbewerb zwi- 
schen ihnen besteht. Es ist deshalb notwendig, zwi- 
schen der wirtschaftspolitischen und der verfassungs- 
politischen Beurteilung der Organisation eines Me- 
diums und ihren Auswirkungen auf andere Unter- 
nehmen zu unterscheiden. Selbst wenn man die 
öffentlich-rechtliche Organisation der Rundfunk- 
anstalten für unerwünscht halten sollte, weil sie mit 
den allgemeinen Grundsätzen der Wirtschafts- 
ordnung nicht übereinstimme, folgt daraus noch 
keine Wettbewerbsverzerrung zu Lasten der Presse. 

B. Die institutionelle Struktur der Medien 

Auch ein wirtschaftspolitisches Urteil über die ge- 
genwärtige Struktur der Medien kann sich nicht nur 
an den Prinzipien orientieren, nach denen die öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten einerseits und 
die Presseverlage andererseits konstituiert sind. 
Die Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik wird 
überwiegend von verkehrswirtschaftlichen Grund- 
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sätzen bestimmt. Die Rundfunkanstalten weisen dem- j 
gegenüber wichtige Besonderheiten auf. Es ist je- j 
doch eine verbreitete Erscheinung freiheitlicher Ge- | 
sellschaftsordnungen, daß sie rechtliche Institutionen 
mit unterschiedlichen Legitimationsprinzipien aner- j 
kennen. 

Die Rundfunkanstalten sind in doppelter Hinsicht ! 
neutralisiert: Sie sind durch ihre Verfassung dem j 
unmittelbaren Einfluß der politischen Kräfte und da- 
mit der Eigengesetzlichkeit der parlamentarischen 
Demokratie weitgehend entzogen. Die besondere 
Erscheinungsform der Selbstverwaltung in den Rund- 
funkanstalten weist ständische Züge auf. Das Bun- 
desverfassungsgericht hat die Repräsentation aller 
gesellschaftlich relevanten Kräfte als ihr Kennzei- 
chen und ihre Legitimation bezeichnet. Die Rund- 
funkanstalten sind aber auch dem Einfluß des Mark- 
tes und damit der verkehrswirtschaftlichen Kontrolle 
und Legitimation entzogen. Sie sollen vielmehr 
durch die Finanzierung mit Gebühren davon entbun- 
den werden, auf den wirtschaftlichen Erfolg oder 
Mißerfolg ihr^s Handelns Rücksicht nehmen zu müs- 
sen. Dem entspricht es, daß die Rundfunkanstalten 
nach dem Prinzip der Ausgabendeckung handeln. 
Diejenigen Leistungen werden erbracht, die bei den 
gegebenen Einnahmen finanziert werden können. 
Die von der Kommission gehörten Intendanten von 
Rundfunkanstalten sehen in der nur so eingegrenz- 
ten Freiheit ihres Handelns eine unerläßliche Vor- 
aussetzung dafür, die kulturpolitische Verantwor- 
tung tragen zu können, die ihnen von den Rundfunk- 
gesetzen übertragen ist. Allein auf diese Weise sei 
ein neutrales, den Erfordernissen der Landschaft, des 
kulturellen Lebens und der Gesellschaft Rechnung 
tragendes ausgewogenes Programm gewährleistet. 
Dem entspricht es, daß die Kommission keine siche- 
ren wirtschaftlichen Kriterien ermitteln konnte, nach 
denen die Rundfunkanstalten investieren und produ- 
zieren. Gewiß werden auch die Kosten der Investi- 
tion und Produktion berücksichtigt. Aber Entschei- 
dungen über die Art der Programme, den Bereich 
der Ausstrahlung, den Aufbau eines Korresponden- 
tennetzes werden im Kern nicht nach wirtschaftlichen 
Kriterien gefällt. 

Die Rundfunkanstalten stehen nicht im wirtschaft- 
lichen Wettbewerb um die Gewinnung von Hörern j 
oder Zuschauern. Gewiß sind die Anstalten bestrebt, 
ein ihren satzungsgemäßen Verpflichtungen entspre- 
chendes Programm auszustrahlen. Aber es fehlt jede 
unmittelbare Auswirkung der Qualität des Pro- 
gramms auf den wirtschaftlichen Erfolg. 

Auch wenn man diese Eigenarten der Anstalten und 
ihre besonderen Organisationsprinzipien berücksich- 
tigt, können sie sich der wirtschaftspolitischen Beur- 
teilung nicht entziehen. Mit der gekennzeichneten 
institutioneilen Neutralisierung wird ihnen zwar die 
Möglichkeit gegeben, ihr Verhalten ohne Rücksicht 
auf die Marktwirkungen einzurichten. Diese Wirkun- 
gen treten aber gleichwohl ein und beeinflussen die 
wirtschaftliche Lage derjenigen Unternehmen, zu de- 
nen ein Wettbewerbsverhältnis besteht. Die Unab- 
hängigkeit vom Markt wirkt insoweit notwendig 
einseitig. Sie befreit die Anstalten von der Notwen- 


digkeit, die Wirkungen ihres Verhaltens auf den 
Wettbewerb in Rechnung zu stellen. Aber sie ver- 
hindert nicht, daß diese Wirkungen auf denjenigen 
Märkten spürbar sind, auf denen die Leistungen der 
Anstalten mit Leistungen anderer Anbieter konkur- 
rieren. Diese Wirkungen sind es, die für die wettbe- 
werbspolitische Beurteilung der Anstalten maßgeb- 
lich sind. Damit wird nicht unterstellt, daß man die 
Rundfunkanstalten allein ökonomisch beurteilen 
kann. Es wird lediglich klargestellt, daß man sie mit 
Rücksicht auf die notwendig von ihnen ausgehenden 
wirtschaftlichen Wirkungen auch wettbewerbspoli- 
tisch beurteilen kann. 


C. Maßstäbe für verzerrten Wettbewerb 
1. Der mögliche Wettbewerb 

Die Beurteilung des Wettbewerbs als „verzerrt" 
setzt einen Beurteilungsmaßstab voraus. Im Unter- 
suchungsauftrag werden mögliche Wettbewerbsver- 
zerrungen auf ungleiche Wettbewerbsbedingungen 
zurückgeführt. Es ist deshalb geboten, diejenigen 
Wettbewerbsverhältnisse zwischen Rundfunk und 
Presse zu kennzeichnen, bei denen gleiche Wettbe- 
werbsbedingungen gewährleistet sein würden. Das 
ist derjenige Wettbewerb, dem die Presse unabhän- 
gig von der besonderen öffentlich-rechtlichen Orga- 
nisation der Anstalten ausgesetzt sein würde, also 
der Wettbewerb privater Rundfunkunternehmen. 
Soweit der Rundfunk privatwirtschaftlich organi- 
siert ist, bieten die Rundfunkunternehmen in der 
Regel Sendezeit zu Werbezwecken gegen Entgelt an. 
Damit werden die Wirkungen eines möglichen Wett- 
bewerbs auf den in Betracht kommenden Märkten 
scharf eingegrenzt: nämlich auf den Wettbewerb der 
Rundfunkunternehmen als Werbeträger. Die Einfü- 
gung des Rundfunks in ein verkehrswirtschaftliches 
System schafft einen Rundfunk, der sich durch Wer- 
besendungen finanziert. Der mögliche Wettbewerb 
im Rundfunkwesen wird aber nicht nur durch diese 
Art der Finanzierung eingegrenzt. Es kommt hinzu, 
daß der Zugang zum Markt infolge der technischen 
Eigenarten des Mediums 'beschränkt ist. Eine be- 
hördliche Zuteilung der Frequenzen und eine be- 
hördliche Auswahl der zuzulassenden Gesellschaften 
ist demgemäß auch bei einem privatwirtschaftlich 
organisierten Fernsehen unvermeidlich. Man kann 
deshalb dem öffentlich-rechtlichen Monopol der 
Rundfunkanstalten keinen Markt funktionsfähigen 
Wettbewerbs gegenüberstellen. Vielmehr werden 
die hier möglichen Formen des Wettbewerbs durch 
die technischen und wirtschaftlichen Eigenarten des 
Rundfunks bestimmt. Das von dem BDZV gefor- 
derte Mittel, die von den Verlegern angenommenen 
Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen, besteht 
jedoch nicht darin, auf diesem Markt den möglichen, 
unvollkommenen Wettbewerb zu schaffen. Vielmehr 
soll das Monopol der Rundfunkanstalten auf die 
Zeitungsverleger erstreckt werden. Man fordert die 
Teilhabe am Monopol des Programmrundfunks und 
fordert die Gründung eines neuen Monopols im 
Werbefernsehen zugunsten der Zeitungsverleger. 
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Der in der Wirklichkeit mögliche Wettbewerb als 
Maßstab nicht verzerrter Wettbewerbsverhältnisse j 
fällt teilweise mit solchen Wettbewerbsbedingungen 
zusammen, die durch politische Entscheidungen ver- 
änderbar sind. 

2. Geltung unterschiedlicher rechtlicher Regelungen 

Unverzerrte Wettbewerbsverhältnisse in dem dar- 
gelegten Sinne bilden eine notwendige Grundlage 
der Beurteilung, ohne aber die Beurteilungskriterien 
zu erschöpfen. Solche weiteren Kriterien können 
einmal aus dem geltenden Recht abgeleitet werden. 
Das Verhalten von Unternehmen im Wettbewerb ist 
nach dem Recht des unlauteren Wettbewerbs und 


nach dem Recht der Wettbewerbsbeschränkungen 
zu beurteilen. 

Die Wettbewerbsverhältnisse können auch nach 
wirtschaftspolitischen Kriterien beurteilt werden. 
Das trifft vor allem dann zu, wenn darüber zu ent- 
scheiden ist, welche Bedeutung den unterschiedli- 
chen Prinzipien zukommt, nach denen die Medien 
handeln. Soweit der Wettbewerb zwischen den Me- 
dien nach Wettbewerbsrecht geprüft wird, wird 
stets eine Wettbewerbsbeziehung vorausgesetzt. 
Daraus kann aber nicht entnommen werden, daß 
zwischen den Medien allgemein Wettbewerb be- 
steht oder welche Intensität dieser Wettbewerb auf- 
weist. 


2. ABSCHNITT 


Presse und Rundfunk 


I. Die wettbewerbserhebliche wirtschaftliche 
Entwicklung der Medien im Vergleich 

Erste Hinweise auf die Wettbewerbsbeziehungen 
zwischen Presse und Rundfunk können aus den Er- 
gebnissen der Strukturuntersuchung gewonnen wer- 
den. Der Vergleich von Werten, die für die einzel- 
nen Medien im ganzen ermittelt wurden, kann nicht 
die Einflüsse sichtbar machen, die zu diesen geführt 
haben. Gleichwohl lassen solche Globalzahlen Ent- 
wicklungstendenzen hervortreten, und sie weisen 
darauf hin, welche einzelnen Sachverhalte erklä- 
rungsbedürftig sind. 

Die Entwicklung des Rundfunks ist dadurch gekenn- 
zeichnet, daß die Hörfunk- und Fernsehgenehmigun- ! 
gen im Untersuchungszeitraum laufend Zunahmen. | 
Entsprechend wuchsen die Gebühreneinnahmen der J 
Landesrundfunkanstalten und des ZDF. Dadurch war ! 
es den Anstalten möglich, die Zahl der Hörfunk- und 
Fernsehprogramme zu erhöhen und die Sendedauer 
auszuweiten. Die Zunahme der Rundfunkteilnehmer 
und das Anwachsen des Programmangebots der 
Rundfunkanstalten haben die Entwicklung der Auf- 
lagen bei den Tageszeitungen, den politischen | 
Wochenblättern und den Unterhaltungszeitschriften 
nicht erkennbar beeinflußt. Die Auflagen zeigen 
vielmehr bei allen untersuchten Zeitungen und Zeit- 
schriftengruppen erhebliche Steigerungsraten. Die 
Entwicklungstendenzen haben sich nach Einführung 
des Fernsehens nicht verändert, die Wachstums- 
raten waren vielmehr vor Einführung des neuen 
Mediums geringer als in der darauf folgenden Zeit. 

Der Auflagenzuwachs ist bei steigenden Bezugs- 
preisen erzielt worden. Die Preispolitik der Verlage 
läßt keine Rücksichtnahme auf das zunehmende 
Angebot von Hörfunk- und Fernsehsendungen er- | 
kennen. I 


Unergiebig für die Ermittlung von Wettbewerbs- 
wirkungen ist auch der Vergleich der Erlöse aus dem 
Werbegeschäft. Den Rundfunkanstalten sind durch 
die Ausdehnung der Hörfunkwerbung und die Ein- 
führung der Fernsehwerbung zusätzliche Einnahmen 
zugeflossen. Diese Einnahmen haben sich laufend 
erhöht, weil die Sendezeiten für Werbung ausge- 
dehnt und die Einschaltpreise für Werbung angeho- 
ben worden sind. Die Preiserhöhungen waren beim 
Werbefernsehen stärker als bei der Hörfunkwer- 
bung. Bezogen auf die Zahl der hergestellten Werbe- 
kontakte waren sie jedoch wegen der steigenden 
Teilnehmerzahlen verhältnismäßig geringfügig. Dem 
Zuwachs der Werbeeinnahmen bei den Rundfunk- 
anstalten stand kein Rückgang der Anzeigenerlöse 
bei der Presse gegenüber. Bei den Tageszeitungen 
und bei den Zeitschriften hatten im Untersuchungs- 
zeitraum auch diejenigen Anzeigenarten Zuwachs- 
raten zu verzeichnen, die mit der Fernsehwerbung 
im Wettbewerb stehen könnten. 

Die Zuwachsraten bei der Presse sind in erster Linie 
auf ein Anwachsen der Anzeigenseiten zurückzu- 
führen. Daneben haben aber insbesondere die Tages- 
zeitungen Preiserhöhungen durchsetzen können, die 
zu einer Erhöhung der relativen Anzeigenpreise ge- 
führt haben (Anzeigenpreise je 1000 Stück verkauf- 
ter Auflage, „Tausenderpreise"). Die Preispolitik der 
Zeitungsverlage läßt auch hier keinen Einfluß der 
neu auf den Markt gekommenen Fernsehwerbung 
erkennen. 

Im Gegensatz zu den Tageszeitungen sind die rela- 
tiven Anzeigenpreise bei den aktuellen Illustrierten 
und den Frauenzeitschriften eher rückläufig gewe- 
sen. Bei den Rundfunkzeitschriften und den Bunten 
Wochenendblättern sind die relativen Anzeigen- 
preise dagegen gestiegen. 
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Die günstige Entwicklung der Presse auf den Ver- 
triebs- und Werbemärkten hat zu einer starken Z Zu- 
nahme der Erlöse geführt. Da die Zeitungserlöse 
stärker gestiegen sind als die übrigen Erträge der 
Zeitungsverlage, hat sich ihr Anteil an den Gesamt- 
erträgen der Unternehmen erhöht. Bei den Zeitungs- 
erlösen hat der Anteil der Anzeigenerlöse erheblich 
zugenommen. Vor allem haben sich im Unter- 
suchungszeitraum die Betriebsergebnisse günstig i 
entwickelt. 

Die hier erörterten Entwicklungstendenzen lassen 
erkennen, daß die Presse im ganzen im untersuchten 
Zeitraum keinem existenzgefährdenden Wettbewerb 
ausgesetzt war. Diese Aussage schließt sehr unter- 
schiedliche wirtschaftliche Entwicklungen bei be- 
stimmten Zeitungsarten und einzelnen Zeitungsver- 
lagen nicht aus. Im ganzen steht jedoch rückläufigen 
Tendenzen im einzelnen ein Wachstum innerhalb 
der Presse als Ganzes gegenüber. Die erfolgreiche 
wirtschaftliche Entwicklung der Presse kann mit 
tiefgreifenden strukturellen Veränderungen verbun- 
den oder auf solche Veränderungen zurückzuführen 
sein. Die Tatsache, daß die Preis- und Absatzpolitik 
der Zeitungsverlage im Vertrieb und im Anzeigen- 
geschäft keinen Einfluß des Fernsehens erkennen 
läßt, ist am ehesten mit der Annahme vereinbar, daß ! 
die Zeitungsverlage gegenüber dem Fernsehen inso- 
weit eine verhältnismäßig selbständige Marktstel- i 
Jung innehaben. 

Eine Sonderentwicklung zeigt die Preispolitik der i 
Illustrierten im Anzeigengeschäft. Die im Gegen- 
satz zu allen anderen Werbeträgern rückläufige 
Entwicklung der relativen Preise deutet auf einen 
intensiven Wettbewerb, der von den Illustrierten 
untereinander, vom Werbefernsehen und von ande- 
ren Werbeträgern, die im Markenartikelgeschäft 
tätig sind, ausgehen kann. 

Die Untersuchung der wirtschaftlichen und struk- 
turellen Entwicklung der Medien hat keine Ergeb- 
nisse erbracht, die bestimmte Wettbewerbsbeziehun- 
gen zwischen den Medien nahelegen. Es ist deshalb 
unerläßlich, die Stellung der Medien im Wettbewerb 
im einzelnen zu untersuchen. Auszugehen ist von 
den Bedingungen, welche die Wettbewerbslage bei- 
der Medien im publizistischen Wettbewerb und im 
Werbegeschäft beeinflussen. 


II. Beschaffung, Verbreitung und Nutzung 
von Information durch Presse und Rundfunk 
(Publizistischer Wettbewerb) 

Die Medien vermitteln Information in Form von 
Nachrichten, Hintergrunddarstellungen, Kommen- 
taren, Interviews und Reportagen zu aktuellen Er- 
eignissen. Umfang und Art des Informationsange- 
bots sind bei den einzelnen Medien verschieden. 
Film und Unterhaltungspresse bringen im Verhält- 
nis zu ihrem Gesamtangebot wenig aktuelle Infor- 
mationen. Wochenblätter und politische Magazine 
sehen ihre Aufgabe nicht vorwiegend in der Dar- 
bietung von Nachrichten, sondern in der Kommen- 
tierung des aktuellen Geschehens. Die meisten aktu- 
ellen Informationen bieten die Tageszeitungen und | 
der Rundfunk. j 


Die Art, in der diese Medien ihre Information be- 
schaffen und vorbereiten, kann deshalb den publi- 
zistischen Wettbewerb zwischen ihnen unmittelbar 
beeinflussen. 

A. Beschaffung von Information 
1. Überblick 

Im Mittelpunkt des Informationsangebots stehen bei 
den Tageszeitungen und beim Rundfunk die Nach- 
richten. Der Nachrichtenstoff wird bei beiden Medien 
in ähnlicher Weise beschafft. Zum Teil erarbeiten 
ihn fest angestellte Redakteure, Korrespondenten 
und Reporter, zum Teil wird er von Nachrichten- 
agenturen, Korrespondenzen oder freien Mitarbei- 
tern bezogen. Welche Nachrichtenquelle überwiegt, 
hängt von der Art der Zeitung oder der Rundfunk- 
sendung ab. Auch Zeitungen und Anstalten mit 
eigenem Korrespondentennetz kommen nicht ohne 
Agenturen, Korrespondenzen und freie Mitarbeiter 
aus, weil sie anders nicht die Fülle von Nachrichten 
beschaffen können, die von den großen Agenturen 
mit ihren weltweiten Korrespondentennetzen ange- 
boten werden. Kommentare, Hintergrunddarstellun- 
gen und Reportagen stammen dagegen bei großen 
Zeitungen und bei den Rundfunkanstalten über- 
wiegend von eigenen oder von ständigen freien Mit- 
arbeitern. 

Soweit diese Art der redaktionellen Leistungen die 
Eigenart einer Publikation bestimmt, wie z. B. bei 
den politischen Wochenblättern, den politischen 
Magazinen und den Unterhaltungszeitschriften, be- 



Mitarbeiter. 


2. Tageszeitungen 

Die Bedeutung einer Zeitung wird nicht zuletzt 
dadurch bestimmt, ob sie für ihre Berichterstattung 
vornehmlich auf Meldungen eigener Mitarbeiter 
oder auf Agenturmeldungen zurückgreift. Aus finan- 
ziellen Gründen können nur wenige Zeitungen ein 
weitverzweigtes eigenes Korrespondentennetz unter- 
halten. Die Mehrzahl der Zeitungen verarbeitet 
überwiegend Meldungen von Nachrichtenagenturen. 
Nur die überregionalen Zeitungen „Frankfurter All- 
gemeine" und „Die Welt" — und neuerdings auch 
für die wichtigsten Auslandsplätze die „Süddeutsche 
Zeitung" — verfügen über ein eigenes exklusives 
Korrespondentennetz 1 ). 

1 ) Die „Frankfurter Allgemeine" beschäftigt in ihrer 
Zentralredaktion über 70 Redakteure; in ihren Re- 
daktionsbüros in Deutschland, in London, Paris, Washing- 
ton und New York sind nahezu 40 Journalisten fest 
angestellt (davon 9 in Bonn), in weiteren 13 ausländischen 
Hauptstädten etwa 15 eigene Korrespondenten. Außer- 
dem stehen ca. 450 Journalisten als regelmäßige Mit- 
arbeiter im In- und Ausland und über 500 Spezialisten, 
Referenten und Rezensenten zur Verfügung. 

In der Zentralredaktion von „Die Welt" sind nach Angaben 
der Zeitung über 130 Redakteure tätig. Nahezu 30 Korre- 
spondenten im In- und Ausland sind exklusiv angestellt 
(davon 7 in Bonn), fast 50 Journalisten im In- und Aus- 
land berichten regelmäßig auch für „Die Welt". Daneben 
verfügt auch „Die Welt" über eine Vielzahl von 
Spezialisten und Rezensenten. 
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Zeitungen mit überwiegend regionaler Bedeutung 
sind dazu übergegangen, für die Berichterstattung 
über die sogenannte große Politik gemeinschaft- 
liche Korrespondenten einzustellen. Im allgemeinen 
sind dies Zeitungen, deren Verbreitungsgebiete 
sich nicht überschneiden. Teils handelt es sich um 
gemeinsame Ausländskorrespondenten, teils bestel- 
len kleine und mittlere Zeitungen auch gemeinsame 
Korrespondenten für die Berichterstattung aus Bonn. 
Von den 276 Mitgliedern der Bundespressekonfe- 
renz berichten 77 Journalisten für mehrere Zeitun- 
gen. Mehr als ein Drittel der in der Bundespresse- 
konferenz vertretenen Zeitungen haben keine ex- 
klusive Berichterstattung aus der Bundeshauptstadt. 
Kleinere und mittlere Zeitungen sparen also zuerst 
bei den Ausgaben für die eigene Berichterstattung 
über die „große Politik", weil sie dort auf eine Viel- 
zahl fremder Quellen zurückgreifen können. Dies 
ist bei der regionalen und der lokalen Berichterstat- 
tung weniger möglich. 

Die wichtigsten Quellen für Informationen von drit- 
ter Seite sind die Nachrichtenagenturen. Neben den 
beiden amerikanischen Agenturen United Press In- 
ternational (UPI) und Associated Press (AP) versorgt 
vor allem die Deutsche Nachrichtenagentur (dpa) 
die deutsche Tagespresse. Sie wurde im Jahre 1949 
als Vereinigung schon vorher bestehender regionaler 
Nachrichtenagenturen von den deutschen Zeitungs- 
verlegern gegründet. Gesellschafter dieser GmbH 
können nur Verleger, Verlags- und Rundfunkgesell- 
schaften sein. Das Stammkapital beträgt z. Z. 2,4 Mil- 
lionen DM. 

Die Stammeinlage eines Gesellschafters muß min- 
destens 21 000 DM betragen. Sie ist für Einzelver- 
leger oder Verlagsgesellschaften auf 24 000 DM und 
für Rundfunkgesellschaften insgesamt auf 10°/o des 
Stammkapitals begrenzt. Die Zahl der Gesellschafter 
betrug am 31. Dezember 1965 204, die der ausgege- 
benen Anteilsscheine 402. Von den Rundfunkan- 
stalten sind der NDR und der WDR mit je 100 000 DM 
( — je 4,2%) und das ZDF mit 40 000 DM (=1,6%) 
beteiligt. 

Die Deutsche Presseagentur unterhält in der Bundes- 
republik neben ihrer Zentralredaktion in Hamburg 
28 Landes- und Außenbüros. Aus 63 Ländern der 
Erde berichten 39 eigene Korrespondenten und 
42 Mitarbeiter. Am 31. Dezember 1965 waren bei ihr 
804 Mitarbeiter, darunter 255 Redakteure, fest ange- 
stellt. 

Täglich übermittelt sie von 6 Uhr früh bis 1 Uhr 
nachts über die Sendeanlagen der DENA AG und der 
Deutschen Bundespost Nachrichten an die ihr ange- 
schlossenen Verlage und Rundfunkanstalten. Neben 
dem allgemeinen Nachrichtendienst für Politik, Wirt- 
schaft, Kultur und Sport vertreibt sie Sonderdienste 
in Korrespondenzform und einen Bilddienst, über 
Bildfunk können nicht nur Bilder, sondern auch 
Zeichnungen, Manuskripte und ganze Zeitungsseiten 
übermittelt werden. 

Ende 1966 bezogen mit Ausnahme von 3 Blättern 
alle Tageszeitungen unmittelbar oder über Arbeits- 
und Redaktionsgemeinschaften Nachrichten von der 
dpa. 


Daneben verwenden zahlreiche Zeitungen die Mel- 
dungen von Agenturen mit spezieller Zielsetzung. 
Zu diesen Agenturen zählen der „Evangelische 
Pressedienst" (epd), die „Katholische Nachrichten- 
agentur" (KNA), die „VWD-Vereinigte Wirtschafts- 
dienste GmbH" (VWD) oder der „Sport-Informa- 
tionsdienst" (sid). 

Eine den Agenturen ähnliche Funktion üben die 
Korrespondenz-Dienste aus. Sie sind zum Teil im 
Abonnement gegen Bezahlung erhältlich, zum Teil 
werden sie, so z. B. von Parteien, Verbänden und 
Pressestellen, kostenlos zum Abdruck zur Verfü- 
gung gestellt. 

Die Mehrzahl der deutschen Tageszeitungen greift 
somit bei ihrer Berichterstattung über die „große 
Politik" nicht auf eigenes oder gar exklusives Quel- 
lenmaterial zurück. Die Inanspruchnahme einer be- 
schränkten Zahl von Nachrichtendiensten führt da- 
zu, daß eine große Zahl von Tageszeitungen die 
gleichen, bereits ausgewählten Informationen er- 
hält. Die Verlage, die zu Arbeits- und Redaktions- 
gemeinschaften zusammengeschlossen sind 1 ), erhal- 
ten zusätzliche Teile ihres Informationsangebots 
vorgefertigt. 

Die oft genannte Vielfalt der deutschen Tagespresse 
verwirklicht sich nur unvollkommen in der Bericht- 
erstattung über die aktuellen Ereignisse von über- 
regionaler und weltweiter Bedeutung. Es ist viel- 
mehr die Berichterstattung über das lokale und 
regionale Geschehen, durch welche die mittleren 
und kleinen Zeitungen einen eigenen Charakter 
gewinnen und eigene Zielsetzungen entwickeln. 
Hierfür beschaffen sie ihre Informationen zum größ- 
ten Teil selbst durch fest angestellte Redakteure 
oder durch freie Mitarbeiter. 

3. Sonstige Presseerzeugnisse 

Wochenzeitungen und politische Magazine, die vor 
allem Hintergrunddarstellungen, Kommentare, In- 
terviews und Reportagen bringen, stützen sich vor- 
nehmlich auf Beiträge ihrer Redaktion, die durch 
Artikel zum Teil namhafter freier Mitarbeiter er- 
gänzt werden. Vielfach veröffentlichen sie auch 
Beiträge von Journalisten, die für andere Zeitschrif- 
ten oder für Rundfunkanstalten tätig sind. 

Die großen Publikumszeitschriften können aus Kon- 
kurrenzgründen nur exklusive Berichte bringen, die 
überwiegend von der eigenen Redaktion und einem 
festen Mitarbeiterstab erarbeitet und recherchiert 
sind. Allerdings erwerben auch diese Verlage frem- 
des Material, vor allem Artikelserien und Romane. 
Auch hier legen sie jedoch besonderen Wert auf Ex- 
klusivität in ihrem Verbreitungsgebiet. 

4. Rundfunkanstalten 

Bei den Rundfunkanstalten überwiegt die über- 
regionale Berichterstattung von den politischen 
Brennpunkten des In- und Auslandes. Die Landes- 
rundfunkanstalten und das ZDF sind durch eigene 
Büros und Korrespondenten in Bonn vertreten. An 

9 vgl. Zweiter Teil, 2. Abschnitt, Ziff. II B 5 
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den wichtigen Plätzen des Auslandes haben sie 
eigene, teilweise auch gemeinschaftliche Korrespon- 
denten 1 ). Die Korrespondenten liefern vor allem 
Kommentare, Hintergrunddarstellungen und Repor- 
tagen. Nachrichten werden dagegen aus Gründen 
der Aktualität überwiegend von den Agenturen und 
Informationsdiensten bezogen. Umfangreichere zeit- 
kritische Beiträge (Dokumentationen, Features, In- 
terviews und Diskussionen) werden zum Teil von 
freien Mitarbeitern geliefert. Das gleiche gilt für 
Beiträge zu den Sendungen des Zeitfunks und zu den 
politischen Magazinen des Fernsehens. 

Während die Beschaffung von Informationen bei 
Rundfunk und Presse keine wesentlichen Unter- 
schiede aufweist, führen mediäre Eigenarten zu 
einer unterschiedlichen Auswahl aus den zur Ver- 
fügung stehenden Nachrichten. Fernsehen und Hör- 
funk müssen die Nachrichten, die sie verbreiten, 
strenger auswählen, weil die Zeit für die Über- 
tragung der aktuellen Meldungen notwendig be- 
grenzt ist. Die Tageszeitung kann dagegen mehr 
Nachrichten und Einzelinformationen bringen, weil 
sie es dem Leser überlassen kann, die für ihn er- 
heblichen Informationen zur genaueren Lektüre aus- 
zuwählen. Die redaktionelle Gestaltung der Zei- 
tung, besonders das in der Placierung zum Ausdruck 
kommende Gewicht der Informationen und die ge- 
genständliche Aufgliederung des Stoffes, können 
dem Leser diese Auswahl erleichtern. 


B. Die Verbreitung von Information 

(Aktualitätsvorsprung des Rundfunks) 

Der wichtigste Unterschied zwischen Tageszeitungen 
und Rundfunk betrifft die Art und Weise der Ver- 
breitung der Information. Der Druck und der Ver- 
trieb einer Zeitung erfordern viele Stunden. Ein 
Rundfunkprogramm wird in Bruchteilen von Sekun- 
den gesendet und empfangen. Zeitungen erscheinen 
in der Bundesrepublik einmal täglich, der Rund- 
funk strahlt dagegen mehrmals täglich Informationen 
aus. Dieser Aktualitätsvorsprung beruht auf den 
technischen Eigenarten des Rundfunks. Tageszeitun- 
gen können diesen zeitlichen Vorsprung des Rund- 
funks nicht einholen. Sie können ihn jedoch ver- 
ringern, indem sie den Redaktionsschluß für die ak- 
tuellen Teile möglichst spät legen und wichtige 
Meldungen später nachschieben. 

Der Redaktionsschluß einer Zeitung richtet sich nach 
der Terminplanung für den Druck und den Vertrieb. 
Je länger die Vertriebswege sind, desto früher muß 
der Redaktionsschluß liegen. Lokale und regionale 
Blätter sind in dieser Beziehung gegenüber den über- 
regionalen Zeitungen begünstigt. 

Die Kommission hat festgestellt, daß Zeitungen mit 
lokalem oder regionalem Verbreitungsgebiet den 
Redaktionsschluß um 3 bis 5, bei Stadtausgaben so- 
gar bis zu 7 oder 8 Stunden später legen können als 
überregionale Blätter. Bei den überregionalen Zei- 
tungen liegt er für die nationale Ausgabe zwischen 
17.00 und 18.00 Uhr. Allerdings können wichtige 


') vgl. die Tabellen 10 und 11 


Meldungen bis zum Andruck noch nachgeschoben 
werden. 

überregionale Zeitungen können diesen Nachteil 
durch mehrere Druckorte ausgleichen. Ein erheb- 
licher Aktualitätsgewinn läßt sich dadurch aber nur 
erzielen, wenn das einem Druckort zugeordnete 
Verbreitungsgebiet relativ klein bleibt. Eine weit- 
gehende Dezentralisierung des Drucks ist mit höhe- 
ren Produktionskosten verbunden, die durch ent- 
sprechend geringere Vertriebskosten nicht immer 
ausgeglichen werden können. 

Der bei überregionalen Zeitungen verhältnismäßig 
große Aktualitätsverlust hat im Verhältnis zu den 
regionalen Zeitungen keine nachteiligen Auswir- 
kungen auf die Auflagenentwicklung gehabt. Die 
Auflagen der überregionalen Abonnementzeitungen 
sind vielmehr stärker gestiegen als die der lokalen 
und regionalen Abonnementzeitungen. Dies zeigt 
ein Vergleich der folgenden Übersicht mit den An- 
gaben für lokale und regionale Abonnementzei- 
tungen in Anlage 35. 

Tabelle 173 



Verkaufs auf läge 

Zeitraum 

Frankfurter 

Allgemeine 

Die Welt 


Stück 

1956 
= 100 

Stück 

1956 
= 100 

4. Quartal 
1956 

164 408 

100 

178 265 

100 

4. Quartal 
1964 

233 929 

142 

240 492 

135 

4. Quartal 
1966 

235 160 

143 

234 550 

132 


Quelle: Auflagenlisten der IVW 


Auch zwischen den überregionalen Tageszeitungen 
zeigen sich zum Teil erhebliche Unterschiede in der 
Aktualität der Berichterstattung. Auswirkungen auf 
die Entwicklung der Auflagen sind auch hier nicht 
festzustellen. Angesichts der engen und unmittel- 
baren Wettbewerbsbeziehungen zwischen diesen 
Zeitungen deuten diese Umstände darauf hin, daß 
die Aktualität der Berichterstattung von den Lesern 
der Tageszeitungen nicht als maßgebliche redak- 
tionelle Leistung angesehen wird. Für die regio- 
nalen Zeitungen kommt dem Aktualitätsvorsprung 
des Rundfunks schon deshalb geringe Bedeutung 
zu, weil das Schwergewicht ihrer Berichterstattung 
bei solchen Meldungen liegt, die der Rundfunk nicht 
bringt. Der Aktualitätsvorsprung des Hörfunks ist 
größer als der des Fernsehens. Diesem Einfluß wird 
die Tageszeitung seit der Einführung des Hörfunks 
ausgesetzt. Schwerwiegende Nachteile im publizisti- 
schen Wettbewerb sind den Zeitungen daraus un- 
streitig nicht entstanden. Auch diese Erwägung 
spricht dafür, daß der Aktualitätsvorsprung als sol- 
cher im intermediären Wettbewerb nicht ausreicht, 
um die Nachfrage nach Zeitungen nachteilig zu be- 
einflussen. 
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C. Das Informationsangebot 

Eine quantitative Analyse des Informationsangebots 
im Rundfunk und in der Presse zeigt, daß beide Me- 
dien ihre Leistungen in diesem Bereich ausgedehnt 
haben. Die Vergleichbarkeit von Sendeminuten und 
Druckzeilen ist zwar begrenzt, weil die Art und 
Weise der Nutzung ganz unterschiedlich ist. Das gilt 
zumal für einen Vergleich, der den Anteil von In- 
formationen am Gesamtprogramm dem redaktionel- 
len Angebot anhand quantititiver Werte gegenüber- 
stellt. Gleichwohl lassen sich Hinweise auf die Ent- 
wicklungstendenzen in diesem für den publizisti- 
schen Wettbewerb wichtigen Bereich gewinnen. 

Die Sendestatistiken der Rundfunkanstalten zeigen 
im Hörfunk und im Fernsehen ein stetiges Anstei- 
gen der Sendezeiten in den Sparten „Politik und 
Wirtschaft", „Zeitfunk" und „Sport". Das Informa- 
tionsangebot hat sich im Verhältnis zum Gesamtpro- 
gramm und absolut erhöht J ). 

Für die Presse hat die Kommission von einigen 
Zeitungen eine Aufgliederung des redaktionellen 
Teils erhalten. Es handelt sich um 2 überregionale 
Zeitungen, 1 Straßenverkaufszeitung und 3 Tages- 
zeitungen mit regionalem Verbreitungsgebiet. 

Dem Informationsangebot in Hörfunk und Fernsehen 
stehen die Sparten Politik, Wirtschaft und Sport am 
nächsten. Sie werden deshalb zum gesamten redak- 
tionellen Angebot in Beziehung gesetzt. Die Bericht- 
erstattung über lokale und regionale Ereignisse, die 
in den 3 Zeitungen mit regionalem Verbreitungsge- 
biet 20 bis 50 % des Gesamtangebots ausmacht, wird 
in die Vergleichsdaten nicht einbezogen. Dadurch 
wird der Vergleich mit dem Informationsangebot in 
Hörfunk und Fernsehen erleichtert. 

Der Anteil der Sparten Politik, Wirtschaft und Sport 
am gesamten redaktionellen Angebot entwickelte 
sich wie folgt: 


Tabelle 174 


Zeitung 

Anteil am durchschnittlichen 
redaktionellen Gesamtangebot in °/o 


1956 

| 1959 | 

1962 | 

1964 

A 

74,5 

74,1 

78,9 

76,6 

B 

53,2 

54,8 

52,1 

52,2 

C 

51,3 

56,0 

69,8 

72,4 

D 

32,2 

31,1 

35,6 

31,4 

E 

62,9 

63,8 

63,7 

63,3 

F 

55,5 

i 

54,1 

55,0 

56,9 


Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der Ver- 
lage 

Anmerkung: Die Verschiebungen bei Zeitung C er- 
klären sich zum Teil aus der geringen Seitenzahl dieser 
Zeitung. 


0 Einzelheiten sind der Anlage 54 zu entnehmen. 


Mit dem im wesentlichen konstanten Anteil dieser 
■ Informationen am redaktionellen Gesamtangebot ist 
j ein erheblich vergrößertes Informationsangebot ver- 
| bunden, da sich die Seitenzahl aller 6 Zeitungen 
| erhöhte, wie Tabelle 175 zeigt. 

Dieser Ausweitung des Informationsangebots in 
Zeitungen entspricht eine Zunahme des Angebots im 
Hörfunk und Fernsehen, die aus der zusammenfas- 
senden Gegenüberstellung in Tabelle 176 zu entneh- 
men ist. 


D. Überblick über die Nutzung der Medien 

Daten über die Nutzung des Informationsangebots 
von Tageszeitungen und Rundfunk sind geeignet, 
Aufschlüsse über das Verhalten der Nachfrager nach 
den Leistungen der Medien und damit über die Stel- 
lung der Medien im Wettbewerb zu geben. Obwohl 
die vorliegenden Analysen vorwiegend den Zweck 
haben, die Reichweite der Medien als Werbeträger 
zu ermitteln, können daraus Schlüsse für den publi- 
zistischen Wettbewerb gezogen werden. 

Das Ausmaß der Versorgung der Bevölkerung mit 
den Leistungen der Medien (Versorgungsdichte) und 
die Nutzung der Medien weisen erhebliche Unter- 
schiede auf. Im Jahre 1964 zeigte sich die folgende 
Versorgungsdichte *) : 


Von allen Haushalten hatten 


ein eigenes Hörfunkgerät 

95 % 

ein eigenes Fernsehgerät 

55 % 

ein Zeitungsabonnement 

63% 


Im Grad der Nutzung stehen dagegen die Tageszei- 
tungen an der Spitze. 1964 nutzten 70 % der erwach- 
senen Bevölkerung ab 15 Jahre „regelmäßig oder 
häufig" eine Tageszeitung, während 49% am Fern- 
sehen teilnahmen und 59% Radio hörten 2 ). 

Bei dem Anteil der Bevölkerung, der von den Me- 
dien je Tag erreicht wird, zeigen sich ähnliche Rela- 
tionen 3 ). 

Zusammen erreichten die drei Medien an einem 
durchschnittlichen Werktag 93 % der Bevölkerung. 


Je Tag erreichten 1964 


der Hörfunk 

68% 

das Fernsehen 

47% 

die Tageszeitungen 

69% 


der erwachsenen Bevölkerung 4 ). 


9 Quelle: DIVO-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Sozialforschung und angewandte Mathematik GmbH, 
Frankfurt/Main, und Infratest GmbH & Co. KG, Markt- 
forschung, Wirtschaftsforschung, Motivforschung, So- 
zialforschung, München, Massenkommunikation, Er- 
gänzung oder Konkurrenz, in: Rundfunkanstalten und 
Tageszeitungen, Band 4, herausgegeben von der ARD, 
Januar 1966, im folgenden zitiert als DIVO/Infratest. 
-) Quelle: DIVO Infratest; im wesentlichen überein- 
stimmend für die Tageszeitungen: BDZV, Gemein- 
schafts-Leser-Analyse 1966, Allensbacher Werbeträ- 
ger-Analyse 1966 
;i ) Quelle: DlVO Infratest 
4 ) Quelle: DIVOTnfratest 
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Tabelle 175 



Durchschnittliche Seitenzahl des ausgewählten Informationsangebotes je Tag 

Zeitung 

1956 

1959 

1962 

1964 


Seiten 

| Index 

Seiten | 

Index 

Seiten | 

Index 

Seiten | 

Index 

A 

6,8 

100 

7,9 

116 

8,8 

129 

9,9 

146 

B 

5,8 

100 

6,9 

119 

7,6 

131 

8,4 

145 

C 

2,0 

100 

2,3 

115 

3,0 

150 

3,4 

170 

D 

2,8 

100 

3,2 

114 

4,2 

150 

4,2 

150 

E 

5,6 

100 

6,5 

116 

7,2 

129 

7,5 

134 

F 

7,1 

100 

7,9 

111 

9,3 

131 

8,2 

116 


Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der Verlage 


Tabelle 176 




1959 



1964 


Medien 

Gesamt- 

angebot 

davon 

Information J ) 

Gesamt- 

angebot 

davon 

Information ^ 


Anzahl j 

n /o 

Anzahl | 

°/o 

Hörfunk (in Stunden und Minuten im 
T agesdurchschnitt) 

a) Programm mit höchstem Informations- 
anteil 

21,32 

4,46 

22,1 

23,14 

6,08 

26,4 

b) Programm mit niedrigstem Informations- 
anteil 

16,22 

0,56 

5,7 

17,43 

2,05 

11,8 

Fernsehen (in Stunden und Minuten im 
T agesdurchschnitt) 

a) 1. Programm (ARD) 

4,56 

1,49 

36,7 

7,22 

2,57 

40,0 

b) 2. Programm (ZDF) 

— 

— 

— 

5,25 

2,34 

48,4 

Tageszeitungen (in durchschnittlichen Sei- 
tenzahlen je Erscheinungstag) 

Zeitung A 

10,7 

7,9 

74,1 

13,0 

9,9 

76,2 

Zeitung B 

12,6 

6,9 

54,8 

16,1 

8,4 

52,2 

Zeitung C 

4,1 

2,3 

56,0 

4,7 

3,4 

72,4 

Zeitung D 

10,3 

3,2 

31,1 

13,4 

4,2 

31,4 

Zeitung E 

10,2 

6,5 

63,8 

11,8 

7,5 

63,6 

Zeitung F 

14,6 

7,9 

54,1 

14,4 

8,2 

56,9 


J ) Hörfunk: Politik und Wirtschaft, Zeitfunk und Sport 

Fernsehen: Nachrichten, Zeitgeschehen und Sport 

Tageszeitungen: Politik, Wirtschaft und Sport 

Quelle : Eigene Berechnungen nach Angaben der Verlage, der ARD und des ZDF 
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Die Allensbacher Werbeträgeranalyse 1966 bestätigt 
die Reichweite der Tageszeitungen. Audi die Zahl 
der Leser je Tag hat seit 1962 bei den regionalen 
Tageszeitungen und insbesondere bei den Straßen- 
verkaufszeitungen relativ zugenommen. Bezogen auf 
die Bevölkerung von 16 bis 70 Jahren in der Bundes- 
republik unter Einschluß von Berlin (West) betrug 
die Zahl der Leser je Tag: 


Tabelle 177 


Jahr 

Regionale 

Tageszeitungen 

Straßenverkaufs- 

zeitungen 

1962 

65,0 o/o 

29,3 °/o 

1963 

68,3 °/o 

30,9 % 

1964 

67,7 % 

36,7 o/o 

1965 

70,9 % 

37,3 % 

1966 

69,2 % 

36,7 % 


Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, Werbe- 
träger-Analyse 1966, Zweiter Teil, S. 177 

Die Mehrzahl der Kommunikationsempfänger be- 
schränkt sich nicht darauf, die Leistungen eines Me- 
diums zu nutzen. Mehr als zwei Drittel der Bevölke- 
rung hatten an einem durchschnittlichen Wochentag 
mit mehr als einem Medium Kontakt x ). 

Die Anteile derjenigen, die nur ein Medium nutzen, 
lassen keine Präferenz für ein bestimmtes Medium 
erkennen. Nur den Hörfunk nutzen 10%, nur das 
Fernsehen 5% und nur die Tageszeitungen 9%. 

Der Besitz eines Fernsehgerätes führt nicht zu einer 
geringeren Nutzung der Tageszeitung. 


E. Die Nutzung der politischen Information 

Für den publizistischen Wettbewerb zwischen Rund- 
funk und Presse ist die Nutzung der angebotenen 
politischen Information besonders aufschlußreich. 
Hieraus sind Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, in- 
wieweit die Information durch ein Medium als aus- 
reichend angesehen wird, so daß ein Medium durch 


l ) DIVO/Infratest haben die folgenden Überschneidungen 


ermittelt: 

Von allen drei Medien wurden 

der Bevölkerung, 

von zwei Medien wurden 

23 °/o 

46 %> 


der Bevölkerung, 

nämlich von Tageszeitung 
und Hörfunk 


27 °/o 

von Tageszeitung und 
Fernsehen 


1 1 °/o 

von Hörfunk und Fernsehen 


8 °/o 

von einem Medium wurden 


24 °/o 

der Bevölkerung, 

nämlich vom Hörfunk 


10 °/o 

vom Fernsehen 


5'°/o 

von der Tageszeitung 


9 ®/o 


und von keinem Medium wurden 7% 
der Bevölkerung erreicht. 


das andere ersetzt werden könnte, oder ob sich die 
Medien gegenseitig eher ergänzen. Der Teil der Be- 
völkerung (82%), der an einem durchschnittlichen 
Werktag von politischer Information erreicht wird, 
die mindestens auf Landesebene erheblich ist, infor- 
miert sich in der Mehrzahl durch mehr als ein 
Medium 1 ). 

Der Aktualitätsvorsprung von Hörfunk und Fern- 
sehen gegenüber der Tageszeitung kommt darin 
zum Ausdruck, daß in 36 % der Fälle das Fernsehen 
die zeitlich erste Informationsquelle für ein bestimm- 
tes politisches Ereignis war. In 34 % der Fälle war 
es der Hörfunk, und in 18% der Fälle erreichte die 
Tageszeitung die Kommunikationsempfänger zuerst. 
Die Nutzung der Tageszeitung wird dadurch aber 
nicht erkennbar beeinträchtigt. Denn nur in wenigen 
Fällen ist der Informationsprozeß mit der Erstinfor- 
mation abgeschlossen. Als weiterinformierendes 
Medium dominiert die Tageszeitung. 72 % der be- 
fragten Fernsehteilnehmer und 79 % der Hörfunk- 
teilnehmer benutzen die Tageszeitung vor anderen 
Medien, um sich weiter zu informieren. 

Einen Überblick über das Verhältnis der Medien in 
der Reihenfolge der Information gibt die folgende 
Tabelle: 

Tabelle 178 


Als nachfolgende 
Informationsquelle 
wurde genutzt (2., 3. oder 

4. Informationsquelle) 

Erstinformation 
erfolgte durch 

Hör- 

funk 

Fern- 

sehen 

Tages- 

zei- 

tung 


°/o 

°/o 

°/o 

Hörfunk 



45 

56 

Fernsehen 

43 

- 

43 

Tageszeitung 

79 

72 

— 

Wochenzeitung/Illustrierte . 

9 

16 

16 

Unterhaltung mit Familien- 
angehörigen, Kollegen .... 

70 

66 

65 

Informationsaufnahme blieb 
auf das 1. Medium be- 
schränkt 

5 

12 

14 


Quelle: DIVO/Infratest 


Die Nutzung bestimmter Arten politischer Informa- 
tion, die aus Tabelle 179 hervorgeht, deutet darauf 
hin, für welchen Bereich das einzelne Medium vor- 
gezogen wird. 

Die entsprechenden Erhebungen bei den Tageszei- 
tungen ergeben ein klares Übergewicht für die 
Nutzung des Lokalteils. Von den Personen, die zu- 
mindest hin und wieder eine Tageszeitung zur Hand 
nahmen, lasen regelmäßig bis häufig 
60 % politische Meldungen 
43% Kommentare, Leitartikel 
37 % zeitkritische Beiträge und 
84 % den Lokalteil. 

’) Quelle: DIVO/Infratest 
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Tabelle 179 


Abgrenzungs- 

kriterien 

Nach- 

rich- 

ten 

Son- 

stige 

poli- 

tische 

Sen- 

dun- 

gen 

Zeit- 

kriti- 

sche 

Sen- 

dun- 

gen 

Regio- 

nal- 

sen- 

dun- 

gen 


% 

°/n 

°/o 

°/o 

a) Von allen Per- 
sonen, die zu- 
mindest hin und 
wieder Radio hö- 
ren, gaben an, 
regelmäßig/ 
häufig zu hören . 

74 

20 

12 

26 

b) Von allen Fern- 
sehteilnehmern 
gaben an, regel- 
mäßig/häufig zu 
sehen 

86 

33 

48 

54 


Quelle: DIVO/Infratest 


Diese Daten bestätigen, daß die Tageszeitung in be- 
sonders hohem Maße als Träger von Informationen 
über den engeren Lebenskreis genutzt wird. Hör- 
funk und Fernsehen scheiden für diese Information 
aus. Auch Überschneidungen mit den Regionalsen- 
dungen des Rundfunks traten hier nur am Rande auf. 

Die festgestellten Relationen ändern sich nicht, wenn 
man das Urteil von Personen berücksichtigt, die alle 
drei Medien intensiv nutzen. Von ihnen sehen 92 °/o 
regelmäßig/häufig Nachrichtensendungen im Fern- 
sehen. 85% hören regelmäßig/häufig Nachrichten- 
sendungen im Radio, 65 % lesen regelmäßig/häufig 
politische Meldungen in der Tageszeitung und 88% 
lesen regelmäßig/häufig den Lokalteil in der Tages- 
zeitung. 

Für den Hörfunk- und Fernsehteilnehmer sind also 
die Nachrichten die bei weitem wichtigste Art poli- 
tischer Information. Die entsprechenden Erhebungen 
für die Tageszeitungen ergeben ein vergleichbar 
deutliches Übergewicht für die Nutzung des Lokal- 
teils bei den Personen, die zumindest hin und wieder 
eine Tageszeitung zur Hand nahmen. 

Die verfügbaren Daten über die Nutzung der Medien 
deuten daraufhin, daß sie überwiegend nebenein- 
ander genutzt werden und sich gegenseitig ergänzen. 
Das gilt besonders für die Informationen über poli- 
tisch erhebliche Vorgänge. Die große Bedeutung des 
lokalen Teils der Tageszeitungen deutet auf eine 
insoweit selbständige Stellung der Regional- und 
Lokalpresse im Verhältnis zum Fernsehen. 


III. Die Verteilung der Werbeaufwendungen 
durch die werbende Wirtschaft 

A. Die Medien als Werbeträger 

Die Entwicklung der Werbung im Rundfunk (Hör- 
funk und Fernsehen) ist nach dem Bericht des Wirt- 
schaftsausschusses, der dieser Untersuchung zu- 
grunde liegt, als ein mögliches Indiz für die Benach- 
teiligung der Presse zu untersuchen, für die das 
Anzeigengeschäft die wesentlichste wirtschaftliche 
Grundlage ihrer publizistischen Tätigkeit sei 1 ). Der 
Ausschuß hat die Frage hervorgehoben, ob sich das 
Schwergewicht der Markenartikelwerbung, um die 
es sich im wesentlichen handele, auf den Rundfunk 
verlagere. 

Die Medien Rundfunk und Presse sind für die Mar- 
kenartikel nicht die einzigen Werbeträger. Die Aus- 
wirkungen des Wettbewerbs im Werbegeschäft dür- 
fen deshalb nicht nur im Verhältnis von Rundfunk 
und Presse gesehen werden. Die vorliegenden Schät- 
zungen der gesamten Kosten der Wirtschaftswer- 
bung zeigen, daß davon auf die hier untersuchten 
Medien nur etwa ein Drittel entfallen 2 ). Daneben ist 
zu berücksichtigen, daß die Werbung nur ein Teil des 
äußerst vielfältigen absatzpolitischen Instrumen- 
tariums der Unternehmen ist. Diese Umstände er- 
schweren die Feststellung, ob ein Medium den an- 
deren Werbeumsatz entzieht, ob sich verschiedene 
Arten der Werbung ergänzen, welche Bedeutung 
dem Werbewettbewerb der werbenden Unterneh- 
men zukommt und wie die allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung die Werbeaufwendungen beeinflußt. 
Auszugehen ist von einem Überblick über die Kri- 
terien, nach denen die Werbeetats der werbenden 
Unternehmen aufgeteilt werden. 


B. Kriterien für die Verteilung 
des Werbevolumens 

Um festzustellen, welche Art der Werbung die ab- 
satzpolitischen Ziele eines Unternehmens am 
wirksamsten fördert, sind unter anderem zu berück- 
sichtigen: Das Produkt, für das geworben werden 
soll, das Werbeziel, die Höhe des Werbeetats, die 
Werbemaßnahmen der Konkurrenten, die Wirkungs- 
weise des Werbemittels sowie der Verbraucherkreis, 
der erreicht werden soll. 

Erhebungen der Kommission bei Werbeagenturen 
bestätigen die Bedeutung, die der Art und Beschaf- 
fenheit des Produktes für die Wahl des Werbemittels 
zukommt. Für Erzeugnisse, für die eine farbige 
Werbung bevorzugt wird, wie z. B. Textilien, wird 
vor allem in Illustrierten geworben. Die Fernseh- 
werbung überwiegt, wo Demonstration, Bewegung 


l ) BT-Drucksache IV/2158 

8 ) Diesen Schätzungen liegen die in Anlage 55 wieder- 
gegebene Entwicklung von Bruttosozialprodukt und 
Wirtschaftswerbung von 1956 bis 1965 sowie die in 
Anlage 56 wiedergegebene Entwicklung der Werbe- 
aufwendungen bei den Werbemitteln Anzeigen, Hör- 
funk und Fernsehen zugrunde. 
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und Bild für eine erfolgreiche Werbung als uner- 
läßlich bezeichnet werden, wie z. B. bei Modearti- | 
kein, Reinigungsmitteln, Getränken und technischen j 
Artikeln. Diesen Produkten stehen wiederum solche j 
gegenüber, für die eine schriftliche Erläuterung des 
Produkts (z. B. über technische Daten) notwendig ' 
ist, so daß die Anzeige als Werbemittel überwiegt. 

Auch beim Werbeziel wechseln die bevorzugten 
Werbemittel. Die Einführungswerbung für neue Pro- 
dukte verlangt andere Methoden als die Erinne- 
rungswerbung für bereits auf dem Markt befindliche 
Produkte oder die Werbung zur Erschließung neuer 
Märkte für Produkte, die auf Teilmärkten schon be- 
kannt sind. 

Ein erheblicher Einfluß geht auch von den Wett- 
bewerbern und den von ihnen verwendeten Werbe- 
mitteln aus. 

Die zuvor genannten Kriterien müssen in Be- 
ziehung gesetzt werden zu den Käuferschichten, 
die von der Werbung erreicht werden sollen, und 
zu der möglichen Zahl der Werbekontakte (Reich- 
weite) eines Werbemittels. Die Werbung wird in 
der Regel auf die Personenkreise abgestellt, die den 
Entschluß zum Kauf eines Produkts beeinflussen oder 
herbeiführen. Zur Durchführung der Werbeplanung 
ist es deshalb unerläßlich, die Zusammensetzung des 
Leserkreises eines Presseerzeugnisses (nach Alter, 
Geschlecht, Beruf, Einkommens Verhältnissen), die 
Struktur des Verbreitungsgebietes und die Lese- 
häufigkeit (Zahl der Kontakte) zu kennen. Ent- 
sprechendes gilt für die anderen Werbeträger. Durch 
Leseranalysen, Verbreitungsanalysen und durch die 
Erfassung der Hörer- und Fernsehergewohnheiten 
wird die Entscheidung des Werbetreibenden erleich- 
tert. Ergänzend ist zu berücksichtigen, ob überregio- 
nal oder lokal geworben werden soll. Bei einer 
Werbung im gesamten Gebiet der Bundesrepublik 
werden in erster Linie überregional verbreitete 
Werbeträger berücksichtigt, während regional oder 
lokal gezielte Werbung sich auf Werbeträger mit 
entsprechend begrenzter Verbreitung stützt. 

über die Höhe des Werbeetats, der zur Finanzierung 
eines Werbeprogramms zur Verfügung gestellt wird, 
wird nicht isoliert nach Werbegesichspunkten ent- 
schieden. Neben den finanziellen Möglichkeiten des 
Unternehmens werden häufig die gesamtwirtschaft- 
liche Entwicklung und die Entwicklungstendenz der 
Branche berücksichtigt. Die Entwicklung der Werbe- 
etats folgt in vielen Fällen der konjunkturellen Lage. 
Antizyklische Werbemaßnahmen sind nicht die 
Regel. 

Der Werbeerfolg eines Werbemittels kann nicht zu- 
verlässig festgestellt werden. Eine Zurechnung des 
Werbeerfolges auf einzelne zugleich verwendete 
Werbeträger und Werbemittel ist noch weniger mög- 
lich. Der Einsatz eines Werbemittels ist daher von 
der subjektiven Bewertung des Werbetreibenden ab- 
hängig. Aus demselben Grunde ist es überaus 
schwierig, die Preise verschiedener Werbemittel 
zu vergleichen. Gleichwohl werden die Kosten, die 
für die Herstellung eines Werbekontaktes durch ein 
Werbemittel entstehen, von den Werbenden berück- 
sichtigt. 


Erhebungen *) zeigen, daß überregionale, regionale 
und insbesondere lokale Zeitungen sowie Plakate 
und Filmtheater als für die Werbung kostenungün- 
stig eingeschätzt werden. Publikumszeitschriften und 
Straßenverkaufszeitungen sowie Hörfunk und auch 
Fernsehen gelten dagegen als preisgünstige Me- 
dien. 

Der Vielzahl der Kriterien für die Benutzung ein- 
zelner Werbemittel entspricht es, daß die Kommis- 
sion keine einheitliche Tendenz für die Verteilung 
des Werbevolumens auf die einzelnen Medien er- 
mitteln konnte. Unterschiede zeigten sich nicht nur 
von Produktgruppe zu Produktgruppe, sondern auch 
von Produkt zu Produkt. Schon die Verteilung der 
Werbeetats für einzelne Produkte auf die Werbeträ- 
ger wies beim Vergleich mehrerer Perioden Unter- 
schiede auf, die nicht auf Präferenzen für bestimmte 
Werbeträger, sondern nur auf einen Wechsel in der 
Werbekonzeption zurückgeführt werden konnten. 
Werbetreibende verzichteten z. B. in einzelnen Jah- 
ren auf Fernsehwerbung oder führten gezielte regio- 
nale oder lokale Schwerpunktwerbung in Tages- 
zeitungen in größeren zeitlichen Abständen durch. 


C. Die Werbeeinnahmen der Medien 

in den wettbewerbserheblichen Bereichen 

Zur Ermittlung von Wettbewerbsbeziehungen im 
Werbegeschäft sind bei der Presse diejenigen An- 
zeigenarten auszuscheiden, die in der Hörfunk- und 
Fernsehwerbung nicht erscheinen (z. B. Arbeits- 
marktanzeigen, Familienanzeigen, lokale Geschäfts- 
anzeigen). Dem Vergleich ist deshalb nur die über- 
regionale Werbung für Artikel und Dienstleistungen 
zugrunde zu legen 2 ). 

Über den Anteil der überregionalen Werbung für 
Artikel und Dienstleistungen an dem gesamten An- 
zeigenaufkommen bei Tageszeitungen liegen aus 
den dargelegten Gründen unterschiedliche Berech- 


ß DIVO-Institut für Wirtschaftsforschung, Sozialforschung 
und angewandte Mathematik GmbH, Frankfurt/Main, 
Die Methoden der Streuplanung der in Deutschland 
tätigen Werbeagenturen 

2 ) Die Vergleichbarkeit der Zahlen für überregionale 
Werbung wird dadurch beeinträchtigt, daß bei den 
Medien unterschiedliche Abgrenzungsmerkmale zu- 
grunde gelegt werden. Bei zahlreichen kleineren Ver- 
lagen fehlten überhaupt zureichende Aufzeichnungen 
über das Anzeigengeschäft. Eine wertmäßige Auftei- 
lung des Anzeigenaufkommens nach Anzeigensparten 
lag nur bei wenigen Verlagen vor. Das bei den Me- 
dien erhobene Material ist aus diesen Gründen nur 
schwer vergleichbar. 

Vergleichbares Zahlenmaterial bieten jedoch die Er- 
hebungen von Kapferer & Schmidt schon deshalb, 
weil hier nach einheitlichen Kriterien über einen 
längeren Zeitraum Erhebungen über die Werbeauf- 
wendungen für Markenartikel und überregionale 
Dienstleistungen bei Tageszeitungen, Zeitschriften, 
Rundfunk (Hör- und Sehfunk) und Bogenanschlag lau- 
fend erfaßt worden sind. 

Maßgebliches Kriterium für die Einbeziehung von Ar- 
tikeln und Dienstleistungen in diese Erhebungen ist, 
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nungen vor. Die Kommission nimmt bei der Tages- 
presse auf der Basis des Anzeigenaufkommens für 
das Jahr 1964 einen durchschnittlichen Anteil dieser 
überregionalen Werbung von 20 °/o an. 

Nach den erhaltenen Angaben entfallen vom ge- 
samten Anzeigenaufkommen bei Illustrierten und 
Rundfunkzeitschriften rund 95 °/o, bei Frauenzeit- 
schriften rund 90 % und bei den Bunten Wochenend- 
blättern rund 65 % auf überregionale Artikel- und 
Dienstleistungswerbung. 

Die Erlöse der Medien aus überregionaler Werbung 
sind in der Tabelle 180 den gesamten Anzeigen- 
erlösen gegenübergestellt. 

Eine weitgehende Übereinstimmung besteht zwi- 
schen dem Anzeigengeschäft der Zeitschriften und 
dem Werbegeschäft der Anstalten. Dagegen hat die 
Tagespresse ganz überwiegend Einnahmen aus An- 
zeigensparten, für welche eine parallele Rundfunk- 
werbung nicht in Betracht kommt. Vergleicht man 
jedoch das absolute Volumen der überregionalen 
Werbung in den Tageszeitungen mit der Rundfunk- 
werbung, so zeigt sich, daß die Tageszeitungen 
(280 Millionen DM) in der überregionalen Werbung 
ähnliche Größenordnungen wie das Fernsehen 
(300 Millionen DM) erreichen. 

Nicht alle der hier erfaßten Anzeigenerlöse der 
Tageszeitungen werden in Konkurrenz zur Rund- 
funkwerbung erzielt. Auch innerhalb der überregio- 
nalen Werbung gibt es Produkte und Produktgrup- 
pen, für die nicht oder nur selten im Rundfunk ge- 
worben wird. 

Um die Wettbewerbsbeziehungen anhand der Pro- 
duktgruppen bestimmen zu können, für die gewor- 
ben wird, ist vorab das auf alle Medien entfallende 
Werbevolumen nach Produktgruppen darzustellen. 
Die Entwicklung für die Zeit von 1961 bis 1966 er- 
gibt sich aus Tabelle 181, der Zahlen von Kapferer 
& Schmidt zugrunde liegen. 


Tabelle 180 



Anzeigenerlöse 1964 

Werbeträger 

ins- 

gesamt 

darunter 

über- 

regionale 

Artikel- 

und 

Dienst- 

leistungs- 

werbung 


Millio- 
nen DM 

Millio- 
nen DM 

Hörfunk 

(ohne Radio Luxemburg) . . 

50 

50 

Fernsehen (einschl. ZDF) . . 

300 

300 

insgesamt . . 

350 

350 

Tageszeitungen mit mehr als 
einmal wöchentlichem Er- 
scheinen (soweit im 4. 
Quartal 1964 bei IVW er- 
faßt) 

1 420 

280 

Illustrierte 

240 

230 

Frauen- und Modezeit- 
schriften 

160 

140 

Rundfunkzeitschriften 

140 

130 

Bunte Wochenendblätter . . 

14 

10 

Zeitschriften insgesamt . . . 

554 

510 


Quelle : Eigene Schätzungen und Ermittlungen für das 
Jahr 1964 


(Fortsetzung von S. 146) 

daß die Werbung auf überregionaler Ebene erfolgt. 
Demnach wird der Begriff „Markenartikel" hier in 
einem weiten Sinne gebraucht. Er wird nach der 
geographisch-räumlichen Verbreitung der Werbung 
abgegrenzt. 

Durch dieses Abgrenzungsmerkmal erfassen Kapferer & 
Schmidt die Werbung in Hörfunk und Fernsehen voll- 
ständig. Sie wird in der Weise ermittelt, daß die Zeit- 
dauer der ausgestrahlten Spots erfaßt und mit dem 
Bruttopreis laut Preisliste bewertet wird. Bei den 
Zeitungen und Zeitschriften wird der Anzeigenraum 
der Inserate abgemessen. Die Bewertung wird nach 
der Preisliste auf Bruttobasis vorgenommen. Bei den 
Zeitungen sind die „Hauptausgaben" Grundlage der 
Ermittlungen. Anzeigen, die nur in Nebenausgaben 
(Bezirksausgaben) erscheinen, werden nicht berück- 
sichtigt. Durch diese Verfahren wird die überregionale 
Werbung in der Tagespresse praktisch vollständig er- 
hoben. Eine Einschränkung ergibt sich allerdings da- 
durch, daß Kapferer & Schmidt in der Regel nur je eine 


der zu den Anzeigenringen gehörenden Zeitungen er- 
fassen. Erscheint in dieser eine Markenartikelanzeige, 
so wird unterstellt, daß sie auch in den anderen Ring- 
zeitungen erscheint. 

Die Werbeaufwendungen für Zeitschriftenanzeigen er- 
mitteln Kapferer & Schmidt in derselben Weise wie 
bei den Zeitungen. Den Erhebungen liegen nicht alle 
Zeitschriften zugrunde. Es werden laufend etwa 1700 
Objekte ausgewertet. Die für die Werbung wesent- 
lichen Zeitschriften sind berücksichtigt. 

Bei dem von Kapferer & Schmidt angewandten Ver- 
fahren können Mengenrabatte, Anzeigenringrabatte 
und sonstige unbekannte Nachlässe nicht abgesetzt 
werden. Außerdem werden z. B. Eigenanzeigen von 
Verlagen mit dem normalen Bruttopreis bewertet. Eine 
Berechnung des Nettowerbevolumens ist auf dieser 
Grundlage nicht möglich. Schon aus diesem Grunde er- 
geben sich erhebliche Unterschiede zu den von der 
Kommission festgestellten Anzeigenerlösen für Mar- 
kenartikelinserate, wie sie in der Tabelle 180 genannt 
werden. 
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Tabelle 181 




Werbeaufwendungen 


Zuwachs 

Produktgruppen 

1961 

1966 

1961 bis 1966 

in . . . 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen ! 
DM 1 

°/o 

Nahrungs- und Genußmittel .... 

449,1 

17 

728,6 

16 

279,5 

62,2 

Körperpflege, Reinigung, 
Gesundheit 

415,8 

16 

644,0 

14 

228,2 

54,9 

Maschinen und Fahrzeuge 

122,8 

5 

233,5 

5 

110,7 

90,1 

Haushalt- und Einrichtungs- 
gegenstände 

126,8 

5 

223,4 

5 

96,6 

76,2 

Textil und Bekleidung 

103,5 

4 

206,7 

5 

103,2 

99,7 

Dienstleistungen 

44,6 

2 

117,0 

3 

72,4 

162,3 

Güter des persönlichen Bedarfs . . 

45,7 

2 

80,1 

2 

34,4 

75,3 

Sonstige Produktgruppen 

212,6 

8 

430,7 

10 

218,1 

102,6 

überregionale Werbung 

1 520,9 

59 

2 664,0 

60 

1 143,1 

75,2 

Produktionsmittel in Zeitschriften 

181,3 

7 

339,0 

8 i 

157,7 

87,0 

Einzelhandel 

636,1 

25 

1 030,8 

23 1 

394,7 

62,1 

Vergnügungen und 
Veranstaltungen 

170,9 

7 

245,1 

5 i 

74,2 

43,4 

Bäder und Reisen 

i 

56,5 

2 

169,2 

4 

112,7 

199,5 

Lokale Werbung in Zeitungen . . 

i 

863,5 

34 

j 1 445,1 

1 

32 \ 

581,6 

67,3 

Summe aller Gruppen 

2 565,7 

100 

| 4 448,1 

100 

1 882,4 

73,4 


Quelle: ZAW-Jahresbericht 1965 (für die Zahlen 1961) und ZAW-Jahresbericht 1966 (für die Zahlen 1966) sowie 
eigene Berechnungen (vgl. hierzu auch Anlage 56) 


Die in der Tabelle 181 ausgewiesenen Beträge er- 
scheinen bei den Medien nicht in voller Höhe als 
Erlöse. Es handelt sich bei den dargestellten Zahlen 
vielmehr um Bruttobeträge, die noch nicht um Nach- 
lässe, wie Rabatte, Provisionen u. ä. gekürzt sind. 
Der größte Posten der Werbeaufwendungen entfällt 
auf die Einzelhandelswerbung in Zeitungen. Bei der 
überregionalen Werbung haben die Produktgruppen 
„Nahrungs- und Genußmittel" sowie „Körperpflege, 
Reinigung, Gesundheit" die höchsten Werbeaufwen- 
dungen. Auf sie entfallen 50 bis 60 °/o der gesamten 


überregionalen Werbung. Diese beiden Produkt- 
gruppen haben neben der Einzelhandelswerbung 
auch die höchsten Zuwächse. Bei einer hohen Aus- 
gangsbasis weisen sie jedoch die geringsten Steige- 
rungsraten aus. 

Die Zahl der Produkte, für die in Presse und Rund- 
funk überregional geworben wird, ist gestiegen. In 
dieser Hinsicht haben sich die potentiellen Wettbe- 
werbsbeziehungen vermehrt. Im einzelnen hat sich 
die in Tabelle 182 dargestellte Entwicklung ergeben. 
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Tabelle 182 


Produkt- bzw. 
Dienstleistungsbereiche b 

Zahl der Produkte 
bei der überregio- 
nalen Werbung 

1961 | 1965 

Nahrungs- und Genußmittel 

1 471 

1 807 

Körperpflege, Reinigung, 
Gesundheit 

1 163 

1 451 

Maschinen und Fahrzeuge . . 

911 

1 632 

Haushalt- und Einrichtungs- 
gegenstände 

701 

1 268 

Textil und Bekleidung .... 

705 

866 

Dienstleistungen 

375 

720 

Güter des persönlichen 
Bedarfs 

420 

465 

Sonstige Produktgruppen . . 

1 332 

2 556 

Summe . . . 

7 078 

10 765 


l ) Die Eingruppierung weicht geringfügig von der in 
Tabelle 181 ab. 

Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg, und eigene 
Berechnungen 

Die Erhöhung der Werbeaufwendungen ist sowohl 
auf eine Aufstockung der Werbeetats für einzelne 
Produkte als auch auf eine Zunahme der Zahl der 
Produkte, für die geworben wird, zurückzuführen, 
überdurchschnittliche Zuwachsraten bei einzelnen 
Produktbereichen sind im allgemeinen durch die Zu- 
nahme der Zahl der Produkte bedingt. 


D. Entwicklung und Zusammensetzung 

der Werbeerlöse bei Presse und Rundfunk 

Anhaltspunkte für den Einfluß der Rundfunkwer- 
bung und besonders der Fernsehwerbung auf den 
Werbemarkt können aus der Entwicklung der auf 
Presse und Rundfunk entfallenden Einnahmen für 
überregionale Werbung gewonnen werden. In den 
Jahren 1952 bis 1966 sind die Brutto-WerbeerlÖse 
bei allen Medien stetig gewachsen 1 ). Die in Tabelle 
183 enthaltene Gegenüberstellung für 3 Stichjahre 
läßt diese Tendenz hervortreten. 

Die Entwicklung läßt keinen negativen Einfluß der 
Fernsehwerbung auf das absolute Wachstum der 
Werbeeinnahmen von Tageszeitungen und Zeit- 
schriften erkennen. Die Zuwächse der Presse sind 
vielmehr, wie Tabelle 184 zeigt, nach der Einfüh- 
rung des Werbefernsehens gestiegen 2 ). 


Tabelle 184 


Medien 

Summe der Zuwachsraten 

1953—1959 1960—1966 

Millionen Millionen 

DM DM 

Tageszeitungen 

Zeitschriften 

Anzeigen insgesamt . . . 

Hörfunk *) 

Fernsehen 

243,2 333,8 

391,7 801,5 

634,9 1 135,3 

26,4 64,2 

55,1 482,6 

Summe ... | 716,4 1 682,1 


b Einschließlich Radio Luxemburg 

Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg 


b vgl. Anlage 57 
2 ) vgl. auch Anlage 58 


Tabelle 183 


Medien 

Bruttoeinnahmen aus Wirtschaftswerbung 

1952 

1959 

1966 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Tageszeitungen 

82,1 

40,8 

325,3 

35,5 

659,1 

25,3 

Zeitschriften 

101,4 

50,3 

493,1 

53,7 

1 294,6 

49,8 

Anzeigen insgesamt . . . 

183,5 

91,1 

818,4 

89,2 

1 953,7 

75,1 

Hörfunk b 

17,9 

8,9 

44,3 

4,8 

108,5 

4,2 

Fernsehen 

— 

— 

55,1 

6,0 

537,7 

20,7 

Summe . . . 

201,4 

100,0 

917,8 

100,0 

2 599,9 

100,0 


b Einschließlich Radio Luxemburg Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Die absolute Zunahme des Werbevolumens der Me- 
dien war von 1960 bis 1966 mehr als doppelt so hoch 
wie im vorhergehenden Zeitabschnitt. Dies ist nicht 
nur durch das Hinzutreten des Fernsehens bedingt. 
Auch die Zuwächse der Zeitschriften haben sich ver- 
doppelt. 

Die jährlichen Zuwächse der Medien von 1953 bis 
1966 *) zeigen ein kontinuierliches Wachstum der 
Anzeigen insgesamt. Eine Sonderbewegung ist 1961 
zu erkennen. In diesem Jahr sind bei Tageszeitun- 
gen, bei Zeitschriften und beim Fernsehen erheblich 
über dem Durchschnitt liegende Zuwächse eingetre- 
ten. Die starke Abschwächung der Zuwächse des 
Fernsehens im Jahre 1964 wurde 1965 überpropor- 
tional ausgeglichen. Die Tageszeitungen vergrößer- 
ten den Zuwachs ihres Werbevolumens 1965 leicht, 
die Zeitschriften erreichten nur 2 / 3 des Zuwachses 
vom Vorjahr. Dieses Bild änderte sich 1966 erheb- 
lich. Bei den Tageszeitungen trat ein absoluter Rück- 
gang ein. Dagegen konnten die Zeitschriften ihre 
Zuwächse nahezu verdoppeln. Das Wachstum der 


’) vgl. Anlage 58 und Zweiter Teil, 2. Abschnitt, Ziff. II 
C 3 h 


Fernsehwerbung ließ dagegen 1966 nach. Auch wenn 
man berücksichtigt, daß die Entwicklung bei den 
einzelnen Zeitungstypen und Zeitungsgrößenklassen 
1966 unterschiedlich verlaufen ist 9» so läßt dieses 
Jahr eindeutig eine Umschichtung der Anzeigenwer- 
bung von den Zeitungen auf die Zeitschriften erken- 
nen. 

Die Entwicklung der Bruttowerbeerlöse von Presse 
und Rundfunk nach Produktgruppen von 1961 bis 
1966 zeigt deutlich unterschiedliche Tendenzen für 
die Anteile der Medien 2 ). Mit Ausnahme der Wer- 
bung für Dienstleistungen, bei denen die Zeitungen 
an der Spitze liegen, entfielen 1966 die höchsten An- 
teile an den Werbeaufwendungen aller Produkt- 
gruppen auf die Zeitschriften. Die Anteile des Fern- 
sehens liegen 1966 bei den Gruppen „Nahrungs- 
und Genußmittel", „Körperpflege, Reinigung, Ge- 
sundheit" sowie „Textil und Bekleidung" höher als 
die der Tageszeitungen. In den anderen Produkt- 
gruppen übersteigen die Anteile der Zeitungen die- 
jenigen des Fernsehens erheblich. Bei den 3 Grup- 
pen, bei denen das Fernsehen stärker ist als die 


9 vgl. Anlage 46 
2 ) vgl. Anlage 59 


Tabelle 185 


Produktgruppe 

Veränderungen in den Anteilen 
an den Werbeaufwendungen der Produktgruppen 9 

Tages- 

zeitung 

Zeit- 

schriften 

Hörfunk 

Fernsehen 

Nahrungs- und Genußmittel 

-15,5 <) 

+ 7,3 

+ 0,7 

+ 7,5 

Körperpflege, Reinigung, Gesundheit 

- 9,4 

- 4,8 

+ 2,3 

+ 11,9 

Maschinen und Fahrzeuge 

-12,1 

+ 12,6 

+ 0,4 

0,9 

Haushalt- und Einrichtungsgegenstände ! 

- 0,9 

+ U 

-0,8 • 

+ 0,6 

Textil und Bekleidung 

— 13,7 

+ 9,0 

-0,3 

+ 5,0 

Dienstleistungen * 

- 1,1 

+ 0,8 

— 

+ 0,3 

Güter des persönlichen Bedarfs 

+ 6,8 

-10,9 

-o,i 

+ 4,2 

Sonstige Produktgruppen 

- 0,9 

- 0,8 

+ 0,2 

+ 1,5 

Alle Produktgruppen 

- 8,3 

+ 2,5 

+ 0,6 

+ 5,2 


9 Die Veränderungen in den Anteilen wurden wie folgt ermittelt: 


Produktgruppe / Jahre 


Anteil der Tageszeitungen 
an den Werbeaufwendungen 
der Werbeträger lt. Anlage 59 
in °/o 


Nahrungs- und Genußmittel 

1961 

1966 


36,7 

21,2 


Veränderung in den Anteilen | 15,5 

Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg, und eigene Berechnungen 
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Zeitungen, vereinigen jedoch die Zeitschriften we- 
sentlich höhere Anteile als das Werbefernsehen auf 
sich. 

Die Veränderungen in den Anteilen an den Werbe- 
aufwendungen für die einzelnen Produktgruppen 
zwischen 1961 und 1966 zeigt Tabelle 185. 

Die Anteile haben sich bei den ersten beiden Pro- 
duktgruppen am stärksten auf das Fernsehen ver- 
lagert. Wesentliche Veränderungen sind auch bei 
Maschinen und Fahrzeugen sowie bei Textil und Be- 
kleidung eingetreten. Hier sind die Anteilsverluste 
der Zeitungen am stärksten zu den Zeitschriften ge- 
wandert. Bei den Gütern des persönlichen Bedarfs 
hat sich das Werbevolumen dagegen vorwiegend 
von den Zeitschriften auf die Zeitungen verlagert. 

Eine Verschiebung der Produktgruppenanteile sagt 
noch nichts über die Entwicklung der Werbeeinnah- 
rnen bei einem Medium aus. Die Zuwächse der Me- 
dien nach Produktgruppen zeigen vom 1. Januar 
1962 bis 31. Dezember 1966 folgendes Bild *): 

Zeitschriften: 639,0 Millionen DM 

Fernsehen: 315,7 Millionen DM 


2,5%. Die für die Zeitungen wichtigen „Maschinen 
und Fahrzeuge" (15,9%) und „Dienstleistungen" 
(10,7%) treten dagegen bei den anderen Medien zu- 
rück. Diese Verhältniszahlen deuten auf eine starke 
Differenzierung in der vorzugsweisen Eignung eines 
Mediums für bestimmte Produktarten. Fernsehen 
und Illustrierte haben in dieser Beziehung mehr Be- 
rührungspunkte als Fernsehen und Tageszeitungen. 

Die parallele Bedeutung einzelner Produktgruppen 
für mehrere Medien ist sowohl mit der Annahme 
vereinbar, daß die Medien in Konkurrenz zueinan- 
der stehen, als auch mit der Annahme, daß sie sich 
in der Werbung für diese Produkte ergänzen. 

Um die bestimmenden Faktoren für die Entwicklung 
der Werbeetats auch konkret zu erfassen, hat die 
Kommission einzelne Etats untersucht l ). Diese Etats 
vereinigten 1965 17,2% und 1966 15,0% der von 
Kapferer & Schmidt festgestellten Aufwendungen 
für überregionale Werbung auf sich. Die Entwick- 
lung dieser Etats ist in Anlage 62 nach weiter aufge- 
teilten Gruppen für Tageszeitungen, Publikumszeit- 
schriften und Fernsehen dargestellt. Die Zuwächse 
und Zuwachsraten dieser Etats sind aus Anlage 63 
zu ersehen. 


Tageszeitungen: 169,8 Millionen DM 

Hörfunk: 56,2 Millionen DM 

Im Gegensatz zu der Entwicklung der Anteile an 
den Werbeaufwendungen, bei der das Fernsehen 
den größten Zuwachs ( + 5,2) zu verzeichnen hatte, 
liegen die Zeitschriften bei den absoluten Zuwachs- 
beträgen weit an der Spitze. Nur in der Gruppe 
„Körperpflege, Reinigung, Gesundheit" übertrifft der 
Zuwachs des Fernsehens den der Zeitschriften leicht. 
Bei den Gruppen „Dienstleistungen" und „Güter des 
persönlichen Bedarfs" übertreffen die Zeüungen die 
Zeitschriften. Als einziger Werbeträger haben die 
Zeitungen bei 3 Gruppen (Nahrungs- und Genußmit- 
tel; Körperpflege, Reinigung, Gesundheit; Textil und 
Bekleidung) absolute Rückgänge ihres Werbevolu- 
mens zu verzeichnen 2 ). 

Die Anteile der einzelnen Produktgruppen am 
Werbevolumen des einzelnen Mediums geben Hin- 
weise auf die besondere Eignung eines Mediums für 
bestimmte Produktgruppen 3 ). 

Ausgeprägt ist der hohe Anteil, der in der Fernseh- 
werbung auf die Produktgruppen „Körperpflege, 
Reinigung, Gesundheit" (37,1 %) und „Nahrungs- 
und Genußmittel "(35,7%) entfällt. Beide Produkt- 
gruppen sind auch für die Zeitschriften am wichtig- 
sten (25,4% und 25,0%). Bei den Zeitungen haben 
dagegen nur die Nahrungs- und Genußmittel eine 
vergleichbare Bedeutung (23,4 %). Für alle drei Me- 
dien erheblich sind die Einnahmen aus „Sonstigen 
Produkten" (Zeitungen 25,5%, Zeitschriften 14,7%, 
Fernsehwerbung 10,0%). Auf Textil und Beklei- 
dung entfallen bei den Illustrierten 11,5%, bei der 
Fernsehwerbung 5,9 % und bei den Zeitungen nur 


n vr rl Anlarro GO 

) 'a 1 - j - ~~ 

2 ) Einzelheiten in Anlage 60 

3 ) vgl. Anlage 59 


Die Etats der einzelnen Gruppen haben sich von 
1961 bis 1966 zwischen 10% und 180% (bezogen 
auf die Etatvolumen von 1961) erhöht. Rechnet man 
Zeitungen und Zeitschriften zusammen, so haben 
mit einer Ausnahme alle Gruppen Zuwächse bei den 
Anzeigen. Das gleiche gilt für das Fernsehen, wenn 
man davon absieht, daß die Mineralölunternehmen 
sowie die Luftfahrtgesellschaften nicht und die Kraft- 
fahrzeugindustrie nur in geringem Umfang im Fern- 
sehen geworben haben. 

Sonderentwicklungen sind bei Wasch- und Reini- 
gungsmitteln eingetreten. Deren Werbung in Zeitun- 
gen und Zeitschriften ist erheblich zurückgegangen, 
obwohl die Etats dieser Produkte von 88 Millionen 
DM (1961) auf 137 Millionen DM (1965) erhöht wur- 
den. Die damit verbundene Verlagerung auf das 
Fernsehen wird überwiegend auf den scharfen Wett- 
bewerb in dieser Branche zurückzuführen sein. Die 
verstärkte Werbung der Waschmittelhersteller im 
Fernsehen erklärt auch die Zuwächse der Fernseh- 
werbung bei der Produktgruppe „Körperpflege, Rei- 
nigung, Gesundheit". Allein bei dieser Produkt- 
gruppe liegen die Zuwächse des Fernsehens über 
denen der Zeitschriften. 

Für einen Teil der gesondert untersuchten Produkte 
hat die Kommission Angaben von Werbeagenturen 
und Werbetreibenden über die Entwicklung und 
Verteilung der Etats von 1956 bis 1965 erhalten. Es 
handelt sich um 34 Etats, die 1965 11,8% der von 
Kapferer & Schmidt ermittelten Werbeaufwendun- 
gen repräsentieren. Die von Kapferer & Schmidt er- 
mittelten Bruttoaufwendungen weichen von den An- 
gaben der Werbeagenturen ab. Das gleiche gilt für 
die von der Kommission bei den Medien ermittelten 
Anzeigenerlöse. Die Unterschiede beruhen darauf, 
daß bei den Zahlen von Kapferer & Schmidt Nach- 


J ) vgl. Anlagen 62 und 63 
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lässe noch nicht abgesetzt sind. Die Höhe der Diffe- 
renzen läßt aber auch auf Sondernachlässe bei gro- 
ßen Werbeaufträgen schließen. 

Die von der Kommission bei Werbeagenturen erho- 
benen Zahlen, die Werbeaufwendungen für Presse, 
Rundfunk, Filmtheater und andere Werbeträger ein- 
schließlich der Herstellkosten für die Werbemittel 
enthalten, zeigen von 1956 bis 1964 einen stetigen 
Anstieg und 1965 einen leichten Abfall. l ) 

Die Anteile des Pressebereiches im ganzen zeigen 
wenig Veränderungen: Verschiebungen haben sich 
aber zwischen Tagespresse und Zeitschriften er- 
geben. Die Werbeaufwendungen für Hörfunk und 
Fernsehen haben sich erhöht. Die Filmtheaterwer- 
bung ist stark zurückgegangen. 

Die Erhebungen der Kommission und die Zahlen von 
Kapferer & Schmidt zeigen, daß die Verteilung des 
Werbevolumens für einzelne gleichartige Produkte 
oft unterschiedlich ist. Auch die Verteilung der Etats 
auf die einzelnen Werbeträger wechselt oft für das 
gleiche Produkt von Periode zu Periode. Eine gene- 
relle Aussage über die Verteilung der Werbeetats 
ist deshalb nicht möglich. Angesichts der heteroge- 
nen Produkte, der unterschiedlichen Zielsetzungen 
und der jeweils verschiedenen Wirkungsweise der 
Medien war ein anderes Ergebnis kaum zu erwar- 
ten. überwiegende Anzeichen sprechen jedoch da- 
für, daß für die Fernsehwerbung in höherem Maße 
zusätzliche Etatmittel bereitgestellt als Anzeigen 
von der Presse abgezogen wurden. Die Anzeigen- 
werbung im ganzen hat sich in den Jahren, in denen 
es Fernsehwerbung gab, erheblich günstiger ent- 
wickelt als in vorhergehenden Zeiträumen. Diese 
Entwicklung kann zwar nicht unabhängig von der 
wirtschaftlichen Entwicklung im allgemeinen ge- 
sehen werden. Sie ist jedoch ein Indiz dafür, daß das 
Werbefernsehen das Wachstum der Werbung im 
ganzen beschleunigt hat. 


IV. Die wettbewerbserheblichen Eigenarten 
der Medien 

Um den Bereich möglicher Wettbewerbsbeziehungen 
zwischen den Medien weiter einzugrenzen, empfiehlt 
es sich, von denjenigen Eigenarten des einzelnen 
Mediums auszugehen, die dahin tendieren, die an- 
gebotenen Leistungen zu differenzieren und ihnen 
einen selbständigen Markt zu schaffen. Im Anschluß 
daran sind die Wettbewerbsbeziehungen zusammen- 
zufassen, die nach der Untersuchung der einzelnen 
Medien feststellbar sind. Dabei werden die Eigen- 
arten des einzelnen Mediums stets im Hinblick auf 
möglichen Wettbewerb des anderen Mediums zu 
prüfen sein. 

Zeitungen, Zeitschriften und Fernsehen werden im 
einzelnen behandelt. Der Hörfunk wird fallweise be- 
rücksichtigt. 


9 vgl. Anlage 64 


A. Das Fernsehen 

Die vom Fernsehen angebotenen Leistungen sind im 
Hinblick auf mögliche Wettbewerbsbeziehungen im 
Programmfernsehen und im Werbefernsehen zu be- 
urteilen. Innerhalb des Programmfernsehens soll 
zwischen aktuellen Sendungen zum Zeitgeschehen, 
besonders Nachrichten, Informationen und Kommen- 
taren, und sonstigen Sendungen unterschieden wer- 
den. 

1 . Programmfernsehen 
a) Sendungen zum Zeitgeschehen 

Die Sendezeit für Nachrichten hat sich seit dem Auf- 
kommen des Fernsehens beträchtlich erhöht. Der 
wichtigste Vorteil des Rundfunks liegt in der durch 
die Sendetechnik ermöglichten Aktualität der ein- 
zelnen Informationen. Die Zeitungsverleger machen 
deshalb geltend, das Fernsehen entziehe oder beein- 
trächtige infolge des Aktualitätsvorsprungs auch die 
Ansatzpunkte für die Kommentierung in der Tages- 
presse. *) 

Die daraus zu entnehmende Auffassung, die aktuelle 
Teilinformation durch das Fernsehen verdränge die 
Zeitungen, ist nicht schlüssig. Sie setzt voraus, daß 
der Fernsehzuschauer die Fernsehinformation als 
ausreichend betrachtet und deshalb auf die Infor- 
mation durch die Zeitung verzichtet. Die stetigen, 
vom Aufkommen des Fernsehens nicht erkennbar 
beeinflußten Erhöhungen der Zeitungsauflagen deu- 
ten daraufhin, daß ein solcher unmittelbarer Zusam- 
menhang nicht besteht. Gerade in der Anfangszeit 
des Fernsehens, in der die Überschätzung des Me- 
diums naheliegen würde, hätte man einen Zusam- 
menhang zwischen der Erhöhung der Teilnehmer- 
zahlen im Fernsehen und dem Rückgang der Zei- 
tungsauflagen erwarten können, wenn ein solcher 
wirklich bestünde. Es zeigt sich aber eine gegen- 
läufige Tendenz. 

Die im Fernsehen gebotenen Kurzinformationen 
regen den Zuschauer zur weiteren Lektüre an, weil 
sein Interesse geweckt worden ist. Diese Tendenz 
wird durch die Feststellung bestätigt, daß diejenigen 
Haushalte in Deutschland, in denen ein Fernseh- 
gerät vorhanden ist, häufiger zwei Zeitungen abon- 
nieren als Haushalte ohne ein Fernsehgerät. Auch 
die Untersuchungen üebr die Nutzung der Medien 2 ) 
deuten darauf hin, daß sich Presse und Fernsehen 
ergänzen und von den Benutzern nicht als Substitute 
angesehen werden. 

Daneben gibt es einen weiten Bereich lokaler und 
regionaler Ereignisse, über die das Fernsehen nicht 
berichtet, weil bei der Mehrheit der Zuschauer dafür 
kein ausreichendes Interesse besteht. Das gilt nicht 
nur für die bundesweit ausgestrahlten, sondern auch 
für die regionalen Sendungen des Fernsehens. Die 
Berichterstattung über lokale und regionale Ereig- 
nisse bleibt weitgehend der lokalen und regionalen 


J BDZV, Pressefreiheit und Fernsehmonopol, (im folgen- 
den Denkschrift genannt) S. 39 
2 ) vgl. Ziff. II D und Ziff. II E dieses Abschnitts 
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Presse Vorbehalten. Das Fernsehen berichtet darüber 
nur dann, wenn diese von allgemeinem Interesse 
sind. Der politische Kommentar, die Grundlage des 
meinungsbildenden Teils der Presse, ist für das Fern- 
sehen wenig geeignet. Die Schwächen des verlese- 
nen Kommentars können dadurch gemildert werden, 
daß Filmberichte und Bildmaterial den Kommentar 
ergänzen. Aber auch solche Sendungen ersetzen 
nicht den Pressekommentar. 

Andere Formen der Darbietung eignen sich allein 
für das Fernsehen. Erwähnt seien Diskussionen über 
aktuelle politische, wirtschaftliche oder kulturelle 
Fragen. In der Denkschrift des BDZV *) heißt es 
dazu, das Fernsehen sei wegen des geringen Infor- 
mationswertes der Kommunikation und infolge der 
erzwungenen Neutralität auf Diskussionen und In- 
terviews ausgewichen. Es ist jedoch die Eigenart des 
Mediums, die hier ausschlaggebend ist. Bei Diskus- 
sionen im Fernsehen kann der Zuschauer die Reak- 
tion aller Teilnehmer verfolgen; mit der Informa- 
tion verbindet sich der persönliche Eindruck, der 
weder durch den Hörfunk noch durch Zeitungen in 
gleicher Weise erreichbar ist. Eine weitere Eigenart 
des Fernsehens besteht in der Wiedergabe von Ge- 
schehnissen im Zeitablauf. Neben der kurzen Er- 
gänzung von Nachrichten stehen hier Reportagen im 
Vordergrund, die einen Gesamteindruck von ausge- 
wählten politischen oder kulturellen Gegenständen 
vermitteln. Hier treten mögliche Wettbewerbsbe- 
ziehungen zu den Zeitschriften, besonders zu den 
Spezialzeitschriften, in den Vordergrund. 

Eine weitere Eigenart des Fernsehens folgt aus der 
zeitlichen Begrenzung der Nachrichtensendungen als 
solche. Die Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
führt dazu, daß die Selektion der zu sendenden 
Informationen eine redaktionelle Aufgabe der Fern- 
sehanstalt wird. Der Vergleich mit dem Umfang der 
Berichterstattung durch Tages- oder Wochenzeitun- 
gen ist kaum möglich, weil Sendezeit und angebote- 
ner Lesestoff unvergleichbar sind. Die Selektion, die 
weitgehend dem Leser einer Zeitung überlassen 
bleiben kann, muß das Fernsehen selbst überneh- 
men. Dem entspricht eine unterschiedliche Informa- 
tionserwartung der Benutzer der Medien. 

Die umfassendere Information durch die Zeitung 
kann der Leser in einer von ihm gewählten Zeit und 
an einem von ihm gewählten Ort in Anspruch neh- 
men. 

Erhebliche Teile der Bevölkerung können sich an 
Werktagen ausschließlich durch die Zeitung infor- 
mieren. 

Die These des BDZV, das Fernsehen informiere 
seine Teilnehmer nur teilweise und übermittele ein 
„verstelltes Bild von der Wirklichkeit" 2 ), läßt die 
angeführten Besonderheiten der Medien außer acht. 
Die Kurzinformation durch das Fernsehen ist keine 
falsche oder verstellte Berichterstattung, sondern 
eine besondere Art der Information. Gerade des- 
halb kann das Fernsehen die Zeitungen nicht er 


1 ) Denkschrift, S. 100 

2 ) Denkschrift, S. 99 


setzen. Die Arten der Information ergänzen sich, 
ohne sich zu verdrängen. Auf Besonderheiten des 
Fernsehens ist auch die Frage nach seiner Integra- 
tionskraft zurückzuführen. Der BDZV meint dazu, 
im Gegensatz zur Presse mangele es dem Fernsehen 
an Integrationskraft, weil . . widersprechende Mei- 
nungen nicht sachlich, sondern rein formal durch das 
Prinzip der Neutralität auf einen Nenner gebracht 
werden müssen" 1 ). Die Tatsache, daß es keine 
Meinung des Fernsehens gibt, sondern nur Meinun- 
gen im Fernsehen, führt zu falschen Schlüssen, wenn 
man das Fernsehen mit einer einzelnen Zeitung ver- 
gleicht. Zu vergleichen wären vielmehr die Presse 
als solche und das Fernsehen als Institution. 

Eine Verpflichtung zur Neutralität wird infolge der 
Wirkungsbreite des Fernsehens und infolge des be- 
grenzten Zugangs zum Medium immer unvermeid- 
lich sein. Selbst ein von den Verlegern betriebenes 
Fernsehen würde eine vergleichbare Neutralitäts- 
verpflichtung übernehmen müssen. Ein Verleger, der 
für die Einführung eines Verlegerfernsehens eintritt, 
hat diese Notwendigkeit vor der Kommission her- 
vorgehoben. In der Bundesrepublik ist diese Neutra- 
lität im Rahmen der öffentlich-rechtlichen Organisa- 
tion des Fernsehens gesichert. Ähnliche Probleme 
stellen sich aber auch bei einer anderen Gestaltung 
des Fernsehens. Fragt man in dieser Weise nach den 
Funktionen der Medien, dann muß man berücksich- 
tigen, daß auch der Integrationskraft der Presse in- 
folge ihrer privatwirtschaftlichen Organisation und 
ihrer inneren Struktur Grenzen gezogen sind. 

Die Aufgabe der Presse, unmittelbar auf die Mei- 
nungsbildung der Leser einzuwirken, gibt den Zei- 
tungen die auch wirtschaftlich erhebliche und dem 
Fernsehen verschlossene Möglichkeit, eine be- 
stimmte politische Linie zu vertreten. Ein zur Neu- 
tralität verpflichtetes Fernsehen kann mithin gerade 
durch den Gegensatz zu den institutionellen Eigen- 
arten der Presse einen besonderen Beitrag zu dem 
Prozeß der Meinungsbildung leisten. 

Obwohl Information und Kommentierung Gegen- 
stände des Fernsehens und der Presse sind, unter- 
scheiden sich die angebotenen Leistungen schon in- 
folge der technischen Besonderheiten der Medien. 
Die Nachfrage nach Information und Kommentie- 
rung kann durch kein Medium allein befriedigt wer- 
den. überwiegende Anzeichen sprechen dafür, daß 
sich die Medien gerade in diesem Bereich ergänzen. 
Die Medien stehen nicht unverbunden nebenein- 
ander. Vielmehr werden sie auf die ihren Eigenarten 
entsprechenden Wirkungsmöglichkeiten verwiesen. 
Das setzt eine bewegliche Anpassung an veränderte 
Verhältnisse voraus. Die Presse als das ältere Me- 
dium mag diese Notwendigkeit, sich neuen Gege- 
benheiten anzupassen, als wettbewerbsverfälschend 
empfinden. Es handelt sich jedoch um eine Anpas- 
sung, die zu einer Aufgabenteilung tendiert. Das In- 
formationsbedürfnis der Zeitungsleser, die zugleich 
durch das Fernsehen informiert werden, verändert 
sich. Es kann intensiver werden und deshalb zu ge- 
steigerten Anforderungen an die Qualität der Zei- 


*) Denkschrift, S. 75/76 
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tungen führen. Dadurch können Kostensteigerungen 1 
hervorgerufen und der Wettbewerb der Zeitungen ! 
untereinander intensiviert werden. Das alles sind , 
Wirkungen, die in ähnlicher Weise mit dem tech- 
nischen Fortschritt auch auf anderen Gebieten ver- 
bunden sind. Anhaltspunkte für eine Verfälschung 
des Wettbewerbs, die aus der Organisation gerade 
der deutschen Rundfunkanstalten folgen, können 
daraus nicht entnommen werden. 

b) Sonstige Fernsehsendungen, 

besonders Unterhaltungssendungen 

Für die übrigen Fernsehsendungen lassen sich keine 
gesonderten Märkte ermitteln. Eine vergleichbare 
Parallelität, wie sie zwischen Sendungen zum Zeit- 
geschehen und politischer Berichterstattung der Ta- 
geszeitungen feststellbar war, läßt sich für das 
übrige Programm der Fernsehanstalten nicht ermit- 
teln. Dagegen treten andere mögliche Wettbewerbs- 
beziehungen in den Vordergrund. Das gilt vor allem 
für das Verhältnis des Fernsehens zum Film. Das 
Fernsehen bringt das „Kino" in die Wohnung. Die 
technische Ähnlichkeit der Medien, die bis zur Aus- 
tauschbarkeit des einzelnen Films gehende Substitu- 
tion der angebotenen Leistungen, die Konzentration 
des Angebots auf die Abendstunden und damit der 
unmittelbare Wettbewerb um die freie Zeit spre- 
chen für einen vergleichsweise intensiven Wettbe- 
werb dieser Medien. Zwar sind damit noch nicht die 
Märkte abgegrenzt, auf denen sich Film und Fern- 
sehen begegnen. Unabhängig davon ist jedoch die j 
Feststellung möglich, daß das Fernsehen dem Film 
im Angebot von Unterhaltung am nächsten steht. 

Die Eigenart des Fernsehens erlaubt indessen keine 
ähnlich sicheren Aussagen im Verhältnis zu dem 
übrigen Angebot von Unterhaltung. Im Vergleich zu 
allgemeinen und spezialisierten Illustrierten, politi- 
schen Wochenzeitungen, Sonntagszeitungen, zu den 
Bunten Wochenendblättern, zu Wochenendausgaben 
der Tageszeitungen und zu den verschiedenen Arten 
der Tageszeitungen sind die Eigenarten des Fern- 
sehens so ausgeprägt, daß die Wahrscheinlichkeit 
eines Substitutionswettbewerbs etwa in derjenigen 
Reihenfolge abnimmt, in der die Druckerzeugnisse 
genannt wurden. Die Wirkungen des Fernsehens 
können insoweit auch nicht mehr allein für die Er- 
zeugnisse der Presse ermittelt werden, sie berühren 
vielmehr das gesamte Angebot an Lesestoff. Welche 
Wirkungen vom Fernsehen in diesem Rahmen aus- 
gehen, wie der Fernsehzuschauer seine Freizeit ver- 
wendet, welcher Teil der Beschäftigung dem Lesen 
entzogen wird, kann nicht mehr mit einer für die 
Zwecke der Wettbewerbspolitik aussagefähigen 
Sicherheit ermittelt werden. Die Verfügbarkeit von 
freier Zeit, die im Zeitablauf unterschiedlichen Mög- 
lichkeiten, die angebotenen Leistungen in Anspruch 
zu nehmen, die Gewohnheiten der Fernsehzu- 
schauer, der bewußte oder unbewußte Anstoß zur I 

i 

Entwicklung neuer Interessen, das Niveau der ange- ; 
botenen Leistungen, die bewußte oder unbewußte j 
Einwirkung auf den Geschmack der Zuschauer — das I 
alles sind Elemente, welche für die Wirkungen des j 
Fernsehens erheblich sind. Selbst wenn es möglich j 
wäre, diese Wirkungen zu isolieren, würden keine j 


schlüssigen Hinweise auf den Wettbewerb zwischen 
den hier untersuchten Medien zu erwarten sein. 

2. Das Werbefernsehen 

Der Markt, auf dem das Fernsehen Werbeleistungen 
anbietet, unterscheidet sich grundsätzlich von dem 
Markt für das Programmfernsehen. Die Unterschei- 
dung ist für die deutschen Verhältnisse schon des- 
halb unerläßlich, weil ein unmittelbarer Zusammen- 
hang von Werbefernsehen und Programmfernsehen 
nicht besteht. Das Programm wird primär nicht durch 
Werbung finanziert. Eine direkte Finanzierung von 
Sendungen durch Werbungtreibende ist ausgeschlos- 
sen. Das Werbefernsehen ist von dem übrigen Pro- 
gramm getrennt. Damit soll nicht ausgeschlossen 
werden, daß das Werbefernsehen gleichwohl das 
übrige Programm in einzelnen Beziehungen beein- 
flußt. Kennzeichnend für den Werbemarkt ist dieser 
Zusammenhang nicht. 

Auch unabhängig von den angeführten Besonder- 
heiten ist der Werbemarkt deutlich von den Märk- 
ten zu trennen, auf denen Information und Unter- 
haltung angeboten werden. Den Nachfragern nach 
Werbeträgern — der werbungtreibenden Wirt- 
schaft — steht eine Vielzahl von Werbetechniken 
zur Verfügung. So bedeutsam der Erfolg auf diesem 
Markt für die einzelnen Medien wirtschaftlich auch 
sein mag, und wie unmittelbar der Absatz des 
Hauptproduktes mit dem Werbegeschäft auch Zu- 
sammenhängen mag; Die Preispolitik, das Nach- 
frageverhalten und damit die Wettbewerbsbezie- 
hungen müssen für die Werbemärkte gesondert un- 
tersucht werden. 

a) Eigenarten der Fernsehwerbung 

Erste Anhaltspunkte für die Besonderheiten der 
Fernsehwerbung ergeben sich, wenn man die Auf- 
wendungen der werbungtreibenden Wirtschaft für 
Markenartikel-Werbung nach Werbeträgern auf- 
teilt 1 ). Danach spielt das Fernsehen als alleiniger 
Werbeträger im Gegensatz zu den Zeitschriften nur 
eine unbedeutende Rolle. 1964 betrugen die Werbe- 
aufwendungen für solche Markenartikel und Dienst- 
leistungen, für die ausschließlich im Fernsehen ge- 
worben wurde, 10,9 Millionen DM. Nur beim Hör- 
funk war dieser Teil des Werbeaufkommens mit 2,2 
Millionen DM noch geringer. Für dasselbe Jahr be- 
trugen die Werbeaufwendungen für Markenartikel 
und überregionale Dienstleistungen, die als Werbe- 
mittel jeweils ausschließlich Zeitschriften oder Zei- 
tungen benutzten, 168,6 und 22,5 Millionen DM. Dar- 
aus ist zu entnehmen, daß die Werbung im Fern- 
sehen für Markenartikel und für überregionale Dienst- 
leistungen allein nicht ausreicht. Die Fernsehwerbung 
wird vielmehr überwiegend als ein Werbemittel 


*) vgl. Kapferer & Schmidt, Die Wettbewerbslage zwi- 
schen Anzeigen-, Rundfunk- und Fernsehwerbung (im 
folgenden zitiert als Kapferer & Schmidt, Wettbe- 
werbslage), in: Rundfunkanstalten und Tageszeitun- 
gen, Dokumentation 4, S. 156 und S. 188/189, und An- 
lage 59 
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neben anderen eingesetzt. Sie ist vor allem Firmen- 
und Markenartikel-Werbung. Ihr Erinnerungswert 
wird von Werbeagenturen teilweise geringer bewer- 
tet als derjenige von Zeitschriften- und Zeitungs- 
werbung. Ihre Werbebotschaft ist vergänglich, der 
Adressat kann sie kaum als Informationsquelle für 
Einzelheiten eines bestimmten Angebots nutzen. Für 
Güter des mittel- oder langfristigen Bedarfs, die 
häufig erklärungsbedürftig sind, genügt es deshalb 
nicht, im Fernsehen für die Marke oder für die 
Firma zu werben. Diese Werbung ist nur als ergän- 
zende Werbung sinnvoll. Das ist ein weiteres Bei- 
spiel dafür, wie stark die Eigenart des Produktes 
Möglichkeiten und Grenzen der Fernsehwerbung 
bestimmen. Gleichwohl läßt sich sagen, daß die 
Image-Werbung der wichtigste Bereich der Fernseh- 
werbung ist. Sie ist im Kern Werbung für Marken- 
artikel. Die Reichweite der Fernsehwerbung und 
ihre besondere Bildwirkung kommt den Erforder- 
nissen der Werbung für Markenartikel entgegen. 
Selbst in diesem Kernbereich ist die Fernsehwer- 
bung im Verhältnis zu anderen Werbeträgern über- 
wiegend komplementär. Denn die Reichweiten der 
einzelnen Medien sind infolge ihrer technischen 
Eigenarten, der typischen Benutzer und der territo- 
rialen Verbreitung unterschiedlich. Diese Gesichts- 
punkte gewinnen in der Bundesrepublik deshalb 
besonderes Gewicht, weil die Fernsehwerbung in 
Blocks zusammengefaßt wird. Hier ist es schwer 
möglich, bestimmte Käuferschichten zu erfassen, 
weil kein Zusammenhang zwischen dem Inhalt einer 
Sendung und den daran interessierten Käuferschich- 
ten hergestellt werden kann. Mit einer Anzeige in 
einer ausgewählten Zeitschrift oder Zeitung läßt sich 
eine bestimmte soziale Schicht exakter erfassen und 
durch die Placierung in einem bestimmten Textteil 
besser umwerben. Die Zusammenfassung der Fern- 
sehwerbung hat weiter zur Folge, daß die Zu- 
schauer den Werbesendungen als solchen auswei- 
chen können. Im Gegensatz dazu geben die Presse, 
insbesondere die Zeitschriften, den Werbenden die 
Möglichkeit, ihre Inserate mit dem redaktionellen 
Teil so zu verbinden, daß der Leser der Reklame 
kaum entgehen kann. 

Es zeigt sich also, daß die in der Fernsehwerbung 
liegenden Möglichkeiten, auch abgesehen von der 
gegenwärtigen zeitlichen Beschränkung, noch nicht 
ausgeschöpft sind. Die Zusammenfassung der Wer- 
bung in Blocks wirkt als Beschränkung der Fern- 
sehwerbung. Natürliche Grenzen folgen daraus, daß 
die Fernsehwerbung einen relativ geringen Infor- 
mationsgrad hat und in geringerem Maße als die 
Zeitung- und Zeitschriftenwerbung auf bestimmte 
Käuferschichten abgestellte, gezielte Werbung ist. 

b) Das Werbefernsehen als unternehmerische Tätigkeit 
der Rundfunkanstaiten 

Im Werbefernsehen handeln die Rundfunkanstalten 
erwerbswirtschaftlich. Im Gegensatz zum Programm- 
rundfunk kann deshalb ihr Verhalten im Werbe- 
fernsehen auch nach den Daten beurteilt werden, 
die sie bei ihren Entscheidungen auf diesem Markt 
berücksichtigen. 


Die Einnahmen aus dem Werbefernsehen haben für 
die Anstalten zunehmende Bedeutung gewonnen. 

Schon seinem Umfang nach ist das Werbegeschäft 
der Rundfunkanstalten für andere Werbeträger von 
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung. Die Absatz- 
politik der Anstalten, besonders ihre Preispolitik, 
soll zunächst im Hinblick auf die Wettbewerbsbe- 
ziehungen zu anderen Werbeträgern geprüft werden. 
Alsdann ist zu untersuchen, welche Bedeutung der 
rechtlichen Organisation des Werbefernsehens, be- 
sonders der Verbindung von öffentlich-rechtlicher 
Anstalt und privatrechtlich organisierten Werbege- 
gesellschaften (Werbetöchtern), für die Wettbe- 
werbslage zukommt. 

c) Das Wettbewerbsverhalten der Anstalten 
untereinander und gegenüber Wettbewerbern 

Der Markt für Werbung im Fernsehen ist dadurch 
gekennzeichnet, daß infolge der Beschränkung der 
Werbezeit auf 20 Minuten je Tag das Angebot an 
Zeit durch die Nachfrage nicht beeinflußt werden 
kann. Das hat zu einem, dauernden Nachfrageüber- 
hang nach Werbezeit geführt. Alle untersuchten Ge- 
sellschaften betonten, daß die Nachfrage das Ange- 
bot auch dann erheblich übersteige, wenn man be- 
rücksichtige, daß die werbungtreibende Wirtschaft 
wegen der begrenzten Werbezeit Uberbestellungen 
vornehme. Den Werbegesellschaften wächst durch 
diese Beschränkung des Angebots ein gesteigerter 
Markteinfluß zu. Sie müssen die fest bemessene 
Werbezeit an eine steigende Nachfrage anpassen. 

Die ohnehin starke Marktstellung der Rundfunk- 
anstalten wird durch die Kontingentierung der 
Werbezeit weiter verstärkt. Die politischen Gründe, 
die zu dieser Art der Wettbewerbsbeschränkung 
geführt haben, können hier unerörtert bleiben. Die 
Auswirkungen auf den Markt unterscheiden sich 
nicht von anderen Wettbewerbsbeschränkungen 
ähnlicher Art: Die Beschränkung der Werbezeit be- 
günstigt die Wettbewerber des Fernsehens. Soweit 
zwischen Werbefernsehen und anderen Werbe- 
medien Wettbewerbsbeziehungen bestehen, wird 
dieser Wettbewerb durch die Begrenzung der 
Werbezeit gemildert. Gegenüber den Nachfragern 
nach Werbezeit gewinnen die Rundfunkanstalten 
eine entsprechend starke Marktposition. 

Diese Marktverhältnisse wirken selbstverständlich 
auf die Preispolitik ein. Es kennzeichnet das Unge- 
wöhnliche dieser Marktsituation, daß es den Ver- 
tretern der Rundfunkanstalten letztlich nicht möglich 
war, diejenigen Umstände zu bezeichnen, die ihre 
Preispolitik bestimmen, übereinstimmend wurde 
ausgeführt, die Tausenderpreise seien für die Be- 
stimmung der Grundpreise das wichtigste Kriterium. 
Wählt man den Preis je Minute Werbezeit in den 
Hauptblocks (Grundpreis) als Vergleichsmaßstab, 
dann ist festzustellen, daß er im Zeitablauf bei den 
Anstalten gestiegen ist. Wird der Grundpreis auf 
1000 an gemeldete Geräte bezogen, dann zeigt sich, 
daß diese Tausenderpreise im Betrachtungszeitraum 
erheblich gesunken sind und daß sie sich von Ge- 
sellschaft zu Gesellschaft unterscheiden (vgl. Tabelle 
186). 
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Tabelle 186 


Werbegesellschaft 

(Anstalt) 

Minutengrundpreis 
je 1000 
angemeldete 
Geräte 

I960 1964 

DM DM 

WS (SR) 

Bl. WF (SFB) 

62,38 14,81 

16,40 8,16 

12,26 7,60 

13,14 5,85 

11,17 5,26 

13,13 5,18 

11,45 4,70 

WWF (WDR) 

WIR (HR) 

NWF (NDR/RB) 

RWF/WiSWF (SDR/SWF) . . 
BWF (BR) 



Quelle: Eigene Erhebungen 


Eine uneinheitliche Entwicklung zeigt auch die Zeit 
von 1964 bis 1966 r wenn man die Zahl der einge- 
schalteten Geräte zugrundelegt 1 ). 

Der Hinweis, die Grundpreise würden unter Beach- 
tung der Tausenderpreise festgelegt, gibt jedoch kei- 
nen Aufschluß über die Maßstäbe der Preispolitik. 
Denn der Tausenderpreis wird unter Zugrundlegung 
des Grundpreises errechnet. Es handelt sich also nur 
um einen rechentechnischen Zusammenhang, der 
über die Preispolitik kaum etwas aussagt. 

Kennzeichnend ist zunächst, daß die Kosten für die 
Bildung des Werbepreises unerheblich sind. Eine 
Gesellschaft hat ausdrücklich festgestellt, daß die 
Selbstkosten nicht zur Orientierung verwendet wür- 
den. Zwar wurde vereinzelt zur Begründung von 
Preisänderungen auf Kostenerhöhungen Bezug ge- 
nommen. Aber dabei handelte es sich stets um die 
Veränderung von Einzelposten im Zeitablauf, welche 
die Grundlagen der kostenunabhängigen Preispolitik 
unberührt ließen. 

Kennzeichnend ist weiter, daß die Preispolitik der 
Anstalten keinen Zusammenhang mit den Preisen 
anderer Werbemittel erkennen läßt. Die Vertreter 
der Rundfunkanstalten haben übereinstimmend be- 
kundet, daß für sie die Preispolitik anderer Anbieter 
von Werbemitteln ganz unerheblich sei. Der Grund- 
preis ist bei Beginn des Werbefernsehens offenbar 
anhand von grobgegriffenen Vergleichswerten be- 
stimmt worden, wobei die Verhältnisse im Ausland 
den wichtigsten Anhaltspunkt gebildet haben. Im 
übrigen steht die Preispolitik völlig im Schatten der 
Kontingentierung: Nicht wie man durch preispoli- 
tische Mittel Kunden an sich ziehen kann, sondern 
wie eine Ubernachfrage angemessen aufgeteilt wird, 
ist die maßgebliche unternehmenspolitische Frage. 

Obwohl die Wirkungen der Kontingentierung der 
Werbezeit im Vordergrund stehen, können den ge- 
nannten Tatsachen Hinweise auf die Wettbewerbs- 
verhältnisse entnommen werden. Es gibt einen 

9 vgl. Zweiter Teil, Abschnitt 1, Ziff. VI B 


Markt für Fernsehwerbung, der von den übrigen 
Märkten weitgehend unabhängig ist. Diese Eigen- 
ständigkeit der Fernsehwerbung im Verhältnis zu 
anderen Werbeträgern tritt nicht nur in dem Ver- 
halten der Werbegesellschaften hervor. Vielmehr 
hat die Kommission keinen Fall ermitteln können, 
in dem das Auftreten der Fernsehwerbung die Preis- 
und Absatzpolitik anderer Anbieter von Werbemit- 
teln, die als Wettbewerber in Betracht kommen, 
sichtbar beeinflußt hätte. Während die Absatzpolitik 
der Werbegesellschaften aus ihrer Marktmacht er- 
klärt werden kann, entfällt eine vergleichbare Erklä- 
rung für die Politik möglicher Wettbewerber. Bei in- 
tensiver Konkurrenz würden sie gezwungen sein, in 
ihrem Verhalten auf das Werbefernsehen Rücksicht 
zu nehmen. Es gibt auch keine Anhaltspunkte dafür, 
daß das Werbefernsehen andere Werbeträger end- 
gültig verdrängt. Das Werbefernsehen hat viel- 
mehr einen neuen Markt erschlossen. Es tritt in 
wechselnde Verbindungen mit anderen Werbeträ- 
gern, ohne daß die Modalitäten dieser Verbindun- 
gen durch die Preis- und Absatzpolitik der übrigen 
Medien nachhaltig beeinflußt werden. 

d) Das Wettbewerbsverhalten gegenüber Nachfragern 

Während die Werbegesellschaften mögliche Wir- 
kungen ihres Verhaltens auf Wettbewerber außer 
acht lassen, zeigt die Preispolitik gegenüber den 
Nachfragern die rationale Ausnutzung ihrer Markt- 
stellung zum Zwecke der Gewinnmaximierung. Sie 
treiben eine Politik der Preisdifferenzierung. 

Die Preise für die Sendung eines Werbespots unter- 
scheiden sich nach der Länge des Spots und nach der 
Zeit, zu der er ausgestrahlt wird. Die Preisdifferen- 
zierung wird unter Berücksichtigung folgender Spot- 
längen vorgenommen: 

15 Sekunden, 20 Sekunden, 30 Sekunden, 45 Sekun- 
den, 60 Sekunden. 

Werden die Preise auf den Minuten-Grundpreis 
(60 Sekunden = 100) umgerechnet 1 ), so zeigt sich, 
daß kürzere Werbeeinblendungen bei allen Anstal- 
ten und in jeder aufgeführten Periode relativ teurer 
waren als ein Ein-Minuten-Spot. Obwohl die Höhe 
der Grundpreise beträchtliche Unterschiede zeigt, 
weist die von den einzelnen Anstalten praktizierte 
Art der Preisdifferenzierung unverkennbare Ge- 
meinsamkeiten auf. 

Die Preise für Werbeeinblendungen unterscheiden 
sich bei den Werbetöchtern oder Werbeabteilungen 
in der Regel auch danach, ob die Spots im Haupt- 
block oder im verbilligten Werbeblock gesendet 
werden. Bezieht man die Preise für Spots in den 
verbilligten Werbeblocks (Sendezeit vor 19 Uhr), ge- 
staffelt nach der Länge der Sendezeit, auf die ent- 
sprechenden Preise in den Hauptblocks, dann erge- 
ben sich am Beispiel von 3 Anstalten in den einzel- 
nen Jahren die in Tabelle 187 ausgewiesenen Werte. 


*) vgl. Anlage 16 
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20 °/o abgeschafft, weil der Nachfrageüberhang eine 
derart hohe Rabattgewährung nicht sinnvoll er- 
scheinen ließ. Beim WS (SR) stellt der heute noch 
beibehaltene Rabattsatz eine gewisse Korrektur des 
im Vergleich zu anderen Anstalten hohen Tausen- 
derpreises dar. 

Die Beschränkung der Werbezeit auf 20 Minuten 
täglich führt zu einem Nachfrageüberhang. Dieser 
Überhang wird dadurch beseitigt, daß kleinere Be- 
stellungen voll berücksichtigt und größere — dann 
entsprechend stärker — gekürzt werden. Daß ein- 
zelne Bewerber nicht bedient werden, kommt nicht 
vor. Kunden, die bisher Fernsehwerbung betrieben 
haben, werden nicht besser gestellt als neue Kunden. 
Die unterschiedliche Behandlung der Nachfrager 
weist auf die starke Stellung der Anstalten gegen- 
über ihren Abnehmern hin. Anhaltspunkte für Wett- 
bewerbsverfälschungen sind insoweit allein zum 
Nachteil werbungtreibender Unternehmen erkenn- 
bar. Differenzierungen zum Nachteil von Wettbe- 
werbern sind dagegen nicht festzustellen. 

e) Die Beziehungen zwischen Rundfunkanstalten und den 
von ihnen gegründeten Werbegesellschaften 
(Werbetöchter) 

Die Frage der Kostenverrechnung zwischen der 
öffentlich-rechtlichen Anstalt und ihrer Werbetochter 
tritt nur dann auf, wenn die Anstalt Leistungen er- 
bringt, die von juristisch selbständigen Trägern der 
Fernsehwerbung zu bezahlen sind. Diese Voraus- 
setzungen liegen beim ZDF nicht vor, weil diese 
j Anstalt auf eine organisatorische Ausgliederung des 
Werbegeschäfts verzichtet. Diejenigen Landesrund- 
funkanstalten, die von der Kommission gesondert 
untersucht wurden, haben die Fernsehwerbung 
Tochtergesellschaften übertragen. Der Leistungsaus- 
tausch zwischen den Werbetöchtern und Anstalten 
ist vertraglich geregelt. *) 

In den vertraglich vereinbarten Kostenverrechnun- 
gen könnten Gewinnanteile enthalten sein, so daß 
Steuerersparnisse erzielt werden können. Die Unter- 
suchungen haben in einem Fall ergeben, daß die 
Werbetochter für mehrere Jahre nur mit den Grenz- 
kosten (also den Zusatzkosten oder proportionalen 
Kosten) belastet wurde. Anläßlich einer Betriebs- 
prüfung durch die zuständige Oberfinanzdirektion 
wurde klargestellt, daß gegen eine Verrechnung 
von Fixkostenanteilen keine Bedenken bestehen. 
Seither werden Durchschnittskosten ohne Gewinn- 
zuschlag verrechnet. Die Vertreter der übrigen An- 
stalten haben gleichfalls vorgetragen, es werde le- 
diglich zu Selbstkosten abgerechnet. Hilfsweise 
durchgeführte Berechnungen haben zu dem gleichen 
Ergebnis geführt. Anzeichen für Gewinnmanipula- 
tionen waren nicht festzustellen. 

Unabhängig von Kostenverrechnungen könnten auch 
andere geschäftliche Beziehungen zwischen Anstalt 
und Werbetochter zu dem Zweck benutzt werden, 
Gewinne zu verlagern. In zwei Fällen bestanden 
Kreditbeziehungen zwischen öffentlich-rechtlicher 
Anstalt und Werbetochter. In einem Fall war der von 


J vgl. im einzelnen Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. IV 


a b e 1 1 e 


Jahr 

Preis in °/o 
des Grund- 

Uhrzeit 

Werbe- 

block 


preises 


1964 

66,6 

18.30—19.00 

I, II 

1965 

50,0 

18.15—18.45 

I 

1966 

50,0 

18.15—18.45 

I 


Der Block II wurde ab 1. 1. 1965 in die Hauptsendezeit B 
einbezogen. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Als Grund für diese Art der Preisdifferenzierung 
ist in allen vier genannten Fällen die geringere 
Zahl der eingeschalteten Geräte vor 19 Uhr genannt 
worden. Außer dem Saarländischen und dem West- 
deutschen Werbefernsehen haben alle Anstalten 
gegenwärtig die Preise nach der Sendezeit gestaffelt. 

Weitgehend übereinstimmend ist außerdem die 
Rabattgewährung. Wie im Zweiten Teil, 1. Abschnitt 
unter Ziff. VI B dargestellt, gewähren WS (SR) und 
ZDF (seit 1966) neben den bei allen Anstalten ge- 
währten Rabatten (5 °/o bei 12 Minuten, 7,5 °/o bei 
24 Minuten und 10% bei 48 Minuten Abnahme von 
Werbezeit) einen Rabattsatz von 20 %, wenn min- 
destens 96 Minuten Werbezeit abgenommen werden. 
Bei anderen Anstalten wurde der Rabattsatz von 


Tabelle 187 



Jahr 

Preise der verbilligten Blocks 
der Hauptblocks 

in °/o 



15 Sek. 

| 20 Sek. 

| 30 Sek. 

| 45 Sek. | 60 Sek. 

a) 

BWF (BR) 

1960/61 

75 

76 

76 

75 

75 


1963/64 

78 

77 

77 

76 

77 


1965 

77 

74 

75 

76 

77 

b) 

WS (SR) g 







1962 

60 

60 

60 

60 

60 


1963/64 

80 

80 

80 

80 

80 

c) 

NWF (NDR) 
ab 

1. 10. 1961 

50 

50 

50 

50 

50 


9 1965 wurde die Preisdifferenzierung nach Werbe- 

blöcken aufgehoben. Das WWF (WDR) hatte im Unter- 
suchungszeitraum keine Differenzierung nach Werbe- 
blöcken. 

Quelle: Eigene Erhebungen 


Das ZDF differenzierte die Preise nach folgenden 
Zeiten und Blocks: 


157 





Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


der Anstalt gewährte Kredit relativ groß, ln einem 
anderen Falle gewährte die Werbetochter der Mut- 
tergesellschaft einen Kredit, der mit 5,5 % p. a. zwar 
niedriger als ein Bankkredit (6V4 °/o) und ein Hypo- j 
thekenkredit (7,5 °/o) zu verzinsen war, doch han- j 
delte es sich dabei um einen kurzfristigen Zwischen- 
kredit. 

1 

Andere Anhaltspunkte für Gewinnverlagerungen 
sind nicht erkennbar geworden. Die Erklärung für 
dieses Verhalten ist folgende: Jede Gewinnverlage- 
rung auf die Anstalt würde deren gegenwärtige 
steuerliche Behandlung gefährden und dadurch 
Nachteile auslösen, die in keinem Verhältnis zu den 
möglichen Vorteilen der Gewinnverlagerung stün- 
den. Die Behauptung des BDZV, die Anstalten ent- 
zögen Gewinne der Werbetöchter der Besteuerung, 
kann als widerlegt gelten. 

Im Gegensatz zu der These des BDZV ergibt sich 
vielmehr, daß die Werbetochtergesellschaften infolge 
der Inanspruchnahme der Leistungen der Anstalten 
zu Selbstkosten einen nicht marktgerechten Vorteil 
erzielen. In der Preispolitik der Werbetöchter läßt 
sich jedoch eine Verwendung dieser Vorteile zu 
Preisunterbietungen im Verhältnis zu den Wett- 
bewerbern, wie im einzelnen dargestellt, nicht er- 
mitteln. Die Verbindung der Anstalten mit den Wer- 
begesellschaften führt zu einer nachhaltigen Bevor- 
zugung der Werbegesellschaften, wenn man ihre 
Lage mit derjenigen vergleicht, die sich ergeben 
würde, wenn die von der Anstalt zur Verfügung ge- 
stellten Leistlingen von einem unabhängigen, nach 
erwerbswirtschaftlichen Grundsätzen handelnden 
Unternehmen bezogen würden. Daraus kann eine 
Wettbewerbsverfälschung entstehen. 

Im Zweiten Teil, 1. Abschnitt, Ziff. VIII und Ziff. X 
ist dargestellt, daß die Gewinne der Werbetöchter 
weitgehend an die Landesrundfunkanstalten ausge- 
schüttet wurden. Teilweise wurden sie auch zur Er- 
höhung des Stammkapitals der Werbegesellschaften 
verwendet. In diesen Fällen sind vorher Rücklagen 
gebildet worden. Die Werbetöchter einiger Anstal- 
ten haben Überschüsse teilweise für Spenden im 
Rahmen der steuerlichen Vorschriften verwendet. 
Soweit Werbetochtergesellschaften filmwirtschaft- 
liche Unternehmen gegründet oder sich an solchen 
beteiligt haben 1 ), wurden die Gewinne zum Teil 
für Gründung, Erwerb oder Kapitalaufstockung die- 
ser Unternehmen verwendet. 

Aus dieser Sachlage ist der Schluß zu ziehen, daß 
Gewinne, soweit sie den Tochterunternehmen für 
Kapitalaufstockungen oder andere Zwecke belassen 
wurden, grundsätzlich nicht der Ausgabendeckung 
der Anstalten dienten. Dies bedarf insoweit einer 
Einschränkung, als Kreditvergaben der Mutter an 
die Tochter bei vorangegangener Auskehrung der 
Überschüsse dem Betrag der angesammelten Ge- 
winne zugerechnet, Kreditvergaben der Tochter an 
die Mutter, bei unterstellter Ansammlung der Ge- 
winne bei der Tochter dagegen abgesetzt werden j 
müßten, falls es sich in dem zuletzt genannten Fall 
nicht um kurzfristige Kredite handelt. 


’) vgl. Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. III F 


B. Die Zeitungspresse 

1. Überblick über die Märkte 

Der Verleger einer Zeitung bietet zwei verschiedene 
Produkte auf zwei getrennten Märkten an: die Zei- 
tung auf dem Markt der Leser und den Anzeigen- 
raum auf dem Werbemarkt. Beide Märkte sind von- 
einander abhängig. Die Reichweite der Zeitung als 
Werbeträger bestimmt den erzielbaren Anzeigen- 
preis. Sie hängt von der verkauften Auflage der Zei- 
tung ab. Die Preis- und Absatzpolitik für eine Zei- 
tung muß deshalb die Wirkungen des Verhaltens 
auf beiden Märkten in Rechnung stellen. Im übrigen 
sind diese Märkte getrennt. 

Der Zeitungsmarkt weist eine Reihe wettbewerbs- 
erheblicher Besonderheiten auf. Er ist territorial ge- 
gliedert; für lokale, regionale und überregionale 
Zeitungen können räumlich getrennte Märkte fest- 
gestellt werden. Innerhalb der überregionalen Zei- 
tungen sind nach der Erscheinungsweise Tageszei- 
tungen und politische Wochenblätter zu unterschei- 
den. Die Tageszeitungen gliedern sich in Abonne- 
mentzeitungen und Straßenverkaufszeitungen. Hier 
wird die Differenzierung des Produkts durch Qua- 
litätsdifferenzierung erreicht. Sie kann so ausge- 
prägt sein, daß daraus selbständige Märkte mit aus- 
geprägtem internen Wettbewerb entstehen, wäh- 
rend der Außenwettbewerb nur in Randzonen auf- 
tritt. Ähnlich differenziert sind die Wettbewerbsver- 
hältnisse auf dem Werbemarkt. Sie werden einmal 
durch die räumliche und qualitative Differenzierung 
der Zeitung bestimmt, der ein abgegrenzter Leser- 
kreis entspricht, zum anderen durch die unterschied- 
liche Nachfrage nach Anzeigenraum. 

2. Regionale und lokale Zeitungen 
a) Die Marktstruktur 

Lokale und regionale Tageszeitungen sind charakte- 
ristische Erscheinungsformen der deutschen Presse. 
Heimatzeitungen mit einer Auflage bis zu 20 000 
Exemplaren haben bis heute einen erheblichen An- 
teil am deutschen Zeitungswesen. Die räumliche Be- 
grenzung des Marktes, der für diese Zeitungen cha- 
rakteristisch ist, bestimmt die Wettbewerbsverhält- 
nisse. Soweit in demselben oder in sich überschnei- 
denden Absatzgebieten mehrere Zeitungen dieser 
Art erscheinen, stehen sie in unmittelbarem Wett- 
bewerb zueinander. Auch bei gleichen Vertriebs- 
bereichen ist jedoch zu berücksichtigen, daß dieser 
Wettbewerb durch Differenzierung in der redaktio- 
nellen Richtung der Zeitung modifiziert werden 
kann. Zeitungen, die im gleichen Bezirk um die Le- 
ser konkurrieren, können sich in ihrer Kommentie- 
rung an unterschiedliche Lesergruppen wenden, in- 
dem sie das politische Geschehen aus der Sicht einer 
politischen Richtung oder bestimmter selbständiger 
Gruppen oder von einem unabhängigen Standpunkt 
aus interpretieren. 

Das Aufsuchen solcher Bereiche ist dem Gewinn- 
streben und der unternehmerischen Initiative der 
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Verleger überlassen. Auf diese Weise kommen die 
Meinungen der unterschiedlichen Gruppen publi- 
zistisch zu Wort. Die Besonderheiten des Wettbe- 
werbs weisen mithin einen engen Zusammenhang 
mit denjenigen Funktionen auf, welche die Presse 
als Instrument der Meinungsbildung in der Öffent- 
lichkeit erfüllt. Dem Fernsehen ist diese Art der 
Spezialisierung durch Gesetz versperrt. Die wett- 
bewerbspolitische Bedeutung dieses Unterschieds 
besteht darin, daß die Zeitungen im Vergleich zum 
Fernsehen über eine größere Handlungsfreiheit in 
der Gestaltung des redaktionellen Teils der Zeitung 
verfügen. Diese Spezialisierungen sind verfassungs- 
politisch unerläßlich für die Meinungsvielfalt inner- 
halb der Presse. Der Rückgang der reinen Mei- 
nungspresse, der in der Nachkriegszeit zu beobach- 
ten ist, braucht diese Meinungsvielfalt noch nicht zu 
gefährden. Damit verbunden ist aber, infolge einer 
gesteigerten Homogenität der Zeitungen, im ganzen 
eine Verstärkung des Wettbewerbs. 

Der Expansion der regional gebundenen Zeitung 
sind mit dem gewählten Verbreitungsgebiet natür- 
liche Grenzen gezogen. Hier gewinnen deshalb die 
von den Eigenarten des Zeitungsverlages ausgehen- 
den Erfordernisse einer wirtschaftlichen Betriebs- 
größe Bedeutung. 

Tendenzen zur Konzentration und zur Kooperation 
gehen in diesem Bereich außerdem von den beson- 
deren Vorteilen aus, die aus der regionalen Allein- 
stellung einer Zeitung erzielbar sind. Die Verbin- 
dung von begrenztem Verbreitungsgebiet und einer 
auf dieses Gebiet zugeschnittenen redaktionellen 
Gestaltung der Zeitung kann zugleich die Grundlage 
für eine weitgehende Unabhängigkeit vom Wettbe- 
werb anderer Zeitungen oder des Fernsehens sein. 
Es überrascht deshalb nicht, daß die Regionalpresse, 
die in ihrem Verbreitungsgebiet ohne direkten 
Wettbewerb ist, stetig zunimmt. Diese Feststellung 
ist wettbewerbspolitisch und verfassungspolitisch 
gleich bedeutsam. Verleger solcher Zeitungen haben 
der Kommission erklärt, sie seien in ihren unter- 
nehmerischen Entscheidungen frei, unmittelbarer 
Wettbewerb sei überhaupt nicht vorhanden. 

Es liegt nahe, innerhalb der Zeitungen, die durch ein 
räumlich begrenztes Absatzgebiet gekennzeichnet 
sind, weiter zwischen den lokalen Zeitungen (Klein- 
presse) und regionalen Zeitungen (Mittelpresse) zu 
unterscheiden. Gerade in diesem Bereich sind die 
Übergänge jedoch außerordentlich fließend. Zuneh- 
mend übernehmen regionale Zeitungen die Funk- 
tionen der lokalen Heimatzeitungen, indem sie der 
Hauptausgabe Lokalteile für ausgewählte Absatzge- 
biete beifügen. Die vielfachen Wechselwirkungen 
zwischen lokaler und regionaler Presse erklären sich 
aus dem aktuellen oder potentiellen Wettbewerb 
der Regionalzeitungen mit denjenigen Lokalzeitun- 
gen, die in ihrem Absatzgebiet erscheinen. Hinzu 
treten die betrieblichen Schwierigkeiten, die der 
selbständigen Weiterführung von kleineren Ver- 
lagen entgegenstehen. Regionale und lokale Presse 
greifen in organisatorisch unterschiedlicher Form 
ineinander über. Beispielhaft seien genannt: die 
Übernahme von Lokalzeitungen, die Zentralisierung 
einzelner Funktionen in Form des gemeinschaftlichen 


Druckes oder der gemeinschaftlichen Redaktion für 
mehrere Zeitungen. Ähnliche Wirkungen sind durch 
die Gründung von Redaktionsgemeinschaften erziel- 
bar. 

Aufschlußreich für die Wettbewerbsverhältnisse auf 
diesem Markt ist das Verhalten von Regional- 
zeitungen gegenüber lokalen Blättern. Einer der 
untersuchten Verlage stellte z. B. den Vertrieb von 
Lokalausgaben seiner regionalen Zeitung ein, nach- 
dem er die Verleger der jeweiligen lokalen Zeitung 
in diesen Bezirken vertraglich an seinen Verlag 
gebunden hatte. 

Ein Verleger mehrerer Zeitungen (darunter einer 
regionalen Zeitung über 100 000 Auflage) führte ein 
lokales Blatt mit sinkender Auflage weiter, weil es 
in diesem Gebiet neben der Regionalzeitung das 
einzige täglich erscheinende Druckerzeugnis war. 
Diese Maßnahme hatte das Ziel und die Wirkung, 
potentiellen Wettbewerbern den Eintritt in den 
lokalen Markt zu verwehren. Größere regionale 
Zeitungen können in bestrittenen Gebieten zu nied- 
rigeren Preisen als in unbestrittenen Gebieten ver- 
trieben werden. Die Kommission hat mehrere Fälle 
solchen gezielten Preiskampfes festgestellt. Diese 
Preispolitik zeigt, daß es sich um abgegrenzte 
Märkte handelt, die eine autonome Preispolitik 
eines marktstarken Anbieters ermöglichen. Der 
Nachteil der lokalen Zeitungen im Wettbewerb mit 
regionalen Konkurrenten besteht in der selbst- 
gewählten Beschränkung des Absatzgebietes, die 
eine Auflagensteigerung nur im Rahmen des Be- 
völkerungswachstums in diesem Gebiet zuläßt. Des- 
halb haben die lokalen Zeitungen gegen den Wett- 
bewerb regionaler Zeitungen kaum eine Ausweich- 
möglichkeit. Die regionale Zeitung kann sich da- 
gegen nicht nur durch Erschließung der lokalen 
Märkte, sondern auch durch Annäherung an die 
überregionalen Zeitungen ausdehnen. Der Erwerb 
einer vorherrschenden Marktstellung oder der 
Alleinstellung in einer Region können mithin außer- 
ordentlich lohnende unternehmenspolitische Ziele 
sein. Diese Tendenz wird dadurch verstärkt, daß 
das Werbegeschäft durch die Alleinstellung oder 
durch eine vorherrschende Position erheblich be- 
günstigt wird. 

Auf den hier behandelten Märkten ist der Wett- 
bewerb der Regional- und Lokalzeitungen unter- 
einander besonders intensiv. Dieser Wettbewerb 
kann darüber entscheiden, welche Zeitungen lebens- 
fähig bleiben. 

b) Der Vertrieb 

Die regionale Presse spezialisiert sich auf der 
Grundlage eines abgegrenzten Verbreitungsgebiets. 
Das Interesse des Lesers, über die Ereignisse sei- 
ner unmittelbaren und weiteren Umgebung infor- 
miert zu werden, verschafft diesen Zeitungen im 
Verhältnis zur überregionalen Presse eine selb- 
ständige Stellung. Das schließt Wettbewerb im Ver- 
hältnis zur überregionalen Abonnementpresse und 
zu den überregionalen Straßenverkaufszeitungen 
nicht aus. 
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Die Spezialisierung der regionalen Zeitungen grenzt 
die möglichen Wettbewerbswirkungen des Fern- 
sehens scharf ein. Solche Wirkungen scheiden haupt- 
sächlich in der Berichterstattung über diejenigen 
Ereignisse aus, für die kein überregionales Interesse 
besteht. Das gilt in abgeschwächtem Maße selbst für 
das Regionalprogramm des Fernsehens, das sich an 
einem allgemeinen Interesse im Sendegebiet orien- 
tieren muß. Noch wichtiger für die Eigenständigkeit | 
der regionalen Presse im Verhältnis zum Fernsehen 
ist ihre Teilhabe an der Meinungsbildung in der 
Kommunal- und Landespolitik. Diese Überlegung 
wird durch das hohe Maß an Eigenständigkeit be- 
stätigt, das die regionale Presse im Verhältnis zur 
überregionalen Abonnementpresse aufweist, obwohl 
in diesem Verhältnis die mediären Unterschiede ent- 
fallen. 

Die statistischen Untersuchungen der Kommission 
sprechen ebenfalls für die Annahme, daß regionale 
Presse und Fernsehen im Wettbewerb weit vonein- 
ander entfernt sind. Die Abonnementzeitungen, die 
mit Ausnahme der überregionalen Zeitungen aus- 
schließlich aus regional und lokal verbreiteten Zei- 
tungen bestehen, konnten im Untersuchungszeit- 
raum bei wachsenden Verkaufsauflagen die Bezugs- 
preise anheben. Da die Textseitenzahlen meist stär- 
ker gestiegen sind als die Bezugspreise, hat sich der 
auf 1000 Textseiten umgerechnete Bezugspreis aller- 
dings in der Regel nicht erhöht. Er ist vielmehr in 
vielen Fällen leicht abgesunken. 1 ) Die lokalen Zei- 
tungen konnten aber ihren Abonnenten relativ stär- 
kere Preiserhöhungen im Verhältnis zur redaktio- 
nellen Mehrleistung zumuten als die größeren regio- 
nalen Zeitungen. Hier kann aber auch der Zwang 
wirksam sein, die Kosten der Redaktion niedrig zu 
halten. 

Der seit langem relativ geringe Anteil der Klein- 
presse an der Gesamtauflage der Abonnementzei- 
tungen zeigt, daß diese Verlagserzeugnisse an natür- 
liche Wachstumsgrenzen stoßen (Bevölkerungs- 
wachstum, Verstädterung). Die schwankenden, teil- 
weise negativen Wachstumsraten der Auflagen der 
Kleinpresse können nach dem Gesagten nicht allein 
oder auch nur überwiegend auf das Aufkommen des 
Fernsehens zurückgeführt werden. Vielmehr muß 
hier neben dem Wettbewerb der regional gebunde- 
nen Zeitungen der gesondert zu untersuchende Ein- 
fluß der Straßenverkaufszeitungen berücksichtigt 
werden. Die Verleger von Regionalzeitungen, deren 
Unternehmen von der Kommission im einzelnen un- 
tersucht worden sind, halten den Wettbewerb der 
Straßenverkaufszeitungen für weitaus wichtiger als 
den des Fernsehens. 

c) Das Anzeigengeschäft 

Das Anzeigengeschäft der regional und lokal spezia- 
lisierten Zeitungen besteht zu etwa 80 % aus An- 
zeigen, die keine Markenartikel oder überregiona- 
len Dienstleistungen betreffen. Es handelt sich im 
wesentlichen um die folgenden Arten von Anzeigen: 


0 vgl. Zweiter Teil, 2. Abschnitt, Ziff. II C 3 d (insbeson- 
dere Tabelle 108) und die Anlagen 35, 36 und 38 


Stellenmarkt, Familienanzeigen, Immobilien- und 
Wohnungsanzeigen, Anzeigen des Einzelhandels, 
Anzeigen gewerblicher Dienstleistungen, nicht ge- 
werbliche An- und Verkäufe, insbesondere der 
Markt für gebrauchte Kraftfahrzeuge. In diesem Be- 
reich bestehen keine Wettbewerbsbeziehungen zum 
Fernsehen. Die selbständige Bedeutung der lokal 
und regional gebundenen Zeitung als Werbeträger 
würde selbst bei Aufnahme lokaler Fernsehsendun- 
gen nicht grundsätzlich verändert werden. Denn die- 
ser Teil des Anzeigengeschäfts ist nicht nur örtlich 
gebunden, er besteht notwendig zu erheblichen Tei- 
len aus solchen Informationen, für deren Übermitt- 
lung sich das Fernsehen nicht oder nur unvollkom- 
men eignet. 

Der Anzeigenteil der Zeitungen hat sich im Unter- 
suchungszeitraum im Verhältnis zum redaktionellen 
Teil der Zeitung erheblich mehr erhöht. Die Steige- 
rung bei den Anzeigenseiten beträgt seit 1956 80 bis 
100% gegenüber einer Steigerung von etwa 10 bis 
40 °/o bei den Textseiten. *) Auch die Anzeigen- 
preise konnten erheblich erhöht werden. Dies gilt 
sowohl für die Seitenpreise als auch für die soge- 
nannten Tausenderanzeigenpreise. 2 ) Diese Entwick- 
lung hat zu einer erheblichen Verlagerung des 
Schwergewichts der Erlöse auf die Anzeigen ge- 
führt. 1964 entfielen % der Erlöse von Abonne- 
mentzeitungen auf Anzeigenerlöse. 1956 betrug der 
Anteil nur etwas mehr als 50 °/o. 3 ) 

Gesondert zu betrachten ist die Werbung in der 
regionalen Presse für Markenartikel und überregio- 
nale Dienstleistungen. Den Ausgangspunkt für die 
nachstehenden Ausführungen bilden die Untersu- 
chungen von Kapferer & Schmidt. 

Entgegen der von der Kommission verwendeten 
Größenklasseneinteilung bei Tageszeitungen haben 
Kapferer & Schmidt die Gruppen Groß-, Mittel- und 
Kleinpresse gewählt 4 ). Die Abgrenzung wurde wie 
folgt vorgenommen: 

Kleinpresse: bis 20 000 Auflage 

Mittelpresse: 20 000 bis 100 000 Auflage 

Großpresse: über 100 000 Auflage. 

Läßt man die Kleinpresse und die Großpresse außer 
Betracht und untersucht die Mittelpresse, die im 
wesentlichen die mittleren regionalen Abonne- 
mentzeitungen umfaßt, so zeigt sich — soweit die 
Aussagefähigkeit des Materials reicht — , daß die 
Markenartikelwerbung in Relation zum gesamten 
Anzeigenvolumen mit zunehmender Auflagenhöhe 
der Zeitungsgruppen an Bedeutung abnimmt. Für 
1964 ergibt sich, daß etwa 30% des Insertionsvolu- 
mens bei der Kleinpresse aus dem Markenartikel- 
geschäft resultieren. Für die Mittel- und Großpresse 
lagen die Prozentsätze für das gleiche Jahr bei 25 
und 21 %. Betrachtet man die Entwicklung von 1961 
bis 1964, dann zeigt dieser prozentuale Anteil nur 


Ü vgl. Anlage 36 

! “) vgl. Anlage 40 

| 3 ) vgl. Anlage 37 

i 4 ) Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 132 ff. 
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für die Zeitungen mit bis zu 20 000 Auflagen eine 
steigende, für die Mittel- und Großpresse jedoch 
eher eine sinkende Tendenz. Damit ist jedoch nicht 
gesagt, daß das Volumen der Markenartikelwer- 
bung bei den regionalen Zeitungen wertmäßig ge- 
sunken sei. Das Gegenteil trifft zu. Das wertmäßige 
Werbeaufkommen bei Markenartikeln hat sich bei 


der Mittelpresse 
entwickelt: 

— in 

Millionen DM - 

— wie folgt 

1961 

1962 

1963 

1964 

147,9 

163,3 

176,5 

186,4 

Die Einnahmen 
— in Millionen 
wachsen: 

aus dem übrigen Anzeigengeschäft 
DM — sind sehr viel stärker ge- 

1961 

1962 

1963 

1964 

394,7 

456,2 

465,1 

564,6 


Erst aus diesem Zusammenhang läßt sich die wirt- 
schaftliche Bedeutung der relativen Abnahme der 
Markenartikel-Einkünfte im Verhältnis zum ge- 
samten Insertionswert erkennen. Daraus ist weiter 
abzuleiten, daß die mittleren regionalen Zeitungen 
bezüglich etwa 75 °/o ihrer Erlöse aus dem Anzeigen- 
geschäft von der Fernsehwerbung nicht berührt wer- 
den. Die relative Bedeutung der Markenartikelwer- 
bung schwankt mit den Erträgen aus dem übrigen 
Anzeigengeschäft. Aber auch absolut ist die Frage 
nach dem Wettbewerb im Verhältnis zum Fernse- 
hen im Markenartikelgeschäft wirtschaftlich von 
großer Bedeutung. Die Tatsache, daß die Erlöse aus 
der Werbung für Markenartikel nicht in gleicher 
Weise gestiegen sind wie die aus dem übrigen An- 
zeigengeschäft, beweist nicht schlüssig, daß die 
Fernsehwerbung hier die Zeitungen geschädigt hat. 

Die Unterschiede zwischen Fernsehen und regio- 
naler Presse in der Art der Werbung, in den erziel- 
baren Wirkungen und den erreichten potentiellen 
Abnehmern sind auch in der Werbung für Marken- 
artikel so ausgeprägt, daß die Substitution der einen 
Werbung durch die andere wenig wahrscheinlich ist. 
Die Verbindung von Marken-Firmen-Werbung mit 
der Werbung für örtliche Filialen ist überwiegend 
der regionalen Presse Vorbehalten. Das gleiche gilt 
für die Erschließung lokal begrenzter Märkte und 
für Experimente in der Absatzpolitik. Auch die 
Kombination der Fernsehwerbung mit Inseraten in 
der regionalen Presse trägt dazu bei, die Stellung 
dieser Zeitungen auf dem Werbemarkt zu stärken. 
Dem entspricht die Feststellung von Kapferer & 
Schmidt, daß sich mit einer Vergrößerung der Wer- 
beetats die Aussichten der Kleinpresse verbessern, 
ihr Insertionsvolumen zu erhöhen. 

Die „Werbemillionäre" sind die besten Kunden der 
Kleinpresse. *) Noch aufschlußreicher als die Finanz- 
kraft der Werbetreibenden ist in diesem Zusammen- 
hang die Tatsache, daß diejenigen Unternehmen, 
die dauernd im Fernsehen werben (konstante Fern- 
sehmarken), gleichzeitig der Kleinpresse die um- 
fangreichsten Werbeaufträge erteilen. Daraus 


’) Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 143 ff. 


schließen Kapferer & Schmidt, „. . . daß das Werbe- 
fernsehen gerade bei der Klein- und Mittelpresse 
eine stark fördernde Wirkung auf das Markenarti- 
kel-Anzeigengeschäft ausübt". Ähnlich verhält es 
sich, wenn die relativ kleinen Marken (mit Etats 
unter 100 000 DM) betrachtet werden. 

Die konstanten Nichtfernseh-Marken haben für Zei- 
tungsverlage um so größere Bedeutung als Anzei- 
genkunden, je höher die Auflage ist, die eine Zei- 
tung erreicht. Diese Erlösart war bei den mittleren 
regionalen Zeitungen am gesamten Markenartikel- 
Anzeigenvolumen im Jahre 1964 in Höhe von 186,5 
Millionen DM mit 68,4 Millionen DM oder mit 
36,7 °/o beteiligt. Für die Entscheidung eines An- 
bieters von Markenartikeln, keine Werbung im 
Fernsehen zu betreiben, lassen sich keine einheit- 
lichen Gründe ermitteln. Die Eigenart des Produkts, 
die anzusprechenden potentiellen Abnehmer oder 
das Verhalten der Konkurrenten seien beispielhaft 
genannt. 

In der Bundesrepublik warben die Mineralölgesell- 
schaften bisher nicht im Fernsehen, obwohl sie eine 
sehr intensive Markenartikelwerbung betreiben. 
Ein Grund dafür, daß die öl und Benzin vertreiben- 
den Unternehmen neben anderen Werbemitteln das 
Zeitungsinserat vorziehen, kann darin liegen, daß 
die Anzeige besser den männlichen Teil der Bevöl- 
kerung erreicht, der in der Regel über den Einkauf 
von Benzin entscheidet. Die genannten Erscheinun- 
gen weisen darauf hin, daß es sich bei den Erlösen 
der Zeitungen aus dem Anzeigengeschäft mit kon- 
stanten Nicht-Fernseh-Marken um Erlöse handelt, 
die von der Fernsehwerbung verhältnismäßig unab- 
hängig sind. Auch festgestellte Rückgänge im An- 
zeigengeschäft der regionalen Zeitungen können 
nicht ohne weiteres auf die Fernsehwerbung zurück- 
geführt werden. So kann beispielsweise mit einiger 
Sicherheit gesagt werden, daß der Rückgang der 
Erlöse bei allen Tageszeitungen aus der Sparte 
Textil/Bekleidung in erster Linie darauf beruht, daß 
die Werbungtreibenden die Zeitschriften in stärke- 
rem Maße als Werbeträger benutzt haben. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen: Auf dem 
Werbemarkt sprechen im Verhältnis von Regional- 
presse und Fernsehen gewichtige Gründe dafür, daß 
sie zueinander überwiegend im Verhältnis der Kom- 
plementarität stehen. Einzelne Anzeichen sprechen 
sogar dafür, daß das Fernsehen die Werbung für 
Markenartikel in der regionalen Presse, vor allem 
bei der Kleinpresse, gefördert hat. 

3. Überregionale Abonnementzeitungen 
a) Der Vertrieb 

Die überregionale Meinungspresse ist in Deutsch- 
land Abonnementpresse. Ihr inländischer Vertriebs- 
bereich umfaßt das gesamte Bundesgebiet. Es gibt 
jedoch auch für diese Zeitungen regionale Schwer- 
punkte in der Verbreitung. Im Bereich politischer 
Nachrichten konzentrieren sich diese Zeitungen, 
ähnlich wie das Fernsehen, auf die Berichterstattung 
und Kommentierung von Ereignissen, die internatio- 
nale und nationale Bedeutung besitzen. 
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Es ist unverkennbar, daß das Fernsehen hier über 
einen bedeutenden Aktualitätsvorsprung verfügt. 
Die hieraus vom BDZV gezogene Folgerung, dadurch 
würden der Presse auch die Anknüpfungspunkte 
für die Kommentierung entzogen ! ), erweist sich 
gerade bei dieser Art von Zeitungen als nicht 
schlüssig. Der politische Kommentar, die wertende 
Stellungnahme zum politischen Geschehen, die zu- 
sammenfassende Darstellung der jeweiligen poli- 
tischen Situation in ihren Zusammenhängen kenn- 
zeichnen die überregionale Abonnementpresse. 
Diese Funktionen können vom Fernsehen nicht 
übernommen werden. Am deutlichsten wird die 
Eigenständigkeit des Kommentars im Verhältnis 
zur Nachricht am Beispiel der politischen Wochen- 
blätter. Sie haben einen von der Aktualität der 
Nachricht weitgehend unabhängigen Markt erschlos- 
sen. Das ist ihnen vor und nach der Entwicklung 
des Fernsehens möglich gewesen. Manches spricht 
dafür, daß durch das Fernsehen die Wettbewerbs- 
beziebungen dieser Zeitungen untereinander inten- 
siver geworden sind. 

Die Berichterstattung und Kommentare der über- 
regionalen Zeitungen sind nicht auf den politischen 
Bereich begrenzt. Für die redaktionellen Leistun- 
gen auf den übrigen Gebieten kommt ein unmittel- 


Ü Denkschrift, S. 39 ff. 


barer Wettbewerb mit dem Fernsehen kaum in Be- 
tracht. Erwähnt seien der außerordentlich wichtige 
Wirtschaftsteil, das Feuilleton, die Berichterstattung 
über Wissenschaft und technische Entwicklungen, 
der Literaturteil und der Reiseteil. Diese redaktio- 
nellen Teile gewinnen im Zusammenhang mit den 
speziell ihnen zugeordneten Werbemärkten gestei- 
gerte selbständige Bedeutung. 

Die Frage, welchen Einfluß das Fernsehen auf die 
Auflagenentwicklung dieser Zeitungen ausgeübt hat, 
läßt sich exakt nicht beantworten. Es ist nicht mög- 
lich, diejenigen Wettbewerbseinflüsse zu isolieren, 
die vom Fernsehen ausgegangen sind. Es ist jedoch 
bemerkenswert, daß das stetige Wachstum der über- 
regionalen Presse im Zeitablauf keinen Einfluß er- 
kennen läßt, der mit dem überaus schnellen Wachs- 
tum des Fernsehens in Zusammenhang gebracht 
werden könnte. Die Auflagen der Zeitungen zeigen 
vielmehr in der Zeit vor und in der Zeit nach Ent- 
stehung des Fernsehens vergleichbare Steigerungen. 
Innerhalb der Abonnementzeitungen weisen die 
überregional verbreiteten Zeitungen von 1956 bis 
1964 die günstigste Entwicklung auf. Das gilt für 
die Abonnementpreise sowie für die Auflagenent- 
wicklung und die Entwicklung der Seitenzahlen. 
Dies zeigt Tabelle 189 ! ). 


i b vgl. auch die Anlagen 35, 36 und 38 


Tabelle 189 


Textspalte 

1956 

1964 

1964 

gegenüber 1956 
(=* 100) 

Durchschnittlicher Abonnementpreis in DM 




Größenklasse VII J ) 

3,98 

5,46 

137 

Größenklasse VIII 2 ) 

4,14 

5,66 

137 

darunter überregionale Tageszeitungen 

4,50 

6,60 

147 

Durchschnittliche Verkaufsauflage im Jahresdurchschnitt 
in Stück 




Größenklasse VII 

110 100 

127 500 

116 

Größenklasse VIII 

199 900 

224 400 

112 

darunter überregionale Tageszeitungen 

165 400 

243 400 

147 

Durchschnittliche Seitenzahl je Kalenderjahr 

1. Textseiten 




Größenklasse VII 

3 021 

4 379 

145 

Größenklasse VIII 

3 225 

4 242 

132 

darunter überregionale Tageszeitungen 

2 655 

3 567 

134 

2. Anzeigenseiten (alle Anzeigensparten) 




Größenklasse VII 

1 852 

3 753 

203 

Größenklasse VIII 

1 963 

4 120 

210 

darunter überregionale Tageszeitungen 

1 697 

4 413 

i 

260 


b 100 000 bis unter 150 000 Verkaufsauflage 

2 ) über 150 000 Verkaufsauflage Quelle: Eigene Erhebungen 
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Die Gegenüberstellung mit den Abonnementzeitun- 
gen der oberen Größenklasse bestätigt, daß die 
überregionalen Tageszeitungen die günstigste Ent- 
wicklung genommen haben. Diese Entwicklung ist 
deshalb aufschlußreich, weil diejenigen Zeitungen, 
die in der politischen Berichterstattung dem Fern- 
sehen am nächsten stehen, innerhalb der Zeitungen 
das relativ stärkste Wachstum aufweisen. 

Der Markt der überregionalen Zeitungen ist von 
dem der übrigen Tagespresse deutlich unterschie- 
den. Indessen können auch hier Wettbewerbsbezie- 
hungen im Verhältnis zur regionalen Presse auf- 
treten. Das gilt einmal für die besonderen Stadtaus- 
gaben mit Lokalteil auf einzelnen lokalen Märkten. 
Es gilt in geringerem Maße aber auch im Verhältnis 
zur regionalen Presse. 

Hier mag es sich häufig eher um potentiellen als 
um aktuellen Wettbewerb handeln. Die redaktio- 
nellen Leistungen der größeren regionalen Zeitun- 
gen stehen denjenigen der überregionalen Zeitun- 
gen in wichtigen Beziehungen nahe. Den größeren 
regionalen Zeitungen ist es auch produktionstech- 
nisch möglich, den regionalen Bereich zu verlassen 
und in die Gruppe der überregional verbreiteten 
Zeitungen einzudringen. In der Preispolitik dieser 
Zeitungen ist jedoch nicht zu erkennen, daß sie 
sich als unmittelbare Wettbewerber betrachten. Die 
Substitution einer regionalen durch eine überregio- 
nale Zeitung und umgekehrt wird gleichwohl, vor 
allem beim Verzicht auf ein Doppelabonnement, 
nicht ausgeschlossen sein. Am einflußreichsten sind 
jedoch die Wettbewerbsbeziehungen der überregio- 
nalen Zeitungen untereinander. 

Wichtigstes Mittel des Wettbewerbs ist die Gestal- 
tung der Zeitung im weitesten Sinn des Wortes. Die- 
ser Qualitätswettbewerb spielt sich hauptsächlich 
auf dem Gebiet der Kommentierung und in der 
differenzierten Entwicklung der einzelnen redaktio- 
nellen Teile der Zeitung ab. Vieles spricht dafür, 


Tabelle 190 



Abonnementpreis 


in DM 

Zeitraum 

Frank- 



furter 

Die 


Allge- 

Welt 2 ) 


meine 9 


bis September 1957 

4,50 

4,50 

Oktober 1957 

bis Januar 1961 

5,50 

5,50 

ab Februar 1961 

6,60 

6,60 


9 Abweichungen ergeben sich zeitweise für Berlin und 
das Saarland. 

-) Preise für Bundes- und Hamburg-Ausgabe. Abweichun- 
gen ergeben sich zeitweise für Berlin. 

Quelle : Eigene Erhebungen 


daß dem zuletzt genannten Gesichtspunkt in der 
Bundesrepublik zur Zeit das größte Gewicht beizu- 
messen ist. 

Auch die Preispolitik der überregionalen Zeitungen 
deutet auf enge Wettbewerbsbeziehungen hin. Dies 
zeigt die Entwicklung der Abonnementpreise im 
Untersuchungszeitraum, die in Tabelle 190 wieder- 
gegeben ist. 

b) Das Anzeigengeschäft 

Für das Anzeigengeschäft der hier besprochenen 
Zeitungen gelten im Verhältnis zur Fernsehwer- 
bung ähnliche Überlegungen, wie sie bei der regio- 
nalen Presse angestellt wurden. 

Bezüglich etwa 70 bis 80 °/o des Anzeigen Volumens 
bestehen keine Wettbewerbsbeziehungen zum Fern- 
sehen. Das gilt für den Stellenmarkt, Finanzanzei- 
gen, Geschäftsverbindungen, Familien- und Todes- 
anzeigen, Anzeigen aus dem Bereich Reisen und 
Bäder und für Kleinanzeigen. Der redaktionellen 
Spezialisierung der Zeitung entspricht ein damit in 
unmittelbarem Zusammenhang stehendes Anzeigen- 
geschäft, das von der Fernsehwerbung weitgehend 
unabhängig ist. 

Die Markenartikel-Anzeigen einschließlich der Wer- 
bung für überregionale Dienstleistungen unterschei- 
den sich gualitativ von der Fernsehwerbung. Wie 
für die übrige Presse gilt auch hier, daß eine Wer- 
bung im Text möglich ist und daß die Zeitungswer- 
bung in der Regel ein hohes Maß an Information 
ermöglicht. Ein weiterer nicht weniger wichtiger 
Unterschied zwischen Fernsehwerbung und Anzei- 
gen in den überregionalen Zeitungen folgt aus dem 
besonderen Leserkreis der letzteren. Für Investi- 
tionsgüter, deren Anschaffung eine wirtschaftliche 
Einzelentscheidung von erheblichem Gewicht ist, 
wird im Fernsehen nur selten geworben. 9 In der 
überregionalen Presse erreicht man dagegen am 
ehesten den Personenkreis, der solche Entscheidun- 
gen zu fällen hat. 

Das Anzeigengeschäft dieser Zeitungen aus über- 
regionaler Werbung entfällt zu 40 bis 50% auf die 
Produktgruppen „Dienstleistungen", „Maschinen 
und Fahrzeuge". 2 ) Es sind dies diejenigen Produkte, 
für die im Fernsehen relativ wenig geworben 
wird. 3 ) 

Damit soll nicht verkannt werden, daß in der Mar- 
kenartikelwerbung zwischen Fernsehen und über- 
regionalen Zeitungen ein partieller Wettbewerb 
besteht. 

Auf eine besonders starke Stellung dieser Zeitun- 
gen im Werbegeschäft deutet die Entwicklung der 
Anzeigenpreise und der Erlöse. Im Vergleich zu den 
Abonnementzeitungen in Größenklasse VII und 
VIII haben sich die Anzeigenpreise der überregio- 
nalen Tageszeitungen wie folgt entwickelt: 4 ) 


9 vgl. Anlage 60 

2 ) vgl. Anlage 61 

3 ) vgl. Anlage 59 

4 ) vgl. auch Anlage 40 
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Tabelle 191 


Textspdlte 

1956 

DM 

1964 

DM 

1964 

gegenüber 
1956 
(= ioo) 

a) Durchschnittlicher Bruttoanzeigenpreis je Seite 




Größenklasse VII 

5 928 

7 239 

122 

Größenklasse VIII 

9 358 

12 018 

128 

darunter überregionale Tageszeitungen 

10 524 

14 189 

135 

b) Durchschnittlicher Bruttoanzeigenseitenpreis, umgerechnet auf 
1000 Stück Verkaufsauflage 




Größenklasse VII 

54,— 

58,— 

107 

Größenklasse VIII 1 

47, — 

54,— 

115 

darunter überregionale Tageszeitungen 

64,— 

60,— 

94 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Bruttonanzeigenpreise je Seite sind bei den 
überregionalen Zeitungen stärker gestiegen. Die 
Tausenderpreise haben sich bei einer überregio- 
nalen Zeitung erhöht, bei der anderen ermäßigt. 
Bei dieser Zeitung ist der Tausenderpreis der Kon- 
kurrenzzeitung angepaßt worden. Dadurch sind die 
Tausenderpreise der überregionalen Zeitungen im 
Durchschnitt gefallen. Infolge der wirtschaftlichen 
Gesamtentwicklung der überregionalen Zeitungen 
(Auflagensteigerung, Bezugspreis- und Anzeigen- 
seitenpreiserhöhung sowie erhebliche Zunahme der 
Anzeigenseiten) ist das Wachstum der Erlöse dieser 
Zeitungen überdurchschnittlich. 

Der Wettbewerb unter den überregionalen Zeitun- 
gen um den Anzeigenkunden weist wichtige Beson- 
derheiten auf. Zunächst ist auch für die überregio- 
nale Werbung von Bedeutung, daß die einzelnen 
Zeitungen unterschiedliche regionale Schwerpunkte 
haben. Ein Werbefachmann hat diese Differenzie- 
rung für so ausgeprägt gehalten, daß er das Beste- 
hen einer echten überregionalen Zeitung für die 
Bundesrepublik überhaupt verneinte. 

Soweit sich das Absatzgebiet eines werbenden 
Unternehmens und das hauptsächliche Verbreitungs- 
gebiet einer Zeitung decken, kommt für die Wer- 
bung in erster Linie diese Zeitung in Betracht. Wich- 
tiger noch ist die Überlegung, daß die Erfassung 
aller potentiellen Kunden nur über die Werbung 
in mehreren dieser Zeitungen möglich ist. Ein Teil 
des Werbeaufkommens einer überregionalen Zei- 
tung kann deshalb auch von anderen überregio- 
nalen Blättern nicht abgezogen werden. 

Die Preispolitik dieser Zeitungen im Anzeigen- 
geschäft deutet auf recht enge Wettbewerbsbezie- 
hungen. Während 1956 der Bruttoseitenpreis von 
„Die Welt" 12 312 DM und der von der „Frank- 
furter Allgemeine" ab 1. Oktober 1956 8 736 DM 
betrug, kostete 1964 eine Anzeigenseite von „Die 


Welt" 14 233 DM (montags bis samstags) und von 
der „Frankfurter Allgemeine" 14 144 DM (montags 
bis freitags). Bezogen auf 1000 Stück Verkaufs- 
auflage wurden folgende Preise ermittelt: 


Tabelle 192 


Zeitung 

1956 

DM 

1964 

DM 

Die Welt 

i 

72 

59 

Frankfurter 



Allgemeine ; 

55 

61 


Quelle: Eigene Ermittlungen 


4. Straßenverkaufszeitungen 

a) Der Vertrieb 

Die hier zu untersuchende Zeitungsart unterscheidet 
sich von der Gruppe der bisher behandelten Presse- 
erzeugnisse vor allem dadurch, daß sie regelmäßig 
nicht an feste Bezieher vertrieben wird. Der Inhalt 
einer solchen Zeitung und die Art und Weise des 
Vertriebs stehen in einem engen Zusammenhang. 
Es muß sich um eine Zeitung handeln, die bei wei- 
ten Bevölkerungskreisen Interesse weckt, um bei 
niedrigem Vertriebspreis ein hohes Absatzvolumen 
zu erzielen. Der Inhalt der Zeitung wird von Sen- 
sationsnachrichten und damit verbundenen Illustra- 
tionen bestimmt. Die Meinungsbeeinflussung ist im 
Verhältnis zur Information stärker ausgeprägt. 
Diese Zeitungen erscheinen in den frühen Morgen- 
stunden. Sie werden häufig auf dem Wege zum 
Arbeitsplatz gekauft. Die Besonderheiten der Stra- 
ßenverkaufszeitungen sind so ausgeprägt, daß Wett- 
bewerbsbeziehungen zu anderen Zeitungen nicht 
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eindeutig bestimmbar sind. Im Vergleich zum Fern- 
sehen sind die Unterschiede so erheblich, daß Kon- j 
kurrenzbeziehungen nur am Rande entstehen kön- 
nen. Das zeigt sich, wenn man den Inhalt der gebo- 
tenen Leistungen und die typische Zeit der Inan- 
spruchnahme dieser Leistungen mit denen des Fern- ; 
sehens vergleicht. 

Der Anteil der Straßenverkaufszeitungen an der 
Auflage aller Tageszeitungen ist im Untersuchungs- 
zeitraum ständig gewachsen. Im 4. Quartal 1966 j 
betrug ihr Anteil 32 %. *) 

Der relative Zuwachs übertraf von 1956 bis 1964 
den aller anderen Zeitungen. Die gleiche Tendenz 
zeigt das Wachstum der Vertriebserlöse 2 ). Ver- 
gleichbare Wachstumsraten haben nur die Sonn- 
tagszeitungen und die politischen Wochenblätter I 
aufzuweisen. 

Die Straßenverkaufszeitungen haben nur eine rela- 
tiv kleine Zahl von Exklusivlesern. Sie erreichen 
alle sozialen Schichten relativ gleichmäßig, wobei 
das Schwergewicht bei den breiten Mittelschichten 
liegt 3 ). Insbesondere bilden sie die Lektüre von 
Facharbeitern. Diese Gruppe wird zu annähernd 
50% erreicht. Bei den angelernten Arbeitern und 
den Hilfsarbeitern beträgt der Satz 38% und bei 
den Landwirten 15%. Die genannten Gruppen wer- 
den im Vergleich dazu von der regionalen Tages- 
presse wie folgt erreicht: 

Facharbeiter 68,4 % 

Angelernte und 

Hilfsarbeiter 61,8 % 

Landwirte 77,0 % 

31,1 % der befragten selbständigen Geschäftsleute 
und Angehörigen der freien Berufe lasen Straßen- 
verkaufszeitungen, und von der wirtschaftlich lei- 
stungsfähigsten sozialen Schicht kauften 24 % eine 
Zeitung dieses Typs. Die Reichweite der Straßen- 
verkaufszeitungen in Stadt und Land zeigt die fol- 
gende Übersicht: 


Tabelle 193 


Verbreitungsgebiet 

Tägliche Reichweite der 
Kaufzeitungen in °/o der 
erwachsenen Bevölkerung 

Dörfer 

26,3 

Kleinstädte 

39,5 

Mittelstädte 

38,5 

Großstädte 

41,3 

Weltstädte 

41,4 

i 


Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, 

Werbeträger-Analyse 1965, 2. Teil, S. 145 


'•) vgl. Anlage 29 c 

2 ) vgl. Anlage 37 

3 ) vgl. hierzu und zum folgenden: Institut für Demo- 
skopie Allensbach, Werbeträger-Analyse 1965 


Das neuerliche Wachstum der Straßenverkaufs- 
zeitungen seit 1966 l ) hat vor allem zu einer stärke- 
ren Verbreitung in Kleinstädten und Dörfern ge- 
führt. 

Auch wenn man die ausgeprägten Besonderheiten 
dieser Zeitungsart berücksichtigt, läßt sich fest- 
stellen, daß die Wettbewerbsbeziehungen zur regio- 
nalen Abonnementspresse erheblich intensiver sind 
als die zum Fernsehen. 

b) Das Anzeigengeschäft 

Das Werbeaufkommen der Straßenverkaufszeitun- 
gen wird vor allem durch ihre überregionale Ver- 
breitung und die Erfassung bestimmter sozialer 
Schichten bestimmt. Die Einschränkung gilt zunächst 
mit Rücksicht darauf, daß es neben der nationalver- 
breiteten Bild-Zeitung solche Straßenverkaufsblätter 
gibt, die lediglich regionale Verbreitungsgebiete 
haben. Zum anderen wendet sich die Werbung in 
diesen Zeitungen nicht nur an eine wenig kaufkräf- 
tige Bevölkerungsschicht. Zwar gibt es bestimmte 
Arten der Werbung, die für die Straßenverkaufs- 
zeitungen typisch sind, wie etwa Anzeigen von Ver- 
sandhäusern, die preiswerte Möbel, Werkzeuge und 
elektrisches Gerät bei Teilzahlung offerieren. Ge- 
meinsames Kennzeichen dieser Produkte ist es, daß 
sie vorwiegend an einkommensschwächere Bevölke- 
rungskreise abgesetzt werden. Daneben wird in der 
Boulevardpresse aber z. B. auch für Personenkraft- 
wagen geworben. 

Bezüglich des Wettbewerbsverhältnisses der Stra- 
ßenverkaufszeitungen zur Fernsehwerbung muß von 
der Reichweite dieser Zeitungen im Vergleich zum 
Fernsehen ausgegangen werden. Ähnlich wie mit 
Hilfe des Fernsehens lassen sich durch sie weite 
Bevölkerungskreise erreichen. Auch entfällt der weit 
überwiegende Teil des Werbeaufwandes der Boule- 
vardpresse auf Markenartikelreklame. Bei diesen 
Zeitungen kann eine Schädigung durch die Fernseh- 
werbung jedoch mit einer an Sicherheit grenzenden 
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. Ihre An- 
zeigenerlöse zeigen weit überproportionale Steige- 
rungsraten. Die Erlöse sind in der Zeit von 1956 
(15,3 Millionen DM) bis 1965 (85,6 Millionen DM) 
um 459 % gestiegen. Das ist eine Steigerungsrate, 
die den Durchschnitt aller anderen Tageszeitungen 
um über 100 % übertrifft. 2 ) 

Die zunehmende Überschneidung dieser Zeitung mit 
den Lesergruppen und Gebieten der Regionalpresse 
erhöht die Wahrscheinlichkeit des Wettbewerbs mit 
diesem Teil der Presse. Das gilt in höherem Maße 
für das Werbegeschäft als für den Vertrieb. Die 
Werbung in lokalen Zeitungen ist besonders teuer, 
diejenige in Straßenverkaufszeitungen dagegen be- 
sonders preiswert. Das weitere Vordringen der Stra- 
ßenverkaufszeitungen in Kleinstädten und länd- 
lichen Bezirken kann deshalb den lokalen Zeitungen 
Werbeumsätze entziehen. Selbst wenn die Auflage 


0 vgl. Institut für Demoskopie Allensbach, Werbeträger- 
Analyse 1967, 2. Teil, S. 27 
-) vgl. Anlage 37 
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der Kleinpresso durch die Straßenverkaufszeitungen 
nicht geschmälert wird, sind Umschichtungen im An- 
zeigengeschäft wahrscheinlich. Angesichts der über- 
wiegenden Bedeutung der Werbeerlöse für die 
regionale Abonnementpresse sind diese Einbußen 
im Werbegeschäft nicht weniger gefährlich als ein 
Rückgang der Auflagen. Auch die Illustrierten kom- 
men im Markenartikelgeschäft als Wettbewerber 
der Straßenverkaufszeitungen in Betracht. Am eng- 
sten sind jedoch die Wettbewerbsbeziehungen zu 
der Regional- und Lokalpresse. Mit einigem Abstand 
nach den Illustrierten folgen als Wettbewerber das 
Fernsehen und die überregionale Abonnement- 
presse. 

Trotz der hohen Steigerungsrate bei den Anzeigen- 
erlösen ist die Erlösstruktur der Straßenverkaufs- 
zeitungen von derjenigen der Abonnementzeitun- 
gen deutlich unterschieden. Immer noch übertreffen 
die Vertriebserlöse die Anzeigenerlöse. Durch die 
gleichzeitige Herausgabe verschiedener Zeitungs- 
arten können mithin die Risiken des Zeitungsge- 
schäfts erheblich gemindert werden. 

Konjunkturelle und strukturelle Schwankungen wir- 
ken sich aut die verschiedenen Presseerzeugnisse 
unterschiedlich aus. Diejenigen Verlage, die durch 
solche Veränderungen nicht in ihrem gesamten Pro- 
duktionsprogramm getroffen werden, sind krisen- 
fester als ihre nur eine Zeitung herausgebenden 
Konkurrenten. 


5. Politische Wochenblätter und Sonntagszeitungen 

Unter den Begriff Wochenzeitung fallen sehr ver- 
schiedene Presseerzeugnisse. Wird auf das ein- 
malige Erscheinen der Blätter in einer Woche ab- 
gestellt, dann sind z. B. folgende Zeitungen zu nen- 
nen: Die Zeit, Christ und Welt, Sonntagsblatt, Der 
Spiegel, Die Welt am Sonntag, Bild am Sonntag. Bei 
den beiden zuletzt genannten Blättern handelt es 
sich um Sonntagszeitungon, die in Anlehnung an die 
Wochenausgaben gestaltet werden. 

Für diese Zeitungen gilt allgemein, daß sie ihre Auf- 
lagen im Untersuchungszeitraum stark erhöhen 
konnten und einen wachsenden Anteil an der Ge- 
samtauflage aller Zeitungen auf sich vereinigen 1 ). 
Der Verzicht der Tageszeitungen auf eine Sonntags- 
ausgabe sowie veränderte Lesegewohnheiten haben 
diese Entwicklung erheblich begünstigt. Zeit und 
Spiegel ist gemeinsam, daß sie sich auf die Kom- 
mentierung des politischen Geschehens konzentrie- 
ren. Die Wettbewerbsbeziehungen sind trotzdem 
verhältnismäßig lose. Die unterschiedliche Auswahl 
der Themen und die Besonderheit der redaktionellen 
Behandlung bringen Produkte ausgeprägter Eigen- 
art und Eigenständigkeit auf den Markt. Unter Be- 
rücksichtigung des hauptsächlichen Inhalts der Zei- 
tung und des Nachrichtenmagazins sind Wett- 
bewerbsbeziehungen zum Fernsehen kaum gegeben. 

Auch das Werbegeschäft der besprochenen Zeitun- 
gen weist erhebliche Unterschiede auf. Die Sonntags- 


’) vgl. Zweiter Teil, 2. Abschnitt, Ziff. III B 


I Zeitungen stehen den täglichen Ausgaben der Tages- 
zeitungen, besonders deren Wochenendausgaben, 
am nächsten. Anders verhält es sich bei dem Re- 
klamegeschäft des Spiegels. Im ganzen steht er im 
Wettbewerb den Zeitschriften näher als den Zeitun- 
gen. Aber auch bei der Zeit überwiegen die An- 
zeigen für Markenartikel so sehr, daß dieses Presse- 
I erzeugnis mit seinem gesamten Anzeigenteil stärker 
in Konkurrenzbeziehungen zur Fernsehwerbung 
steht als die überregionalen Zeitungen. Trotzdem ist 
auch hier der Hinweis erforderlich, daß die Werbung 
in Abhängigkeit von dem benutzten Werbeträger 
gestaltet wird. Besonders zu beachten sind die von 
| der einzelnen Zeitung erreichten sozialen Schichten. 
Die Ausführungen hierzu im Abschnitt „über- 
regionale Zeitungen“ gelten entsprechend. Damit ist 
gleichzeitig diejenige Zeitungsart genannt, die für 
die Markenartikelreklame als Wettbewerber der 
Wochenzeitungen in Betracht zu ziehen ist, weil sie 
sich primär an Leser ähnlicher sozialer Schichten 
wendet. Ergänzend ist zu berücksichtigen, daß die 
Wochenzeitung in der Regel als Zweitzeitung ge- 
halten wird. 

Bei den besprochenen Zeitungen ist die Eigenart 
jedes einzelnen Blattes so ausgeprägt, daß sichere 
Aussagen nur anhand von Einzeluntersuchungen 
möglich wären. 


C. Die Zeitschriftenpresse 

1. Überblick über die Marktverhältnisse 

Die Zeitschriften bilden keine in sich homogene 
Gruppe von Presseerzeugnissen. Ihr gemeinsames 
; Merkmal ist es jedoch, daß sie dem Leser in erster 
! Linie Unterhaltung bieten. Das deutet auf Wettbe- 
I werbsbeziehungen zum Programmrundfunk, die in 
i dieser Sparte enger sind als die der Zeitungen zum 
Fernsehen. Bei keinem anderen Publikationstyp ist 
der Zusammenhang zwischen der Auflagenhöhe 
(Vertrieb) und dem Anzeigengeschäft enger als hier. 
Demgemäß ist die redaktionelle Gestaltung der Zeit- 
schriften in weit höherem Maße unmittelbar an den 
| Auswirkungen auf das Anzeigengeschäft orientiert 
I als bei der Tagespresse. Der Anteil am Ertrag, der bei 
den Zeitschriften auf die Anzeigenerlöse entfällt, ist 
! teilweise außerordentlich hoch 1 ). Den besonderen 
Arten der Zeitschriften entsprechen häufig besondere 
Werbemärkte. Nicht selten werden Zeitschriften im 
Hinblick auf solche Märkte entwickelt und können 
i so verhältnismäßig selbständige Stellungen erwer- 
| ben. Ein Beispiel hierfür bietet etwa eine Zeitschrift, 

! die sich ausschließlich mit Fragen des Bauens und 
! des Bausparens beschäftigt und den Mitgliedern 
einer Bausparkasse kostenlos geliefert wird. Der 
: Anzeigenmarkt für den Bedarf des Bauens und Woh- 
nens ist damit vorgezeichnet. Ähnliches gilt für Zeit- 
j Schriften, die ausschließlich ein bestimmtes Leser- 
interesse ansprechen, etwa Sport- oder Motorzeit- 
schriften. Je allgemeiner das Redaktionsprogramm 
: einer Zeitschrift ist, desto weiter und unbestimmter 

J vgl. Zweiter Teil, 2. Abschnitt, Ziff. IV F 4 
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werden die Wettbewerbsbeziehungen zu anderen 
Zeitschriften und zum Fernsehen, desto größer und 
in der Zusammensetzung unbestimmter wird aber 
auch die Zahl der durch Anzeigen erreichbaren Be- 
völkerungsgruppen. Wohnzeitschriften, Frauenzeit- 
schriften oder Rundfunkzeitschriften seien als Bei- 
spiele genannt. Im Falle der Rundfunkzeitschriften 
liegt eine eindeutig vom Rundfunk abgeleitete Nach- 
frage vor, so daß die erreichten Leser mit den vom 
Fernsehen erreichten Personen jedenfalls teilweise 
übereinstimmen. 

Am wichtigsten für diese Untersuchung sind die 
aktuellen Illustrierten. Sie bieten dem Bezieher 
überwiegend Unterhaltung. Bei ihnen können des- 
halb vom Inhalt her im Vergleich zu den übrigen 
Zeitschriften die engsten Wettbewerbsbeziehungen 
zum Fernsehen vorliegen. Einschränkungen ergeben 
sich vor allem aus der Erscheinungsweise und der 
Wirkungszeit der Werbung. Die Illustrierten erschei- 
nen überwiegend einmal wöchentlich, sie werden 
während eines vergleichsweise langen Zeitraums 
gelesen und bleiben häufig auch nach dem Erschei- 
nen einer neuen Ausgabe auf Sekundärmärkten in 
Gebrauch (z. B. Lesezirkel). 

Die folgende Tabelle enthält die Wachstumsraten 
der Auflagen von 40 Illustrierten, Rundfunk-, 
Frauen-, Mode- und sonstigen Unterhaltungszeit- 
schriften in °/o der Auflage des vorhergehenden 
Jahres. 


Tabelle 194 


Jahr 

Wachstums- 

rate 

Jahr 

Wachstums- 

rate 

1953 

~F 9,4 

1959 

+ 2,9 

1954 

+ 6,7 

1960 

+ 6,8 

1955 

+ 7,4 

1961 

-0,9 

1956 

+ 6,3 

1962 

-0,4 

1957 

+ 8,8 

1963 

+ 2,4 

1958 

+9,5 

1964 

1 

+ 3,1 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 171 

Abgesehen vom Jahre 1960 waren die Auflagener- 
höhungen vom Jahre 1959 an schwächer als in den 
Vorjahren. Daraus läßt sich auf den Wettbewerb des 
Fernsehens schließen, jedoch nur unter Vorbehalten. 
In der Tabelle sind die Auflagensteigerungen unter- 
schiedlicher Typen von Zeitschriften zusammenge- 
faßt. Umstrukturierungen innerhalb der Zeitschriften 
werden nicht erkennbar. Eine Zunahme der Auflagen 
bei den Rundfunkzeitschriften, die auf Kosten von 
anderen Unterhaltungszeitschriften gehen kann, 
kommt in den Zahlen nicht zum Ausdruck. Auch 
wird nicht deutlich, auf welche Gruppe von Zeit- 
schriften der Wettbewerb der stark gewachsenen 
Rundfunk Zeitschriften besonders nachhaltig wirkt. 

Für die Zeit von 1962 bis 1965 lassen die IVW-Mcl- 
dungen erkennen, daß die Auflagen der Illustrierten 


stärker gestiegen sind ( 10,7 Lo) als diejenigen der 

Rundfunkzeitschriften (i 9,2 0 o). Diese Auflagen- 
steigerung in der erstgenannten Gruppe von Zeit- 
! schritten entfällt hauptsächlich auf die auflagenstar- 
ken Illustrierten (Stern und Quick). 

Auf keinem anderen von der Kommission untersuch- 
ten Markt ist der intramediäre Wettbewerb so inten- 
siv wie auf dem der allgemeinen Unterhaltungszeit- 
schriften. Der Wettbewerb um die höhere Auflage 
i ist immer auch der Wettbewerb um den Anteil am 
| Anzeigengeschäft. Die Spitzenposition unter den 
Zeitschriften führt zu einer überproportionalen Vor- 
zugsstellung im Anzeigengeschäft. Der Wettbewerb 
um diese Position wird deshalb mit großer Schärfe 
| geführt. Er beeinflußt erheblich die Struktur dieses 
| Marktes. Das gilt einmal für die redaktionelle Ge- 
i staltung. Das Gesicht der Zeitschriften wird von der 
i Vorstellung der Verleger über diejenigen Themen 
! bestimmt, für die sie das breiteste Publikumsinter- 
i esse vermuten. Dieses Interesse der Leser war kei- 
neswegs nur mit dem Appell an die niedrigeren In- 
! stinkte zu befriedigen. Die redaktionelle Entwick- 
lung der größeren Zeitschriften zeigt, mit welch 
unterschiedlichen Angeboten sich jeweils eine breite 
Nachfrage erschließen läßt. 

! Die redaktionelle Differenzierung reicht jedoch sel- 
: ten aus, um eine gesicherte Marktstellung zu gewin- 
nen. Der jede Woche am Kiosk neu zu entscheidende 
Wettbewerb um die Auflagenhöhe, wie es ein Zeit- 
' Schriftenverleger vor der Kommission formuliert 
hat, belastet die Marktstellung der einzelnen Zeit- 
schrift mit dauernder Unsicherheit. Deshalb bemü- 
j hen sich die Verlage um mehrere Publikationen, die 
auf unterschiedlichen Märkten erscheinen und das 
Risiko verteilen. Die Zusammenschlüsse von Zeit- 
schriftenverlagen haben hierin wohl ihre wichtigste 
i Ursache. 

Die Bedeutung des Wettbewerbs auf diesen Märkten 
j bestimmt auch die Art der Vertriebsmethoden. Ver- 
; leger haben vor der Kommission bekundet, die fort- 
j schreitende Konzentration im Zeitschriftenwesen 
! werde deshalb gefährlich, weil bei genügend großem 
Marktanteil Verdrängungswirkungen zu Lasten klei- 
j nerer Wettbewerber nahezu unvermeidlich würden. 

| 

Auch der Druck der Zeitschrift, besonders seine 
Qualität und Schnelligkeit, werden zu wichtigen 
Wettbewerbselementen. So kann eine Großdruckerei 
zur wirtschaftlichen Grundlage eines Zeitschriften- 
verlages werden. Das gilt vor allem dann, wenn der 
Druck der eigenen Zeitschriften nicht notwendig ist, 
um die Kapazität des Betriebs auszunutzen. Hier 
verlieren die Kosten des Drucks der Zeitschrift ihre 
unmittelbare Bedeutung für den wirtschaftlichen Er- 
folg des Unternehmens und werden zu internen Ver- 
rechnungspreisen, deren Beziehung zum Zeitschrif- 
: tengeschäft nicht mehr eindeutig bestimmbar ist. 

| Fälle wie diese mögen zwar nicht typisch sein, sie 
machen jedoch deutlich, welch große Bedeutung 
dem Druck der Zeitschrift in der Unternehmenspoli- 
; tik eines Verlages zukommen kann. Auch daraus 
| können sich Konzentrationstendenzen ergeben. Das 
gilt zumal dann, wenn die Ausnutzung der Drucke- 
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rei im Zeitablauf durch unterschiedliche Erschei- 1 
nungstermine der Verlagsprodukte verbessert wer- j 
den kann. Die Untersuchungen der Kommission 
haben jedoch gezeigt, daß sich der Druck von Zeit- ; 
Schriften auch durch Vertrag zureichend sichern läßt. 

Die Intensität des Wettbewerbs bei den Illustrierten 
zeigt sich schließlich im Verhälnis von Textseiten 
und Anzeigenseiten. Während noch vor etwa 10 Jah- 
ren ein Verhältnis von 1 : 1 die Regel war, werden 
den Werbenden heute teilweise 2 Textseiten für 
jede Anzeigenseite angeboten. Der schnell wach- 
sende Umfang der Zeitschriften hat hier seine wich- 
tigste Ursache. Dieser Wettbewerb wirkt sich für 
die Zeitschriften kostensteigernd aus. Das gilt für 
die Kosten der Redaktion und für die Kosten des 
Druckes. Die Frage, ob der gesteigerte Umfang der 
Zeitschriften zu einer Minderung der Werbewirkung 
durch herabgesetztes Leserinteresse führt, wurde 
vor der Kommission von Sachkennern unterschied- 
lich beantwortet. Bisher scheint dieser Punkt noch 
nicht erreicht zu sein. 

Die Auswirkungen des intramediären Wettbewerbs 
zeigen sich in der Konzentration von Zeitschriften- 
verlagen. Auf die Entwicklung der 5 größten Zeit- 
schriftenverlage, die im Zweiten Teil, 2. Abschnitt, 
Ziff. IV G dargestellt ist, wird verwiesen. Die Inte- 
grationsvorteile, auf die bereits für die Zeitungsver- 
lage hingewiesen worden ist, gelten verstärkt für 
Zeitschriftenverlage. Die Risikostreuung gewinnt im 
Zeitschriftengeschäft durch die Eigenarten des Wett- 
bewerbs erhöhte Bedeutung. Infolge der unterschied- j 
liehen Erlösstruktur der einzelnen Zeitschriftenarten j 
kann dieses Ziel durch Konzentration erreicht wer- 
den. Die 5 größten Verlagsgruppen betreiben eine 
Unternehmenspolitik, deren Ziel es ist, ihre Abhän- 
gigkeit von den Anzeigenerlösen zu mildern. Das ge- 
schieht z. B. durch die Aufnahme von Bunten Wo- 
chenendblättern und Jugendzeitschriften in das Ver- 
lagsprogramm. 

Eine erhebliche Wettbewerbsverschärfung ist im 
Zeitschriftenbereich von der Einführung des Bunt- 
druckes ausgegangen. Die Vertriebspreise für ein- 
zelne Zeitschriften wurden von einigen Verlegern 
als Dumpingpreise bezeichnet. Eine Erklärung für 
diese Situation liegt in dem bereits dargestellten 
Zusammenhang von Druckgeschäft und Zeitschriften- 
verlag. Das Streben nach einer eigenen Druckerei 
hat in mehreren Fällen Zusammenschlüsse von Zeit- 
schriftenverlagen ausgelöst. Um eine Kapazitäts- 
auslastung der Druckerei zu erreichen, wurden wei- 
tere Zeitschriften in das Verlagsprogramm aufge- 
nommen. Auch Rationalisierungsmöglichkeiten im 
Vertrieb und die stärkere Stellung integrierter Ver- 
lage gegenüber dem Zeitschriftenhandel haben Kon- 
zentrationen begünstigt. Die Kommission hat jedoch 
festgestellt, daß die weitaus wichtigste Ursache die- 
ser Konzentration die Eigenart und Intensität des 
Wettbewerbs im Zeitschriftengeschäft gewesen ist. 

Die Intensität des intramediären Wettbewerbs war 
wohl auch die Ursache dafür, daß die Verleger von 
Zeitschriften ganz überwiegend allein diesen Wett- 
bewerb für erheblich hielten, wenn sie der Kommis- 
sion über die Marktverhältnisse berichteten. Dem 
Wettbewerb des Fernsehens wurde von ihnen eine i 


verhältnismäßig geringe Bedeutung zugemessen, 
obwohl, wie zu zeigen sein wird, die Illustrierten im 
Anzeigengeschäft mit der Fernsehwerbung in einem 
intensiveren Wettbewerb stehen als andere Werbe- 
träger. 


2. Überblick über das Anzeigengeschäft, besonders 
die überregionale Werbung für Markenartikel und 
Dienstleistungen 

Das Werbevolumen der Zeitschriften aus über- 
regionaler Werbung hat sich in der Zeit von 1952 
bis 1966 stark erhöht. *) Es betrug 1952 101,4 Millio- 
nen DM, 1966 1294,6 Millionen DM. Wird das 
Werbeaufkommen bei Tageszeitungen, Zeitschriften, 
Rundfunk und Fernsehen insgesamt gleich 100 ge- 
setzt, dann hat sich der Anteil der Zeitschriften von 
1952 bis 1966 nicht nennenswert geändert. Er betrug 
1952 50,3 °/o, erreichte 1958 mit 55,6 % seinen höch- 
sten Wert und lag 1966 bei 49,8 °/o. Die Wachstums- 
raten zeigen von einigen Ausnahmen (z. B. 1956, 
1957, 1961, 1966) abgesehen, eine fallende Ten- 
denz. 2 ) Dieser Trend ist auch für die Zeit von 1952 
bis 1956 festzustellen, in der keine Werbung im 
Fernsehen betrieben wurde. Außerdem können die 
Steigerungsraten nicht isoliert von den beträcht- 
lichen absoluten Zuwachsraten gesehen werden. 

Welche Bedeutung der Markenartikelwerbung in 
den Zeitschriften zukommt, lassen die Auswertun- 
gen erkennen, in denen die Werbemittelkombina- 
tionen gezeigt werden. 3 ) Danach sind die Zeit- 
schriften der bei weitem wichtigste alleinige Werbe- 
träger. Sie vereinigen im allgemeinen auch die 
höchsten Umsätze auf sich, wenn sie in Werbe- 
mittelkombinationen einbezogen werden. 

Das Volumen der Markenartikel-Anzeigen ist die 
wichtigste, den Ertrag der Zeitschriftenverlage be- 
stimmende Größe. Die Kriterien, nach denen die 
werbende Wirtschaft ihre Reklameetats verteilt, 
bieten deshalb einen wichtigen Ansatzpunkt für die 
Ermittlung der Wettbewerbsbeziehungen zwischen 
den Zeitschriften und dem Fernsehen, zwischen den 
Zeitschriften untereinander und schließlich zwischen 
den Zeitschriften und den Zeitungen. Bestimmende 
Faktoren sind nach Angabe von Sachverständigen 
die erfaßten sozialen Schichten, die Reichweiten, die 
Preise und die Druckqualität. 

Einige Markenartikel-Produzenten ziehen Spezial- 
zeitschriften jedem anderen Werbeträger vor, weil 
sie nur mit ihrer Hilfe die potentiellen Abnehmer 
optimal erreichen zu können glauben. Im Gegensatz 
dazu sind die Wettbewerbsbeziehungen zwischen 
dem Fernsehen und den Unterhaltungszeitschriften 
in Bezug auf das Werbeaufkommen solcher Firmen, 
die Güter des persönlichen (Massen-)Bedarfs und 
Konsumgüter anbieten, sehr viel enger. Diesen 
Werbetreibenden bieten beide Werbeträger große 


9 vgl. Anlage 57 

2 ) vgl. Anlage 58 

3 ) Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 156 ff. und 
S. 188/189 
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Tabelle 195 


Jahr 

1952 

1953 

1954 

1955 | 

1956 

1957 

1958 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

Tausen- 














derpreis 
in DM *) . 

19,45 

18,95 

20,07 

20,15 

20,62 

20,93 

20,78 

20,96 

20,89 

19,56 

20,61 

19,12 

19,57 

Preis je 
Seite in 
1000 DM *) 

264 

281 

318 

343 

373 

412 

448 

465 

495 

459 

482 

458 

483 


*) für etwa 40 Titel zusammen 


Reichweiten, und zwar gilt das für die aktuellen 
Illustrierten, Frauen-, Mode-, Rundfunk- und son- 
stigen Unterhaltungszeitschriften im Verhältnis zu 
den Reichweiten der Regionalsender in ihrer Ge- 
samtheit und zum ZDF. 

Die Tausenderpreise der Rundfunkzeitschriften 
haben sich von 1956 bis 1964 erhöht, während die- 
jenigen der aktuellen Illustrierten und der Bunten 
Wochenendblätter gefallen sind. Die Tausender- 
preise der Frauenzeitschriften haben sich nicht ein- 
heitlich entwickelt. *) 

Uber die Entwicklung der Anzeigenpreise von 
40 Zeitschriften von 1952 bis 1964 unterrichtet in 
Ergänzung zu den Erhebungen der Kommission die 
Tabelle 195. 

Obwohl in diese Auswertung Zeitschriften unter- 
schiedlicher Typen einbezogen wurden, ist erkenn- 
bar, daß bei einem stark angestiegenen Seitenpreis 
die Tausenderpreise während des gesamten Be- 
trachtungszeitraums nahezu konstant geblieben 
sind. 

Diese Entwicklungen lassen sich mit der Intensität 
des Wettbewerbs unter den Zeitschriften erklären. 
Die im Untersuchungszeitraum fallende Tendenz 
der Tausenderpreise für Fernsehwerbung spricht 
zwar für die Annahme, daß auch der Wettbewerb 
des Fernsehens nicht ohne Einfluß war. Dem steht 
aber entgegen, daß der Tausenderpreis der Zeit- 
schriften auch in der Zeit von 1952 bis 1957 nahezu 
gleich hoch war wie danach. 

Eine Untersuchung der Zahl der Marken, für die 
von 1961 bis 1964 Werbung in Zeitungen, Zeit- 
schriften, im Hörfunk und Fernsehen betrieben 
wurde, und zwar unter Berücksichtigung der Hohe 
des Etats je Marke, hat ergeben, daß sich nicht nur 
die Zahl der Marken erhöht hat, sondern daß von 
der überwiegenden Zahl der Werbetreibenden die 
Zeitschriften zunehmend als Werbeträger verwen- 
det wurden. 2 ) Die im Zeitablauf steigende Zahl der 
Marken, für die geworben wird, hat zur Folge, daß 
der Reklamewettbewerb intensiviert wird. 


0 vgl. Zweiter Teil, 2. Abschnitt, Ziff. IV F 4 
2 ) Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 174 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 171 


3. Die Wettbewerbsbeziehungen 
zum Werbefernsehen 

Werden die Werbeaufwendungen danach getrennt 
untersucht, ob für die Marken fortwährend Fern- 
sehwerbung getrieben wurde (konstante Fernseh- 
Marken) oder nicht (konstante Nichtfernseh-Mar- 
ken), dann zeigt die Analyse 1 ), daß die konstanten 
Fernseh-Marken in den Jahren 1961 bis 1964 den 
höchsten Beitrag zu den Reklameerlösen der Zeit- 
schriften leisteten. Der Anteil betrug im Jahre 1961 
37,7% und stieg auf 39,9 % im Jahre 1964. Die 
entsprechenden Prozentzahlen für die konstanten 
Nichtfernseh-Marken erreichten folgende Werte: 

1961 31,4% 

1962 31,0% 

1963 30,2% 

1964 33,7% 

Diese Entwicklung vollzog sich bei einem Anstieg 
der absoluten Werbeaufwendungen für beide Grup- 
pen von Markenartikeln, doch sind die Aufwen- 
dungen für die konstanten Fernseh-Marken stärker 
erhöht worden. So stiegen die Bruttoerlöse aus dem 
Insertionsgeschäft der konstanten Fernseh-Marken 
von 270,3 Millionen DM (1961) auf 426,9 Millionen 
DM (1964), bei der anderen Art von Markenartikeln 
von 225,2 auf 359,8 Millionen DM. Dieses Ergebnis 
deutet auf eine überwiegend komplementäre Be- 
ziehung der beiden Werbeträger hin. Für diese 
Annahme spricht auch, daß sich mit Hilfe von Spe- 
zialzeitschriften die in Frage kommenden Käufer- 
schichten besser umwerben lassen. Für einige 
Werbezwecke ist der Buntdruck am besten geeignet. 
In der Zeitschrift kann die Werbung mit dem Text 
laufend verbunden werden. Schließlich bietet die 
Zeitschriftenwerbung einen höheren Grad der Infor- 
mation. 

Ergänzend ist die Hohe der Werbeetats zu berück- 
sichtigen. Gliedert man die Globalziffern nach der 
Höhe der Werbeaufwendungen je Marke in den 
Jahren 1961 bis 1964 auf, dann ergeben sich die in 
Tabelle 196 genannten prozentualen Anteile an der 
überregionalen Werbung für Fernseh-Marken und 
Nichtfernseh-Marken. 


l ) Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 181 
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Tabelle 196 




Etathöhe 


Jahre / Fernsehmarken / Nichtfernsehmarken 

bis 

100 000 DM 

100 000 
bis 

500 000 DM 

500 000 
bis 

1 Million DM 

über 

1 Million DM 

in ü /o der Aufwendungen für alle Marken 
in Zeitschriften 

1961 





Konstante Fernsehmarken 

0,5 

8,6 

25,3 

58,3 

Konstante Nichtfernsehmarken 

89,9 

61,4 

21,6 

11,0 

1962 





Konstante Fernsehmarken 

0,7 

6,1 

25,3 

57,7 

Konstante Nichtfernsehmarken 

90,1 

63,3 

28,1 

11,0 

1963 





Konstante Fernsehmarken 

0,5 

4,9 

23,2 

60,6 

Konstante Nichtfernsehmarken 

90,1 

65,7 

34,1 

9,8 

1964 





Konstante Fernsehmarken 

0,6 

7,0 

19,8 

62,0 

Konstante Nichtfernsehmarken 

91,6 

68,0 

44,3 

11,6 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 182 bis S. 185 


Wenn der Werbeetat für die einzelne Marke unter 
0,5 Millionen DM liegt, so ist der Ertrag aus dem 
Insertionsgeschäft der Zeitschriften mit Marken- 
artikel-Werbetreibenden, die für ihre Artikel nicht 
im Fernsehen werben, sehr viel höher als mit den- 
jenigen, die gleichzeitig Fernseh-Reklame betreiben. 

Eine Umstrukturierung hat sich in der Gruppe voll- 
zogen, in der die Etathöhe 500 000 bis 1 Million 
DM erreicht. Die Prozentsätze, die 1961 noch relativ 
dicht beieinander lagen, entfernen sich in der Folge- 
zeit immer stärker voneinander. Etats mit mehr als 


1 Million DM zeigen eine andere Entwicklung. Die 
konstanten Fernseh-Marken waren im Jahre 1961 
mit 58,3% an dem Geschäftsvolumen mit dieser 
Gruppe der finanzstärksten Werbetreibenden betei- 
ligt; dieser Prozentsatz stieg 1964 auf 62,0%. Die 
konstanten Nichtfernseh-Marken erreichten dagegen 
nur einen Anteil von 11,0 bzw. 11,6%. Berück- 
sichtigt man nicht die relativen, sondern die abso- 
luten Zahlen, dann zeigt sich, welches Gewicht 
gerade diesem Teilbereich des Anzeigengeschäfts 
zukommt. 


Tabelle 197 


Etathöhe 

Werbeaufwendungen im Jahre 1964 

konstante 

Fernsehmarken 

1 000 DM 

nichtkonstante 

Fernsehmarken 

1 000 DM 

Summe 

1 000 DM 

Bis 100 000 DM 

430 

71 809 

72 239 

100 000 bis 500 000 DM 

I 

14 100 

137 400 

151 500 

500 000 bis 1 Million DM 

35 900 

80 200 

116 100 

Über 1 Million DM 

376 500 

70 400 

446 900 

Summe aller Gruppen 

i 

426 930 

359 809 

786 739 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 182 bis S. 185 
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Die Werbeumsätze konstanter Fernseh-Marken mit 
Etats über 1 Million DM betrugen 376 f 5 Millionen 
DM; ihr Anteil erreicht also knapp 50% des Inser- 
tionsvolumens von 786,7 Millionen DM. Damit wird 
auch deutlich, weshalb die Globalzahlen einen so 
hohen Ertragsanteil der konstanten Fernseh-Marken 
an der Zeitschriftenwerbung im Vergleich zu den 
konstanten Nichtfernseh-Marken ausweisen. Die 
finanzstarken Markenartikel-Hersteller sehen, im 
Gegensatz zu denjenigen mit niedrigerem Budget, 
die Zeitschriften und das Fernsehen offenbar nicht 
als substituierbare Werbeträger an. Aufschluß über 
die Gründe können die folgenden Angaben über 
die Werbeaufwendungen der konstanten Fernseh- 
marken mit Etats über 1 Million DM bei Zeitschrif- 
ten und Fernsehen geben. 


Tabelle 198 


Jahr 

Konstante Fernsehmarken 

Zeitschriften | 

Fernsehen 

Millionen DM 

1961 

228,0 

101,3 

1962 

269,8 

148,8 

1963 

334,7 

199,4 

1964 

376,5 

207,7 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 185 


Für die konstanten Fernseh-Marken wurde demnach 
von 1961 bis 1964 nicht nur verstärkt in den Zeit- 
schriften, sondern auch in erhöhtem Maße im Fern- 
sehen geworben. Die Erhöhung der Werbeausgaben 
kann einerseits auf eine Zunahme des Aufwands je 
Marke, andererseits auf eine größere Zahl der Mar- 
ken zurückzuführen sein. Die Zahl der konstanten 
Fernseh-Marken, für die geworben wurde, und 
deren durchschnittlichen Werbeaufwand zeigt bei 
Etats mit über 1 Million DM folgende Tabelle: 


Tabelle 199 


Jahr 

Zeitschriften 

Fernsehen 

Anzahl 

der 

Marken 

durch- 

schnitt- 

licher 

Aufwand 

in 

1000 

DM 

Anzahl 

der 

Marken 

durch- 

schnitt- 

licher 

Aufwand 

in 

1000 

DM 

1961 

172 

1 325,7 

176 

575,5 

1962 

j 

217 

1 243,3 

224 

664,1 

1963 

253 

1 323,0 

1 262 

761,1 

1964 

265 

1 420,8 

274 

758,1 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 187 


Die Erhöhung der Werbeeinnahmen aus konstanten 
Fernseh-Marken bei Zeitschriften von 228,0 Mil- 
lionen DM (1961) auf 376,5 Millionen DM (1964) ist 
in erster Linie auf die gestiegene Zahl dieser Mar- 
ken zurückzuführen. Während nämlich der durch- 
schnittliche Aufwand je Marke bei der Zeitschriften- 
werbung von 1961 bis 1964 nur um 7% stieg, 
erhöhte sich die Zahl der Marken im gleichen Zeit- 
raum von 172 auf 265 und damit um 54%. 

Eine vergleichende Betrachtung ergibt zudem, daß 
der Durchschnittsaufwand für die konstanten Fern- 
sehmarken bei der Zeitschriftenwerbung den höch- 
sten Wert erreicht. Wie aus Tabelle 199 zu ersehen 
ist, machen diese Aufwendungen etwa das Doppelte 
derjenigen aus, die von der gleichen Gruppe von 
Markenartikeln für Fernsehwerbung aufgewandt 
wurden. 

Die Gründe für die parallele Werbung sind vor 
allem darin zu suchen, daß es diesen Werbetreiben- 
den in besonderem Maße auf die Intensität ihrer 
Reklame ankommt. Es handelt sich in der Regel um 
Waren mit einer sehr großen Zahl potentieller Käu- 
fer, so daß hohe Streuverluste kaum zu erwarten 
sind. Ganz im Vordergrund steht das Ziel, mit der 
Werbung einen möglichst großen Teil der Bevöl- 
kerung zu erreichen. Für Produzenten solcher Waren 
sind die Illustrierten, Frauen-, Mode- und Rundfunk- 
zeitschriften schon wegen ihrer Reichweite neben 
dem Werbefernsehen die geeigneten Werbeträger. 

29 der auflagenstärksten Illustrierten, Frauen-, 
Mode- und Rundfunkzeitschriften und sonstige Un- 
terhaltungszeitschriften konnten zwischen 1961 und 
1964 ihr Anzeigenvolumen um 287,5 Millionen DM 
und damit um mehr als 50% erhöhen 1 ). Drei Zeit- 
schriften erzielten 1964 einen Insertionswert, der 
sich auf insgesamt 366,8 Millionen DM belief. 
An der Zeitschriftenwerbung für Markenartikel hat- 
ten sie damit einen Anteil von 34,3 %. Ihr Anzeigen- 
umsatz kam nahe an denjenigen heran, den sämt- 
liche Anstalten zusammen aus Fernsehwerbung er- 
reichten. 

Bei den Produkten, für deren Absatz diese Wer- 
bung betrieben wird, handelt es sich überwiegend 
um Güter des Massenbedarfs, um Konsum- und Ver- 
brauchsgüter, die kaum erklärungsbedürftig sind 
und deren Werbung daher fast ausschließlich in 
Form allgemeiner Marken- oder Firmenwerbung be- 
trieben wird. Im Gegensatz zu der Werbung für 
Investitionsgüter ändert sich die Art der Reklame 
für Güter des Massenbedarfs von Werbeträger zu 
Werbeträger kaum. Gleichwohl darf nicht allein auf 
dieses Merkmal der Werbung für die Wettbewerbs- 
beziehungen zwischen Zeitschriften und Fernsehen 
abgestellt werden. Die Reichweiten der Medien sind 
unterschiedlich. Die Illustrierten eröffnen die Mög- 
lichkeit, die Inserate in den Text einzurücken. Eine 
vergleichbare Verbindung mit dem Programm ist in 
der Fernsehwerbung nicht möglich. Dieser Wett- 
bewerb kann mit zunehmender Zahl der Fernseh- 
empfänger und durch eine andere Gestaltung der 
Fernsehwerbung (z. B. durch Einbeziehung der Re- 


’) Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 136 ff. 
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klame in das laufende Programm) intensiver werden. 
Das gleiche gilt für den Fall, daß die im Fernsehen 
verfügbare Zeit für Werbesendungen ausgedehnt 
wird. Für den Untersuchungszeitraum läßt sich aber 
mit einiger Sicherheit sagen, daß die Fernseh- 
werbung nicht zu einer Kürzung der Werbebudgets 
für Zeitschriften geführt hat. 

Von den bisher untersuchten Medien weisen die 
aktuellen Illustrierten die engsten Wettbewerbs- 
beziehungen zur Fernsehwerbung auf. Die quanti- 
tativen Feststellungen deuten jedoch darauf hin, 
daß dieser Wettbewerb bisher den beteiligten Me- 
dien kaum Werbeaufkommen entzogen hat. Die Er- 
klärung kann darin liegen, daß sich der Werbewett- 
bewerb zwischen den Markenartikeln verschärft hat. 
Das gilt gerade im Hinblick auf die stark steigende 
Zahl der Marken, für die geworben wird. Die Diffe- 
renzierung der Produkte wird zunehmend auch mit 
Hilfe neuer Marken angestrebt. Die außerordent- 
liche Intensität der Image- Werbung im Fernsehen 
erleichtert die Einführung neuer Marken. 

Der Zusammenhang zwischen Reichweiten der Me- 
dien und Vertrieb sollte nicht statisch gesehen 
werden. Denn die Reichweite der Werbemedien ver- 
anlaßt die werbenden Unternehmen, ihren Absatz 
diesen Reichweiten anzupassen. Diese Zusammen- 
hänge müssen auch für die Abstimmung verschie- 
dener Werbemedien aufeinander berücksichtigt wer- 
den. Es läßt sich deshalb vermuten, daß die außer- 
ordentlich starke Konzentration des Werbeaufkom- 
mens der ständigen Fernsehmarken mit dem größten 
Werbeetat bei den drei auflagenstärksten Illustrier- 
ten jedenfalls auch auf die Entwicklung der Fernseh- 
werbung zurückzuführen ist. Das würde für die An- 
nahme sprechen, daß der ohnehin intensive Wett- 
bewerb auf dem Zeitschriftenmarkt durch die Fern- 
sehwerbung mittelbar verschärft worden ist. 

4. Die Wettbewerbsbeziehungen zur Presse 
a) Im Vertrieb 

Die redaktionellen Leistungen von Zeitungen und 
Zeitschriften sind so unterschiedlich, daß beide nur 
in Teilbereichen zueinander in Wettbewerb treten. 
Die aktuelle Nachricht entfällt als Gegenstand der 
Illustrierten nahezu vollständig. Das gleiche gilt für 
die mit diesen Nachrichten verbundene Kommentie- 
rung. Die Behandlung politischer Themen in einzel- 
nen Illustrierten vermag die Nachfrage nach der In- 
formation durch die Zeitung kaum zu beeinflussen. 
Die Wochenendausgaben, die Sonntagszeitungen 
und die politische Wochenpresse stehen der politi- 
schen Berichterstattung in aktuellen Illustrierten 
relativ am nächsten. Intensive Wettbewerbsbezie- 
hungen sind indessen auch insoweit nicht erkennbar. 
In der Unterhaltung, die von den Illustrierten einer- 
seits und der Zeitungspresse andererseits geboten 
wird, drängen die hervortretenden Unterschiede ge- 
wisse Ansätze zu vergleichbaren Leistungen ganz in 
den Hintergrund. Je spezialisierter eine Zeitschrift 
ist, desto weiter entfernt sie sich von der Zeitungs- 
presse. Diese Feststellungen schließen nicht aus, daß 
Nachfrager periodisch Druckschriften gegeneinander 
auswechseln. 


b) Im Anzeigengeschäft 

Das Anzeigengeschäft der Unterhaltungszeitschriften 
ist ganz überwiegend Markenartikel-Reklame. Auf 
diesen Geschäftszweig entfallen dagegen nur etwa 
20 °/o des Insertionsvolumens bei den Zeitungen. 
Wettbewerbsbeziehungen sind vorwiegend im Mar- 
kenartikel-Anzeigengeschäft zu erwarten. Es be- 
stehen jedoch erhebliche Unterschiede in der Inten- 
sität des Wettbewerbs, wenn man verschiedene 
Typen von Zeitungen und Zeitschriften vergleicht. 
Die Zeitschriften erreichen typisch die Gesamtheit 
bestimmter sozialer Schichten, regionale und lokale 
Zeitungen erreichen dagegen die Bewohner eines be- 
stimmten Gebietes. Die Streuverluste bei einer Zei- 
tungswerbung können deshalb für bestimmte Mar- 
kenartikel zu hoch sein. Das schließt nicht aus, daß 
für spezielle Werbezwecke auch regionale oder 
lokale Zeitungen als Werbeträger herangezogen 
werden. Eine Spezialisierung nach den erreichten 
Nachfragern — und damit ein relativ gesichertes 
Werbevolumen — haben allein die überregionalen 
Zeitungen erreicht. Sie erzielen einen hohen Anteil 
an der Werbung für Dienstleistungen und Investi- 
tionsgüter. Denn die Leser dieser Zeitungen stellen 
einen besonders hohen Anteil der potentiellen 
Nachfrager nach solchen Gütern. 

Betrachtet man die Entwicklung und Konzentration 
der Werbung bei den Zeitschriften im Vergleich zu 
der Entwicklung der Markenartikel-Reklame bei den 
Tageszeitungen im ganzen, dann zeigt sich ein klarer 
und wachsender Vorsprung der Zeitschriften. *) In 
der Denkschrift des BDZV 2 ) wird nicht bestrit- 
ten, daß das Volumen der Zeitschriftenanzeigen 
stärker zugenommen hat als das der Zeitungsanzei- 
gen. „Da diese Entwicklung jedoch unter vergleich- 
baren Wettbewerbsbedingungen erfolgt ist, haben 
die Zeitungen die Aufgabe, durch Verbesserung 
ihrer Leistungsfähigkeit den verlorenen Boden wie- 
derzugewinnen. " 

Immerhin begegnen die Zeitschriften ihrerseits im 
Verhältnis zum Werbefernsehen grundsätzlich den 
gleichen Wettbewerbsbedingungen wie die Zeitun- 
gen. Als Erklärung für den Erfolg der Zeitschriften 
kommen die höhere Druck- und Papierqualität in Be- 
tracht, die Möglichkeit des Farbdrucks sowie die ge- 
zielte Erfassung regionaler Märkte durch die Be- 
legung von Teilauflagen 3 ). 

Die Bedeutung dieser Faktoren wird von den in 
Tabelle 200 wiedergegebenen Zuwachsraten der 
Farbanzeigen für 29 der auflagenstärksten Unter- 
haltungszeitschriften bestätigt. 

Die Farbanzeigen haben in jedem der betrachteten 
Jahre höhere Wachstumsraten als die Schwarz- 
Weiß-Anzeigen erzielt. Während 1961 rund 61 % 
der Anzeigen schwarz-weiß waren, sank dieser Pro- 
zentsatz 1964 auf 55%. Die Umstrukturierung im 
Bereich der Markenartikelwerbung für Textil und 
Bekleidung kann auf diese Entwicklung zurückge- 


! ) vgl. Anlage 57 und Kapferer & Schmidt, Wettbewerbs- 
lage, S. 136 ff. 

2 ) vgl. Denkschrift, S. 120 

3 ) vgl. Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 173 
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Tabelle 200 


Prozentuale 
Steigerung der . . 

1962 J 1963 

1964 

Schwarz-Weiß- 
Anzeigen 

-• 1,0 +2,3 + 8,1 

+ 13,7 +9,0 +10,6 

Farbanzeigen .... 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Wettbewerbslage, S. 173 


führt werden. Setzt man die gesamten Werbeauf- 
wendungen eines Jahres gleich 100, so ist bei der 
Produktgruppe Textil und Bekleidung folgende 
Entwicklung der prozentualen Anteile für die Zei- 
tungen und die Zeitschriften zwischen 1961 und 1964 
festzustellen J ): 


Tabelle 201 


Jahr 

Tageszeitungen | 

Zeitschriften 

1961 

21,6 

66,6 

1962 

18,3 

68,7 

1963 

11,0 

74,1 

1964 

5,9 

77,9 

1965 

5,8 

77,0 

1966 

7,9 

75,6 


Quelle : Kapferer & Schmidt, Hamburg, und eigene Be- 
rechnungen 


Der Einfluß der Farbanzeigen, der auch in anderen 
Bereichen wirksam ist, reicht indessen nicht aus, um 
die festgestellte Entwicklung zu erklären. Zunächst 
können die Zeitschriften auch dadurch höhere Mar- 
kenartikel-Umsätze erreicht haben, daß sie Unter- 
nehmen mit regionalem Absatzsektor durch das An- 
gebot der Teilbelegung und der besseren Ausstat- 
tung der Anzeigen günstigere Werbemöglichkeiten 
geboten haben. Dadurch sind die Zeitschriften in den 
Markt der regionalen und lokalen Zeitungen einge- 
drungen. Wichtiger ist der Umstand, daß diejenigen 
Markenartikel-Hersteller, die auch bisher überregio- 
nal geworben haben, die von den Zeitschriftenver- 
lagen gebotene wirksamere Werbung in stärkerem 
Maße in Anspruch genommen haben. Insoweit ist 
das größere Werbeaufkommen der Zeitschriftenver- 
lage auf eine andere Verteilung der wachsenden 
Werbebudgets dieser Produzenten zurückzuführen. 

Die Zeitungen werden den Vorsprung der Illustrier- 
ten kaum durch eine Erhöhung der Druckqualität 
oder durch die Aufnahme oder den Ausbau des Farb- 
anzeigengeschäfts ausgleichen können. Denn die 
Zeitschriften, insbesondere die auflagenstarken Illu- 
strierten, bieten neben der besseren Ausstattung 
größere Reichweiten, weniger Arbeitsaufwand, ge- 


J ) vgl. auch Anlage 59 


ringere Streuverluste und die bessere Erfassung be- 
stimmter Bevölkerungsschichten. 

Die Zeitungsverleger haben dieser Entwicklung ver- 
gleichsweise wenig Beachtung geschenkt. Eine Er- 
klärung dafür kann in der Tatsache liegen, daß ein 
Teil der Zeitungsverleger zugleich im Zeitschriften- 
geschäft tätig ist. 

Angesichts der dargestellten Bedeutung der Farbe 
für das Anzeigengeschäft der Illustrierten ist zu er- 
warten, daß in diesem Bereich von der Einführung 
des Farbfernsehens nachhaltige Wettbewerbswir- 
kungen auf die Illustrierten ausgehen. 


V. Intensität und Verzerrung 
der Wettbewerbsbeziehungen 

A. Der intramediäre Wettbewerb 

1. Die relative Intensität 

des intramediären Wettbewerbs 

Der wichtigste Gegensatz zwischen Rundfunk und 
Presse besteht darin, daß einer fast vollkommenen 
Abwesenheit von Wettbewerb auf den Märkten der 
Rundfunkanstalten ein außerordentlich intensiver 
Wettbewerb auf den Märkten für Presseerzeugnisse 
gegenübersteht. 

a) Programmrundfunk 

Die rechtliche Organisation der Rundfunkanstalten 
schließt den wirtschaftlichen Wettbewerb im Pro- 
grammrundfunk aus. Das gilt für den Zugang zum 
Markt, für die Bedingungen, zu denen Programm- 
leistungen angeboten werden, sowie für die Quali- 
tät der Sendungen. Ein Wettbewerb um höhere Ge- 
bühreneinnahmen ist ausgeschlossen. Die Rundfunk- 
gebühren können von den Anstalten nicht autonom 
festgesetzt werden. Eine selbständige Preispolitik 
auf dem Gebührensektor scheidet schon aus diesem 
Grunde aus. Die Höhe der Gebühreneinnahmen kann 
auch durch die Qualität des Programms nicht beein- 
flußt werden. *) Zwischen den Rundfunkanstalten in 
der Bundesrepublik ist das gesamte Aufkommen an 
Teilnehmergebühren durch Zuweisung exklusiver 
Gebühreneinzugsgebiete oder durch Zuweisung 
einer festen Quote am Gebührenaufkommen (ZDF) 
aufgeteilt. Diese Aufteilung des Gebührenaufkom- 
mens wird durch den Finanzausgleich zwischen den 
Landesrundfunkanstalten modifiziert. Auch bei der 
Festsetzung der Programmbeitragsschlüssel, die die 
bei der einzelnen Anstalt anfallenden Programmauf- 
wendungen wesentlich beeinflußt, wird dem Gebüh- 
renaufkommen der Anstalten Rechnung getragen. 

Die Landesrundfunkanstalten vereinbaren die Bei- 
tragsquoten für das Fernsehgemeinschaftsprogramm 
sowie die zusätzliche Staffelung der Aufbringungs- 
anteile zum Finanzausgleich 1 2 ). Durch das Fernseh- 


1 ) vgl. Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. X 

2 ) vgl. Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. IV 
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gemeinschaftsprogramm und den Finanzausgleich 
soll eine ausreichende Programmversorgung der 
Teilnehmer sichergestellt werden. Insoweit enthält 
auch die Programmversorgung der Hörfunkteilneh- 
mer Gemeinschaftsaufgaben. Das Verhältnis zu den 
Aufgaben, die nur die einzelne Rundfunkanstalt be- 
treffen, ist nicht im einzelnen geregelt. 

Die Unabhängigkeit des Programmrundfunks vom 
Markt wird durch das Werbefernsehen in einzelnen 
Beziehungen modifiziert. Vertreter der Rundfunkan- 
stalten haben berichtet, die Planung des Abendpro- 
gramms im Fernsehen werde von den Auswirkungen 
auf die Zahl der Fernsehzuschauer vor dem Beginn 
des Abendprogramms beeinflußt. Zur Zeit handelt 
es sich dabei nicht so sehr um eine Erscheinungs- 
form des Wettbewerbs, als um das Bestreben, eine 
möglichst große Zahl von Abnehmern für die Fern- 
sehwerbung zu erreichen. Die Tatsache, daß neben 
den Mitgliedern der ARD auch das ZDF Werbung 
sendet, hat diese Tendenzen verstärkt. 

Außer solchen Nebenwirkungen der erwerbswirt- 
schaftlichen Tätigkeit der Rundfunkanstalten ist der 
nicht ökonomische Wettbewerb zwischen den ARD- 
Anstalten und dem ZDF zu berücksichtigen. Die Ein- 
richtung eines zweiten Fernsehprogramms hat das 
Verhalten des ARD-Fernsehens unabhängig davon 
beeinflußt, daß dieses Programm gleichfalls von 
einer öffentlich-rechtlichen Anstalt ausgestrahlt wird. 
Ein solcher Prestige-Wettbewerb zwischen den Rund- 
funkanstalten unterscheidet sich jedoch in den Vor- 
aussetzungen und in den Wirkungen grundsätzlich 
von dem wirtschaftlichen Wettbewerb, wie er die 
Märkte der Presse kennzeichnet. 

b) Werbung im Hörfunk und im Fernsehen 

Während die öffentlich-rechtliche Organisation der 
Rundfunkanstalten einen wirtschaftlichen Wettbe- 
werb im Programm-Rundfunk von vornherein aus- 
schließt, trifft das für die Werbung nicht in gleicher 
Weise zu. Die öffentlich-rechtliche Struktur der 
Rundfunkanstalten bestimmt die Marktstruktur inso- 
fern, als auch hier der Zugang neuer Wettbewerber 
grundsätzlich ausgeschlossen ist. 

Als Konkurrenten auf den verschiedenen Märkten 
für Werbeleistungen treten sich die Rundfunkanstal- 
ten im Bereich der Hörfunkwerbung und im Bereich 
der Fernsehwerbung gegenüber. 

Werbeleistungen können die Anstalten durch Aus- 
strahlen von Hörfunkwerbung im Empfangsbereich 
ihrer Sender erbringen. Ihr Tätigkeitsbereich ist also 
nicht auf ihr Gebühreneinzugsgebiet begrenzt. Inso- 
weit ist ein Wettbewerb zwischen den Anstalten 
möglich. Da die Landesrundfunkanstalten ihre Pro- 
gramme über Sender ausstrahlen, die in ihrem Ge- 
bühreneinzugsgebiet stationiert sind, haben sie in- 
nerhalb dieses Gebietes Standortvorteile, deren 
Wirksamkeit wesentlich von topographischen und 
sendetechnischen Gegebenheiten bestimmt wird. 
Bessere Empfangsbedingungen beeinflussen die 
Hörergewohnheiten und damit die Anzahl der her- 
stellbaren Werbekontakte. 


Das Institut für Demoskopie in Allensbach hat fest- 
gestellt, daß der überwiegende Teil der Werbe- 
funkhörer in der Bundesrepublik exklusiv von 
einem „Sender" erreicht wird *). Die beiden größten 
Landesrundfunkanstalten, der WDR und der NDR, 
strahlen keine Hörfunkwerbung aus. In ihren 
Gebühreneinzugsgebieten werden vor allem die 
Werbesendungen von Radio Luxemburg und von 
Radio Bremen gehört. Außer Radio Luxemburg 
und Radio Bremen versorgt in erheblichem Um- 
fang auch der Saarländische Rundfunk Hörer 
außerhalb seines Anstaltsgebietes mit Werbe- 
funk. Die Verstärkungen der Leistung des auf 
der Frequenz 1421 kHz arbeitenden Senders 
Saarbrücken (von 300 kW im Jahre 1964 auf 400 kW 
ab 12 Uhr mittags im Jahre 1965 und auf 400 kW 
ganztägig im Jahre 1966) erhöhten dessen Reich- 
weite über das Saarland hinaus u. a. bis tief in die 
Gebiete des WDR und NDR. Der vom Saarländi- 
schen Rundfunk für sein Gebühreneinzugsgebiet er- 
reichte sendetechnische Versorgungsgrad betrug 
für das Hörfunkprogramm (Mittelwellen- und UKW- 
Sender) bereits im Jahre 1965 100%. 

Daß R Lux, SR und RB Hörfunkwerbung in dem ge- 
genwärtigen großen Umfang auch in den Gebühren- 
einzugsgebieten anderer Anstalten erbringen kön- 
nen, dürfte vor allem auf die rundfunkpolitisch be- 
dingte Zurückhaltung des WDR und des NDR zu- 
rückzuführen sein. Der Intendant des NDR hat den 
Verzicht seiner Anstalt auf Hörfunkwerbung vor 
der Kommission als indirekte Subvention von RB 
bezeichnet. An dieser „indirekten Subvention" parti- 
zipiert auch R Lux. 

Der Wettbewerb des Werbefernsehens zeigt sich in 
der Preispolitik der Anstalten für die Hörfunkwer- 
bung. Der BW, eine Werbetochtergesellschaft des 
BR, reduzierte seinen Preis für Abendsendungen ab 
1. Oktober 1963 von vorher 2400 DM auf 1500 DM 
je Minute. Die übrigen Werbegesellschaften, mit 
Ausnahme der in Privateigentum stehenden, für den 
SWF tätigen DF, haben ihre Minutengrundpreise 
für Werbesendungen in der Abendzeit im Gegensatz 
zu den Preisen für Werbesendungen zu den ande- 
ren Tageszeiten seit 1961 nicht erhöht 2 ). 

Inwieweit sich die Preise, gemessen an der erbrach- 
ten Werbeleistung (Anzahl der hergestellten Wer- 
bekontakte) geändert haben, war anhand der vor- 
liegenden Unterlagen nicht mit Sicherheit zu beur- 
teilen. Trotz steigender Zahl der Hörfunkgenehmi- 
gungen wird der Wettbewerb des Fernsehens in den 
Abendstunden besonders wirksam. Die Umsätze 
und die Erlöse aus der Hörfunkwerbung zeigen bei 
zwei Landesrundfunkanstalten, daß die Umsatz- und 
Einnahmeanteile aus Abendsendungen in den 
Jahren 1961 bis 1964 ständig zurückgegangen sind 3 ). 
Der zwangsläufig zwischen Hörfunk und Fernsehen 
sowie zwischen den verschiedenen Programmen 
beider Medien wirksame Wettbewerb um die An- 


3 ) vgl. Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. VI B 

2 ) vgl. Anlage 14 und die Darstellung der Preisentwick 
lung in Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. VI B 

3 ) vgl. Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. VI B 
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teile am Rundfunkgesamtpublikum beeinflußt die 
relativen Preise (Tausenderpreise) für Hörfunk- und 
Fernseh-Werbung. Die höchsten Werbeeinnahmen 
lassen sich unter den gegebenen Umständen (Ange- 
botsmonopol für Erreichung der Exklusivteilnehmer, ! 
aber nur begrenzte Möglichkeiten der Leistungser- 
weiterung im Exklusivbereich) bei der einzelnen 
Anstalt dann erzielen, wenn langfristig ein mög- 
lichst großer Anteil des vorhandenen Rundfunkge- 
samtpublikums in der Zeit, in der ein Wettbewerbs- 
Verhältnis besteht, denjenigen Werbesendungen zu- 
geführt wird, für die die höchsten relativen Preise 
gezahlt werden. 

Aus sendetechnischen Gründen *) sind die im Rah- 
men der Regionalprogramme ausgestrahlten Werbe- 
fernsehsendungen der Landesrundfunkanstalten 
weitaus stärker auf die Anstaltsgebiete beschränkt 
als die Werbesendungen im Hörfunk. Der intrame- 
diäre Wettbewerb im Werbefernsehen spielt sich 
deshalb praktisch nur zwischen den Landesrund- 
funkanstalten und dem ZDF ab. Der SDR und der 
SWF betreiben — über ihre Tochtergesellschaften 
RFW und WiSWF — das’ Werbefernsehen gemein- 
schaftlich. NDR und RB sind gemeinsam zu 92,5 °/o 
(NDR) bzw. 7,5 °/o (RB) an der Werbefernsehgesell- 
schaft NWF beteiligt, die das Fernsehwerbegeschäft 
in den Gebieten beider Anstalten abwickelt. Infolge 
der Begrenzung der Werbezeit konzentriert sich der 
Wettbewerb auf das in den frühen Abendstunden j 
(zwischen 18 und 20 Uhr) erreichbare Fernsehpubli- | 
kum. Er äußert sich in der Placierung der besonders j 
publikumswirksamen Sendungen, zu denen nicht zu- ; 
letzt auch die Weltnachrichtensendungen und die 
Tagesschau gehören. So sind gelegentlich zwischen 
den Landesrundfunkanstalten einerseits und dem 
ZDF andererseits Vorstellungen des Inhalts erhoben 
worden, die andere Seite habe versucht, durch Pla- 
cierung überdurchschnittlich publikumswirksamer 
Sendungen Publikum in der für das Werbefernse- 
hen besonders relevanten Sendezeit auf sich abzu- 
ziehen, und zwar in Verletzung der nach dem 
Staatsvertrag über die Errichtung des ZDF gege- 
benen Verpflichtung zu einer Zusammenarbeit bei 
der Programmgestaltung, die sich an den Erfor- 
dernissen einer bestmöglichen Programmversorgung 
des Publikums orientiert 2 ). Die Auswirkungen die- 
ses Wettbewerbs auf die relativen Preise der An- 
stalten sind gegenwärtig infolge der Angebotsbe- 
grenzung auf 20 Minuten im werktäglichen Durch- 
schnitt nur gering, wie die Unterschiede zwischen 
den im Zweiten Teil, 1. Abschnitt, Ziff. VI B wieder- 
gegebenen Tausenderpreisen (1964 bis 1966) nach 
Infratam erkennen lassen. 

Durch den auf die Angebotsbegrenzung zurückzu- 
führenden Nachfrageüberhang auf dem Werbemarkt 
ergibt sich für die Anstalten vielmehr ein Zutei- 
lungsproblem. Die Kontingentierung verstärkt deren 
Marktstellung gegenüber der werbetreibenden Wirt- | 
schaft. Erwerbswirtschaftliche Unternehmen hätten j 
bei begrenztem Angebot die Nachfrage weitaus stär- j 
ker über den Preis reguliert. Die Anstalten haben 


b vgl. Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. II A 
2 ) vgl. Zweiter Teil, 1. Abschnitt, Ziff. III D 


dagegen die ihnen gegebenen Möglichkeiten durch- 
weg nur in begrenztem Umfange ausgeschöpft, wo- 
bei sich von Anstalt zu Anstalt entsprechend den 
jeweiligen finanziellen Verhältnissen Unterschiede 
ergeben. 


c) Die Presse 

Die einzelnen Märkte für Zeitungen und Zeitschrif- 
ten zeigen außerordentliche Unterschiede in der In- 
tensität des Wettbewerbs. 

Die Kommission hat den Eindruck gewonnen, daß 
der intensivste Wettbewerb auf dem Markt der 
Unterhaltungsillustrierten herrscht. Diese Intensität 
des Wettbewerbs der Illustrierten kann zu einem 
Teil darauf zurückzuführen sein, daß sich die Nach- 
fragegewohnheiten der Werbenden unter dem Ein- 
fluß des Werbefernsehens verändern. Dazu gehört 
etwa die verstärkte Tendenz, Werbung bei den auf- 
lagenstarksten Illustrierten zu konzentrieren. Dies 
ist jedoch eine Wirkung des Fernsehens, die nicht 
auf einen Substitutionswettbewerb zurückzuführen 
ist, sondern auf der gleichzeitigen Verwendung bei- 
der Medien beruht. Die Auswirkungen einer solchen 
komplementären Verwendung der Medien sind da- 
durch gekennzeichnet, daß sie aus der technischen 
und wirtschaftlichen Eigenart des Werbefernsehens 
folgen. Solche Wirkungen können deshalb grund- 
sätzlich nicht als Wettbewerbsverfälschungen be- 
zeichnet werden. Diese Aussage hat allgemeine 
Bedeutung. 

Bei der Zeitungspresse herrscht der intensivste 
Wettbewerb auf denjenigen Märkten der Regional- 
presse, auf denen mehrere Zeitungen des gleichen 
Typs angeboten werden. Daraus folgt hier — ähn- 
lich wie bei den Illustrierten — das Bestreben, den 
Wettbewerb durch Konzentration und Kooperation 
zu mildern. Hat ein Verlag in der Regionalpresse 
eine Alleinstellung erlangt, so ist er von dem Wett- 
bewerb anderer Zeitungen weitgehend unabhängig. 
Doch treffen auf diesem Markt Wettbewerbswirkun- 
gen nahe gelegener Märkte zusammen, und es gehen 
weitere Wettbewerbseinflüsse von ihm aus. Im Ver- 
hältnis zu den überregionalen Abonnementzeitun- 
gen sind die Wettbewerbsbeziehungen lose. Indes- 
sen kommen die Verlage der großen regionalen 
Zeitungen als potentielle Wettbewerber der über- 
regionalen Abonnementzeitungen in Betracht. Über- 
wiegende Anzeichen sprechen dafür, daß die Stra- 
ßenverkaufszeitungen mit der regionalen Abonne- 
mentpresse in der relativ engsten Wettbewerbsbe- 
ziehung stehen. Die Regionalzeitungen ihrerseits 
sind die gefährlichsten Wettbewerber der Lokal- 
zeitungen, in deren Märkte sie eindringen. Der dar- 
aus entstehende Wettbewerb ist für die Zeitung 
mit dem regional kleineren Markt außerordentlich 
gefährlich. Es kommt hinzu, daß die Straßenver- 
kaufszeitungen mit zunehmender Intensität der Ver- 
breitung auch auf diesen lokalen Zeitungsmärkten 
als Wettbewerber auf treten. 

j Bei den überregionalen Abonnementzeitungon tra- 

| gen unterschiedliche regionale Schwerpunkte des 
Vertriebs dazu bei, den Wettbewerb zu mildern. Je- 
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denfalls haben diese Zeitungen die stärksten Wachs- 
tumsraten und waren am wenigsten wettbewerbs- 
anfällig. 

Die überregionalen Straßenverkaufszeitungen haben 
eine Sonderstellung inne. Sie haben einen Markt 
erschlossen, der gewisse Beziehungen zu allen 
Presseerzeugnissen hat. Die Wettbewerbsbeziehun- 
gen zur regionalen und lokalen Presse sind mit 
einiger Sicherheit am engsten. Nicht sachgemäß ist 
es, die überregionalen Abonnementzeitungen und 
die überregionalen Straßenverkaufszeitungen als 
Einheit zu betrachten. Das gilt für die Ermittlung 
von Wettbewerbsbeziehungen und für die Beurtei- 
lung der Marktverhältnisse in ihrer Bedeutung für 
die freie Meinungsbildung. Dafür sind die Unter- 
schiede in der Auswahl der Gegenstände, der Art 
der Berichterstattung und den erreichten Bevölke- 
rungsschichten zu ausgeprägt. 

Die stärkste Stellung auf dem Zeitungsmarkt haben 
die Sonntagszeitungen inne. Wichtige Anzeichen 
sprechen dafür, daß diese Stellung teilweise auf der 
Anpassung an veränderte Lesegewohnheiten be- 
ruht, die ihrerseits vom Fernsehen beeinflußt wor- 
den sind. Darin liegt ein weiteres wichtiges Indiz 
für die Komplementarität von Fernsehen und Presse. 
Durch den Verzicht auf Sonntagsausgaben haben 
sich die Tageszeitungen von dieser Entwicklung 
ausgeschlossen. 

Bei aller Verschiedenheit der Märkte für Presseer- 
zeugnisse haben die Untersuchungen der Kommis- 
sion gemeinsame Eigenarten des Wettbewerbs auf 
diesen Märkten ergeben, welche das Marktverhalten 
und die Marktstruktur der Presse weitgehend be- 
stimmen. Diese Eigenarten sind im Zusammenhang 
darzustellen. 

2. Die Eigenarten des Wettbewerbs 
für Presseerzeugnisse 

Das Marktverhalten der Verlage von Zeitungen 
und Illustrierten wird duch die Interdependenz von 
Auflagenhöbe und Anzeigengeschäft bestimmt. Weil 
die Auflagenhöhe den erzielbaren Preis im Anzei- 
gengeschäft unmittelbar bestimmt, kann keine un- 
ternehmerische Entscheidung getroffen werden, die 
nicht die Rückwirkungen auf beide Märkte in Rech- 
nung stellt. Daraus folgt eine gewisse Einschrän- 
kung der preispolitischen Instrumente. Gestiegene 
Kosten der Herstellung können in den Vertriebs- 
preisen nicht weitergegeben werden, wenn ein er- 
heblicher Rückgang der Auflagenhöhe zu erwarten 
ist. Wie stark der Schwund von Abonnenten oder 
Abnehmern infolge einer Preiserhöhung ist, läßt 
sich generell nicht feststellen. Bei den Abonnement- 
zeitungen scheinen Preiserhöhungen einen gewissen 
Abfall von Beziehern zu bewirken. Ob dieser Rück- 
gang nachhaltig ist, läßt sich nur schwer beurteilen. 
Das gilt vor allem dann, wenn es sich um Zeitungen 
handelt, die ohnehin eine gewisse Wachstumsgrenze 
erreicht haben. 

Die Erhöhung des Bezugspreises für die Bild-Zei- 
tung um 50 °/o hat die Auflagenhöhe langfristig un- 
berührt gelassen. 


Der zuvor erwähnte Zusammenhang von Auflagen- 
höhe und Anzeigengeschäft bewirkt vor allem, daß 
eine Zeitung, die bei sinkender Auflage und 
schrumpfenden Anzeigenerlösen einen Ausweg 
sucht, vor einem überaus schweren wirtschaftlichen 
Problem steht. Die Erhöhung der Vertriebspreise 
bewirkt eine niedrigere Auflage und damit sinkende 
Werbeerlöse. Eine Erhöhung der Anzeigenpreise 
gefährdet das Anzeigengeschäft. Eine Senkung der 
Produktionskosten ist häufig nur auf Kosten der 
Qualität der Zeitung möglich und führt gleichfalls 
zum Verlust von Absatz. Eine Erklärung für die 
Überlegenheit konzentrierter Zeitungsverlage be- 
steht darin, daß sie die notwendig langfristigen Ent- 
scheidungen über die Sanierung einer Zeitung finan- 
ziell besser tragen können. Die Kommission möchte 
daraus jedoch nicht den Schluß ziehen, daß Verlage 
notwendig über eine Vielzahl von Druckerzeugnis- 
sen verfügen müssen. Es gibt wichtige Beispiele, die 
das Gegenteil belegen. 

Ein weiteres Kennzeichen des Presse-Wettbewerbs 
besteht darin, daß auf denjenigen Teilmärkten, auf 
denen Presserzeugnisse unmittelbar konkurrieren 
(Unterhaltungsillustrierte, Regionalpresse) die In- 
tensität des Wettbewerbs außerordentlich stark ist. 
Die nicht nur für aktuelle Illustrierte kennzeich- 
nende Tendenz, daß die auflagenstärkste Zeitung 
den größten Teil des Werbegeschäfts an sich zieht, 
führt zu einem scharfen Kampf um die Spitzenposi- 
tion. Der Wettbewerb in der Presse ist aber zu we- 
sentlichen Teilen ein kostensteigernder Wettbe- 
werb, weil eine bessere Gestaltung der Zeitung not- 
wendig die Kosten erhöht. Das kann zu der Not- 
wendigkeit führen, über längere Zeit niedrigere 
Gewinne hinzunehmen, überdies wirkt sich eine 
gesteigerte Auflage in den Anzeigenerlösen erst 
mit einer Verschiebung von etwa 1 Jahr aus, weil 
die Anzeigenpreise jeweils für 1 Jahr im voraus 
vereinbart werden. 

Eine gesteigerte Auflage wirkt demgemäß über 
einen gewissen Zeitraum zunächst kostensteigernd. 
Denn infolge des überproportionalen Anteils des 
Werbeaufkommens decken die Vertriebserlöse nicht 
die Kosten der erhöhten Auflage. 

Die betrieblichen Besonderheiten, welche für die 
Herstellung von Presserzeugnissen gelten, begün- 
stigen ihrerseits die Zusammenfassung mehrerer 
Presseerzeugnisse in einem Verlag. 

Beispiele für diese Besonderheiten sind die folgen- 
den: Die kontinuierliche Ausnutzung der Druckkapa- 
zität durch die Herausgabe von Zeitungen mit un- 
terschiedlichen Erscheinungsterminen; die Vorteile 
einer starken Stellung im Vertrieb; die mögliche 
Streuung der Redaktionskosten über mehrere Er- 
zeugnisse. Die zuletzt genannte Möglichkeit besteht 
jedoch nur in recht engen Grenzen. Der wichtigste 
Gesichtspunkt ist die Herausgabe von Druckerzeug- 
nissen, die in ihrer Erlösstruktur unterschiedlich 
sind und die deshalb auf wechselnde Konjunktur- 
lagen unterschiedlich reagieren. 

Die Anpassung der Zeitungsverlage an veränderte 
technische und wirtschaftliche Gegebenheiten ist in- 
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folge der genannten Marktstruktur schwierig. In- 
vestitionen, die veränderten technischen Möglich- 
keiten Rechnung tragen sollen, wie etwa die Ein- 
führung des Buntdrucks oder die Verwendung fort- 
schrittlicher Drucktechniken, nehmen an den be- 
sonderen Unternehmensrisiken dieses Marktes teil. 

Es ist verständlich, daß die Angehörigen eines Wirt- 
schaftszweiges, die in so hohem Maße den Wirkun- 
gen des Wettbewerbs ausgesetzt sind, die ganz 
andere Marktstruktur der Rundfunkanstalten als 
unbillig empfinden. Es ist jedoch eine andere Frage, 
wie sich diese Unterschiede auswirken und ob sie 
den Wettbewerb verzerren. 

Die dargestellten Eigenarten des Wettbewerbs wir- 
ken sich überwiegend zum Nachteil der kleineren 
Zeitungen aus. 

Mit zunehmender Auflage steigen die quantitativen 
Leistungen für den Leser, die in der Seitenzahl 
einer Zeitung zum Ausdruck kommen. *) Die 
Abonnementpreise steigen mit der Höhe der Auf- 
lage. 2 ) Für eine kleine Zeitung ist es im allgemei- 
nen nicht möglich, über den Bezugspreis einer mit 
ihr im Wettbewerb stehenden größeren Zeitung 
hinauszugehen. Das zeigt vor allem die Entwicklung 
der Bezugspreise von im Ruhrgebiet vertriebenen 
Zeitungen. 3 ) Insgesamt gesehen deutet die Bezugs- 


! ) vgl. Anlage 36 

2 ) vgl. Anlage 38 

3 ) vgl. Zweiter Teil, 2. Abschnitt, Ziff. II C 3 d und An- 
lage 39 


Preispolitik der Verlage in Gebieten mit mehreren 
Zeitungen auf einen intensiven Wettbewerb hin. 
Der Kampf um den größeren Marktanteil äußert sich 
auch in einer verstärkten Vertriebswerbung um 
Abonnenten und in der zunehmenden Zahl der Aus- 
gaben bei größeren Zeitungen. Der Wettbewerb in 
der Form lokal differenzierter Preise, die von grö- 
ßeren Regionalzeitungen gegen Lokalzeitungen an- 
gewendet werden, deutet auf den Mißbrauch star- 
ker Marktstellungen. 

Die kleinen Verlage haben zwar niedrigere Anzei- 
genpreise je Seite. 1 ) Die relativen Anzeigenpreise 
(Anzeigenpreis je 1000 Stück Verkaufsauflage) fal- 
len aber mit zunehmender Auflage erheblich. Je 
kleiner die Zeitung, desto teurer ist in der Regel 
die Anzeige. Daß die kleinen Zeitungen beim An- 
zeigenkunden bisher höhere Tausenderpreise durch- 
gesetzt haben, spricht für eine recht starke Markt- 
stellung. Das Eindringen von Zeitungen mit höherer 
Auflage in das begrenzte Absatzgebiet dieser Zei- 
tungen, sei es von Abonnementzeitungen oder von 
Straßenverkaufszeitungen, führt jedoch zu einer 
Verlagerung des Anzeigengeschäfts auf die Mit- 
bewerber mit den günstigeren Anzeigenpreisen. 

Die gefährdete Stellung kleiner Verlage zeigt auch 
ein Vergleich der Kostenstruktur mit großen Ver- 
lagen. Je Monatsstück einer Abonnementzeitung 
ergeben sich nach Feststellungen der Kommission 
für das Jahr 1964 die in Tabelle 202 ausgewiesenen 
Unterschiede 2 ). 

1 ) vgl. Anlage 40 

2 ) vgl. Anlage 42 


Tabelle 202 


Kostenart 

Zeitungen bis 

20 000 Auflage 

Zeitungen über 

150 000 Auflage 

DM | 

°/o 

DM | 

% 

Papierverbrauch 

1,44 

13,3 

2,85 

19,1 

Technische Herstellung 

4,02 

37,0 

2,85 

19,1 

Zwischensumme . . . 

5,46 

50,3 

5,70 

38,2 

Redaktionskosten 

1,33 

12,2 

2,24 

15,0 

Vertriebswerbung und -Verwaltung 

1,95 

18,0 

2,84 

19,0 

Anzeigenwerbung und -Verwaltung 

0,86 

7,9 

2,22 

14,8 

Allgemeine kaufmännische Verwaltung 

1,26 

11,6 

1,94 

13,0 

Selbstkosten 

j 

10,86 

100,0 

14,94 

100,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Für den Zeitungsvertrieb wenden die großen Zei- 
tungen je Monatsstück mehr auf als kleine Zeitun- 
gen. Das gleiche gilt für die Anzeigenwerbung und 
-Verwaltung. Die zu erwartende Auflagendegression 
hat sich demnach nicht ausgewirkt. Dies könnte 
auf verstärkten Vertriebsanstrengungen und größe- 
ren Aufwendungen für die Anzeigenbeschaffung bei 
den größeren Verlagen beruhen. 

Die großen Verlage wenden für die Redaktion in 
absoluten Beträgen und relativ mehr auf, obwohl 
sich gerade hier die Auswirkungen der Auflagen- 
degression zeigen müßten. Kleine Verlage ver- 
suchen mithin ihre Kostennachteile durch Einspa- 
rungen auf redaktionellem Gebiet auszugleichen. 
Dies geschieht durch Verzicht auf eigene Korres- 
pondenten, Einschränkungen im Bezug von Nach- 
richtendiensten und Einsparungen in der eigenen 
Redaktion. Die daraus entstehenden Nachteile 
suchen kleinere Verlage häufig durch die Gründung 
von gemeinschaftlichen Zeitungsredaktionen aus- 
zugleichen. Vielfach kaufen kleine Verlage auch 
redaktionell vorgefertigte Zeitungsteile von ande- 
ren Verlagen. Nach den Feststellungen der Kom- 
mission ! ) überwiegen 1964 bei Zeitungen bis zu 
20 000 Auflage diejenigen Zeitungen, welche den 
Zeitungsmantel beziehen. 

In der technischen Flerstellung wirkt sich die 
Kostendegression eindeutig zugunsten der großen 
Verlage aus. Obwohl die Seitenzahlen der auflage- 
schwachen Zeitungen kleiner sind, liegen die 
Kosten ihrer technischen Flerstellung erheblich hö- 
her. Der Anteil dieser Kosten an den Gesamt- 
kosten des Monatsstücks ist so hoch, daß sich dar- 
aus wichtige Wettbewerbsnachteile des kleinen Ver- 
lags ergeben. 

Die höheren Stückpapierkosten bei den großen Zei- 
tungen sind durch die größere Seitenzahl bedingt. 

Insgesamt kann festgestellt werden, daß der kleine 
Verlag dem großen Verlag in der redaktionellen 
Leistung, in der Vertriebs- und Anzeigenpreispoli- 
tik und in der Kostenstruktur unterlegen ist. 


B. Der intermediäre Wettbewerb 

1. Der Einfluß des Rundfunks 
auf die Auflagen der Presse 

Alle vorliegenden Daten lassen keinen Einfluß des 
Fernsehens auf die Auflagenhöhe der Presse oder 
der Illustrierten erkennen. Das gilt vor allem für 
die Zeit, in der sich das Fernsehen in Deutschland 
entwickelt hat. Die Feststellung, daß ein solcher 
Zusammenhang nicht erkennbar ist, entspricht der 
Vielfalt der Wettbewerbsbeziehungen zwischen den 
Medien. Betrachtet man die möglichen Wettbewerbs- 
beziehungen nach den Eigenarten der angebotenen 
Leistungen, dann zeigt sich, daß die Berührungs- 
punkte zwischen den Medien weit gestreut sind. Als 
Vergleichspunkte wären etwa in Betracht zu ziehen: 
der Inhalt der angebotenen Leistung, die Art der 
Darstellung, der Grad der Spezialisierung anhand 
des Nachfrager-Interesses, die Tageszeit, zu der die i 

') vgl. Anlage 30 


angebotenen Leistungen in Anspruch genommen 
werden können, der Preis, die Art des Vertriebs, 
das Ausmaß der zeitlichen Beanspruchung durch das 
Medium, die Ausstrahlungsmöglichkeiten. Jeder 
Vergleich anhand eines dieser Kriterien führt zu 
einer unterschiedlichen Gliederung der relativen 
Intensität der Wettbewerbsbeziehungen zwischen 
den Medien. Betrachtet man das Angebot von Unter- 
haltung, so besteht ein Konkurrenzverhältnis zum 
Fernsehen etwa in der folgenden Reihenfolge: 
aktuelle Illustrierte, Frauenzeitschriften und Wo- 
chenzeitungen, Tagespresse. 

Betrachtet man dagegen das Angebot von Nach- 
richten und politischer Information, so ergibt sich 
folgende Reihenfolge: überregionale Abonnement- 
zeitungen, sonstige Abonnementpresse, sonstige 
Tagespresse, Wochenzeitungen, Illustrierte. Ein er- 
heblicher Teil der angebotenen Leistungen ist so un- 
vergleichbar, daß nur ein nicht zurechenbarer Wett- 
bewerb um die Verwendung der freien Zeit poten- 
tieller Nachfrager feststellbar ist. Daneben bietet 
die Presse wichtige redaktionelle Leistungen, die 
vom Fernsehen vollkommen unabhängig sind, wie 
etwa Wirtschaftsteil, Literaturteil, Reiseteil u. ä. 

Die Entwicklung der Zeitungsauflagen läßt keinen 
Einfluß der Entwicklung des Fernsehens, besonders 
keinen Einfluß der schnell steigenden Zahl der zu- 
gelassenen Fernsehgeräte erkennen. Die unter- 
schiedlichen Wachstumsraten in der Auflagenhöhe 
deuten darauf hin, daß der Wettbewerb der Zei- 
tungen untereinander entscheidend ist, und daß die 
Zeitungen in ihrer Gesamtheit an eine Wachstums- 
grenze stoßen, die sich nur langsam verschiebt. 

Auch für die Fernsehempfangsgenehmigungen wird 
eine solche Wachstumsgrenze bestehen. Eine Vor- 
aussage über die künftigen Entwicklungen ist nur 
schwer möglich. Wird angenommen, daß durch- 
schnittlich auf drei Einwohner ein Fernsehgerät 
kommen wird, wenn die Bevölkerung der Bundes- 
republik nahezu vollständig durch dieses Medium 
versorgt werden soll, dann ist eine Zahl von etwa 
15 Millionen Geräten zu erwarten. 

Auch soweit die angebotenen Leistungen einander 
nahestehen, folgt ,daraus nicht ein unmittelbarer 
Wettbewerb. Vielmehr muß hier weiter die ergän- 
zende Wirkung der Medien berücksichtigt werden. 
Wie weit die Medien zueinander im Verhältnis der 
Komplementarität oder der Substitution stehen, läßt 
sich quantitativ nicht mit Sicherheit feststellen. Mit 
Sicherheit läßt sich jedoch sagen, daß die Komple- 
mentarität überwiegt. Die Feststellung komplemen- 
tärer Beziehungen bedeutet jedoch nicht, daß sie für 
die Wettbewerbsverhältnisse auf den Märkten der 
Medien unerheblich wären. Vielmehr wird ein An- 
passungsprozeß ausgelöst, der auch zu einer Ver- 
schärfung des Wettbewerbs innerhalb der Medien 
führen kann. 

2. Der Werbemarkt 

Im Wettbewerb der Medien auf dem Werbemarkt 
steht die überregionale Werbung für Markenartikel 
und Dienstleistungen im Mittelpunkt. Das Werbe- 
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fernsehen ist nahezu vollkommen auf diese Art der 
Werbung begrenzt. Es ist kennzeichnend, daß die 
Werbung für Markenartikel, auch wenn man ent- 
gegen der Wirklichkeit nur die hier betrachteten 
Medien als Werbeträger berücksichtigt, für alle un- 
tersuchten Medien erheblich ist. Betrachtet man die 
einzelnen Medien im Hinblick auf diesen Markt, so 
zeigt sich, daß die quantitativ und qualitativ engsten 
Beziehungen zwischen Werbefernsehen und Illu- 
strierten bestehen. 


a) Die Unterhaltungszeitschriften 

Im Gegensatz zu den Zeitungen liegt das Schwer- 
gewicht des Anzeigenvolumens der Zeitschriften bei 
der Markenartikelreklame. Schon aus diesem 
Grunde ist die Konkurrenz zwischen den Zeitschrif- 
ten und dem Fernsehen auf diesem Markt enger als 
die Konkurrenz zwischen Zeitung und Fernsehen. Je 
nach Art der Zeitschriften ist die Intensität dieser 
Konkurrenzbeziehungen unterschiedlich. Soweit die 
Spezialzeitschriften bestimmte soziale Schichten er- 
reichen, verfügen sie über einen im Verhältnis zum 
Fernsehen teilweise selbständigen Markt. Eine Be- 
vorzugung der Zeitschriftenwerbung kann sich auch 
aus der Art der Güter ergeben, für die geworben 
wird. Hinzu tritt die Überlegung, daß die Qualität 
der Anzeigenwerbung besser ist (Buntdruck, Wer- 
bung im Text) und daß eine Reihe von Illustrierten 
über beträchtliche Reichweiten verfügt. Die starke 
Erhöhung des Werbevolumens bei den Zeitschriften 
insgesamt und die Feststellung, daß die Illustrierten 
der bedeutsamste alleinige Werbeträger sind, zeigt, 
daß die Zeitschriften die wichtigsten Werbeträger 
überhaupt sind. Es mehren sich jedoch die Anzeichen 
dafür, daß diese Stellung der Zeitschriften in zuneh- 
mendem Maße durch die Fernsehwerbung berührt 
wird. Die Konstanz der Tausenderpreise für die An- 
zeigen von 1956 bis 1964 ist zwar noch kein sicheres 
Indiz, weil diese Preise auch von 1952 bis 1956 nahe- 
zu gleich blieben. Wichtiger ist die Feststellung, daß 
die finanzstarken konstanten Fernsehmarken (mit 
Etats über 1 Million DM), mit denen etwa 50 Vo 
des Insertionsgeschäftes abgewickelt werden, primär 
nicht über eine Erhöhung ihrer Durchschnittsaufwen- 
dungen je Marke zu einer Steigerung der Anzeigen- 
erlöse beigetragen haben, sondern daß die Zunahme 
der Insertionsumsätze hauptsächlich auf die gestie- 
gene Zahl der Marken mit hohem Werbebudget zu- 
rückzuführen ist. Weil es sich bei diesen Marken- 
artikeln überwiegend um Güter des Massenbedarfs 
— - um Konsum- und Verbrauchsgüter - — handelt, 
spielen neben dem Preis für die Werbung vor allem 
die Reichweiten der Werbeträger und die möglichst 
wirksame Gestaltung der Reklame bei der Auf- 
teilung des Werbeetats eine wichtige Rolle. Das 
Fernsehen gewinnt im Zeitablauf bezüglich der 
Reichweiten (hier werden die ARD- Anstalten als 
Einheit aufgefaßt) eine günstigere Position gegen- 
über den Zeitschriften, speziell gegenüber den auf- 
lagenstarken Illustrierten, Frauen-, Mode- und Rund- 
funkzeitschriften. Unter den mehrfach betonten Ein- 
schränkungen gilt folgende Skala für die Intensität 
des Wettbewerbs zwischen dem Fernsehen und den 
unterschiedlichen Typen von Zeitschriften: 


Fern- — aktuelle — Rund- — Spezial- 

sehen Illustrierte/ funk- zeit- 

Frauen- zeit- Schriften 

Zeitschriften/ schritten 

Mode- 
zeitschriften 

Obwohl die Wettbewerbsbeziehungen der Zeit- 
schriften zu den Zeitungen im Vertrieb nicht eng 
sind, bestehen auf dem Werbemarkt intensive Wett- 
bewerbsbeziehungen. Solche Wettbewerbsbeziehun- 
gen kommen vorwiegend für die Markenartikel- 
werbung in Betracht. Die Zeitungen stehen mit etwa 
20 °/o ihres Anzeigenvolumens mit den Illustrierten 
im Wettbewerb. Zu den überregionalen Zeitungen 
sind diese Wettbewerbsbeziehungen weniger eng, 
weil mit ihrer Hilfe soziale Schichten erreicht wer- 
den, die sich von den Lesern der Illustrierten unter- 
scheiden. Entsprechendes gilt für die Wochen- 
zeitungen, bei denen allerdings das Markenartikel- 
Anzeigengeschäft in Relation zum gesamten Inser- 
tionsvolumen einen höheren Anteil erreicht. Am in- 
tensivsten ist der Wettbewerb der Zeitschriften mit 
den Zeitungen um denjenigen Teil des Werbeauf- 
kommens der lokalen und regionalen Presse, der 
sich am besten als nicht gezielte Reklame für Mas- 
senkonsumgüter beschreiben läßt. Der Wettbewerb 
zwischen den aktuellen Illustrierten, Frauen-, Mode- 
und Rundfunkzeitschriften einerseits und den re- 
gionalen und lokalen Zeitungen andererseits ist in- 
soweit recht eng. 

An den Endpunkten der Skala stehen jeweils die 
Spezialzeitschriften und die überregionalen Zeitun- 
gen. Einschränkend ist anzufügen, daß die Gruppe 
der Spezialzeitschriften weiter aufgegliedert werden 
müßte. Unter dieser Voraussetzung würde sich zei- 
gen, daß etwa die Wirtschaftszeitschriften mit den 
überregionalen Zeitungen in enger Konkurrenz ste- 
hen. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß der 
Wettbewerb im Anzeigengeschäft zwischen Illu- 
strierten und Zeitungen weit intensiver ist als der 
Wettbewerb zwischen Zeitungen und Fernsehen. 
Nur zwischen Illustrierten und Zeitungen lassen sich 
quantitative Verschiebungen im Werbeaufkommen 
zugunsten der Illustrierten und zu Lasten der Zei- 
tungen ermitteln, die mit großer Sicherheit der Kon- 
kurrenz der Illustrierten zuzurechnen sind. Diese 
Konkurrenz übertrifft, auch quantitativ, diejenige 
der Fernsehwerbung bei weitem. 

b) Die Zeitungen 

Bei den Zeitungen ist die Markenartikelwerbung am 
wichtigsten in den Sonntagszeitungen, in den über- 
regionalen Straßenverkaufszeitungen, den über- 
regionalen Abonnementzeitungen, der Regional- 
presse und den politischen Wochenblättern. 

Wichtige Differenzen ergeben sich wiederum aus der 
Art der Güter, für die geworben wird. Für die Güter 
des Massenbedarfs sind die wichtigsten Werbe- 
träger die Illustrierten, das Werbefernsehen, die 
überregionalen Straßenverkaufszeitungen und die 
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sonstige Presse. Für Investitionsgüter sind dagegen 
die überregionalen Abonnementzeitungen, die Wirt- 
schaftszeitungen und die politische Wochenpresse 
die wichtigsten Werbeträger. Je näher man auf die 
Erfordernisse der Werbung für einzelne Güter ein- 
geht, desto differenzierter werden die Wettbewerbs- 
beziehungen. Die globalen Feststellungen reichen je- 
doch aus, um für den intermediären Wettbewerb fest- 
zustellen: Der Werbemarkt für Markenartikel ist für 
alle Medien erheblich. 


Eine zweiseitige Wettbewerbsbeziehung, die auf 
das Verhältnis von Tagespresse zu Fernsehen be- 
grenzt ist, gibt es nicht. Vielmehr ist gerade auf die- 
sem Markt der Wettbewerb der übrigen Medien zu 
berücksichtigen. Der Wettbewerb der Zeitungen 
untereinander ist auch in diesem Teil des Anzeigen- 
geschäfts weitaus gewichtiger als der Wettbewerb 
des Werbefernsehens. Es kommt hinzu, daß die be- 
sondere Werbewirksamkeit des Fernsehens die Ein- 
führung neuer Marken durch die werbende Wirt- 
schaft begünstigt und den Werbewettbewerb inten- 
siviert. Diese Tendenzen bilden eine wichtige Ur- 
sache für die Ausdehnung der Werbung im ganzen. 
Es ist unmöglich festzustellen, wie sich die Werbe- 
umsätze der Zeitungen und Illustrierten ohne das 
Werbefernsehen entwickelt hätten. Ganz sicher ist 
jedoch, daß diese Medien einen erheblichen, wahr- 
scheinlich den überwiegenden Teil der Werbeauf- 
wendungen, die gegenwärtig auf das Werbefern- 
sehen entfallen, nicht hätten an sich ziehen können. 
Dem steht die Grenze der Wirkungsmöglichkeiten 
der übrigen Medien entgegen. Aber selbst dasjenige 
Werbeaufkommen, das auf die Presse ohne Werbe- 
fernsehen entfallen würde, braucht im Ergebnis nicht 
notwendig höher zu sein als das gegenwärtige An- 
zeigengeschäft, weil die genannten Faktoren zu 
einer Ausdehnung der Werbung auch in der Presse 
beitragen. 

Eine Analyse von Werbeerträgen und Preispolitik 
im Anzeigengeschäft bestätigt, daß zum Werbefern- 
sehen nur partielle Wettbewerbsbeziehungen be- 
stehen. Bei allen Tageszeitungen wurden erhebliche 
Steigerungen der Anzeigenerlöse bei steigenden An- 
zeigenpreisen festgestellt. Die Preiserhöhungen fie- 
len gerade in die Zeit, in der das Werbefernsehen 
aufgebaut wurde. Die höchsten Werbeerlöszuwächse 
erzielten die überregionalen Abonnementzeitungen. 
Die Stagnation der Tausenderpreise beim Werbe- 
fernsehen, verglichen mit dieser Preispolitik der Zei- 
tungen, bestätigt die Annahme, daß die Verleger 
von einem weitgehend eigenständigen Werbemarkt 
ausgehen. Wird auch hier wiederum eine Stufung 
nach der Intensität des Wettbewerbs zwischen den 
Zeitungen und dem Fernsehen vorgenommen, so ist 
etwa folgende abnehmende Intensität anzunehmen: 


Fern- 

sehen 


Politische 
Wochen- 
zeitungen 
(ohne Sonn- 
tags- 
zeitungen)/ 
Straßen- 
verkaufs- 
zeitungen 


Regionale 

Zeitungen/ 

Lokale 

Zeitungen 


über- 

regionale 

Zeitungen/ 

Sonntags- 

zeitungen 


c) Das Fernsehen 

Auch die Fernsehwerbung ist nicht etwa dem Wett- 
bewerb anderer Medien überhaupt entzogen. Die 
Annahme solcher einseitigen Wettbewerbsbeziehun- 
gen beruht auf einem Mißverständnis. Gewiß zieht 
das Werbefernsehen als ein überaus wirksames 
neues Medium Werbung an sich. In der Entwicklungs- 
phase des neuen Mediums kann daraus der Eindruck 
entstehen, als handele es sich um ein unaufhalt- 
sames Vordringen zu Lasten Dritter. 

Die Untersuchungen der Kommission haben diese 
Annahmen nicht bestätigt. Es zeigt sich, daß der Wer- 
bemarkt überaus elastisch ist. Die Auswirkungen der 
Fernsehwerbung auf den Wettbewerb der werben- 
den Wirtschaft und auf den Wettbewerb der übrigen 
Medien sind so intensiv und vielfältig, daß jeder 
Versuch einer einheitlichen Erklärung dieser Wir- 
kungen scheitern muß. Selbst solche Firmen, die 
ständig im Fernsehen werben, verteilen ihr Werbe- 
budget zwischen den verschiedenen Werbemedien 
nicht nach einem festen Schlüssel. Veränderungen 
der Werbepolitik können sowohl eine Einschrän- 
kung der Werbung im Fernsehen als auch eine 
solche bei anderen Werbeträgern zur Folge haben. 
Die gegenwärtige Beschränkung der Werbezeit be- 
wirkt jedoch, daß solche Veränderungen in der quan- 
titativen Entwicklung der Fernsehwerbung nicht her- 
vortreten. In welcher Weise Veränderungen der 
wirtschaftlichen Lage die Zusammensetzung der 
Werbeaufwendungen beeinflussen, läßt sich gleich- 
falls nicht generell feststellen. Es ist eine offene 
Frage, ob und gegebenenfalls in welcher Weise bei 
sinkender Konjunktur die Aufwendungen der Mar- 
kenartikelindustrie für Werbung abnehmen. Die 
Entwicklung der letzten Zeit läßt hier eine eindeutige 
Aussage nicht zu. Falls die Werbeaufwendungen im 
ganzen herabgesetzt werden sollten, kann nicht vor- 
hergesagt werden, ob primär auf die Werbung im 
Fernsehen oder auf die in Presseerzeugnissen ver- 
zichtet wird. Alle Elemente der Werbestrategie, die 
auf die Verteilung der Werbebudgets einwirken, 
bleiben auch unter diesen Umständen wirksam und 
entziehen sich einer generellen Beurteilung. Das gilt 
mit einer Einschränkung, die das Verhältnis Rund- 
funk - Presse im allgemeinen betrifft. Rundfunk- 
und Fernsehgeräte, die einmal angeschafft worden 
sind, werden aus vorübergehenden wirtschaftlichen 
Gründen nicht wieder abgegeben. Das Verhältnis 
von laufenden Kosten und Anschaffungspreis ist so 
beschaffen, daß eine solche Reaktion irrational wäre. 
Auch die vorübergehende Stillegung scheidet in der 
Regel aus. Beim Zeitungsabonnement und dem Er- 
werb von Straßenverkaufszeitungen sind kurz- 
fristige Reaktionen dagegen häufig. Diese Unter- 
schiede zwischen den Medien lassen sich jedoch 
durch keine rechtliche Gestaltung des Rundfunk- 
wesens verändern. Experimente mit einem Münz- 
rundfunk haben sich nicht durchsetzen können. Es 
ist eine andere Frage, ob sich Konjunkturschwankun- 
gen bei dem einen oder bei dem anderen Medium 
nachhaltiger auswirken. Die Presse im ganzen ist 
hier weit empfindlicher als der Rundfunk. Aber das 
ist eine Tatsache, die nicht mit dem Wettbewerbs- 
verhältnis zum Rundfunk verwechselt werden darf. 
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Geht etwa der Stellenmarkt der Tageszeitungen er- 
heblich zurück, dann kann man die daraus folgenden 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Presse nicht 
dem Wettbewerb des Fernsehens zurechnen. Das ist 
auch nicht in der Weise zulässig, daß man auf die 
gestiegene relative Bedeutung des Aufkommens aus 
der Markenartikel-Werbung hinweist. Vielmehr ist 
gegenüber einer solchen Marginalanalyse darauf 
hinzuweisen, daß die Gesamtheit der Ursachen, die 
zu der besonderen Krisenanfälligkeit der Zeitungs- 
verlage führt, vom Wettbewerb des Fernsehens 
grundsätzlich unabhängig ist. 


3. Die Stellungnahme der Zeitungsverleger zum 
Wettbewerb auf dem Gebiet 
der Markenartikelwerbung 

Der BDZV hat auch vor der Kommission die Auffas- 
sung vertreten, das Markenartikel-Insertionsge- 
schäft der Zeitungen sei teilweise infolge der Fern- 
sehwerbung zurückgegangen und daraus resultiere 
eine Existenzbedrohung, insbesondere für die klei- 
neren und mittleren Verlagsunternehmen. 1 ) Soweit 
sich diese Befürchtung auf die Behauptung stützt, 
Zeitungen und Fernsehen stünden in einem totalen 
Wettbewerb, ist sie durch die Fakten widerlegt. 
Hilfsweise führen die Verleger an, die Intensität des 
Wettbewerbs um das Markenartikel-Anzeigenvolu- 
men mit dem Fernsehen sei groß; eine Verlagerung 
auch nur eines Teils dieser Anzeigenumsätze sei 
existenzbedrohend. 

Die Verleger weisen in ihrer Denkschrift nach, daß 
die Anteile an den Bruttowerbeumsätzen für Mar- 
kenartikel bei Tageszeitungen, Zeitschriften, Werbe- 
funk und Bogenanschlag zusammen von 1956 bis 
1962 um 15,8 Punkte gesunken sind und daß die 
Differenz allein bei den Zeitungen minus 9,2 Punkte 
für diesen Zeitraum ausmachte. Daraus entnehmen 
sie, daß die Fernsehreklame auf Kosten der Zeitungs- 
insertion gewachsen sei. Auf der Grundlage eines für 
1956 errechneten Anteils von 38,8 °/o am gesamten 
Markenartikel-Werbevolumen errechnen sie die ab- 
soluten Zahlen für die Höhe der Markenartikel-In- 
sertion unter der Bedingung, daß dieser Prozent- 
satz unverändert bis 1962 gegolten hätte. Demgegen- 
über ist zu bedenken, daß die Erhöhung des Werbe- 
etats nicht nur, wie die Verleger unterstellen, unter 
Beachtung des Umsatzzuwachses eines Unterneh- 
mens geplant wird. Die Entwicklung eines neuen 
Mediums als Werbeträger kann stimulierend wir- 
ken. Bei einer Errechnung hypothetischer Marktan- 
teile hätte dieser Effekt berücksichtigt werden müs- 
sen. Die ermittelten Wachstumsraten und die Markt- 
anteilsrechnungen der Verleger sind auf das Ver- 
hältnis Zeitungen-Fernsehen beschränkt. Dabei 
bleibt die Gesamtheit der Einflüsse außer acht, die 
auf das Wachstum der Werbung und auf den Wett- 
bewerb der Medien einwirken. Die entscheidende 
Frage der Zurechnung von Marktwirkungen bleibt 
offen. Die angeführten Zahlen haben keinen Beweis- 
wert. 

Aber selbst wenn man sich die Meinung des BDVZ 
insoweit zu eigen macht, daß der Wettbewerb im 


*) Denkschrift, S. 120 ff. 


Markenartikelanzeigengeschäft im Verhältnis zum 
Fernsehen intensiv sei, so kann daraus gleichwohl 
keine Bedrohung der Existenz der Presse oder we- 
sentlicher Teile der Presse durch das Fernsehen ge- 
folgert werden. Das Markenartikelinsertionsgeschäft 
macht etwa 20 % des gesamten Anzeigenvolumens 
aus. Dieser Prozentsatz hat sinkende Tendenz. Füi 
1965 wird er von Kapferer & Schmidt mit 18 % ange- 
geben. Eine Existenzbedrohung der Zeitungsverlage 
aus einem sinkenden Anteil des Insertionswertes 
für Markenartikel herzuleiten, ist unter diesen Um- 
ständen nicht gerechtfertigt. Es handelt sich viel- 
mehr um partielle Erlöseinbußen, die durch unter- 
nehmenspolitische Maßnahmen ausgleichbar sind. 
Es ist nicht die Aufgabe der Kommission, den Zei- 
tungsverlagen Empfehlungen in dieser Richtung zu 
erteilen. Die Untersuchungen der Kommission haben 
aber keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der 
Unternehmens- und absatzpolitische Spielraum der 
Presse als solcher erschöpft sei. 

Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der kleinen und 
mittleren Verlage sind überwiegend auf die von der 
Kommission ermittelten Eigenarten des Wettbe- 
werbs innerhalb der Presse zurückzuführen. 


C. Wettbewerbsverzerrungen 

Der BDZV sieht vor allem darin eine Verzerrung des 
Wettbewerbs, daß der Rundfunk durch 

— feste und ohne sein Zutun steigende 
Gebühreneinnahmen, 

— ohne eigene Aufwendungen 
steigende Werbeumsätze, 

— weitgehende Steuerfreiheit 
und 

— * das Fehlen eines internen 
wirtschaftlichen Wettbewerbs 

begünstigt sei, die Presse durch 

— den Zwang zu scharfem 

internen Wettbewerb und das Verbot 
risikomindernder Absprachen, 

— eine unbeschränkte Besteuerung, 

— die wachsende Abhängigkeit von 
den Anzeigenerlösen, 

— steigende Aufwendungen für die 
Eigenwerbung 

sowie 

— hohe Vertriebskosten und 

— eine unregelmäßige Auslastung 
ihrer technischen Kapazität 

belastet sei. Der daraus resultierende Konkurrenz- 
druck führe auch zu einer Verzerrung des publizisti- 
schen Wettbewerbs, in dem die Presse ohnehin durch 

— den Aktualitätsvorsprung und 

— die Monopolisierung 
des Fernsehens benachteiligt sei. 
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Die Untersuchungen der Kommission haben ergeben: 

Die von den Verlegern angenommenen Wettbe- 
werbsverzerrungen beruhen teilweise auf den be- 
sonderen Eigenarten des Fernsehens. Nachteilige 
Wirkungen, die von solchen Eigenarten auf die 
Wettbewerbsbeziehungen zwischen den Medien aus- 
gehen, vermögen keine Wettbewerbsverzerrung zu 
begründen. 

Der Aktualitätsvorsprung von Hörfunk und Fern- 
sehen vor den Tageszeitungen folgt aus den tech- 
nischen Unterschieden in der Herstellung und in der 
Verbreitung der angebotenen Leistungen. 

Dieser Vorteil des Rundfunks wirkt sich nur bei den- 
jenigen Leistungen aus, die inhaltlich mit den Lei- 
stungen der Presse vergleichbar sind. Das ist insbe- 
sondere bei der Berichterstattung über internatio- 
nale und nationale Ereignisse der Fall. Dagegen wird 
die lokale Berichterstattung in der Presse vom Rund- 
funk, insbesondere vom Fernsehen, kaum angetastet. 
Auf der Eigenart der Presse beruhen die Kosten, die 
aus dem Vertrieb der Zeitung entstehen. Ein punk- 
tueller Kostenvergleich zwischen den Medien, der 
feststellt, daß der Rundfunk keine Vertriebskosten 
habe, ist ohne Aussagewert. 

Ein Teil der Vertriebskosten bei der Presse entfällt 
auf den Postzeitungsdienst. Der Postzeitungsdienst 
wird vor allem von den überregionalen und den gro- 
ßen regionalen Zeitungen sowie den Zeitschriften in 
Anspruch genommen. Bei den übrigen regionalen 
und den lokalen Zeitungen ist er von untergeord- 
neter Bedeutung. Aus dem Gutachten der Sachver- 
ständigenkommission für die Deutsche Bundespost 
vom 6. November 1965 (BT-Drucksache V/203) geht 
hervor, daß die Post seit Jahrzehnten erhebliche Zu- 
schüsse zum Postzeitungsdienst geleistet hat. Nach 
den Geschäftsberichten der Bundespost aus den Jah- 
ren 1963 und 1965 betrug die Kostenunterdeckung 
1961 156,9 Millionen DM, 1962 175,3 Millionen DM, 
1963 199,2 Millionen DM und 1964 194,1 Millionen 
DM. Die Presse hat somit in den letzten Jahren staat- 
liche Unterstützungen in dieser Höhe erhalten. Die 
Kosten für den Postzeitungsdienst sind der Bundes- 
post in den Jahren 1961, 1962 und 1963 nur zu einem 
Drittel und 1964 nur zu 43 °/o erstattet worden. 

In demselben Zeitraum bewegen sich die Ergebnisse 
im Rundfunkdienst zwischen einem Überschuß von 
0,9 Millionen DM und einer Unterdeckung von 
4,7 Millionen DM. Darin sind jedoch nicht alle 
Dienstleistungen für den Rundfunk eingeschlossen. 
Im Bereich „übrige Fernmeldedienste", der seit 1964 
die technischen Dienstleistungen der Bundespost für 
den Rundfunk gesondert aufführt, hat es 1964 einen 
Uberschuß von 13,4 Millionen DM gegeben. Insge- 
samt ergab sich demnach 1964 bei den Postleistungen 
für den Rundfunk ein Uberschuß. Dieser Überschuß 
wird nach Auffassung der Rundfunkanstalten noch zu 
niedrig ausgewiesen. 

Im Gegensatz zu den Zeitungsgebühren waren dem- 
nach die Leistungsentgelte der Rundfunkanstalten t 
kostendeckend. Wettbewerbserhebliche Auswirkun- 
gen zulasten der Rundfunkanstalten ergeben sich \ 


durch die Subventionierung der Presse über zu 
niedrige Zeitungsgebühren nicht. 

Auch die besonderen Ausdrucksmöglichkeiten der 
Rundfunkwerbung beruhen auf den Eigenarten die- 
ses Mediums. Gerade deshalb sind die Werbeträger 
in der Regel nur beschränkt austauschbar. 

Das von den Verlegern kritisierte Monopol der 
Rundfunkanstalten kann nicht durch einen funktions- 
fähigen Wettbewerb ersetzt werden. Der Zugang 
zum Rundfunk ist durch die technischen Eigenarten 
des Mediums beschränkt. Eine behördliche Zuteilung 
von Frequenzen und eine behördliche Auswahl der 
zuzulassenden Marktteilnehmer wäre daher auch bei 
einem privatwirtschaftlich organisierten Rundfunk 
unvermeidlich. Die Privatisierung würde zwar dazu 
führen, daß auch die privaten Rundfunkveranstalter 
auf den wirtschaftlichen Erfolg oder Mißerfolg ihres 
Handelns Rücksicht nehmen müssen. Aber der Wett- 
bewerb auf dem Werbemarkt würde wahrscheinlich 
verschärft, weil ein privatwirtschaftlich betriebenes 
Fernsehen allein durch Werbeeinnahmen zu finan- 
zieren wäre. Eine Ausdehnung der Fernsehwerbung 
wäre deshalb wahrscheinlich. 

Die Untersuchungen der Kommission haben ergeben, 
daß die Organisationsform der Rundfunkanstalten 
keinen ausschlaggebenden Einfluß auf die wirtschaft- 
liche Lage der Presse hat. 

Zwar konkurrieren einzelne Leistungen des Rund- 
funks mit einzelnen Leistungen der Presse. Insge- 
samt sind die angebotenen Leistungen der beiden 
Medien aber so differenziert, daß sie sich nicht mit- 
einander vergleichen lassen. Die Differenzierung der 
angebotenen Leistungen wird durch einen Prozeß 
der gegenseitigen Anpassung von Rundfunk und 
Presse gefördert. Die Herausbildung der komple- 
mentären Eigenarten der Medien ist von der Orga- 
nisationsform des Rundfunks unabhängig. Da Rund- 
funk und Presse, insbesondere Fernsehen und Tages- 
zeitungen, sich gegenseitig weitgehend ergänzen, 
sind mögliche Verzerrungen des Wettbewerbs eng 
begrenzt. Dies bedeutet jedoch nicht, daß vom Rund- 
funk keine Wettbewerbsbewirkungen ausgehen. Sie 
sind nur anderer Art, als es in der politischen Dis- 
kussion vielfach angenommen wird. 

Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise sind die Wett- 
bewerbsverhältnisse im Werbefernsehen durch die 
Beschränkung der Werbezeit verzerrt. Diese Verzer- 
rung wirkt sich jedoch nicht zu Lasten der Presse 
aus. Bei einem Wegfall der gegenwärtigen Beschrän- 
kungen — der von der Kommission nicht empfohlen 
wird — würde der Wettbewerb zwischen Rundfunk 
und Presse auf dem Gebiet der Werbung an Bedeu- 
tung gewinnen. 

Die Feststellung, daß Rundfunk und Presse sich er- 
gänzen, bedeutet nicht, daß vom Rundfunk keine 
Wirkungen auf die Wettbewerbsbeziehungen inner- 
halb der Presse ausgehen. Die gegenseitige Ergän- 
zung des Angebots der Medien bewirkt strukturelle 
Veränderungen, die sich auf den intramediären 
Wettbewerb der Presse auswirken. Beispiele sind 
die Entwicklungen auf dem Markt der Unterhal- 
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tungszeitschriften, das Vordringen der Sonntagszei- | 
tungen infolge veränderter Lesegewohnheiten, das j 
größere Gewicht der Kommentierung gegenüber der 
Nachricht in den Tageszeitungen. 

Die Feststellung, daß keine Wettbewerbsverzerrun- 
gen zulasten der Presse bestehen, bedeutet nicht, daß 
die gegenwärtige Verfassung des Rundfunks unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten optimal ist. So kann 
die Verbindung von öffentlich-rechtlich organisier- 


I tem Programmrundfunk und erwerbswirtschaft- 
| liebem Werberundfunk nicht nur die Erfüllung der 
öffentlichen Aufgaben behindern, sondern auch einer 
von wirtschaftlichen Gesichtspunkten bestimmten 
Entwicklung des Werbefernsehens entgegenstehen. 

Die gegenwärtigen wirtschaftlichen Probleme der 
Presse sind weder durch die Entwicklung des Fern- 
sehens noch durch das Werbefernsehen erklärbar. 
Ihre Lösung sollte daher auch nicht mit der Gestal- 
tung der Rundfunkverfassung verquickt werden. 


3. ABSCHNITT 

Der Einfluß der Konjunkturentwicklung 
in den Jahren 1966 und 1967 
auf den Wettbewerb von Presse und Rundfunk 


Es ist eine durch die Erfahrung bestätigte Tatsache, 
daß sich der Wettbewerb bei absinkender Konjunk- 
tur erheblich verschärft. Deshalb ist zu erwarten, 
daß auch die Wettbewerbsbeziehungen zwischen 
den Medien in solchen Zeiten besonders deutlich 
hervortreten. Der Bundesverband Deutscher Zei- 
tungsverleger hat der Kommission wiederholt vor- 
getragen, der in der jüngsten Vergangenheit einge- 
tretene Konjunkturrückgang habe die Gefahr von 
Verdrängungswirkungen durch das Fernsehen er- 
heblich verschärft. Diese Entwicklung bestätige end- 
gültig die BDZV-These, daß ein umfassender Wett- 
bewerb auf dem Werbemarkt zwischen Fernsehen 
und Presse herrsche. Der BDZV hat die Bedeutung 
dieser konjunkturellen Entwicklung für so schwer- 
wiegend gehalten, daß er der Kommission eine 
Überprüfung der bisherigen Untersuchung und der 
ihr zugrundeliegenden Fragestellungen nahegelegt 
hat. 

Die Kommission hat die Wettbewerbsverhältnisse 
von Presse und Rundfunk für die Zeit von 1956 bis 
1964/65 untersucht. Sie hat diese Untersuchungser- 
gebnisse anhand des verfügbar werdenden neuesten 
Materials über die wirtschaftliche Entwicklung der 
Medien laufend überprüft. Sie hat ferner die Auf- 
lagenentwicklung und die Entwicklung des Werbe- 
geschäfts in der wettbewerbserheblichen Werbung 
für Markenartikel und überregionale Dienstleistun- 
gen bis in die jüngste Zeit verfolgt. Dabei zeigte 
sich, daß diese Entwicklungen nicht nur mit den 
von der Kommission festgestellten Wettbewerbs- 
beziehungen vereinbar, sondern geeignet sind, die 
Untersuchungsergebnisse der Kommission in wichti- 
gen Beziehungen zu erhärten. Dabei geht die Kom- 
mission auch hier davon aus, daß es nicht ihre Auf- 
gabe ist, die Konjunkturabhängigkeit der Medien zu 
prüfen und Abhilfen vorzuschlagen; vielmehr ist der 
Einfluß der konjunkturellen Entwicklung allein im 
Hinblick darauf zu prüfen, welche Wettbewerbs- 
beziehungen zwischen Rundfunk und Presse beste- 
hen. Die von der Kommission festgestellte starke 
Konjunkturanfälligkeit der Presse im Vergleich zum 


Rundfunk sagt für sich allein deshalb noch nichts 
über mögliche Wettbewerbsbeziehungen aus. Die 
Entwicklung der letzten 2 Jahre bestätigt die Ana- 
lyse der Kommission für die Wettbewerbsverhält- 
nisse im Vertrieb der Zeitungen und in der Wer- 
bung. 

I. Der Vertrieb 

Auch in den letzten 2 Jahren ist ein nachteiliger Ein- 
fluß der steigenden Zahl der Rundfunkteilnehmer 
auf die Auflagenentwicklung der Tageszeitungen 
nicht zu erkennen; vielmehr ist die Auflagenent- 
wicklung, wie die nachfolgende Tabelle zeigt, bei 
allen Zeitungsarten weiter positiv. 


Tabelle 203 


Größenklassen 
nach Verkaufsauflagen 
(von . . . bis unter . . .) 

Zuwachs (%>) 
der verkauften 
Auflage bei 
Tageszeitungen 
1966 gegenüber 
1964 (= 100) 

a) Abonnementzeitungen 


I ( bis 5 000) 

3,1 

II ( 5000 bis 10000) 

1,9 

III ( 10 000 bis 20 000) 

6,7 

IV ( 20 000 bis 30 000) 

4,1 

V ( 30 000 bis 50 000) 

4,9 

VI ( 50 000 bis 100 000) 

2,7 

VII (100 000 bis 150 000) 

6,6 

VIII (150 000 und mehr) 

4,6 

Abonnementzeitungen insgesamt 

4,6 

b) Straßenverkaufszeitungen 

5,6 

c) Tageszeitungen insgesamt 

4,9 


Quelle: Eigene Berechnungen nach den IVW-Listen 
für das 4. Quartal 1964 und das 4. Quartal 1966 
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Die Unterschiede innerhalb der Zeitungspresse las- 
sen jedoch die von der Kommission betonte über- 
wiegende Bedeutung des Wettbewerbs innerhalb 
der Presse besonders deutlich hervortreten. Die 
Straßenverkaufszeitungen haben ihre Verkaufsauf- 
lage 1966 gegenüber 1964 um 5,6 °/o erhöhen kön- 
nen. Sie liegen damit erheblich vor den Abonne- 
mentzeitungen, die ihre Auflage im selben Zeitraum 
nur um 4,6 % erhöhen konnten. Diese Unterschiede 
gewinnen dadurch zusätzliches Gewicht, daß die 
Bild-Zeitung ihren Bezugspreis Ende 1965 von 
0,10 DM auf 0,15 DM erhöhte und dadurch zunächst 
Leser verlor. Dieser Verlust konnte aber in der fol- 
genden Zeit mehr als ausgeglichen werden. Auch 
die Entwicklung der Überschneidungen von regio- 
nalen Tageszeitungen und Straßenverkaufszeitungen 
deuten auf einen zunehmenden Wettbewerb der 
Straßenverkaufszeitungen mit den regionalen Abon- 
nementzeitungen. Das zeigt die folgende Tabelle. 


Tabelle 204 


Leserschaftsüberschneidungen im 
— Leser je Tag — 

Trend 

1 

1966 

1 1967 

Regionale Tageszeitung 

°/o 

1 °/o 

aber nicht Bild-Zeitung . . . 
Regionale Tageszeitung 

47,2 

43,4 

und Bild-Zeitung 

Nur Bild-Zeitung 
keine regionale 

21,4 

23,5 

Tageszeitung 

Weder regionale Tages- 

10,7 

12,5 

zeitung noch Bild-Zeitung 

20,7 

20,6 


100,0 

100,0 


Quelle : Institut für Demoskopie Allensbach, Werbe- 
träger-Analyse 1967, Zweiter Teil, S. 17 


Die Exklusivleser von regionalen Tageszeitungen 
sind zurückgegangen, die der Bild-Zeitung gestie- 
gen. Gestiegen ist auch die Zahl der Leser, die 
neben einer regionalen Abonnementzeitung die 
Bild-Zeitung lesen. Das Institut für Demoskopie 
Allensbach spricht in der Werbeträger- Analyse 1967 
von einem „nie registrierten Höhepunkt" der 
Boulevardpresse, welcher die Lesegewohnheiten 
präge. 

Auch innerhalb der Abonnementpresse läßt die 
jüngste Entwicklung Anzeichen für einen intensiven 
intramediären Wettbewerb erkennen, der in deut- 
lichen Unterschieden zwischen verschiedenen Grö- 
ßenklassen der Zeitungen nach Verkaufsauflage 
zum Ausdruck kommt. Die überaus schwierige wirt- 
schaftliche Lage der Kleinzeitungen, vor allem der- 
jenigen mit einer Auflage bis zu 10 000 Exemplaren, 
hat sich verschärft. Gerade in diesem Bereich bestä- 
tigt sich der zunehmende Einfluß der Straßenver- 


kaufszeitungen, die durch eine zunehmende Aus- 
breitung auf dem Lande und in Kleinstädten in die 
regional begrenzten Absatzbereiche der Kleinzei- 
tungen eindringen. 

Die Feststellungen der Kommission, daß Hörfunk 
und Fernsehen die Auflagen der Presse nicht nach- 
teilig beinflussen, sondern sie sogar fördern, wird 
durch eine Analyse der Freizeitbeschäftigungen in 
der Aliensbacher Werbeträger- Analyse 1967 ^ be- 
stätigt. Diese Analyse zeigt, daß bei einem Ver- 
gleich zwischen 1955 und 1967 zunehmend mehr 
Zeit auf das Lesen von Publikumszeitschriften und 
Zeitungen verwendet wird. 


II. Das Anzeigengeschäft 

Die Zuwachsraten der Werbeträger bei den Brutto- 
einnahmen aus überregionaler Werbung für Mar- 
kenartikel und Dienstleistungen (Veränderungen 
gegenüber dem Vorjahr) zeigt Tabelle 205. 

Während die Zuwachsraten der Zeitungen 1965 ver- 
hältnismäßig hoch waren, sind sie 1966 negativ ge- 
worden. Hieraus kann jedoch nicht auf einen gleich- 
mäßigen Rückgang dieses Anzeigengeschäfts der 
Zeitungen geschlossen werden. Vielmehr zeigen 
sich innerhalb der Tagespresse die nach den Ergeb- 
nissen der Kommission zu erwartenden Unter- 
schiede zwischen den verschiedenen Arten von Zei- 
tungen. Straßenverkaufszeitungen, Sonntagszeitun- 
gen, politische Wochenblätter und die großen 
Abonnementzeitungen — besonders die überregio- 
nalen Abonnementzeitungen — haben sich auch 
1966 günstig entwickelt. Anzeigenverluste mußten 
besonders die kleineren Zeitungen hinnehmen. Auch 
hier tritt das überproportionale Vordringen der 
Straßenverkaufszeitungen deutlich hervor; inner- 
halb der Tagespresse werden sie nur von den 
Abonnementzeitungen mit einer Auflage von über 
150 000 Exemplaren übertroffen. 

Vergleicht man die Entwicklung bei den Zeitungen 
mit derjenigen der Zeitschriften, so zeigt sich, daß 
die Zeitungen 1965 mit 10% eine höhere Zuwachs- 
rate hatten als die Zeitschriften, die nur 7,5 % 
erzielen konnten. 1966 haben die Zeitschriften 
jedoch eine größere Zuwachsrate (-F 12,0 %) als die 
Zeitungen (— 2,8%). Dem auch absoluten Anzeigen- 
rückgang bei den Zeitungen (18,7 Millionen DM) 
steht bei den Zeitschriften ein absoluter Zuwachs 
von 145,9 Millionen DM gegenüber. Diese Zahlen 
deuten auf eine Verlagerung des Anzeigengeschäfts 
von den Zeitungen auf die Zeitschriften hin. 

Diese Vermutung wird zusätzlich dadurch gestützt, 
daß die Fernsehwerbung mit 66,8 Millionen DM 
hinter dem Wachstum der Illustrierten zurückgeblie- 
ben ist. Auch ein global quantitativer Vergleich 
zwischen den Anteilen an überregionaler Werbung 
der drei Medien bestätigt den weitaus überwiegen- 


9 vgl. Institut für Demoskopie Allensbach, Werbeträger- 
Analyse 1967, Zweiter Teil, S. 56 und Schaubild 3 
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Tabelle 205 


Medien I 

1965 

| 1966 

A Zeitungen T 

+ 10,0 1 ) 

-- 2,8 M 

darunter: 



1. Straßen verkaufszeitungen (8 Zeitungen) 

+ 4,2 

+ 8,1 

2. Abonnementzeitungen mit einer verkauften Auflage von 



a) über 150 000 Exemplaren (13 Zeitungen) 

-fl 2,5 

+ 9,9 

b) 100 000 bis unter 150 000 Exemplaren (17 Zeitungen) 

+ 8,4 

- 1,3 

c) 50 000 bis unter 100 000 Exemplaren (27 Zeitungen) 

+ 9,4 

- 5,9 

d) 30 000 bis unter 50 000 Exemplaren (21 Zeitungen) 

+ 11,9 

+ 1,3 

e) 20 000 bis unter 30 000 Exemplaren (16 Zeitungen) 

+ 17,5 

- 6,9 

f) 10 000 bis unter 20 000 Exemplaren (19 Zeitungen) 

+ 7,3 

- 5,2 

3. Sonntagszeitungen (2 Zeitungen) 

+ 11,4 

+ 13,9 

4. Politische Wochenblätter (5 Zeitungen) 

+ 37,2 

+ 7,6 

R Zeitschriften . 

+ 7,5 

+ 12,7 

darunter: 

6 (bzw. 4) Illustrierte 

+ 3,8 

+ 12,0 

8 Frauen- und Modezeitschriften 

+ 6,3 

+ 7,1 

6 Rundfunkzeitschriften 

-10,0 

+ 5,3 

7 Bunte Wochenendblätter 

— 11,2 

+ 3,1 

1 Politisches lVfanazin 

+ 45,1 

+ 30,5 

C. Zeitungen und Zeitschriften zusammen 

+ 8,4 

+ 7,0 

P) Hörfunk 

+ 9,4 

+ 18,4 

F Fernsehen 

+ 25,9 

+ 14,2 

F. Alle Werbeträger (A — E) 

+ 11,5 

+ 8,8 


0 Einschließlich der lokalen Werbung (Einzelhandel, Bäder und Reisen, Vergnügungen und Veranstaltungen) sind die 
Werbeeinnahmen der Tageszeitungen gegenüber dem Vorjahr wie folgt gestiegen: 1965 = + 13,8°/o, 1966 ~ +9,0% 
(vgl. ZAW-Jahresbericht 1966, Seite 28), 

Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg, und eigene Berechnungen 


den Einfluß, der von der Werbung in Zeitschriften 
auf die Tagespresse ausgeht. Allein die Unterhal- 
tungszeitschriften hatten 1966 Bruttowerbeeinnah- 
men aus überregionaler Werbung von 1 294,6 Mil- 
lionen DM, während das Fernsehen 537,7 Millionen 
DM, der Hörfunk (einschließlich Radio Luxemburg) 
108,5 Millionen DM auf sich vereinigen konnten; 
die Zeitungen erzielten 659,1 Millionen DM aus die- 
ser Art der Werbung. 

Die 1966 zunehmend diffenzierte Entwicklung 
des Werbegeschäfts hat sich im 1. Quartal 1967 
fortgesetzt. Alle hier behandelten Medien erreich- 
ten zusammen einen Zuwachs von 4,4 Mil- 
lionen DM ( + 0,7 %>) gegenüber dem gleichen Vor- 
jahreszeitraum. Die ungünstigste Entwicklung ist 
bei den Zeitungen eingetreten, deren Bruttowerbe- 
einnahmen um 6,2% zurückgegangen sind (1. Quar- 
tal 1966: 4- 5,8%). Eine deutlich verminderte Zu- 
wachsrate zeigen auch die Publikumszeitschriften 


mit 2 % (1. Quartal 1966: 12,5%) sowie die Fern- 
sehwerbung mit 4,4% (1. Quartal 1966: 17,6%). 
Die weitaus günstigste Entwicklung ist bei der Hör- 
funkwerbung festzustellen, die um 21,7% (1. Quar- 
tal 1966: 16,4%) gestiegen ist und die einen abso- 
luten Zuwachs von 5,8 Millionen DM in diesem 
Zeitraum aufweist. Offenbar gewinnt die Hörfunk' 
Werbung als Komplementärwerbung fortschreitende 
Bedeutung und wirkt sich als solche auf die Gesamt 
heit der übrigen Werbeträger aus. 

Auch bei dieser jüngsten Entwicklung zeigt eine 
Aufgliederung der Ergebnisse nach Produktgruppen, 
daß die Verluste der Zeitungen nicht in erster Linie 
auf die Fernsehwerbung zurückzuführen sind. Be- 
sonders stark zurückgegangen sind die Werbeein- 
nahmen bei der Produktgruppe „Maschinen und 
Fahrzeuge", nämlich um 5,7 Millionen DM (— 9,9%), 
sowie bei „Haushalts- und Einrichtungsgegenstän- 
den" um 4,9 Millionen DM (— 10,6%). Für beide 
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Produktgruppen wird, wie im einzelnen fest- 
gestellt 1 ), im Fernsehen relativ wenig geworben. 

Der Rückgang hat also vor allem die Zeitungen und 
Zeitschriften getroffen. Außer bei den genannten 
Produktgruppen ist die Werbung nur bei „Nah- 
rungs- und Genußmitteln" geringfügig zurückgegan- 
gen (0,5% gegenüber dem vergleichbaren Vorjah- 
reszeitraum). 


Ü vgl. Anlage 59 


Auch die jüngste Entwicklung l ) läßt keinen über- 
wiegenden Einfluß der Fernsehwerbung auf die 
Werbung in Zeitungen erkennen. Ein Grund, die 
Untersuchungsergebnisse der Kommission im Licht 
der jüngsten Entwicklung zu korrigieren, besteht 
hiernach nicht. 


Ü Die Entwicklung im 1. Quartal 1967 hat sich im 
2. Quartal 1967 fortgesetzt; dies bestätigen die Ermitt- 
lungen von Kapferer & Schmidt. 


4. ABSCHNITT 

Die Wettbewerbsbeziehungen zwischen Film und Fernsehen 


I. Vorbemerkung 

Für die Ermittlung von Wettbewerbsbeziehungen ist 
von der Frage auszugehen, inwieweit Nachfrager 
das Angebot von Fernsehen und Film als austausch- 
bar ansehen. Das Fernsehen bringt zunehmend das 
„Kino" in die Wohnung. Die technische Ähnlichkeit 
der Medien, die bis zur Austauschbarkeit des ein- 
zelnen Films gehende Substitution der angebotenen 
Leistungen, die Konzentration des Fernsehangebots 
auf die Abendstunden sprechen für einen vergleichs- 
weise intensiven Wettbewerb dieser Medien. Das 
Fernsehen steht im Angebot von Unterhaltung dem 
Film am nächsten. 

Die Wettbewerbsbeziehungen zwischen dem Fern- 
sehen und den einzelnen Sparten der Filmwirtschaft 
sind differenziert. Mit den Filmtheatern steht das 
Fernsehen durch Unterhaltung, Nachricht und Beleh- 
rung im Wettbewerb um die Verwendung der Frei- 
zeit. Dieser Wettbewerb hat Rückwirkungen auf die 
Märkte für solche Filmprodukte (Spielfilme, Bei- 
filme, Wochenschauen), die in Filmtheatern auf- 
geführt werden. 

Die vom Wettbewerb zwischen Fernsehen und Film- 
theatern auf die Filmproduktion ausgehenden Wir- 
kungen werden verstärkt durch unmittelbare Wett- 
bewerbsbeziehungen zwischen Film und Fernsehen 
auf dem Filmproduktmarkt. Die Möglichkeit der 
Produktion des Substitutionsgutes Fernsehfilm blieb 
der deutschen Spielfilmproduktion weitgehend ver- 
sperrt, nicht zuletzt deshalb, weil die Rundfunk- 
anstalten zu eigenen Produktionen übergingen oder 

Tabelle 206 


Produktionsaufträge an besondere freie Fernseh- 
produzenten erteilten. 

Die Spielfilmatelierunternehmen sind infolge des 
Rückgangs der Spielfilmproduktion darauf angewie- 
sen, daß ihre Anlagen durch Fernsehaufträge aus- 
gelastet werden. Daraus entsteht eine geschäftliche 
Abhängigkeit der freien Spielfilmateliers von den 
Anstalten. 

Diese ungünstigen Bedingungen der inländischen 
Spielfilmproduktion und der technischen Betriebe 
wirken sich mittelbar auf die Filmtheater aus, so- 
weit sie im Inland produzierte Filme aufführen. Die 
Konkurrenzverhältnisse bei den Kultur- und Doku- 
mentarfilmproduzenten sind denen der Spielfilm- 
produzenten ähnlich. 

Auch wenn in der Bundesrepublik ein privatwirt- 
schaftlich organisierter Rundfunk bestünde, wären 
die Einwirkungen auf den Filmtheaterbesuch — auch 
im Trend — unverändert. Veränderungen könnten 
sich aber auf dem Produktions- und Ateliersektor 
der Filmwirtschaft ergeben. 


II. Überblick über die Entwicklung 
von Film und Fernsehen in Globalzahlen 

Die Zahl der ortsfesten Filmtheater ist 1965 gegen- 
über 1957 um 21 °/o zurückgegangen, die Besucher- 
zahl um 60 °/o und die Einnahmen aus Kartenverkauf 
um 34 °/o. Dagegen ist der durchschnittliche Eintritts- 
preis um 64 % gestiegen. 


Textspalle 

1957 

1965 

Veränderungen 
gegenüber 1957 
in °/o 

Anzahl der ortsfesten Filmtheater 

6 577 

5 209 

-21 

Anzahl der Besucher 

801 Mill. 

320 Mill. 

-60 

Durchschnittlicher Eintrittspreis 

1,27 DM 

2,08 DM 


Filmtheaterbruttoeinnahmen aus Kartenverkauf 

1 014 Mill. DM 

665 Mill. DM 

-34 


Quelle: Filmstatistische Taschenbücher 
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Textspalte 

1957 

1965 

Ver- 

ände- 

rungen 

gegen- 

über 

1957 
in °/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Filmtheaterbruttoeinnahmen nach Abzug des 






Verleiheranteils 

653 

64 

400 

60 

- 38,7 

Verleiherbruttoeinnahmen für inländische Neu- 






Produktionen (ohne Wochenschaumiete) 

a) Verleihanteil einschließlich Erlösanteile für 






Vorkostenverrechnung 

69 

7 

30 

5 

- 56,5 

b) Produzentenanteil 

103 

10 

45 

7 

- 56,3 

c) Summe der Einnahmen für inländische Filme 

172 

17 

75 

12 

~ 56,4 

Verleihbruttoeinnahmen für übriges Geschäft 






(ohne Wochenschaumiete) 

189 

19 

190 

28 

+ 0,5 

Filmtheaterbruttoeinnahmen aus Kartenerlösen 

1 014 

i 

100 

665 

100 

- 34,4 


Quelle: Eigene Berechnungen unter Berücksichtigung von Unterlagen der SPIO, der Umsatzsteuerstatistik und 
eigener Erhebungen 


Tabelle 208 


Art der Filmproduktion 

Umsätze p 

1957 

1965 

Ver- 

ände- 

rungen 

gegen- 

über 

1957 
in °/o 

Millionen 

DM j 

°/o 

Millionen 

DM 

°/o 

Inländischer Spielfilm 

103 

74 

45 

23 

- 56 

Wochenschau 

16 

12 

8 

4 

~ 50 

Kultur- und Dokumentarfilm 

1 1 


5 

3 

\ 


r 13 

9 



t + 769 

Wirtschaftsfilm 

i i 


30 

15 

f 

Werbefilm einschließlich Werbespots 

7 

5 

50 

25 

+ 614 

Fernsehfilm (freie Fernsehproduzenten) 

— 

— 

60 

30 

— 

insgesamt . . . 

139 

100 

198 

100 

+ 42 


J ) Nach der Umsatzsteuerstatistik belief sich der Umsatz der Filmproduktions-, Atelier- und Synchronstudiobetriebe 
im Jahre 1957 auf 207 Millionen DM, 1964 stieg er auf 297 Millionen DM. Für das Jahr 1965 sind infolge des zwei- 
jährigen Turnus' der Umsatzsteuerstatistik keine Angaben erhältlich; die Angaben für 1966 sind noch nicht ver- 
öffentlicht. Die Abweichung der in der Tabelle genannten Umsätze von den Zahlen der Umsatzsteuerstatistik ist 
im wesentlichen dadurch bedingt, daß in der Umsatzsteuerstatistik auch die Umsätze der Atelier- und Synchron- 
betriebe enthalten sind. 

Quelle: Eigene Berechnungen unter Berücksichtigung von Unterlagen der SPIO, der Umsatzsteuerstatistik und 
eigener Erhebungen 
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Die Umsatzzahlen einzelner Sparten der Filmwirt- 
schaft lassen sich für die Jahre 1957 und 1965 an- 
hand der von der SPIO veröffentlichten Zahlen, der 
Umsatzsteuerstatistik und der Unterlagen der Kom- 
mission schätzen. Tabelle 207 zeigt die sich danach 
ergebende Entwicklung der Filmtheatereinnahmen. 

Die Zahlen lassen die starke Abnahme der Einnah- 
men der Filmtheater und der Filmverleiher deutlich 
werden. Dies läßt auf einen Einfluß des Fernsehens 
auf die Filmbesucherzahl schließen. 1 ) 

Dagegen wird die unterschiedliche Entwicklung der 
Verleiheinnahmen aus inländischen Filmen 
(— 56,5 Vo) und der Einnahmen aus dem übrigen 
Verleihgeschäft (+ 0,5 Vo), das vor allem im Verleih 
ausländischer Filme besteht, intramediär bedingt 
sein. 

Die sich aus dieser Entwicklung ergebenden Struk- 
turänderungen im Bereich der Filmproduktion sind 
Tabelle 208 zu entnehmen. 

Der Strukturwandel der Filmwirtschaft zeigt sich 
vor allem in dem deutlichen Rückgang des Anteils 
der Spielfilmproduktion. Dagegen gewann der Kurz- 
film im Untersuchungszeitraum immer mehr an Be- 
deutung. Diese Entwicklung wurde durch Filmauf- 
träge der öffentlichen Hand und der Wirtschaft be- 
günstigt. Insbesondere nahm die Produktion von 
Fernsehwerbespots zu. Die Kurzfilmproduktion er- 
reichte 1965 einen Marktanteil von knapp 50 '% der 
gesamten Filmproduktion. Es haben jedoch nur die- 
jenigen Zweige der Kurzfilmproduktion ihre Um- 
sätze steigern können, die vom Filmtheaterbesuch 
nicht abhängig sind. Vom Filmtheaterbesuch abhän- 
gige Kurzfilmproduktionen gehen zurück. Dies gilt 
ebenso für die Kultur- und Dokumentarfilme wie für 
die Wochenschauen. 

Uber die Entwicklung der Filmtheaterwerbung liegt 
vergleichbares Zahlenmaterial für den gesamten Un- 
tersuchungszeitraum nicht vor. Nach Schätzungen 
des Fachverbandes Film- und Diapositiv-Wer- 
bung e. V. sind die Einschaltkosten der werbetrei- 
benden Wirtschaft für Werbefilme in Filmtheatern 
von 72 Millionen DM (1958) auf 36 Millionen DM 
(1966) zurückgegangen. 1966 entfielen 55 *Vo der 
Werbung in Filmtheatern auf Werbefilme. 

Das neue Medium Fernsehen hat im selben Zeit- 
raum eine sprunghafte Aufwärtsentwicklung ge- 
nommen. Mit steigenden Teilnehmerzahlen, der Ver- 
mehrung der Fernsehprogramme und der Ausdeh- 
nung der Sendezeiten hat die Bedeutung des Fern- 
sehens schnell zugenommen. Bei der Breite des 
Angebots an Unterhaltung und an Informationen 
waren starke Auswirkungen auf das Unterhaltungs- 
medium Film zu erwarten. Der zunehmenden Zahl 
der Fernsehteilnehmer entsprechend, ist der Film- 
besuch zurückgegangen. Diese gegenläufige Ent- 
wicklung ergibt sich im einzelnen aus Anlage 52. 


*) vgl. Anlage 52 


III. Wettbewerbserhebliche Eigenarten 
von Film und Fernsehen 

A. Technische, wirtschaftliche 

und Programmeigenarten der Medien 

Die beiden Medien weisen eine Reihe von tech- 
nisch bedingten Unterschieden auf, die den Wettbe- 
werb beeinflussen könnten. Die Fernsehsendung 
wird vom Funkhaus über eine Sendekette zentral 
ausgestrahlt und zu Millionen von Empfängern ge- 
leitet. Wegen der zentralen Ausstrahlung werden 
für eine Fernsehsendung nur 2 Kopien benötigt. Die 
große technische Reichweite gestattet den Empfang 
durch einen weiten Zuschauerkreis. 

Demgegenüber ist die Vorführung von Filmen in 
Filmtheatern orts- und raumgebunden. Es ist tech- 
nisch nicht möglich, Filme von einem zentralen Vor- 
führraum in mehrere Kinos gleichzeitig zu über- 
tragen. Jedes Filmtheater braucht eigene Vorführ- 
geräte. Um einen Spielfilm in einer größeren Anzahl 
von Filmtheatern aufführen zu können, werden des- 
halb eine Vielzahl von Kopien benötigt. Die unter- 
schiedlichen Kosten der Kopien bei Film und Fern- 
sehen sind demnach mediär bedingt. 

Die Eigenarten in der Sende- und Empfangstechnik 
beim Rundfunk bringen weitere wirtschaftliche Be- 
sonderheiten mit sich. Ganz abgesehen davon, ob es 
erwünscht sei, ist es bis jetzt technisch nicht möglich, 
für die vom jeweiligen Fernsehzuschauer eingeschal- 
teten Sendungen ein besonderes Entgelt zu verlan- 
gen. Die Gebühreneinnahmen sind daher von der 
Zahl der bei einzelnen Sendungen eingeschalteten 
Geräte unabhängig. 

Für die Zweige der Filmwirtschaft, deren wirtschaft- 
licher Erfolg von den Filmtheatereinnahmen beein- 
flußt wird, ist es dagegen entscheidend, wieviel 
Nachfrager bereit sind, für die angebotenen Film- 
theaterprogramme den Eintrittspreis zu zahlen. Das 
besondere Risiko der Filmwirtschaft ergibt sich dar- 
aus, daß Erfolg oder Mißerfolg im voraus nicht hin- 
reichend abgeschätzt werden können. Das Verhält- 
nis von Produktionskosten und Einspielergebnissen 
eines Films ist außergewöhnlich unsicher. 

Im Angebot an Unterhaltung steht das Fernsehen 
dem Film von allen Unterhaltungsmedien am näch- 
sten. 

Eine Eigenart der Filmwirtschaft ist die Divergenz 
künstlerischer und wirtschaftlicher Interessen bei 
der Filmherstellung. Ökonomische Interessen wider- 
sprechen nicht selten künstlerischen und techni- 
schen Erfordernissen. Diese Besonderheiten wirken 
sich bei allen Filmprodukten aus, die frei gehandelt 
werden und deren Einspielergebnisse vom Publi- 
kumsgeschmack abhängen. 

Soweit Filmprodukte als Auftragsproduktion öffent- 
licher oder privater Auftraggeber hergestellt wer- 
den, sind diese Eigenarten weniger ausgeprägt. Der 
Beiprogrammfilm ist von den Einspielergebnissen 
nicht unmittelbar abhängig. Er wird in der Regel 
zum Festpreis gehandelt. 
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Das Fernsehen kann, gestützt auf feste Gebühren- 
einnahmen, unabhängig von der Publikumswirksam- 
keit eines speziellen Programms produzieren. Dieses 
marktunabhängige Produzieren verschafft dem Fern- 
sehen einen wesentlichen Vorteil gegenüber der 
freien Filmproduktion und den übrigen Sparten der 
Filmwirtschaft. Für das Fernsehen bestehen ferner 
keine Finanzierungs- und Kreditrisiken. Das Her- 
fitellungsrisiko ist bei beiden Produktionen vorhan- 
den. Der freie Filmproduzent kann aber infolge die- 
ses Risikos in Konkurs gehen. 

Eine besonders wichtige Eigenart und ein entschei- 
dender Vorteil des Fernsehens liegt in der Aktuali- 
tät der Informationen. Diese können durch Film- 
berichte, Dokumentarberichte und Bildmaterial ge- 
boten oder ergänzt werden. Die informativen Sen- 
dungen des Fernsehens haben ähnliche Gegenstände 
wie die Kino-Wochenschau, die dadurch viel von 
ihrer Attraktion verloren hat. 

Die im Fernsehen ausgestrahlte Unterhaltung ist 
vielfältiger als die in den Filmtheatern angebotene. 
Das Fernsehen bietet Fernsehspiel, Spielfilm, Thea- 
ter- und Opernaufführungen, Konzerte, Quizsen- 
dungen, kurze Unterhaltungsfilme, Kriminalserien, 
Schlager- und Tanzsendungen. 

Die Eigenarten des Werbefernsehens wurden bei 
der Darstellung der Wettbewerbsverhältnisse von 
Presse und Rundfunk behandelt. Das Werbefern- 
sehen steht der Filmtheaterwerbung in der Art der 
Darbietung am nächsten. Seine Reichweite ist un- 
verhältnismäßig größer. Rein lokale Werbung ist im 
Fernsehen nicht möglich, während etwa 50 °/o der 
Filmtheaterwerbung örtlich gebunden sind. 

Die Einschaltkosten und die Kosten für die Her- 
stellung des Werbematerials sind bei Fernsehwer- 
bung und bei Filmtheaterwerbung sehr unterschied- 
lich. Diese Unterschiede beruhen auf mediären 
Eigenarten. Die Herstellung eines Fernsehspots 
kostet etwa 7000 DM. Die durchschnittlichen Her- 
stellkosten eines Kinowerbefilms betragen rund 
15 000 DM. Dazu kommen, im Gegensatz zu den 
Fernsehspots, erhebliche Kosten für Kopien, die 
doppelt so hoch sein können wie die Herstellkosten. 
Die Filmtheaterwerbung gilt deshalb als ein teures 
Werbemittel und wird deshalb nur als Ergänzung 
der Werbung in anderen Medien betrachtet. 1 ) 


B. Auswirkungen von Filmselbstkontrolle, 
Jugendschutz und Filmprädikatisierung 

Die beiden Medien Film und Fernsehen unterliegen 
unterschiedlichen Bedingungen bei der Filmselbst- 
kontrolle, bei dem Jugendschutz und bei der Prädi- 
katisierung von Filmen. 

Die Resatzungsmächte gaben 1949 die von ihnen 
ciusgeübte Filmzensur auf. Seither übt die Filmwirt- 
schaft die Kontrolle in eigener Verantwortung un- 
ter Mitwirkung staatlicher und öffentlicher Institu- 
tionen aus. Die freiwillige Selbstkontrolle der Film- 


l ) vgl. DIVO, Die Methoden der Streuplanung der in 
Deutschland tätigen Werbeagenturen 


Wirtschaft (FSK) prüft Filme nach Grundsätzen, die 
gemeinsam mit Filmwirtschaft, Bund, Ländern, Kir- 
chen und Bundesjugendring entwickelt wurden. Für 
die Frage, ob ein Film für Jugendliche und Kinder 
(Personen unter 18 Jahre) freigegeben werden kann, 
ist § 6 des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit maßgebend. Die Vorschrift gilt seit 
dem 1. Oktober 1957 in der Fassung vom 27. Juli 
1957. Die bis dahin gültigen Bestimmungen des § 6, 
betreffend Zulassung von Kindern und Jugendli- 
chen zu öffentlichen Filmveranstaltungen, sind we- 
sentlich geändert worden. Daraus haben sich Konse- 
quenzen für die Prüfung der Filme durch die FSK 
ergeben: Anstelle der bisherigen Altersgruppen- 
einteilung bis 10 Jahre (jugendgeeignet) und 10 bis 
16 Jahre (jugendfördernd) wurden unter Fortfall der 
Bezeichnungen „jugendfördernd" und „jugendgeeig- 
net" die Altersgrenzen neu festgesetzt, und zwar 6 
bis 12, 12 bis 16 und 16 bis 18 Jahre. Kinder unter 6 
Jahren ist der Filmbesuch, auch in Begleitung des 
Erziehungsberechtigten, generell untersagt. Filme, 
die geeignet sind, die Erziehung von Kindern und 
Jugendlichen zu leiblichen, seelischen oder gesell- 
schaftlichen Tüchtigkeit zu beeinträchtigen, dürfen 
nicht zur Vorführung freigegeben werden. Dies gilt 
auch für Werbevorspanne und Beiprogramme. 

Diese Regelungen beeinflussen den Absatz der Film- 
wirtschaft und die inländische Spielfilmproduktion. 
Infolge des Verbots des Filmbesuchs für Kinder un- 
ter 6 Jahren ist die Produktion von Märchenfilmen 
nach den erhaltenen Auskünften und Unterlagen in 
der Bundesrepublik eingestellt worden. 

Die vom Fernsehen ausgestrahlten Filme unterlie- 
gen nicht der Kontrolle durch die FSK. Für den An- 
kauf von Filmen ist jedoch eine besondere Film- 
kommission der Rundfunkanstalten zuständig. Diese 
Kommission wählt die Filme aus und prüft sie dar- 
auf, ob sie für die Ausstrahlung im Fernsehen ge- 
eignet sind. Nach den Programmvorschriften der 
Rundfunkanstalten dürfen Filme, die für Jugend- 
liche nicht geeignet sind, erst nach 21 Uhr gesendet 
werden. Da der Empfang von Fernsehsendungen in 
der Regel nicht in der Öffentlichkeit, sondern im pri- 
vaten Bereich stattfindet, sind Kinder unter 6 Jahren 
vom Fernsehempfang nicht auszuschließen. 

Film und Fernsehen haben unterschiedliche Metho- 
den für die Filmkontrolle. Das Absatzrisiko des 
Spielfilms wird durch die Entscheidungsmöglichkei- 
ten der Kontrollinstanz erhöht. 

Die Erträge der Spielfilmwirtschaft werden außer- 
dem durch die Filmbewertungsstelle der Länder be- 
einflußt. Die von ihr vergebenen Prädikate („wert- 
voll", „besonders wertvoll") bestimmen die Höhe 
der Belastung der Filmtheatererlöse mit Vergnü- 
gungssteuer. 


C. Die Marktverhältnisse für Filmprodukte 

1. Gliederung des Filmproduktmarktes 

Der Filmproduktmarkt gliedert sich nach verschie- 
denen Filmarten. 
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a) Spielfilm- und Beifilmmarkt 

Auf dem Spielfilmmarkt werden in- und auslän- 
dische Spielfilme gehandelt. Der Verleiher erwirbt 
vom Produzenten und anderen Anbietern Film- 
rechte und gibt sie an Filmtheater weiter. Dabei tritt 
er in Wettbewerb mit anderen Verleihern. Soweit 
der Verleiher einen Film selbst produziert oder 
finanziert, beschränkt sich der Wettbewerb mit an- 
deren Verleihern auf den Verleih des Filmes an 
Filmtheater. 

Der Filmproduzent hat das Bestreben, an seinem 
Filmvorhaben oder seinem fertigen Film einen Ver- 
leiher zu interessieren. Mit seinen Konkurrenten 
steht er im Wettbewerb um die Aufnahme seines 
Films in die Verleihstaffel eines Verleihers. Die 
Intensität des Wettbewerbs hängt von der Höhe des 
Angebots an Filmen ab. Gegenwärtig ist dieser 
Wettbewerb gering, da die deutsche Filmproduk- 
tion stark zurückgeht. 

Auf dem Filmproduktmarkt werden auch die Bei- 
filme, einschließlich der Wochenschau, gehandelt. 
Die Preise für Beiprogrammfilme liegen heute un- 
ter den Kosten der Herstellung. Die inländische 
Produktion in diesem Bereich hat sich deshalb auf 
öffentliche Aufträge (Kultur-, Dokumentations- und 
Lehrfilme) und Industriefilme verlagert. 

b) Wirtschaftsfilme und Filme öffentlicher 
Auftraggeber 

Für Wirtschaftsfilme und Filme öffentlicher Auf- 
traggeber, die in der Regel als Auftragsproduktion 
hergestellt werden, bestehen andere Marktverhält- 
nisse. Zwischen Herstellern solcher Filme und Spiel- 
filmherstellern besteht kein Wettbewerb, da beide 
auf unterschiedlichen Märkten anbieten. 

c) Fernsehproduktionen freier Fernsehproduzenten 

Der Markt für Fernsehproduktionen ist durch das 
Fernsehen neu geschaffen worden. Von allen Film- 
produktionen stehen die Fernsehproduktionen den 
Spielfilmen am nächsten. Dennoch stellen Spielfilm- 
produzenten nur selten gleichzeitig Fernsehspiele 
her. 

Nur Rundfunkanstalten sind Nachfrager nach Fern- 
sehproduktionen. Die Preise werden auf der Grund- 
lage der Produktionskosten vereinbart. Die Anstal- 
ten decken ihren Bedarf zum überwiegenden Teil 
aus Eigenproduktionen. Die freien Fernsehprodu- 
zenten stehen deshalb mit den Nachfragern nach 
ihren Leistungen oder mit deren Tochtergesellschaf- 
ten in Konkurrenz. Außerdem konkurrieren sie noch 
unter sich um die Aufträge der Rundfunkanstalten. 
Die Marktstellung dieser Anbieter gegenüber den 
Anstalten ist schwach. 

d) Werbefilme, besondere Fernsehspots 

Durch die Aufnahme der Fernsehwerbung haben die 
Rundfunkanstalten die Werbefilmproduktion ge- 
fördert. Werbetreibende und Werbeagenturen er- 
teilen in steigendem Maße Aufträge für die Produk- 
tion von Fernsehspots. 1 ) Die rückläufige Produktion 


l ) vgl. Zweiter Teil, 3. Abschnitt, Ziff. III D 4 
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von Kino-Werbefilmen wurde dadurch mehr als 
ausgeglichen. Dies zeigen die Umsätze der Werbe- 
filmproduzenten, die von etwa 7 Millionen DM 
(1957) auf 50 Millionen DM (1965) gestiegen sind. 
Infolge der Besonderheiten dieser Filmprodukte be- 
stehen kaum Wettbewerbsbeziehungen zu anderen 
Filmproduzenten. 

2. Preispolitik 

In der Regel wirken sich Wettbewerbsbeziehungen 
auf die Preispolitik der Wettbewerber aus. Die 
Preispolitik der Filmwirtschaft unterliegt jedoch Be- 
sonderheiten, die im wesentlichen durch den Ab- 
satzweg des Filmproduktes bedingt sind. Für die 
Filmwirtschaft bestehen kaum Möglichkeiten, den 
Auswirkungen des vom Fernsehen ausgehenden 
Wettbewerbs durch preispolitische Maßnahmen zu 
begegnen. Die Entwicklung des Fernsehens kann 
nicht auf zu hohe Preise in Filmtheatern zurückge- 
führt werden und umgekehrt. 

Da die Preise der Filme vom Einspielergebnis ab- 
hängen, muß die Spielfilmwirtschaft alles tun, um 
den wirtschaftlichen Erfolg eines Films zu sichern. 
Den Werbemaßnahmen kommt dabei große Bedeu- 
tung zu. Neben allgemeinen Werbemaßnahmen für 
Filme steht die Werbung für den einzelnen Film. 
Diese beginnt der Produzent bereits im Stadium der 
Herstellung. Dann setzt die Werbung des Verleihers 
ein, der sich bemüht, dem Film, insbesondere bei 
der Ur- und Erstaufführung, eine breite Publizität 
zu verschaffen. 

Bei der Aufführung des Films werden auch von den 
Filmtheatern im Zusammenwirken mit den Verleih- 
unternehmen die verschiedensten Werbemaßnah- 
men (Inseratenwerbung, Plakatanschläge, Aushang 
von Standfotos, Vorführung von Vorspannfilmen) 
ergriffen. Die für die Werbung aufzuwendenden Ge- 
samtbeträge müssen in einem tragbaren Verhältnis 
zu den für den einzelnen Film zu erwartenden Ge- 
samterlösen stehen. Wegen der rückläufigen Ein- 
spielergebnisse wurden sie in der letzten Zeit ge- 
senkt. 

Die Preise für Auftragsproduktionen werden auf 
der Grundlage von Vor- und Nachkalkulationen 
ausgehandelt. Die Preise für Werbefilme sind Kon- 
kurrenzpreise; die Konkurrenz auf dem Werbefilm- 
produktmarkt ist scharf. 

Neben den Filmmärkten bestehen die Märkte für 
Atelier-, Synchron- und Kopierleistungen. Nach- 
frager sind die Filmhersteller einschließlich der 
Rundfunkanstalten. Der Wettbewerb zwischen den 
Atelierunternehmen konzentriert sich auf die Kon- 
ditionen. Das gleiche gilt für die Synchronstudio- 
und Kopierbetriebe. 


IV. Der intramediäre Wettbewerb 
innerhalb der Fi Im Wirtschaft 

Interessengegensätze innerhalb der Filmwirtschaft 
bestehen insbesondere in den Bereichen, die mit der 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2120 


Spielfilmproduktion und deren Absatz Zusammen- 
hängen. Ein gewisser Ausgleich der unterschied- 
lichen Interessenlagen ergibt sich dadurch, daß 
Filmtheater, Verleiher und Spielfilmproduzenten 
gleichermaßen an einem günstigen Einspielergebnis 
interessiert sind. 

Die Auswirkungen des Wettbewerbs einer Sparte 
auf andere Sparten hängt von der Marktstellung der 
jeweiligen Sparte ab. Die nachhaltigsten Marktein- 
flüsse gehen von den Verleihern aus. Den zahl- 
reichen Filmtheatern steht eine beschränkte Zahl 
von Verleihern gegenüber. Hierdurch haben die 
Verleiher eine starke Stellung gegenüber den Film- 
theatern. Diese Marktstellung findet ihren Aus- 
druck in den Vertragsbedingungen. Der Filmtheater- 
besitzer wünscht in erster Linie publikumswirksame 
Filme, die ihm ausverkaufte Vorstellungen sichern. 
Der Verleiher dagegen will neben publikumswirk- 
samen auch erfolgsschwache Filme seines Pro- 
gramms vermieten, um nicht auf ihnen sitzen zu 
bleiben. 

Das Verhältnis des Filmproduzenten zum Verleiher 
sollte demjenigen zwischen Produzenten und Groß- 
händler entsprechen. Dies ist jedoch in der deut- 
schen Filmwirtschaft in der Nachkriegszeit nicht 
mehr die Regel. Die deutschen Spielfilmproduzenten 
können die mit der Filmproduktion verbundenen 
Risiken nicht allein tragen. Deshalb übernehmen 
die Verleiher durch Einräumung von Garantien das 
Finanzierungsrisiko. Dadurch kann der Spielfilm- 
produzent vom Verleiher abhängig werden. Viel- 
fach wird er zum Auftragsproduzenten für den Ver- 
leiher. 

Kulturfilme mit Prädikat werden von den Verlei- 
hern gegenwärtig nur zögernd und zu Preisen, die 
unter den Herstellungskosten liegen, in Lizenz ge- 
nommen. 

Die übrigen Bereiche der Filmproduktion wie Wer- 
befilme, Wirtschaftsfilme, Auftragsproduktionen der 
Rundfunkanstalten und der öffentlichen Hand, ha- 
ben eigene Märkte. Interdependenzen mit anderen 
Sparten der Filmwirtschaft sind hier weniger ausge- 
prägt. 

Der intramediäre Wettbewerb bei Filmtheatern ist 
lokal begrenzt. Jedes Filmtheater versucht, die 
publikumswirksamsten Filme vom Verleiher zu er- 
halten. Unter den Filmtheatern besteht eine erheb- 
liche standortbedingte Konkurrenz. Aber auch die 
Ausstattung des Filmtheaters spielt neben Standort- 
faktoren und Programmangebot beim intramediären 
Wettbewerb eine Rolle. Allerdings haben Rand- 
theater in Großstädten schon durch ihren ungünsti- 
gen Standort Wettbewerbsnachteile, die sie auch 
nicht durch gute Ausstattung und publikumswirk- 
same Filme ausgleichen können. Dagegen erzielen 
Citytheater infolge ihrer guten Lage wesentlich 
höhere Eintrittspreise als Randtheater. 

Das große Verleihangebot auf dem Filmmarkt führte 
zu einem intensiven Wettbewerb der Verleiher um 
den Absatz an Filmtheater. Jeder Verleiher ist be- 
strebt, eine möglichst große Anzahl von Filmen 
rasch umzusetzen und ein günstiges Einspielergeb- 
nis zu erzielen. Ein intensiver Wettbewerb besteht 


insbesondere zwischen Verleihern von deutschen 
und Verleihern von ausländischen Filmen. Der deut- 
sche Film ist größtenteils vom Einspielergebnis im 
Inland abhängig. Auswirkungen auf den Wettbe- 
werb hat auch das finanzielle Engagement des Ver- 
leihers von deutschen Filmen und die durch die 
Garantieleistung an den Produzenten bedingte Risi- 
koübernahme durch ihn; das unmittelbare Interesse 
des Verleihers an einer raschen und guten Auswer- 
tung der inländischen Filme wird dadurch verstärkt. 
Das große Verleihangebot führt zu einer Einengung 
des Abspielzeitraumes für den einzelnen Film. 

Die Spielfilmproduktion in der Bundesrepublik liegt 
überwiegend in den Händen von wirtschaftlich 
schwachen Kleinproduzenten. Diese sind auf die 
Finanzierungshilfe der Verleiher angewiesen, die 
dadurch eine starke Stellung gegenüber den Spiel- 
filmproduzenten einnehmen. Die Produzenten ver- 
suchen daher, mit den Verleihern in möglichst enge 
Geschäftsverbindungen zu treten, um ihre Filme in 
deren Verleihprogramm unterzubringen. 

Der intramediäre Wettbewerb bei den technischen 
Betrieben, insbesondere bei den Atelierbetrieben, 
wirkt sich zwar auch in der Preisstellung für die 
Leistungen dieser Betriebe aus. Er ist aber in erster 
Linie ein Wettbewerb in Rabatten, Zahlungsbedin- 
gungen und Kreditkonditionen. Unterschiede be- 
stehen zwischen privaten Ateliers und solchen, die 
sich im Mehrheitsbesitz der Rundfunkanstalten be- 
finden. Die letzteren gewähren teilweise günstigere 
Konditionen. Diese Ateliers sind auch dadurch ge- 
genüber ihren Wettbewerbern im Vorteil, daß sie 
mit den modernsten Einrichtungen ausgestattet und 
durch Fernsehaufträge der Anstalten besser ausge- 
lastet sind als die privaten Ateliers. Bessere Be- 
dingungen bei den Ateliers, die im Mehrheitsbesitz 
der Rundfunkanstalten stehen, haben Spielfilmpro- 
duzenten veranlaßt, ihre Arbeiten in diesen Ate- 
liers durchführen zu lassen. Dadurch werden die 
privaten Atelierbetriebe geschädigt. 


V. Der intermediäre Wettbewerb 
zwischen Film und Fernsehen 

Das Fernsehen ist im Rahmen der bestehenden 
Rundfunkanstalten aufgebaut worden, die von An- 
fang an dem neuen Medium finanzielle, personelle 
und organisatorische Hilfe gewähren konnten. Da- 
gegen war die Filmwirtschaft, soweit sie von den 
Filmtheatereinnahmen abhängig ist, bereits zu Be- 
ginn der Aufschwungperiode des Fernsehens in 
einer schwierigen wirtschaftlichen Lage. 

Die Stellung der Filmwirtschaft gegenüber dem Fern- 
sehen wird aber auch durch die unterschiedliche 
Interessenlage einzelner Sparten geschwächt. Inter- 
essengegensätze kommen gerade in den Beziehun- 
gen zu den Rundfunkanstalten zum Ausdruck. 

A. Der intermediäre Wettbewerb 

zwischen Filmtheater und Fernsehen 

Bei den Filmtheatern wirken sich temporäre und 
strukturelle Minderungen der Erträge sogleich auf 
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die Existenzfähigkeit aus. Ein Ausgleich der Ertrags- 
rückgänge durch Subventionen, wie bei Bühnen und 
Theatern, ist ausgeschlossen. Besonders nachteilig für 
das Filmtheater wirken sich die sogenannten „Hals- 
tuch-Ausstrahlungen" (Ausstrahlung von Kriminal- 
serien wie z. B. „Das Halstuch" oder „Melissa" von 
Francis Durbridge) aus. Wenn diese überdies an den 
Wochenenden gesendet werden, so sind die dadurch 
entstehenden Einnahmeausfälle für die Filmtheater 
besonders belastend. Das gleiche gilt für andere Sen- 
dungen von großem Allgemeininteresse, etwa für 
die Übertragung von Sportveranstaltungen. 

Durch die Ausstrahlung von Informationen im Fern- 
sehen hat die Filmtheaterwochenschau erheblich an 
Interesse verloren. Auch dies dürfte sich auf den 
Filmtheaterbesuch ausgewirkt haben, mag auch die 
Verbreitung von Informationen im gesamten Vor- 
führungsprogramm der Filmtheater zurücktreten. 

Die Wochenschauhersteller haben der Konkurrenz 
des Fernsehens dadurch Rechnung getragen, daß sie 
den Inhalt der Wochenschauen verändert haben. 
Heute werden neben Nachrichten zunehmend Film- 
berichte geboten. Die Wochenschau ist in der Regel 
als Beiprogramm beibehalten worden. 

Innerhalb der Filmwirtschaft sind die Filmtheater 
den Wirkungen des Fernsehens am nachhaltigsten 
ausgesetzt. Sie sind nicht in der Lage, die ihnen da- 
durch entstehenden Nachteile auszugleichen. Seit 
Jahren verzeichnen sie sinkende Besucherzahlen und 
Umsätze. Ihre Kosten steigen. Eine gewisse Ent- 
lastung hat lediglich die Senkung oder der Wegfall 
der Vergnügungssteuer gebracht. 

Der Rückgang der Besucherzahlen steht eindeutig 
mit der Entwicklung des Fernsehens in Beziehung. 
Solange die Zahl der Fernsehempfänger die Mil- 
lionengrenze nicht erreicht hatte, war ein Rückgang 
des Filmtheaterbesuchs nicht spürbar. Nach über- 
schreiten dieser Grenze im Jahre 1957 ging in der 
Bundesrepublik die Besucherzahl der Filmtheater 
erstmalig zurück. In den Folge jahren setzte sich die- 
ser Rückgang weiter fort. Gegenüber dem Höchst- 
stand im Jahre 1956 (818 Millionen Besucher) betrug 
der Besucherschwund 1965 (320 Millionen Besucher) 
61 °/o. 

In der Bundesrepublik läßt sich der Fernseh-Einfluß 
auf den Filmbesuch durch Betrachtung der einzelnen 
Bundesländer verdeutlichen. Im Ruhrgebiet sanken 
die Besucherzahlen am stärksten und schnellsten. 
Zugleich wiesen die dortigen Oberpostdirektionen 
den schnellsten Anstieg der Fernsehgerätezahl aus. 
In Baden-Württemberg dagegen hat die Zahl der 
Fernsehteilnehmer langsamer zugenommen; die An- 
zahl der Filmtheaterbesucher fiel zunächst weniger 
steil. 

Im Vergleich zu den Besucherzahlen fielen die Er- 
löse aus dem Kartenverkauf weniger stark. Dies ist 
auf Eintrittspreiserhöhungen zurückzuführen. Im 
einzelnen ergab sich die in Tabelle 209 wieder- 
gegebene Entwicklung. 

Wird von den Erlösen aus dem Kartenverkauf die 
Vergnügungssteuer abgesetzt, erhält man die Netto- 
erlöse. Infolge Wegfalls oder Senkung der Ver- j 
gnügungssteuer sanken die Nettoerlöse weniger als 
die Erlöse. Dies zeigt Tabelle 210. 


Tabelle 209 


Jahr 

Erlöse aus 
Kartenverkäufen 
in Millionen DM 

Zu- bzw. Abnahme 
der Erlöse 
gegenüber dem 
Vorjahr 
in °/o 

1948 

385 

- 17,9 

1949 

411 

+ 6,8 

1950 

434 

+ 5,6 

1951 

516 

+ 18,9 

1952 

602 

+ 16 , 7 

1953 

694 

+ 15,3 

1954 

795 

+ 14,6 

1955 

865 

+ 8,9 

1956 

956 

+ 10,4 

1957 

1 014 

+ 6,1 

1958 

1 013 

- 0,1 

1959 

926 

- 8,6 

1960 

863 

- 6,8 

1961 

778 

~ 9,8 

1962 

710 

- 8,7 

1963 

650 

- 8,5 

1964 

657 

+ 1,1 

1965 

665 

+ 1,2 


Quelle: Filmstatistische Taschenbücher und eigene Be- 
rechnungen 


Tabelle 210 


Jahr 

Nettoerlöse 

insgesamt 

Millionen 

DM 

Anteil 
an den 
Erlösen 
in %> 

Zu- bzw. 
Abnahme 
gegenüber 
dem 
Vorjahr 
in % 

1956 

805 

84,2 

+ 11,0 

1957 

861 

84,9 

+ 7,0 

1958 

871 

86,0 

+ 1,2 

1959 

805 

86,9 

7,6 

1960 

758 

87,8 

- 5,8 

1961 

696 

89,5 

- 8,2 

1962 

655 

92,2 

- 5,9 

1963 

612 

94,2 

- 6,6 

1964 

628 

95,6 

+ 2,6 

1965 

640 

96,3 

+ 1,9 


Quelle: Filmstatistisches Taschenbuch 1966 und eigene 
Berechnungen 
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Die Verschlechterung der Ertragslage kommt auch 
darin zum Ausdruck, daß die Jahresumsätze von 
zahlreichen Filmtheatern unter die Grenze von 
100 000 DM gesunken sind. Die Zahl der Film- 
theater mit einem Jahresumsatz unter 100 000 DM 
erhöhte sich, während sie in den anderen Größen- 
klassen abnahm. Allerdings stieg der Umsatz bei 
Filmtheatern mit 500 000 DM Jahresumsatz und 
mehr, obwohl sich die Zahl der Filmtheater in die- 
ser Größenklasse verminderte. Ein zusammenfassen- 
der Überblick über diese Entwicklung ergibt sich 
aus Tabelle 211. 

Die Wettbewerbsbeziehungen zwischen Film und 
Fernsehen haben sich aber auch auf die Filmtheater- 
werbung ausgewirkt. Hier ist der erhebliche Rück- 
gang in erster Linie auf den Besucherschwund zu- 
rückzuführen. Aber auch das Werbefernsehen kann 
sich auf die überregionale Werbung im Filmtheater 
auswirken. Ob die den Filmtheatern verlorengegan- 
genen Werbeeinnahmen dem Fernsehen oder ande- 
ren Werbeträgern zugeflossen sind, läßt sich nicht 
ermitteln. Von Bedeutung war sicher die Tatsache, 
daß der Werbeträger Filmtheater als Zusatzmedium 
und damit als wenig geeignet gilt, selbständige 
werbliche Funktionen auf örtlicher und regionaler 
Ebene zu übernehmen. Zudem gilt die Kinowerbung 
— auch im Vergleich zum Werbefernsehen — als 
teuer. 

Gegenüber den Verhältnissen bei den anderen Mas- 
senmedien war der Umsatz der Filmtheaterwerbung 
zwar auch vor dem Beginn des Fernsehens ver- 
gleichsweise unbedeutend. Für das Jahresergebnis 
eines Filmtheaters sind jedoch auch die Nebenerlöse, 
zu denen die Werbeeinnahmen gerechnet werden, 
von erheblicher Bedeutung. Im Gegensatz zu der 
negativen Entwicklung der Filmtheaterwerbung ha- 
ben sich die Umsätze aller übrigen Werbeträger auch 
nach Beginn der Fernsehwerbung günstig entwickelt. 

Bei den von der Kommission untersuchten Film- 
theatern teilt sich die Werbung etwa zur Hälfte in 
lokale und überregionale Werbung. Abweichungen 
können sich bei kleineren und größeren Theatern 
ergeben. Soweit die Fiimtheaterwerbung lokaler Art 


ist, bestehen Wettbewerbsbeziehungen zu Tageszei- 
tungen. Von der Kommission bei verschiedenen 
Werbeagenturen und Werbetreibenden durchge- 
führte Erhebungen zeigen, daß die Entwicklung der 
Filmtheaterwerbung für Markenartikel nach Produk- 
ten und Unternehmen differenziert ist. Für die Hälfte 
der erfaßten Produkte wurde im Untersuchungszeit- 
raum überhaupt nicht in Filmtheatern geworben, 
während für eine weitere Anzahl von Produkten die 
Filmtheaterwerbung nur sehr unregelmäßig und mit 
niedrigen Etatanteilen beansprucht wurde. Im allge- 
meinen ist bei der Filmtheaterwerbung ein rückläu- 
figer Trend zu beobachten. 

Im gleichen Umfang wie die Werbeerlöse der Film- 
theater sanken, gingen die Erlöse der Werbeverwal- 
tungen für Filmwerbung zurück. 

Einzelne Werbeverwaltungen, die im überregionalen 
Vertrieb tätig sind, wurden anfangs auch von den 
Werbefernsehgesellschaften in Anspruch genommen. 
Solche Verträge bestanden 1957 mit dem Bayerischen 
Rundfunk, dem Südwestfunk und später mit dem 
Hessischen Rundfunk. Die Vertragsverhältnisse mit 
dem Bayerischen Rundfunk und dem Hessischen 
Rundfunk wurden jedoch wieder gelöst. Die vom 
Südwestfunk eingeschaltete private Werbegesell- 
schaft ist heute nur auf dem Gebiet der Hörfunk- 
werbung tätig. 


B. Der Einfluß des Fernsehens 
auf Filmproduktion, Filmverleih 
und Atelierbetriebe 

Die Beziehungen des Fernsehens zu den verschiede - 
nen Zweigen der Filmproduktion sind unterschied- 
lich. Es gibt 

a) Produktionszweige, die von der Entwicklung 
des Fernsehens nicht berührt werden 

Dazu gehören beispielsweise Filmproduktionen für 
die Wirtschaft und die öffentliche Hand. Der Absatz 
dieser Erzeugnisse ist vom Fernsehen unabhängig. 


Tabelle 211 


Umsatzgrößenklassen der Filmtheater 

Anteil an der Zahl 
aller steuerpflichtigen 
Filmtheater 
in °/o 

Anteil an den Jahres- 
umsätzen der Filmtheater 
lt. Umsatzsteuerstatistik 
in °/o 

1958 | 

1964 

1958 | 

1964 

bis unter 100 000 DM Jahresumsatz 

41,7 

55,1 

9,0 

13,8 

100 000 DM bis unter 250 000 DM Jahresumsatz .... 

33,1 

26,7 

22,5 

20,8 

250 000 DM bis unter 500 000 DM Jahresumsatz .... 

15,3 

10,5 

22,5 

18,4 

über 500 000 DM Jahresumsatz 

9,9 

7,7 

46,0 

47,0 

Summe . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Mitteilungen der SPIO und eigene Berechnungen 
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Auf Filmproduktionen dieser Art entfielen 1965 rund ! 
Vs der Umsätze der gesamten Filmproduktion. 

: 

! 

b) Produktionszweige, die durch das Fernsehen 
mittelbar oder unmittelbar gefördert werden 

aa) Mittelbar gefördert werden Werbefilmprodu- 
zenten. Die Produktion von Kinowerbefilmen ist 
zwar von 406 Filmen (1957) auf 151 Filme (1965) 
zurückgegangen, dafür kam aber die Produktion 
von jährlich etwa 3500 Fernsehspots hinzu, die 
von der werbetreibenden Wirtschaft in Auftrag 
gegeben wurden. Auf die Werbefilmproduktion 
einschließlich Fernsehspots entfiel 1965 schät- 
zungsweise x /a der gesamten Umsätze der Film- 
produktion. 

bb) Unmittelbar gefördert wird die Filmproduktion 
durch Aufträge des Fernsehens an freie Fernseh- 
produzenten. Obwohl die Rundfunkanstalten 
einen wesentlichen Teil ihres Programms selbst 
produzieren, machten die Aufträge an freie Fern- 
sehproduzenten 1965 einen Anteil von 30°/o der 
gesamten Filmproduktion aus. Die von den 
Rundfunkanstalten gekauften fertigen Spiel- und 
Kurzfilme sind hierbei nicht berücksichtigt. 

c) Produktionszweige, die durch die Entwicklung 
des Fernsehens beeinträchtigt werden 

Dazu gehören alle Produktionszweige, deren Filme 
in Filmtheatern vorgeführt werden und die von den 
Filmtheatereinnahmen abhängig sind. Das sind im 
wesentlichen Hersteller von Spielfilmen, Beipro- 
grammfilmen und Wochenschauen. Auf sie entfielen 
1965 etwa 30% der Umsätze der gesamten Filmpro- 
duktion. 1957 waren es noch 80 bis 90 %. Die Rela- 
tionen haben sich auch deshalb verschoben, weil in- 
zwischen neue Produktionszweige, etwa Fernsehpro- 
duktionen, entstanden sind und sich andere in ihrer 
Struktur (z. B. die Werbefilmproduktion durch die 
Fernsehspots) gewandelt haben. 

Die Produktionszweige, die vom Fernsehen unbe- 
rührt geblieben sind (Wirtschaftsfilme, öffentliche 
Aufträge), werden hier nicht behandelt. Allerdings 
verschärfte sich hier der Wettbewerb indirekt da- 
durch, daß sich Kurzfilmproduzenten, die früher Bei- 
filme für Filmtheaterprogramme produziert hatten, 
umorientierten und sich mehr als bisher um Filmauf- 
träge der Wirtschaft und der öffentlichen Hand be- 
mühten. 

Der Markt für Fernsehprodukte ist durch die Nach- 
frage der Rundfunkanstalten geschaffen worden. Das 
Fernsehen vergibt Auftragsproduktionen an freie 
Fernsehproduzenten. Wettbewerbswirkungen kön- 
nen sich für diesen Produktionszweig dadurch er- 
geben, daß die Rundfunkanstalten wesentliche Teile 
ihres Programms selbst hersteilen und infolgedessen 
die Geschäftsmöglichkeiten privater Produzenten be- ! 
einträchtigen. Nach welchen Gesichtspunkten die 
Rundfunkanstalten ihren Bedarf an Filmproduktio- 
nen selbst herstellen oder durch Auftragsproduk- 
tionen decken, konnte nicht eindeutig festgestellt 
werden. Intendanten der Anstalten haben überein- j 
stimmend erklärt, für die Entscheidung über Eigen- 


produktion oder Fremdproduktion seien überwie- 
gend andere als wirtschaftliche Gründe maßgebend. 

Intensiven Wettbewerbswirkungen des Fernsehens 
unterliegen nur diejenigen Zweige der Filmproduk- 
tion, deren Existenz weitgehend von den Film- 
theatereinnahmen abhängt (Spielfilm, Beiprogramm- 
film, Wochenschau). Die folgenden Ausführungen 
beziehen sich ausschließlich auf diese Produktions- 
zweige sowie auf die damit zusammenhängenden 
Fragen des Filmverleihs und der Atelierbetriebe. 

Angesichts der Abhängigkeit der Verleiher und der 
Spielfilmproduzenten von den Filmtheatereinnah- 
men mußte sich der Rückgang der Filmtheater- 
besucherzahlen auf die Ertragslage dieser Sparten 
auswirken. Insofern betreffen die Einflüsse des Fern- 
sehens auch Verleih und Produktion. Bei dem engen 
Risikoverbund dieser beiden Sparten, der durch Ga- 
rantieleistungen des Verleihers für den überwiegen- 
den Teil der deutschen Spielfilmproduktion entsteht, 
sowie aufgrund der Auftragsproduktionen von 
Spielfilmproduzenten für die Verleiher treffen die 
mittelbaren Einwirkungen des Fernsehens Produk- 
tion und Verleih nahezu gleichmäßig. 

Die deutschen Spielfilmproduzenten oder Verleiher 
erzielen durch die Sendung ihrer Filme im Fern- 
sehen zusätzliche Erlöse. Sie halten die dafür ge- 
zahlten Preise (nach Angabe durchschnittlich 30 000 
DM je Film) für zu niedrig. 1965 wurden jedoch 100 
Filme von der ARD und dem ZDF zum Preis von je 
100 000 DM erworben. Die Rundfunkanstalten be- 
zeichneten dies als eine Subvention der Spielfilm- 
wirtschaft. 

Einen Überblick über die im Fernsehen ausgestrahl- 
ten abendfüllenden Filme (1600 m und mehr) im Ver- 
gleich mit in Filmtheatern vorgeführten Spielfilmen 
gibt die Übersicht in Tabelle 212. 

Bei der Beurteilung dieser Entwicklung ist zu be- 
rücksichtigen, daß Kinospielfilme in der Regel erst 
nach ihrer Auswertung in Filmtheatern gesendet 
werden. 

Die deutschen Spielfilmproduzenten sind daran in- 
| tercssiert, daß ausländische Filme gar nicht oder nur 
in geringem Umfang im Fernsehen erscheinen. Wirt- 
schaftlich gesehen sind die Spielfilmproduzenten an 
einem weitgehenden Verzicht der Rundfunkanstal- 
ten auf Eigenproduktion interessiert, um an der Auf- 
tragsproduktion der Anstalten zu partizipieren. So- 
weit die Anstalten Spielfilme erwerben wollen, sind 
die Produzenten an der Zusammenarbeit mit dem 
Fernsehen nur interessiert, wenn ihnen die vor- 
herige wirtschaftliche Nutzung der Spielfilme auf 
dem Filmmarkt gestattet ist. 

Der deutsche Kultur- und Dokumentarfilm (Beipro- 
grammfilm) befand sich bereits bei Beginn des Fern- 
sehens in einer ungünstigen Situation. Er wurde 
dann durch die fallenden Filmtheatereinnahmen 
weiter beeinträchtigt. Der Anteil der ausländischen 
Beiprogrammfilme ist in den letzten Jahren ge- 
stiegen. 
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Tabelle 212 


Jahr 


Ausstrahlung 

im Fernsehen 9 



Vorführung 

in Filmtheatern 


Deutsche 

Ausländische 

Deutsche und 
Ausländische 2 ) 

Deutsche 

Ausländische 

Deutsche und 
Ausländische 

Filme 


Zahl | 

o/o 

Zahl 

•/. 

Zahl | 

°/o 

Zahl | 

°/o 

Zahl 

| o/o 

Zahl j 

°/o 

1962 

24 

15,0 

136 

85,0 

160 

100,0 

64 

14,8 

370 

85,2 

434 

100,0 

1963 

56 

27,7 

146 

72,3 

202 

100,0 

58 

14,2 

351 

85,8 

409 

100,0 

1964 

41 

22,8 

139 

77,2 

180 

100,0 

70 

16,8 

346 

83,2 

416 

100,0 

1965 

45 

20,2 

178 

79,8 

223 

100,0 

56 

15,0 

317 

85,0 

373 

100,0 


B einschließlich Wiederholungen (ohne Vormittagssendung) 

2 ) Spielfilme, abendfüllende Kultur- und Dokumentarfilme, abendfüllende Märchen- und Jugendfilme. Der Anteil der 
Kultur-, Dokumentations-, Märchen- und Jugendfilme ist gering; in Filmtheatern ist ihr Anteil noch unbedeuten- 
der, so daß die Vergleichbarkeit gegeben ist. 

Quelle: Filmstatistisches Taschenbuch 1966 


Eine Förderung durch das Fernsehen erhielten 
deutsche Kultur- und Dokumentarfilmhersteller, im 
ganzen gesehen, nur in geringem Umfang, da der- 
artige Filme in der Regel von den Rundfunkanstal- j 
ten selbst hergestellt werden. I 

Die Wochenschau wurde vom Fernsehen in doppel- 
ter Hinsicht betroffen. Neben den sinkenden Ein- 
nahmen der Filmtheater wirkte sich auch die Pro- 
grammkonkurrenz der Anstalten nachteilig aus. Die 
Verleiher belieferten 1960 nach ihren Angaben 1600 
Filmtheater in der Bundesrepublik einschließlich 
Berlin (West) mit Erst-Folge-Kopien der Wochen- 
schau. Jede Kopie spielte durchschnittlich für den 
Verleiher etwa 95 DM je Woche ein. Gegenwärtig 
laufen in der Bundesrepublik 1050 Erst-Folge-Kopien, j 
die den Verleihern im Durchschnitt je Woche etwa j 
150 DM erbringen. Der Bruttoverleiherlös für ; 
Wochenschauen ging von 16 Millionen DM im Jahre 
1960 auf 8 Millionen DM im Jahre 1965 zurück. Die 
Erlöse der Wochenschauproduzenten verringerten 
sich entsprechend. Die Herstellkosten für die 
Wochenschau sind dagegen gestiegen. 

Aufgrund der ungünstigen Marktverhältnisse stell- 
ten sich die Wochenschauproduzenten teilweise auf 
Auftragsproduktion um. Die Umstellung wurde 
durch den steigenden Bedarf an Filmen der öffent- 
lichen Hand und an Wirtschaftsfilmen begünstigt. 

Für Eigen- und Auftragsproduktion des Fernsehens 
erwarben oder gründeten die Werbetöchter der An- 
stalten Atelierbetriebe. Von der gesamten Hallen- j 
fläche der Spielfilm-Ateliers befinden sich mehr als 
die Hälfte in der Hand der öffentlich-rechtlichen An- 
stalten. Andererseits errichteten die Rundfunk- 
anstalten eigene Ateliers und Synchronstudios. Als j 
Unternehmer größerer Atelierbetriebe treten sie ; 
damit zu den privaten Spielfilmateliers und Syn- 
chronstudios auf zwei Märkten in Konkurrenz: Sie j 
schmälern die Möglichkeiten der privaten Unter- | 
nehmer, ihre Kapazitäten im Fernsehgeschäft mit ; 


den Anstalten zu nutzen; und sie treten als Kon- 
kurrenten auf dem vom Fernsehen unabhängigen 
Filmmarkt auf. Die Ateliers der Werbetöchter sind 
privaten Atelierbetrieben finanziell und technisch 
überlegen. Den privaten Unternehmen fehlt der not- 
wendige finanzielle Rückhalt, um größere Rück- 
schläge (z. B. aus Forderungsverlusten) auffangen zu 
können. Ihre Eignung für die Fernsehproduktion 
kann jedoch nicht generell ausgeschlossen werden. 


VI. Auswirkungen von steuerlichen Belastungen 
auf den Wettbewerb zwischen Film und 
Fernsehen 

Für die Sparten der Filmwirtschaft, die auf die Ein- 
nahmen der Filmtheater angewiesen sind, bedeu- 
teten in der Vergangenheit die Vergnügungssteuer 
und die auf allen Stufen der Filmwirtschaft an- 
fallende 4 °/<>ige Umsatzsteuer eine erhebliche Be- 
lastung. 

Einen Überblick über die Belastungen mit Vergnü- 
gungssteuern gibt Tabelle 213. 

Von 1949 bis 1965 hat die Filmwirtschaft insgesamt 
1.714 Millionen DM an Vergnügungssteuer bezahlt. 
Der jährliche Rückgang ist einerseits auf die rück- 
läufige Entwicklung der Theatereinnahmen aus Ein- 
trittskartenverkauf und andererseits auf Steuerer- 
mäßigungen zurückzuführen, welche in den einzel- 
nen Bundesländern unterschiedlich waren. Der Ver- 
gnügungssteuersatz beträgt bis zu 20 %> der Film- 
theatereinnahmen. Allerdings wird die Vergnü- 
gungssteuer teilweise oder ganz erlassen, wenn ein 
von der FBW prädikatisierter Film vorgeführt wird. 
Eine Ermäßigung der Steuer erfolgt bereits dann, 
wenn der Beifilm (Kurzfilm) ein Prädikat erhält. In 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und im 
Saarland wird überhaupt keine Vergnügungssteuer 
mehr erhoben, wenn ein prädikatisierter Kurzfilm 
mitläuft. 
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Tabelle 213 


Jahr 

Ver- 

gnügungs- 

steuer 

Millionen 

DM 

Veränderungen 
gegenüber dem Vorjahr 

Millionen 

DM 

°/e 

1949 

87,6 

- 4,9 

- 5,3 

1950 

91,1 

+ 3,5 

+ 4,0 

1951 

105,8 

+ 14,7 

+ 16,1 

1952 

118,6 

+ 12,8 

+ 12,1 

1953 

129,7 

+ 11,1 

+ 9,4 

1954 

139,8 

+ 10,1 

+ 7,8 

1955 

140,8 

+ 1,0 

+ 0,7 

1956 

150,9 

+ 10,1 

+ 7,2 

1957 

152,5 

+ 1,6 

+ lj 

1958 

142,5 

-10,0 

- 6,6 

1959 

121,3 

-21,2 

- 14,9 

1960 

105,7 

-15,6 

- 12,9 

1961 

82,1 

-23,6 

-22,3 

1962 

55,4 

-26,7 

-32,5 

1963 

37,9 

-17,5 

-31,6 

1964 

28,5 

- 9,4 

- 24,8 

1965 

23,8 

“ 4,7 

- 16,5 


Quelle: Filmstatistische Taschenbücher 


Die Vergnügungssteuer bemißt sich nach den Brut- 
toerlösen aus Kartenverkauf. Da sie die Verrech- 
nungsbasis zwischen dem Filmtheater und dem Ver- 
leiher schmälert, der im allgemeinen 43 °/o der Net- 
toerlöse aus Kartenverkauf (Bruttoerlös abzüglich 
Vergnügungssteuer) erhält, wirkt sich die Steuer- 
belastung auch auf die Einnahmen des Verleihers 
aus. In den Fällen, in denen die Verleihbruttoein- 
nahmen nach bestimmten Quoten auf Verleiher und 
Produzenten aufgeteilt werden, schmälert die Ver- 
gnügungssteuer anteilig auch die Filmerlöse des 
Produzenten. 

In Bayern wird neben der Vergnügungssteuer ein 
sogenannter Notgroschen (0,10 bis 0,30 DM je Ein- 
trittskarte) erhoben. 

Von den Bruttoeinnahmen der Filmtheater und von 
den Verleiheinnahmen sind bisher 4 °/o Umsatz- 
steuer zu entrichten. Außerdem muß der Produzent 
den ihm zufließenden Anteil der Filmtheaterein- 
nahmen versteuern. Die Mehrphasen-Umsatzsteuer 
wirkte sich bei der Filmwirtschaft insofern stark aus, 
als auf keiner Stufe ein ermäßigter Umsatzsteuer- 
satz gewährt wurde. Durch die Einführung der Mehr- 
wertsteuer, die im Kulturbereich 5 % beträgt, dürfte 
sich die Umsatzsteuerbelastung wegen der Möglich- 
keit des Vorsteuerabzugs verringern. 


Die Rundfunkanstalten sind nicht vergnügungs- 
steuerpflichtig. Sie zahlen auf ihre Gebühren keine 
Umsatzsteuer. Allerdings unterliegen sie künftig 
der Mehrwertsteuer. 

Die Befreiung von Vergnügungs- und Umsatzsteuer 
beeinflußt die Wettbewerbsbeziehungen zwischen 
Rundfunkanstalten und Filmwirtschaft nicht. Auch 
wenn die Rundfunkanstalten solche Steuern zahlten, 
würde sich die Entwicklung des Filmtheaterbesuchs 
kaum verändern. Soweit der Besucherrückgang auf 
dem Einfluß des Fernsehens beruht, wirken sich 
dessen mediäre Eigenarten aus. Ein privatwirt- 
schaftlich organisiertes Fernsehen würde ähnliche 
Wirkungen auslösen. Die Freistellung der Rund- 
funkanstalten von der Umsatzsteuer benachteiligt 
die freien Fernsehproduzenten im Wettbewerb mit 
den Eigenproduktionen der Anstalten kaum. 


VII. Auswirkungen von unterschiedlichen 
Belastungen durch Zoll und 
Umsatzsteuerausgleich beim Import 
ausländischer Filme 

Nach Angaben der SPIO schwanken der Zollsatz 
und die Umsatzausgleichsteuer für die Einfuhr jeder 
Positivkopie zwischen 500 und 1000 DM je nach 
Länge und Einfuhrland. Dagegen wurden gemäß § 24 
Zollgesetz in Verbindung mit § 37 Abs. 1 Ziff. 5 der 
Allgemeinen Zollverordnung Positivkopien für 
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten zur eigenen 
Verwendung ausdrücklich für zoll- und umsatzaus- 
gleichsteuerfrei und Negativfilme für umsatzaus- 
gleichsteuerfrei erklärt. 

Nach Feststellung der Kommission erhält der Lizenz- 
nehmer vom ausländischen Lizenzgeber in der 
Regel eine Negativkopie und eine Positivkopie. Der 
Zollaufwand betrug hierfür in den von der Kom- 
mission untersuchten Fällen im Durchschnitt 
810 DM für Lieferungen aus EWG-Ländern und 
1130 DM bei den übrigen Ländern. 

Die für die Auswertung in den Filmtheatern not- 
wendige Zahl von Positivkopien wird in der Regel 
in der Bundesrepublik Deutschland angefertigt. Eine 
Ausnahme ergibt sich dann, wenn ein Technicolor- 
Negativ geliefert wird. Da die Herstellung von 
Technicolor-Positivkopien in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht möglich ist, müssen diese in Groß- 
britannien oder Italien gefertigt werden. Bei einem 
Bedarf von 50 Hauptfilmkopien fallen hierfür 
12 800 DM Zollkosten bei Einfuhr aus Italien und 
28 700 DM bei Einfuhr aus Großbritannien an. Wenn 
die Synchronisation nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland durchgeführt wird, erhöhen sich diese 
Zollbelastungen entsprechend. 

Die Rundfunkanstalten benötigen für die Ausstrah- 
lung keine zusätzlichen Kopien. Die Befreiung der 
Rundfunkanstalten von Zöllen und Umsatzausgleich- 
steuer bei der Einfuhr von Positiv- und Negativ- 
kopien ist ohne große Bedeutung. Es können sich 
daraus keine Wettbewerbswirkungen zwischen 
Rundfunkanstalten und Filmwirtschaft ergeben, die 
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so intensiv sind, daß Wettbewerbsverzerrungen ein- 
treten, da ins Gewicht fallende Belastungen nur bei 
der Einfuhr von Technicolorfilmkopien auftreten. 


VIII. Zur Wettbewerbsverzerrung 
zwischen Film und Fernsehen 

Die Filmwirtschaft ist der Auffassung, der Wettbe- 
werb sei vor allem deshalb verzerrt, weil 

— das von den öffentlich-rechtlichen Anstalten ver- 
breitete 1. und 2. Fernsehprogramm auf Grund 
seiner Monopolstellung und insbesondere des 
Gebühreneinzugs durch die Bundespost ohne 
Rücksicht auf Qualität und Nutzungsfrequenz 
von allen Amortisationssorgen und jeder Risiko- 
belastung befreit sei, 

— diese Wettbewerbsungleichheit dadurch ver- 
schärft werde, daß einerseits die öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten voll die Privilegien in 
Anspruch nähmen, die sie in Erfüllung einer 
ihnen im allgemeinen Interesse obliegenden Auf- 
gabe der „Daseinsvorsorge" eingeräumt bekä- 
men, 

— sie andererseits mit Hilfe dieser Sonderrechte in 
immer größerem Umfang eine rein erwerbswirt- 
schaftliche, fiskalische Tätigkeit zum Schaden 
der Filmwirtschaft ausübten, 

— die Rundfunkanstalten weitgehend Steuerfreiheit 
genössen, die Filmwirtschaft dagegen unbe- 
schränkt steuerpflichtig sei, 

— die Filmwirtschaft, im Gegensatz zu den Rund- 
funkanstalten, auch heute noch zum Teil ver- 
gnügungssteuerpflichtig sei, 

— besprochene Tonträger und belichtete Positiv- 
filme für die Öffentlich-rechtlichen Anstalten zoll- 
frei eingeführt werden könnten, für die Einfuhr 
von Positivkinofilmen dagegen Zoll zu entrichten 
sei, 

— die Einfuhr von Filmen aus den wichtigsten Film- 
ländern kontingentiert, der Import von Filmen 
für Fernsehzwecke dagegen liberalisiert sei, 

— Tochtergesellschaften der Anstalten Filme expor- 
tierten und damit privaten Filmexportfirmen er- 
heblich Konkurrenz machten, 

— der Filmtheaterbesuch den Jugendschutzbestim- 
mungen unterliege, der auf Fernsehveranstaltun- 
gen nicht anzuwenden sei, 

— die Rundfunkanstalten in zunehmendem Umfang 
Spielfilme ausstrahlten, 

— bei inländischen Spielfilmen zu geringe Preise 
zahlten, 

— eigene Atelierkapazitäten schüfen, 

— die Rundfunkanstalten bestrebt seien, ihr Pro- 
gramm weitgehend selbst herzustellen. 

Die Untersuchungen der Kommission haben folgen- 
des Ergebnis gebracht: 

— Die technische Ähnlichkeit der Medien Film und 
Fernsehen, die bis zur Austauschbarkeit des ein- 


zelnen Films gehende Substitution der angebote- 
nen Leistungen und die Konzentration des Ange- 
bots auf die Abendstunden haben einen inten- 
siven Wettbewerb ausgelöst und, bei einem 
starken Anwachsen der Zahl der Fernsehteilneh- 
mer (1. Januar 1956: 0,3 Millionen, 31. Dezember 
1965: 11,4 Millionen), zu einem Rückgang der 
Zahl der Filmtheaterbesucher (1956: 817,5 Millio- 
nen, 1965: 320,1 Millionen) geführt. Mag die 
rückläufige Entwicklung der Besucherzahl auch 
durch andere Faktoren, wie z. B. die Motorisie- 
rung und Veränderungen der Freizeitgewohn- 
heiten, mitbedingt sein, der intermediäre Wett- 
bewerb übt einen wesentlichen Einfluß aus. 

Die Feststellung, daß ein intensiver Wettbewerb 
zwischen Film und Fernsehen um die Freizeit der 
Nachfrager nach Unterhaltung besteht, sagt noch 
nichts darüber aus, ob dieser Wettbewerb ver- 
zerrt ist. 

Die unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen 
von Film und Fernsehen werden auf der Stufe 
der Filmtheater durch die technischen und wirt- 
schaftlichen Eigenarten der beiden Medien be- 
stimmt. Auch bei einem privaten Fernsehen, wel- 
ches sich durch Werbeeinnahmen finanziert, wür- 
den nicht Leistungen auf einem Markt gegen die 
Zahlung von Entgelt angeboten werden. Auch ein 
privates Fernsehen hätte daher die gleichen wirt- 
schaftlichen Eigenarten wie die Öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten, die ihr Programm mit 
Gebühreneinnahmen finanzieren. Der Fernseh- 
teilnehmer löst keine Eintrittskarte wie der Film- 
theaterbesucher für eine Filmtheatervorstellung. 

Es kommt hinzu, daß infolge der technischen 
Eigenarten des Fernsehens der Zugang zum 
Markt beschränkt ist. Im Hinblick auf diese 
Eigenarten gibt es auch bei einer privatrecht- 
lichen Organisation des Fernsehens keinen 
Markt, auf dem ein funktionsfähiger Wettbewerb 
mit dem Film möglich wäre. 

Auch die Wettbewerbswirkungen zwischen Fern- 
sehen und Verleih und zwischen Fernsehen und 
der Produktion von Spiel- und Beifilmen sowie 
Wochenschauen sind z. T. durch die unterschied- 
lichen mediären Eigenarten bestimmt. Auch bei 
einem privatwirtschaftlich organisierten Fern- 
sehen wären diese Sparten vom Besucherrück- 
gang in den Filmtheatern betroffen worden. Aller- 
dings hätten Verleiher und Produzenten mög- 
licherweise diese Nachteile durch vermehrte Ein- 
nahmen aus Geschäften mit privaten Veranstal- 
tern ausgleichen können. 

Der Rückgang der Filmtheaterwerbung geht in 
erster Linie auf das Absinken des Filmtheater- 
besuchs zurück, ist also gleichfalls mediär be- 
dingt. Es sprechen sogar Anzeichen dafür, daß 
ein privates Fernsehen die Filmtheaterwerbung 
noch stärker zurückgedrängt hätte, da die Fern- 
sehwerbung noch stärker ausgeschöpft worden 
wäre. 

Die Fernsehausstrahlung von Spielfilmen ist von 
den Anstalten in den Jahren 1962 bis 1965 im- 
mer mehr ausgeweitet worden. Dabei lag der 
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inländische Filmanteil im Untersuchungszeitraum 
zwischen 15,0 % und 20,2%. Auch ein privat- 
rechtlich organisiertes Fernsehen dürfte wegen 
der vom Publikum gewünschten Spielfilmaus- 
strahlung in dieser Beziehung keine Änderung 
vornehmen. 

— Das Fernsehen erwirbt jährlich Vorführrechte an 
deutschen Spielfilmen. Der Hinwand der Film- 
wirtschaft, daß der Lizenzpreis weit unter den 
Herstellkosten für ein Fernsehspiel liege, steht 
mit der Höhe des Lizenzpreises nicht im Zusam- 
menhang. Die Preise für Fernsehrechte bilden 
sich in wirksamer Konkurrenz der Anbieter. 

— Was den Im- und Export von Filmen durch die 
Anstalten unmittelbar oder deren Tochtergesell- 
schaften betrifft, so würde ein privates Fernsehen 
die Maklerdienste der Verleiher möglicherweise 
in einem größeren Umfang in Anspruch nehmen. 

— Nach den Angaben des Verbandes Deutscher 
Spielfilmproduzenten sind nur 3 Spielfilmpro- 
duktionen bekanntgeworden, die die Anstalten 
deutschen Spielfilmproduzenten in Auftrag ge- 
geben haben. Soweit Auftragsproduktionen von 
Fernsehspielen von den Anstalten vergeben wur- 
den, sind diese weitgehend an freie Fernsehpro- 
duzenten erteilt worden. 

— Die Anstalten genießen die allgemeinen Steuer- 

privilegien der öffentlichen Hand. Hierzu wird 
auf den Vierten Teil des Berichts hingewiesen, j 
Der Belastungsvergleich würde hier im wesent- ( 
liehen dem entsprechen, was für das Verhältnis ■ 
Fernsehen/Presse ermittelt wurde. , 

Vergnügungssteuer wird für Fernsehdarbietun- 
gen nicht erhoben. 

Ein privates Fernsehen würde zwar, abgesehen 
von der Vergnügungssteuer, der gleichen Steuer- 
pflicht wie die Filmwirtschaft unterliegen, die 
Auswirkungen wären aber auch hier nicht die 
gleichen wie bei der Filmwirtschaft. Denn auch 
ein privates, durch Werbung finanziertes Fern- 
sehen bietet seine Programmleistungen nicht auf 
einem Markt gegen Entgelt an. 

— Uber die allgemeinen Steuerprivilegien der 
öffentlichen Hand hinaus sind die Rundfunk- 
anstalten von der Umsatzausgleichsteuer und 
dem Zoll bei Filmimporten befreit. Sie unter- 
lagen auch bis vor kurzem nicht denselben Ein- 
fuhrbeschränkungen für ausländische Filme wie 
die Filmwirtschaft. 

Diese Belastungen, denen die Filmwirtschaft 
unterworfen ist, bezwecken den Schutz der in- 
ländischen Filmproduktion. Die Tatsache, daß 
das Fernsehen diesen Angaben und Restriktio- 
nen nicht unterworfen ist, stellt eine echte 
Privilegierung der Anstalten dar. Die Vorteile 
der Befreiung von Zoll und Umsatzausgleich- 


steuer für Filme sind — materiell gesehen — für 
die Rundfunkanstalten aber gering. 

Eine Beseitigung der unterschiedlichen Behand- 
lung würde nach den Feststellungen der Kom- 
mission jedoch keine Änderung der Wett- 
bewerbslage zwischen Film und Fernsehen her- 
beiführen. 

— Die Bindungen der Filmwirtschaft an Jugend- 
schutznormen und zensurähnliche Kontrollen 
schaffen keine erheblichen Nachteile für die 
Filmwirtschaft, da auch das Fernsehen einer 
scharfen Aufsicht unterworfen ist. 

— Eine wettbewerbspolitische Beurteilung der Be- 
teiligung der Rundfunkanstalten an Ateliers, 
Synchronstudios und Kopierwerken wird da- 
durch erschwert, daß sich die Marktverhältnisse 
infolge dieser Beteiligungen grundlegend ver- 
ändert haben. Es handelt sich um Wirkungen, 
die von einer vertikalen Integration eines 
Unternehmens ausgehen, das auf einer Stufe des 
Marktes über erheblichen Markteinfluß verfügt. 
Die besonderen Wirkungen, die aus der öffent- 
lich-rechtlichen Struktur der Anstalten folgen, 
treten demgegenüber zurück. Angesichts der ein- 
mal entstandenen Marktstruktur ist es kaum 
möglich, den Anstalten zu empfehlen, sich in 
wichtigen Beziehungen so zu verhalten, als ob 
die eigenen Produktionskapazitäten nicht vor- 
handen wären. Abhilfe ließe sich nur durch eine 
Änderung der Marktstruktur schaffen. Das ist 
ohne eine Reform der gegenwärtigen Rundfunk- 
verfassung nicht möglich. Die Kommission hält 
es jedoch für notwendig, die weitere Expansion 
der Rundfunkanstalten in privatwirtschaftlich 
betriebene Bereiche zu begrenzen. Die Anstalten 
sollten nicht wie ein privatwirtschaftlich betrie- 
benes Unternehmen expandieren. Sie sollten 
vielmehr gehalten sein, die Wirkungen ihres 
Handelns auf die Marktstruktur in Rechnung zu 
stellen und darauf Bedacht zu nehmen, in die 
Märkte privater Unternehmen nicht stärker ein- 
zudringen, als es zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgabe unerläßlich ist. Dabei ist in Rechnung 
zu stellen, daß der teilweise Verzicht auf Eigen- 
produktion erst die Voraussetzungen für die 
Entwicklung eines Angebots schafft, das den 
Erfordernissen der Anstalten genügen kann. 

Die hier empfohlene Zurückhaltung ist den Rund- 
funkanstalten als öffentlich-rechtlichen Anstalten 
zuzumuten. Infolge der geltenden Rundfunkver- 
fassung verfügen sie nicht nur über ein geschlos- 
senes Angebotsmonopol für Hörfunk und Fern- 
sehen, sondern auch über eine starke Markt- 
Position als Nachfrager nach denjenigen Leistun- 
gen, deren sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben be- 
dürfen. Die Eingrenzung der Monopolwirkungen 
auf den von der Rundfunkverfassung gedeckten 
Bereich ist deshalb unerläßlich zur Vermeidung 
von Wettbewerbsverzerrungen. 
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5. ABSCHNITT 

Untersuchungsergebnisse zu Problemen des Arbeitsmarkts 


Presse und Film haben dem Rundfunk vorgeworfen, 
er werbe bei den Verlagen und Filmunternehmen 
Arbeitskräfte ab. Die Kommission hat daher ver- 
sucht, sich einen Überblick über die Situation auf 
dem Arbeitsmarkt zu verschaffen. 

Die Rundfunkanstalten haben einen großen Bedarf 
an Redakteuren und an künstlerischem und techni- 
schem Personal. Sie stehen deshalb in einem Nach- 
fragewettbewerb mit den Verlagen und den Film- 
unternehmen. Diese Wettbewerbssituation hängt mit 
der Ähnlichkeit der Medien zusammen. Presse und 
Film wenden sich daher auch nicht dagegen, daß der 
Rundfunk auf diesem Gebiet mit ihnen konkurriert. 
Ihre Vorwürfe zielen vielmehr darauf, daß der Wett- 
bewerb um die Arbeitskräfte unter ungleichen Be- 
dingungen ausgetragen werden müsse. 

Vertreter von Presse und Film haben der Kommis- 
sion vorgetragen, daß die Rundfunkanstalten in der 
Regel keine eigene Nachwuchsausbildung betrieben. 
Ihre Mitarbeiter seien zum größten Teil Kräfte, die 
in Verlagen und Filmunternehmen vorgebildet wor- 
den seien. Sie böten bessere Arbeitsbedingungen, 
höhere Bezüge und soziale Leistungen sowie eine 
günstigere Altersversorgung als Verlage und Film- 
unternehmen. Nach zehnjähriger Zugehörigkeit zu 
einer Anstalt seien die meisten Mitarbeiter der 
Rundfunk anstalten zudem praktisch unkündbar. Ver- 
gleichbare Regelungen könnten Presse und Film 
nicht bieten. 

Die Vertreter von Presse und Film vertraten die 
Meinung, die Rundfunkanstalten seien deshalb in der 
Lage, bessere Angebote zu machen, weil sie nicht 
privatwirtschaftlich organisiert seien und infolge- 
dessen auch ihre Personalpolitik nicht nach der Ren- 
tabilität ihres Betriebes ausrichten müßten. Sie könn- 
ten es sich leisten, ihre Mitarbeiter höher zu dotie- 
ren und sie auch dann zu halten, wenn sie nur zum 
Teil ausgelastet seien. 

Es liegt in der Natur der Fragestellung, daß die 
Kommission auf Auskünfte der Medien angewiesen 
war. Die Medien haben der Kommission wenig 
Material zu den Wettbewerbsproblemen auf dem 
Arbeitsmarkt vorgelegt. Sie kann deshalb nur Ten- 
denzen zeigen. 

Der folgende Überblick faßt die Ergebnisse der Un- 
tersuchungen bei Rundfunkanstalten und Verlagen 
zusammen. Er enthält im wesentlichen Angaben über 
die Situation der Verlagsredakteure und der Rund- 
funkredakteure. Die Untersuchungen bei Filmprodu- 
zenten und technischen Betrieben haben kein ver- 
wertbares Material erbracht. Dies lag vor allem dar- 
an, daß bei der Produktion von Filmen viele künst- 


lerische und technische Mitarbeiter nur von Fall zu 
Fall engagiert werden. 


I. Ausbildung von Redakteuren 

Bei Zeitungs- und Zeitschriftenverlagen ist die Aus- 
bildung von Redakteuren die Regel. Mit einer Aus- 
nahme bildeten auch alle untersuchten Verlage im 
Untersuchungszeitraum Nachwuchskräfte aus. Die 
Ausbildung erfolgt in der Form des Redaktions- 
Volontariats und dauert im allgemeinen zwei Jahre. 

Auch solche Redakteure, die bei Nachrichtenbüros 
(als Redakteur, Korrespondent oder Reporter), beim 
Hörfunk oder beim Fernsehen (als Redakteur, Kor- 
respondent, Reporter oder Filmberichter) oder beim 
Film (als Wochenschau-Redakteur oder Filmberich- 
ter) tätig sind, haben in der Regel ein derartiges 
Volontariat absolviert. Die praktische Ausbildung für 
den Beruf des Journalisten, zumal des fest ange- 
stellten Redakteurs, liegt somit weitgehend bei der 
Presse. 

Bei den Rundfunkanstalten spielt das Volontariat für 
die redaktionellen Mitarbeiter eine geringere Rolle. 
Von den 9 Landesrundfunkanstalten hat bisher nur 
eine mittlere Anstalt ein Volontariat von 18 Mona- 
ten für die Ausbildung zum Hörfunk- bzw, Fernseh- 
redakteur eingeführt. Eine andere Anstalt bietet ein 
Volontariat von 6 bis 12 Monaten. Diese Ausbildung 
ist mit dem Besuch von Vorlesungen am Institut für 
Zeitungswissenschaften in München oder am Deut- 
schen Institut für Film und Fernsehen verbunden. 
Eine dritte, größere Rundfunkanstalt hat ein eigenes 
Nachwuchsstudio für Hörfunkredakteure eingerich- 
tet, an dem ein sechsmonatiges Praktikum absolviert 
werden kann. Die übrigen Landesrundfunkanstalten 
bieten ein in der Regel dreimonatiges Kurzvolon- 
tariat zur Vorbereitung auf eine spätere Tätigkeit 
als Hörfunkredakteur an, das in den Semesterferien 
absolviert werden kann. Es dient eher der Informa- 
tion als der Ausbildung. 3 Anstalten kennen eine 
ähnliche Regelung für Fernsehredakteure. 2 Anstal- 
ten bieten überhaupt keine Ausbildungsmöglichkei- 
ten für künftige Fernsehredakteure. 

Dem ZDF war es in der Periode des Aufbaus nicht 
möglich, Zeit und Mittel für die Heranbildung von 
Nachwuchsredakteuren aufzuwenden. Eine Ausbil- 
dung von Volontären ist jedoch geplant. Der Haus- 
haltsplan 1965 wies erstmals einen Betrag zur Be- 
rufsausbildung und Berufsfortbildung aus. 

Die Ausbildungsmöglichkeiten für den journalisti- 
schen Nachwuchs sind bei den Rundfunkanstalten 
somit noch begrenzt. Nach gegebenen Auskünften 
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sind jedoch bei einer kleineren Anstalt zwischen 
1962 und 1965 121 Volontäre im Hörfunk und 61 Vo- 
lontäre im Fernsehen ausgebildet worden. Bei einer 
mittleren Anstalt wurden 1964 23 Volontäre für das 
Fernsehen ausgewählt und vorbereitet. 12 von ihnen 
erhielten anschließend ein Vertragsangebot für zwei 
weitere Ausbildungsjahre. Bei einer größeren An- 
stalt wurden innerhalb von 3 Jahren 24 Hörfunk - 
und 17 Fernsehvolontäre ausgebildet, von denen 
etwa 25 % anschließend angestellt wurden. Bei einer 
anderen größeren Anstalt wurden innerhalb von 
4 Jahren 17 journalistische Praktikanten sowie 12 
Hörfunk- und 9 Fernsehvolontäre ausgebildet. Eine 
dritte größere Anstalt beschäftigte in 5 Jahren 139 
Volontäre für überwiegend redaktionelle Aufgaben. 


II. Gehälter von Zeitungs- 
und Rundfunkredakteuren 


Gehälter von Zeitungsredakteuren 

Die Verlage beschäftigen hauptberufliche und fest- 
angestellte Redakteure, Korrespondenten und Re- 
porter sowie freie Mitarbeiter. Für die fest ange- 
stellten Journalisten haben der Bundesverband 
Deutscher Zeitungsverleger und der Deutsche Jour- 
nalisten-Verband (DJV) Manteltarifverträge abge- 
schlossen. Die Gehaltstarife sind zwischen beiden 
Verbänden in Gehaltstarifverträgen vereinbart wor- 
den. Seit 1966 sind auch die Deutschen Journalisten- 


Tabelle 214 


Berufsjahre 


Gehaltsstufen in DM nach Auflagengrößenklassen 1 


bis 3000 

Auflage 

3001—5000 

Auflage 

5001—10 000 

Auflage 

10 001—30 000 

Auflage 

30 000 
und mehr 
Auflage 

483— 562 

509— 592 

533— 619 

570— 665 

595— 691 

558— 649 

588— 681 

615— 714 

659— 766 

687— 798 

632— 734 

664— 772 

694— 809 

745— 866 

776— 904 

704— 820 

743— 862 

776— 901 

832— 967 

867—1 009 

763— 887 

801— 933 

840— 976 

900—1 048 

939—1 093 

850— 988 

892—1 037 

934—1 086 

1 003—1 164 

1 044—1 215 

922—1 070 

967—1 124 

1 013—1 179 

1 086—1 263 

1 133— 1 316 

1 033—1 203 

1 085—1 262 

1 136—1 324 

1 190—1 382 

1 240—1 444 

1 117—1 299 

1 173—1 364 

1 228—1 430 

1 309—1 523 

1 340—1 558 

1 084—1 260 

1 140—1 324 

1 193—1 385 

1 246—1 448 

1 300—1 512 

1 170—1 360 

1 228—1 430 

1 287—1 496 

1 369—1 595 

1 403—1 632 


a) Redakteure vom 

1. bis 4. Berufsjahr 

1. Berufsjahr 

2. Berufsjahr 

3. Berufsjahr 

4. Berufsjahr 


b) Redakteure ab 

5. Berufsjahr 

vor vollendetem 
30. Lebensjahr . . 

ab vollendetem 
30. Lebensjahr . . 

ab vollendetem 
15, Berufsjahr . . 


c) Redakteure in beson- 
derer Stellung an 
selbständigen 
Zeitungen 

für Aufgaben, die 
selbständige Ent- 
scheidungen ver- 
langen 

ab vollendetem 
15. Berufsjahr 

mit Entscheidungs- 
befugnis, denen ein 
oder mehrere Redak- 
teure unterstellt sind 

ab vollendetem 
15. Berufsjahr 


J ) In der Tabelle ist jeweils die niedrigste Gehaltsstufe in Ortsklasse B und die höchste Gehaltsstufe in Ortsklasse S 
angegeben. 

Quelle: Gehaltstarifvertrag für Redakteure an Tageszeitungen vom 1. April 1964 i. d. F. vom 25. November 1964 
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Union und die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
Vertragspartner. 

Die Gehaltstarifverträge enthalten nach Auflagen- 
höhe und Ortsklassen gestaffelte Tarifsätze für 
Volontäre, Redakteure im 1. bis 4. Berufsjahr, Re- 
dakteure ab 5. Berufsjahr, Alleinredakteure und Re- 
dakteure in besonderer Stellung an selbständigen 
Zeitungen. Die Gehälter der Ressortleiter von selb- 
ständigen Zeitungen mit einer verkauften Auflage 
von über 30 000 Exemplaren sowie die Gehälter der 
Chefs vom Dienst, der Chefredakteure und stellver- 
tretenden Chefredakteure müssen über den Tarif- 
sätzen liegen und sind frei zu vereinbaren. 

In Tabelle 214 sind die ab 1. Januar 1965 gültigen 
Tarifgehälter wiedergegeben. Zuschläge sind tarif- 
vertraglich nicht vorgesehen. 

In der Zeit vom 1. Januar 1956 bis zum 1. Januar 
1965 haben sich die Tarifgehälter für fest angestellte 
Redakteure an Tageszeitungen wie folgt entwickelt: 


Tabelle 215 


Stichtag 

Index 

1. Januar 1956 

100 

1. Januar 1959 

113 

1. Januar 1962 

138 

1. Januar 1964 

150 

1. Januar 1965 

162 


Quelle: Angaben des Deutschen Journalistenverbandes 


Wie weit Tarifgehälter in der Praxis überschritten 
werden, ist der Kommission nicht bekannt. Ihr la- 
gen Angaben über die tatsächlich gezahlten Gehäl- 
ter nur aus Erhebungen bei 15 ausgewählten Ver- 
lagen vor. Bei den Zeitungen mit einer Auflage von 
weniger als 100 000 Exemplaren lagen die tatsächlich 
gezahlten Gehälter der Redakteure geringfügig, bei 
den Zeitungen mit einer Auflage von mehr als 
100 000 Exemplaren erheblich über den Tarifen. 

Für die frei vereinbarten Gehälter der Ressortleiter 
ergab sich 1964 aufgrund der Erhebungen bei 15 aus- 
gewählten Zeitungen folgendes Bild: 

Zeitungen mit einer Auflage 

bis zu 30 000 Exemplaren 1 100 bis 1 800 DM 

Zeitungen mit einer Auflage 
von 30 000 

bis 100 000 Exemplaren 1 200 bis 2 700 DM 

Zeitungen mit einer Auflage 
von mehr 

als 100 000 Exemplaren 1 900 bis 3 300 DM 

Die frei vereinbarten Gehälter für Chefredakteure 
und stellvertretende Chefredakteure lagen 1964 bei 
Abonnementzeitungen in folgendem Bereich: 


Zeitungen mit einer Auflage 

bis zu 30 000 Exemplaren 1 300 bis 2 400 DM 

Zeitungen mit einer Auflage 
von 30 000 

bis 100 000 Exemplaren 1 700 bis 3 900 DM 

Zeitungen mit einer Auflage 
von mehr 

als 100 000 Exemplaren 2 900 bis 7 400 DM 

Gehälter für Rundfunkredakteure 

Für die unbefristet beschäftigten Mitarbeiter der 
Landesrundfunkanstalten und des ZDF sind Tarif- 
verträge abgeschlossen worden. Tarifpartner sind 
die jeweilige Anstalt einerseits sowie die Rundfunk- 
und Fernsehunion, die Deutsche Angestelltenge- 
werkschaft und die Deutsche Orchestervereinigung 
andererseits. Die Verträge gelten nicht für Arbeit- 
nehmer mit außertariflichen Gehältern, für Aus- 


Tabelle 216 


Tätigkeit 

Monatsgehalt 
in DM 0 

| 

Anstalt A 


Leitender Redakteur mit be- 


sonderen Aufgaben 

1 933 bis 2 677 

Selbständiger Redakteur mit 


besonderen Aufgaben 

1 561 bis 2 082 

Redakteur 

1 153 bis 1 487 

Anstalt B 


Erster Redakteur 

1 875 bis 2 437 

Redakteur als Ressortleiter . . 

1 427 bis 1 988 

Redakteur 

1 121 bis 1 523 

Anstalt C 


Leitender Redakteur 

1 749 bis 2 273 

Selbständiger Redakteur/ 


Ressortleiter 

1 323 bis 1 766 

Redakteur 

1 1 10 bis 1 440 

Anstalt D 


Erster Redakteur 

2 238 bis 2 685 

Redakteur mit besonderen 


Aufgaben 

1 678 bis 2 462 

Redakteur 

1 119 bis 1 857 


1 ) Bei den angegebenen Tarifgehältern handelt es sich 
um die Eingangs- ‘bzw. Ausgangsstufen der Grund- 
gehälter. Die Tarifverträge enthalten außerdem Rege- 
lungen über Kinderzuschläge, Jubiläumsgeld, Kran- 
kengeld, Essensgutseheine, Sterbegeld etc. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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landskorrespondenten, für freie Mitarbeiter und für 
Aushilfskräfte. Für Ausländskorrespondenten, die 
für das Fernsehen berichten, besteht seit 1963 nach 
einer Vereinbarung aller Landesrundfunkanstalten 
ein Mustervertrag. Bei den übrigen fest angestellten 
Redakteuren und Reportern werden die Tarifver- 
träge angewandt. 

Die Gehaltstarife sind in Vergütungsgruppen und 
zweijährige Steigerungsgruppen gegliedert. Die 
Anzahl der Gruppen und Stufen schwankt von An- 
stalt zu Anstalt. Auch die Zuordnung bestimmter 
Tätigkeiten zu den einzelnen Gruppen ist nicht ein- 
heitlich. Es ist daher schwierig, die Gehaltstarife mit- 
einander zu vergleichen. Dies gilt auch für die Tarife 
der Redakteure. Ein alle Rundfunkanstalten erfas- 
sender Überblick läßt sich deshalb mit den zur Ver- 
fügung stehenden Unterlagen nicht geben. In Ta- 
belle 216 sind einige Beispiele zusammengestellt 
(Stand: 1. Januar 1965). 

In der Zeit vom 1. Januar 1956 bis zum 1. Januar 
1965 haben sich die Tarifgehälter der fest angestell- 
ten Rundfunkredakteure wie folgt entwickelt: 


Tabelle 217 


Stichtag 

Index 

1. Januar 1956 

100 

1. Januar 1959 

i 

117 

1. Januar 1962 

128 

1. Januar 1965 

i 

148 


Quelle: Angaben der Rundfunk- und Fernseh-Union 


III. Altersversorgung für Redakteure 

Versorgungseinrichtungen der Presse 

Für fest angestellte Redakteure an Tageszeitungen 
mit einem Monatsgehalt bis 2500 DM besteht heute 
ein obligatorischer Versicherungsschutz. Er ist im 
Manteltarifvertrag für Redakteure an Tageszeitun- 
gen geregelt. § 9 des Manteltarifvertrags vom 25. 
November 1964 bestimmt in Verbindung mit Art. I 
des Anhangs, daß Redakteure, die das 25. Lebens- 
jahr vollendet haben und ein Berufsjahr aufweisen 
oder das 28. Lebensjahr vollendet haben, sich bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres über das Versor- 
gungswerk der Presse bei deren Vertragsversiche- 
rungsgesellschaften versichern lassen müssen. Das 
Versorgungswerk der Presse wurde 1949 von den 
Verleger- und Journalistenverbänden zum Zweck 
eines Gruppenversicherungsschutzes gegründet. Das 
Versorgungswerk wirkt als Treuhänder und berufs- 
ständischer Berater der versicherten Journalisten. 

Die Versicherungsverträge sind so ausgestaltet, daß 
der Verlag Versicherungsnehmer, der Redakteur un- 
widerruflich Begünstigter ist (Artikel IV des An- 


hangs zum Manteltarifvertrag). Wechselt, der Redak- 
teur zu einem anderen Verlag über, so geht die 
Eigenschaft des Versicherungsnehmers auf den 
neuen Verlag über. 

Der Versorgungsfall tritt bei der Altersversorgung 
für Männer mit 65 Jahren und für Frauen mit 60 
Jahren ein. Die Höhe der Beiträge richtet sich nach 
dem jeweiligen Gehalt und danach, ob Angestellten- 
versicherungspflicht besteht oder nicht. Für Redak- 
teure, die der Angestelltenversicherungspflicht un- 
terliegen, beträgt der monatliche Beitrag 5 °/o, für 
die übrigen Redakteure 15 % des mittleren Brutto- 
Monatsgehalts. Die Hälfte des Beitragssatzes (2,5 
bzw. 7,5%) behält der Verlag vom Gehalt des Re- 
dakteurs ein und führt sie mit seinem halben Anteil 
zusammen an das Versorgungswerk ab. 

Die Höhe der Altersversorgung eines Redakteurs 
richtet sich nach dem Eintrittsalter und der Summe 
der geleisteten Beiträge. Sie erreicht nach Auskunft 
des Versorgungswerks der Presse gegenwärtig 
höchstens 45 °/o des Endgehalts. Leistungen aus ge- 
setzlichen Rentenversicherungen werden bei der Be- 
rechnung nicht berücksichtigt. 

Eine zusätzliche Versorgungseinrichtung ist die 
Versorgungskasse der Deutschen Presse. Sie hat die 
Rechtsform einer Stiftung Hamburgischen Rechts. 
Die Zuwendungen aus der Versorgungskasse wer- 
den aus Beiträgen der Verlage bestritten. Nach § 9 
Abs. 2 des Manteltarifvertrages vom 25. November 
1964 ist jeder Zeitungsverlag verpflichtet, 2 x hi °/o des 
jeweiligen Monatsgehalts aller bei ihm beschäftig- 
ten versicherungspflichtigen Redakteure zugunsten 
der Versorgungskasse abzuführen. 

Die Versorgungskasse gewährt auf Antrag Redak- 
teuren, deren Versorgung aus der Normalversiche- 
rung bestimmte Höchstgrenzen nicht erreicht, Zu- 
wendungen. Gegenwärtig liegen diese Grenzen bei 
45 °/o des Durchschnittsgehalts der letzten 5 Jahre 
vor Eintritt des Versicherungsfalles. Bei Witwen be- 
trägt die Höchstgrenze 27 °/o, bei Vollwaisen 13,5 °/o 
und bei Halbwaisen 9 °/o des Durchschnittsgehaltes. 

Versorgungswerk und Versorgungskasse werden 
paritätisch von Vertretern der Verleger- und Jour- 
nalistenverbände verwaltet. Bei dem Versorgungs- 
werk bestanden 1964 16 824 Versicherungsverträge 
mit einer Bestandsversicherungssumme von 
383 754 663 DM. In demselben Jahre betrug die Zahl 
der auszuzahlenden Renten 1 595 mit einem Jahres- 
betrag von 1 636 000 DM. Aus der Versorgungs- 
kasse wurden Ende 1964 575 laufende Zuwendungen 
geleistet. Ihre Summe betrug 1 367 578 DM. Das 
Vermögen der Versorgungskasse belief sich Ende 
1964 auf 19 728 180 DM. 

Altersversorgnung bei den Landesrundfunkanstalten 

In den mit den Landesrundfunkanstalten abgeschlos- 
senen Tarifverträgen ist bestimmt, daß die Anstal- 
ten ihren fest angestellten Mitarbeitern, also auch 
den Redakteuren, eine Versorgungszusage geben 
müssen. Nach den geltenden Regelungen entstehen 
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Rechte aus dieser Versorgungszusage, wenn eine 
Wartezeit von 10 Jahren erfüllt ist, von der min- 
destens 3 Jahre im ununterbrochenen, unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis bei der verpflichteten An- 
stalt verbracht worden sein müssen. Die Urkunde 
über die Versorgungszusage wird nach einjähriger 
Betriebszugehörigkeit im unbefristeten Beschäfti- 
gungsverhältnis ausgehändigt. 

Als Versorgungsarten kommen Altersrente, Inva- 
lidenrente, Witwenrente und Waisenrente in Be- 
tracht. Die Altersrente ist Männern vom 65., Frauen 
vom 60. Lebensjahr ab zu zahlen. Die Berechnung 
der Rente erfolgt nicht einheitlich. Zugrundegelegt 
wird in den meisten Fällen ein ruhegeldfähiges Ein- 
kommen, das in der Regel auf der Basis der letzten 
durchschnittlichen 13 Monatsbezüge (z. T. mit Zu- 
schlägen, z. T. ohne Zuschläge) berechnet wird. Von 
dem jeweiligen ruhegeldfähigen Einkommen werden 
je nach Anstalt zwischen 25 °/o und 50 % Prozent als 
Altersrente gewährt. Bei mehr als 10 Dienstjahren 
werden zwischen 1 °/o und 2 °/o je Jahr hinzugerech- 
net. Die Höchstrente beträgt bei 3 Anstalten 50 °/o, 
bei 4 Anstalten 60 °/o und bei einer Anstalt 75 °/o 
des ruhegeldfähigen Einkommens. Bei einer Anstalt 
besteht neben einer Versorgungsordnung eine be- 
sondere Versorgungskasse. 

Die Höchstbeträge werden nach Angaben von Mit- 
arbeitern der Anstalten in der Regel nicht erreicht, 
weil ein Journalist selten so lange bei einer Anstalt 
tätig ist, wie die Bedingungen vorschreiben. Viele 
Rundfunkjournalisten sind deshalb, sofern sie nicht 
ohnehin angestelltenversicherungspflichtig sind, zu- 
sätzlich freiwillig versichert. 

Bei allen Rundfunkanstalten bestehen Bestimmun- 
gen über die Anrechnung anderer Einkommen, ins- 
besondere von Leistungen aus gesetzlichen Renten- 
versicherungen. 


IV. Fluktuation von Redakteuren 


Aus den Untersuchungen und Anhörungen ergab 
sich, daß Journalisten häufig durch persönliche 
Gründe zum Wechsel des Arbeitsplatzes veranlaßt 
werden. Nicht selten spielt dabei auch das Betriebs- 
klima eine bedeutende Rolle. Gehalt und Sozial- 
leistungen scheinen hingegen in diesem Beruf nicht 
immer für so wesentlich gehalten zu werden, wie 
das in den Auseinandersetzungen zwischen Rund- 
funk und Presse hin und wieder behauptet wurde. 
Dies gilt um so mehr, als die Tätigkeit eines Jour- 
nalisten in der Presse sich von der eines Journa- 
listen im Rundfunk stark unterscheidet. Entspre- 
chend der Eigenart des Mediums werden spezielle 
Fertigkeiten und Begabungen verlangt. Ein Wechsel 
von einem Medium zum anderen ist daher in der 
Regel nicht ohne weiteres möglich. 

Einige der untersuchten Verlage konnten Angaben 
über die Abgänge von Redakteuren vorlegen. Aus 


diesen Angaben ergibt sich für den Untersuchungs- 
zeitraum (1956 bis 1964) folgendes Bild: 


Tabelle 218 


Auflagengrößen- 

klasse 

An- 

zahl 

der 

Ver- 

lage 

Anzal 

insge- 

samt 

ll der Abgänge 

darunter zum 
Rundfunk 

abso- 

lut 

in °/o 

bis 30 000 

2 

5 

— 

— 

30 000 bis unter 

100 000 

3 

89 

8 

9 

100 000 und mehr . . 

3 

84 

16 

19 


Quelle: Eigene Erhebungen 


Die Übersicht zeigt, daß mehr Redakteure von grö- 
ßeren als von kleineren Zeitungen zu den Rund- 
funkanstalten wechseln. Die Redakteure von klei- 
neren Zeitungsverlagen wandern eher zu größeren 
Verlagen ab. 

Die Abgänge haben nicht zu einer Verminderung 
der Redaktionsstäbe geführt. Die Redaktionsstäbe 
der untersuchten Zeitungsverlage haben 1964 gegen- 
über 1956 (= 100) folgenden Stand: 


Tabelle 219 


Auflagengrößenklasse 

Anzahl 

der 

Verlage 

Index 

bis 30 000 

3 

200 

30 000 bis unter 100 000 .... 

4 

137 

100 000 und mehr 

8 

188 


Quelle: Eigene Erhebungen 


über die Zugänge von Journalisten lagen für 2 Lan- 
desrundfunkanstalten Angaben vor: 


Tabelle 220 


Anstalt 

Zu- 

gänge 

insge- 

samt 

davon 

vom 

Rund- 

funk 

davon von 
Zeitungen 

abso- 

lut 

in °/o 

mittlere Anstalt 
(1960 bis 1965) . . 

größere Anstalt 
(1962 bis 1964) . . 

26 2 12 46 

75 15 26 35 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Abgänge von den beiden Landesrundfunkanstalten 
zu Verlagen kamen nicht vor. Nach den der Kom- 
mission erteilten Auskünften wechseln Rundfunk- 
journalisten kaum zu Verlagen über, es sei denn, 
eine Zeitung biete eine Spitzenposition an. 

Der Kommission ist vom DJV erklärt worden, Rund- 
funkredakteure blieben vor allem deshalb bei den 
Anstalten, weil die Verlage ihnen keine ähnlich 
große soziale Sicherheit böten. 

Die Rundfunkanstalten können ihren Redakteuren 
nach zehnjähriger Zugehörigkeit nur noch aus wich- 
tigem Grunde kündigen. Eine vergleichbare Rege- 
lung gibt es bei den Zeitungsverlagen nicht. Einem 
Zeitungsredakteur kann auch noch nach zehn Dienst- 
jahren unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kün- 
digungsfrist gekündigt werden. 

Auch die Altersversorgung ist bei den Rundfunk- 
anstalten nach den gegenwärtig bestehenden Rege- 
lungen günstiger als bei der Presse. Zur Zeit 
erreicht die Versorgung eines Zeitungsredakteurs 
aus den Versorgungseinrichtungen der Presse im 
besten Falle 45 % des letzten Gehalts. Ein Rund- 
funkredakteur kann bei langjähriger Betriebszuge- 
hörigkeit bis auf 50 °/o bzw. 60 % seines durch- 
schnittlichen Endgehalts kommen. Allerdings wer- 
den bei den Rundfunkanstalten zum Teil Leistun- 
gen aus gesetzlichen Rentenversicherungen ange- 
rechnet, während dies bei den Versorgungsleistun- 
gen für Zeitungsredakteure nicht der Fall ist. Es ist 
also nicht ausgeschlossen, daß in der Praxis die 
Altersversorgung eines Zeitungsredakteurs nicht 
wesentlich schlechter ist als die eines vergleich- 
baren Rundfunkredakteurs. 

Ob auch die Gehälter bei den Landesrundfunkanstal- 
ten im Durchschnitt höher liegen als bei Verlagen, 
läßt sich schwer beurteilen, da Vergleichsmaßstäbe 
fehlen. Rundfunkanstalten und Verlage klassifizie- 
ren die Tätigkeit nicht einheitlich. Ressortleiter bei 
Verlagen erhalten außertarifliche Gehälter, während 
Erste Redakteure bei Rundfunkanstalten Tarifgehäl- 
ter beziehen. Die Gehaltstarife für Zeitungsredak- 


j teure werden in der Regel (z. T. erheblich) über- 
i schritten, nicht dagegen die Gehaltstarife bei den 
j Anstalten. Die Rundfunkanstalten zahlen außerdem 
j tarifliches Kindergeld und andere Zuschläge, die bei 
Verlagen unüblich sind. 

Die Übersicht in Tabelle 221 ist unter Vorbehalten zu 
sehen. Sie stellt die tariflichen und außertariflichen 
Gehälter für Verlagsredakteure bei Zeitungen mit 
einer Auflage von mehr als 100 000 Exemplaren 
den Tarifgehältern einer mittleren Anstalt gegen- 
über. 

Nach Auskunft des Deutschen Journalisten-Verban- 
des sind die drei Gruppen in etwa miteinander ver- 
gleichbar. Berücksichtigt man, daß die Tarifgehälter 
für Redakteure und für Redakteure in besonderer 
Stellung bei Zeitungen mit einer Auflage von über 
100 000 Exemplaren im Durchschnitt bis zu 20% 
überschritten werden, dann bestehen keine großen 
Unterschiede in der Höhe zu den von den Rund- 
funkanstalten gezahlten Gehältern. Diese Feststel- 
lung wird durch die Erklärung eines Journalisten 
vor der Kommission bestätigt, daß die von den 
Rundfunkanstalten für vergleichbare Tätigkeiten 
gezahlten Gehälter nicht für den Entschluß aus- 
schlaggebend sind, zum Rundfunk wechseln. Einen 
größeren Anreiz zum Wechsel scheinen die Sozial- 
leistungen der Rundfunkanstalten zu bieten. 

Der Deutsche Journalistenverband hat vor der Kom- 
mission die Auffassung vertreten, daß zu einem 
geordneten Verhältnis zwischen Rundfunk und 
Presse die volle Freizügigkeit aller Journalisten 
gehöre. Deshalb sei es notwendig, das noch be- 
stehende soziale Gefälle vom Rundfunk zur Presse, 
z. B. in Bezug auf die Altersversorgung, abzubauen. 
Dies könne nicht allein durch eine Verbesserung 
der Alters- und Invaliditätsversorgung des Versor- 
gungswerks der Presse erreicht werden. Vielmehr 
sollte auch die Altersversorgung der Rundfunk- 
anstalten generell mit der des Versorgungswerks 
der Presse verbunden werden, damit der Wechsel 
von einem Medium zum anderen nicht unnötig 
erschwert werde. 


Tabelle 221 


Gehälter bei Verlagen mit einer Auflage 
von 100 000 und mehr in DM 

Tarifgehälter bei einer mittleren Rundfunkanstalt 
in DM 

Ressortleiter 

1 980 bis 3 300 *) 

Erster Redakteur 

1 875 bis 2 437 :J ) 

Redakteur in besonderer 
Stellung 

1 240 bis 1 632 2 ) 

Redakteur mit besonderer 
Aufgabe 

1 427 bis 1 988 3 ) 

752 bis 1 523 :i ) 

Redakteur 

595 bis 1 316 2 ) 

Redakteur 




1 ) Die Gehälter für Ressortleiter sind nicht tarifgebunden. Es handelt sich um Durchschnittsgehälter bei den unter- 
suchten Verlagen für das Jahr 1964. 

2 ) Tarifgehälter am 1. Januar 1965 für Zeitungen mit einer Auflage von 30 000 und mehr 

3 ) Tarifgehälter am 1. Januar 1965 

Quelle: Tarifverträge und eigene Erhebungen 


204 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2120 


Zur vollen Freizügigkeit gehört nach Ansicht des 
Deutschen Journalistenverbandes auch die Frei- 
zügigkeit unter den verschiedenen Rundfunkanstal- 
ten. Es sei nicht gut, daß die materiellen Bedingun- ! 
gen bei den einzelnen Anstalten unterschiedlich I 
seien und dadurch ein Wechsel, vor allem von einer 
großen zu einer kleineren Anstalt, erschwert werde. 

i 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die Rund- | 
funkanstalten in der überwiegenden Zahl der Fälle 
für vergleichbare Tätigkeiten keine höheren Gehälter 
zahlen als vergleichbare Verlage. Als vergleichbare 
Verlage betrachtet sie Verlage mit Zeitungen von 
100 000 Auflage und mehr. Bei der Größe der Rund- 
funkanstalten lassen sich die Gehälter bei kleinen 
und mittleren Verlagen kaum zum Vergleich heran- 
ziehen. Im übrigen ist der Abstand des Gehalts 
eines Redakteurs bei einer kleinen Zeitung zu dem 
Gehalt eines Rundfunkredakteurs nicht größer als 
der zu dem Gehalt eines Redakteurs bei einer gro- 
ßen Zeitung. Die Fluktuation von den kleineren zu 
den größeren Verlagen ist wesentlich stärker als 
die zu den Rundfunkanstalten. Für die kleinen Ver- 
lage sind die stärksten Wettbewerber auf dem 
Arbeitsmarkt die größeren Verlage. 1 


Dagegen bestehen am Arbeitsmarkt insofern unter- 
schiedliche Wettbewerbsbedingungen, als die Rund- 
funkanstalten bessere Sozialleistungen bieten als 
die Verlage. Sie werden außerdem jeweils zu ganz 
anderen Bedingungen geboten, so daß ein Wechsel 
erschwert erscheint. Dies bedeutet, daß die Frei- 
zügigkeit der Redakteure in gewisser Weise be- 
schränkt ist. Hier sind Verbesserungen denkbar 
und wünschenswert. So würde eine Verbindung 
der Altersversorgung der Presse mit jener der 
Rundfunkanstalten dazu beitragen, Rundfunkredak- 
teuren den Wechsel zu einem Verlag zu erleichtern. 

Die Ausbildung zum Redakteur wird auch in Zu- 
kunft vornehmlich von den Zeitungsverlagen getra- 
gen werden. Die Kommission ist der Auffassung, 
daß die Rundfunkanstalten der Ausbildung des 
journalistischen Nachwuchses mehr Aufmerksam- 
keit zuwenden sollten. Es läge im Interesse des 
journalistischen Nachwuchses, daß das Volontariat 
bei einer Zeitung durch ein Volontariat bei einer 
Rundfunkanstalt und umgekehrt ergänzt werden 
könnte. 


VIERTER TEIL 

Die steuerrechtliche Stellung 
der Rundfunkanstalten *) 


I. Überblick über die derzeitige steuerrechtliche 
Situation der Rundfunkanstalten 


A. Die rechtlichen Grundlagen 

der Rundfunkanstalten und ihre Auswirkung 
auf die Besteuerung 

Die Rundfunkanstalten genießen auf Grund ihrer 
Rechtsform als juristische Personen des öffentlichen 
Rechts Steuervorteile im Gewerbe- und Vermögen- 
steuerrecht. 

Nach § 2 I GewStG unterliegt zwar jeder inländische 
Gewerbebetrieb der Gewerbesteuer, unabhängig da- 
von, ob er von einer Körperschaft des privaten oder 
des öffentlichen Rechts betrieben wird. Dagegen ent- 
fällt die Gewerbesteuer, wenn juristische Personen 
des öffentlichen Rechts „wirtschaftliche Geschäfts- 
betriebe" (§8 1 GewStDV) unterhalten, gleich ob 
die Tätigkeit hoheitlicher Natur ist oder nicht. — 
Die Rechtslage für das Vermögensteuerrecht ist die 
gleiche: Die Steuerpflicht tritt für juristische Perso- 
nen des öffentlichen Rechts nur soweit ein, wie ihr 
Vermögen einem von ihnen unterhaltenen Gewerbe- 
betrieb i. S. des GewStG dient; wirtschaftliche Ge- 
schäftsbetriebe sind damit steuerfrei (§ 1 I 2 g VStG). 


') Im folgenden werden die Ergebnisse des steuerrecht- 
lichen Gutachtens zusammengefaßt, das als Anlage 66 
beigefügt ist. 


Diese steuerliche Begünstigung der juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechts ist sachlich nicht ge- 
rechtfertigt. Sie verstößt gegen die Grundsätze 
steuerlicher Gleichbehandlung, wie sie in der Recht- 
sprechung des RFH und BFH entwickelt worden 
sind. 

Bei den meisten Steuerarten hängt die unterschied- 
liche Belastung öffentlicher und privater Körper- 
schaften vom Inhalt der Tätigkeit und nicht von der 
Rechtsform ab. 

Die Rundfunkanstalten erlangen als Hoheits- und 
gemeinnützige Betriebe Steuervorteile hinsichtlich 
der Körperschaftsteuer, wenn sie auf erwerbswirt- 
schaftliche Tätigkeit verzichten. Dieser Verzicht ist 
der sachliche Grund für die steuerrechtliche Begün- 
stigung, so daß ein Vergleich zu Steuerpflichtigen, 
die diese Voraussetzung nicht erfüllen, nicht gezo- 
gen werden kann. Jedenfalls verlangt der Grundsatz 
der gleichmäßigen Besteuerung nicht zwingend die 
uneingeschränkte Körperschaftsteuerpflicht der An- 
stalt. Die Veranstaltung von Rundfunksendungen 
ist eine z. Z. gesetzlich dem Staat vorbehaltene im 
steuerlichen Sinne hoheitliche Aufgabe; ein steuer- 
rechtlich relevantes Wettbewerbsverhältnis zu Pri- 
vaten besteht nicht. Die Gebühren können nicht zu 
steuerpflichtigen Überschüssen führen. 

Dagegen ist uneingeschränkte Körperschaftsteuer- 
pflicht gegeben, soweit sich die Anstalten auf dem 
Werbesektor erwerbswirtschaftlich betätigen und 
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sich damit anderen Steuerpflichtigen vergleichbar 
betätigen. Die Werbesendungen sind in erster Linie 
Mittel zur Finanzierung der übrigen Sendepro- 
gramme, nicht aber zur Befriedigung eines Informa- 
tionsbedürfnisses der Rundfunkteilnehmer. Für die 
Befreiung von der Körperschaftsteuer genügt es 
nicht, daß die Werbeeinnahmen mittelbar einem 
öffentlichen Zweck — dem des Programmrundfunks 
— zugute kommen sollen, denn nach § 12/1 KStG muß 
auch der Betrieb, der die Förderungsmittel erwirt- 
schaftet, von der Körperschaftsteuer befreit sein. 
Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb des Werbefern- 
sehens ist auch nicht untrennbar mit dem Anstalts- 
zweck verknüpft, weil die Rundfunkanstalten ihre 
Einnahmen durch Gebührenanhebung bestreiten 
können. Im übrigen stehen die Rundfunkanstalten 
nach steuerrechtlichen Kriterien im Wettbewerb zu 
Zeitungsverlegern und Filmtheaterbesitzern, weil 
hier auch der Rundfunk auf Gewinnerzielung aus- 
gerichtet ist. Soweit die Anstalten den Werbebereich 
ausgegliedert und die Tätigkeit einer selbständigen 
Kapitalgesellschaft übertragen haben, unterliegen 
die Erträge gleichfalls der Besteuerung, weil die Ge- 
sellschaft unbeschränkt steuerpflichtig ist (§111 
KStG, § 5 II KStDV). 

Falls den Anstalten die im steuerrechtlichen Sinne 
hoheitliche Tätigkeit abgesprochen würde, wären sie 
zwar unbeschränkt steuerbar; sie würden aber nach 
§ 4 I 6 KStG steuerrechtlich begünstigt, soweit sie 
nach ihrer Verfassung und tatsächlichen Geschäfts- 
führung unmittelbar und ausschließlich gemeinnüt- 
zigen Zwecken dienen (§416 KStG mit § 6 GemVO). 
Steuerschädlich wäre nur das Werbegeschäft. 

Von der Umsatzsteuer sind die Rundfunkanstalten 
insoweit befreit, als ihre Tätigkeit Hoheitscharakter 
im steuerrechtlichen Sinne aufweist (§ 2 UStG, § 19 
UStDB); Gemeinnützigkeit genügt nicht. Da hoheit- 
liche (im steuerrechtlichen Sinne) und erwerbswirt- 
schaftliche Tätigkeiten einander ausschließen, 
könnte darin nur ein Vorteil im Vergleich zu den 
gemeinnützig tätigen Unternehmen gesehen werden; 
wirtschaftliche Bedeutung, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt des Wettbewerbs, kommt ihm nicht 
zu. 

Die Grundsteuervergünstigungen (§ 4/3 b GrStG) 
knüpfen dagegen nicht an die im steuerrechtlichen 
Sinne hoheitliche Aufgabe, sondern an die Gemein- 
nützigkeit an. Die Privilegien der (landesrechtlichen) 
Grunderwerbsteuergesetze stehen zumeist öffent- 
lich- wie privatrechtlichen Körperschaften offen 
(außer bei der Steuerbefreiung für den Fall, daß 
öffentliche Aufgaben von einem Verwaltungsträger 
auf den anderen übergeleitet werden). 


B. Rundfunkverfassung und 

Gesetzgebungskompetenz in Steuersachen 

Die Verleihung der Rechtsnatur von Anstalten des 
öffentlichen Rechts beeinträchtigt nicht die Gesetz- 
gebungshoheit des Bundes im Steuerrecht, obwohl 
die Rechtsform steuerrechtliche Auswirkungen zei- 
tigt. Die Zuerkennung der Gemeinnützigkeit in den 
Rundfunkgesetzen der Länder hat nur deklarato- 


rische Bedeutung. Bundesrecht (die GemVO) wird 
nicht verletzt. 


C. Privilegien der Rundfunkanstalten 
in den Steuergesetzen 

Die Befreiung der Rundfunkanstalten von der Um- 
satzsteuer hinsichtlich der Gebühreneinnahmen 
(§ 4/22 UStG) hat nur klarstellende Bedeutung. Sie 
bildet kein Privileg der Anstalten, da die Gebühr 
kein echtes Leistungsentgelt i. S. des UStG ist. 

Unabhängig davon, ob die Vergnügungssteuerge- 
setze ausdrückliche Befreiungsvorschriften für den 
Rundfunk enthalten, entfällt die Vergnügungssteuer, 
weil die herkömmlichen Anknüpfungspunkte für 
diese Steuer nicht gegeben sind. Die Art der Über- 
mittlung bildet keine Veranstaltung. Wegen seines 
überregionalen Charakters kann der Rundfunk nicht 
von einer Kommunalsteuer erfaßt werden. Der Emp- 
fang der Rundfunksendungen spielt sich im privaten 
Bereich ab. 


II. Die steuerrechtlich möglichen Einordnungen 
der Rundfunkanstalten 
(Systematischer Überblick über die 
verschiedenen Grundkonzeptionen) 


A. Hoheitliche Tätigkeit 
im steuerrechtlichen Sinne 

1. Ausschließlich hoheitliche Tätigkeit 

Soweit die Anstalten sich ausschließlich hoheitlich 
betätigen, unterliegen sie nur der beschränkten 
Steuerpflicht nach § 2 I 2 KStG. Sie sind nur steuer- 
pflichtig mit den Einkünften, von denen ein Steuer- 
abzug erhoben wird (§ 19 VII b KStG). 

Dazu gehören die Kapitalerträge aus Beteiligungen 
an Kapitalgesellschaften. Unabhängig von der Höhe 
der Beteiligungsquoten sind die Anstalten in Höhe 
von 25 °/o körperschaftsteuerpflichtig (§ 9 IV KStG 
analog). Dieser günstige Steuersatz schafft keinen 
sachwidrigen Vorzug vor privaten Körperschaften, 
da die hoheitliche Aufgabe - — und damit die be- 
schränkte Steuerpflicht — nach der Verfassung der 
Anstalten gerechtfertigt werden kann. Private Kör- 
perschaften können durch Weitergabe der empfan- 
genen Dividenden an ihre Gesellschaften die Nach- 
steuer überhaupt vermeiden (§ 9 III 2 KStG). — 
Der ermäßigte Steuersatz gilt auch für Einkünfte 
aus stillen Beteiligungen der Anstalten (§212 
KStG, § 43 I 2 EStG mit § 1 I 1 KapStDV, § 19 VII b 
KStG). 

Eine Organschaft kann zwischen Anstalten und 
Tochtergesellschaften nicht anerkannt werden, weil 
das herrschende Unternehmen ein Gewerbebetrieb 
sein muß. 
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Der Zusammenschluß der Rundfunkanstalten zu 
einer Arbeitsgemeinschaft und deren satzungsmä- 
ßige Tätigkeit erfüllt keinen Tatbestand des Körper- 
schaftsteuerrechts. Denn die Arbeitsgemeinschaft ist 
allein auf öffentliche Aufgaben bezogen. 

Zwischen den Anstalten und ihren Tochtergesell- 
schaften vollzieht sich kein körperschaftsteuerpflich- j 
tiger Leistungsaustausch. Abgesehen davon, daß 
keine Gewinne erzielt werden, entziehen sich die 
Erträge im Hoheitsbereich schlechthin der beschränk- 
ten Steuerpflicht 

Gewerbe-, Vermögen- und Umsatzsteuer entfallen 
bei der Hoheitstätigkeit im steuerrechtlichen Sinne. 
Dagegen tritt die Befreiung von der Grundsteuer 
nur bei gemeinnützigem Handeln ein. Die Gleich- 
stellung der hoheitlichen Anstalten mit gemeinnüt- 
zigen Körperschaften erscheint zweifelhaft. § 4/7 
GrStG ist nicht anwendbar. 

Eine Grunderwerbsteuerbefreiung kommt nur in 
Frage beim Übergang von Grundstücken aus Anlaß 
des Übergangs öffentlicher Aufgaben. 

Gesellschaftsteuerliche Tatbestände kommen bei den 
Anstalten nicht in Betracht. Auch in ihrer Eigen- 
schaft als Gesellschafter ihrer Tochtergesellschaften 
erbringen sie keine gesellschaftsteuerpflichtigen 
Leistungen. 

Die Vergnügungssteuer entfällt schon, weil tatbe- 
standsmäßig keine „Veranstaltung" vorliegt. 

2. Hoheitliche Tätigkeit mit einem Betrieb 
gewerblicher Art (§116 KStG) 

Geht man mit dem Sachverständigen der Kommis- 
sion von der Annahme aus, die gesamte Tätigkeit 
der Rundfunkanstalten sei steuerrechtlich als eine 
hoheitliche Betätigung mit einem Betrieb gewerb- 
licher Art anzusehen, dann wird es notwendig, den 
Bereich hoheitlicher Tätigkeit von dem Betrieb ge- 
werblicher Art abzugrenzen. Die Trennung erfolgt 
danach, inwieweit eine „wirtschaftliche" Tätigkeit 
mit einem Leistungsentgelt gegeben ist oder nicht 
(vgl. § 1 KStDV). „Wirtschaftlich" ist nur die Tätig- 
keit, die zusätzliche Einnahmen zu den Rundfunk- 
gebühren erschließt. Das ist beim Werbegeschäft 
der Fall. 

Soweit die Anstalten das Werbefernsehen in eigener 
Regie betreiben, ist der Umfang der persönlichen 
Steuerpflicht nicht gemindert. Das Werbefernsehen 
bildet eine selbständige wirtschaftliche Betätigung, 
die zur Erzielung von Einnahmen und damit zur 
Steuerpflicht führt. Das Werbefernsehen erfüllt nicht 
nur die Voraussetzungen eines Betriebes gewerb- 
licher Art in Form eines wirtschaftlichen Geschäfts- 
betriebes, sondern sogar die eines Gewerbebetrie- 
bes (§ 1 GewStDV). Die Voraussetzung eines Betrie- 
bes gewerblicher Art nach § 1 II 1 KStDV — daß 
sich der Betrieb innerhalb der Körperschaft wirt- 
schaftlich heraushebt — liegt vor. Die Ausgaben, 
die den Einnahmen der Anstalten gegenüberstehen, 


werden hier nicht besonders erfaßt. Sie müssen im 
Schätzwege ermittelt werden. 

Soweit die Anstalten Werbetochtergesellschaften 
gegründet haben, ist ihnen im Werbebereich ein Be- 
trieb gewerblicher Art im Sinne von § 1 KStDV 
verblieben. Zu diesem Betrieb können die Produk- 
tion des Rahmenprogramms für die Werbesendun- 
gen, die Ausstrahlung der Sendungen, die Über- 
lassung von Räumen und Einrichtungen an die 
Tochtergesellschaften gehören. Die Leistungen wer- 
den auf Selbstkostenbasis abgerechnet. Der Besitz 
und die Verwaltung von Anteilen an den Werbe- 
gesellschaften und von stillen Beteiligungen bilden 
für sich allein keine „wirtschaftliche" Tätigkeit nach 
§ 1 KStDV. Sie können dem Betrieb gewerblicher 
Art der Anstalten nicht zugeordnet werden, da un- 
mittelbare Verbindungen zwischen dem Betrieb und 
dem Anteilbesitz hergestellt und die Rechtspre- 
chung über das „notwendige Betriebsvermögen" 
nicht anwendbar ist. 

Hinsichtlich der Auswirkungen auf die Körperschaft- 
steuerpflicht muß zwischen den Anstalten, die das 
Werbefernsehen in eigener Regie als bloße Abtei- 
lung führen, und denen, die eine besondere Gesell- 
schaft dazu gegründet haben, unterschieden werden. 

Für die Berechnung der Körperschaftsteuerbelastung 
des ersten Anstaltstyps sind die auf die Werbeab- 
teilung entfallenden Aufwendungen (Produktions- 
kosten, Ausstrahlungskosten, Verwaltungskosten- 
anteil) und die Erlöse aus der Werbung gegenüber- 
zustellen. Der auf diese Weise ermittelte Uberschuß 
unterliegt nach § 19 I 3 KStG einer Körperschaft- 
steuer von 49 %. Eine Verminderung des Steuer- 
satzes scheidet mangels berücksichtigungsfähiger 
Ausschüttungen aus. 

Soweit Werbegesellschaften angegliedert worden 
sind, unterliegen die Dividenden und die Einnahmen 
aus stillen Beteiligungen dem ermäßigten Steuersatz 
von 25 %, da die Gesellschaftsanteile dem Hoheits- 
betrieb zugerechnet werden. Diese Vorteile sind 
gewährt worden, weil durch die Einführung des 
gespaltenen Körperschaftsteuertarifs für beschränkt 
Steuerpflichtige die Ertragsteuerbelastung bei Zwi- 
schenschaltung einer Kapitalgesellschaft generell 
günstiger ist. Die Ausnutzung dieser rechtlichen 
Situation durch die Anstalten ist wegen der unter- 
schiedlichen Zielsetzungen bei privat- und öffent- 
lich-rechtlich organisierten Anteilseignern nicht will- 
kürlich. Gegenüber vergleichbaren Steuerpflichtigen 
genießen die Anstalten auch ohne Ausgliederung 
des Werbegeschäfts einen allgemeinen Vorteil auf 
Grund der unterschiedlichen Steuersätze für Kapi- 
talgesellschaften (vgl. § 1 I 1 — 6 KStG). 

Soweit die Werbegesellschaften für Teile des Regio- 
nalprogramms, die dem Bereich der hoheitlichen 
Tätigkeit zuzurechnen sind, Kosten tragen, liegt 
darin eine verdeckte Gewinnausschüttung, die bei 
den Werbegesellschaften mit 51 °/o zu versteuern 
ist, bei den Anstalten dagegen nicht nachsteuer- 
pflichtig und auf Grund des Schachtelprivilegs (§9 1 
KStG) steuerfrei ist. Die übrigen Leistungen, welche 
die Betriebe gewerblicher Art gegenüber den Wer- 
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begesellschaften auf Selbstkostenbasis erbringen, 
sind dagegen keine verdeckten Gewinnausschüttun- 
gen, weil keine Gewinnerzielungsabsicht besteht. 

Die Gewerbesteuer fällt nach § 1 GewStDV für die | 
Anstalten an, soweit sie in eigener Regie das Wer- [ 
begeschäft durchführen und damit einen Betrieb ge- | 
werblicher Art darstellen, nicht dagegen, soweit das 
Werbegeschäft auf rechtlich verselbständigte Kapi- 
talgesellschaften übertragen worden ist; hier unter- 
liegen nur die Gesellschaften der Gewerbesteuer, 
während die Anstalten in den Bereichen, wo sie für 
die Werbegesellschaft arbeiten, einen nach § 2 III 
GewStG steuerfreien wirtschaftlichen Geschäftsbe- 
trieb darstellen. Vorteile gegenüber privaten Steuer- 
pflichtigen ergeben sich nur bei der Gewerbekapital- 
steuer und der Lohnsummensteuer; Lediglich auf 
Grund der Rechtsform sind die Anstalten davon be- 
freit. Ein Gewerbeertrag wird in dem zu Selbst- 
kosten abrechnenden gewerblichen Bereich der 
Anstalten ohnehin nicht erreicht. 

Eine solche sachwidrige Bevorzugung gilt auch bei 
der Vermögensteuer; Die Anstalten sind soweit 
von der Steuer befreit, wie ihre wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetriebe für die Werbegesellschaften tätig i 
sind (vgl. § 1 I 2 g VStG). ! 

Umsatzsteuerpflicht entsteht nur bei Leistungen im 
Werbesektor. Die Voraussetzungen eines umsatz- 
steuerlichen Organschaftsverhältnisses sind zwi- | 
sehen Anstalten und Werbetöchtern nicht erfüllt, j 
Die Vorteile der Anstalten gegenüber privaten ' 
Steuerpflichtigen beschränken sich auf die gebüh- 
renpflichtigen Leistungen und auf den Leistungsaus- ; 
tausch zwischen den Anstalten zur Erfüllung öffent- j 
lieber Aufgaben. Diese Vorteile folgen aus der Be- 
sonderheit der hoheitlichen Funktion. 

Für die Grund-, Grunderwerb-, Gesellschaft- und 
Vergnügungssteuer ergeben sich keine Besonder- 1 
heiten gegenüber den Ausführungen unter II A 1. 


B. Nicht hoheitliche Tätigkeit 

im steuerrechtlichen Sinne, jedoch 
gemeinnützige Tätigkeit der Anstalten 

1. Ausschließlich gemeinnützige Tätigkeit 

Wenn der gesamte Betrieb jeder Rundfunkanstalt 
gewerblicher Art ist, besteht nach § 1 I 6 KStG grund- 
sätzlich unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht. Die 
Anstalten sind jedoch unter den besonderen Vor- 
aussetzungen der Gemeinnützigkeit von der Steuer 
befreit (§416 KStG). Da aber das Werbegeschäft | 
einen schädlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ! 
im Sinne von § 6 GemVO begründet und da deshalb | 
eine ausschließliche Gemeinnützigkeit der Betriebe 
gewerblicher Art der Rundfunkanstalten nicht in Be- ; 
tracht kommt, hat diese Alternative nur theoretische ' 
Bedeutung. 

Die Betriebe gewerblicher Art der Rundfunkanstal- 
ten sind als ausschließlich gemeinnützige Einrich- 


I tungen nach § 4 II KStG mit § 2 II GemVO nur inso- 
| weit von der Körperschaftsteuer befreit, als es sich 
sich nicht um inländische Einkünfte handelt, die dem 
Steuerabzug unterliegen. Die Anstalten sind daher 
als gemeinnützige Einrichtungen mit ihren Dividen- 
den aus ihren Schachtelbeteiligungen einer 25°/oigen 
Nachsteuer unterworfen. Stille Beteiligungen unter- 
liegen dagegen der Kapitalertragsteuer, mit welcher 
die Körperschaftsteuer abgegolten ist. 

Der Abschluß eines Organschaftsvertrages zwischen 
den Anstalten und ihren Werbetöchtern ist nicht 
möglich, da die Anstalten nicht mit Gewinnerzie- 
lungsabsicht für die Werbegesellschaften tätig wer- 
den. — Die Preisgestaltung der Anstalten im Lei- 
stungsaustausch mit den Werbegesellschaften zeitigt 
keine steuerrechtlichen Folgen, da es sich bei An- 
nahme einer ausschließlich gemeinnützigen Tätig- 
keit um einen steuerlich unschädlichen Betrieb nach 
§ 7 GemVO handeln muß. 

Gewerbe- und Vermögensteuer entfallen bei aus- 
schließlich gemeinnütziger Tätigkeit (§ 3 6 GewStG, 
§ 3 I 6 VStG). 

Dagegen wird die Umsatzsteuerpflicht von der Ge- 
meinnützigkeit nicht berührt. Deshalb ist auch um- 
satzsteuerliche Organschaft zwischen Anstalt und 
Werbegesellschaft ohne weiteres möglich, so daß 
die Leistungen zwischen beiden steuerfreie Innen- 
umsätze sein können. 

Bei Nutzung des Grundbesitzes öffentlicher Körper- 
schaften zu gemeinnützigen Zwecken entfallen die 
Grundsteuer und — nach den Sondervorschriften 
einiger Länder — die Grunderwerbsteuer. 

Für die Gesellschaft- und Vergnügungssteuer er- 
geben sich keine Besonderheiten gegenüber der 
Qualifikation als hoheitliche Tätigkeit (siehe oben 
II A 1). 

2. Gemeinnützige Tätigkeit mit 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb 

Da unter Annahme nicht-hoheitlicher (im steuer- 
rechtlichen Sinne) Funktion der Anstalten die ge- 
samte Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen aus- 
geübt wird und daher als wirtschaftlicher Geschäfts- 
betrieb im Sinne der GemVO anzusehen ist, hängt 
die Besteuerung davon ab, inwieweit es sich um 
einen steuerlich schädlichen (§ 6 GemVO) oder 
unschädlichen (§ 7 GemVO) wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb handelt. Nach § 7 GemVO richtet sich 
die Unschädlichkeit nach der unlösbaren Verknüp- 
fung von Erfüllung des gemeinnützigen Zwecks und 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb unter Beachtung 
des Wettbewerbs mit steuerpflichtigen Unterneh- 
men. 

Diese Verknüpfung besteht nicht, soweit die An- 
stalten die Werbesendungen in eigener Regie durch- 
führen. Die Verpachtung von Räumen und Einrich- 
tungen, die Produktions- und Sendetätigkeit für 
Tochtergesellschaften ist ebenfalls ein einheitlicher, 
steuerlich schädlicher, wirtschaftlicher Geschäftsbe- 
trieb (arg. Abschn. 15 II GewStR). Die Beteiligungen 


208 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2120 


an den Tochtergesellschaften gehören nicht zum 
steuerlich schädlichen Betrieb. 

Für die Körperschaft-, Gewerbe- und Vermögen- 
steuer ist die Rechtslage im Ergebnis gleich wie bei 
Annahme hoheitlicher Tätigkeit mit Betrieb gewerb- 
licher Art (siehe oben II A 2). In der Umsatzsteuer- 
pflicht ändert sich nichts gegenüber der Annahme 
ausschließlich gemeinnütziger Tätigkeit (siehe oben 
Abschnitt II Bl). Das gleiche gilt grundsätzlich für 
das Grundsteuer- und Grunderwerbsteuerrecht; Ver- 
mögen, das dem steuerlich schädlichen wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb dient, scheidet ohne weite- 
res als Gegenstand der Begünstigungsvorschriften 
aus. Für das Vergnügungs- und Gesellschaftsteuer- 
recht ergeben sich keine Abweichungen gegenüber 
der Bewertung als ausschließlich hoheitliche (im 
steuerrechtlichen Sinne) Tätigkeit (siehe oben 
II A 1). 


III. Steuerrechtlicher Belastungsvergleich 
zwischen Anstalten und Privatunternehmen 

A. Gesetzliche Privilegien der Anstalten 

Die steuerlichen Auswirkungen, die sich aus dem 
im steuerrechtlichen Sinne hoheitlichen bzw. ge- 
meinützigcn Charakter der Tätigkeit ergeben, kön- 
nen steuerrechtlich nicht als echte Privilegien, son- 
dern nur als Folgen aus der Natur der Sache ange- 
sehen werden. Das gleiche gilt von der Vergnü- 
gungssteuer. 

Die Staatsverträge und Rundfunkgesetze begründen 
durch die Errichtung von öffentlich-rechtlichen An- 
stalten nur insofern steuerliche Vorteile, als wirt- 
schaftliche Geschäftsbetriebe der Anstalten im Sinne 
des § 8 GewStDV nicht der Gewerbe- und Ver- 
mögensteuer unterliegen. Diese Vorteile werden nur 
ausgenutzt, soweit die Anstalten das Werbefern- 
sehen Tochtergesellschaften überlassen und davon 
absehen, das Werbefernsehen selbst in Gewinn- 
erzielungsabsicht als Gewerbebetrieb durchzufüh- 
ren. Die Privilegien beschränken sich überdies auf 
die Gewerbekapital- und Lohnsummensteuer, weil 
die gegenüber den Werbegesellschaften zu Selbst- 
kosten abrechnenden Anstalten keine Gewerbe- 
erträge erzielen. 

Die Vorteile, die den Anstalten bei der Gewerbe- 
kapital- und Vermögensteuer zufließen, lassen sich 
nur feststellen, wenn hinsichtlich der für das Werbe- 
fernsehen benutzten Einrichtungen und Räumlich- 
keiten detaillierte Abgrenzungen vorgenommen 
werden und ein Bild über den Einsatz des Betriebs- 
vermögens gewonnen wird. Für die Lohnsummen- 
steuer ist der Anteil der Lohn- und Gehaltszahlun- 
gen zu ermitteln, der auf die Tätigkeit der Anstalten 
für die Werbegesellschaften entfällt. 

Rundfunk- und Fernsehdarbietungen scheiden als 
steuerbare Vorgänge im Sinne der Vergnügungs- 
steuergesetze der Länder aus. Vorteile können allen- 
falls insofern angenommen werden, als es aus Grün- 
den des Wettbewerbs zu privaten Unternehmen, ins- 


besondere den Filmtheatern, erforderlich gewesen 
wäre, eine Steuerpflicht durch Ausweitung des Ver- 
anstaltungsbegriffs zu begründen. Hinsichtlich der 
Wettbewerbslage gilt auch hier, daß Hoheitsträger 
und Privatunternehmen wegen ihrer unterschied- 
lichen Zielsetzungen nach den Grundsätzen des 
Steuerrechts nicht vergleichbar sind. 

B. Die effektive steuerliche Mehrbelastung 
von Presse und Film 

Die Rundfunkanstalten sind effektiv erheblich ge- 
ringer steuerlich belastet als die Träger der Presse 
und des Films. Der Unterschied beruht zum größten 
Teil darauf, daß die Rundfunkanstalten im Gegen- 
satz zu der Filmwirtschaft und der Presse im steuer- 
rechtlichen Sinne hoheitlich tätig sind und die Steuer- 
gesetze von einer Belastung der Hoheitsträger ab- 
sehen. Die Steuerfreiheit der Hoheitsträger ist — 
abgesehen von den Befreiungstatbeständen des Ge- 
werbe- und Vermögensteuerrechts — sachlich ge- 
rechtfertigt. Das Verhältnis dieser unsachgerechten 
Vorteile des Rundfunks zur Gesamtmehrbelastung 
der privaten Medien ist aber nur gering. Je nach- 
dem, ob eine große, mittlere oder kleine Rundfunk- 
anstalt den Vergleichsmaßstab liefert, liegt dieses 
Verhältnis bei 0,3 — 0,9 — 4,2 °/o gegenüber der Ge- 
samtmehrbelastung von Filmtheatern und bei 0,4 — - 
1,1 — 6,5% gegenüber der Gesamtmehrbelastung 
der Presse. In diesen Vergleich, der sich auf den 
Zeitraum von 1961 bis 1964 erstreckt, ist die Lohn- 
summensteuer nicht einbezogen. 


IV. Auswirkungen der Mehrwertsteuer 

Nach dem Umsatzsteuergesetz vom 29. Mai 1967 
(Mehrwertsteuer) üben die Rundfunkanstalten keine 
öffentliche Gewalt im Sinne dieses Gesetzes aus (§ 2 
Abs. 3 letzter Satz). Damit werden die Anstalten un- 
abhängig davon, ob sie nach allgemeinen Grund- 
sätzen des Steuerrechts eine hoheitliche Tätigkeil 
ausüben, der Umsatzsteuer unterworfen. 

A. Belastung im Programmbereich 

Leistungen, deren Entgelt in Rundfunkgebühren be- 
steht, werden nicht mit dem allgemeinen Satz von 
10% (§ 12 Abs. 1), sondern mit einem Vorzugssatz 
von 5 % besteuert (§ 12 Nr. 7 a). 

Die gebührenpflichtigen Leistungen der Rundfunk- 
anstalten werden regelmäßig für Privatpersonen er- 
bracht, nicht für Unternehmer. Jede Weiterbelastung 
von Umsatzsteuer auf die Rundfunkteilnehmer 
würde daher auch dann, wenn die Umsatzsteuer ge- 
sondert in Rechnung gestellt würde, eine Erhöhung 
der Rundfunkgebühren bedeuten. Würden die Ge- 
bühren nicht um die Umsatzsteuer erhöht, würden 
sie also als Bruttogebühren (Nettogebühren zuzüg- 
lich Umsatzsteuer) beibehalten, würde sich die Ver- 
pflichtung der Anstalten zur Abführung der Umsatz- 
steuer an das Finanzamt (sog. „Zahllast") als echte 
Belastung der Rundfunkanstalten auswirken. Soweit 
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die Anstalten Leistungen empfangen, die mit Um- 
satzsteuer vorbelastet sind, können jedoch auch sie 
von der Möglichkeit des Vorsteuerabzugs (§ 15) Ge- 
brauch machen. Solche vorbelasteten Leistungen 
werden vor allem bei Investitionen und bei einem 
Teil der sonstigen Aufwendungen Vorkommen. Die 
Leistungen der Bundespost werden dagegen nicht 
vorbelastet sein: Die Umsätze des Bundes für den 
Rundfunk bleiben steuerfrei (§ 4 Nr. 7). 

Nach einer überschlägigen Berechnung des Sachver- 
ständigen der Kommission dürfte die Belastung im 
Programmbereich infolge der Gewährung des Vor- 
zugssteuersatzes gering sein, wenn sich der Umfang 
der in der Vergangenheit angefallenen umsatzsteuer- 
belasteten Vorleistungen, insbesondere der Umfang 
der bisher durchgeführten Investitionen, nicht 
wesentlich ändert. 

B. Belastung im Werbebereich 

Die Leistungen im Werbebereich unterliegen dem 
allgemeinen Umsatzsteuersatz von 10°/o. Sie werden 
regelmäßig für Unternehmer erbracht. Diese können 
die ihnen berechneten Umsatzsteuern als Vorsteuer 
von ihrer eigenen Steuerschuld abziehen. 

Auch die Werbegesellschaften der Rundfunkanstal- 
ten können die Vorsteuern von der eigenen Steuer- 
schuld abziehen. Umsatzsteuerbelastete Vorleistun- 
gen dürften auch hier vor allem bei den Investitionen 
und bei einem Teil der sonstigen Aufwendungen 
Vorkommen. 

Nach den Berechnungen des Sachverständigen der 
Kommission werden die Werbegesellschaften der 


Rundfunkanstalten unter der Voraussetzung, daß 
sich ihre bisherige Kostenstruktur nicht wesentlich 
ändert, mit einem nicht unbedeutenden Anstieg ihrer 
Umsatzsteuerzahllast rechnen müssen. Er wird sieb 
jedoch nur dann als Belastung auswirken, wenn 
eine Weiterbelastung über eine Anhebung der 
Bruttopreise von den Werbungtreibenden nicht hin- 
genommen werden sollte. Die Mehrwertsteuerbe- 
lastung im Werbebereich muß also nicht zwingend 
zu Ertragseinbußen führen. 


V. Ergebnis 

I. 

Der Staat gewährt den Rundfunkanstalten ungerecht- 
fertigt Privilegien, soweit er die wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe der Anstalten lediglich auf Grund 
des formalen Anknüpfungspunktes der Rechtsnatur 
als juristischer Personen des öffentlichen Rechts 
von der Gewerbe- und Vermögensteuer freistellt. 
Da Gewerbeertragsteuer wegen der Verrechnungen 
der Leistungen zu Selbstkosten ohnehin nicht anfällt, 
ergeben sich keine schwerwiegenden materiellen 
Vorteile. 

II. 

Soweit die Anstalten darüber hinaus geringer 
steuerlich belastet sind als private Medien der 
Meinungsbildung, ergeben sich die Vergünstigun- 
gen sachgerecht aus den im steuerrechtlichen Sinne 
hoheitlichen Aufgaben, die durch die Anstalten er- 
füllt werden. 


FÜNFTER TEIL 

Die Stellung der Medien im Wettbewerbsrecht 


I. Der Anwendungsbereich 
des Wettbewerbsrechts 

Die Untersuchung der Wettbewerbsbeziehungen 
zwischen Rundfunk, Presse und Film hat gezeigt, 
daß das Leistungsangebot der Rundfunkanstalten im 
Programmrundfunk und im Werbefunk (Hörfunk 
und Fernsehen) wettbewerbserheblich ist. Das gilt 
unabhängig von der im einzelnen unterschiedlichen 
Intensität der Wettbewerbsbeziehungen. Wettbe- 
werbsverzerrungen könnten sich einmal daraus er- 
geben, daß für das Verhalten der Medien im Wett- 
bewerb unterschiedliche Rechtssätze gelten. Für die 
Zeitungsverlage und die Unternehmen der Filmwirt- 
schaft begegnet die Geltung des Rechts des unlaute- 
ren Wettbewerbs und des Rechts der Wettbewerbs- 
beschränkungen keinen Bedenken. Für die Rund- 
funkanstalten als Anstalten des öffentlichen Rechts 
muß dagegen geprüft werden, inwieweit sie dem 
Wettbewerbsrecht unterliegen. Davon zu unter- 
scheiden ist die weitere Frage, ob die Rundfunk- 


anstalten durch ihr Marktverhalten gegen wettbe- 
werbsrechtliche Normen verstoßen. Die Kommission 
hat jedoch nicht die Aufgabe, das Verhalten der be- 
teiligten Unternehmen im einzelnen darauf zu prü- 
fen, ob es gegen das Recht des unlauteren Wett- 
bewerbs oder das Recht der Wettbewerbsbeschrän- 
kungen verstößt. Zu prüfen ist vielmehr, ob die ge- 
genwärtige rechtliche Struktur der Rundfunkanstal- 
ten ein Wettbewerbsverhalten zur Folge hat, das als 
solches mit dem Wettbewerbsrecht in Konflikt gerät. 

A. Die Anwendung des Wettbewerbsrechts 
auf die öffentliche Hand 

Die Rechtsprechung grenzt die Anwendbarkeit des 
Wettbewerbsrechts auf die öffentliche Hand nach 
den gleichen Grundsätzen ab, nach denen sie Privat- 
recht und öffentliches Recht unterscheidet. Für das 
so abgegrenzte erwerbswirtschaftlich fiskalische 
Handeln gelten unabhängig von der Rechtsform, in 
der sich die öffentliche Hand am Wettbewerb betei- 
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ligt, die allgemeinen Regeln des Wettbewerbsrechts. 
Das hat der Bundesgerichtshof 9 für die Rundfunk- 
anstalten entschieden: „Nach feststehender Recht- ; 
sprechung können auch Verwaltungsträger des 
öffentlichen Rechts Teilnehmer am geschäftlichen , 
Wettbewerb sein. In diesem Bereich unterliegen sie I 
nicht nur selbst hinsichtlich ihrer Handlungen der | 
Bindung an die privatrechtlichen Vorschriften des j 
UWG 2 ), sondern können auch ihrerseits den Schutz 
dieses Gesetzes für diesen Bereich in Anspruch 
nehmen". 

Was für das Recht des unlauteren Wettbewerbs auf 
Grund der höchstrichterlichen Rechtsprechung gilt, 
hat der Gesetzgeber für das Recht der Wettbewerbs- 
beschränkungen in § 98 Abs. 1 GWB entschieden: 

„Dieses Gesetz findet auch Anwendung auf Unter- 
nehmen, die ganz oder teilweise im Eigentum der 
öffentlichen Hand stehen oder die von ihr verwaltet 
oder betrieben werden, soweit in den §§ 99 — 103 
nichts anderes bestimmt wird." 

Zu den Unternehmen der öffentlichen Hand in die- 
sem Sinne gehören nicht nur die in der Rechtsform 
der privatrechtlichen Kapitalgesellschaft betriebe- 
nen Unternehmen, vom Gesetz erfaßt wird vielmehr 
die gesamte unternehmerische Tätigkeit der öffent- 
lichen Verwaltung einschließlich der öffentlichen An- 
stalten. In Anwendung dieses Grundsatzes hat der 
BGH 3 ) für die erwerbswirtschaftliche Tätigkeit der 
Sozialversicherungsträger entschieden, daß sie in 
der Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben 
durch die Anwendung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen auf frei von ihnen ver- 
einbarte privatrechtliche Verträge nicht beeinträch- 
tigt würden. 

Die öffentliche Hand unterliegt dem Wettbewerbs- 
recht immer dann, wenn sie sich am Privatrechts- 
verkehr beteiligt und dadurch in Wettbewerb zu 
privaten Wettbewerbern tritt. Um die Stellung der | 
Rundfunkanstalten im Wettbewerbsrecht beurteilen | 
zu können, muß ermittelt werden, unter welchen j 
Voraussetzungen ein auf der Ebene des Privatrechts 
liegendes Wettbewerbsverhältnis anzunehmen ist. 

Die Anwendbarkeit der Normen des UWG auf die 
wirtschaftliche Tätigkeit der öffentlichen Hand hängt 
nach ständiger Rechtsprechung 4 ) davon ab, ob diese 
Tätigkeit mit privatrechtlichen oder mit hoheitlichen 
Mitteln durchgeführt wird. Nach der vom Bundes- 
gerichtshof 5 ) vertretenen Subjektionstheorie ist auch 
im Bereich des Wettbewerbsrechts zunächst zu prü- 
fen, ob sich die Beteiligten im Verhältnis der Über- 
und Unterordnung oder auf dem Boden der Gleich- 
ordnung gegenüberstehen. Ein dem Wettbewerbs- 
recht entzogenes öffentlich-rechtliches Rechtsverhält- 
nis kann nicht nur bei obrigkeitlichen Akten vor- 
liegen, sondern auch bei Tätigkeiten der Leistungs- 


9 BGHZ 37, S. 1, S. 16/17; vgl. auch RGZ 116, S. 1 f. 

2 ) vgl. BGH GRUR 1956, S. 227; 1959, S. 244, S. 246 

3 ) BB 1961, S. 1339, S. 1340 

9 BGH GRUR 1956, S. 227; vgl. auch von Gamm, GRUR 
1959, S. 303 ft. ; BGHZ 37, S. 1, S. 16 
5 ) BGHZ 14, S. 222, S. 227 


Verwaltung. Eine Tätigkeit ist aber nicht schon des- 
halb dem öffentlichen Recht zuzuordnen, weil mit ihr 
öffentliche Interessen wahrgenommen werden. 9 
Deshalb sagt auch die Bezeichnung einer Tätigkeit 
als Daseinsvorsorge nichts über ihre privatrechtliche 
oder öffentlich-rechtliche Natur aus. Entscheidend 
ist vielmehr die Art und Weise, wie ein öffentliches 
Unternehmen im Verhältnis zu seinen Benutzern ge- 
ordnet ist, wie der Betrieb organisiert, sein Auf- 
gabenbereich geregelt und der Wille des Hoheits- 
trägers erkennbar geworden ist, das Unternehmen 
privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich zu betrei- 
ben. 2 ) Die Grenzen bleiben jedoch fließend, häufig 
entscheidet die historisch begründete positivrecht- 
liche Zuordnung. 

Die gleichen Kriterien werden bei der Anwendung 
des Rechts der Wettbewerbsbeschränkungen im Rah- 
men von § 98 Abs. 1 GWB zugrunde gelegt. Schon 
in der Begründung zum Regierungsentwurf heißt es, 
das Gesetz wolle keine Leistung erfassen, die auf 
Grund hoheitlicher Bestimmung gegeben oder ge- 
fordert werde. 3 ) Das schließt nicht die Anwendung 
des GWB auf eine Körperschaft aus, die zugleich 
hoheitliche Aufgaben erfüllt. Sie ist insoweit als 
Unternehmen i. S. des Gesetzes anzusehen, als sie 
privatrechtlich handelt. 4 ) 

B. Die Ermittlung privatrechtlicher 
Wettbewerbsverhältnisse 

Ob die öffentliche Hand im Wettbewerb im Verhält- 
nis der Uber- und Unterordnung oder auf dem Boden 
der Gleichordnung handelt, wird von der Recht- 
sprechung anhand der Beziehung zu denjenigen Per- 
sonen geprüft, welche die Leistungen der öffent- 
lichen Hand in Anspruch nehmen. Wettbewerbsbe- 
ziehungen bestehen aber nicht zwischen der Öffent- 
lichen Hand und denjenigen Personen, welche deren 
Leistungen in Anspruch nehmen. Die Leistungsbezie- 
hung vermittelt nur ein Wettbewerbsverhältnis. 
Wettbewerber sind allein diejenigen Unternehmen, 
welche neben der öffentlichen Hand zur Befriedi- 
gung der gleichen Nachfrage in Betracht kommen. 
Die rechtliche Würdigung allein der Leistungsbezie- 
hungen erschöpft deshalb nicht die für die Beurtei- 
lung der Wettbewerbsbeziehungen maßgeblichen 
Gesichtspunkte. Vielmehr ist die wettbewerbsrecht- 
liche Problematik von der Rechtsnatur der Tätigkeit 
der öffentlichen Hand in wichtigen Beziehungen un- 
abhängig. Besonders im Bereich der Leistungsver- 
waltung ist es für die Wirkungen, die von der 
Tätigkeit der öffentlichen Hand auf den Markt aus- 
gehen, unerheblich, ob die Tätigkeit öffentlich-recht- 
lich oder privatrechtlich ausgeübt wird. So ist das 
Verhältnis der Rundfunkanstalten zu den Empfän- 
gern zwar öffentlich-rechtlicher Natur, das schließt 
aber Wettbewerbsbeziehungen zum Film und zur 
Presse nicht aus. Aus der freien Entscheidung der 
Nachfrager nach den Leistungen der Rundfunkan- 


9 vgl. BGHZ 16, S. 59, S. 64; BGHZ 37, S. 1, S. 16 
9 BGHZ 27, S. 287/281; 35. S. Hl ff. 

:i ) Begründung zum Regierungsentwurf, § 1 Nr. 3 Buch' 
stabe b 

9 BGHZ 36. S. 91, S. 93 
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stalten entstehen Märkte für Leistungen, welche die j 
Nachfrager als austauschbar ansehen. 

Der BGH hat das Verhalten von Rundfunkanstalten j 
im Bereiche des Programmrundfunks zwar den Re- ; 
geln des UWG unterstellt. Der Sachverhalt war in- ! 
dessen jeweils so gelagert, daß das Gericht anhand | 
der überkommenen Rechtsgrundsätze entscheiden 
konnte. In BGHZ 37, S. 1 ff. war über die Aktivlegi- 1 
timation einer Rundfunkanstalt zur Geltendmachung 
von Ansprüchen aus dem UWG gegen den Inhaber j 
von Lichtspieltheatern zu entscheiden, der Fernseh- j 
Sendungen in seinem Theater unbefugt projiziert j 
hatte. Das Gericht prüft, ob die Parteien „gerade in 
Bezug auf die fragliche Handlung im Verhältnis der 
über- und Unterordnung einander gegenüberstan- 
den". *) Das wird verneint, weil das Sendegut, das 
die Beklagte gewerbsmäßig in ihren Lichtspiel- 
theatern verwerte, von den Rundfunkanstalten auf 
privatrechtlicher Ebene erworben werde. In diesem 
Bereich trete die Rundfunkanstalt Mitbewerbern um 
die Nachfrage des Publikums nach Information und 
Unterhaltung auf dem Boden der Gleichordnung j 
gegenüber. In einem ähnlichen Fall hatte der BGH i 
darüber zu entscheiden, ob eine Rundfunkanstalt j 
gegen das UWG verstieß, indem sie eine Unterhai- j 
tungsdarbietung ohne Wissen des Veranstalters auf 
Tonband aufnahm, um sie später für Sendezwecke 
zu verwenden. 2 ) Wieder handelte es sich um den j 
Erwerb des Sendegutes, der zweifelsfrei mit privat- | 
rechtlichen Mitteln erfolgte. In seiner Begründung j 
ging das Gericht jedoch über diesen Gesichtspunkt j 
hinaus: „Auch beim Wettbewerb um die Nachfrage 
des Publikums nach Unterhaltung aber treten die 
Parteien einander auf dem Boden der Gleichordnung 
gegenüber, da das Publikum sich, wie das Berufungs- 
gericht zu Recht hervorhebt, frei für Rundfunksen- 
dungen oder Unterhaltungsdarbietungen, wie sie der 
Kläger anbietet, entscheiden kann." Aus diesem Teil 
der Begründung läßt sich keine grundsätzliche 
Wende der Rechtsprechung herleiten, zumal er für 
die Entscheidung im Ergebnis unerheblich war. Im- 
merhin wird deutlich, daß auch die Rechtsprechung j 
das Wettbewerbsverhältnis als solches — das gleich- j 
gerichtete Angebot von Unterhaltung — in die Be- j 
trachtung einbezieht. 

Die Gewährung von Rechtsschutz gegen wettbe- 
werbswidriges Verhalten der öffentlichen Hand 
darf nicht von der zufälligen rechtlichen Qualifizie- 
rung des Leistungsaustausches abhängen. Dieses 
Ziel läßt sich nicht dadurch erreichen, daß man die 
Grundsätze des Wettbewerbsrechtes in das öffent- 
liche Recht überträgt. Die mögliche Kollision von 
Wettbewerbsrecht und öffentlichem Recht würde da- 
mit nicht gelöst. Vielmehr ist zu prüfen, ob die 
Funktionen des Wettbewerbsrechts und die öffent- 
lich-rechtlich geordneten Aufgaben des öffentlichen ] 
Unternehmens kollidieren. Die Eigengesetzlichkeit 
des Wettbewerbs, die vom Wettbewerbsrecht ge- j 
schützt wird, und die Eigengesetzlichkeit hoheit- , 
liehen Handelns zur Erfüllung einer öffentlichen j 
Aufgabe sind es, die zueinander in Beziehung ge- 


') BGHZ 37, S. 16 
-) BGHZ 39, S. 352, S. 356 


setzt werden müssen. Wo die öffentliche Hand in 
gesetzmäßiger Weise die Entstehung eines Marktes 
verhindert, so daß die Voraussetzungen eines wirt- 
schaftlichen Wettbewerbs fehlen, wäre die Anwen- 
dung des Wettbewerbsrechts sachwidrig. Wo aber 
ein Wettbewerbsverhältnis entsteht, das der wett- 
bewerbsrechtlichen Beurteilung zugänglich ist, be- 
steht kein Anlaß, diese Rechtsbeziehung dem Privat- 
recht zu entziehen. 

Die in der Wirklichkeit Vorgefundenen Wettbe- 
werbsbeziehungen sind wettbewerbsrechtlich so 
weit zu erfassen, wie es ohne Konflikt mit den 
öffentlich-rechtlichen Funktionen des im Wettbe- 
werb handelnden Hoheitsträgers möglich ist. Die 
Grundsätze, welche die Rechtsprechung für die Be- 
ziehungen zu denjenigen entwickelt hat, die Lei- 
stungen der öffentlichen Hand in Anspruch nehmen, 
behalten in wichtigen Beziehungen auch für die Er- 
mittlung privatrechtlicher Wettbewerbsverhältnisse 
ihre Bedeutung. Denn in den Fällen, in denen die 
öffentliche Hand Austauschbeziehungen privatrecht- 
lich gestaltet, werden daraus in aller Regel auch pri- 
vatrechtliche Wettbewerbsverhältnisse entstehen. 
Der Mangel der bisherigen Praxis besteht darin, daß 
sie annimmt, mit diesen Kriterien das Problem der 
Wettbewerbsbeziehungen gelöst zu haben. Das ist 
deshalb unzutreffend, weil trotz öffentlich-recht- 
lich gestalteten Nutzungsverhaltnisses privatrecht- 
liche Wettbewerbsbeziehungen entstehen können. 
Ob ein „auf der Ebene des Privatrechts liegendes 
Wettbewerbsverhältnis" *) anzunehmen ist, bestimmt 
sich danach, ob die öffentliche Hand Leistungen auf 
einem Markt anbietet, auf dem Nachfrager zwischen 
dem Angebot der öffentlichen Hand und konkurrie- 
renden Angeboten Dritter frei wählen können. Ein 
privatrechtliches Wettbewerbsverhältnis liegt dann 
nicht vor, wenn die öffentliche Hand Leistungen an- 
bietet, über deren Inanspruchnahme die Nachfrager 
nicht frei entscheiden können, z. B. weil eine öffent- 
lich-rechtliche Pflicht zur Inanspruchnahme der Lei- 
stungen begründet wird (Anschlußzwang, Benut- 
zungszwang). Zwar wirkt auch die rein hoheitliche 
Gestaltung von Wettbewerbsverhältnissen auf den 
wirtschaftlichen Erfolg privater Mitbewerber ein. 
Diese Wirkungen werden aber nicht über den 
Markt durch Nachfrageentscheidungen vermittelt. 
Soweit die öffentliche Hand die Entstehung eines 
Marktes verhindert, müssen die Auswirkungen die- 
ses Handelns auf Dritte nach öffentlichem Recht be- 
urteilt werden. 

Auch bei einem so abgegrenzten Anwendungs- 
bereich des Wettbewerbsrechts sind Konflikte mit 
den öffentlich-rechtlich geordneten Funktionen der 
öffentlichen Hand nicht ausgeschlossen. Das Wett- 
bewerbsrecht muß deshalb so weit zurücktreten, als 
seine Anwendung mit dem Vollzug der öffentlich- 
rechtlich geordneten Aufgaben unvereinbar sein 
würde. 

Für die Anwendbarkeit des Wettbewerbsrechts auf 
das Handeln der Rundfunkanstalten gelten hiernach 
die folgenden Regeln: 


') so die Formulierung in BGHZ 37, S. 1, S. 15 


212 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2120 


— Soweit die Rundfunkanstalten fiskalisch erwerbs- 
wirtschaftlich handeln, gelten für sie die Normen 
des UWG und des GWB. 

— Soweit die Rundfunkanstalten im Verhältnis zu 
den Empfängern der Sendungen öffentlich-recht- 
lich handeln, bleibt zu prüfen, ob ein auf der 
Ebene des Privatrechts liegendes Wettbewerbs- 
verhältnis vorliegt, auf das die Normen des 
Wettbewerbsrechts anzuwenden sind. 

— Die Eigenart der Rundfunkanstalten als Träger 
öffentlich-rechtlicher Aufgaben ist in der Weise 
zu berücksichtigen, daß der Vollzug dieser Auf- 
gaben durch die Anwendung des Wettbewerbs- 
rechts nicht verhindert oder wesentlich beein- 
trächtigt werden darf. 


II. Der Programmrundfunk im Wettbewerbsrecht 

A. Die Rechtsnatur des Programmrundfunks 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts *) nimmt der Staat, wenn er sich mit dem 
Rundfunk in irgendeiner Form befaßt, eine Auf- 
gabe der öffentlichen Verwaltung wahr. Damit ist 
jedoch nicht entschieden, mit welchen Mitteln die 
Rundfunkanstalten ihre Aufgaben erfüllen. Dasselbe ' 
Gericht hat darauf hingewiesen, daß sich die An- ! 
stalten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben überwie- < 
gend der Mittel des Privatrechts bedienen. 2 ) Es | 
muß deshalb für die einzelnen Beziehungen, in ! 
welche die Rundfunkanstalten zu Dritten treten, 
geprüft werden, ob sie öffentlich-rechtlicher oder 
privatrechtlicher Natur sind. Die Erfüllung der ge- 
setzlichen und anstaltsrechtlichen Aufgaben durch 
die Rundfunkanstalten ist im Verhältnis zu den 
Benutzern eine öffentlich-rechtliche Tätigkeit. Diese 
öffentlich-rechtlichen Beziehungen zu den Empfän- 
gern der Rundfunksendungen schließen ein privat- 
rechtliches Wettbewerbsverhältnis jedoch nicht aus. 

Hinweise zu dieser Frage finden sich in der Recht- 
sprechung der Zivilgerichte. Das LG Stuttgart hat 
eine Gleichordnung der Rundfunkanstalten im Ver- 
hältnis zu Presse und Film aus Artikel 5 GG gefol- 
gert. 3 ) Der BGH 4 ) hat darauf hingewiesen, daß der 
Nachfrager frei entscheiden könne, ob er Leistun- 
gen der Rundfunkanstalten in Anspruch nehmen 
wolle, und daß die Rundfunkanstalten auf die hier- 
für zu entrichtende Gebühr wirtschaftlich angewie- 
sen seien. Entscheidend für die Annahme eines dem 
Privatrecht zugeordneten Wettbewerbsverhältnisses 
auf der Ebene der Gleichordnung ist jedoch die Tat- 
sache, daß die Leistungen der Rundfunkanstalten auf 
dem Markt angeboten werden, so daß sich aus den 
freien Entscheidungen der Nachfrager Wettbewerbs- 
beziehungen zu Anbietern solcher Leistungen ent- 
wickeln können, die von den Nachfragern als aus- 
tauschbar angesehen werden. Hieraus folgt, daß 
das UWG und das GWB auf die Sendungen des 

M BVerfGE 12, S. 205, S. 244 

-) BVerfGE 7, S. 104 

*) NJW 1962, S. 1622, S. 1624 

4 ) BCIIZ 37, S. 1, S. 14; 39, S. 352, S. 356 


Programmrundfunks grundsätzlich anwendbar sind. 
Das gilt jedoch nur unter dem Vorbehalt, daß die 
Anwendung dieser Normen nicht die Erfüllung der 
den Rundfunkanstalten übertragenen öffentlichen 
Aufgabe verhindert. 

B. Die wettbewerbsrechtliche Beurteilung 
des Programmrundfunks 

Konflikte, die aus der Anwendung des UWG auf 
den Programmrundfunk entstehen könnten, sind 
nicht ersichtlich. Etwas anderes gilt für die Anwend- 
barkeit des GWB. Der Zweck des Rechts der Wett- 
bewerbsbeschränkungen, die Freiheit des Wett- 
bewerbs zu schützen, um das wirtschaftliche Ver- 
halten der Unternehmen über den Markt zu steuern, 
kann mit den öffentlichen Aufgaben der Rundfunk- 
anstalten in Konflikt geraten. Durch die öffentlich- 
rechtliche Organisation der Rundfunkanstalten ist 
ihr wirtschaftliches Verhalten in wesentlichen Be- 
ziehungen dem Einfluß des Marktes entzogen: Das 
ist geschehen durch die Einräumung von Sende- 
monopolen für bestimmte Gebiete und durch die 
Finanzierung mittels Gebühren, die für jede im 
Sendegebiet erteilte Empfangsgenehmigung zu zah- 
len sind. Der BDZV l ) bezeichnet die Arbeitsgemein- 
schaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
(ARD) als einen kartellähnlichen Verband. In der 
ARD sind die deutschen Landesrundfunkanstalten 
und die Anstalten des Bundesrechts, die Deutsche 
Welle und der Deutschlandfunk, zusammengeschlos- 
sen. Zu den satzungsmäßigen Aufgaben dieser Ge- 
sellschaft des bürgerlichen Rechts gehören u. a. 
die Wahrnehmung der gemeinsamen Interessen der 
Rundfunkanstalten bei der Ausübung von Hoheits- 
rechten auf dem Gebiet des Rundfunks und die 
Wahrnehmung sonstiger gemeinsamer Interessen. 
Die gemeinsame Ausübung von Hoheitsrechten 
scheidet aus dem Anwendungsbereich des GWB 
aus. Die Wahrnehmung sonstiger gemeinsamer 
Interessen ist als solche kartellrechtlich nicht quali- 
fizierbar. Allein die auf dieser Grundlage ergriffe- 
nen gemeinschaftlichen Maßnahmen im Bereich pri- 
vatrechtlichen Wettbewerbs können als Gegenstand 
der Beurteilung in Betracht kommen. Das gemein- 
same Fernsehprogramm, das von den in der ARD 
vereinigten Landesrundfunkanstalten ausgestrahlt 
wird, beruht auf dem Fernsehvertrag vom 27. März 
1953 in der Fassung vom 24. Mai 1956. Bei Abschluß 
dieses Vertrages haben die Anstalten in Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgabe gehandelt. Daß sie auch 
öffentlich-rechtlich gehandelt haben, begegnet seit 
dem Abschluß des Abkommens der Länder über die 
Koordinierung des Ersten Fernsehprogramms vom 
17. April 1959 keinen Zweifeln. 

In § 1 dieses Abkommens heißt es, daß die Rund- 
funkanstalten ermächtigt und verpflichtet werden, 
gemeinsam ein Fernsehprogramm zu gestalten. Un- 
berührt bleibt das Recht jeder Rundfunkanstalt, 
daneben eigene Programme zu gestalten und aus- 
zustrahlen. Die gemeinsame Veranstaltung eines 
Fernsehprogramms mit der Festlegung von Quoten 
für die Programmteile der einzelnen Anstalten ist 


Ü Denkschrift, S. 6 
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somit das Ergebnis einer hoheitlichen Regelung und 
ist der Anwendung des GWB entzogen. 

Aus demselben Grund ist dem Recht der Wettbe- 
werbsbeschränkungen auch der Finanzausgleich zwi- 1 
sehen den Rundfunkanstalten entzogen, durch den | 
das Gebührenaufkommen nach einem bestimmten 
Schlüssel verteilt wird. Der Finanzausgleich, der auf j 
einem Staatsvertrag der Länder von 17. April 1959 
beruht, hat eine Regelung im Bereich der zweifels- 
frei dem öffentlichen Recht zuzuordnenden Gebüh- 
renhoheit zum Gegenstand. Unter diesem Gesichts- 
punkt hat das BKartA eine Anwendung des GWB 
auf die Beteiligung des Zweiten Deutschen Fern- 
sehens am Gebührenaufkommen abgelehnt. *) Es hat 
darauf hingewiesen, daß die Regelung auf dem von 
den Ländern geschlossenen Staatsvertrag über die 
Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
Zweites Deutsches Fernsehen vom 6. Juni 1961 be- 
ruhe. 


C. Die Beschaffungstätigkeit 

der Rundfunkanstalten ! 

| 

1. Die Rechtsnatur der Beschaffungstätigkeit 

Den Rundfunkanstalten stehen keine hoheitlichen 
Mittel zur Verfügung, um das Sendegut zu beschaf- 
fen. Als Nachfrager nach Information und Unter- i 
haltung treten sie ihren Partnern stets auf der Ebene i 
der Gleichordnung entgegen. Die daraus entstehen- j 
den Rechtsbeziehungen sind privatrechtlicher Natur. 
Unter diesem Gesichtspunkt stehen der Anwendbar- 
keit des Wettbewerbsrechts keine Bedenken ent- 
gegen. In der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist 
das für die Anwendung des UWG wiederholt ausge- 
sprochen worden. 2 ) 

2. Die wettbewerbsrechtliche Beurteilung 
der Beschaffungstätigkeit 

Die Anwendung des GWB auf die Beschaffungs- 
tätigkeit der Rundfunkanstalten bereitet aus einem 
anderen Grunde Schwierigkeiten. Das Gesetz findet 
Anwendung auf „Unternehmen der öffentlichen 
Hand". Zu prüfen ist, ob die zweifelsfrei privatrecht- 
liche Beschaffungstätigkeit eine unternehmerische 
Tätigkeit der Anstalten i. S. des GWB ist. In der 
Amtlichen Begründung zum GWB 3 ) heißt es, ein 
Unternehmen i. S. des Gesetzes liege unabhängig 
davon vor, ob mit einer Tätigkeit im geschäftlichen 
Verkehr Gewinn erzielt werden solle. Unerheblich 
sei auch die Rechtsform des Unternehmens sowie die 
Eigentumsfrage (öffentliche Hand, Gemeineigentum, 
Gemeinwirtschaft). Welche Teilnahme am geschäft- 
lichen Verkehr die Unternehmenseigenschaft be- 
gründet, bleibt gleichwohl fraglich. Zu entscheiden 
ist, unter welchen Voraussetzungen die öffentliche 
Hand nicht als Unternehmer, sondern als privater 
Haushalt handelt, der lediglich eigenen Bedarf deckt, 
überwiegend wird eine unternehmerische Tätigkeit 

9 Tätigkeitsbericht des BKartA für das Jahr 1964, BT- j 
Drucksadie IV/3752, S. 43 
s ) BGHZ 37, S. 1, S. 17 f. (AKI) ; 39, S. 352, S. 356 
9 Abschnitt C zu § 1 Ziff. 3 Buchstabe c 


der öffentlichen Hand verneint, wenn sie mit Hilfe 
privatrechtlicher Rechtsgeschäfte ausschließlich den 
Bedarf ihrer eigenen Organisation befriedigt, die 
beschafften Güter oder Leistungen also zum eigenen 
Verbrauch bestimmt sind. 9 

Die Rundfunkanstalten treten als Nachfrager nach 
Sendegut auf, um den Bedarf Dritter zu decken. Eine 
solche Zwecksetzung begründet die Eigenschaft als 
Unternehmen unabhängig davon, ob Dritte über den 
Markt versorgt werden oder ob der Bedarf in Er- 
füllung einer öffentlichen Aufgabe gedeckt werden 
soll. Der BGH hatte zu entscheiden, ob die Nach- 
frage der Sozialversicherungsträger nach Heilmitteln 
die Unternehmenseigenschaft i. S. des GWB be- 
gründe. 2 ) Dabei hat er zu der hier erheblichen 
Frage wie folgt Stellung genommen: „Ferner kann 
es nicht darauf ankommen, ob die Ergebnisse der 
Tätigkeit der Erfüllung von Verpflichtungen gegen- 
über Dritten dienen sollen, seien diese Verpflich- 
tungen nun privat rechtlicher oder öffentlich-recht- 
licher Natur. Schließlich kann die Unternehmens- 
eigenschaft auf der Nachfrageseite auch nicht . . . 
auf Betriebe beschränkt werden, welche gekaufte 
Ware in verarbeitetem oder unverarbeitetem Zu- 
stande weiterveräußern. Die Deckung der für Lei- 
stungen aufzuwendenden Mittel aus den Leistungs- 
erlösen ist zwar ein sicheres Zeichen, nicht aber 
eine notwendige Voraussetzung für die Unterneh- 
menseigenschaft." Ergänzend weist das Gericht dar- 
aufhin, es sei der wirtschaftliche Gesamtvorgang zu 
würdigen, um festzustellen, ob eine unternehme- 
rische Betätigung vorliege. Nach dieser zu billigen- 
den Ansicht betätigen sich die Rundfunkanstalten 
bei der Nachfrage nach Sendegut als Unternehmen 
i. S. des GWB. 

Von dieser Auffassung ist auch das BKartA in 
einem Verfahren ausgegangen, das die Beschaf- 
fungstätigkeit der Rundfunkanstalten zum Gegen- 
stand hatte. Die in der ARD zusammengeschlosse- 
nen Rundfunkanstalten gründeten eine Handelsge- 
sellschaft zu dem Zwecke, Fernsehfilme für das 
koordinierte Erste Programm sowie Filmproduk- 
tionen für die Regionalprogramme gemeinsam zu 
beschaffen. Das BKartA 3 ) verneinte einen Verstoß 
gegen § 1 GWB, hob aber hervor, eine andere Be- 
urteilung wäre erforderlich gewesen, wenn der Ver- 
trag über die Gründung der Gesellschaft die An- 
stalten verpflichtet hätte, Fernsehfilme über die ge- 
meinsame Beschaffungsstelle zu beziehen. Die Er- 
mittlungen hätten jedoch ergeben, daß durch die 
Gesellschaft die Eigenbeschaffung von Filmen sei- 
tens der Anstalten weder rechtlich noch tatsächlich 
verhindert worden sei. Das BKartA geht mithin da- 
von aus, daß die Rundfunkanstalten als Nachfrager 
nach Filmen als Unternehmen handeln und unter- 
einander im Wettbewerb stehen. Das gilt unabhän- 
gig davon, ob die Rundfunkanstalten bei der Aus- 
strahlung des durch privatrechtliche Verträge er- 
worbenen Sendeguts öffentlich-rechtlich oder privat- 
rechtlich handeln. 


9 Tätigkeitsbericht des BKartA für das Jahr 1959, BT- 
Drucksache 1795, S. 14 
-) BGHZ 36, S. 91 ff. (S. 103) 

3 ) Tätigkeitbericht des BKartA für das Jahr 1963, BT- 
Drucksache IW2370, S. 56 
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Die gleiche Auffassung liegt einem Verfahren zu- 
grunde, in dem zu prüfen war, ob die Rundfunk- 
anstalten als Nachfrager nach Fernsehfilmen über 
eine marktbeherrschende Stellung verfügen. Das 
BKartA *) hat die Frage verneint, weil zwischen der 
ARD und dem ZDF sowie zwischen den in der ARD 
zusammengeschlossenen Anstalten in der Filmbe- 
schaffung für ihr regionales Tagesprogramm Nach- 
fragewettbewerb um die als gewerbliche Leistungen 
anzusehenden Fernsehrechte der Fernsehproduzen- 
ten bestehe. Das BKartA konnte auch keine Behin- 
derung freier Fernsehproduzenten im Geschäftsver- 
kehr feststellen, weil diese vollbeschäftigt gewe- 
sen seien. 

Gegen die gemeinschaftliche Beteiligung mehrerer 
Rundfunkanstalten an Atelier-Gesellschaften sind 
unter dem Gesichtspunkt des § 1 GWB kartellrecht- 
liche Bedenken geltend gemacht worden. 2 ) 

Auch diese Beteiligungen begründen nach den dar- 
gestellten Grundsätzen die Eigenschaft als Unter- 
nehmen i. S. des GWB. Inwieweit eine Beteiligung 
von Wettbewerbern an Gemeinschaftsunternehmen 
gegen § 1 GWB verstößt, ist nach allgemeinen Re- 
geln zu beurteilen. 


IN. Die Werbesendungen der Rundfunkanstalten 
im Wettbewerbsrecht 

A. Die Rechtsnatur des Werbefernsehens 

Die Rundfunkanstalten erfüllen durch die Werbe- 
sendungen keine öffentliche Aufgabe. Vielmehr 
handelt es sich um eine erwerbswirtschaftlich fiska- 
lische Tätigkeit. Durch sie nehmen die Rundfunk- 
anstalten am allgemeinen Wirtschaftsverkehr teil, 
indem sie privatrechtliche Verträge über die Durch- 
führung der Werbung gegen Entgelt abschließen. 

In den Werbesendungen liegt auch nicht deshalb die 
Erfüllung der öffentlichen Aufgaben der Anstalt, 
weil der Inhalt der ausgestrahlten Sendungen für 
die Rechtsnatur der Sendetätigkeit unerheblich sei, 
während ein auf Gewinnerzielung gerichtetes priva- 
tes Unternehmen allein von den Werbegesellschaf- 
ten betrieben werde. Dadurch wird der Sachverhalt 
in einer für das Wettbewerbsrecht unzulässigen 
Weise aufgespalten. Die Verträge, welche die 
Werbegesellschaften mit Werbungtreibenden schlie- 
ßen, haben die Ausstrahlung der Werbespots durch 
die Rundfunkanstalten zum Gegenstand. Allein für 
diese Leistung wird ein Entgelt gezahlt. Die Sen- 
dung als solche, und darin liegt der Gegensatz zum 
Programmrundfunk, geschieht in Erfüllung einer 
(privat-) vertraglichen Verbindlichkeit. Die Tatsache, 
daß die Werbegesellchaft als juristische Person des 
Privatrechts ein von der Rundfunkanstalt verschie- 
denes Rechtssubjekt ist, steht der wirtschaftlichen 
und wettbewerbsrechtlichen Einheit des Vertages 

*) Tätigkeitsbericht des BKartA für das Jahr 1963, 
a. a. O., S. 55 

2 ) vgl. BDZV, Denkschrift, S. 93: einen Überblick über 
die Beteiligungen gibt Zweiter Teil, 1. Abschnitt, 
Ziff. III F. 


nicht entgegen. Die funktionelle Identität von Rund- 
funkanstalt und Werbegesellschaft ergibt sich aus 
der Gesamtheit der Beziehungen, die zwischen Rund- 
funkanstalt und Werbegesellschaft bestehen: Die 
Rundfunkanstalt ist Alleingesellschafter der Werbe- 
gesellschaft; die Zusammensetzung der Verwaltungs- 
organe sichert den ausschließlichen Einfluß der An- 
stalt; die Gewinne sind kraft Satzung an die Anstalt 
abzuführen; die Verrechnung der Sendekosten wird 
allein von den Erfordernissen bestimmt, die sich aus 
der Vermeidung steuerlicher Nachteile bei den Rund- 
funkanstalten ergeben; irgendeine selbständige, von 
den Interessen der Rundfunkanstalten verschiedene 
Funktion ist auch in den Beziehungen der Werbe- 
gesellschaften zu Dritten nicht festzustellen. Das 
OLG München *) hat aus ähnlichen Überlegungen 
eine Werbegesellschaft als mit der Rundfunkanstalt 
wesensgleiches, unselbständiges Werkzeug bezeich- 
net. Demgemäß ist es wettbewerbsrechtlich geboten, 
die Tätigkeit der Werbegesellschaften und der Rund- 
funkanstalten im Hinblick auf die Werbesendungen 
als Einheit zu betrachten. Insbesondere können 
Wettbewerbsbeziehungen unmittelbar zwischen 
Rundfunkanstalt und anderen Anbietern von Wer- 
bung entstehen. Unerheblich ist es, ob die Werbe- 
tätigkeit in Werbegesellschaften ausgegliedert ist 
oder ob sie, wie es für das ZDF zutrifft, von der An- 
stalt selbst betrieben wird. 

Eine erwerbswirtschaftliche Tätigkeit kann auch 
nicht mit der Erwägung ausgeschlossen werden, die 
Werbeeinnahmen seien gemeinnützigen rundfunk- 
rechtlichen Zwecken zuzuführen. Dieser Meinung 
steht für das Recht der Wettbewerbsbeschränkungen 
§ 98 Abs. 1 GWB und die Amtliche Begründung zu 
dieser Vorschrift entgegen. Die fiskalische Natur 
einer Maßnahme entfällt nicht auf Grund eines mit 
ihr (sekundär) verfolgten öffentlichen Zweckes. 

Eine abweichende Beurteilung kann für das ZDF 
auch nicht mit dem Hinweis auf den Staatsvertrag 
begründet werden, wonach sich das ZDF durch Wer- 
beeinnahmen finanzieren soll. Auch hier bleibt es 
bei der Regel, daß die Zwecke, zu denen die er- 
werbswirtschaftlich erzielten Gewinne verwendet 
werden, die Rechtsnatur der erwerbswirtschaft- 
lichen Tätigkeit selbst nicht berühren. 

Abschließend ist festzustellen, daß die Rundfunk- 
anstalten bei der Veranstaltung von Werbesendun- 
gen im Verhältnis zu ihren Vertragspartnern und im 
Verhältnis zu Wettbewerbern ausschließlich auf der 
Ebene des Privatrechts handeln. 


B. Die Veranstaltung des Werbefernsehens 
als unlauterer Wettbewerb zwischen 
der öffentlichen Hand 
und privaten Unternehmen 

1. Teilnahme der öffentlichen Hand am Wettbewerb 

Die Teilnahme der öffentlichen Hand am Wettbe- 
werb ist nicht schon als solche gesetzwidrig. In der 

l ) NJW 1958, S. 1298, S. 1299 
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ersten grundsätzlichen Entscheidung des Reichsge- 
richts heißt es hierzu, für die Frage der Sitten- 
widrigkeit des Wettbewerbs der öffentlichen Hand 
könne nicht ausschlaggebend sein, ob die öffentliche 
Hand überhaupt mit den Angehörigen ihrer Ver- 
bände in Wettbewerb treten solle. Das sei eine all- 
gemeine politische und wirtschaftspolitische Frage, 
die nicht nach dem UWG gelöst werden könne, son- 
dern deren Lösung Aufgabe der Gesetzgebung und 
der Verwaltung, insbesondere auch der Selbstver- 
waltung sei. Von diesem Grundsatz läßt sich die j 
höchst richterliche Rechtsprechung bis heute leiten. 2 ) j 
Er ist jedoch für das geltende Recht zu ergänzen. • 
Dem Wettbewerbsrecht vorgegeben sind auch die 
Grenzen, die der erwerbswirtschaftlichen Tätigkeit 
der öffentlichen Hand durch die Verfassung gezogen 
werden. Es ist nicht die Aufgabe des Wettbewerbs- 
rechts, diese verfassungsrechtlichen und verwal- 
tungsrech tlichen Entscheidungen als solche zu korri- 
gieren oder in Frage zu stellen. 


2. Das Prinzip der Gleichbehandlung von 

öffentlicher Hand und privaten Wettbewerbern 

Für die Beteiligung der öffentlichen Rundfunkanstal- 
ten am wirtschaftlichen Wettbewerb gilt das Prinzip 
der Gleichbehandlung im Verhältnis zu privaten 
Wettbewerbern. Die Rundfunkanstalten können auf 
Grund ihrer öffentlich-rechtlichen Struktur keine be- 
vorzugte Behandlung unter wettbewerbsrechtlichen 
Gesichtspunkten beanspruchen. 3 ) 

Aus dem Gebot der Gleichbehandlung folgt das i 
Unwerturteil über alle Handlungen der Anstalten im j 
Wettbewerb, die ihnen nur kraft ihrer öffentlich- ; 
rechtlichen Sonderstellung möglich sind. Ein Verstoß j 
gegen das Verbot unlauteren Wettbewerbs liegt i 
stets vor, wenn sich die öffentliche Hand „durch ; 
Mißbrauch ihrer Machtstellung von den für alle geh I 
tenden wettbewerbsrechtlichen Geboten und Ver- 
boten zu befreien suchen wollte“. 4 ) Dieser Grund- ! 
satz ist von der Rechtsprechung in typischen Tatbe- ! 
standsgruppen konkretisiert worden. Von diesen j 
typischen Konflikten zwischen hoheitlichem Handeln 
und Handeln im Wettbewerb ist bei der Beurteilung 
der Werbesendungen auszugehen. 


3. Die Verwendung von Sendeanlagen und die 
Ausnutzung einer öffentlichen Vertrauensstellung 

Eine Verletzung des UWG durch das Werbefern- 
sehen wird mit der Begründung behauptet, daß die 
öffentliche Hand die ihr auf Grund ihrer öffentlich- 
rechtlichen Sonderstellung zur Verfügung stehenden 
besonderen Mittel und Möglichkeiten, nämlich die 
Einrichtungen und Sendeanlagen der ehemaligen 


! ) RGZ 138, S. 174, S. 17(3 

-) BGH BB 1959, S. 282 283; BGH BB 19(34, S. 54; BGH 
GRUR 1959, S. 244, S. 246 
®) vgl. RGZ 132, S. 296 

4 ) BGH GRUR 59, S. 244, S. 246; s. auch LG Wiesbaden 
NJW 1961, S. 2118, das die öffentliche Hand für ver- 
pflichtet hält, Vorsprünge im Wettbewerb nur mit 
marktkonformen Mitteln zu erzielen. 


Reichspost, im Wettbewerbskampf zu ihren privaten 
Gunsten einsetze. Die damit gestellte Frage läßt sich 
von der Zulässigkeit des Werbefernsehens selbst 
nicht trennen. Die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit 
einer Tätigkeit der öffentlichen Hand ist aber nach 
Verwaltungs- und Verfassungsrecht zu beurteilen. 
Das Ergebnis dieser Beurteilung kann durch das UWG 
nicht in Frage gestellt werden, wenn zu dieser Tätig- 
keit nicht besondere Umstände hinzutreten, die 
einen Verstoß gegen die guten Sitten begründen. 
Solche besonderen Umstände liegen nicht schon in 
der Ausstrahlung der Werbesendungen durch die 
Rundfunk anstalten. 

Ein Verstoß gegen das UWG könnte auch darin 
liegen, daß die Rundfunkanstalten ihre behördliche 
Autorität zur Beeinflussung oder Täuschung von 
Kunden oder zur Benachteiligung von Mitbewerbern 
ausnutzen. Eine solche mißbräuchliche Ausnutzung 
einer öffentlichen Vertrauensstellung wird von der 
Rechtsprechung in ständiger Praxis für sittenwidrig 
gehalten. 1 ) 

Das Werbefernsehen wird jedoch nicht in einer 
Form durchgeführt, die einen Verstoß gegen diese 
Grundsätze nahelegen. Der öffentlich-rechtliche Pro- 
grammrundfunk wird von den Werbesendungen 
klar getrennt. 2 ) So wird vermieden, daß die Hör- 
funk- oder Fernsehteilnehmer Werbeprogramme 
empfangen, ohne sie als solche erkennen zu können. 
Es fehlt die Identifizierung der öffentlich-rechtlichen 
Anstalten mit den Werbesendungen. Die Autorität 
einer öffentlich-rechtlichen Einrichtung wird auf 
diese Weise nicht in den Dienst privatwirtschaft- 
licher Wettbewerbszwecke gestellt. 

4. Die Verwendung öffentlicher Mittel 
zur Erzielung von Vorteilen 

Die öffentliche Hand könnte sich von den für alle 
geltenden Regeln im Wettbewerb dadurch befreien, 
daß sie Mittel, die sie kraft Hoheitsgewalt von den 
Bürgern erhebt, dazu verwendet, Vorsprünge im 
Wettbewerb zu erzielen. In einer heute noch als 
grundlegend anerkannten Entscheidung hat das 
RG ;l ) die Grenzen gezeigt, die daraus für die Preis- 
politik öffentlicher Unternehmen folgen. Das RG be- 
tont, auch die öffentliche Hand sei nicht grundsätz- 
lich gehindert, wenn sie mit Privaten in Wettbewerb 
trete, die Preise zu unterbieten, sofern die Unter- 
bietung bei einem Geschäftsbetrieb möglich sei, der 
nach kaufmännischen Grundsätzen geführt werde, 
bei dem also die Gestehungskosten für die Preis- 
bildung maßgebend seien. Jedenfalls sei aber ein 
Verstoß gegen die guten Sitten anzunehmen, „wenn 
die öffentlichen Mittel, die einer Anstalt zur Errei- 
chung eines bestimmten im öffentlichen Interesse zu 
fördernden Zwecks zur Verfügung gestellt werden, 


M RGZ 116, S. 28; RG JW 1932, S. 2529; BGHZ 19, 
S. 229 11.; BGH MDR 1964, S. 210; LG Wiesbaden NJW 
1961, S. 2118 

-) vgl. z. B. § 22 Abs. 3 Ziff. 1 des ZDF-Staatsvertrages: 
„Das Werbeprogramm ist vom übrigen Programm 
deutlich zu trennen". 

*) RGZ 138, S. 174 
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ohne Zusammenhang mit diesem Zweck verwendet j 
werden, um die Preise der Gewerbetreibenden zu 
unterbieten, die durch ihre Steuern die Mittel des 
Verbandes mit aufbringen, und wenn die Preisunter- | 
bietung dadurch möglich ist, daß die Verlustgefahr | 
des Betriebs auf Steuerzahler abgewälzt wird". Die ! 
Rundfunk anstalten würden durch das Werbefern- 
sehen unlauteren Wettbewerb betreiben, wenn sie ; 
unter Aufwendung öffentlicher Mittel — nämlich der 
Einnahmen aus Gebühren — Vorsprünge im Wett- 
bewerb zu gewinnen suchten. Die Tonrundfunk- und 
Fernsehrundfunkgebühr wird den Rundfunkanstal- 
ten auf Grund Gesetzes zu dem Zweck zugeführt, 
eine ordnungsgemäße Hörfunk- und Fernsehversor- 
gung zu gewährleisten. Eine Verwendung dieser 
Mittel zu Preisunterbietungen oder anderen Metho- 
den des Verdrängungswettbewerbs kann jedoch aus- 
geschlossen werden. Die Erlöse aus den Werbesen- 
dungen erreichen einen hohen Anteil an den Ein- 
nahmen aus Gebühren. Die Werbeerlöse liegen weit 
über den Kosten der Werbesendungen von 20 Minu- 
ten täglich. Nicht die Gebühren werden zur Finan- 
zierung des Werbefernsehens verwendet, sondern 
die Werbeerlöse tragen dazu bei, die Kosten des 
übrigen Programms zu decken. Die Untersuchung der 
Beziehungen von Werbegesellschaften und Rund- 
[unkanstalten hat gezeigt, daß die von den Werbe- 
gesellschaften an die jeweilige Anstalt gezahlten 
Entgelte für die Nutzung des Sendenetzes kaum die 
tatsächlich entstehenden Kosten decken. Dieses 
steuerrechtlich motivierte Verhalten führt dazu, daß 
die Werbegesellschaften höhere Gewinne erzielen, 
als wenn sie die Sendezeit von unabhängigen privat- 
wirtschaftlich betriebenen Sendeunternehmen durch 
privatrechtlichen Vertrag erwerben müßten. Das 
Leistungsangebot am Markt wird mithin durch 
öffentliche Mittel nicht günstiger gestaltet, als es 
bei erwerbswirtschaftlichem Verhalten möglich 
wäre. Insoweit scheidet ein Verstoß gegen § 1 UWG 
aus. 


5. Starke Ertragseinbußen im Anzeigengeschäft 
der Presse durch das Werbefernsehen 
als unlauterer Wettbewerb 

Das Werbefernsehen wird mit der Begründung an- 
gegriffen, daß es die Tageszeitungen einem existenz- 
gefährdenden Wettbewerb aussetze. 1 ) Diese Wir- 
kung wird auf verminderte Erlöse der Zeitungen aus 
der Anzeigenwerbung zurückgeführt. Die Untersu- 
chungen der Kommission haben so vielfältige Wett- 
bewerbsbeziehungen in der hier zu berücksichtigen- 
den Markenartikelwerbung ergeben, daß eine nach- 
teilige Wirkung des Werbefernsehens auf die Tages- 
presse im ganzen nicht festgestellt werden konnte. 
Auch ließ sich eine Existenzgefährdung der Presse 
im ganzen oder einzelner Arten von Tageszeitungen 
nicht erkennen. Gleichwohl hat die Kommission ge- 
prüft, unter welchen Voraussetzungen das Werbe- 
fernsehen infolge existenzgefährdenden Wettbe- 
werbs als unlauter zu betrachten wäre. Die Gefähr- 
dung oder Vernichtung der gewerblichen Existenz 


l ) vgl. z. B. BDZV, Denkschrift, bes. S. 137, auch S. 112 ff. 


eines Wettbewerbers sind nicht als solche unlauter. 
Jeder erfolgreiche Wettbewerb schädigt Konkurren- 
ten. Solche Schäden im Wettbewerb müssen hinge- 
nommen werden; sie begründen als solche nicht ein- 
mal ein Indiz für unlautere Wettbewerbsmethoden. 
In der Rechtsprechung sind diese Grundsätze beson- 
ders für die Grenzen zulässiger Werbung ermittelt 
worden. In BGHZ 19, S. 392, S. 396 heißt es dazu: 
„Das Reichsgericht hat mehrfach betont, daß auch 
eine neuartige und vielleicht besonders wirksame 
Werbung nicht etwa schon aus dem Grunde vom 
Standpunkt der Lauterkeit des Wettbewerbs zu miß- 
billigen sei, weil sie den Mitbewerbern wegen ihres 
Einflusses und des Vorsprunges, den sie dem Wer- 
benden verschafft, unangenehm sei. Dies müsse, so 
führt das Reichsgericht mit Recht aus, selbst dann 
gelten, wenn die Zugkraft der Werbung zum Erlie- 
gen der Mitbewerber führe (RG GRUR 1938, S. 207, 
S. 209) V) 

Diese Grundsätze gelten nicht nur für den Wett- 
bewerb durch Werbung, sie haben allgemeine Be- 
deutung. Ein als solches zulässiges Verhalten im 
Wettbewerb wird nicht dadurch sittenwidrig, daß es 
Wettbewerber schwer schädigt oder gar in ihrer ge- 
werblichen Existenz vernichtet. Das wichtigste Bei- 
spiel für ein solches erlaubtes Wettbewerbsmittel ist 
die Preisunterbietung. 2 ) Sie kann jedoch sittenwidrig 
sein, wenn sie als Mittel des Behinderungswettbe- 
werbs verwendet wird. Ob das zutrifft, kann nicht 
anhand der von ihr ausgehenden Wirkungen allein 
entschieden werden. Vielmehr sind ergänzend die 
von den unterbietenden Unternehmen verfolgten 
Ziele zu berücksichtigen. Nur wenn die Vernichtung 
oder Behinderung des Wettbewerbers bezweckt ist, 
wenn es sich um eine gezielte Schädigung handelt, 
um den von bestimmten Unternehmen ausgehenden 
Wettbewerb auszuschalten, liegt ein sittenwidriger 
Behinderungswettbewerb vor. Das RG 3 ) hielt für 
maßgeblich, daß ein Unternehmer, der wegen seiner 
geringeren Gestehungskosten auf gesunder kauf- 
männischer Grundlage billiger verkaufen könne, 
von seinem geldlich übermächtigen Wettbewerber 
durch das Kampfmittel des rücksichtslosen Preis- 
| unterbietens nicht gezwungen werden dürfe, seine 
niedrigeren Verkaufspreise den höheren des Wett- 
bewerbers anzupassen, oder — falls er hierzu nicht 
bereit sei — sich wirtschaftlich zugrunde richten zu 
lassen. 

Die Veranstaltung der Werbesendungen durch die 
Rundfunkanstalten läßt kein Verhalten erkennen, 
das auch nur in einzelnen Beziehungen einem sitten- 
widrigen Vemichtungswettbewerb nahekäme. Zu 
fragen bleibt, ob existenzgefährdende Schädigungen 
der Zeitungsverlage anders zu beurteilen sind, wenn 
man grundrechtliche Wertungen in der Auslegung 
des § 1 UWG berücksichtigt. 

Für die Auslegung des § 1 UWG werden die Grund- 
rechte nur erheblich, wenn man mit dem Bundes- 


! l ) übereinstimmend BGHZ 23, S. 365, S. 370/71 
| 2 ) RGZ 144, S. 41 ff.; BGH in GRUR 1960, S. 331 ff. 
; 3 ) RGZ 134, S. 349 
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Verfassungsgericht *) die Lehre von der mittelbaren 
Drittwirkung der Grundrechte zugrunde legt. Das 
BVerfG sieht in den Grundrechten zwar in erster 
Linie Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat. 
In den Grundrechtsbestimmungen des GG verkör- 
pere sich aber auch eine objektive Wertordnung, 
die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung für 
alle Bereiche des Rechts, also auch für das bürger- 
liche Recht, gelte. Der Einfluß grundrechtlicher 
Wertmaßstäbe werde sich vor allem bei denjenigen 
Vorschriften des Privatrechts geltend machen, die 
zwingendes Recht enthielten. Die Rechtsprechung 
realisiere diesen Einfluß vor allem durch die Gene- 
ralklauseln, die zur Beurteilung menschlichen Ver- 
haltens auf außerzivilrechtliche Maßstäbe verwie- 
sen. Das BVerfG nennt in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich den in § 826 BGB genannten Begriff 
der guten Sitten. 

§ 1 UWG kann hiernach durch grundrechtliche Wer- 
tungen ausgefüllt werden. Der Einfluß der Grund- 
rechte auf die Auslegung dieser Vorschrift wird je- 
doch durch die vom UWG vorausgesetzte Eigenge- 
setzlichkeit des Wettbewerbs scharf eingeschränkt. 
Denn die Orientierung an den Wertmaßstäben der 
Verfassung darf nicht dazu führen, die auszulegende 
Norm aus ihrem systematischen Zusammenhang zu 
lösen und dadurch ihre Funktionsfähigkeit in Frage 
zu stellen. Das würde man aber tun, wenn jede 
Wettbewerbshandlung im Hinblick auf ihre Wirkun- 
gen wie ein Eingriff von hoher Hand zu beurteilen 
wäre. Es kann sich deshalb nur darum handeln, in 
den vom UWG vorgegebenen Grenzen das Unwert- 
urteil der Sittenwidrigkeit unter Berücksichtigung 
der in der Verfassung erkennbar werdenden Wert- 
ordnung zu gewinnen. 

Im Rahmen von § 1 UWG muß geprüft werden, 
welche Bedeutung der institutionellen Garantie zu- 
gunsten der Presse nach Artikel 5 GG zukommt. 

Die Presse soll in ihrem Bestand und in ihrer Funk- 
tion besonders geschützt werden. Daraus folgt zwar 
noch kein Abwehrrecht gegen Verschiebungen der 
finanziellen Situation jeglicher Art und jeglichen 
Grades. Auch das einzelne Presseunternehmen kann 
hieraus keinen Anspruch auf Schutz seines Bestan- 
des herleiten. Entscheidend ist vielmehr die aus 
Art. 5 zu folgernde Gewährleistung einer funktions- 
fähigen freien Presse. Die höchstrichterliche Recht- 
sprechung gibt Anhaltspunkte, wie diese Grund- 
sätze in der Auslegung von § 1 UWG zu berück- 
sichtigen sind. Der BGH 2 ) hatte darüber zu ent- 
scheiden, ob in der unentgeltlichen Abgabe eines 
Anzeigenblattes im Verhältnis zu den Tageszeitun- 
gen desselben Verbeitungsgebietes ein unlauterer 
Wettbewerb zu sehen sei. Das Gericht prüfte die 
Bedeutung des beeinträchtigten Anzeigengeschäfts 
der Tageszeitungen unter dem Gesichtspunkt, ob 
das unentgeltlich abgegebene Anzeigenblatt den 
Charakter einer Zeitung oder eines zeitungsähn- 
lichen Blattes habe. Nur wenn das zutreffe, könne 
Unlauterkeit anzunehmen sein, falls außerdem eine 
Schädigung oder wesentliche Gefährdung der übri- 
gen Tageszeitungen eintrete. 


Ü BVerfGE 7, S. 198 („Lüth-Urteil") 
2 ) BGHZ 19, S. 392 


Den Verstoß gegen Belange der Allgemeinheit als 
Grundlage der Sittenwidrigkeit prüfte das Gericht 
anhand einer möglichen Beeinträchtigung der Funk- 
tionen der Presse. Die Presse könne ihre hohe staats- 
politische Aufgabe als Trägerin und Gestalterin der 
öffentlichen Meinung, als Organ des Nachrichten- 
wesens und als gesundes Gegengewicht gegenüber 
unerwünschten Machtkonzentrationen nur erfüllen, 
wenn sie auch den gebührenden Schutz erfahre. Un- 
ter diesem Gesichtspunkt könne der Inseratenverlust 
das heutige Gefüge des Pressewesens und damit die 
Belange der Allgemeinheit in einschneidender Weise 
gefährden. Das Gericht sah die mögliche Unlauter- 
keit jedoch nicht in dem Inseratenverlust selbst. 
Vielmehr prüfte es, ob ein unerlaubter Wettbewerb 
in der unentgeltlichen Abgabe eines zeitungsähn- 
lichen Annoncenblattes zu sehen sei, das Leser von 
anderen Zeitungen abziehen könne. Als insoweit 
nicht entscheidend bezeichnete das Gericht dagegen 
die Einbußen im Anzeigengeschäft: „Soweit es (das 
Offertenblatt) das Anzeigengeschäft der Tages- 
presse beeinträchtigen sollte, könnte sich eine Tages- 
zeitung dagegen ebenso wenig mit Erfolg zur Wehr 
setzen, wie sie dies beispielsweise gegenüber einer 
Reklame tun könnte, die auf Litfaßsäulen, in Licht- 
spieltheatern oder in einer der mannigfachen ande- 
ren Formen, die die Technik ermöglicht hat, betrie- 
ben wird." Die Entscheidung bestätigt, daß der insti- 
tutioneile Schutz der Presse im Rahmen von § 1 
UWG keinen Schutz gegen wirtschaftliche Beein- 
trächtigungen als solche gewähren kann. Vielmehr 
können bedenkliche Verhaltensweisen im Wettbe- 
werb — das Verschenken eines zeitungsähnlichen 
Anzeigenblattes — dadurch sittenwidrig werden, 
daß sie durch ihre Auswirkungen Belange der All- 
gemeinheit in Mitleidenschaft ziehen. 

Welche Bedeutung dem Umstand zukommt, daß 
solche Beeinträchtigungen von der öffentlichen Hand 
ausgehen, hatte das OLG München *) für das Ver- 
hältnis von Werbefernsehen und Tageszeitungen 
zu entscheiden. Das Vorbringen der Kläger, die be- 
klagte Rundfunkanstalt nutze ihr Sendemonopol 
rücksichtlos und damit sittenwidrig aus und es drohe 
ihnen ein Vernichtungswettbewerb, hielt das Ge- 
richt nicht nur nach Art. 5 GG, sondern auch aus 
wettbewerbsrechtlichen Erwägungen für erheblich: 
„Die öffentliche Hand müßte sich in dieser Rich- 
tung vor allem dann Beschränkungen auferlegen, 
wenn sie in Verfolgung ihrer wirtschaftlichen Inter- 
essen diejenigen einer anderen Einrichtung verlet- 
zen würde, deren Erhaltung ebenfalls im allgemei- 
nen Interesse liegt, wie es bei der Presse der Fall 
ist. Die Grenze des erlaubten Wettbewerbs braucht 
in solchen Fällen nicht einmal beim Vernichtungs- 
wettbewerb gezogen zu werden; vielmehr wäre 
schon eine ernsthafte Gefährdung des beeinträchtig- 
ten Gewerbes unlauter." 

Das Gericht fügte hinzu, daß ein solcher Wettbewerb 
jedoch nicht stattgefunden habe und auch nicht 
drohe. Die Entscheidung läßt nicht schon die ernst- 
liche Gefährdung der Presse genügen, um einen 
Wettbewerbsverstoß zu begründen. Vielmehr muß 
die Verpflichtung der öffentlichen Hand zu beson- 


g NJW 1958, S. 1298 ff. 
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derer Rücksichtnahme im Zusammenhang mit der 
Beurteilung des Vernichtungswettbewerbs gesehen 
werden. Das rücksichtslose und damit wettbewerbs- 
widrige Ausnutzen des Sendemonopols bildet den 
Ausgangspunkt der Erörterungen. Die Bedeutung 
der Entscheidung liegt darin, daß sie die Grundsätze 
modifiziert, die für die Sittenwidrigkeit des Ver- 
nichtungswettbewerbs gelten; das Erfordernis der 
Vernichtungsgefahr wird derart gemildert, daß 
schon eine ernstliche Gefährdung der Presse genü- 
gen kann, um die unzulässige Wirkung des Vernich- 
tungswettbewerbs anzunehmen. Die Pflicht der 
öffentlichen Hand zu besonderer Rücksichtnahme ist 
aber nicht zu einer Verpflichtung gesteigert, schäd- 
liche Einwirkungen auf die Presse überhaupt zu ver- 
meiden. 

Eine solche Beurteilung von Wettbewerbshandlun- 
gen allein anhand ihres wirtschaftlichen Erfolges 
würde mit dem UWG unvereinbar sein. Das Recht 
des unlauteren Wettbewerbs setzt ein Mindestmaß 
von Handlungsunwert voraus. Eine gesteigerte 
Pflicht der öffentlichen Hand zur Rücksichtnahme im 
Wettbewerb kann zwar auch dazu führen, die Kri- 
terien zu modifizieren, nach denen die Wettbewerbs- 
bandlung zu beurteilen ist. Aber sie vermag nicht 
das Erfordernis eines vorwerfbaren Wettbewerbs- 
verhaltens zu eliminieren. Ein rücksichtsloses auf 
Vernichtung des Gegners gerichtetes Verhalten 
könnte bei der öffentlichen Hand z. B. unabhängig 
davon anzunehmen sein, ob ein privater Wettbe- 
werber unter den vorherrschenden Umständen in 
der Lage wäre, den Vernichtungszweck zu verwirk- 
lichen. Auch könnte ein rücksichtsloses Verhalten 
schon dann anzunehmen sein, wenn die öffentliche 
Hand ihr besonderes wirtschaftliches Gewicht zu 
Lasten ihrer Wettbewerber einsetzte, ohne daß die 
Schädigung dieser Wettbewerber der einzige Zweck 
des Handelns wäre. Aber ein sittenwidriger Ver- 
nichtungswettbewerb kann auch bei einer Beteili- 
gung der öffentlichen Hand nur angenommen wer- 
den, wenn ein gegen bestimmte Wettbewerber ge- 
richtetes und deren Beeinträchtigung erstrebendes 
Verhalten vorliegt. 

Auch diese Mindesterfordernisse eines sittenwidri- 
gen Verhaltens der Rundfunkanstalten im Wettbe- 
werb zu Lasten der Presse sind nicht erfüllt. Die 
Preise, die Konditionen, die Art und Weise der Ver- 
anstaltung und die Dauer der Werbesendungen las- 
sen keine gerade gegen die Presse oder bestimmte 
Gruppen von Zeitungen gerichtetes Verhalten der 
Rundfunkanstalten erkennen. Die Beschränkung der 
Werbezeit auf täglich 20 Minuten deutet eher auf 
eine Rücksichtnahme zugunsten der übrigen Anbie- 
ter von Werbemitteln. 


C. Die Werbesendungen im Recht 
der Wettbewerbsbeschränkungen 


1. Fragestellung 

Die Anwendbarkeit des GWB auf die Werbesendun- | 
gen wird nicht durch die Zuständigkeit der Länder, | 


die Rundfunkfreiheit zu gewährleisten, in Frage ge- 
stellt. 

Die Veranstaltung von Werbesendungen durch die 
I Rundfunkanstalten ist als erwerbswirtschaftliche 
Tätigkeit dem Privatrecht zuzuordnen. Diese Tätig- 
keit ist auch eine unternehmerische Tätigkeit i. S. 
des GWB. Sie ist den Normen des GWB nicht schon 
deshalb entzogen, weil die Rundfunkanstalten zu- 
gleich als Hoheitsträger handeln. Das stellt § 98 
Abs. 1 GWB klar. Das unternehmerische Verhalten 
der Anstalten, besonders die Festsetzung der Ent- 
gelte und der Konditionen, der Erwerb des Rahmen- 
programms sowie der Wettbewerb zu anderen An- 
bietern von Werbemitteln unterliegt den allgemei- 
nen Vorschriften. Allein im Hinblick auf mögliche 
Konflikte im Einzelfall ist die Anwendbarkeit des 
GWB anhand bekanntgewordener Sachverhalte zu 
überprüfen. Die Kommission prüft nicht, ob ein Ver- 
stoß gegen das GWB vorliegt. Sie geht von der Mög- 
lichkeit eines solchen Verstoßes aus und prüft, ob 
gegen die Anwendbarkeit des GWB aus rundfunk- 
rechtlichen Gründen Bedenken bestehen. 

2. Einzelfälle 

Die Beschränkung der täglichen Werbezeit auf 20 
Minuten könnte als kooperative Wettbewerbsbe- 
schränkung der Rundfunkanstalten gegen das Kar- 
tellverbot des § 1 GWB verstoßen. Die Beschrän- 
j kung der Werbezeit für das ZDF beruht auf § 22 
Abs. 3 des Staatsvertrages der Länder über das 
ZDF. Für die der ARD angeschlossenen Anstalten ist 
1 die entsprechende Regelung im Schlußprotokoll zum 
Staatsvertrag festgelegt. Hieraus folgt, daß die 
Werbezeit in Ausübung der öffentlich-rechtlichen 
Kompetenz zur Gestaltung des Programms begrenzt 
worden ist. Auf diese Regelung ist das GWB, wie 
auch das BKartA 9 angenommen hat, nicht anwend- 
bar. Unabhängig von der Rechtsform, in der über 
die Dauer der Werbesendungen entschieden wird, 
hat die Anwendung des GWB zurückzutreten, weil 
diese Entscheidung einen unlöslichen Bestandteil 
der Programmhoheit der Anstalten bildet, über die 
Dauer der Werbesendungen den Wettbewerb ent- 
scheiden zu lassen, würde mit der gegenwärtigen 
Rundfunkverfassung unvereinbar sein und den 
Rundfunkanstalten die Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgabe im Ergebnis unmöglich machen. 

Absprachen der Rundfunkanstalten untereinander 
über Preise und Konditionen für die Durchführung 
von Werbeaufträgen könnten gegen § 1 GWB ver- 
stoßen. 2 ) Auch Absprachen der Werbegesellschaften 
über die gemeinsame Beschaffung des Rahmenpro- 
gramms für die Werbesendungen und über die Auf- 
teilung der Kosten für diese Programme zwischen 
den Gesellschaften nach einem bestimmten Schlüs- 
sel könnten § 1 GWB unterfallen. 3 ) Denn ein solcher 

9 Tätigkeitsbericht des BKartA für das Jahr 1964, 
a. a. O,. S. 43 

2 ) vgl. Tätigkeitsbericht der BKartA für das Jahr 1965, 
BT-Drucksache V/530, S. 53, 54; vgl. auch BDZV, Denk- 
schrift, S. 113, wo auf die einheitlichen Geschäftsbedin- 
gungen für Werbesendungen hingewiesen wird. 

| 3 ) vgl. Tätigkeitsbericht des BKartA für das Jahr 1964, 
| a. a. O., S. 43; vgl. auch Der Markenartikel I960, S. 599. 
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Vertrag kann den Wettbewerb der Rundfunkanstal- j 
ten in ihrer Eigenschaft als Nachfrager nach Fern- ! 
sehprogrammen beschränken. Die Rundfunkanstal- 
ten können als Anbieter von Werbeleistungen ein- 
zeln nach § 22 Abs. 1 GWB oder gemeinsam nach 
§ 22 Abs. 2 GWB marktbeherrschend sein. *) Falls 
sie eine marktbeherrschende Stellung mißbrauchen, 
stehen dem BKartA die vom Gesetz verliehenen 
Eingriffsbefugnisse zu. Ein Verbot von Mißbräuchen 
auf dem Markt für Werbeleistungen würde nicht zu 
einen Konflikt mit den öffentlichen Aufgaben der 
Anstalten führen. Soweit sich die öffentliche Hand 
erwerbswirtschaftlich betätigt, unterliegt sie den für 
diesen Bereich geltenden Rechtsnormen. Sie kann 
insbesondere nicht die Verwendung der erzielten 
Einnahmen zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben als 
Rechtfertigung für ein Verhalten anführen, das nach 
allgemeinen Grundsätzen eine mißbräuchliche Aus- 
nutzung einer marktbeherrschenden Stellung sein 
würde. 

3. Absprachen zwischen Rundfunkanstalten 
und Verlegern 

Gesondert zu prüfen sind Absprachen über die Rege- 
lung der Werbesendungen zwischen Rundfunkan- 
stalten und Zeitungsverlegern. Die praktische Bedeu- 
tung der Frage zeigt eine bekannt gewordene, der 
Kommission vom Südwestfunk zur Verfügung ge- 
stellte Vereinbarung zwischen dem Südwestfunk und 
Verbänden von Zeitungsverlegern und Zeitschrif- 
tenverlegern. Diese Vereinbarung wird hier in ihrer 
ursprünglichen Fassung wiedergegeben. Sie ist zwar 
unter dem Einfluß des Bundeskartellamtes abgeän- 
dert worden. Aber auch in dieser abgeänderten Fas- 
sung ist die Vereinbarung nicht praktiziert worden. 
Gleichwohl ist sie als eine Form der von den Be- 
teiligten selbst entwickelten Zusammenarbeit wich- 
tig. Ausschließlich wegen ihrer möglichen exempla- 
rischen Bedeutung als einer kooperativen Regelung 
des intermediären Wettbewerbs zwischen Rundfunk- 
anstalten und Zeitungsverlegern erörtert die Kom- 
mission die im folgenden im Wortlaut wiedergege- 
bene Vereinbarung: 

Der SÜDWESTFUNK, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
Baden-Baden, und 

1. der Verein Südwestdeutscher Zeitungsverleger e. V., 
Baden-Baden, 

2. der Landesverband der Deutschen Zeitungsverleger in 
Rheinland-Pfalz e. V., Neustadt a. d. W., 

3. der Südwestdeutsche Zeitschriftenverlegerverband 
e. V., Stuttgart, 

schließen folgende 

Vereinbarung: 

§ 1 

(1) Die Vertragschließenden sind übereingekommen, 
alle den Rundfunk und die Presse berührenden gemein- 
samen Probleme, insbesondere die des Werbefernsehens 
sowie die Frage der Ausstrahlung eines Fernsehpro- 
gramms außerhalb der Verantwortung der bestehenden 


J ) vgl. Tätigkeitsbericht des BKartA für das Jahr 1964, 
a. a. O., S. 43; Tätigkeitsbericht des BKartA für das 
Jahr 1965, a. a. O., S. 53, 54. 


Rundfunkanstalten, mit dem Ziel einer gegenseitigen 
Verständigung zu erörtern. 

(2) Hierzu wird eine gemeinsame Kommission gebil- 
det. Diese Kommission setzt sidi zusammen aus dem Vor- 
sitzenden des Rundfunkrates oder einem von ihm be- 
nannten Vertreter, dem Vorsitzenden des Verwaltungs- 
rates oder einem von ihm benannten Vertreter, zwei vom 
Intendanten benannten Vertretern und je einem Vertre- 
ter der beiden Zeitungsverlegerverbande und zwei Ver- 
tretern des Südwestdeutschen Zeitschriftenverlegerver- 
bandes. 

(3) Die Kommission wählt aus ihrer Mitte einen Vor- 
sitzenden für die Dauer von zwei Jahren. 

(4) Die Beschlüsse der Kommission werden mit Stim- 
menmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Vorsitzenden. Die schriftliche Übertra- 
gung einer Stimme an andere Mitglieder der Kommission 
ist zulässig. 

(5) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen der Kommis- 
sion ein. Die Einberufung hat zu erfolgen, wenn dies min- 
destens vier Mitglieder der Kommission verlangen. Die 
Kommission ist nach ordnungsgemäßer Ladung (schrift- 
lich, eine Woche vor der Sitzung) in jedem Falle be- 
schlußfähig. 

§ 2 

Das Werbefernsehen des Südwestfunks wird unter Be- 
achtung seiner Wirtschaftlichkeit so gestaltet, daß eine 
ernste Gefährdung der wirtschaftlichen Grundlage der 
Presse vermieden wird. 

§ 3 

(1) Der Südwestfunk wird bis zum 31. 12. 1960 Werbe- 
sendungen im Fernsehen nur an Wochentagen ausstrah- 
len. Diese Werbesendungen werden aus einem Rahmen- 
programm von durchschnittlich 24 Minuten Dauer und 
Werbeeinblendungen von durchschnittlich 6 Minuten 
Dauer bestehen. 

(2) Entsprechendes gilt für den Fall, daß der Südwest- 
funk Werbesendungen in einem etwaigen weiteren Fern- 
sehprogramm innerhalb der in Absatz (1) genannten Frist 
ausstrahlt. 

§ 4 

(1) Die in § 1 genannte Kommission übt die Funktion 
eines „Beirates für das Werbefernsehen" aus. Für die 
Wahl des Vorsitzenden, die Einberufung und die Be- 
schlußfassung des Beirates gelten die Bestimmungen des 
§ 1 Abs. (3) bis (5) entsprechend. 

(2) Der Beirat hat die Aufgabe 

a) dafür zu sorgen, daß die von den Vertragschließenden 
übernommenen Verpflichtungen eingehalten werden; 

b) bei der Gestaltung der Tarife für das Werbefernsehen 
mitzuwirken ; 

c) über die Gestaltung des Werbefernsehens zu beraten: 

aa) wenn der bei Vertragsabschluß bestehende Zu- 
stand abgeändert werden sollte, 

bb) für die Zeit nach dem 31. 12. 1960, 

cc) für den Fall, daß außerhalb der Verantwortung 
der bestehenden Rundfunkanstalten Werbefern- 
sehen durchgeführt wird. 

§ 5 

Die vertragschließenden Verlegerverbände anerkennen, 
daß, solange der Südwestfunk sich bei der Veranstaltung 
von Werbefernsehsendungen an die in dieser Vereinba- 
rung niedergelegten Einschränkungen hält, eine ernste 
Gefährdung der wirtschaftlichen Grundlage der Presse 
1 nicht vorliegt und daß sie daher gegen Werbefernsehsen- 
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düngen des Südwestfunks in diesem Umfang keine Ein- 
wendungen erheben. 

§ 6 

Sollte der Südwestfunk für die Durchführung des 
Werbefernsehens eine GmbH gründen, so wird vorge- 
sehen, daß den vertragschließenden Verlegerverbänden 
der vorliegenden Vereinbarung entsprechende glcichwer- 
lige Rechte in der GmbH zu gewähren sind. 

§ 7 

Der Südwesttunk wird über seine Sender keine lokalen 
Fernsehsendungen (Stadt- oder Kreisgebiet} ausstrahlen, 
die vom allgemeinen Programm abweichen. 

§ 8 

(1) Die vertragschließenden Verbände verpflichten sich 
dem Südwestfunk gegenüber, weder Einführung noch 
Durchführung eines kommerziellen Fernsehens zu unter- 
stützen, 

(2) Wird diese Verpflichtung von einem der Verbände 
nicht eingehalten, so behält sich der Südwestfunk nach 
Beratung im Beirat das Recht zur sofortigen Kündigung 
gegenüber diesem Verband vor. 

(3) Wenn einzelne Mitglieder der Verbände Einfüh- 
rung oder Durchführung eines kommerziellen Werbefern- 
sehens unterstützen, dann soll der Beirat darüber beraten, 
ob daraus Folgerungen zu ziehen sind. 

Die redaktionelle Meinungsfreiheit der einzelnen Mit- 
glieder der Verbände wird hierdurch nicht berührt, 

§ 9 

Das Recht zur sofortigen Kündigung steht jedem der 
vertragschließenden Verbände nach Beratung im Beirat 
zu, wenn der Südwestfunk die übernommenen Verpflich- 
tungen nicht einhält. Dieses Recht zur sofortigen Kündi- 
gung schließt andere Rechte der vertragschließenden Ver- 
bände aus dem Vertragsverhältnis nicht aus. 

§ 10 

(1) Im übrigen kann dieser Vertrag unter Einhalten 
einer Frist von drei Monaten durch eingeschriebenen 
Brief zum 31, 12. eines jeden Jahres, jedoch erstmals zum 
31. 12. 1960, gekündigt werden. 

(2) Wird der Vertrag nicht gekündigt, so verlängert 
er sich jeweils um ein weiteres Jahr. 

(3) Kündigt nur einer der Verbände, so bleibt es den 
anderen Vertragschließenden freigestellt, ob sie das Ver- 
tragsverhältnis fortsetzen wollen oder nicht. 

Baden-Baden, den 16. Juli 1959 
Südwestfunk 

Anstalt des öffentlichen Rechts 
Verein Südwestdeutscher Zeitungsverleger e. V, 

Landesverband der Deutschen Zeitungsverleger 
in Rheinland-Pfalz e. V. 

Südwestdeutscher Zeitschriftenverlegerverband e. V. 

Die Vereinbarung beschränkt die Handlungsfreiheit 
der beteiligten Rundfunkanstalt in der Veranstal- 
tung von Werbesendungen. Das gilt für die Dauer 
der Werbesendungen (§ 3), für das Gebiet, in das 
Werbesendungen ausgestrahlt werden (§ 7), sowie 
für die Gestaltung der Tarife, die unter „Mitwir- 
kung" des paritätisch besetzten Beirats zu erfolgen 
hat (§ 4 Abs. 2 Buchstabe b). Diese Bestimmungen j 


der zu einem gemeinsamen Zweck geschlossenen 
Vereinbarung könnten geeignet sein, den Wettbe- 
werb zwischen Rundfunkanstalten und Verlegern in 
einer gegen § 1 GWB verstoßenden Weise zu be- 
schränken. Die Anwendung des GWB scheitert nicht 
an einer Kollision mit den öffentlichen Aufgaben 
der Rundfunkanstalt. Im Vergleich zu der dem GWB 
entzogenen Begrenzung der Werbezeit durch die 
Länder bestehen wesentliche Unterschiede. Die An- 
stalt macht allein ihre unternehmerische Tätigkeit 
zum Gegenstand einer Vereinbarung mit ihren Wett- 
bewerbern. Falls die übernommenen Verpflichtun- 
gen wirksam sein sollten, würde ihre Erfüllung zwar 
auch die Ausübung der Programmhoheit begrenzen. 

Es kann hier aber offen bleiben, ob die Rundfunk- 
anstalt hoheitliche Entscheidungsbefugnisse zum Ge- 
genstand vertraglicher Vereinbarungen mit Privat- 
unternehmen machen kann. Diese Zweifel können 
unabhängig davon begründet sein, ob die Verein- 
barung Entscheidungsmöglichkeiten begrenzt, die 
noch im Bereich pflichtgemäßen Ermessens der An- 
stalt liegen. Für die Anwendbarkeit des GWB ist 
maßgeblich, ob durch das Verbot dieser Vereinba- 
rung die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben der 
Anstalt verhindert würde. Das ist zu verneinen, weil 
die Unwirksamkeit der Vereinbarung die Programm- 
hoheit der Rundfunkanstalt unberührt läßt. Es bleibt 
der Anstalt unbenommen, über die Werbezeiten und 
das Ausstrahlungsgebiet pflichtgemäß zu entschei- 
den. Ausgeschaltet wird allein die vertragliche Rück- 
sichtnahme auf Wettbewerber. Diese Wirkung des 
Verbots wettbewerbsbeschränkender Verträge steht 
auch nicht im Widerspruch zur geltenden Rundfunk- 
verfassung. Der Ausschluß des wirtschaftlichen 
Wettbewerbs zwischen den Rundfunkanstalten hat 
nicht die Aufgabe, in die Wettbewerbsbeziehungen 
der Rundfunkanstalten zu privaten Wettbewerbern 
einzugreifen. Dieser intermediäre Wettbewerb ist 
gegen Beschränkungen nach den Normen des GWB 
geschützt. 

Die Anwendbarkeit des GWB kann auch nicht mit 
der Erwägung ausgeschlossen werden, daß infolge 
der Programmhoheit ein schutzwürdiger Wettbe- 
werb im Sinne des Gesetzes im Verhältnis zur Presse 
nicht bestehe. Das Gesetz schützt vielmehr auch hier 
denjenigen Wettbewerb, der ohne die kooperative 
Beschränkung tatsächlich möglich ist. Eine andere 
Auslegung würde die Rundfunkanstalten instand- 
setzen, den gesetzlichen Ausschluß des Wettbewerbs 
für den Rundfunk durch Vertrag auf andere Märkte 
zu erstrecken. Das zu verhindern ist einer der 
Zwecke des § 98 Abs. 1 GWB. Überdies wirkt die 
Vereinbarung nicht nur und nicht einmal primär auf 
die Programmhoheit der Rundfunkanstalten ein. Ge- 
wiß ist die Entscheidung über die Dauer der Werbe- 
sendungen und über das Gebiet, in das ausgestrahlt 
wird, nicht von der Entscheidung darüber zu tren- 
nen, ob die Werbesendungen mit der Erfüllung der 
öffentlichen Aufgaben der Rundfunkversorgung noch 
zu vereinbaren sind. Zugleich handelt es sich jedoch 
um die Regelung erwerbswirtschaftlichen Handelns 
im Wettbewerb. Soweit die Werbesendungen eine 
gesetzmäßige erwerbswirtschaftliche Tätigkeit der 
Rundfunkanstalten sind, schränkt die Vereinbarung 
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allein die unternehmerische Dispositionsfreiheit der 
Rundfunkanstalten im Wettbewerb ein. 

Ein Zweck der Vereinbarung besteht darin, eine 
„ernste Gefährdung der wirtschaftlichen Grundlage 
der Presse" zu vermeiden (§ 2), während die Ver- 
leger „anerkennen" (§ 5), daß bei Einhaltung der 
vereinbarten Einschränkungen eine solche Gefähr- 
dung nicht gegeben sei. Eine Wettbewerbsbeschrän- 
kung im Sinne von § 1 GWB v/ürde nicht vorliegen, 
wenn die Vereinbarung lediglich zur Unterlassung 
unlauteren Wettbewerbs verpflichtete. Die Prüfung, 
unter welchen Voraussetzungen die Rundfunkan- 
stalten durch das Werbefernsehen einen sittenwidri- 
gen Behinderungs- oder Vernichtungswettbewerb 
treiben, hat gezeigt, daß die Gefährdung der wirt- 
schaftlichen Existenz von Wettbewerbern nicht aus- 
reicht, um einen Wettbewerb mit erlaubten Mitteln 
sittenwidrig werden zu lassen. Das gilt auch unter 
Berücksichtigung des besonderen Schutzes, den die 
Zeitungsverlage nach Art. 5 GG genießen. Auch 
wenn man unterstellt, daß ohne die Vereinbarung 
eine ernste Gefährdung der wirtschaftlichen Grund- 
lagen der Presse gegeben wäre, läßt sich nach dem 
Gesagten nicht feststellen, daß die kooperative Wett- 
bewerbsbeschränkung lediglich Handlungen unlau- 
teren Wettbewerbs unterbindet. 


D. Zusammenfassendes Ergebnis 

Das Wettbewerbsrecht führt nicht dadurch zu Wett- 
bewerbsverzerrungen, daß eines der Medien unter- 
schiedlichen Regeln im Wettbewerb unterliegt oder 
ein Medium von den Normen des Wettbewerbs- 
rechts freigestellt ist. Das Wettbewerbsrecht erfaßt 
alles erwerbswirtschaftliche Handeln im Wettbe- 
werb. Soweit das geltende Recht den Wettbewerb 
zwischen den Rundfunkanstalten ausschließt und 
den Zugang zum Rundfunk beschränkt, handelt es 
sich um Wirkungen der Öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkverfassung. Hier sind Änderungen ausschließ- 
lich durch eine Reform der Rundfunkverfassung 
möglich. 

Das erwerbswirtschaftliche Handeln der Rundfunk- 
anstalten, besonders das Werbefernsehen, verstößt 
als solches nicht gegen Normen des Wettbewerbs- 
rechts. 

Ein gesetzliches Verbot des Werbefernsehens als 
Bestandteil des UWG würde dieses Gesetz in 
systemwidriger Weise mit der Entscheidung über 
die Zulässigkeit erwerbswirtschaftlichen Handelns 
der Rundfunkanstalten belasten, ohne daß ein sol- 
ches Verbot an Merkmale wettbewerbswidrigen 
oder gar sittenwidrigen Verhaltens anknüpft. 


SECHSTER TEIL 

Verfassungs- und verwaltungsrechtliche Fragen 
des Untersuchungsauftrages 


I. Die Zulässigkeit von Werbesendungen 
im Fernsehen und Hörfunk nach deutschem 
Verfassungs- und Verwaltungsrecht 

A. Die Zulässigkeit von Werbesendungen 

Die Zeitungsverleger behaupten, die Gestaltung des 
Werbehörfunks und des Werbefernsehens verletzte 
den Funktionsbereich der Anstalten, schließe sie vom 
Zugang zum Funk aus, schädige sie wirtschaftlich er- 
heblich und gefährde die durch die Verfassung 
garantierte Institution der Presse. 

Die Entscheidung dieser Fragen setzt Klarheit dar- 
über voraus, ob durch Werbesendungen „wesent- 
liche Staatsaufgaben" oder „öffentliche Aufgaben" 
erfüllt werden: Nur so können Werbesendungen als 
fiskalische, verwaltungs-privatrechtliche oder hoheit- 
liche Tätigkeit qualifiziert werden. Davon hängt die 
Zulässigkeit der Werbesendungen ab (Erforderlich- 
keit einer gesetzlichen Grundlage, Beurteilung mög- 
licher Verletzungen [Art. 12, 14, 3, 5 GG]). 

1. Werbesendungen und Erfüllung 
wesentlicher Staatsaufgaben 

Der Begriff „wesentliche Staatsaufgabe" ist einiger- 
maßen gesichert. Bei seiner Bestimmung kommt es 
nicht auf Kategorien der Allgemeinen Staatslehre, 


sondern auf die Regelungen des GG an. Der Inhalt 
des Begriffs wird durch Verfassungsrecht, nicht durch 
den Gesetzgeber festgelegt. „Wesentliche Staatsauf- 
gaben" sind nach h. L. nur Aufgaben, welche allein 
durch den Einsatz von Hoheitsgewalt erfüllt werden 
können. Hinzu kommen die damit eng verbundenen 
Vorbereitungs- und Hilfstätigkeiten (schlichte Ho- 
heitstätigkeit), nicht aber allgemein Tätigkeiten zur 
„Sicherung des Staates oder des öffentlichen 
Lebens". 

Die Veranstaltung von Rundfunk- und Fernsehsen- 
dungen ist keine wesentlich staatliche Aufgabe. Beim 
Betrieb des allgemeinen Programmrundfunks wird 
keine Hoheitsgewalt eingesetzt, erst recht nicht beim 
Werbefernsehen. Der Sendebetrieb stellt keine 
Unterstützung von Hoheitstätigkeit dar und ist, 
nach dem BVerfG, eine Tätigkeit, die auch von Priva- 
ten entfaltet werden könnte. Werbefernsehen-Tätige 
sind auch nicht „beliehene Unternehmer". Einem 
Verbot der Werbesendungen steht ein „wesentlicher 
Staatsaufgaben-Charakter" der Veranstaltung nicht 
entgegen. 

2. Werbesendungen und Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben 

Der Rundfunk erfüllt nach dem BVerfG eine „öffent- 
liche Aufgabe" — gilt dies auch für die Werbesen- 
dungen? 
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Der Begriff der „öffentlichen Aufgabe" ist nicht 
voll geklärt. Für die Bestimmung dessen, was 
eine „öffentliche Aufgabe" ist, bleibt der Begriff der 
„staatlichen Aufgabe" unbehilflich, ebenso die „in 
der Öffentlichkeit zu erfüllende Aufgabe". Im Bereich 
der Massenmedien verwendet das BVerfG den Be- 
griff „öffentliche Aufgabe" im Sinne einer Tätigkeit, 
durch welche ein (besonderes) öffentliches Interesse 
wahrgenommen wird. Die Bedeutung der Erfüllung 
einer öffentlichen Aufgabe liegt darin, daß der Staat 
die Wahrnehmung der Aufgaben durch spezielle 
organisatorische Formen sicherstellen, daß er der- 
artige Tätigkeiten in besonderer Weise, insbeson- 
dere finanziell, priviligieren kann, daß durch sie 
tiefer als durch andere Veranstaltungen der öffent- 
lichen Hand in gewisse Grundrechte eingegriffen 
werden darf, daß sie deshalb aber auch verstärkten 
Legalitätsbindungen unterliegen. 

Es fragt sich, ob die Bestimmung der Werbesendun- 
gen als Veranstaltung der Daseinsvorsorge eine 
Entscheidung darüber gestattet, ob hier „öffent- 
liche Aufgaben" erfüllt werden. Die Rundfunkver- 
anstaltungen des allgemeinen Programmrundfunks 
werden überwiegend der sog. Daseinsvorsorge zu- 
gerechnet. Der Begriff der Daseinsvorsorge wird 
heute aber derart ausgeweitet, daß ihm praktisch 
jede Tätigkeit der öffentlichen Hand unterfallen 
kann, die nicht Aufrechterhaltung öffentlicher Sicher- 
heit und Ordnung ist. Dann aber ist er kein brauch- 
bares Kriterium zur Beurteilung der Frage, ob eine 
Veranstaltung der öffentlichen Hand (hier: die 
Werbesendungen) Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
darstellt, überwiegend wird übrigens die Zugehörig- 
keit des Werbefernsehens zur Daseinsvorsorge mit 
der Begründung abgelehnt, daß hier erwerbswirt- 
schaftliche Ziele verfolgt würden. Der Begriff der 
Daseinsvorsorge führt im vorliegenden Zusammen- 
hang nicht weiter. Er sollte für die Werbesendungen 
nicht mehr verwendet werden. 

Aus dem Grundsatz der Sozialstaatlichkeit (Art. 20, 
28 GG) kann nicht abgeleitet werden, daß durch 
die Werbesendungen öffentliche Aufgaben erfüllt 
werden: Meist wird hier die Zugehörigkeit der 
Werbesendungen zur Daseinsvorsorge unterstellt; 
Sozialstaatlichkeit könnte, der Normwirkungs- 
kraft des Grundsatzes entsprechend, überhaupt nur 
als Auslegungsprinzip für auslegungsfähiges und 
-bedürftiges Gesetzesrecht in Frage kommen. Wie 
auch immer man aber insoweit seinen Inhalt bestim- 
men mag — es kann aus diesem Prinzip nichts dafür 
gewonnen werden, daß durch Veranstaltung von 
Werbesendungen öffentliche Aufgaben erfüllt wer- 
den. 

Aus den allgemeinen wirtschafts(verfassungs)recht- 
lichen Grundsätzen des Rechts der Bundesrepublik 
Deutschland ergibt sich also nichts für eine Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben durch die Werbesendungen. 

Werbehörfunk und Werbefernsehen werden von der 
öffentlichen Hand mit Gewinnerzielungsabsicht be- 
trieben; es fragt sich, ob die Erzielung von Gewinn 
(der sodann der Erfüllung öffentlicher Aufgaben zu- 


gute kommt) als solche Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben sein kann. 

Dies wird von der h. L. abgelehnt. Die Gewinnerzie- 
lung durch die öffentliche Hand ist zwar verfas- 
sungsrechtlich legitim, was häufig mit der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben verwechselt wird, hat aber 
mit letzterer nichts zu tun. Vor allem im Gemeinde- 
recht ist geklärt worden, daß der Fiskus keine 
öffentlichen Aufgaben erfüllt. Die Werbesendungen 
können daher nicht als Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben mit der Begründung angesehen werden, der 
dort erzielte Gewinn komme der Erfüllung anderer 
öffentlicher Aufgaben mittelbar zugute — sei es, daß 
dies nur allgemein in der finanziellen Erleichterung 
des Programmrundfunks gesehen wird, sei es auch, 
daß die so erzielten Gewinne sogleich der Erfüllung 
anderer öffentlicher Aufgaben zugeführt werden, 
etwa einer bestimmten (nur) vom Staat zu leisten- 
den Kulturförderung. 

Die Werbesendungen könnten auch nicht als (selb- 
ständiges) Finanzmonopol der öffentlichen Hand Er- 
füllung öffentlicher Aufgaben darstellen: Während 
der Programmrundfunk ein Verwaltungsmonopol ist, 
könnte die Werbung angesichts des hier primär er- 
strebten Gewinnes, nur ein Finanzmonopol sein, 
welches der allgemeinen Mittelbeschaffung der 
öffentlichen Hand dient. Dadurch, daß Private (etwa 
die Zeitungsverleger) von einer Funkwerbetätigkeit 
ausgeschlossen sind, wirkt die heutige Organisation 
dann als Finanzmonopol, wenn sie isoliert und nicht 
im Rahmen der allgemeinen Rundfunktätigkeit (als 
wesentlicher Teil des allgemeinen Programmrund- 
funks) verstanden wird (Art. 12 GG). Die Errichtung 
eines solchen Finanzmonopols würde jedoch die Be- 
rufswahlfreiheit durch eine totale Sperre für andere 
Funkwerbetätige besonders schwer beeinträchtigen. 
Dies wäre für die Werbesendungen nicht durch die 
notwendige Sicherung eines überragenden Gemein- 
schaftsgutes zu rechtfertigen. Als selbständiges 
Finanzmonopol würden daher die Werbesendungen 
gegen Art. 12 GG und gegen die Wettbewerbsfrei- 
heit verstoßen. Art. 105 ff. GG decken die Werbe- 
sendungen als Finanzmonopol nicht, weil sie nur 
die früheren Finanzmonopole rechtfertigen. Als Ein- 
nahmequelle oder als Steuerersparnis der öffent- 
lichen Hand schlechthin ist die Veranstaltung der 
Werbesendungen nicht Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben. 

„Werbung" ist als solche nicht Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben. Sie könnte es nur durch den spezifischen 
Gehalt dessen werden, wofür geworben wird. Dies 
gilt auch für die Bereitstellung von Werbemedien. 
Auch wenn die Wirtschaft ein Recht darauf hätte, 
daß Rundfunkwerbung betrieben wird, würden 
Werbesendungen dadurch nicht eine Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben. Auch als „Medium der Wer- 
benden" handelt der Rundfunk nur so wie diese 
selbst — erwerbswirtschaftlich. 

Nur dann könnten also durch die Werbesendungen 
öffentliche Aufgaben erfüllt werden, wenn sich dies 
aus der engen oder gar wesensnotwendigen Ver- 
bindung dieser Tätigkeit mit dem allgemeinen Pro- 
grammrundfunk ergäbe. 
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3. Zugehörigkeit der Werbesendungen 

zum Rundfunk, der eine öffentliche Aufgabe erfüllt 

Aus einer Analyse der bisherigen Rechtsprechung 
des BVerfG läßt sich hinsichtlich der Werbesendun- 
gen und der durch diese etwa erfüllten öffentlichen 
Aufgaben keine klare Lösung ableiten. Das Gericht 
könnte die Frage in einer heute kaum vorauszu- 
sehenden Weise entscheiden, wenn es lediglich von 
seiner bisherigen Rechtsprechung zum Rundfunkbe- 
reich ausginge. Da das Gericht jedoch bereits das im 
Fernsehurteil auftretende Problem auf Grund breiter 
Berücksichtigung der Gesamtaufgaben im Rundfunk- 
bereich, in besonderem Hinblick auf Art. 5 GG be- 
handelt hat, muß in derselben Weise auch eine Ant- 
wort für die Werbesendungen gefunden werden. Be- 
sonders wichtig ist dabei die Entscheidung, ob jeder 
Einsatz des Funkmediums eo ipso Erfüllung öffent- 
licher Aufgaben bedeutet und ob die Sendeinhalte 
der Werbesendungen Relevanz für die öffentliche 
Meinungsbildung besitzen. 

Die Aufgabenumschreibungen des Rundfunks nach 
den Rundfunkgesetzen sind nicht nur auf der Stufe 
des einfachen Gesetzes bedeutsam für den öffent- 
lichen Aufgaben-Charakter der Werbesendungen: 
Wesentliche Elemente werden aus ihnen von der 
h. L. in die Rundfunkbegrifflichkeit des Verfassungs- 
rechts übernommen. 

In den Rundfunkgesetzen erscheinen als Aufgaben 
der Anstalten: „Unterrichtung, Belehrung, LJnterhal- 
tung" und „Veranstaltung von Rundfunkdarbietun- 
gen" schlechthin. In neueren Regelungen wird nähe- 
rer Aufgabenbestimmung ausgewichen. 

Was die Werbesendungen anlangt, so ergibt sich 
aus den allgemeinen Aufgabenumschreibungen des 
Rundfunks: Aus den Rundfunkgesetzen, die nur all- 
gemein Rundfunkdarbietungen als Aufgabe der An- 
stalten bezeichnen, läßt sich nichts für oder gegen 
eine „öffentliche Aufgabe Werbesendungen" ablei- 
ten. Bei den RundfunkanstaltenBayerns, Hessens und 
Bremens schließt die allgemeine Aufgabenfixierung 
eine „öffentliche Aufgabe Werbesendungen" dann 
aus, wenn nach soziologischen, ökonomischen, psy- 
chologischen Kriterien eine Zuordnung Werbesen- 
dungen zu „Unterhaltung" und „Unterrichtung" ab- 
gelehnt wird. Für diese Lösung spricht vieles. Alle 
geltenden Rundfunkgesetze sind allgemeiner rund- 
funk(verfassungs)rechtlicher Begrifflichkeit und 
Wertung weit geöffnet. Auf sie kommt es entschei- 
dend an. 

Die Behandlung der Werbung in den Rundfunk- 
gesetzen zeigt: Im Bereich des NDR, des SFB, des BR 
und des SR dürften die Werbesendungen nur (als 
fiskalische Tätigkeit) gestattet sein. Für den Hessi- 
schen Rundfunk und Radio Bremen hat der Rund- 
funkgesetzgeber die Werbesendungen jedenfalls 
nicht als Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe ange- 
sehen. Bei den übrigen Anstalten ergeben die Rund- 
funkgesetze keinen Anhaltspunkt für oder gegen die 
These „Werbesendungen — öffentliche Aufgabe". 

Es ist ferner zu prüfen, ob der (so umschriebene) 
Kreis der öffentlichen Aufgaben der Anstalten nicht 
nach Grundsätzen des Anstaltsrechts derart erwei- 
tert werden kann, daß er die Werbesendungen mit 
erfaßt. 


Den Rundfunkanstalten ist, als Anstalten des öffent- 
lichen Rechts, die Erfüllung ihrer öffentlichen Auf- 
gaben als Funktionsbereich zugeordnet. Zu diesem 
gehören die Werbesendungen nicht schon dann, 
wenn es mit ihm vereinbar ist. Der Funktionsbereich 
kann von den Anstalten nicht unter Berufung auf ihr 
Selbstverwaltungsrecht erweitert werden, weil die- 
ses an ihm seine Grenzen findet. In keinem Fall 
können die Werbesendungen — wenn ihre Veran- 
staltung nicht an sich zu den öffentlichen Aufgaben 
der Anstalten gehört — im Wege der autonomen 
Funktionsbereichserweiterung durch die Anstalten 
zur Erfüllung einer solchen werden. Dadurch wird 
umgekehrt aber nicht ausgeschlossen, daß die 
Werbesendungen eine rechtmäßige Betätigungsform 
der Amstalten sein können. 

Die Werbesendungen gehören nicht als „Neben- und 
Hilfstätigkeit" zu einem (so erweiterten) Funktions- 
bereich der Anstalten, weil dann jede Fiskaltätig- 
keit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben zugeordnet 
werden könnte. Die Werbesendungen sind keine 
sogenannte „Randnutzung" der sächlichen und per- 
sönlichen Mittel der Rundfunkanstalten. Eine solche 
Randnutzung ist nur gegeben, wenn eine Anstalt des 
öffentlichen Rechts „bei Gelegenheit" ihrer öffent- 
lichen Tätigkeit, nicht in deren Ausübung, wirtschaft- 
lich tätig wird, um sonst brachliegendes Wirtschafts- 
potential auszunützen, das im übrigen aber einem 
öffentlichen Zweck dient. Durch die Werbesendun- 
gen werden aber nicht sonst brachliegende, dem An- 
staltszweck dienstbare Mittel fiskalisch genutzt, son- 
dern es werden diesem Zweck (Programmrundfunk) 
Mittel (Sendezeiten) entzogen. (Ein Vergleich mit 
Bahn- und Postreklame geht daher fehl). Ob dies 
zulässig ist, hängt vom Ausmaß der Beeinträchti- 
gung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch den 
(Programm-)Rundfunk ab. Aus dem Gesichtspunkt 
der Randnutzung können die Werbesendungen da- 
her nicht als Erfüllung öffentlicher Aufgaben quali- 
fiziert werden. Selbst wenn aber die Werbesendun- 
gen als echte Randnutzung des Anstaltsvermögens 
aufgefaßt würden, so würde insoweit nur eine Lega- 
litätsgrundlage für das (fiskalische) Handeln der 
öffentlichen Hand gegeben sein, das deshalb noch 
nicht als Erfüllung öffentlicher Aufgaben angesehen 
werden könnte. Eine Erweiterung des Funktionsbe- 
reiches der Anstalten auf die Werbesendungen kann 
auch nicht aus einem (angeblichen) Wirtschaftlich- 
keitsprinzip im Anstaltsrecht abgeleitet werden. 
Dieses müßte deutlich von dem Grundsatz der spar- 
samen Verwendung öffentlicher Mittel unterschie- 
den werden, der die Werbesendungen ebensowenig 
als Erfüllung öffentlicher Aufgaben qualifizieren 
könnte, wie die Tatsache, daß durch diese Veran- 
staltung Gewinn erzielt wird. 1 ) Der vor allem im 
Gemeinderecht entwickelte Wirtschaftlichkeitsgrund- 
satz betrifft nicht die Qualifikation einer Aufgabe 
der öffentlichen Hand, sondern nur die Art ihrer Er- 
füllung. 

Nach gesetzlichen, anstaltsrechtlichen Rundfunkvor- 
sdiriften können die Werbesendungen nicht zu der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch die Sender 
gerechnet werden. 


J ) vgl. Ziff. I A 2 dieses Teils 
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Ein wesentlicher, notwendiger Zusammenhang zwi- 
schen Werbesendungen und allgemeinem Programm- 
rundfunk (der öffentliche Aufgaben erfüllt) könnte 
sich nur aus Rundfunk-Verfassungsrecht (Art. 5 GG) 
ergeben. Wäre er gegeben, so könnten die Werbe- 
sendungen nicht gänzlich verboten werden, eine 
Verletzung der Grundrechte Privater wäre nur in 
Extremfällen denkbar. Das Schrifttum spricht sich 
überwiegend gegen die Zugehörigkeit der Werbe- 
sendungen zum Programmrundfunk und die Erfül- 
lung einer öffentlichen Aufgabe durch derartige Ver- 
anstaltungen aus. Mögliche verfassungsrechtliche 
Grundlage für eine Qualifizierung der Werbesen- 
dungen als Erfüllung öffentlicher Aufgaben ist ledig- 
lich Art. 5 GG. Art. 2, 12, 14 GG scheiden aus. 

Die Anstalten können sich auf das Grundrecht der 
Rundfunkfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG) berufen. Zwar 
dürfen Hoheitsträger Grundrechte nicht geltend 
machen. Nach überwiegender Auffassung ist dies 
aber der öffentlichen Hand gestattet, wenn sie wirt- 
schaftlich tätig wird. Die Anstalten sind hierzu je- 
denfalls legitimiert, weil sie dem Staat gegenüber 
neutralisiert sind, ihm also (insoweit) „wie Pri- 
vate" gegenüberstehen. Dasselbe ergibt sich, wenn 
man sie als Sachwalter von Individualinteressen an- j 
sieht. Vor allem kommt es aber darauf an, ob die j 
Werbesendungen zur „Institution freier Rundfunk" j 
gehören. Eine solche wird, nach dem BVerfG, durch | 
Art. 5 Abs. 1 GG besonders geschützt. 

i 

Durch die Einrichtungsgewährleistung der Rund- 
funkfreiheit wird nicht allein der technische Sende- 
vorgang, sondern primär die Freiheit der Programm- 
gestaltung geschützt: Programmgestaltungs- und 
-Verbreitungsfreiheit werden gesichert. Der Staat 
hat alle Eingriffe in diesen Raum zu unterlassen und 
ihn durch geeignete Maßnahmen zu sichern. 

Gilt dies auch für das Werbefernsehen? 

Die Werbesendungen sind nicht deshalb Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben, weil sie von jeher in der 
deutschen Tradition als wesentlicher Teil des Rund- 
funkwesens angesehen worden wären. Es fehlt an 
der einheitlichen, gleichmäßigen Übung und Rechts- 
überzeugung. Eine entsprechende Auslegung der 
Rundfunkaufgaben hat früher nie in einer mit der 
heutigen Situation vergleichbaren Lage stattgefun- 
den, kann also nicht durch eine Einrichtungsgarantie 
perpetuiert worden sein, überdies kann die Tradi- 
tion des Hörfunks hier nicht für das Fernsehen in 
Anspruch genommen werden. 

Ein „Finanzmonopol Werbefernsehen" hat deshalb 
auch nicht vor 1949 bereits bestanden. 

Die Werbesendungen werden von der Rundfunk- 
freiheit (Art. 5 Abs. 1 GG) deshalb nicht erfaßt, 
weil sie keinen Bezug zur Meinungsbildung aufwei- 
sen: Nach dem BVerfG erfüllt der Rundfunk deshalb 
und insoweit öffentliche Aufgaben, als er öffentliche 
Meinungsbildung betreibt. Werbung ist jedoch nicht 
Meinungsbildung in diesem Sinn, sondern Beein- 
flussung des Käufers mit dem Ziel, ihn kaufbereit ; 
zu machen. Zwar ist Werbung auch Ansicht, Urteil, | 
These. Sie geschieht jedoch, um den Umsatz des Un- i 
ternehmens zu steigern, und ist daher zunächst eine i 


Form der Berufsausübung. Grundrechtssystematisch 
steht sie näher bei Art. 12 GG als bei Art. 5 GG. 
Werbesendungen mögen einen gewissen Meinungs- 
bildungsgehalt aufweisen, aber auch nach dem ob- 
jektiven Erscheinungsbild liegt der Schwerpunkt bei 
der Werbung nicht auf der Meinungsbildung im 
Sinne von Art. 5 GG. 

Ein „Informationsrecht auf Werbesendungen" gegen- 
über den Anstalten steht niemandem zu. 

Der Rundfunk darf weder dem Staat noch einer ge- 
sellschaftlichen Gruppe ausgeliefert werden. Die 
gesellschaftlich relevanten Kräfte müssen auf seine 
Gestaltung angemessenen Einfluß haben. Diese Neu- 
tralisierung gilt nicht für die Werbesendungen, sie 
konstitutiert keine Einheit zwischen Programmrund- 
funk und Werbesendungen und macht letztere nicht 
zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe: Neutralisie- 
rung ist Folge, nicht Voraussetzung der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben. Das BVerfG verlangt die Un- 
abhängigkeit vom Staat nur dort, wo öffentliche Mei- 
nungsbildung erfolgt. Dies ist folgerichtig: Bei der 
Meinungsbildung kann nicht allein nach marktwirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten gehandelt werden, es 
müssen daher (gesellschaftliche) Instanzen geschaf- 
fen werden, welche die Kriterien der Meinungs- 
bildung herausarbeiten und zur Geltung bringen. 
Bei der fiskalischen Tätigkeit der Werbesendungen 
dagegen ist dies unnötig: Hier kann nach wirtschaft- 
lichen Kriterien verfahren werden. Die Grenze des 
Einflusses wirtschaftlich starker Werbender bildet 
die allgemeine Wirtschaftsgesetzgebung. Sollte da- 
durch die politische Unabhängigkeit der Sender an- 
getastet werden, so müßten dies die „gesellschaft- 
lichen Kontrollinstanzen" verhindern. 

Es fragt sich, ob die Werbesendungen durch die Ein- 
richtungsgarantie „freier Rundfunk" als „wirtschaft- 
liche Grundlage der Anstalten" gesichert und des- 
halb zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben werden. 
Einrichtungsgarantien sichern nach manchen Norm- 
komplexe, nach anderen soziologische Sachverhalte. 
Im letzteren Fall könnten die Werbesendungen zur 
„Institution Rundfunk" gehören, während ihre nor- 
mative Zuordnung zu diesem Bereich zweifelhaft ist. 
Einrichtungsgewährleistungen schützen jedoch nur 
den Kern einer Institution gegen schwerwiegende 
Eingriffe. Der „freie Rundfunk" würde zwar dann in 
seinem Wesen getroffen, wenn ihm jede mögliche 
Einnahmequelle verschlossen würde. Die wirtschaft- 
liche Basis würde jedoch durch einen Wegfall der 
Werbesendungen nicht zerstört: Zwar dürften die 
Anstalten nicht auf staatliche Subventionen verwie- 
sen werden; mögen diese auch nicht stets Staats- 
abhängigkeit zur Folge haben — sie können nicht als 
„ordentliche Finanzierungsquelle" angesehen wer- 
den. Es ist jedoch die Rundfunkgebühr, das Benut- 
zungsentgelt für die Leistungen der Anstalt, für 
diese die primäre Form einer Eigenfinanzierung. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die Gebühren 
so bemessen werden können, daß der Finanzbedarf 
der Anstalten dadurch gedeckt werden kann. Dies 
wäre nach Anstaltsgebührenrecht anzustreben. Es 
fragt sich auch, ob die Anstalten ihre Aufwendungen 
nicht einschränken könnten und sollten. Zwar ge- 
nießen sie bei der Erfüllung der öffentlichen Auf- 
gaben Autonomie. Dies darf jedoch nicht dazu füh- 
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ren, daß wirtschaftliche Gesichtspunkte vernachläs- 
sigt werden. Da die Anstalten also die Gebühren er- 
höhen und die Kosten auf einem angemessenen 
Niveau halten könnten und sollten, sind sie auf die 
Werbesendungen nicht unbedingt angewiesen, sie 
gehören nicht zu ihrer wesentlichen wirtschaftlichen 
Grundlage (was allgemein für fiskalische Tätigkeit 
der öffentlichen Hand zutrifft). Für die Presse muß 
nicht dasselbe gelten, weil sie seit jeher auf Anzei- 
geneinnahmen angewiesen ist und die Vertriebs- 
preise nicht erheblich erhöhen kann. 

4. Zusammenfassung 

Durch die Werbesendungen wird weder eine wesent- 
lich staatliche noch eine öffentliche Aufgabe erfüllt. 
Sie sind reine Fiskaltätigkeit der öffentlichen Hand. 
Dem zuständigen Gesetzgeber steht es frei, ob er 
sie verbieten will oder nicht. Verfassungsrechtliche 
Schranken gibt es hier nicht; sie können insbeson- 
dere nicht aus einem „Recht der Wirtschaft auf Wer- 
bung" oder aus der Wesensgehaltsgarantie der Ge- 
werbefreiheit gewonnen werden, auf die sich die 
Anstalten nicht berufen können. 

Die Ausgliederung von Tochtergesellschaften für 
Werbung aus den Rundfunkanstalten ist daher zu- 
lässig, verfassungsrechtlich jedenfalls irrelevant, 
vielleicht sogar als deutlicher Hinweis auf den — 
im Gegensatz zum Programmrundfunk — rein fiska- 
lischen Charakter der Werbeveranstaltungen zu be- 
grüßen. 


B. Rechtliche Grenzen der Zulässigkeit 
der Werbesendungen 

Es fragt sich, ob die Werbesendungen gegen gelten- 
des Recht verstoßen und daher verboten oder um- 
gestaltet werden müssen, wie letzteres, etwa durch 
Zulassung der Zeitungsverleger zum Werbefern- 
sehen, geschehen könnte, und ob es Schranken für 
eine Ausdehnung der Werbesendungen gibt. 

1. Die Werbesendungen und das Prinzip 
der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 

Die Werbesendungen als fiskalisches Handeln der 
öffentlichen Hand brauchen nicht durch eine beson- 
dere Norm der Verfassung gestattet zu werden. Es 
ist dagegen bestritten, ob es einer speziellen gesetz- 
lichen Grundlage bedarf, überwiegend wird eine 
solche heute nur für die Leistungsverwaltung ge- 
fordert. Einige weisen jedoch darauf hin, daß durch 
Fiskaltätigkeit eine damit vergleichbare Situation 
entstehen könne. Dem steht entgegen, daß durch das 
Legalitätsprinzip eine strenge Ordnung der Staats- 
organisation geschaffen wird, welche der durch Wirt- 
schaftlichkeitsgrundsätze bestimmten Fiskaltätigkeit 
(Werbesendungen) nicht entspricht. Die Werbesen- 
dungen bedürfen daher keiner speziellen gesetz- 
lichen Ermächtigung. 

Wollte man eine solche Grundlage für die Werbe- ! 
Sendungen dennoch verlangen, so wäre sie wohl vor- j 
handen: Sie könnte zwar nicht in der allgemeinen | 


' Gewerbefreiheit, wohl aber in den Rundfunkge- 
| setzen gefunden werden. 

Durch die Werbesendungen darf jedoch die Erfül- 
lung der öffentlichen Aufgaben der Anstalten in 
deren Funktionsbereich (Programmrundfunk) nicht 
beeinträchtigt werden. Bei einer nicht unerheblichen 
Ausdehnung der Sendezeiten für Werbesendungen 
wäre dies der Fall. Ob eine solche Erweiterung „er- 
heblich" ist, hängt vom quantitativen Umfang, dem 
Ausstrahlungszeitpunkt, vor allem aber von dem 
(sekundären) Unterhaltungsgehalt der Werbesen- 
dungen ab: Je geringer dieser ist, desto bedenklicher 
sind die Werbesendungen. Die heutige Praxis dürfte 
mit den Rundfunkgesetzen nach Legalitätsgrund- 
sätzen (noch) vereinbar sein. 

2. Berufs- und Gewerbefreiheit als Schranke 
der Werbesendungen 

Art. 3 2 GG könnte durch die Monopolisierung der 
Werbesendungen zugunsten der öffentlichen Hand 
(Verletzung der Berufswahlfreiheit potentieller Com- 
mercial Broadcasters) oder durch Beeinträchtigung 
der Berufswahl oder -ausübungsfreiheit derjenigen 
verletzt sein, die „Konkurrenzmedien" zur Verfü- 
gung stellen (Presse). 

Die Monopolisierung einer Tätigkeit, die auch von 
Privaten als Gewerbe ausgeübt werden kann, zu- 
gunsten der öffentlichen Hand ist ein schwerer Ein- 
griff in die Berufswahlfreiheit. Bei den Werbesen- 
dungen kann sie nicht nach den Grundsätzen über 
die Finanzmonopole gerechtfertigt werden. Das 
BVerfG hat das Rundfunkmonopol der öffentlichen 
Hand (nur) für den Programmrundfunk deshalb ge- 
billigt, weil dieser meinungsbildend wirkt. Dies gilt 
für die Werbesendungen nicht, welche daher in ihrer 
Monopolgestaltung das Berufswahlrecht Privater 
verletzen müssen, wenn sie eine Tätigkeit darstel- 
len, die von Privaten als „Beruf" ausgeübt werden 
kann. Dies ist jedoch nach der Rechtsprechung des 
BVerfG wohl abzulehnen; es gibt kein Berufsbild 
eines „Commercial Broadcasters": Der Einzelne kann 
nicht frei sein Berufsbild gestalten. Eine Erweiterung 
oder eine Ausübungsform eines Berufes konstituiert 
noch kein selbständiges Berufsbild. Werbesendungen 
sind jedoch eine typische „Nebenfunktion" der 
Haupttätigkeit des Rundfunkunternehmers: Mit den- 
selben Mitteln wird noch ein Zusätzliches geleistet. 
Daran ändert die Tatsache nichts, daß gerade die 
Monopolisierung die Entwicklung des Berufsbildes 
eines „Commercial Broadcasters" hindert: Der Ge- 
setzgeber hat hier einen weiten Gestaltungsrahmen. 
Mag dieses Ergebnis nicht ganz zweifelsfrei sein — 
es entspricht der Rechtsprechung am besten. 

Die Monopolisierung der Werbesendungen zugun- 
sten der öffentlichen Hand ist daher zulässig. Durch 
sie wird auch ein (angebliches) „Subsidiaritätsprin- 
zip" nicht verletzt, nach dem der Staat nur bei Un- 
vermögen Privater tätig werden darf: Auch hier 
müßte ein selbständiges Berufsbild (Commercial 
Broadcaster) vorliegen. 

Wenn dem nicht zugestimmt wird, müßten die Wer- 
besendungen demonopolisiert werden. Dies ist jeden* 
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falls möglich. Auch in diesem Fall müßte — infolge 
der technischen Gegebenheiten — in nächster Zeit 
der Zugang zum Werbefernsehen stets beschränkt 
werden. Dies könnte nicht durch subjektive, sondern 
müßte durch objektive Zulassungsbedingungen ge- 
schehen. Diese sind grundsätzlich nur zum Schutz 
überragend wichtiger Gemeinschaftsgüter möglich, 
die aber im Bereich der Werbesendungen nicht fest- j 
zustellen sind. 

Dennoch könnten für demonopolisierte Werbesen- | 
düngen objektive Zugangsbeschränkungen gerecht- j 
fertigt sein, weil sie von der Natur des (technisch) 
beschränkten Betätigungsraumes zwingend gefordert 
werden. Sie müßten nach vernünftigen Erwägungen 
des Gemeinwohls zweckmäßig sein, wobei Effizienz 
und Niveauhöhe der Werbesendungen den Aus- 
schlag geben dürften. 

Ein Verlegerfernsehen (Ummonopolisierung des 
Werbefernsehens auf die Zeitungs- und Zeit- 
schriftenverleger) begegnet verfassungsrechtlichen 
Bedenken. Die Verleger dürfen weder als die primär 
durch das Werbefernsehen Geschädigten noch auch 
deshalb mit dem Monopol des Werbefernsehens be- 
traut werden, weil sie die „werbenächsten" Privaten j 
seien. i 


Dasselbe gilt für die Übernahme eines ganzen Rund- 
funkprogramms oder des ZDF durch die Verleger. 
Hier kommt noch hinzu, daß eine publizistische Ge- 
waltenkonzentration Presse-Rundfunk auftritt, 
welche die von Art. 5 GG geforderte Meinungs- 
vielfalt *) beeinträchtigen und die Entstehung von 
Meinungsmonopolen fördern konnte. Aus diesem 
| Grunde spricht sogar vieles dafür, daß bei einer — 

| zulässigen — Teilprivatisierung des Rundfunks die 
| Verleger vom Zugang zum Funkmedium jedenfalls 
' insoweit ausgeschlossen werden sollten, als sie da- 
durch einen maßgeblichen Einfluß auf das Funkme- 
dium erlangen würden. 

Den Verlegern könnte jedoch ein gewisser Einfluß 
auf das Werbefernsehen durch Schaffung von Bei- 
räten eingeräumt werden. Nur dann ergäben sich 
wieder verfassungsrechtliche Bedenken, wenn der 
Einfluß der Beiräte einer Übernahme des Werbe- 
fernsehens durch die dort Vertretenen gleichkäme, 
ln der Gestaltung ist die öffentliche Hand im übrigen 
frei. 

Vorgreiflich für die Entscheidung der Frage, ob 
durch die Werbesendungen die Berufsausübungsfrei- 
I heit Privater (der Verleger) verletzt wird, ist die 
j Feststellung, daß die Fiskaltätigkeit an die Grund- 
' rechte gebunden ist. 


Als Geschädigte könnten sie allenfalls Beendigung 
der Beeinträchtigung (Verbot des Werbefersehens; 
Privatisierung) verlangen; „sachnah" sind sie nicht 
weitergehend als andere Werbetätige (z. B. Werbe- 
gesellschaften), die mit demselben Recht Zugang 
verlangen könnten. Eine durchgehende, natürliche | 
Einheit von Presse- und Funk/Fernsehjournalistik j 
gibt es nicht. 

Umgekehrt bestehen gegen ein „Verlegerwerbefern- j 
sehen" erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken. 
Eine Vereinigung des Werbefernsehens mit dem An- 
zeigengeschäft der Presse würde auf dem Werbe- ! 
markt die Gefahr von Monopolbildungen hervor- 
rufen und Grundsätzen der Wirtschaftsverfassung 
widersprechen. Eine verfassungsrechtlich einwand- 
freie rechtliche Gestaltung des Zugangs zum Werbe- 
fernsehen wird sich kaum finden lassen. Die an die 
öffentliche Hand zu entrichtenden Konzessionsgaben 
würden kaum anders als in einer Weise zu bestim- 
men sein, welche die Zugangsmöglichkeit zu einer 
bedeutenden wirtschaftlichen Vergünstigung machen 
müßte. Nur dies ist ja auch der Sinn des Verlangens 
der Zeitungsverleger. 

Entspricht nun ein derartiges Zugangsrecht zum 
Werbefernsehen der jeweiligen Stellung der Ver- 
leger im Zeitungsmarkt, so wird sich die Konzen- 
tration im Pressewesen verstärken. Erfolgt die Ak- 
tien- oder Anteilsverteilung nach anderen Gesichts- 
punkten, so wird die Gefahr einer Verfestigung be- 
stehender wirtschaftlicher Positionen durch mittel- j 
bare Subventionierung der Presse schwer auszu- J 
schließen sein. Derartige Konstruktionen, insbeson- j 
dere schwer überschaubare Formen einer verdeckten 
Subventionierung der Presse, nähern sich bedenklich 
ständestaatlichen Gestaltungen. 


Es ist h. L., daß die Leistungsverwaltung grund- 
rechtsgebunden ist. Dies ist nach heute überwiegen- 
der Auffassung auf die Fiskaltätigkeit auszudehnen, 
weil der Staat auch als wirtschaftlich Tätiger weiter- 
gehende Bindungen hinnehmen muß, als ein Priva- 
ter. Einer sog. „mittelbaren" Grundrechtsbindung 
(im Wege der Sinnerfüllung der Generalklauseln 
durch Grundrechte) unterliegt der Fiskus jedenfalls. 
Eine generelle Grundrechtsfreiheit der staatlichen 
Konkurrenz gibt es nicht. 

Private werden in ihrer Berufsausübungfreiheit nicht 
durch Privilegierung der Werbetätigkeit der An- 
stalten verletzt: Diese genießen in der Werbung 
kein größeres Ansehen als private Medien. Die 
Risikolosigkeit besteht beim Fiskus stets — ihr Ge- 
gengewicht ist die Grundrechtsbindung. Werbesen- 
dungen werden auch nicht unter Einsatz typisch 
staatlicher Privilegien durchgeführt. 2 ) Eine Verlet- 
zung der Berufsausübungsfreiheit der Verleger 
durch das Werbefernsehen scheidet aus, weil dessen 
Veranstaltung nach vernünftigen Erwägungen des 
Gemeinwohls zweckmäßig ist. 

Die Berufswahlfreiheit der Verleger könnte jedoch 
durch eine besonders schwere Beeinträchtigung der 
Berufsausübungsfreiheit verletzt werden. Voraus- 
setzung wäre, daß die wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten der Presse nicht auf andere Gründe, insbeson- 
dere unternehmerische Fehlleistungen oder die tech- 
nische und wirtschaftliche Entwicklung, zurückzu- 
führen wären. Dies dürfte z. Z. nicht der Fall sein 
— eine „Erdrosselung" der Presse ist nicht ersicht- 
lich. 

g vgl. Ziff. 1 B 5 dieses Teils 
2 ) vgl. im übrigen Vierter Teil 
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3. Werbesendungen und privater Wettbewerb 
(Wettbewerbsfreiheit) 

Es fragt sich, ob über gewerberechtliche Bindungen 
hinaus Grenzen der Werbesendungen aus der Wett- 
bewerbsfreiheit bestimmt werden können. 

Die Wettbewerbsfreiheit könnte als Sicherung Priva- 
ter gegen die übermächtige Konkurrenz durch den 
Fiskus oder als Gewährleistung eines Wettbe- 
werbs (ausschließlich) unter Privaten verstanden 
werden — insoweit könnte sie über die Berufsfrei- 
heit hinausgehen. Die aus Art. 2 Abs. I GG abgelei- 
tete Wettbewerbsfreiheit darf auch durch ein Gesetz 
nicht in ihrem Wesensgehalt beeinträchtigt werden. 

Die Wettbewerbsbegrifflichkeit ist nicht dem öffent- 
lichen Recht, sondern dem Wettbewerbsrecht zu ent- 
nehmen. Einen wesentlichen Beitrag zur Bestimmung 
des Wettbewerbsbegriffs und des Wettbewerbsver- 
hältnisses zwischen Presse und Werbehörfunk/ 
Werbefernsehen hat die öffentlich-rechtliche Dis- 
kussion bisher nicht geliefert. 

Unterstellt man auch Konkurrenzbeziehungen zwi- 
schen Presse und Rundfunkwerbung, so verletzt 
diese die Wettbewerbsfreiheit nicht als „übermächti- 
ger Konkurrent": Eine Erdrosselung der Verleger 
ist nicht ersichtlich. 1 ) 

Die generelle Unzulässigkeit eines Eingreifens des 
Fiskus (Werbesendungen) in den Wettbewerb zwi- 
schen Privaten wird unter Berufung auf ein (angeb- 
liches) Subsidiaritätsprinzip behauptet: Weil aus- 
reichende Werbeeinrichtungen der Privatwirtschaft 
bestünden, müsse nicht auf die Rundfunkwerbung 
zurückgegriffen werden. 

Ein „allgemeines Subsidiaritätsprinzip", nach dem 
die öffentliche Hand nichts unternehmen darf, was 
Private ebenso gut zu leisten vermögen, ist ein An- 
wendungsfall einer (angeblich) allgemeinen Subsidi- 
arität größerer (höherer) gegenüber kleineren 
(niederen) Einheiten (und Einzelnen). Zu seiner Be- 
gründung wird meist auf § 67 DGO verwiesen, der 
die Wirtschaftstätigkeit der Gemeinden entspre- 
chend beschränkt. 

Die kommunalrechtlichen Bestimmungen tragen je- 
doch kein allgemeines Subsidiaritätsprinzip im Ver- 
hältnis Staat — Private: Sie zielen auf „Aufgaben- 
erfüllung", auf Leistungsverwaltung, nicht auf allge- 
mein-wirtschaftliche Bedürfnisbefriedigung. Ob Be- 
dürfnisse durch Private ebensogut befriedigt werden 
können, müßte — unterstellt man die Subsidiarität 
— von Gerichten entschieden werden, welche sich 
hier bisher sehr zurückhaltend geäußert haben; die 
kommunalrechtlichen Bestimmungen sind ersichtlich 
auf die Sonderprobleme der Gemeinden zugeschnit- 
ten. 

Das BVerfG hat sich zur Subsidiarität noch nicht all- 
gemein geäußert. Die Geltung des Prinzips wird von 
der jetzt h. L. abgelehnt, weil dieses mit der staat- 
lichen Souveränität unvereinbar sei, sich aus dem 

') vgl. Ergebnis unter Ziff. I B 2 dieses Teils 


GG nicht ableiten lasse, zu wenig präzis sei und zu 
unerträglichen Schwebezuständen führen müsse. Die 
| Subsidiarität würde auch — im Ergebnis — die Ent- 
scheidung über das Eingreifen des Staates lediglich 
aus der Hand des Gesetzgebers in die der Gerichte 
legen, welche hierzu nicht in der Lage wären. 

Ein Subsidiaritätsprinzip läßt sich also rechtsanalog 
nicht gewinnen. 

Dieses Ergebnis entspricht den heutigen Vorstellun- 
gen über die „Wirtschaftsverfassung" der Bundes- 
republik: Darunter ist ein Inbegriff von Normen zu 
verstehen, durch welche das Zusammenwirken der 
Wirtschaftskräfte geordnet wird. Nur wenn sie Ver- 
fassungsrang haben, sind sie hier von Bedeutung. Es 
ist umstritten, ob es eine grundgesetzliche Wirt- 
schaftsverfassung gibt: Es wird behauptet, die Ver- 
fassung habe sich für wirtschaftspolitische Neutrali- 
tät entschieden; andere gehen von einer Entschei- 
dung zugunsten der „sozialen Marktwirtschaft" aus 
(Verbindung von Freiheit und Sozialbindung); über- 
wiegend wird eine „gemischte Wirtschaftsverfas- 
sung" angenommen, die staatlicher Gestaltung bis 
an die Grenzen der Individualfreiheit Raum ge- 
währe. Nach all diesen Auffassungen wären die 
Werbesendungen als Fiskaltätigkeit mit der „Wirt- 
schaftsverfassung" vereinbar. Wenn schließlich — - 
nach der Rechtsprechung des BVerfG — die „soziale 
Marktwirtschaft" nicht vom GG gefordert wird, so 
läßt sich aus allgemein-wirtschaftsverfassungsrecht- 
lichen Gesichtspunkten nichts für eine allgemeine 
Subsidiarität und damit für einen Verstoß der 
Werbesendungen gegen die Wettbewerbsgrundsätze 
der Verfassung ableiten. 

Die Werbesendungen werden durch die Wettbe- 
werbsfreiheit nicht weitergehend beschränkt als 
durch die Berufsfreiheit. 1 ) 

4. Verletzung des Eigentums Privater 
(insbesondere der Zeitungsverleger) 
durch die Werbesendungen 

Die Presseverlage sind eingerichtete und ausge- 
übte Gewerbebetriebe. Ihre Inhaber werden daher 
durch Art. 14 GG (Eigentumsfreiheit) geschützt. Es 
fragt sich, ob die Werbesendungen sich als ein ent- 
eignungsgleicher Eingriff in diese Rechte auswirken 
könnten. Es müßte ein Eingriff in eine enteignungs- 
fähige Position vorliegen, der zu einem Sonderopfer 
für die Verleger führen könnte und eine Entschädi- 
gungspflicht der Anstalten begründen würde. 

Ob ein Eingriff und eine enteignungsfähige Position 
gegeben ist, mag bereits zweifelhaft sein. Das Vor- 
liegen eines Sonderopfers bemißt sich nach der 
Schwere des Eingriffs und (oder) nach der Ungleich- 
heit der auferlegten Belastung. Ein „schwerer" Ein- 
griff wäre nur gegeben, wenn bei einer ungünstigen 
Wirtschaftslage von Presseunternehmen andere Fak- 
toren auszuschließen wären, die eine solche u. U. 
hervorgerufen haben könnten. Eine derartige 
Schwere der Beeinträchtigung ist z. Z. nicht ersicht- 
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lieh. Auch von einer „ungleich schweren Beeinträch- 
tigung" kann gegenwärtig nicht gesprochen werden, 
ein enteignungsgleicher Eingriff liegt nicht vor. 

Sollte dagegen eine erhebliche Beeinträchtigung ge- 
wisser Zeitungsunternehmen durch die Werbesen- 
dungen nachweisbar sein, so käme — wenn Ein- 
griffscharakter und Vorliegen einer enteignungs- 
fähigen Position bejaht würden — eine Entschädi- 
gungspflicht der öffentlichen Hand entsprechend Ar- 
tikel 14 Abs. 3 GG in Frage. 

Anhang: 

Verstoß gegen Artikel 3 Abs. 1 GG 
(allgemeiner Gleichheitssatz) 

Ein Verstoß gegen den Gleichheitssatz durch Be- 
günstigung der zu den Werbesendungen Zugelasse- 
nen gegenüber ihren Konkurrenten scheidet aus, so- 
lange die Anstalten pflichtgemäß Zulassungen aus- 
schließlich nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
aussprechen. Sie handeln insoweit nicht willkürlich. 

Durch die Werbesendungen wird auch nicht die 
„Chancengleichheit" zwischen den Werbemedien in 
so schwerwiegender Weise verletzt, daß ein Gleich- 
heitsverstoß gegeben wäre. Dies wäre nur bei will- 
kürlichem Verhalten der öffentlichen Hand der Fall. 

Ein Verstoß gegen den allgemeinen Gleichheitssatz ! 
kann daher nicht festgestellt werden. 

5. Die Pressefreiheit als Grenze ! 

der Werbesendungen j 

Es ist zu prüfen, ob sich aus der Pressefreiheit spezi- 
fische Grenzen für die Werbesendungen oder gar 
die Notwendigkeit eines Verbotes dieser Veranstal- 
tungen ergeben können. 

Die Zeitungsverleger behaupten vor allem eine Be- 
drohung der Institution einer freien Presse, die für 
den demokratischen Staat unentbehrlich sei: Die 
Werbesendungen beeinträchtigten das Annoncen- 
geschäft der Zeitungen, das für diese eine wesent- 
liche, unentbehrliche wirtschaftliche Grundlage dar- 
stelle. 

Die Pressefreiheit gewährt ein subjektives öffent- 
liches Recht und eine Einrichtungsgarantie. Letztere 
wird heute vor allem deshalb angenommen, weil 
nach h. L. die Presse eine „öffentliche Aufgabe" er- 
füllt. Die Presse hat vor allem die Funktionen der 
Information, der Kontrolle sowie der Bildung und 
Erziehung; gemeinsam ist diesen Funktionen, daß 
sie eine Mitwirkung bei der öffentlichen Meinungs- 
bildung darstellen: Diese vollzieht sich vorwiegend 
durch die Presse, die so zu einer notwendigen Vor- 
aussetzung des Funktionierens einer freiheitlichen 
Demokratie wird. 

Daraus ergibt sich, daß die Presse eine „öffentliche 
Aufgabe" erfüllt, also einem besonderen öffent- 
lichen Zweck dient. Dies bedeutet: 


Der Staat könnte die Presse unter Berufung auf de- 
ren „öffentliche Aufgabe" (insbesondere finanziell) 
privilegieren. Allerdings wird dann auch eine ge- 
wisse Reglementierung von manchen befürchtet. 
Eine echte Staatsabhängigkeit muß so allerdings 
nicht entstehen. Nach h. L. wird die Presse als Ein- 
richtungsgarantie geschützt, was vor allem damit 
begründet wird, daß sie die öffentliche Aufgabe der 
Meinungsbildung erfülle. Alles, was im Presse- 
bereich institutionell gesichert ist, muß also eine Be- 
ziehung zur Erfüllung dieser Aufgaben aufweisen. 
Die institutionelle Garantie verpflichtet den Staat 
zum Schutz der Presse in Freiheit. Gelegentlich wird 
daher die Pressefreiheit nicht mehr als ein Fall der 
Meinungsfreiheit gesehen: Die Presse wird dann, 
ähnlich den Parteien, in eine quasiorganschaftliche 
Nähe zur Staatsgewalt gerückt. Die subjektiv-öffent- 
lichen Rechte der Pressetätigen sollen völlig hinter 
die Einrichtungsgewährleistung zurücktreten. Die 
h. L. folgt dem nicht: Die Institution darf nur zur 
Verstärkung der Individualrechte führen. Der Presse 
können nicht Privilegierungen wie einem Verfas- 
sungsorgan zuerkannt werden. 

Die „Institution Presse" umfaßt und sichert die Mög- 
lichkeit einer gewissen Vielfalt der Meinungsäuße- 
rungen; überwiegend wird geltend gemacht, daß nur 
durch Vielfalt in einem echten Wettbewerb die 
„Meinungskontrolleure kontrolliert" werden könn- 
ten, die Chance neuer Balancierung eröffnet werde. 
Nur gelegentlich wird die Bedeutung des Bestehens 
einer Vielfalt von Presseerzeugnissen für den Pro- 
zeß der öffentlichen Meinungsbildung geleugnet. 
Nach dem BVerfG gehört die Existenz einer „Viel- 
falt von konkurrierenden Presseerzeugnissen" je- 
doch zum Garantiebereich der Einrichtungsgewähr- 
leistung. Sie besteht nur, wenn jeweils mehrere von 
einander unabhängige Zeitungen in verschiedenen 
Schichtungen (Auflagenumfang, Verbreitungsgebiet, 
allgemeine inhaltliche Gestaltungsform) erhalten 
bleiben. Eine Gesetzgebung, welche dies begünstigt, 
ist mit dem GG vereinbar. Auf den Inhalt der Presse- 
äußerungen darf jedoch kein Einfluß genommen 
werden. 

Die öffentliche Hand darf die Vielfalt der Presse- 
erzeugnisse zwar nicht beeinträchtigen, dies ge- 
schähe aber nur, wenn für die Presse als Gesamt- 
erscheinung bedeutsame Arten von Zeitungen zum 
Erliegen kämen. Die Bedrohung einzelner Presse- 
erzeugnisse genügt nicht: Konkurrenzvielfalt setzt 
sogar die Möglichkeit des Aufstiegs und Untergangs 
einzelner voraus. Die Einrichtungsgarantie garan- 
tiert nicht ein bestimmtes Kräfteverhältnis: Entschei- 
dend ist, ob der publizistische Wettbewerb im Be- 
reich des Gesamtmediums erheblich eingeschränkt 
wird. 

Die Zeitungsverleger behaupten, die Einrichtungs- 
garantie „freie Presse" werde durch die Werbesen- 
dungen über die Beeinträchtigung ihres Anzeigen- 
geschäfts verletzt. Die Inseratpresse erfüllt als sol- 
che keine öffentliche Aufgabe (was ihre Sicherung 
durch die Einrichtungsgarantie allerdings nicht aus- 
schließt) : Die Anzeigenpresse läßt sich klar von den 
übrigen Presseäußerungen trennen; da sie nur Wer- 
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bung bringt, fehlt hier, eindeutiger noch als bei den ! 
Werbesendungen, der Meinungsbildungsgehalt. 

Die Anzeigenpresse wird jedoch durch die verfas- 
sungsmäßige Einrichtungsgarantie erfaßt, weil ohne 
die durch sie geschaffenen wirtschaftlichen Grund- 
lagen eine freie Presse nicht existieren und ihre 
Öffentlichen Aufgaben nicht erfüllen kann. Dies ent- 
spricht der h. L. Die Presse wird nach dieser als „so- j 
ziologisches Phänomen" geschützt. Dazu gehört auch j 
die wirtschaftliche Grundlage der Einrichtung. Die | 
ökonomische Basis des einzelnen Presseunterneh- l 
mens wird jedoch nicht gesichert. j 

Durch die Werbesendungen würde die Instituts- 
garantie der freien Presse im Wege der Beeinträch- 
tigung von deren wirtschaftlicher Basis nur dann 
verletzt, wenn der Wesensgehalt der Einrichtung 
getroffen wäre. Rückläufigkeit des Anzeigenge- 
schäfts in gewissen Bereichen genügt nicht: Eine 
Krise der Gesamtpresse müßte sich anbahnen. Diese 
dürfte nicht auf andere Faktoren (allgemeine Wirt- 
schaftslage, anderweitige Konkurrenz, Fehlleistun- 
gen der Unternehmer, Aktualitätsvorsprung des 
Funks) zurückzuführen sein. Ein solcher Nachweis 
wäre jedenfalls schwer, er ist heute nicht zu erbrin- I 
gen. Der allgemeine Aktualitätsvorsprung des Funk- 
mediums gegenüber der Presse ist begrifflich keine 
Beeinträchtigung der Privaten: Soweit ihre Fiskal- 
tätigkeit erlaubt ist, kann die öffentliche Hand das 
moderne, technisch überlegene Mittel einsetzen. Ein- 
richtungsgarantien sichern nicht technisch Überhol- 
tes. Es wird schwer sein, diese Seite des Problems 
von der echten „Beeinträchtigung durch die Werbe- 
sendungen" zu trennen. 

Die Werbesendungen verletzen z. Z. die Einrich- 
tungsgarantie „freie Presse" nicht. 

Die subjektiv-öffentlichen (Grund-)Rechte der Ver- 
leger und Journalisten gewähren der Presse keinen 
über die Institutsgarantie hinausgehenden Schutz. 
Sie können durch „allgemeine Gesetze" (Art. 5 
Abs. 2 GG) eingeschränkt werden. Bestimmt man 
diese als „Regelungen, deren Schutzgut der Mei- 
nungsfreiheit vorgeht", so müßte eine Güterabwä- 
gung zwischen den „öffentlichen Aufgaben der 
Presse als solcher" (nicht der einzelnen Zeitungs- 
Unternehmen) und den Werbesendungen stattfinden. 
Damit aber entspricht der Schutzumfang des Grund- 
rechts dem der Institutsgarantie. Bezeichnet man — 
mit der h. L. — „allgemeine Gesetze" als die Nor- 
mierungen, die sich nicht unmittelbar gegen die 
Pressetätigkeit als solche wenden, so sind die Rund- 
funkgesetze, welche die Werbesendungen gestatten, 
zulässige „allgemeine Gesetze". Der Wesensgehalt 
des Grundrechts der Pressefreiheit (Art. 19 Abs. 2 
GG) würde durch die Werbesendungen nur dann be- 
einträchtigt werden, wenn Verleger und Journali- 
sten überhaupt im Pressebereich nicht mehr tätig 
sein könnten. Eine Tätigkeit in einem bestimmten 
Verlag ist durch die Verfassung nicht garantiert. 

Der Schutzbereich des Grundrechts der Pressefrei- ! 
heit entspricht also für den vorliegenden Fall dem j 
der Einrichtungsgarantie. Eine ernste Gefährdung 
der verfassungsrechtlich geschützten Pressefreiheit 
ist im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ersichtlich. 


C. Zulässigkeit und Grenzen 
der Werbesendungen 
(Ergebnisse der Abschnitte A und B) 

Auf Grund der Ergebnisse der Untersuchungen der 
Abschnitte A und B ist die verfassungsrechtliche und 
rundfunkgesetzliche Zulässigkeit von Gestaltungs- 
möglichkeiten im Bereich von Werbefernsehen und 
Werbehörfunk wie folgt zu beurteilen: 

1. Die z. Z. praktizierte Gestaltung der Werbesen- 
dungen ist mit der Verfassung vereinbar. Sie be- 
einträchtigt Grundrechte (Art. 12, 14, 3, 5 GG) 
nicht in einem solchen Maße, daß ein Verbot der 
Werbesendungen ausgesprochen oder eine Än- 
derung herbeigeführt werden müßte. Die Legali- 
tätsgrundlage ist als ausreichend anzusehen. 

2. Ein völliges Verbot jeder Werbesendungen, das 
vom zuständigen Gesetzgeber *) ausgesprochen 
würde, wäre mit der Verfassung vereinbar. Es 
liegt reine Fiskaltätigkeit vor, die vom Gesetz 
gestattet worden ist und von ihm auch verboten 
werden könnte. Die Anstalten könnten sich einer 
solchen Regelung gegenüber nicht auf Grund- 
rechte gegen den Staat berufen. 

3. Eine (nicht unerhebliche) Erweiterung der Sende- 
zeiten für Werbefernsehen würde sowohl nach 
den Grundsätzen der Rundfunkgesetze wie nach 
denen des Grundgesetzes Bedenken erwecken. 
Es würde hierdurch 

— der Funktionsbereich der Anstalten beein- 
trächtigt und ihnen die Erfüllung ihrer öffent- 
lichen Aufgaben (Meinungsbildung) unmög- 
lich gemacht werden, 

— die Gefahr der Erdrosselung von Presseunter- 
nehmen nicht mehr völlig auszuschließen sein, 

— möglicherweise ein enteignungsgleicher Ein- 
griff gegenüber Presseunternehmen vorliegen, 

— unter gewissen (gesamtwirtschaftlichen) Um- 
ständen sogar die freie Presse als Einrich- 
tungsgarantie oder der Wesensgehalt der 
Grundrechte der Pressetätigen verletzt wer- 
den können. 

Nur das erstere Bedenken könnte durch eine Ge- 
setzesänderung ausgeräumt werden. 

4. Eine Beteiligung der Zeitungsverleger am Werbe- 
fernsehen wäre bedenklich und ist keine not- 
wendige Gestaltungsform des Werbefernsehens. 
Sie sollte nur erfolgen durch ein Beratungs- oder 
beschränktes Mitspracherecht der Zeitungsverle- 
ger bei der Gestaltung der Programme, der Zeit 
und/oder der Preise des Werbefernsehens. Es 
könnten hier durch Vertrag oder Gesetz Beiräte 
geschaffen werden, die von der reinen werbe- 
technischen Beratung bis zu Vorschlägen über 
alle wichtigen Fragen des Werbefernsehens ein- 
geschaltet werden könnten* Allen gleich „werbe- 
fernsehnahen" Privaten (also etwa auch den Zeit- 
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Schriftenverlegern) wäre jedoch angemessene Ge- (Meinungsbildung) bei Kommerzialisierung der 

legenheit zur Beteiligung zu geben. ! Sender wirksam entgegengewirkt würde. 


Eine (teilweise) Übernahme der bestehenden 
Tochtergesellschaften für Werbung durch die 
Zeitungs- und Zeitschriftenverleger ist abzuleh- 
nen. Hierdurch würde eine „Ummonopolisierung 
von Werbefunk und Werbefernsehen" auf Pri- 
vate erfolgen, die verfassungsrechtlichen Beden- 
ken begegnet. Insbesondere könnten die Betei- 
ligungsverhältnisse der Verleger kaum ein- 
wandfrei festgelegt werden. Die Überlassung der 
Gestaltung eines (selbständigen) Werbepro- 
gramms an die Verleger müßte als unmittelbare 
Gestaltung eines Teils des Programms der An- 
stalten durch anstaltsexterne Private, selbst 
wenn sie zeitlich klar vom Programmrundfunk 
abgegrenzt wäre, gleichfalls verfassungsrecht- 
lichen Bedenken unterliegen. 

5. Privatisierung von Funk und Fernsehen („allge- 
meines Verlegerfernsehen"). 

Eine völlige Privatisierung des Rundfunks ist, 
wie das BVerfG im Fernsehurteil ausdrücklich 
festgestellt hat, mit dem GG vereinbar. Nachdem 
aber die Rundfunkwerbung nur eine Neben- 
tätigkeit des Rundfunks darstellt, ist es unzu- 
lässig, den Rundfunk deshalb im ganzen auf die 
Zeitungsverleger umzumonopolisieren, weil 
diese „werbenah" seien. Eine derartige Gestal- | 
tung ist auch dann abzulehnen, wenn sie mit der ; 
Begründung verlangt wird, sie sei neben dem 
Rundfunk am bedeutsamsten mit der Erfüllung 
der öffentlichen Aufgaben der Meinungsbildung 
befaßt: Hier droht eine gefährliche publizistische 
Gewaltenkonfusion. Daher könnte sogar erwogen | 
werden, ob im Falle einer Privatisierung nicht 
gerade die Presse vom Rundfunk ausdrücklich 
auszuschließen wäre. 

Eine Privatisierung müßte jedenfalls durch ein 
Gesetz erfolgen, in dem der Zugang zu dem 
Medium geregelt und sichergestellt würde, daß 
die gesellschaftlich relevanten Kräfte angemes- 
sen zu Wort kommen. Eine entsprechende Staats- 
aufsicht wäre vorzusehen. Bei dieser Gestaltung 
müßte dem Gesetzgeber ein größerer Spielraum 
bleiben. Welche Formen noch mit dem Grund- 
gesetz vereinbar wären, läßt sich nicht im ein- 
zelnen bestimmen. Es wäre jedoch davon auszu- 
gehen, daß eine staatliche Aufsicht, ähnlich der 
Banken- und Versicherungsaufsicht, genügen 
könnte. 

Bei einer derartigen völligen Privatisierung 
würde den neuen Trägem des Rundfunks auch 
die Rundfunkwerbung überantwortet werden. 
Sie könnten sie jedenfalls im bisherigen Umfang 
betreiben, dürften es aber wohl nicht weiter 
ausdehnen, weil die erwähnten Bedenken wei- 
terhin entgegenstünden, insbesondere die mög- 
liche Funktionswidrigkeit der Werbung. 

Die Grenzen der Rundfunkwerbung müßten 
durch das privatisierende Gesetz genau be- 
stimmt werden, damit der Gefahr einer Vernach- 
lässigung der Erfüllung der öffentlichen Aufgabe 


6. Dasselbe gilt für eine teilweise Privatisierung 
des Rundfunks, etwa durch Überführung des 
Zweiten Deutschen Fernsehens oder eines „Pro- 
grammes" bei einigen oder allen Anstalten in Pri- 
vatbesitz. Auch hier läßt sich eine „Ummonopoli- 
sierung" auf die Zeitungsverleger nicht rechtferti- 
gen, mag auch die Gefahr einer publizistischen 
Gewaltenkonfusion nicht so groß sein wie im 
Falle vollständiger Privatisierung zugunsten der 
Verleger. 

Bei solcher teilweiser Privatisierung liegt es 
nahe, daß den Privaten Werbesendungen erlaubt 
werden, während sie nicht mit Gebührenhoheit 
beliehen werden. Es mag so eine erwünschte 
Konkurrenz zwischen dem durch Gebühren ge- 
tragenen Staatsrundfunk (der dann kaum mehr 
werben dürfte) und den kommerziellen Sendern 
entstehen. Es wird dann jedoch sehr problema- 
tisch sein, ob sich bei letzteren die Werbezeiten 
ebenso beschränken lassen, wie dies bisher bei 
den Anstalten der Fall war. Auch durch private 
Sender aber würden öffentliche Aufgaben er- 
füllt, auch dort dürfte die Werbung, gerade wenn 
man ihr größeren Raum gewähren wollte, mit 
deren Wahrnehmung in Widerstreit geraten. Bei 
einer Teilprivatisierung müßte daher besonders 
sorgfältig durch Gesetz der Rauin der Werbe- 
sendungen abgegrenzt werden. Unter dem Deck- 
mantel der Privatisierung dürften nicht die 
Grundsätze des Fernsehurteils aufgehoben, es 
dürfte nicht ein Programm zugelassen werden, 
das sich hemmungsloser Werbetätigkeit hingibt. 
Dies mag in anderen Ländern geschehen sein — 
in Deutschland widerspräche es der Verfassung 
und der ganzen Tradition des deutschen Rund- 
funkwesens. 

Unter den gegenwärtigen Umständen erscheint 
die Beibehaltung des jetzigen Zustandes als ver- 
tretbar. Die Schaffung von Beiräten für die 
Rundfunkwerbung, an denen die Zeitungsver- 
leger angemessen beteiligt werden müßten, wäre 
zu erwägen. 


D. Die Gesetzgebungszuständigkeit zu einer 
Regelung der Werbesendungen 

Die möglichen (nicht erforderlichen) gesetzgeberi- 
schen Maßnahmen kann der Bund nur vornehmen, 
wenn ihm das GG hierzu ausdrücklich die Kompe- 
tenz gewährt. 

Eine allgemeine Rundfunkzuständigkeit des Bundes 
gibt es nicht. Es ist vielmehr die Zuständigkeit der 
Länder begründet. 

Der Bund besitzt auch keine generelle Regelungs- 
kompetenz für Werbesendungen. Zwar gehören 
diese als Werbung nicht in den kulturellen Bereich; 
das BVerfG hat aber ganz allgemein die Bundes- 
zuständigkeit auf die Sendetechnik beschränkt. 
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Die presserechtliche Rahmenkompetenz des Bundes 
(Art. 75 Nr. 2 GG) deckt keine Regelungen der 
Rundfunkwerbung. Selbst wenn solche der Presse 
helfen sollten, so würde doch darin keine Regelung 
von deren „allgemeinen Rechtsverhältnissen" lie- 
gen, Auch eine „Ummonopolisierung" des Werbe- 
fernsehens auf die Verleger würde Rechtsverhält- 
nisse des Rundfunks (nicht der Presse) regeln, weil 
die Normen dessen Raum primär gestalten müßten. 
„Allgemeine Rechtsverhältnisse" eines Mediums sind 
nicht die Beziehungen zu einem anderen Medium. 

Der Bund besitzt für die Rundfunkwerbung auch 
keine Gesetzgebungszuständigkeit kraft Sachzusam- 
menhangs: Die allgemeinen Rechtsverhältnisse der 
Presse können geregelt werden, ohne daß die Rund- 
funkwerbung (um)gestaltet wird. 

Die Zeitungsverleger behaupten, der Bund sei zur 
Regelung kompetent kraft seiner Zuständigkeit, das 
„Recht der Wirtschaft“ zu normieren (Art. 74 
Nr. 11 GG). Dagegen spricht: Die Rundfunkwerbung 
wird zwar „wirtschaftlich" tätig. Die wirtschafts- 
rechtliche Kompetenz deckt keine Sonderregelungen 
im Bereich der Anstalten, welche für andere Rechts- 
Iräger nicht gelten könnten. Andernfalls würde die 
anstaltsrechtliche Länderkompetenz ausgehöhlt. 


daß die Anstalten intensiverer Bindung unterliegen. 
In jedem Fall kann daher von ihrer grundsätzlichen 
Grundrechtsbindung ausgegangen werden. 

Die Veranstaltung von Fernsehsendungen schlecht- 
hin kann nicht aus Rücksicht gegenüber privaten 
Grundrechtsträgern untersagt werden, weil sie als 
solche durch die Verfassung legitimiert ist. Es fragt 
sich daher lediglich, ob auf gewisse Freiheitsbereiche 
(der Filmwirtschaft) angemessen Rücksicht zu neh- 
men ist. 

Selbst wenn alle Sparten der Filmwirtschaft verfas- 
sungsgeschützte „Berufsbilder" darstellten und exi- 
stenzbedrohende (Erdrosselungs-)Gefahren für sie 
ausschließlich vom Fernsehen ausgingen, so könnte 
sich die private Filmwirtschaft doch nicht auf die 
Berufs- oder Eigentumsfreiheit gegenüber dem Pro- 
grammfernsehen berufen: Dies stellt die Erfüllung 
einer öffentlichen Aufgabe dar, die verfassungs- 
rechtlich legitimiert ist. Wollte man hier eine Zu- 
rückhaltung der Anstalten verlangen, so würde ihre 
Erfüllung unmöglich, die Programmgestaltungskom- 
petenz und damit die Rundfunkfreiheit würden in 
ihrem Kern getroffen. Inhalt und Grenzen des Eigen- 
tums der Filmschaffenden werden hier durch die 
verfassungskräftige Aufgabenstellung der Anstalten 
bestimmt. 


Soweit aber von der Rundfunkwerbung wesentliche 
Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft der Bun- 
desrepublik ausgehen, läßt sich die Zuständigkeit 
des Bundes nicht ausschließen. Die von der Kom- 
mission festgestellten Wettbewerbswirkungen des 
Werbefernsehens reichen jedoch nicht aus, um die 
Bundeskompetenz zu begründen. Das Gleiche gilt 
für die Zuständigkeit zur Verhütung des Mißbrauchs 
wirtschaftlicher Machtstellungen (Art. 74 Nr. 16 GG). 


II. Die öffentlich-rechtliche Problematik 
der Beziehungen zwischen Film und Fernsehen 

Entsprechend den verschiedenen Interessen stehen 
für die öffentlich-rechtliche Untersuchung zwei Fra- 
gen im Mittelpunkt: das Konkurrenzverhalten der 
Anstalten und deren Autarkiestreben. 


A. Das Konkurrenzverhalten der Anstalten 
gegenüber dem Film 

Wie im Verhältnis Fernsehen zu Presse mag da- 
von ausgegangen werden, daß die öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten im Wettbewerbsverhält- 
nis zur Filmwirtschaft der Grundrechtsbindung un- 
terliegen. Dem steht nicht entgegen, daß sich auch 
die Anstalten auf Grundrechte berufen können. 
Diese richten sich nach überwiegender Auffassung 
nur gegen den Staat. Selbst wenn man eine Dritt- 
wirkung der Rundfunkfreiheit gegenüber der pri- 
vaten Filmwirtschaft annehmen wollte, würden sich 
die Grundrechte von Film und Fernsehen nicht not- 
wendig neutralisieren. Es spräche dann vieles dafür, 


Die Filmwirtschaft kann sich auf das subjektive 
Recht der Filmfreiheit berufen. Diese läßt sich — 
analog der Presse- und Fernsehfreiheit — aus Be- 
richterstattungs-, Meinungs- und Kunstfreiheit des 
Films ableiten. Dieses Grundrecht versagt aber eben- 
falls gegenüber der organisationsrechtlichen Ent- 
scheidung der Verfassung zugunsten der öffentlichen 
Aufgabe des Programmfernsehens: Eine konkurren- 
zielle Rücksicht auf die Filmwirtschaft würde deren 
Erfüllung unmöglich machen. Bei Annahme einer 
Drittwirkung der Fernsehfreiheit gegenüber dem 
Film fällt entscheidend ins Gewicht, daß das Fern- 
sehen dieselben Leistungen effizienter erbringt und 
daher das Grundrecht der Filmfreiheit zurückdrängt. 

Wenn es eine institutioneile Garantie der Filmfrei- 
heit gäbe, so könnte ein Ausgleich zwischen dieser 
Einrichtung und der des freien Fernsehens in Be- 
tracht kommen. 

Eine Institutionalisierung des „freien Films" ist je- 
doch abzulehnen. Eine öffentliche Aufgabe wird vom 
Film nicht erfüllt; nach Meinungsbildungs- wie In- 
formationsgehalt sind seine Darbietungen denen des 
Fernsehens (oder auch der Presse) nicht vergleich- 
bar: Das Fernsehen informiert häufiger, rascher und 
umfangeicher. Die Unterhaltungsfunktion steht beim 
Film weit im Vordergrund. Er bietet kein wirkliches 
Meinungsspektrum. Das Wesen des Mediums 
schließt es aus, daß im Film ebenso laufend, viel- 
fältig und intensiv zu den verschiedensten Entwick- 
lungen Stellung genommen werden kann, wie das 
in Rundfunk und Presse geschieht. 

Der Kunstgehalt ist beim Film nicht höher als beim 
Fernsehen, dem sogar seine finanzielle Stärke eine 
interessenferne Kunstförderung gestattet. Ange- 
sichts der wesentlichen Staatsferne der Kunst könnte 
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eine Institutionalisierung des Films auch kaum allein 
damit begründet werden, daß hier die verschiedenen 
ästhetischen Tendenzen der pluralistischen Gesell- 
schaft zum Ausdruck kämen. 

Selbst wenn aber eine Institutionalisierung der 
Filmfreiheit anzunehmen wäre, so müßte doch die 
Überlegenheit des effizienteren Fernsehens jene 
Rechtsposition zurücktreten lassen. 

Eine Diskriminierung des Films gegenüber dem 
Fernsehen und damit ein Verstoß gegen Art. 3 
Abs. 1 GG (allgemeiner Gleichheitssatz) liegt weder 
in der öffentlich-rechtlichen Organisationsform der 
Anstalten als solcher, noch in den allgemeinen 
Steuerprivilegien der öffentlichen Hand. 

Das Fernsehen genoß bei der Einfuhr ausländischer 
Filme der Filmwirtschaft gegenüber echte Privilegien 
durch steuerliche Erleichterungen und Befreiung von 
der Importkontingentierung. Die entsprechenden, 
inzwischen aufgehobenen, Restriktionen sollten die 
deutsche Produktion schützen und mochten insoweit 
von der Filmwirtschaft aus Branchensolidarität hin- 
zunehmen sein. Da der Schutzzweck aber auch durch 
die Einfuhr seitens der Konkurrenz (Fernsehen) be- 
einträchtigt wurde, sind sie mit Recht beseitigt wor- 
den, mag es auch zweifelhaft sein, ob die Rechtspre- 
chung hier einen Verstoß gegen den Gleichheitssatz 
angenommen haben würde. 

Die Nichterhebung von Vergnügungssteuer für 
Fernsehdarbietungen verstößt insoweit gegen die 
Gleichheit, als solche in der Öffentlichkeit erfolgen. 
Hinsichtlich des privaten Empfangs könnte dagegen 
eingewendet werden, es fehle am „kollektiven Ver- 
gnügen in der Öffentlichkeit" und an der Person des 
Veranstalters, der daraus kommerziellen Nutzen 
ziehen wolle. Insoweit könnte wohl ein Gleichheits- 
verstoß nicht nachgewiesen werden. 

Eine Aufhebung dieser Privilegien des Fernsehens 
würde jedoch die Lage der Filmwirtschaft kaum we- 
sentlich verbessern. Die Bindung des Films an Ju- 
gendschutznormen und ähnliche Kontrollen stellt 
keine Benachteiligung dar, da das Fernsehen schär- 
ferer Aufsicht unterworfen ist. 

Die allgemein stärkere Anziehungskraft des jünge- 
ren Mediums auf Künstler und Zuschauer hält sich 
im Rahmen eines Verfassungsrechts, das in vollem 
Umfang fortschritts- und entwicklungsoffen ist. 

B. Das Autarkiebestreben 
der Rundfunkanstalten 

Das Autarkiestreben der Anstalten wirft die Frage 
auf, ob gewisse Sparten der Filmwirtschaft Zugang 
als Zulieferer verlangen können. 

Soweit die öffentliche Hand Aufträge an Private 
vergibt, unterliegt sie ihnen gegenüber der Grund- 
rechtsbindung. Die Grundrechte Privater zwingen 
jedoch den Staat grundsätzlich nicht, anstatt eigener 
Regie auf private Kapazitäten zurückzugreifen. 

Bei den Zulieferbeziehungen sind zwei Kategorien 
zu unterscheiden: fiskalische Hilfskräfte zur Beschaf- 


fung des Verwaltungsbedarfs und Zulassung Priva- 
ter zur (teilweisen) Erfüllung der öffentlichen Auf- 
gaben. Atelierunternehmen etwa verlangen vorwie- 
gend Zugang zum Fernsehen im ersteren, Film- 
produzenten im letzteren Sinn. 

Die Anstalten, nicht etwaige Zulieferer, haben Recht 
und Pflicht der Gestaltung des Fernsehprogramms. 
Private können den öffentlichen Fernsehanstalten 
nicht unter Berufung auf die Filmfreiheit ihre Ge- 
staltung aufzwingen. Wollte man ein Zugangsrecht 
der Filmwirtschaft zum Fernsehen bejahen, so wür- 
den die Anstalten auf ein Auswahlrecht beschränkt 
werden, das ihre aktive Programmgestaltung zu 
einer passiven Programmrezeption umprägen würde. 
Dem steht das Rundfunkverfassungsrecht entgegen. 
Es kann von den Anstalten auch nicht verlangt wer- 
den, sie sollten in der Regel nur von ihnen ge- 
steuerte private Auftragsproduktion ausstrahlen. 
Wiederum könnte darunter die Programmeinheit 
leiden; die Anstalten haben ein Interesse daran, in 
der Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe nicht von 
privaten — oft unsicheren — Kapazitäten abzuhän- 
gen. Eigene Regie kann eine bessere Planung des 
Programms ermöglichen. Soweit allerdings private 
Kapazitäten durch entsprechende Auftragserteilung 
soweit gestärkt werden können, daß durch Rückgriff 
auf sie die öffentliche Aufgabe voll erfüllt werden 
kann, begegnet der Aufbau eigener Kapazitäten 
durch das Fernsehen erheblichen Bedenken. Die 
Anstalten sollten daher stets prüfen, ob sie nicht 
durch Ermunterung privaten Angebots auf die Aus- 
weitung eigener Kapazitäten verzichten können. 

Letztlich können allerdings nur die Fernsehinstan- 
zen entscheiden, inwieweit Eigenproduktion oder 
Übernahme von Fremdproduktion vorzuziehen ist. 
Würde ihnen eine generelle Verpflichtung zu letzte- 
rem auferlegt, so wäre ihre Programmhoheit wesent- 
lich beschnitten. 

Auch auf dem Umweg über eine Berufung auf Be- 
rufs- und Eigentumsfreiheit (Art. 12 Abs. 1, Art. 14 
Abs. 1 GG) können die Filmschaffenden die Zu- 
lieferung nicht erzwingen: Ihr Abwehrrecht ver- 
leiht ihnen keine Zugangsberechtigung zum Fern- 
sehen. Die verfassungsrechtlich verbürgte Programm- 
hoheit steht entgegen. 

Auch ein allgemeines Gebot an die Anstalten, bei 
der Beschaffung des Sachsubstrats möglichst auf die 
Dienste der privaten Filmwirtschaft (Ateliers, Ko- 
pierwerke u. ä.) zurückzugreifen, läßt sich rechtlich 
nicht begründen. Das Sachsubstrat wirkt auf die Art 
und Qualität der Programmgestaltung häufig zu- 
rück. Die Anstalten können sich auch hier nicht völ- 
lig von unsicheren privaten Angeboten abhängig 
machen, wollen sie nicht die Freiheit der Programm- 
gestaltung preisgeben. Eigentum an Verwaltungs- 
einrichtungen (etwa Ateliers) dürfen sie sich schaf- 
fen. Sie haben dabei jedoch die oben erwähnten 
Grundsätze, insbesondere die der Effizienz der Er- 
füllung der öffentlichen Aufgabe und der Wirt- 
schaftlichkeit, zu beachten. Letztere kann im Einzel- 
fall den Rückgriff auf private Kapazitäten gebieten 
oder nahelegen — ein subjektives öffentliches Recht 
Privater auf Zulassung folgt daraus nicht. Die Ver- 
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fassung verlangt zwar möglichste Schonung der Pri- 
vatwirtschaft bei der Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben, nicht aber eine Ausdehnung des Privatwirt- 
schaftsbereichs um den Preis der öffentlichen Effi- 
zienz. 

Auch aus dem Gebot volkswirtschaftlich richtigen 
Verhaltens, dem die Anstalten im Öffentlichen In- 
teresse unterliegen, ergeben sich hier keine Rechte 
Privater. 

Eine Verpflichtung zu besonderer Rücksichtnahme 
auf privatwirtschaftliche Interessen mag für die 
öffentliche Hand im Rahmen ihres Konkurrenzver- 
haltens bestehen — auf Zulieferbeziehungen ist sie 
nur mit der besonderen Maßgabe anzuwenden, daß 
diese der Erfüllung der öffentlichen Aufgabe streng 
untergeordnet sind. Der Rückgriff auf private Kapa- 
zitäten kann mit dieser Begründung ebensowenig 
grundsätzlich verlangt werden wie mit der Behaup- 
tung, die öffentliche Hand begehe andernfalls einen 
„Monopolmißbrauch“: Was zur Erfüllung der öffent- 
lichen Aufgaben erforderlich ist, verletzt private 
Rechte nicht. Unter Berufung auf die Sozialstaats- 
klausel kann von den Anstalten nicht spezielle 
Rücksichtnahme auf die Filmwirtschaft verlangt wer- 
den: Der Grundsatz verbietet es im Gegenteil, daß 
die Interessen der Fernsehteilnehmer denen eines 
Geschäftszweiges in irgendeiner Hinsicht unterge- 
ordnet werden. 

Die bestehenden Zulieferbeziehungen unterliegen 
in vollem Umfang dem privaten Vertragsrecht. Einen 
speziellen verfassungsrechtlichen Bestandsschutz ge- 
nießen sie nicht. 

Die Filmwirtschaft kann daher weder verlangen, 
daß das Programmfernsehen zurückgedrängt oder 
gar aufgehoben werde, noch können einzelne ihrer 
Sparten rechtliche Ansprüche auf Lieferungen an die 
Rundfunkanstalten erheben. Gewisse Privilegien des 
Fernsehens sollten fallen. Die Lage der Filmwirt- 
schaft wird sich dadurch aber nicht wesentlich än- 
dern. 


C. Das Konkurrenzverhalten 
des Werbefernsehens 
gegenüber der Filmwirtschaft 

Das Werbefernsehen der Anstalten ist weder grund- 
rechtlich legitimiert, noch Wahrnehmung einer 
öffentlichen Aufgabe. Dieser Fiskaltätigkeit der 
öffentlichen Hand stehen jedoch Grundrechte an dem 
Werbeträger nicht im Wege, solange sie sich im bis- 
herigen Rahmen hält. Dies gilt a fortiori für die 
Filmwirtschaft: Diese ist nicht institutionalisiert, 
wird hier nur in einigen ihrer Branchen und auch 
dort nur in einem gewissen Ausmaß betroffen, das 
mit den Interessen etwa der Presse nicht vergleich- 
bar ist, weil die Kinowerbung nur in einem unwe- 
sentlichen Ausmaß wirtschaftliche Grundlage von 
Sparten der Filmwirtschaft ist. 

Ein Autarkiestreben der Anstalten bei der Herstel- 
lung von Werbeprogrammen wäre nicht durch die 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe zu rechtferti- 
gen. Das Fernsehen muß hier grundsätzlich den pri- 


vaten Bereich zur Lieferung zuJassen. Eigenproduk- 
tion darf nur ausnahmsweise dort betrieben werden, 
wo die ungenügende Kapazität der Privatwirtschaft 
die Durchführung der (erlaubten) Fiskaltätigkeit 
wesentlich beeinträchtigen oder wo die geringe 
Qualität der Werbefilme einen Bruch in der qualita- 
tiven Einheit des Gesamtprogramms zur Folge haben 
müßte. 

Die Anstalten können in spezieller Weise als 
Konkurrenten der Filmwirtschaft auftreten, indem 
sie eigene Kapazitäten (insbesondere Atelierbetriebe 
und Kopierwerkstätten) an Private vermieten. Sie 
treten hier zu den Inhabern von Atelier- oder Ko- 
pierunternehmen in Wettbewerb. 

Die Fernsehanstalten können sich hier nicht auf die 
Legitimation aus der Erfüllung einer öffentlichen 
Aufgabe berufen. Eine zulässige Randnutzung von 
Verwaltungsvermögen liegt vor, soweit für das 
Fernsehen produzierte Filme (nachträglich) auch 
unter Beachtung der Marktbedingungen auf dem 
Filmmarkt angeboten werden und dies nicht syste- 
matisch oder in sehr bedeutendem Umfang geschieht. 

Erfolgt eine Eigenproduktion zugleich im Hinblick 
auf das Fernsehprogramm und auf den Filmmarkt 
oder ausschließlich deshalb, um sie auf letzterem 
anzubieten, so liegt in der Regel keine zulässige 
Randnutzung mehr vor. Rasch werden hier die sehr 
kapitalkräftigen Anstalten die Grenze des Erdrosse- 
lungswettbewerbs erreichen. Hier aber greift zu- 
gunsten der Konkurrenzbetroffenen das Grundrecht 
der Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) ein und 
setzt der Anstaltsaktivität Grenzen. Diese können 
ausnahmsweise nur dort überschritten werden, wo 
gelegentlich Produktion allein für den Filmmarkt zur 
Auslastung von eigenen Kapazitäten des Fernsehens 
veranstaltet wird, welche sich dieses zulässiger- 
weise für die Herstellung des Programms schaffen 
durfte. 

Eine Vermietung von Eigenkapazitäten der Anstal- 
ten an Private ist nur zulässig und geboten, soweit 
diese an sich für die Programmproduktion erforder- 
lich, aber gelegentlich nicht voll ausgelastet sind. 
Eine laufende und systematische Auslastung auf 
diesem Weg unterliegt ebenso der Grundrechtsbin- 
dung wie der Aufbau von Eigenkapazitäten zur Kon- 
kurrenztätigkeit auf dem Filmmarkt. 

D. Schlußfolgerungen 

1. Importrestriktionen für ausländische Filme soll- 
ten aufgehoben bleiben. Vergnügungssteuer sollte 
(mindestens) für die Veranstaltungen von Fernseh- 
darbietungen in der Öffentlichkeit erhoben werden. 

2. Gegen eine Eigenproduktion der Anstalten im 
Rahmen der Werbung sowie gegen ein systema- 
tisches Anbieten von allgemeiner Eigenproduktion 
auf dem Filmmarkt und gegen die laufende Vermie- 
tung von Eigenkapazitäten bestehen Bedenken. 
Durch besondere Überwachung sollte sichergestellt 
werden, daß hier nicht gegen das Wirtschaftlichkeits- 
prinzip verstoßen und daß von den Anstalten kein 
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Verdrängungswettbewerb unter dem Deckmantel der 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe betrieben wird. 

3. Zugang zum Werbefernsehen kommt für die 
Filmwirtschaft kaum in Betracht. Einer (teilweisen) 
Ummonopolisierung des Werbefernsehens auf die 
Filmwirtschaft oder einzelner ihrer Sparten stehen 
die gleichen rechtlichen und praktischen Bedenken 
entgegen wie im Falle eines Verlegerfernsehens. 
Eine „Sachnähe" läge in noch geringerem Maße vor. 

4. Für einen Zugang zum Programmfernsehen im 
Wege der (teilweisen) Ummonopolisierung auf die 
Filmwirtschaft gilt dasselbe wie unter 3.; mag auch 
eine gewisse Sachnähe vom rein Filmisch-Tech- 
nischen her zu bejahen sein, so ist heute doch der 
Fernsehbereich ein selbständiger Raum mit eigenem 
Berufsbild, der vom Filmbereich deutlich abgesetzt 
ist. Auch die Verfassung (Art. 5 Abs. 1 GG) nennt 
beide Komplexe gesondert. Angesichts der ungün- 
stigen finanziellen Lage mancher Sparten der Film- 
wirtschaft stände ferner zu befürchten, daß sie zu 
einer sachgerechten Durchführung des Fernsehens 
gar nicht in der Lage wäre. Schließlich würde — 
mehr noch als im Falle eines „Verleger-Fernsehens" 
— das nahezu unlösbare Problem einer gerechten 
Beteiligung der verschiedenen Sparten auftreten. 

5. Zu erwägen wäre die Schaffung oder der institu- 
tionelle Ausbau von Gelegenheiten zu laufenden 


Gesprächen und zur Koordinierung der Arbeit der 
Medien. Es kann einem Gebot der Wirtschaftlichkeit 
entsprechen, daß die Anstalten vom Film all das 
übernehmen, was in ihr Programm paßt. Dies kann 
nur unter entsprechender Vorausplanung geschehen. 
Eine solche gibt wiederum den Produzenten die 
Möglichkeit zu rationeller Betriebspolitik. Durch 
Schaffung von gemischten permanenten Kommissio- 
nen oder Beiräten könnte hier in vernünftiger Ko- 
operation weitgehender Ausgleich erzielt und die 
Auftragsproduktion erheblich gesteigert werden. Bei 
einer solchen Zusammenarbeit wären aber die Wett- 
bewerbs- und kartellrechtlichen Grenzen J ) zu beach- 
ten. 

6. Subventionierungsnotwendigkeiten und -möglich- 
keiten für die Filmwirtschaft zu untersuchen ist nicht 
Aufgabe dieser Darlegungen. Dies steht im Ermes- 
sen des Gesetzgebers, der nicht gegen die Verfas- 
sung verstößt, wenn er einem notleidenden Wirt- 
schaftszweig Hilfe in Form von Steuererleichterun- 
gen, Garantien, unmittelbaren Zuschüssen oder 
sonstwie gewährt. Im Falle der Filmwirtschaft würde 
dies kein konkurrenzielles Gleichgewicht stören: Die 
Rundfunkanstalten sind — dem Wesen ihres Me- 
diums entsprechend — in ihrer Position hinreichend 
stark und würden unter einer Stützung des Films 
nicht leiden. 


J ) vgl. Fünfter Teil, Ziff. III C 3 


SIEBTER TEIL 

Reformvorschläge 


I. Die Aufgabe der Kommission 

Die Kommission soll auch Feststellungen darüber 
treffen, wie es möglich ist, eventuelle negative Ten- 
denzen aus Wettbewerbsverzerrungen abzufangen. 
Sie soll insbesondere prüfen, ob es ein Mittel zur 
Beseitigung von Wettbewerbsverzerungen sein 
kann, wenn der Presse die Möglichkeit eröffnet wird, 
Nachrichten durch Funk zu übermitteln. 

Der Untersuchungsauftrag hat allein die Wettbe- 
werbslage der Medien zum Gegenstand. Es kann 
deshalb nicht Aufgabe der Kommission sein, zu 
einer Neuorganisation des Rundfunks im ganzen 
Stellung zu nehmen. Verfassungsrechtlich und ver- 
fassungspolitisch läßt sich das Rundfunkwesen nicht 
nach wirtschaftlichen Kriterien allein beurteilen. Die 
Kommission geht deshalb von der gegenwärtigen 
Organisation des Programmrundfunks aus. Dieses 
Vorgehen ist auch deshalb gerechtfertigt, weil die 
Wettbewerbsbeziehungen zwischen Presse und Pro- 
grammrundfunk nicht so eng sind, daß es aus wett- 
bewerbspolitischen Gründen unerläßlich wäre, eine 
Neuorganisation des gesamten Rundfunkwesens vor- 
zuschlagen. Es mögen andere, auch wirtschaftliche. 
Gründe dafür sprechen, die Organisation des Rund- 
funkwesens neu zu durchdenken. Die Wettbewerbs- 
verhältnisse bieten dazu keinen ausreichenden An- 


laß. Die Kommission hat bei ihren Untersuchungen 
festgestellt, daß die Kosten des Rundfunks in der 
Bundesrepublik infolge der föderalistischen Struktur 
der Rundfunkorganisation erheblich höher sind, als 
es bei den technischen und wirtschaftlichen Gege- 
benheiten notwendig wäre. Vertreter der Rundfunk- 
anstalten stimmen mit diesem Urteil überein. Dabei 
handelt es sich jedoch nicht um wettbewerbspoliti- 
sche Gesichtspunkte, so daß hier auf eine Einzeldar- 
stellung verzichtet wird. 

Ganz anders liegen die Verhältnisse beim Werbe- 
fernsehen. Hier ist eine beurteilende Stellungnahme 
auch im Hinblick auf eine ausgewogene wirtschaft- 
liche Entwicklung im Verhältnis der Medien zuein- 
ander unerläßlich. Die Kommission hat festgestellt, 
daß das Werbefernsehen eine gesetzmäßige fiskali- 
sche Tätigkeit der Rundfunkanstalten ist. Gleichwohl 
muß geprüft werden, ob wirtschaftspolitisch eine 
Trennung des Werbefernsehens vom Programmrund- 
funk erwogen werden sollte. Das Werbefernsehen 
verändert die institutioneile Struktur der Rundfunk- 
anstalten, denn deren Unabhängigkeit vom Markt 
wird teilweise aufgehoben. Die Untersuchungen ha- 
ben gezeigt, daß mittelbare Wirkungen des Werbe- 
fernsehens auf den Programrundfunk unvermeidlich 
sind. Das ZDF hat der Kommission vorgetragen, es 
sei unerläßlich gewesen, den Betrieb der Anstalt mit 
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einem vollen Programm aufzunehmen, weil andern- 
falls eine erfolgreiche Fernsehwerbung nicht mög- 
lich gewesen sei. Es sei auch unerläßlich, publikums- 
wirksame Abendveranstaltungen vorzusehen, weil 
dadurch die Einschaltquote bei den vorhergehenden 
Werbesendungen erheblich erhöht , werde. Eine at- 
traktive Gestaltung des Programms sei schließlich 
notwendig, um die Konkurrenz im Werbefernsehen 
im Verhältnis zu den übrigen Anstalten bestehen zu 
können. Diese Überlegungen sind vom Intendanten 
einer anderen Rundfunkanstalt bestätigt worden. Die 
Kommission meint nicht, daß die Auswirkungen des 
Werbefernsehens gegenwärtig die Erfüllung der 
verfassungsrechtlichen und anstaltsrechtlichen Auf- 
gaben der Anstalten gefährden. Gleichwohl ist es 
unverkennbar, daß das Werbefernsehen innerhalb 
der Rundfunkanstalten ein Fremdkörper ist. 

Die Begrenzung der Werbezeit auf gegenwärtig 20 
Minuten bedeutet eine Verknappung des Angebots. 
Diese Verknappung der Werbezeit hat die ohnehin 
starke Stellung des Werbefernsehens weiter erhöht. 

Wettbewerbspolitisch ist vor allem eine Stellung- 
nahme zu dem Vorschlag der Zeitungsverleger not- 
wendig, ein Fernsehprogramm durch eine Organisa- 
tion der Zeitungsverleger zu betreiben, das allein 
durch Werbesendungen finanziert werden soll. Es 
ist zu fragen, ob diese Organisation ein geeignetes 
Mittel wäre, die von dem BDZV angenommenen 
Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen. Eine Stel- 
lungnahme ist auch deshalb unerläßlich, weil der 
wichtigste bisher vorliegende Vorschlag, den Pro- 
grammrundfunk teilweise zu privatisieren, zahlrei- 
che wettbewerbspolitische Fragen neu stellt. Zu prü- 
fen ist, ob die Übernahme eines Programmrund- 
funks durch eine Vereinigung der Zeitungsverleger 
ein geeignetes Mittel sein kann, um eine ausgewo- 
gene wirtschaftliche Entwicklung der Medien in 
ihrem Verhältnis zueinander zu sichern und damit 
zugleich dem besonderen Verfassungsauftrag der 
Medien gerecht zu werden. 


II. Der Vorschlag des BDZV zur Übernahme 
der Programmherstellung des ZDF durch eine 
Gesellschaft der deutschen Zeitungsverleger 
vom 27, November 1964 

A. Überblick über den Vorschlag 

Der Vorschlag geht von der Schaffung einer Pro- 
grammgesellschaft aus, die die Herstellung und Lie- 
ferung des gesamten Programms der Mainzer An- 
stalt einschließlich der Werbesendungen weitgehend 
in eigener Verantwortung übernimmt. Das ZDF soll 
Inhaber der Sendelizenz und Träger der Programm- 
hoheit bleiben. Es ist eine Beteiligung der Gesamt- 
heit der Verleger an der Gesellschaft vorgesehen. 
Die Gesellschaft soll allein durch Werbesendungen 
finanziert werden. 

Der BDZV geht weiter davon aus, daß das ZDF kei- 
* nen Anteil an den Femsehgebühren mehr erhält, 
sondern aus den Entgelten finanziert wird, die es 
für die Ausstrahlung der Sendungen von der Pro- 


grammträgergesellschaft empfängt. Es wird von 
einer Nutzungspacht für mittelbare Ausnutzung der 
Fernsehlizenzen gesprochen. Um die Finanzierung 
der zu bildenden Gesellschaft aus den Einnahmen 
der Werbesendungen sicherzustellen, wird vorge- 
schlagen, daß die ARD-Anstalten keine Fernsehwer- 
bung mehr veranstalten. Das könne durch Beschluß 
im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft mit Zustim- 
mung der Aufsichtsgremien verwirklicht werden. 
Der entstehende Einnahmeverlust werde dadurch 
ausgeglichen, daß die Anstalten nicht mehr wie bis- 
her 30 °/o an das nunmehr allein durch Werbung zu 
finanzierende ZDF abzuführen hätten. 

Nach Auffassung des BDZV stimmt der Vorschlag 
mit den Grundlagen des Staatsvertrages über das 
ZDF überein. Mit der Übertragung der gesamten 
Programmherstellung und -beschaffung von der An- 
stalt auf die Trägergesellschaften nutze die Anstalt 
die ihr in § 22 des Staatsvertrages niedergelegte Er- 
mächtigung aus. Sie halte sich dabei im Rahmen der 
ihr zugewiesenen Aufgaben. Der Auftrag der An- 
stalt sei die Versorgung des Publikums mit einem 
nach bestimmten Richtlinien hergestellten Pro- 
gramm, nicht aber die eigene Herstellung eines sol- 
chen Programms. Es stehe der Anstalt vielmehr in- 
nerhalb ihres Auftrages frei, das Programm selbst 
herzustellen und zu beschaffen oder andere zu ver- 
pflichten, dies zu tun. Der Staatsvertrag kenne die 
Überlassung der Programmherstellung oder -be- 
schaffung an Außenstehende (in § 2 Abs. 2 Staats- 
vertrag heißt es: „Soweit die Anstalt das Programm 
nicht selbst herstellt, kann sie es von Dritten her- 
stellen lassen oder erwerben."). Darin sei das Recht 
eingeschlossen, sich der eigenen Programmherstel- 
lung und -beschaffung ganz zu enthalten. 

Grundlage für den Verzicht auf den Gebührenanteil 
sei § 23 Abs. 1 Satz 2 des Staatsvertrages. Hiernach 
können die Ministerpräsidenten der Länder die Höhe 
des Gebührenanteils der Anstalt neu regeln. Damit 
sei auch die rechtliche Möglichkeit gegeben, den 
Gebührenanteil auf Null zu setzen. 


B. Zur Struktur 

der geplanten Fernsehgesellschaft 

Der BDZV schlägt vor, das Verleger-Fernsehen in 
einer Aktiengesellschaft zu organisieren. Vertrags- 
zweck dieser Gesellschaft wäre es, das Programm 
für das Zweite Deutsche Fernsehen einschließlich der 
Werbesendungen herzustellen oder zu beschaffen. 
Die Gesellschaft würde sich verpflichten, die Pro- 
duktionskapazität der freien Film- und Fernsehpro- 
duzenten soweit wie möglich auszunutzen. Bei der 
Nachrichtenbeschaffung soll sich die Gesellschaft 
weitgehend der vorhandenen Einrichtungen der 
Presse bedienen. 

Die Gesellschaft soll mit einem Gründungskapital 
von 25 Millionen DM ausgestattet werden. Ein an 
und für sich wünschenswertes höheres Gründungs- 
kapital würde die Einlagen für die einzelnen Aktio- 
näre erhöhen und damit die gleichmäßige Beteili- 
gung aller Verleger erschweren. 
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Es sollen vinkulierte Namensaktien ausgegeben 
werden. Diese Aktien sollen allen deutschen Tages- 
zeitungsverlegern zu gleichen Teilen angeboten 
werden. Bei einer Zahl von etwa 500 Verlagen 
würde das bedeuten, daß jeder etwa 50 000 DM auf- 
zubringen hätte. Der BDZV geht davon aus, daß 
allen Verlegern, die sich beteiligen wollen, die 
Möglichkeit hierzu eröffnet werden muß. Sollten 
beim ersten Angebot nicht alle Aktien gezeichnet 
werden, so sollen die verbleibenden Aktien ein 
zweites Mal zu gleichen Teilen angeboten werden 
und so fort, bis alle Aktien untergebracht sind. Um 
eine Majorisierung der Gesellschaft durch einzelne 
Aktionäre auszuschließen, soll das Zeichnungsrecht 
auf 2 °/o des Grundkapitals beschränkt werden. Jeder 
Gesellschafter hat stets nur eine Stimme. Dieser Lö- 
sung würden die Verleger den Vorzug geben gegen- 
über dem Grundsatz „gleiche Anteile — gleiche 
Stimmen". Denn dieser Weg der Aktienzeichnung 
und Stimmbeschränkung ermögliche allen Verlegern, 
sich ohne Rücksicht auf ihre wirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten gleichberechtigt zu beteiligen. Als Grund- 
lage für die Übertragung der gesamten Produktion 
und Beschaffung des Programms von der Anstalt 
auf die Gesellschaft ist an einen überlassungsver- 
trag gedacht. Die Gesellschaft soll das Programm — 
unbeschadet der Verantwortlichkeit des Intendanten 
— in eigener Verantwortung hersteilen. Sie ver- 
pflichtet sich, die entsprechenden Bestimmungen des 
Staatsvertrages und der Programmrichtlinien der 
Anstalt zu beachten. Der Anstalt soll das Recht ein- 
geräumt werden, gern. § 88 AktG (alte Fassung) den 
Intendanten oder seinen Stellvertreter in den Auf- 
sichtsrat der Gesellschaft zu entsenden. Zu diesem 
Zwecke soll die Gesellschaft der Anstalt eine Aktie 
übertragen. 

Der Anstalt würde, wenn ihr Fernsehrat Einwände 
gegen die Programmplanung oder -gestaltung er- 
heben sollte, das Recht eingeräumt werden, an den 
Aufsichtsrat der Gesellschaft heranzutreten. Die Ge- 
sellschaft soll vertraglich verpflichtet werden, die 
von der Anstalt begehrten Beschlüsse durchzufüh- 
ren. Ein Streit könnte am besten von einer Schieds- 
stelle entschieden werden. Je 5 Mitglieder der 
Schiedsstelle seien von der Anstalt und der Gesell- 
schaft zu benennen, den Vorsitzenden bestimme die 
Konferenz der Ministerpräsidenten der Länder. 

Für grundlegende Änderungen des Gesellschafts- 
vertrages, insbesondere für die Bindung der Träger- 
gesellschaft an die Anstalt, ist ein einstimmiger Be- 
schluß der Hauptversammlung vorgesehen. Da die 
Anstalt über eine Aktie verfügt, könnte sie bei sol- 
chen Beschlüssen nicht überstimmt werden. 

Hier soll nicht geprüft werden, ob dieser Vorschlag 
vereinbar ist mit dem Staatsvertrag über das ZDF, 
mit den Grundsätzen des Aktienrechts und mit den 
verfassungsrechtlichen Erfordernissen, wie sie das 
BVerfG im Fernsehurteil formuliert hat. Im folgen- 
den soll vielmehr allein die wirtschaftspolitische 
Problematik dieses Vorschlages geprüft werden. 


C. Die wettbewerbspolitische Problematik 

Die geforderte Übernahme eines Programmrund- 
funks durch eine Organisation der Zeitungsverleger 
würde zu einer Unternehmensintegration besonderer 
Art führen. Es werden nicht zwei selbständige Un- 
ternehmen zu einer neuen wirtschaftlichen Einheit 
zusammengeschlossen. Vielmehr soll ein Unterneh- 
men von einem Zusammenschluß selbständig blei- 
bender Verleger betrieben werden. 

Um die wirtschaftlichen Wirkungen eines solchen 
Zusammenschlusses zu würdigen, muß zunächst ge- 
fragt werden, welche Integrationsvorteile aus einem 
solchen Zusammenschluß entstehen würden. Be- 
triebstechnische Vorteile aus der Zusammenfassung 
dieser Unternehmen scheiden aus. Die Herstellung 
einer Zeitung und die Herstellung eines Fernseh- 
programms sind technisch so unterschiedlich, daß die 
organisatorische Zusammenfassung keine betrieb- 
lichen Wirkungen auslösen könnte. 

Auch organisatorische sowie sonstige betriebswirt- 
schaftliche Vorteile sind von dem Zusammenschluß 
kaum zu erwarten. Betrieb und Organisation eines 
Zeitungsverlages und eines Fernsehunternehmens 
sind auch in dieser Hinsicht zu unterschiedlich. Die 
Zeitungsverleger haben auf einen Integrationsvor- 
teil hingewiesen, nämlich auf die Möglichkeit, 
Redakteure gleichzeitig für das Fernsehen und für 
die Zeitung einzusetzen. Eine solche Möglichkeit 
mag im Einzelfall bestehen. Entscheidende wirt- 
schaftliche Vorteile sind daraus nicht zu erwarten, 
überdies haben Vertreter des Journalistenverban- 
des - — nach Meinung der Kommission mit Recht — 
bezweifelt, daß es möglich sei, Redakteure generell 
zugleich im Rundfunk und in der Redaktion einer 
Zeitung zu beschäftigen. Dafür seien die Aufgaben 
zu unterschiedlich. Selbst wenn aber einzelne 
Redakteure in der Lage seien, beide Aufgaben zu 
erfüllen, so seien daraus keine wesentlichen wirt- 
schaftlichen Vorteile zu erwarten, weil in der Regel 
nur die eine oder die andere Funktion ausgeübt wer- 
den könnte. Es kommt hinzu, daß in einem Verband 
von Zeitungsverlegern, dessen Mitglieder ihre eige- 
nen Verlage weiter betreiben, betriebliche Integra- 
tionsvorteile schon aus diesem Grunde weitgehend 
ausscheiden. 

Die Zeitungsverleger haben ihren Vorschlag auch 
nicht mit Integrationsvorteilen begründet. Sie haben 
die Übertragung des Fernsehens als Subvention und 
als Ersatz für diejenigen Schäden gefordert, die 
ihnen aus dem Fernsehen entstanden seien. 

Die Forderung auf Subventionen weist weder wirt- 
schaftlich noch politisch einen Sachzusammenhang 
mit der Übernahme des Werbefernsehens auf. Auch 
wenn man politisch eine Subventionierung der 
Presse für gerechtfertigt hielte, wozu die Kommis- 
sion keine Stellung nimmt, könnte man damit kei- 
nen Anspruch auf die Übernahme eines Wettbe- 
werbers begründen. In der Diskussion über die wirt- 
schaftspolitische Regelung des Wettbewerbs der 
öffentlichen Hand ist zwar häufig die Neutralisie- 
rung der Öffentlichen Unternehmen gefordert wor- 
den. Aber von keiner Seite ist bisher die Forderung 
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erhoben worden, die öffentliche Hand möge ihre 
Unternehmen auf die privaten Wettbewerber ent- 
schädigungslos übertragen. Selbst gegen die Priva- 
tisierung von Öffentlichen Unternehmen zu Aktien- 
kursen, welche die gesellschaftspolitischen Ziele der 
Bundesregierung berücksichtigen, ist der Vorwurf 
erhoben worden, es werde öffentliches Vermögen 
verschleudert. Die Kommission macht sich diese 
Auffassung nicht zu eigen. Sie will nur auf die Be- 
sonderheiten aufmerksam machen, welche die For- 
derung der Zeitungsverleger kennzeichnen. 

Zunächst ist zu prüfen, welche Wirkungen auf den 
Wettbewerb von einer solchen Übernahme des 
Fernsehens ausgehen würden. Vertreter des BDZV 
haben geltend gemacht, es werde möglich sein, beim 
Betrieb des Rundfunks auf die Belange der Zeitungs- 
verlage Rücksicht zu nehmen. Es ist ein ganz ähn- 
licher Gedanke, wie er der im Fünften Teil behan- 
delten Vereinbarung der Zeitungsverleger mit dem 
Südwestfunk zugrunde lag. Das Ziel dieser Ver- 
einbarung bestand darin, die Interessen der Ver- 
leger durch Zusammenarbeit tunlichst zu schützen. 
Eine Vereinigung von Zeitungsverlegern, die das 
Fernsehen betreiben würde, könnte diesen Schutz 
als Selbstschutz autonom verwirklichen. 

Es ist jedoch eine wirtschaftliche und wettbewerbs- 
politische Frage von erheblicher Tragweite, ob der 
Zusammenschluß von Unternehmen, die komple- 
mentäre Güter oder Substitute herstellen, gefördert 
werden sollte. Soweit zwischen den Unternehmen 
Wettbewerb besteht, ist es nicht ausgeschlossen, 
daß die wirtschaftlichen Möglichkeiten auf einem 
Markt nicht ausgeschöpft werden, um die Investitio- 
nen auf dem anderen Markt zu schonen. Diese Ge- 
fahr liegt hier besonders nahe, weil das Fernsehen 
nicht von einem einzelnen Unternehmen betrieben 
werden soll, sondern von einem Verband der Zei- 
tungsverleger. In einer solchen Organisation sollen 
alle Mitglieder gleiches Stimmrecht haben. Es ist 
unvermeidlich, daß die Mitglieder dieses Zusam- 
menschlusses, die ein überwiegendes wirtschaft- 
liches Interesse im Zeitungsgeschäft haben, das 
Fernsehen unter Berücksichtigung dieser Eigeninter- 
essen betreiben. Dabei brauchen nicht einmal die 
tatsächlichen Wirkungen, die vom Fernsehen auf die 
Presse ausgehen, die Grundlage der Unternehmens- 
politik des gemeinsamen betriebenen Fernsehens zu 
sein. Vielmehr genügen befürchtete Wirkungen, um 
Abwehrreaktionen hervorzurufen. 

überdies würden durch einen Zusammenschluß des 
gesamten Werbefernsehens mit dem gesamten An- 
zeigengeschäft der Presse Möglichkeiten eines be- 
herrschenden Einflusses auf dem Werbemarkt er- 
öffnet. Ausländische Erfahrungen zeigen, daß die 
damit gebotenen Möglichkeiten des Mißbrauchs 
nicht selten genutzt werden. Wichtiger als die Gefahr 
von Mißbräuchen im Einzelfall ist aber, daß eine 
Marktstruktur geschaffen würde, die mit den Er- 
fordernissen wirksamen Wettbewerbs unvereinbar 
wäre. Erst ein solcher Zusammenschluß würde 
Marktverhältnisse schaffen, die zu Wettbewerbs- 
verzerrungen führen würden. 


Besonders deutlich werden die Bedenken gegen diese 
Lösung, wenn man prüft, ob sie geeignet wäre, die- 
jenigen Ziele zu verwirklichen, denen sie nach der 
Vorstellung des BDZV dienen soll. Die Zeitungsver- 
leger, vor allem die kleinen und mittleren Verlage, 
sollen gegen die Konkurrenz des Fernsehens ge- 
schützt werden. Wenn das Werbefernsehen die 
Zeitungsverlage schädigt — was hier als Hypothese 
zu setzen ist — so werden diese Wirkungen nicht 
dadurch aufgehoben, daß das Werbefernsehen von 
den Zeitungsverlagen in ihrer Gesamtheit betrieben 
wird. Die Wettbewerbswirkungen des Mediums 
Fernsehen sind grundsätzlich unabhängig davon, wer 
das Medium kontrolliert. Diese Annahme wird nur 
dann unrichtig, wenn man eine Beeinflussung der 
Unternehmenspolitik des Fernsehens zugunsten der 
Presse unterstellt. Dann gewinnen aber die bereits 
erwähnten Bedenken gegen den Zusammenschluß 
der Medien um so stärkeres Gewicht. 

überdies läßt sich der Gedanke der Entschädigung 
durch ein gemeinsam betriebenes Fernsehen prak- 
tisch nicht verwirklichen. Die Beteiligung der Zei- 
tungsverleger an der vorgeschlagenen Gesellschaft 
soll für alle Verleger gleich sein. Der Gedanke der 
Entschädigung der Presse durch das Fernsehen ließe 
sich aber nur verwirklichen, wenn eine bestimmte 
Relation zwischen Fernsehbeteiligung und Fernseh- 
schädigung gesichert würde. Das ist unmöglich. Die 
Wettbewerbsverhältnisse sind, wie im einzelnen 
gezeigt, so differenziert, daß die Wirkungen, die 
vom Fernsehen ausgehen, die einzelnen Verlage je 
nach der Art des Presseerzeugnisses und der Ver- 
breitungsgebiete ganz unterschiedlich treffen, über- 
dies wäre es nicht möglich, diese Wirkungen in 
irgendeiner Weise so zu quantifizieren, daß daraus 
individuelle Entschädigungsansprüche abgeleitet 
werden könnten. 

Die Entschädigung für Fernsehschäden kann mithin 
nur kollektiv als Entschädigung für „die" Presse 
verwirklicht werden. Es sollte zu denken geben, daß 
der BDZV insoweit die Grundlage preisgibt, auf der 
seine Kritik an den öffentlichen Anstalten beruht. 
Die Vielfalt der Presseverlage, das individuelle Un- 
ternehmensrisiko, die Freiheit des Wettbewerbs, die 
daraus folgende Vielfalt der Meinungsbildung: Das 
sind die institutionellen Eigenarten, auf die sich der 
BDZV bei seiner Kritik an den Rundfunkanstalten 
stützt. Eine Subventionierung der Presse und ihre 
organisatorische Zusammenfassung in einer Gesell- 
schaft zu einem wirtschaftlich so gewichtigen Vor- 
haben wie dem Betrieb eines zugunsten der Presse 
monopolisierten, durch Werbung finanzierten Fern- 
sehens stellt keine Verbesserung der gegenwärtigen 
Struktur des Werbefernsehens dar. Wichtiger ist, 
daß sich die Presse damit in einem Maße kollek- 
tivierte, das ihre gegenwärtige Struktur bis an die 
Grenze eines Verfassungsverstoßes verändern wür- 
de. 1 ) Denn die verfassungsrechtlich geforderte Mei- 
nungsvielfalt wird gefährdet, wenn sich die wich- 
tigsten Träger der öffentlichen Meinung — die 
Zeitungsverleger — zusammenschließen, um ein 


x ) vgl. im einzelnen die Ausführungen im Sechsten Teil, 
Ziff. I B 2 
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weiteres Medium, das zu dieser Meinungsvielfalt 
entscheidend beiträgt, zu kontrollieren. Das hat 
Auswirkungen auf den Prozeß der Meinungsbildung 
innerhalb der Presse und auf den Prozeß der Mei- 
nungsbildung zwischen Presse und Fernsehen. Inner- 
halb der Presse besteht die Gefahr der vereinheit- 
lichenden Wirkung jener Meinungen, welche die 
Zeitungsverleger als Kollektiv im Fernsehen bilden. 
Zwischen den Medien wird die gegenseitige Kritik 
unwahrscheinlich. Diese zunächst nur aus Erfah- 
rungssätzen begründbaren Bedenken werden ver- 
schärft, wenn man die wirtschaftlichen Auswirkun- 
gen einer solchen Verlegerorganisation berücksich- 
tigt. 

Dabei sind diejenigen wirtschaftlichen Wirkungen 
zu berücksichtigen, die von der Erfüllung der 
satzungsgemäßen Aufgaben dieser Organisation zu 
erwarten sind. Die Kommission hat mit den Vertre- 
tern des BDZV die Frage erörtert, wie die Anteile 
solcher Verlage behandelt werden sollten, die in 
ernste wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten. Diese 
Frage ist wichtig, weil es der Zweck der Fernseh- 
gesellschaft sein soll, wirtschaftlich gefährdete Ver- 
lage zu subventionieren. Der BDZV wies zunächst 
darauf hin, die Anteile der Gesellschaft müßten an 
andere Mitglieder veräußerlich sein. Diese Mög- 
lichkeit zerstört jedoch die Grundlagen, auf denen 
der Vorschlag der Verleger beruht. 

Einmal würde das Gleichgewicht des Einflusses der 
Mitglieder gestört und auf lange Sicht aufgehoben. 
Das gilt selbst dann, wenn man bei unterschiedlicher 
Kapitalbeteiligung formal an gleichen Stimmrechten 
festhält. 

Zum anderen wird deutlich, daß das Ziel, den Be- 
stand der Mitglieder als Verleger auf lange Sicht zu 
schützen, nur sehr unvollkommen erreicht werden 
kann. Denn mit der Veräußerung des Gesellschafts- 
anteils verzichtet der Verleger auf die fernere Teil- 
nahme an der Subvention. Es würden also wiederum 
Verlage entstehen, die — immer nach dem Vorschlag 
des BDZV — nicht subventioniert dem Wettbewerb 
ausgesetzt wären. Schon damit entfällt die Möglich- 
keit, der Presse als solcher durch die Übernahme des 
Fernsehens auf Dauer eine strukturgerechte Hilfe 
zukommen zu lassen. 

Noch wichtiger ist der Einwand, daß die Beteiligung 
solcher Verleger ungelöst bleibt, die erst in der Zu- 
kunft auf den Markt kommen. Sobald die Verleger- 
gesellschaft einige Zeit mit wirtschaftlichem Erfolg 
betrieben worden ist, werden es die Mitglieder ab- 
lehnen, jeden neuen Zeitungsverleger automatisch 
zu den Ausgangsbeiträgen an der Gesellschaft zu 
beteiligen. Sie werden ein Entgelt für den Unter- 
nehmenswert fordern. Das wäre ein privatwirtschaft- 
lich richtiges Verhalten, würde aber den Grund- 
gedanken des Verlegerfernsehens zerstören. Denn 
dann träte zu den ohnehin großen Schwierigkeiten, 
als Außenseiter auf dem Zeitungsmarkt Fuß zu fas- 
sen, die weitere finanzielle Belastung, sich in das 
Verlegerfernsehen einzukaufen. Wer dazu nicht in 
der Lage ist, erleidet einen doppelten wirtschaft- 
lichen Nachteil: Er nimmt an der Subventionierung 


der Presse nicht teil; und er ist von den sonstigen 
Vorteilen ausgeschlossen, die sich für die Fernseh- 
gesellschafter, die seine Wettbewerber sind, erge- 
ben. Es entstehen tiefgreifende wirtschaftliche Unter- 
schiede zwischen Fernsehverlegern und Nichtfern- 
sehverlegern, die notwendig Interessenkonflikte 
zwischen ihnen auslösen. Beispielhaft erwähnt sei 
nur die unterschiedliche Stellung auf dem Werbe- 
markt, die sich für Fernsehverleger und andere Ver- 
leger ergeben würden. 

Ein Verleger hat auf diese Bedenken erwidert, es 
sei heute ohnehin so gut wie unmöglich, auf dem 
Zeitungsmarkt als Außenseiter Fuß zu fassen. Die 
Schwierigkeiten sind in der Tat erheblich. Aber der 
Gesetzgeber sollte keine Maßnahmen treffen, die 
diese Schwierigkeiten bis zur Unüberwindlichkeit 
erhöhen. Eine freie Presse kann aus wirtschaftlichen 
und aus verfassungspolitischen Gründen ohne den 
freien Zugang zum Markt nicht gewährleistet wer- 
den. Gerade der potentielle Wettbewerb sollte in 
seinen Wirkungen nicht unterschätzt werden. Das ist 
um so wichtiger, als Vertreter der Zeitungsverleger 
eindringlich auf die zu erwartenden Veränderungen 
der Drucktechnik hinweisen. Mit einer Veränderung 
der Technik entstehen aber auch veränderte unter- 
nehmerische Möglichkeiten, in den Zeitungsmarkt 
einzudringen. Solche Entwicklungen dürfen nicht 
künstlich erschwert werden. Der Vorschlag der Zei- 
tungsverleger birgt die Gefahr in sich, die Nachteile 
des gegenwärtigen Rundfunksystems aufrechtzuer- 
halten und ihnen neue Probleme für die Presse an 
die Seite zu stellen. Die hier gestellten Fragen ent- 
stehen im Zusammenhang mit dem Ausscheiden aus 
oder dem Eintritt in die Fernsehgesellschaft. Sie zei- 
gen, wie tiefgreifend die Strukturveränderungen in 
der Presse sein würden. 

Unberücksichtigt sind bisher diejenigen Fälle geblie- 
ben, in denen ein Verleger in wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten gerät, die er nicht durch Veräußerungen 
seines Anteils lösen will. Auf diese Fälle hingewie- 
sen, hat der BDZV die Absicht bekundet, demjeni- 
gen Verlag kollektiv zu helfen, der unverschuldet in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten sei. Damit würde 
die Fernsehgesellschaft, ein Zusammenschluß kon- 
kurrierender Unternehmen, in die Lage versetzt, 
darüber zu entscheiden, inwieweit wirtschaftliche 
Schwierigkeiten und äußerstenfalls die Zahlungs- 
unfähigkeit eines Wettbewerbers verschuldet oder 
unverschuldet sind. Es ist nicht notwendig, die mit- 
telbaren Wirkungen im einzelnen nachzuzeichnen, 
die sich für das Verhalten wirtschaftlich gefährdeter 
Verlage aus einer solchen Kompetenz ergeben kön- 
nen. Wie kann man ein unabhängiges Verhalten im 
Wettbewerb von Unternehmen erwarten, die damit 
rechnen müssen, daß ihre Wettbewerber gegebenen- 
falls über die Hilfe wegen unverschuldeter wirt- 
schaftlicher Schwierigkeiten entscheiden werden? 
Verhalten im Wettbewerb ist für einen Zeitungsver- 
lag nicht nur die Preis- und Absatzpolitik, sondern 
im gleichen Maße die gesamte redaktionelle Gestal- 
tung der Zeitung. Wie wird sich ein Verleger ver- 
halten, dem ein günstiges Übernahmeangebot eines 
Konkurrenten vorliegt, wenn er damit rechnen muß, 
daß es auch der an einem Erwerb der Zeitung Inter- 
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essierte sein kann, der über finanzielle Hilfe ent- 
scheidet? Was ist unter solchen Umständen wirt- 
schaftlich vernünftiges und wirtschaftlich unvernünf- 
tiges Verhalten? 

Ein unabhängiger, wirtchaftlich selbständiger Rund- 
funk und eine unabhängige, wirtschaftlich selbstän- 
dige Presse sind nach dem Mandat, das der Bundes- 
tag der Kommission erteilt hat, die zu unterstellen- 
den Ziele. Mit diesen Zielen wäre ein von den Zei- 
tungsverlegern allein betriebenes Fernsehen unver- 
einbar. Es entfiele nicht nur die intermediäre Kritik, 
die für die gegenseitige Kontrolle der Medien in der 
Öffentlichkeit unerläßlich ist; an die Stelle der von 
den Zeitungsverlegern mit Recht betonten Vielfalt 
der Meinungen in der Presse würde eine Meinung 
oder würden einige wenige Meinungen der Zei- 
tungsverleger treten, die sie in einer Rundfunk- 
station vortragen. Dieser Einwand läßt sich nicht 
dadurch ausräumen, daß man — wie es der BDZV 
vorgeschlagen hat — mehrere Zeitungen im Rund- 
funk als solche zu Wort kommen läßt. Das ist einmal 
nur im begrenzten Umfang bei Kommentarsendun- 
gen möglich. Zum anderen würde eine ohnehin ver- 
tretene Meinung zusätzlich über ein anderes Me- 
dium verbreitet. Das tun die Rundfunkanstalten in 
ihrer Presseschau teilweise schon heute. Die Gestal- 
tung des Programms im ganzen würde gleichwohl 
unter dem Einfluß aller Zeitungsverleger stehen. 
Aus der Vielfalt der Meinungen würde eine tech- 
nisch erzwungene Einheit. 

Wenn die Organisationsform von Rundfunk und 
Presse überhaupt einen Einfluß auf die Vielfalt der 
Meinungsbildung hat — und alle Beteiligten, die 
sich dazu geäußert haben, gehen von dieser Voraus- 
setzung aus — , dann wäre bei einer Privatisierung 
eines Fernsehprogramms die Übertragung dieses 
Programms auf einen Verband der Zeitungsverleger 
die schlechteste Lösung. Selbst gegen eine Übertra- 
gung allein des Werbefernsehens auf die Gesell- 
schaft der Zeitungsverleger würden die genannten 
wettbewerbspolitischen Bedenken sprechen. Man 
würde eine neue beherrschende Stellung in den 
Händen der Zeitungsverleger begründen, die durch 
die potentielle Zusammenfassung des Anzeigen- 
geschäfts dieser Verleger erheblich verstärkt würde. 


III. Zur Reform des Werbefernsehens 
A. Gründe für eine Reform 

Unabhängig von dem Vorschlag des BDZV ist zu 
prüfen, ob es angezeigt ist, das Werbefernsehen bei 
den Rundfunkanstalten zu belassen oder ob es bes- 
ser von ihnen getrennt würde. Die Rundfunkanstal- 
ten entnehmen ihre besondere Legitimation und 
ihren öffentlichen Auftrag dem Anspruch, politisch 
und kommerziell neutral zu sein. Ihr Verhalten in 
der Wahl der Programmleistungen soll von kom- 
merziellen Erwägungen unabhängig sein. Auch 
wenn man die bereits hervorgehobenen Nebenwir- 
kungen des Werbefernsehens auf den Programm- 
rundfunk außer acht läßt, ist der Betrieb eines kom- 


merziellen Werbefernsehens für die Rundfunkan- 
stalten ein Fremdkörper. 

Beim Werbefernsehen handelt es sich um eine 
erwerbswirtschaftliche Tätigkeit, die nach ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung für die Rundfunkanstal- 
ten und für die werbende Wirtschaft auf die Dauer 
nicht mehr als Nebentätigkeit der öffentlichen An- 
stalten qualifiziert werden kann. 

Diese auch gesamtwirtschaftlich bedeutsame, neu- 
artige Form der Werbung erschließt einen weit- 
gehend selbständigen Markt. Die fortdauernde Aus- 
übung einer so gewichtigen erwerbswirtschaftlichen 
Tätigkeit gefährdet die institutionelle Legitimation 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Beson- 
ders deutlich werden diese Gefahren im Staatsver- 
trag über das ZDF. Danach soll sich das ZDF — 
soweit wie möglich — aus den Einnahmen des Wer- 
befernsehens finanzieren. Hier ist der Zustand ins 
Auge gefaßt, daß eine öffentliche Rundfunkanstalt 
ausschließlich aus Werbeeinnahmen finanziert wird. 
Unter diesen Umständen wäre es unvermeidlich, ja 
rechtlich geboten, daß sich die Anstalt in ihrem Ver- 
halten an den Erfordernissen des Marktes orien- 
tierte. Nicht weniger gewichtig ist die Überlegung, 
daß eine so weitgehende Verbindung hoheitlicher 
und erwerbswirtschaftlicher Tätigkeiten im Rahmen 
einer Verkehrswirtschaft Bedenken erweckt. Die 
schwierigen steuerrechtlichen Abgrenzungsfragen, 
die sich im Verhältnis von Werbefernsehen und 
Programmrundfunk ergeben, deuten bereits auf die 
wesentlichen Bedenken. Dabei sind es nicht steuer- 
rechtliche Privilegien, die gegen die Verbindung 
von Rundfunkanstalt und Werbefernsehen sprechen. 
Im Gegenteil führt die Abgrenzung der gewerb- 
lichen Tätigkeit innerhalb der Rundfunkanstalten 
dazu, daß die Anstalten den Werbetöchtern kein 
echtes Entgelt berechnen, weil sie in Gefahr kämen, 
dadurch Steuervorteile einzubüßen. Aber die Ver- 
flechtung der Rundfunkanstalten mit gewerblichen 
Unternehmen führt fortschreitend zu marktwirt- 
schaftlichem Verhalten der Anstalten. Dies aber läßt 
sich nur schwer mit der heutigen Organisation und 
den öffentlichen. Aufgaben der Anstalten vereinba- 
ren. 

Die teilweise ständische Zusammensetzung der 
Rundfunkräte, in der die Repräsentation der gesell- 
schaftlich relevanten Kräfte zum Ausdruck kommen 
soll, läßt sich insoweit kaum rechtfertigen, als die 
zu kontrollierende Rundfunkanstalt gewerblicher 
Unternehmer geworden ist. Es entsteht vielmehr die 
Gefahr (schwerwiegender) wirtschaftlicher Inter- 
essenkonflikte. Dies zeigt sich insbesondere bei 
den Aufgaben der Intendanten. Sie werden heute 
unterschiedlichen Verantwortlichkeitsprinzipien un- 
terstellt. Vielfach sind sie oder ihre Mitarbeiter in 
Personalunion Leiter der Werbegesellschaften. 

Gewiß können hier Konflikte zwischen der öffent- 
lichen Aufgabe einerseits und den Erfordernissen 
der gewerblichen Betätigung andererseits zugunsten 
der öffentlichen Aufgabe gelöst werden. Aber 
eine Institution sollte ihre Organe nicht dauernden, 
in der Sache selbst liegenden Konflikten aussetzen. 
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Auf lange Sicht wird es nahezu unmöglich sein, bei- 
den Pflichten gleichmäßig zu genügen. Ein rechtlich 
nicht gelöster Konflikt liegt dann vor, wenn die 
Finanzierung der Anstalt aus Werbesendungen zu 
ihren satzungsgemäßen Aufgaben gehört. 

Aus ähnlichen Überlegungen ist es politisch nicht 
unbedenklich, die zweigleisige Finanzierung der 
Rundfunkanstalten durch Werbefernsehen und Ge- 
bühren beizubehalten. Die Prinzipien, nach denen 
das Verhalten der Rundfunkanstalten zu beurteilen 
ist, können sich widersprechen. Soweit die Anstal- 
ten Gebühren erheben, ist die Erfüllung der öffent- 
lichen Aufgaben ihr Gebot. Soweit sie im Werbe- 
geschäft tätig sind, sollten sie den Gesetzmäßigkei- 
ten des Marktes folgen. 

Eine Trennung des Werbefernsehens von den Rund- 
funkanstalten kann diese Konflikte lösen. 


B. Möglichkeiten einer Reform 

Es ist organisatorisch und technisch möglich, allein 
das Werbefernsehen und das dazugehörige Rahmen- 
programm zu privatisieren. Die Kommission hat 
diese Frage mit den Vertretern der Medien und 
anderen sachverständigen Personen erörtert. Diese 
haben übereinstimmend bestätigt, daß eine solche 
Privatisierung möglich sei. Schwierigkeiten bereitet 
jedoch die Entwicklung von Kriterien, nach den.en 
über den Zugang zu einem verselbständigten Wer- 
befernsehen zu entscheiden wäre. Die Kommission 
lehnt die Zulassung zum Werbefernsehen als Ersatz 
für Schäden aus Fernsehwettbewerb aus prinzipiel- 
len Gründen ab. 

Solche Kriterien würden dazu führen, den geschä- 
digten Konkurrenten die Kontrolle über die weitere 
Entwicklung des Mediums zu übertragen. Damit 
würde eine grundsätzliche verfassungspolitische Ent- 
scheidung von vornherein auf die Kategorien eines 
bloßen Protektionismus reduziert. 

Der Zugang zum Werbefernsehen könnte zwar dem. 
Kapitalmarkt überlassen bleiben. Die zu gründenden 
Aktiengesellschaften würden aber auf dem Werbe- 
markt dieselbe Marktstellung erhalten, die heute 
die Rundfunkanstalten innehaben. Dieser Markt- 
stellung und den damit garantierten Einnahmen aus 
dem Werbegeschäft- würde keine Verpflichtung ge- 
genüberstehen, ein Fernsehprogramm zu produzie- 
ren. Das Recht, über das Sendenetz der Rundfunk- 
anstalten Werbung auszustrahlen, verschafft seinem 
Inhaber — wenn man von dem Rahmenprogramm 
absieht — die außergewöhnlichen erwerbswirt- 
schaftlichen Gewinnchancen des Fernsehens, ohne 
ihn jedenfalls zu derjenigen Leistung zu verpflich- 
ten, die mindestens zu fordern wäre, nämlich dem 
Angebot eines durch die Werbung finanzierten Pro- 
gramms. 

Angesichts dieser Umstände wären zwei Lösungen 
zu erwägen, die in sich konsequent wären: Ein Ver- 
bot des Werbefernsehens oder ein privates, durch 
Werbung finanziertes Fernsehen. 


Die Kommission hat sich nicht entschließen können, 
ein Verbot des Werbefernsehens zu empfehlen. 

Die Neugestaltung der Rundfunkverfassung durch 
Einführung eines privaten Fernsehens würde zwar 
| verfassungsrechtlich zulässig sein. Die Kommission 
beschränkt sich aber darauf, die wirtschaftlichen 
Gründe hervorzuheben, die nach den Ergebnissen 
der Untersuchung für ein privates Fernsehen spre- 
chen. Die gegenwärtige Rundfunkverfassung macht 
es nahezu unmöglich, die wirtschaftlich erheblichen 
Entscheidungen der Rundfunkanstalten, besonders 
die Entscheidungen über Investitionen und Produk- 
tionen, nach wirtschaftlichen Kriterien zu beurteilen. 
Das entspricht der Auffassung der Intendanten von 
Rundfunkanstalten, mit denen die Kommission diese 
Frage erörtert hat. Ein privates Fernsehen könnte 
einen Vergleichsmaßstab für die Beurteilung des 
wirtschaftlichen Verhaltens der Rundfunkanstalten 
bieten. Die Kommission betont, daß sie nicht vor- 
schlägt, die Leistungen der Rundfunkanstalten allein 
nach wirtschaftlichen Kriterien zu beurteilen. Sie 
hält vielmehr die Rechtsform der öffentlich-recht- 
lichen Anstalt und die damit verbundene Neutrali- 
sierung des Rundfunks auch in der Zukunft für einen 
unerläßlichen Bestandteil der Rundfunkverfassung. 
Die wirtschaftliche Bedeutung der Rundfunkanstal- 
ten ist jedoch so erheblich, daß die Möglichkeit be- 
stehen sollte, ihr Verhalten jedenfalls auch nach 
wirtschaftlichen Kriterien zu beurteilen. 

Das Verbot des Werbefernsehens oder die Schaf- 
fung eines privaten Fernsehens sind jedoch nicht die 
einzigen Möglichkeiten, das Werbefernsehen von 
den Rundfunkanstalten zu trennen. 

Die Rechtsform für ein selbständiges Werbefern- 
sehen kann so gewählt werden, daß die erwähnten 
Bedenken gegen die isolierte Privatisierung ent- 
fallen. Die organisatorische Trennung des Werbe- 
fernsehens von den Rundfunkanstalten läßt sich da- 
durch verwirklichen, daß die Anteile an den Werbe- 
gesellschaften auf eine Stiftung übertragen werden. 
Bei dem ZDF wäre zu diesem Zweck eine Werbe- 
gesellschaft zu gründen. Es ist eine Frage der 
Zweckmäßigkeit, ob man jeder Rundfunkanstalt eine 
Stiftung zuordnet oder ob eine oder nur wenige 
Stiftungen gegründet werden sollten. 

Der Zweck der Stiftung entscheidet darüber, wie die 
Erträge aus dem Werbefernsehen zu verwenden 
sind. Gerade weil die Stiftung darauf angelegt ist, 
dem gemeinen Wohl dienende Zwecke in Unabhän- 
gigkeit zu fördern, ist sie als Träger des Werbe- 
fernsehens geeignet. Die Kommission empfiehlt als 
Stiftungszweck die Förderung von Kunst, Wissen- 
schaft und Technik (besonders auf dem Gebiet der 
meinungsbildenden Medien). Auch hier spricht sie 
sich dagegen aus, die Erträge des Werbefernsehens 
zum Ausgleich von Fernsehschäden oder zu Subven- 
tionen im Bereich der Medien zu verwenden. 

Die Verfassung der Stiftungen sollte die Unab- 
hängigkeit der Stiftungsorgane sichern. Es ist bei- 
spielsweise daran zu denken, daß die ersten Stif- 
tungsorgane durch die Ministerpräsidenten der Län- 
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der ernannt werden, spätere Ergänzungen jedoch 
durch ein Verfahren der Kooptation geregelt wer- 
den. Es muß auch organisatorisch sichergestellt wer- 
den, daß die Stiftungsmittel nicht in die Haushalte 
der Kultusministerien abgeleitet werden. Die Kom- 
mission betrachtet es nicht als ihre Aufgabe, eine 
Stiftungsverfassung vorzuschlagen. Sie will allein 
Gestaltungsmöglichkeiten zeigen, ohne der Entschei- 
dung der zuständigen öffentlichen Körperschaften 
vorgreifen zu wollen. 

Die Beziehungen zwischen Stiftung/Werbegesell- 
schaften auf der einen Seite, Rundfunkanstalten auf 
der anderen Seite wären so zu gestalten, daß die 
Programmhoheit der Anstalten unberührt bleibt. 
Für die Nutzung der Sendeanlagen sollten den An- 
stalten im Anschluß an die augenblickliche Übung 
die Kosten der Werbesendungen erstattet werden. 

Auch die bereits in der Öffentlichkeit erörterten 
Vorschläge, die Rundfunkanstalten zu verpflichten, 
die Erträge des Werbefernsehens gemeinnützigen 
Zwecken zuzuführen, weisen auf stiftungspolitische 
Überlegungen hin. Die Kommission gibt jedoch der 
Privatisierung des Werbefernsehens durch selbstän- 
dige Stiftungen den Vorzug. Die Rundfunkanstalten 


sollten möglichst eindeutig und ausschließlich auf 
die Erfüllung der Anstaltszwecke verpflichtet wer- 
den. Diesem Gedanken würde es widersprechen, 
ihnen zugleich die Aufgaben von Stiftungen zuzu- 
weisen. Die Verfassung der Rundfunkanstalten ist 
für solche Funktionen nicht bestimmt und nicht ge- 
eignet. Die Kommission verkennt nicht, daß sich 
einzelne Anstalten bereits in der Vergangenheit 
nach Art von Stiftungen zur Förderung von Wissen- 
schaft oder Kultur betätigt haben. Doch sind es nicht 
zuletzt diese Erfahrungen, die gegen den Vorschlag 
sprechen, die gegenwärtige Organisation des 
Werbefernsehens unberührt zu lassen und die Er- 
träge gemeinnützigen Zwecken zuzuführen. Eine 
strenge Funktionsbegrenzung erleichtert eine zurei- 
chende Kontrolle der Anstalten darauf, ob sie in 
Übereinstimmung mit dem Grundsatz der Sparsam- 
keit und der Wirtschaftlichkeit verwaltet werden. 
Auf diese Weise wird auch auf lange Sicht eine an 
den sachlichen Erfordernissen des Programmrund- 
funks orientierte Gebührenpolitik möglich sein. 
Diese Überlegungen gewinnen deshalb besonderes 
Gewicht, weil die Anstalten ohne die Einnahmen 
aus der Fernsehwerbung genötigt sein würden, ihre 
Aufgaben ausschließlich durch Gebühren zu finan- 
zieren. 
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Aussprachen der Kommission 

mit Vertretern der in die Untersuchung einbezogenen Medien 
und mit Sachverständigen 


1. 11. Juni 1965: 

a) Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger 
e. V., Bad Godesberg (BDZV) 

b) Verband Deutscher Zeitschriftenverleger 
e. V., Frankfurt/M .(VDZ) 

c) Spitzenorganisation der Filmwirtschaft e. V. f 
Wiesbaden (SPIO) 

d) Arbeitsgemeinschaft der freien Fernseh- 
produzenten e. V, f München 

e) Arbeitsgemeinschaft der öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundes- 
republik Deutschland (ARD) 

f) Zweites Deutsches Fernsehen, Mainz (ZDF) 

2. 20. Oktober 1965: 

Verlagshaus Axel Springer, Hamburg 

3. 4. Februar 1966: 

Sachverständige für Rundfunktechnik 

4. 25. Februar 1966: 

Verein Berliner Zeitungsverleger e. V., Berlin 

5. 25. Februar 1966: 

Sender Freies Berlin (SFB) 

6. 25. Februar 1966: 

Berliner Filmwirtschaft 

7. 13. Mai 1966: 

Bayerischer Rundfunk, München (BR) 

8. 3. Juni 1966: 

Salamander AG, Kornwestheim 

9. 1. Juli 1966: 

Grüner & Jahr, GmbH & Co., Hamburg 

10. 5. September 1966: 

Süddeutscher Rundfunk, Stuttgart (SDR) 

11. 5. September 1966: 

Norddeutscher Rundfunk, Hamburg (NDR) 


12. 5. September 1966: 

Studio Hamburg, Atelierbetriebsgesellschaft 
mbH, Hamburg 

13. 6. September 1966: 

Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH, Frank- 
furt/M (FAZ) 

14. 6. September 1966: 

Darmstädter Echo Verlag und Druckerei GmbH, 
Darmstadt 

15. 6. September 1966: 

Verlag Nürnberger Presse/Druckhaus Nürnberg 
GmbH & Co., Nürnberg 

16. 6. September 1966: 

Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger 
e. V., Bad Godesberg (BDZV) 

17. 6. September 1966: 

Deutscher Journalistenverband e. V,, Bonn 
(DJV) 

18. 7. September 1966: 

Zweites Deutsches Fernsehen, Mainz (ZDF) 

19. 7. September 1966: 

Dr. Th. Martens, früherer geschäftsführender 
Gesellschafter der Th. Martens & Co. GmbH, 
München 

20. 7. September 1966: 

Gesellschaft Werbeagenturen, Frankfurt/M 
(GWA) 

21. 8. September 1966: 

C. Bertelsmann Verlag, Gütersloh 

22. 8. September 1966: 

Frau Professor Dr. Elisabeth Noelle-Neumann, 
Allensbach/Bodensee 

23. 5. Mai 1967: 

Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger 
e. V., Bad Godesberg (BDZV) 
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Namensverzeichnis der Teilnehmer an den Aussprachen mit der Kommission 


1. H. F. Arning j 

Rechtsanwalt, Chefjustitiar des Verlagshauses ' 
Axel Springer, Hamburg 

(20. Oktober 1965; 25. Februar 1966; 6. Sep- 
tember 1966; 5. Mai 1967) 

2. Max Bach 

Gesellschafter der Darmstädter Echo Verlag 
und Druckerei GmbH, Darmstadt 

(6. September 1966) 

3. Dr. Hans Bausch 

Intendant des Süddeutschen Rundfunks, 

Stuttgart 

(11. Juni 1965; 5. September 1966) 

4. Otto Wolfgang Bechtle 
Verleger der „Eßlinger Zeitung" 

(11. Juni 1965; 6. September 1966; 5. Mai 1967) 

5. Dr. Anton Betz 

Verleger der „Rheinische Post", Düsseldorf, 
Präsident des BDZV (bis 1967) 

(11. Juni 1965-, 6. September 1966) 

6. Klaus von Bismarck 

Intendant des Westdeutschen Rundfunks, Köln 
(WDR) 

(11. Juni 1965) 

| 

7. Peter BÖnisch 

! 

Verlagshaus Axel Springer, Hamburg, 
Chefredakteur der „Bild-Zeitung" 

(20. Oktober 1965) 

8. Dr. Karl Bringmann 

Verlagsdirektor der Rheinisch-Bergische 
Druckerei- und Verlagsgesellschaft mbH, 
Düsseldorf („Rheinische Post") 

(6. September 1966; 5. Mai 1967) 

i 

9. Dr. Gerd Bucerius ! 

Gesellschaft der Grüner & Jahr GmbH & Co., 
Hamburg, Verleger von „Die Zeit" und von 
„Stern" 

(1. Juli 1966) 


10. Oswald Cammann 

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Ver- 
bandes Berliner Filmtheater e. V., Berlin 

(25. Februar 1966) 

11. Roland Caspary 

Geschäftsführer des Verbandes Deutscher Spiel- 
filmproduzenten e. V., Wiesbaden 

(11. Juni 1965) 

12. Cramer 

Verlagshaus Axel Springer, Hamburg 
(20. Oktober 1965) 

13. Dr. Jürgen Eick 

Mitherausgeber der „Frankfurter Allgemeine", 
Frankfurt/M 

(6. September 1966) 

14. Emil Engelbrecht 
Zeitschriftenverleger, Hannover 
(11. Juni 1965) 

15. Curt Exner 

Verband Technischer Betriebe für Film und 
Fernsehen e. V., Berlin 

(25. Februar 1966) 

16. Wolfgang Fischer 

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Zen- 
tralverbandes der Deutschen Filmtheater e. V., 
Wiesbaden 

(11. Juni 1965) 

17. Joachim Frels 

Justitiar des Norddeutschen Rundfunks, 
Hamburg, Geschäftsführer der Studio Hamburg 
Atelierbetriebsgesellschaft mbH, Hamburg 

(5. September 1966) 

18. Dr. Wolfgang Fuhr 

Justitiar des Zweiten Deutschen Fernsehens, 
Mainz 

(11. Juni 1965; 7. September 1966) 

19. Dr. Alfred Gerschel 

Deutscher Journalistenverband e. V., Bonn 
(6. September 1966) 
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20. Max Gertler 

Oberpostdirektor beim Bundesministerium für 
das Post- und Fernmeldewesen, Bonn 

(4. Februar 1966) 

21. Max Gierke 

Vorstandsmitglied der Arbeitsgemeinschaft der 
Freien Fernsehproduzenten e. V., München 

(11. Juni 1965) 

22. Dr. Rupert Gießler 

Ehrenvorsitzender des Deutschen Journalisten- 
verbandes, Bonn, 

Sprecher des Deutschen Presserates (1966) 

(6. September 1966) 

23. Erich Gießner 

Stellvertretender Vorsitzender des Verwal- 
tungsrates des Senders Freies Berlin 

(25. Februar 1966) 

24. Peter Gilow 

Gesellschaft Werbeagenturen, Frankfurt/M, 

1. Geschäftsführer der J. Walter Thompson 
GmbH, Düsseldorf 

(7. September 1966) 

25. Göller 

Verband der Filmverleiher e. V., Arbeits- 
gemeinschaft Berlin 

(25. Februar 1966) 

26. Ludwig Freiherr von Hammerstein-Equord 

Stellvertretender Intendant des Norddeutschen 
Rundfunks, Hamburg 

(11. Juni 1965) 

27. Claus Hardt 

Vorstandsmitglied der Arbeitsgemeinschaft der 
Freien Fernsehproduzenten e. V., München 

(11. Juni 1965) 

28. Horst von Hartlieb 

Rechtsanwalt, Geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied des Verbandes der 
Filmverleiher e. V., Wiesbaden, und des Ver- 
bandes Deutscher Film- und Fernsehproduzen- 
ten e. V., Wiesbaden 

(11. Juni 1965) 


j 29. Richard Heil 

j Prokurist der Frankfurter Allgemeine Zeitung 

GmbH, Frankfurt/M 

| (6. September 1966) 

30. Dr. Heinz Herlitz 

Central-Cinema-Comp. Film GmbH, 
Berlin-Spandau 

(25. Februar 1966) 

31. Werner Hess 

Intendant des Hessischen Rundfunks, 
Frankfurt/M (HR) 

(11. Juni 1965) 

32. Werner Hoffmann 

Direktor der Frankfurter Allgemeine Zeitung 
GmbH, Frankfurt/M 

(6. September 1966) 

33. Klaus Hohmann 

Persönlicher Referent des Intendanten 
des Süddeutschen Rundfunks, Stuttgart 

(5. September 1966) 

34. Professor Dr. Karl Holzamer 

Intendant des Zweiten Deutschen Fernsehens, 
Mainz 

(11. Juni 1965; 7. September 1966) 

35. Dr. Werner Hotz 

Stellvertretendes Vorstandsmitglied 
der Salamander AG, Kornwestheim 

(3. Juni 1966) 

36. Dr. Franz Huch 

Verwaltungsdirektor des 

Zweiten Deutschen Fernsehens, Mainz 

(7. September 1966) 

37. John Jahr 

Gesellschafter der Grüner & Jahr GmbH & Co., 
Hamburg 

(11. Juni 1965) 

38. Felix Kandt 

Verband der Filmverleiher e. V., 
Arbeitsgemeinschaft Berlin 

(25. Februar 1966) 
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39. Dr. Werner Kleiber | 

Rechtsanwalt und Notar, Justitiar des Vereins 
der Berliner Zeitungsverleger e. V. r Berlin 

(5. Mai 1967) 

40. Max Knapp 

Verband Berliner Filmtheater e. V., Berlin 
(25. Februar 1966) 

41. Herbert Koch 

Verwaltungsdirektor des Senders Freies Berlin 
(25. Februar 1966) 

42. Koch 

Erich Lezinsky Verlag 

und Buchdruckerei GmbH, Berlin 

(„Spandauer Volksblatt") 

(25. Februar 1966) 

43. Dr. Manfred Köhnlechner 

Generalbevollmächtigter des C. Bertelsmann 
Verlags, Gütersloh 

(8. September 1966) 

44. Christian Kracht 

Generalbevollmächtigter des Verlagshauses 
Axel Springer, Hamburg 

(20. Oktober 1965) 

45. Hans-Kurt Krüger-Nordquist 

Gesellschaft Werbeagenturen, Frankfurt/M, 
Geschäftsführer und Medialdirektor 
der Lintas GmbH, Hamburg 

'(7. September 1966) 

46. Dr. Edgar Kuli 

Geschäftsführer des BDZV, Bad Godesberg 
(seit 1967) 

(5. Mai 1967) 

47. Langhans 

Deutschland-Verlag GmbH, Berlin 
(25. Februar 1966) 

48. Dr. Claus Liesner 

Verlagshaus Axel Springer, Hamburg 
(20. Oktober 1965) 

49. Dr. Focko Lüpsen 
Zeitschriftenverleger, Bethel 
(11. Juni 1965) 


50. Franz Karl Maier 

Verleger des „Tagesspiegel", Berlin 
(11. Juni 1965; 25. Februar 1966) 

51. Dr. Theodor Martens 

Ehemaliger geschäftsführender Gesellschafter 
der Th. Martens & Co. GmbH, München 

(7. September 1966) 

52. Heinrich G. Merkel 

Gesellschafter des Verlags Nürnberger Presse, 
Druckhaus Nürnberg GmbH & Co., Nürnberg; 
Herausgeber der „Nürnberger Nachrichten" 

(6. September 1966) 

53. Dr. Jens Meyne 

Geschäftsführer des BDZV, Bad Godesberg 
(bis 1966) 

(11. Juni 1965; 6. September 1966) 

54. Wolfgang Mittas 

Rechtsanwalt, Justitiar des Senders Freies 
Berlin 

(25. Februar 1966) 

55. Eberhard Müller 

Oberpostdirektor beim Fernmeldetechnischen 
Zentralamt, Darmstadt 

(4. Februar 1966) 

56. Friedrich Müller 

Verwaltungsdirektor des Süddeutschen Rund- 
funks, Stuttgart 

(5. September 1966) 

57. Heinz Möller 

Verleger der „Schleswig-Holsteinische Landes- 
zeitung", Rendsburg 

(5. Mai 1967) 

58. Kurt Neven DuMont 

Verleger des „Kölner Stadtanzeiger" 
und des „Express" 

(6. September 1966) 

59. Professor Dr. Elisabeth Noelle-Neumann 

Institut für Publizistik der Universität Mainz 
sowie Institut für Demoskopie Allensbach 
GmbH, Allensbach/Bodensee 

(8. September 1966) 
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60. Pfitzer 

Werbeleiter der Salamander AG, 

Kornwestheim 

(3. Juni 1966) 

61. Ulrich Pöschke 

Hauptgeschäftsführer der Spitzenorganisation 
der Filmwirtschaft e. V., Wiesbaden (SPIO) 

(11. Juni 1965) 

62. Dr. Pritsch 

Vorsitzender des Fachausschusses Kinowerbung, 
Gesellschafter der Tolirag Ton- und Lichtbild- 
reklame AG & Co., Berlin 

(25. Februar 1966) 

63. Heinz J. Reinowski 

Verleger und Chefredakteur 
des „Darmstädter Echo", Darmstadt 

(6, September 1966) 

64. Dr. Hans Rindfleisch 

Technischer Direktor des Norddeutschen Rund- 
funks, Hamburg 

(5. September 1966) 

65. Dr. Joachim von Rohrscheidt 

Hauptgeschäftsführer der Gesellschaft Werbe- 
agenturen, Frankfurt/M 

'(7. September 1966) 

66. Hans Schäfer 

Deutscher Journalistenverband e. V., Bonn, 
Chefredakteur der „Kieler Nachrichten", Kiel 

(6. September 1966) 

67. H. P. Sdierrer 

Verlagsdirektor der Ullstein GmbH, Berlin 
(25. Februar 1966) 

68. Hans Schmidt-Osten 

Justitiar des Deutschen Journalistenverbandes 
e. V., Bonn 

(6. September 1966) 

69. Horst Schnare 

Geschäftsführer der Fernsehgesellschaft der 
Berliner Tageszeitungen mbH, Berlin 

(25. Februar 1966) 


70. Arno Scholz 

Gesellschafter der Graphischen Gesellschaft 
Grunewald mbH, Berlin, und Verleger 
des „Telegraf" und der „nachtdepesche" 

(25. Februar 1966; 6. September 1966) 

71. Gerhard Schröder 

Intendant des Norddeutschen Rundfunks, 
Hamburg 

(5. September 1966) 

72. Gerhard Schulz 

Finanz- und Wirtschaftsdirektor des 
Norddeutschen Rundfunks, Hamburg 

(5. September 1966) 

73. Dr. Hermann Schwerin 

Geschäftsführer der Berliner Union-Film GmbH 
& Co. KG, Berlin 

(25. Februar 1966) 

74. Hans Seeliger 

Rechtsanwalt, Hauptgeschäftsführer des 
Verbandes Deutscher Zeitschriftenverleger e. V., 
Frankfurt/M 

(11. Juni 1965) 

75. Hans Spies 

Verwaltungsdirektor des 
Bayerischen Rundfunks, München 

(13. Mai 1966) 

76. Axel Springer 

Verlagshaus Axel Springer, Hamburg 
(25. Februar 1966) 

77. Walter Steigner 

Intendant des Senders Freies Berlin 
(25. Februar 1966) 

78. Dieter Stolte 

Persönlicher Referent des Intendanten 
des Zweiten Deutschen Fernsehens, Mainz 

(11. Juni 1965; 7. September 1966) 

79. Dr. Franz Suchan 

Vorsitzender des Rundfunkrats des 
Senders Freies Berlin 

(25. Februar 1966) 
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80. Dr. Werner Susat 

Wirtschaftsprüfer, Abschlußprüfer des 
Norddeutschen Rundfunks, Hamburg 

(5. September 1966) 

81. Karl Tetzner 

Chefredakteur der Zeitschrift „ Funkschau 1 ', 
Hannover 

(4. Februar 1966) 

82. Gyuala Trebitsch 

Geschäftsführender Gesellschafter der Studio 
Hamburg, Atelierbetriebsgesellschaft mbH, 
Hamburg 

(5. September 1966) 

83. Carlfranz Veite 

Verlagshaus Axel Springer, Hamburg 
(20. Oktober 1965) 

84. Adam Vollhardt 

Verlagshaus Axel Springer, Hamburg 
(20. Oktober 1965) 


85. Dr. Walch 

Rechtsanwalt, Vorsitzender des 
Gesamtverbandes der Berliner Filmwirtschaft 
e. V., Berlin 

(25. Februar 1966) 

86. Christian Wallenreiter 

Intendant des Bayerischen Rundfunks, München 
(13. Mai 1966) 

87. Hello Weber 

Deutsche Dokumentär- und Werbefilm GmbH, 
Berlin 

(25. Februar 1966) 

88. Horst Wendlandt 

Rialto Film GmbH & Co. KG, 

Preben Philipsen, Berlin 

(25. Februar 1966) 

89. Dr. Rudolf Wosnitza 
Verlagshaus Axel Springer, Hamburg 
(20. Oktober 1965) 
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Prof. Dr. Arnold Gehlen 

Institut für Soziologie 

Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule 
Aachen 


Das Meinungsproblem 


Nach dem der Kommission gegebenen Auftrag 
soll sich die Untersuchung auch erstrecken 

1 c) „auf die Auswirkung der verschiedenartigen 
staatlichen Privilegien bzw. steuerlichen Be- 
lastungen hinsichtlich der freien Meinungsbil- 
dung heute und in Zukunft." 

In ähnlicher Hinsicht setzt der Auftrag noch fest: 

„Der Bericht soll davon ausgehen, daß in Arti- 
kel 5 GG Presse, Rundfunk und Film in gleicher 
Weise die Aufgabe haben, die Freiheit der 
Meinungen sicherzustellen." 

Damit ist die Frage nach der Verschiedenheit der 
Mediengruppen in Bezug auf die Meinungsfreiheit 
und Meinungsbildung gestellt. Bei Beginn der Unter- 
suchung lag die vom Bundesverband Deutscher Zei- 
tungsverleger herausgegebene Denkschrift „Presse- 
freiheit und Fernsehmonopol" schon vor, die sich 
mit diesen Fragen ebenfalls auseinandersetzt. Da sie 
einen der Ausgangspunkte des Auftrages bildet, wer- 
den einige der Grundthesen hier kurz wiederholt: 

Die Presse biete, wie es heißt, Sicherheit durch 
Information, denn die Welt müsse für den 
Menschen durch Information durchsichtig ge- 
macht werden; sie nehme dem Menschen die 
Angst vor plötzlich hereinbrechendem Unheil 
und ermögliche es ihm, sein Leben entsprechend 
einzurichten (15). 

Die regionale Tagespresse insbesondere biete 
einen klar umschriebenen festen Standort und 
erlaube somit, unbesorgt auch in die größere 
Welt vorzudringen. „Soziologisch ist die Zei- 
tung dadurch zu einem bedeutenden gemein- 
schaftserhaltenden und gemeinschaftsbildenden 
Integrationsfaktor geworden" (15). 

Das geschriebene Wort, so heißt es weiter, 
verlange geistige Konzentration, und „da die 
hauptsächliche und eigentliche Ursache des 
politischen Geschehens geistigen Ursprungs ist, 
bedeutet geistige Konzentration ein adäquates 
Verständnis der politischen Vorgänge und zu- 
gleich die Möglichkeit der Zusammenschau. Da- 
mit ist das Tor geöffnet für die innere Bindung 
an den Staat. Je wacher das Bewußtsein gerade 
auch dem demokratischen Staat gegenüber ist, 
um so tiefer ist die Verwurzelung. Bewußtseins- 
erheiiung kann gerade durch das geschriebene 
Wort gefördert werden" (16). 


Der Leser werde somit zum kritisch wachen 
Teilnehmer des Geschehens, anstatt bloßer Teil- 
haber zu bleiben. Die Aufgabe und Leistung der 
Presse bestehe in der Integration von Teilgrup- 
pen, die in das „Zeitgespräch der Gesellschaft" 
(16) eintreten können, und im Hinblick auf den 
Einzelnen darin, das persönlich Interessierende 
mit dem Gemeinwohl des Staates in Einklang 
zu bringen (16). Für den Prozeß der Meinungs- 
bildung sei die Vielfalt der Meinungen von be- 
sonderer Bedeutung, diese müßten sich im Dia- 
log aneinander messen und schließlich zur poli- 
tischen Entscheidung führen. „So wird auf der 
geistigen Ebene des Wortes Kommunikation 
zwischen den Menschen, der Gesellschaft und 
dem Staate grundgelegt und dadurch der demo- 
kratische Staat erst wirklich begründet" (17). 

Demgegenüber biete das Fernsehen allen Zu- 
schauern dasselbe Ereignis von demselben 
Standort her, sei also schon aufgrund der 
Technik einseitig (17). 

Es führe zu einer Realitätsverschiebung und 
zur Verschlingung verschiedener Realitätsebe- 
nen (102), der Zuschauer werde nicht kritisch 
wach, sondern zum Konsumenten, er werde 
durch die aufdringliche Verzauberung des direk- 
ten Teilhabers geprägt (103), Er „benutzt das 
Fernsehen nicht als Quelle der Information, 
sondern als Instrument, das ihm Konformität 
ermittelt und erlaubt" (103). Insbesondere be- 
rühre diese Verzauberung nicht den Verstand 
bzw. das Cerebro-Spinalsystem, sondern das 
neuro-vegetative Nervensystem (104), der 
Mensch vermöge diesen Einflüssen keinen oder 
nur wenig seelischen Widerstand entgegenzu- 
setzen, und es sei zu befürchten, „daß der Geist 
von der Macht des Fernsehens fasziniert, sich 
ihr unterwirft und dadurch Würde und Freiheit 
der Personen aufs Spiel setzt" (105). 

Die Neutralität bzw. Überparteilichkeit der 
Meinungsäußerung verhindere im Grunde das 
wirkliche Engagement, weil dahinter keine per- 
sonale Bindung erkennbar werde (105). Weitere 
Bedenken werden gegen die „relative Staats- 
nähe" des Fernsehens erhoben: es sei nicht, wie 
die Presse, aus der Gesellschaft „gleichsam zur 
Selbständigkeit entlassen" (72), das Fernsehen 
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bzw. der Rundfunk gebe „ein Abbild der Ge- 
sellschaft, wie der Staat sie sieht" (73). 

Die Denkschrift dringt zu dem Ergebnis vor, daß 
„das Fernsehen die Freiheit des Staatsbürgers 
tangiert" (75) und für den demokratischen Staat 
nicht lebensnotwendig ist (75). 

Die hier zugrunde liegenden Vorstellungen sind 
z. T. schon seit längerer Zeit in die öffentliche 
Meinung übergegangen, die Kommission konnte 
sich aber nicht auf der hier gezogenen Linie von 
„Meinungen über Meinungen" bewegen. Zudem 
sind einige der Argumente als irrtümlich erkennbar: 
so kann man aus der „Staatsnähe" des Rundfunks, 
d. h. aus der Organisationsform der Anstalten des 
öffentlichen Rechts, nicht von vornherein auf man- 
gelnde Selbständigkeit in den gebotenen Inhalten 
schließen; auch sind andere Thesen ihrer Natur nach 
nicht verifizierbar: es gibt z. B. kein Kriterium zur 
Unterscheidung einer „echten" von einer „schein- 
baren" Öffentlichkeit. In wieder anderen Fällen han- 
delt es sich um mehr symbolische Formulierungen, 
deren objektive Bedeutung kaum zweifelsfrei zu 
identifizieren ist, z. B. „Zeitgespräch der Gesell- 
schaft". Es bleibt oft, wie die Zitate zeigen, bei 
thesenartigen Behauptungen, und die Kommission 
konnte es nicht als ihre Aufgabe empfinden, für 
diese eine Verifizierung zu suchen. Sie mußte sich 
an ihrem Auftrag und an den bereits vorliegenden 
Normierungen orientieren. So erklärt das Bundes- 
verfassungsgericht in dem Urteil vom 28. Februar 
1961 (Gründe E III), daß der Rundfunk ebenso wie 
die Presse zu den unentbehrlichen (!) modernen 
Massenkommunikationsmitteln gehört, durch die 
Einfluß auf die öffentliche Meinung genommen wird 
und diese öffentliche Meinung mitgebildet wird. 
Weiter wird gesagt: „Der Rundfunk ist mehr als nur 
ein ,Medium J der öffentlichen Meinungsbildung, er 
ist ein eminenter , Faktor 1 der öffentlichen Mei- 
nungsbildung." 

Unbeschadet der wissenschaftlichen Kontroverse, 
die über den Begriff „öffentliche Meinung" noch 
läuft, hat sich die Kommission auf den Boden dieser 
Feststellungen gestellt, aus denen folgt, daß eine 
weitgehende Vielfalt der Meinungsbildung und 
-Vermittlung gefordert ist. 

Nun ist die Frage der Wettbewerbsverzerrung 
logisch wie sachlich unabhängig von dem Zugangs- 
problem, d. h. der Frage, ob auch im Falle einer Ver- 
neinung der Wettbewerbsverzerrung die Presse Zu- 
gang zu den Frequenzen haben sollte oder verlan- 
gen könnte. Diese Frage wiederum ist unabhängig 
von der anderen, ob die im Sinne des Grundgesetzes 
und im Interesse der Demokratie gelegene Vielfalt 
der Meinungsbildung und Meinungsstreuung in der 
Tat zur Zeit in dem wünschbaren Umfang vorhanden 
ist. Wenn man diese rechtlich und politisch wichtige 
Frage untersuchte, würde auch klarwerden, ob viel- 
leicht und gegebenenfalls aus welchen Gründen die 
Meinungsfreiheit (im Sinne der Zugänglichkeit der 
Medien für jede gesetzlich mögliche Intention) bei 


einem Medium besser aufgehoben wäre, als bei 
einem anderen. Die Bedenken der Verlegerdenk- 
schrift in dieser Richtung können auch dann, wenn 
einzelne Argumente nicht überzeugen, nicht von 
vornherein als gegenstandslos angesehen werden. 

Die in ihrer Wichtigkeit eben unterstrichene Frage, 
deren wissenschaftlich korrekte Beantwortung ein 
wesentliches Anliegen des Auftrages erfüllt hätte, 
konnte nicht in Untersuchung genommen werden. 
Wenn die Kommission gerade an dieser Stelle kein 
Material vorlegt, so erklärt sich das allein damit, 
daß nur mit weitaus größeren Geldmitteln, als ihr 
bewilligt wurden, und mit einem noch bedeutende- 
ren Zeitaufwand eine völlig zweifelsfreie Dokumen- 
tation und Statistik herstellbar gewesen wäre. Dies 
wird klar, wenn man die folgenden Darlegungen 
über die dann nötigen Fragestellungen in Erwägung 
zieht. 

1. Es wäre zunächst zu erheben: Besteht wirklich 
zur Zeit eine maximale Streuung der in den 
Medien gebotenen Meinungen? Diese Frage 
wäre für die verschiedenen Medien getrennt zu 
untersuchen. Zu diesem Zwecke wäre an Vor- 
arbeit nötig: 

Die Herausarbeitung objektiver Kriterien, nach 
denen Information, Meinung und Indoktrination 
(Suggestion) im Einzelfall zu unterscheiden wä- 
ren. Es ist kein Zweifel, daß die Grenze von 
Information und Meinung häufig flüssig ist, auch 
dann, wenn wie bei der Mehrzahl der Zeitungen 
und bei den Kommentarsendungen des Fernse- 
hens eine äußerliche Trennung von Sachinfor- 
mation und Meinungsauslegung erfolgt. Denn 
die Sachinformation selbst kann nach ihrer For- 
mulierung, Modulation, nach Gewichtung, dem 
Platz der Darbietung, dem Stellenwert im Ver- 
hältnis zu benachbarten Informationen (Asso- 
ziationszwang) schon eine Meinungsvalenz ha- 
ben. Darüber hinaus können beide, Information 
und Meinung, mit oder ohne indoktrinierendes 
Potential auftreten. In Erkenntnis dieses Sach- 
verhalts hat das BVerfG (a. a. O.) auch gesagt: 

„Diese Mitwirkung an der öffentlichen Mei- 
nungsbildung beschränkt sich keineswegs auf die 
Nachrichtensendungen, politischen Kommentare, 
Sendereihen über politische Probleme der Ge- 
genwart, Vergangenheit oder Zukunft; Mei- 
nungsbildung geschieht ebenso in Hörspielen, 
musikalischen Darbietungen, Übertragungen ka- 
barettistischer Programme bis hinein in die sze- 
nische Gestaltung einer Darbietung. Jedes Rund- 
funkprogramm wird durch die Auswahl und Ge- 
staltung der Sendungen eine gewisse Tendenz 
haben, insbesondere soweit es um die Entschei- 
dung darüber geht, was nicht gesendet werden 
soll, was die Hörer nicht zu interessieren braucht, 
was ohne Schaden für die öffentliche Meinungs- 
bildung vernachlässigt werden kann (!), und wie 
das Gesendete geformt und gesagt werden soll." 
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2. Das Gericht weist damit auf die hochwichtige 
Tatsache hin, daß auch in dem, was nicht ge- 
bracht, was dem Leser, Hörer oder Zuschauer 
vorenthalten wird, eine Tendenz liegen kann. 
Das wäre zwar nicht gesetzwidrig, wohl aber 
unter dem Gesichtspunkt der Wünschbarkeit 
einer breiten Meinungsstreuung bedenklich, zu- 
mal es zur Beurteilung dessen, was „ohne Scha- 
den für die öffentliche Meinungsbildung vernach- 
lässigt werden kann" keine andere Instanz gibt 
als diejenigen Personen, die diese Verschwei- 
gung praktizieren. Daß solche Ausklammerun- 
gen Vorkommen, beweist die zufällige Erfahrung 
und der Vergleich mit ausländischen Medien. Die 
Kommission hätte umfangreiche Erhebungen an- 
stellen müssen, um darüber zu dokumentierten 
Resultaten zu gelangen. 

3. Daß nämlich nicht mit Selbstverständlichkeit aus 
dem Vorhandensein vieler Zeitungen, Sender 
usw. der Rückschluß auf einen hohen Grad von 
Meinungsvielfalt möglich ist, ergibt sich aus der 
Wahrscheinlichkeit, daß Meinungen wie andere 
Massendaten eine Verteilung in der Gaußkurve 
haben dürften. D. h. es ist wahrscheinlich, daß 
die überwiegende Zahl der Publikationsorgane 
in der Auswahl und Kommentierung von Infor- 
mationen um einen inhaltlichen Mittelwert 
schwankt, während Extremmeinungen nur in 
kleiner Zahl Vorkommen. Jedoch gibt es auch 
Fälle, in denen ein und dieselbe Tendenz weit 
überwiegend vertreten, eine Alternative kaum 
oder garnicht angeboten wird. Es würde sich 
dann um Fälle des „Konformismus" handeln, 
wobei nun wieder bedeutsam ist, daß ein Kon- 
formismus in den Medien noch keineswegs den- 
selben Konformismus im Publikum beweist. 
Um solche Probleme mit wissenschaftlichem An- 
spruch zu untersuchen, hätte die Kommission ein 
oder mehrere Umfrage-Institute mit Auszählun- 
gen beauftragen und in Zusammenarbeit mit die- 
sen die Begriffsbildungen und Fragestellungen 
erarbeiten müssen. Etwa zum Beispiel: Gegeben 
die Ereignisse a b c d. Alle 158 selbständigen 
Redaktionen (publizistische Einheiten) und alle 
Sender sind daraufhin zu prüfen, ob und in wel- 
chem Grade eine Informationsstreuung, eine Mei- 
nungsstreuung, eine Verschweigungsstreuung 
wirklich bestand. Diese Untersuchung hätte sich 
über eine längere Zeit erstrecken müssen, um 
repräsentativen Wert zu haben, sie wäre für die 
Unterrichtung der Parlamente, der Behörden des 
Bundes und der Länder von hohem Interesse und 
würde auch die erheblichen aufzuwendenden 
Kosten lohnen. Die im Urteil des BVerfG er- 
hobene und an die Anstalten gerichtete For- 
derung, daß ein „Mindestmaß an inhaltlicher 
Ausgewogenheit, Sachlichkeit und gegenseitiger 
Achtung gewährleistet" sein solle, würde sich 
dann erst substantiell konkretisieren lassen, auch 
würde der ganze kontroverse Komplex der in- 
haltlichen Leistungen der Massenmedien endlich 


aus dem Bereich der Meinungen über Meinungen 
herausgehoben, und weiterhin erst dann die in 
der Öffentlichkeit immer wieder aufgestellte und 
unmittelbar nicht leicht zu beurteilende Be- 
hauptung, daß bei einzelnen Sendern eine 
dauernde, tendenziöse Meinungsschlagseite be- 
stehe, in den Bereich verifizierbarer Aussagen 
erhoben werden können. 

4. Der Kommission war es aus den schon genann- 
ten Gründen verwehrt, Untersuchungen in die- 
ser Richtung anstellen zu lassen. Man darf aber 
von der plausiblen Annahme ausgehen, daß das 
Vorhandensein einer großen Anzahl von Publi- 
kationsmitteln jeder Art die Wahrscheinlich- 
keit erhöht, daß die demokratisch wünschbare 
weite Meinungsstreuung und eine vielseitige 
Unterrichtung des Publikums Zustandekommen, 
daß sich Indoktrinationen gegenseitig neutrali- 
sieren und Vertuschungseffekte verringert wer- 
den. Bei der Beurteilung dieser Probleme muß 
man sich jedoch darüber klar sein, daß das Mo- 
dell des Bürgers, der aus verschiedenen Medien 
sich Informationen und Meinungen beschafft und 
sie vergleicht, um zu einer eigenen Meinung 
oder gar Entscheidung zu kommen, unrealistisch 
ist. In der weit überwiegenden Mehrheit der 
Fälle wählt die Person unbewußt aus, sie be- 
stätigt ihre bereits vorhandenen Interessen und 
Vorstellungen, auch von Gegnerschaften, im 
Prozeß der Aufnahme neuer Daten, und beson- 
ders die Jugend, auch die gebildete, betätigt 
bei sonst hoher affektiver Kritikbereitschaft ein 
geringes Maß kritischer Aktivität gegenüber 
allen Massenmedien. Diese Bemerkung erfolgt 
hier, weil das Denkmodell des kritisch-autono- 
men Lesers selbst zu dem Bestand öffentlicher 
Meinungsschemata gehört. 

Als gesichertes Ergebnis über das Verhältnis von 
Rundfunk und Presse zueinander ist festzuhalten, 
daß sich diese Medien nicht gegenseitig hemmen, 
sondern ergänzen. In diese Richtung weist auch 
die Erfahrung des New Yorker Zeitungsstreiks, 
daß nämlich Hörfunk und Fernsehen die Zeitung 
nicht ersetzen können. Insbesondere hat das 
Fernsehen einen Informations-Mehrbedarf ge- 
weckt, und deswegen ist es unwahrscheinlich, 
daß im Falle einer Gebührenerhöhung des Rund- 
funks weniger Zeitungen bezogen würden. Es 
läßt sich nicht sagen, wieviel an diesem Infor- 
mations-Mehrbedarf der Anregung durch das 
Fernsehen verdankt wird, und ein wie großer 
Teil des zunehmenden publizistischen Interesses 
auf die schnell vorschreitende Verbreiterung der 
Bildung zurückzuführen ist. Genaue und mes- 
sende Untersuchungen, wie weit das Fernsehen 
den Teilnehmer zum „Nachlesen" drängt, stehen 
noch aus, wären aber auf dem Umfragewege 
grundsätzlich möglich. Die angefallenen Daten 
reichen aber zur Behauptung der These aus ,daß 
eine möglichst große Zahl von Redaktionen und 
Anstalten bzw. Sendegesellschaften existieren 
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sollte, also gegebenenfalls auch von privaten 
Gesellschaften, zumal eine nach Kostenkalku- 
lationen verfahrende private Sendegesellschaft 
einen Maßstab zur Beurteilung der Ausgabenge- 
barung der öffentlichen Sender hergeben würde, 
der bisher fehlt. Schließlich ist zu dem komple- 
mentären Verhältnis der Mediengruppen noch 
folgendes zu sagen: Wenn feststeht, daß in 127 
kreisfreien Städten und Landkreisen nur je eine 
Zeitung existiert, so ist klar, daß dem Rund- 
funk eine um so größere Bedeutung zukommt; 
eine Überlegung, die übrigens auch einen Teil 
des Erfolges der Bild-Zeitung erklärt. Auch liegt 
die Zahl von etwas über 20 %> Doppellesern von 
Zeitungen noch unter dem in anderen Ländern 
erreichten Verhältnis. Der Übergang zu Kauf- 
zesitungen scheint das Bedürfnis nach weiterer 
Information zu verstärken. 

5. Schließlich war es der Kommission aus nahelie- 
genden Gründen nicht möglich, ihre Untersu- 
chung auf Einflüsse zu erstrecken, die sich zwar 
im personalen Bereich abspielen, aber durchaus 
auf den „Faktor" der Bildung der öffentlichen 
Meinung Einfluß haben. In den Einzelheiten der 
Tagesarbeit nimmt, wie aus wiederholten Ein- 
zelbefragungen hervorging, der Besitzer einer 
Zeitung oder gar einer Gruppe von Publikations- 
organen wenig oder keinen Einfluß auf die Re- 
dakteure. Eine generelle Bestimmung der „Ge- 
nerallinie" ist ihm gesetzlich unverboten. An- 
dererseits besitzt die Kommission keine Unter- 
lagen über die Gesichtspunkte, die bei der Koop- 
tation von Mitarbeitern in den Presseverlagen 
und Rundfunkanstalten wirklich befolgt werden, 
oder über die Art der dabei einspielenden Ten- 
denzen. Sie besitzt sie auch nicht über die Art 
und den Wirksamkeitsgrad der realen, faktisch 


zum Zuge kommenden Kontrolle der Beiräte, 
Programmbeiräte usw. oder über das Ausmaß 
ihres Durchsetzungsvermögens, was bedauert 
werden kann, weil das o. a. Urteil des BVerfG 
diesen kollegialen Organen die Kontrollmacht 
ohne weiteres zuspricht; „Sie haben die Macht, 
die für die Programmgestaltung maßgeblichen 
oder mitentscheidenden (!) Kräfte darauf zu kon- 
trollieren und dahdn zu korrigieren, daß den im 
Gesetz genannten Grundsätzen für eine ange- 
messen anteilige Heranziehung aller am Rund- 
funk Interessierten Genüge getan wird". Diese 
Fragen wären zur Beurteilung der „inneren 
Meinungsfreiheit" mindestens ebenso wichtig, 
wie die fast allein immer wieder präsentierte 
Frage der Kontrolle der Redakteure durch den 
Zeitungsverleger bzw. -besitzer. Die Frage, ob 
wirklich alle „gesellschaftlich relevanten Kräfte" 
in den bestehenden Gremien der Anstalten zum 
Zuge kommen, kann keineswegs einfach als be- 
jaht unterstellt werden. Sie wäre um so wichti- 
ger, als in den Anstalten ein Zweig der öffent- 
lichen Verwaltung besteht, der keiner streng 
demokratisch, d. h. durch Wahl zustandegekom- 
menen Kontrolle unterliegt, und diese Gremien 
üben eine Kontrolle nach innen nicht so offen- 
sichtlich aus, wie sie die Kritik von außen ab- 
schirmen. Sofern solche Konstellationen auf die 
Kooptation der meinungsbildenden Kräfte und 
damit auf die Bildung der öffentlichen Meinung 
Einfluß ausüben, sind sie vom Punkt 1 c) des Auf- 
trages mitumfaßt (. . . „Auswirkung der ver- 
schiedenartigen staatlichen Privilegien hinsicht- 
lich der freien Meinungsbildung"), mußten aber 
unerhoben bleiben, weil der Kommission ein 
Auskunftspflicht-Gesetz nicht zur Verfügung ge- 
stellt wurde. 
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Organisationsplan einer Rundfunkanstalt 


Rundfunkrat 
mit Ausschüssen 


Sendeleitung 


Justitiariat 


Verwaltungsrat 


INTENDANZ 


Hörfunk-Bereich 


Pressestelle 


Archive 


Fernseh-Bereich 


Technische Direktion 


Programmdirektion 


Chefredaktion 


Musik 


Nachrichten 



Kult. Wort 


Politik 



Unterhaltung 


Wirtschaft und 
Sozialfunk 


Zeitfunk 


Frauen- und 
Erziehungsfunk 


Sport 


Bonner Büro 


Fernseh-Direktion 


Chefredaktion 


Fernseh-Spiel 


Landesprogramm 



Wissenschaft 
und Kunst 


Westmagazin 



Unterhaltung 


Wirtschaft 



Besefzungsbüro 


Politik und 
Soziales 


Produkfionsgruppe 
Anstalt einschließlich! 
Sendeleitung 


Hörfunk- 

Studiotechnik 


Fernseh- 

Studiotechnik 


Hochfrequenz- 

technik 


Sendebetrieb 


Betriebstechnik 


Kamera und 
Endkontrolle 


Starkstromtechnik 


Filmproduktion 

(Ton) 


Planung 


Filmbearbeitung 


Lehrwerkstatt 


Elektronisches 

Produktionsteam 


Klima und 
Heizung 


MAZ, 

VF-Meßtechnik, 

Kamerawerkstatt, 

Lichttechnik 


Kopierwerk 


Betriebsbüro 


n 


Verwaltungs - 

direktion 


Innenrevision 


Haushalt, 

Kasse und 
Rechnungswesen 


Honorare und 
Lizenzen 


H Personal 


Betriebs- 

verwaltung 
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a) Entwicklung der Sendeminuten für alle Hörfunkprogramme 
der einzelnen Rundfunkanstalten von 1956/57 bis 1965 


Rundfunk- 

anstalt 

1956/57 

1964 

1965 

Minuten 

Minuten 

Veränderun- 
gen in o/o 
gegenüber 
1956/57 

Minuten 

Veränderun- 
gen in °/o 
gegenüber 
1957/57 

BR 

643 897 

819 151 

+ 27,2 

908 258 

+ 41,1 

HR 

789 918 

893 816 

+ 13,1 

955 931 

+ 21,0 

NDR 

577 283 

721 956 

+ 25,1 

833 249 

+ 43,3 

RB ] 

460 991 

745 300 

+ 6 1,7 

616 670 

+ 33,8 

SR 

336 480 

737 986 

+ 119,3 

827 550 

+ 14 5,9 

SFB 

826 050 

755 400 

- 8,6 

787 350 

- 4,7 

SDR 

657 308 

896 570 

+ 36,4 

980 229 

+ 49,1 

SWF 

976 558 

1 035 176 

+ 6,0 

1 165 450 

+ 19,3 

WDR 

579 986 

692 123 

+ 19,3 

776 504 

+ 33,9 


Quelle: Angaben der ARD 


b) Aufteilung der Programmleistungen 
von 5 untersuchten Rundfunkanstalten im Jahre 1964 


Anstalt 

Anteile an den Sendeminuten aller Programme in %> 

Eigenprogramm 

über- 
nahmen *) 

Gesamt- 

programm 

Eigen- 

produktion 

Industrie- 

tonträger 

insgesamt 

A 

78,9 

20,0 

98,9 

i.i 

100,0 

B 

59,0 

27,5 

86,5 

13,5 

100,0 

C 

49,7 

46,1 

95,8 

4,2 

100,0 

D 

59,9 

26,6 

86,5 

13,5 

100,0 2 ) 

E 

71,0 

19,1 

90,1 

9,9 

100,0 2 ) 


Quelle : Eigene Erhebungen 

Anmerkung : *) ohne Übernahme bei Gemeinschaftsprogrammen 

2 ) Für die Anstalt D und E liegen Angaben über Erstsendungen und 
Wiederholungen vor. Es ergibt sich folgende Gliederung (in °/o des 
Gesamtprogramms) : 


D E 

Erstsendungen 42,4 40,0 

Wiederholungen 26,8 38,9 

Industrietonträger 30,8 21,1 


insgesamt . . . 100,0 100,0 
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von 1956/57 bis 1965 


Sendezeit in Minuten 

Rundfunkanstalt 

1956/57 

1959 

1962 


Anzahl | 

°/o 

Anzahl | 

°/o 

Anzahl | 

°/o 

BR 

418 397 3 ) 

12,6 

473 315 

13,4 

433 350 

11,9 

HR 

405 455 

12,2 

453 324 

12,9 

500 080 

13,8 

NDR !) 

233 843 

7,0 

261 638 

7,4 

267 427 

7,4 

RB 

335 608 

10,0 

305 100 

8,7 

332 933 

9,2 

SR 

336 480 

10,1 

370 397 

10,5 

373 144 

10,3 

SFB 

471 930 

14,2 

488 655 

13,9 

512811 

14,1 

SDR .* 

459 733 

13,8 

463 944 

13,2 

465 432 

12,8 

SWF 

459 720 

13,8 

478 722 

13,6 

501 810 

13,9 

WDR 2 ) 

210881 

6,3 

227 667 

6,4 

239 204 

6,6 

zusammen . . . 

3 332 047 

100,0 

3 522 762 

100,0 

3 629 191 

100,0 

darunter 







NDR/WDR 

444 724 

13,3 

489 305 

13,8 

506 631 

14,0 


*) Anteil des NDR am Gemeinschaftsprogramm des NDR und des WDR auf der Mittelwelle 
2 ) Anteil des WDR am Gemeinscbaftsprogramm des NDR und des WDR auf der Mittelwelle 
s ) darunter 193 322 Minuten Ausstrahlung im 1. und 2. Programm 
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Sendezeit in Minuten Zunahme der Sendezeit 

1Qfic . 1964 gegenüber 1965 gegenüber 

54 iybö 1956/57 1956/57 


Anzahl 

°/o 

Anzahl [ 

% 

Minuten 

| °/o 

Minuten 

°/o 

442 295 

12,0 

442 730 

11,7 

23 898 

5,7 

24 333 

5,8 

503 121 

13,6 

480 769 

12,7 

97 666 

24,1 

75 314 

18,6 

256 930 

7,0 

254 104 

6,7 

23 087 

9,9 

20 261 

8,7 

372 650 

10,1 

384 475 

10,2 

37 042 

11,0 

48 867 

14,6 

393 549 

10,6 

502 423 

13,3 

57 069 

17,0 

165 943 

49,3 

514 360 

13,9 

505 007 

13,4 

42 430 

9,0 

33 077 

7,0 

468 995 

12,7 

465 109 

12,3 

9 262 

2,0 

5 376 

1,2 

503 808 

13,6 

502 818 

13,3 

44 088 

9,6 

43 098 

9,4 

239 102 

6,5 

243 298 

6,4 

28 221 

13,4 

32 417 

15,4 

3 694 810 

100,0 

3 780 733 

100,0 

362 763 

10,9 

448 686 

13,5 

496 032 

13,4 

497 402 

13,1 

51 308 

11,5 

52 678 

11,8 






Q u e 1 

1 e : Angaben 

der ARD 
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Entwicklung der 2. Hörfunkprogramme der Landesrundfunkanstalten 


von 

1956/57 bis 1965 








Sendezeit in 

Minuten 



Rundfunkanstalt 

1956/57 

1959 

1962 


Anzahl | 

°/o 

Anzahl 

1 °/o 

Anzahl | 

% 

BR 

225 500 ') 

9,1 

415 072 

13,5 

368 145 

11,8 

HR 

384 463 

15,5 

389 538 

12,6 

422 072 

13,5 

NDR 

324 624 

13,0 

367 926 

11,9 

370 419 

11,8 

RB 

125 383 

5,0 

305 100 

9,9 

332 933 

10,6 

SR 

— 

— 

120 414 

3,9 

128 996 

4,1 

SFB 

354 120 

14,2 

222 640 

7,2 

220 237 

7,1 

SDR 

197 575 

7,9 

366 311 

11,9 

387 157 

12,4 

SWF 

516 838 

20,8 

519 790 

16,9 

519 809 

16,6 

WDR 

359 709 

! 

14,5 

376 460 

12,2 

377 479 

12,1 

zusammen . . . 

2 488 212 

100,0 

3 083 251 

100,0 

3 127 247 

100,0 


l ) Darunter 193 322 Minuten Ausstrahlung im 1. und 2. Programm 
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Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) der Sendezeit 


1964 

1965 

1964 gegenüber 

1956 '57 

1965 qeqenüber 
1956'57 

Anzahl | 

°/o 

Anzahl [ 

% | 

Minuten [ 

°/o 

Minuten | 


°/o 

376 856 

11,1 

384 260 

1 

12,8 

+ 151 356 

+ 67,1 

+ 158 760 

+ 

70,4 

349 030 

10,3 

348 776 

11,6 

- 35 433 

- 9,2 

- 35 687 

- 

9,3 

396 787 

11,1 

374 049 

12,4 | 

+ 72 163 

+ 22,2 

+ 49 425 

-f 

15,2 

372 650 

11,0 

142 770 

4,7 

4 247 267 

4 197,2 

+ 17 387 

+ 

13,9 

344 437 

10,2 

235 992 

7,8 

+ 344 437 

+ 100,0 

+ 235 992 

+ 100,0 

219 415 

6,5 

208 168 

6,9 

-134 705 

- 38,0 

-145 952 

- 

41,2 

408 828 

12,1 

406 144 

13,5 

+ 211 253 

4106,9 

+ 208 569 

+ 105,6 

531 368 

15,7 

525 961 

17,5 

+ 14 530 

4 - 2,8 

+ 9 123 

+ 

1,8 

385 955 

11,4 

385 698 

12,8 

+ 26 246 

4 7,3 

+ 25 989 

+ 

7,2 

3 385 326 

100,0 

3 011 818 

100,0 

+ 897 114 

4- 36,1 

| +523 606 

+ 

21,0 


Quelle; Angaben der ARD 
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Entwicklung der 3. Hörfunkprogramme der Landesrundfunkanstalten 

von 1956/57 bis 1965 






Sendezeit in 

Minuten 




Rundfunkanstalt 

1956/57 

1959 

1962 



Anzahl | 

°/o I 

Anzahl 

| °/o 

Anzahl | 

»/o 

HR 

NDR 

18816 

66,7 

3 607 

42 876 

5,8 

68,4 

46 191 

57,4 

2,1 

SFB 

SDR 



1 710 

SWF 

WDR 

9 396 

33,3 

16 170 

25,8 

32 573 

40,5 

zusammen . . . 

28 212 

100,0 

62 653 

100,0 

80 474 

100,0 


*) Anteil am Gemeinschaftsprogramm NDR/SFB 
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Sendezeit in Minuten I Zunahme der Sendezeit 


1964 

1965 

1964 gegenüber 
1956/57 

1965 gegenüber 
1956/57 

Anzahl | 

%> 

Anzahl | 

°/o 1 

Minuten 1 

w /o 

Minuten 

i •/# 

41 665 

19,2 

54 713 

14,4 

41 665 

100,0 

54 713 

100,0 

68 239 

31,4 

117 976 *) 

31,1 

49 423 

262,7 

99 160 

527,0 

21 625 

9,9 

74 175 l ) 

19,6 

21 625 

100,0 

74 175 

100,0 

18 747 

8,6 

25 222 

6,6 

18 747 

100,0 

25 222 

100,0 

— 

— 

47 246 

12,5 

- - 

— 

47 246 

100,0 

67 066 

30,9 

59 959 

15,8 

57 670 

613,8 

50 563 

538,1 

217 342 

100,0 

379 291 

100,0 

189 130 

670,4 

351 079 

1 244,4 


Quelle: Angaben der ARD 
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Anlage 7 b 


Deutsch- und fremdsprachige Sendungen in den 3. Hörfunkprogrammen 

im Jahre 1965 



Sendezeit in Minuten 

Anteil der 

Rundfunk- 

insgesamt 

davon in 

deutsch- 

sprachigen 

Sendungen 

fremd- 

sprachigen 

Sendungen 

anstalt 

deutscher Sprache 

fremder Sprache 


Anzahl 

I °/o 

Anzahl 

%> 

Anzahl 

| «/. 

°/o 

°/o 

BR 

81 268 

1,1 





81 268 

12,0 



100,0 

HR 

126 386 

11,9 

54 713 

14,4 

71 673 

10,5 

43,3 

56,1 

NDR 

205 096 

19,4 

117 976 *) 

31,1 

87 120 

12,8 

57,5 

42,5 

RB 

89 425 

8,5 

— 

— 

89 425 

13,2 

— 

100,0 

SR 

89 135 

8,4 

— 

— 

89 135 

13,1 

— 

100,0 

SFB 

74 175 

7,0 

74 175 U 

19,6 

— 

— 

100,0 

— 

SDR 

108 976 

10,3 

25 222 

6,6 

83 754 

12,3 

23,2 

76,8 

SWF 

136 671 

12,9 

I 

47 246 

12,5 

89 425 

13,2 

i 

34,6 

65,4 

WDR 

147 508 

13,9 

59 959 

15,8 

87 549 

12,9 

40,6 

59,4 

zusammen: 

1 058 640 

100,0 

379 291 

100,0 

679 349 

100,0 

35,8 

64,2 


l ) Anteil am Gemeinschaftsprogramm NDR/SFB Quelle: Angaben der ARD 
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Anlage 8 


Entwicklung der Fernsehregionalprogramme der Landesrundfunkanstalten 

von 1960 bis 1965 


Rundfunk- 

anstalt 

Gliederung des Regionalprogramms 

Fernsehsendezeit 
in Minuten 

1960 

Anzahl | %> 

BR 

Gesamtsendezeit 

24 565 

100,0 


Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

1 1 234 ') 

45,7 


Werbefernsehen 

davon 

13 331 

54,3 


Rahmenprogramm 

10 541 

42,9 


harte Werbung 

2 790 

11,4 

HR 

Gesamtsendezeit 

14 996 

100,0 


Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

2 998 

20,0 


Werbefernsehen 

davon 

11 998 

80,0 


Rahmenprogramm 

9 043 

60,3 


harte Werbung 

2 955 

19,7 

NDR 

Gesamtsendezeit 

12 604 

100,0 

mit 

Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

2011 

16,0 

RB 

Werbefernsehen 

davon 

10 593 

84,0 


Rahmenprogramm 

7 823 

62,0 


harte Werbung 

2 770 

22,0 

SR 

Gesamtsendezeit 

9 827 

100,0 


Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

— 

— 


Werbefernsehen 

davon 

9 827 

100,0 


Rahmenprogramm 

7 014 

71,4 


harte Werbung 

2813 

28,6 

SFB 

Gesamtsendezeit 

17 352 

100,0 


Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

6 144 

35,4 


Werbefernsehen 

davon 

11 208 

64,6 


Rahmenprogramm 

7 552 

43,5 


harte Werbung 

3 656 

21,1 

SDR 

Gesamtsendezeit 

7 345 2 ) 

100,0 


Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

2 320 

31,6 


Werbefernsehen 

davon 

5 025 2 ) 

68,4 


Rahmenprogramm 

3 790 

51,6 


harte Werbung 

1 235 

16,8 

SWF 

Gesamtsendezeit 

7 389 2 ) 

100,0 


Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

2 286 

30,9 


Werbefernsehen 

davon 

5 103 2 ) 

69,1 


Rahmenprogramm 

3 866 

52,3 


harte Werbung 

1 237 

16,8 


*) Ab 1961 „Abendschau" Bestandteil des Werbefernsehens 

2 ) Anteil des SDR bzw. SWF am Gemeinschaftsprogramm dieser Sender 
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Anlage 8 


Fernschsendezeit 

in Minuten 



Zu- ( + ) bzw. Abnahme {- 

-) der Sendezeit 




j 




1964 

. i 


1965 


1962 


1964 


1965 
















gegenüber 1960 


Anzahl [ 

°/o 

Anzahl | 

% 

Anzahl | 

% 

Minuten | 

°/o 1 

Minuten | 

°/o 

28 445 

100,0 

27 493 

100,0 

27 924 

100,0 

+ 

2 928 

+ 11,9 

+ 

3 359 

+ 13,7 

3 884 

13,7 

2 160 

7,9 

2 492 

8,9 

— 

9 074 

- 80,8 

— 

8 742 

- 77,8 ! 

24 561 ») 

86,3 

25 333 

92,1 

25 432 

91,1 

+ 

12 002 

+ 90,0 

+ 

12 101 

+ 90,8 

20 419 

71,8 

20515 

74,6 

20 612 

73,8 

+ 

9 974 

+ 94,6 

+ 

10 071 

+ 95,5 

4 142 

14,5 

: 4 818 

17,5 

4 820 

17,3 

+ 

2 028 

+ 72,7 

+ 

2 030 

+ 72,8 

26 925 

100,0 

29 255 

100,0 

30 996 

100,0 

+ 

14 259 

+ 95,0 

+ 

16 000 

+ 106,7 

5 783 

21,5 

7 471 

25,5 

7 773 

25,1 

+ 

4 473 

+ 149,2 

+ 

4 775 

+ 159,3 

21 142 

78,5 

21 784 

74,5 

23 223 

74,9 

+ 

9 786 

+ 81,6 

+ 

11 225 

+ 93,6 

16 195 

60,1 

16 061 

54,9 

17 485 

56,4 

+ 

7018 

+ 77,6 

+ 

8 442 

+ 93,4 

4 947 

18,4 

5 723 

19,6 

5 738 

18,5 

+ 

2 768 

+ 93,7 

+ 

2 783 

+ 94,2 

28 566 

100,0 

30 020 

100,0 

31 930 

100,0 

+ 

17416 

+ 138,2 

+ 

19 326 

+ 153,3 

1 707 

6,0 

1 843 

6,1 

1 958 

6,1 

— 

168 

- 8,4 


53 

“ 2,6 

26 859 

94,0 

28 177 

93,9 

29 972 

93,9 

+ 

17 584 

+ 166,0 

+ 

19 379 

+ 182,9 

20 143 

70,5 

22 116 

73,7 

23 914 

74,9 

+ 

14 293 

+ 182,7 

+ 

16 091 

+ 205,7 

6716 

23,5 

6 061 

20,2 

6 058 

19,0 

+ 

3 291 

+ 118,8 

+ 

3 288 

+ 118,7 

24 910 

100,0 

30 172 

100,0 

44 319 

100,0 

+ 

20 345 

+ 207,0 

+ 

34 492 

+351,0 

10 320 

41,4 

9 985 

33,1 

25 916 

58,5 


9 985 



25 916 


14 590 

58,6 

20 187 

66,9 

18 403 

41,5 

+ 

10 360 

+ 105,4 

+ 

8 576 

+ 87,3 

8 676 

34,8 

14 144 

46,9 

12 161 

27,4 

+ 

7 130 

+ 101,7 

+ 

5 147 

+ 73,4 

5914 

23,8 

6 043 

20,0 

6 242 

14,1 

+ 

3 230 

+ 114,8 

+ 

3 429 

+ 121,9 

29 360 

100,0 

45 058 

100,0 

45 067 

100,0 

+ 

27 706 

+ 159,7 

+ 

27 715 

+ 1 59,7 

9 252 

31,5 

13 114 

29,1 

11 679 

25,9 

+ 

6 970 

+ 113,4 

+ 

5 535 

+ 90,1 

20 108 

68,5 

31 944 

70,9 

33 388 

74,1 

+ 

20 736 

+ 185,0 

+ 

22 180 

+ 197,9 

15 020 

51,2 

25 884 

57,5 

27 329 

60,7 

+ 

18 332 

+ 242,7 

+ 

19 777 

+ 261,9 

5 088 

17,3 

6 060 

13,4 

6 059 

13,4 

+ 

2 404 

+ 65,8 

+ 

2 403 

+ 65,7 

12 843 2 ) 

100,0 

14 722 2 ) 

100,0 

15 892 2 ) 

100,0 

+ 

7 377 

+ 100,4 

+ 

8 547 

+ 116,4 

3 936 

30,6 

4 244 

28,8 

4 475 

28,2 

+ 

1 924 

+ 82,9 

+ 

2 155 

+ 92,9 

8 907 

69,4 

10 478 

71,2 

11 417 

71,8 

+ 

5 453 

+ 108,5 

+ 

6 392 

+ 127,2 

6 581 

51,3 

7 377 

50,1 

8413 

52,9 

+ 

3 587 

+ 94,6 

+ 

4 623' 

+ 122,0 

2 326 

18,1 

3 101 

21,1 

3 004 

18,9 

+ 

1 866 

+ 151,1 

+ 

1 769 

+ 143,2 

12 890 2 ) 

100,0 

14 676 2 ) 

100,0 

15 622 2) 

100,0 

+ 

7 287 

+ 98,6 

+ 

8 233 

+ 111,4 

3 949 

30,6 

4 523 

30,8 

4 258 

27,3 

+ 

2 237 

+ 97,9 

+ 

1 972 

+ 86,3 

8 941 

69,4 

10 153 

69,2 

11 364 

72,7 

+ 

5 050 

+ 99,0 

+ 

6 261 

+ 122,7 

6 657 

51,7 

7 107 

48,4 

8 323 

53,3 

+ 

3 241 

+ 83,8 

+ 

4 457 

+ 115,3 

2 284 

17.7 

3 046 

20,8 

3 041 

19,4 

+ 

1 809 

+ 146,2 

+ 

1 804 

+ 145,8 


Drucksache V/2120 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


noch Anlage 8 


Rundfunk- 

anstalt 

Gliederung des Regionalprogramms 

Fernsehsendezeit 
in Minuten 

1960 

Anzahl | °/o 

WDR 

Gesamtsendezeit 

23 649 

100,0 


Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

13 789 

58,3 


Werbefernsehen 

9 860 

41,7 


davon 




Rahmenprogramm 

7 547 

31,9 


harte Werbung 

2 313 

9,8 

zusammen 

Gesamtsendezeit 

117 727 

100,0 


Regionalprogramm ohne Werbefernsehen 

40 782 

34,6 


Werbefernsehen 

76 945 

65,4 


davon 




Rahmenprogramm 

57 176 

48,6 


harte Werbung 

19 769 

16,8 
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noch Anlage 8 


Fernsehsendezeit in Minuten I Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) der Sendezeit 


1962 

1964 

1965 

gegenüber 1960 

Anzahl | 

°/o 

Anzahl | 

°/o 

Anzahl | 

°/o 

; Minuten 

i 

% 

Minuten 

i 

°/o 

21 202 

100,0 

28 239 

100,0 

28 134 

100,0 

+ 

4 590 

+ 

19,4 

+ 4 485 

+ 

19,0 

8 276 

39,0 

14 068 

49,8 

13 920 

49,5 

+ 

279 

+ 

2,0 

+ 131 

+ 

1,0 

12 926 

61,0 

14 171 

50,2 

14 214 

50,5 

+ 

4 311 

+ 

43,7 

+ 4 354 

+ 

44,2 

8 901 

42,0 

10 144 

35,9 

10 199 

36,2 

+ 

2 597 

+ 

34,4 

+ 2 652 

+ 

35,1 

4 025 

19,0 

4 027 

14,3 

4 015 

14,3 

+ 

1 714 

+ 

74,1 

+ 1 702 

+ 

73,6 

185 141 

100,0 

219 635 

100,0 

239 884 

100,0 

I +101908 

+ 

86,6 

+ 122 157 

+ 103,8 

47 107 

25,4 

57 408 

26,1 

72 471 

30,2 

+ 

16 626 

+ 

40,8 

+ 31 689 

+ 

77,7 

138 034 

74,6 

162 227 

73,9 

167 413 

69,8 

+ 

85 282 

+ 110,8 

+ 90 468 

+ 

117,6 

102 592 

55,4 

123 348 

56,2 

128 436 

53,6 

+ 

66 172 

+ 

115,7 

+ 71 260 

+ 124,6 

35 442 

19,2 

38 879 

17,7 

38 977 

16,2 

+ 

19 110 

+ 

96,7 

+ 19 208 

+ 

97,2 


Quelle : Angaben der ARD 
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Fernseh-Sendezeiten in Minuten 


Programmart 

1956/57 

1959 

1962 

1964 

1965 

Anzahl 

Anzahl | 

% 

Anzahl | 

%> 

Anzahl | 

°/o 

Anzahl | 

°/o 

Zeitgeschehen 

20 245 

18,7 

32 648 

24,0 

37 723 

23,4 

43 835 

27,0 

Fernsehspiele 

14 228 

13,2 

20 006 

14,7 

20 150 

12,5 

19 982 

12,3 

Musiksendungen 

. 


1 024 

0,8 

1 072 

0,7 

756 

0,5 

Unterhaltung 

15 817 *) 

14,7 

19 383 

14,3 

24 539 

15,2 

23 771 

14,7 

Kinder-, Jugend-, Frauenfunk 

17 554 

16,3 

16 635 

12,2 

19 092 

11,8 

20 156 

12,4 

Sport 

11 214 

10,4 

13 239 

9,7 

13 693 

8,5 

11 423 

7,1 

Spielfilme 

4 910 

4,6 

5 531 

4,1 

7 284 

4,5 

8 107 

5,0 

Tagesschau, Wochenspiegel . . 

8 236 

7,6 

11 362 

8,4 

13 115 

8,1 

13 805 

8,5 

Eurovision 

8 548 

7,9 

9 714 

7,1 

10311 

6,4 

6 398 

3,9 

Programmverbindung 

5 756 

5,3 

6 362 

4,7 

14 455 

8,9 

13 968 

8,6 

Sonstige Beiträge 

1 387 

1.3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

zusammen 89 474 

107 895 

100,0 

135 904 

100,0 

161 434 

100,0 

162 201 

100,0 


*) darunter nicht aufzugliedernde Musiksendungen 
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Anlage 9 


Zu- {+) bzw. Abnahme ( — ) der Sendezeiten 
1964 | 1965 


gegenüber 1950 

Minuten | °/o | Minuten | % 


+ 17 

478 

+ 

86,3 

1 

+23 

590 

+ 116,5 

+ 

5 

922 

+ 

41,6 

+ 

5 

754 

+ 

40,4 

+ 

1 

072 

+ 

100,0 

+ 


756 

+ 100,0 

+ 

8 

722 

+ 

55,1 

+ 

7 

954 

+ 

50,3 

+ 

1 

538 

+ 

8,8 

+ 

2 

602 

+ 

14,8 

+ 

2 

479 

+ 

22,1 

+ 


209 

+ 

1,9 

+ 

2 

374 

+ 

48,4 

+ 

3 

197 

+ 

65,1 

+ 

4 

879 

+ 

59,2 

+ 

5 

569 

+ 

67,6 

+ 

1 

763 

+ 

20,6 

— 

2 

150 

- 

25,2 

+ 

8 

699 

+ 

151,1 

+ 

8 

212 

+ 

142,7 

— 

1 

387 

— 

100,0 


1 

387 

— 

100,0 

+ 53 

539 

+ 

49,6 

+54 

306 

+ 

50,3 


Quelle: Angaben der ARD 
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Anlage 10 


Entwicklung des 2. Fernsehprogramms (Zweites Deutsches Fernsehen) 
nach Programmarten von 1963 bis 1965 


Programmart 

Fernsel 

1963 

i-Sendezeiten in 1 

1964 

Minuten 

1965 

Anzahl 

°/o 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Tagesgeschehen 

10 041 

12,7 

15 097 

12,8 

16 763 

12,8 

Politik und Zeitgeschehen 

7 940 

10,0 

14 122 

11,9 

19619 

15,0 

Dokumentarberichte 

2 628 

3,3 

4 601 

3,9 

4 463 

3,4 

Sportsendungen 

11 394 

14,4 

22 311 

18,8 

16 786 

12,8 

Unterhaltungssendungen 

10 950 

13,8 

10 629 

9,0 

13 866 

10,6 

Dokumentarspiele *) 



4 988 

4,2 

5 890 

4,5 

Fernsehpiele und Spielfilme 

12 397 

15,6 

16 326 

13,8 

19 839 

15,2 

Theater- und Musiksendungen 

6 538 

8,2 

8 134 

6,8 

8 926 

6,9 

Kulturelle Sendungen 

8 983 

11,3 

9 704 

8,2 

10 181 

7,7 

Werbefernsehen (Spots) 

2 167 

2,7 

2 631 

2,2 

5 578 

4,3 

Werbefernsehen (Mainzeimännchen) 

687 

0,9 

992 

0,9 

1 156 

0,8 

Programmverbindungen 

5 170 

6,5 

8 604 

7,2 

7 639 

5,9 

Sonstige Beiträge 

470 

0,6 1 

373 

0,3 

116 

0,1 

insgesamt 

79 365 

100,0 

118512 

100,0 

130 822 

100,0 


9 ab 1. Januar 1964 (bis 31. Dezember 1963 in Unterhaltungssendungen enthalten) 
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Anlage 10 


Zu- ( + ) bzw. Abnahme ( — ) der Sendezeiten 
1964 | 1965 | 1965 


gegenüber 


1963 

1964 

1963 

Minuten | 


% 

Minuten | 


% 

I Minuten | 


°/o 

+ 

5 056 

+ 

50,4 

+ 

1 666 

+ 

11,0 

+ 

6 722 

+ 

67,0 

+ 

6 182 

+ 

77,9 

+ 

5 497 

+ 

38,9 

+ 11 679 

+ 147,0 

+ 

1 973 

+ 

75,1 

- 

138 

+ 

3,0 

+ 

1 835 

+ 

69,8 

+ 10917 

+ 

95,9 

- 

5 525 

- 

24,7 

+ 

5 392 

+ 

47,3 

- 

321 

- 

2,9 

+ 

3 237 

+ 

30,4 

+ 

2916 

+ 

26,6 

+ 

4 988 

+ 100,0 

+ 

902 

+ 

18,1 

+ 

5 890 

+ 100,0 

+ 

3 929 

+ 

31,7 

+ 

3 513 

+ 

21,5 

+ 

7 442 

+ 

60,0 

+ 

1 596 

+ 

24,4 

+ 

792 

+ 

9,7 

+ 

2 388 

+ 

36,5 

+ 

721 

+ 

8,0 

+ 

477 

+ 

4,9 

+ 

1 198 

+ 

13,3 

+ 

464 

+ 

21,4 

j + 

2 947 

+ 112,0 

+ 

3411 

+ 

157,5 

+ 

305 

+ 

44,4 

+ 

164 

+ 

16,5 

+ 

469 

+ 

68,3 

+ 

3 434 

+ 

66,4 

- 

965 

- 

11,2 

+ 

2 469 

+ 

47,8 

— 

97 

— 

20,6 

— 

257 

— 

69,0 

— 

354 

— 

75,3 

+ 39 147 

+ 

49,3 

+ 12310 

+ 

10,4 

+ 51 457 

+ 

64,8 


Quelle: Angaben des Zweiten Deutschen Fernsehens 
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Anlage 11 

Entwicklung der Ton- und Fernseh-Rundfunkteilnehmer 
nach Rundfunkanstalten von 1955 bis 1966 ‘) 


Kalender- 1 

Ton-Rundfunkteilnehmer 

Bayerischer 

Hessischer 

Norddeutscher 

jahr 

Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

Rundfunk 

Rundfunk 

Rundfunk 

1955 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 122 379 

1 093 859 

2 721 565 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

3 041 

8 919 

12 805 

1956 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 207 300 

1 145 576 

2 770 552 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

18 552 

29 573 

45 952 

1957 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 292 381 

1 209 642 

2 849 395 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

55 731 

65 198 

115 392 

1958 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 391 683 

1 270 406 

2 939 262 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

112 666 

108 253 

208 472 

1959 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 493 862 

1 329 680 

3 023 105 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

209 511 

180 746 

386 921 

1960 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 592 392 

1 382 465 

3 127 497 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

349 163 

273 942 

662 142 

1961 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 592 961 

1 363 103 

3 116512 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

508 599 

373 794 

914 461 

1962 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 665 287 

1 402 117 

3 173 312 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

688 856 

478 438 

1 184 318 

1963 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 739 216 

1 439 512 

3 237 599 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

894 114 

596 509 

1 463 667 

1964 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 808 038 

1 477 515 

3317612 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

' 1 106 936 

718 145 

1 762 110 

1965 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 866 452 

1 515 458 

3 391 511 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

1 354 488 

856 499 

2 058 938 

1966 

a) Ton-Rundfunkteilnehmer 

2 928 971 

1 553 037 

3 460 689 

b) Fernseh-Rundfunkteilnehmer 

1 588 258 

985 317 

2 314 984 


1 ) Stand jeweis 1. Januar des Jahres 
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Radio Bremen 

Saarländischer 
Rundfunk | 

Sender 

Freies Berlin 

Süddeutscher 

Rundfunk 

Südwestfunk 

Westdeutscher 

Rundfunk 

171 713 


761 388 

1 014 636 

1 232 661 

3 681 670 

573 


3 877 

4 663 

7 537 

42 863 

181 388 


776 013 

1 062 595 

1 301 521 

3 801 926 

1 892 


12 388 

17 577 

23 617 

134 199 

192 691 


796 784 

1 122 867 

1 393 522 

! 3 954 046 

6 004 


29 805 

i i 

43 667 • 

47 937 

318 105 


200 900 238 735 816 234 1 191 651 1 468 213 4 121 895 

13 491 noch keine Teil- 59 991 74 728 80 618 553 716 

nehmerzahlen 
erfaßt 

209 516 250 199 839 918 1 273 728 1 550 469 4 292 525 

30 904 4 053 111 912 133 537 142 066 932 869 


220 370 262 268 858 486 1 364 725 1 640 927 4 451 317 

53 912 24 044 183 623 212 785 228 979 1 386 413 


219 682 

278 185 

850 366 

1 368 966 

1 642 845 

4 459 265 

74 628 

75 974 

246 831 

298 321 

333 278 

1 808 876 

223 683 

284 293 

853 983 

1 417 276 

1 700 577 

4 549 936 

93 747 

110 353 , 

307 373 

387 594 

447 275 

2 189 576 

227 328 

288 208 

866 843 

1 481 144 

1 762 682 

4 653 928 

114 101 

139 984 

378 220 

493 162 

575 562 

2 558 167 

234 960 

295 756 

877 462 

1 538 221 

1 810 390 

4 739 109 

136 460 

168 789 

441 230 

598 107 

713 667 

2 893 126 

241 465 

302 415 

891 681 

1 581 378 

1 866 297 

4 837 303 

157 179 

196 561 

511 614 

729 226 

891 074 

3 268 409 

248 000 

306 311 

908 108 

1 613 207 

1 915 645 

4 943 952 

174 525 

219 594 

574 337 

845 386 

1 061 800 

3 614 848 


Quelle: Angaben des Bundesministeriums für das Post- und Fernmeldewesen 
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Entwicklung der Ton- und Fernseh-Rundfunkgebühreneinnahmen 
nach Rundfunkanstalten in Millionen DM 
von 1956 bis 1965 


Kalender- 

Ton-Rundfunkgebühren 

NWRV 

NDR 1 ) 

WDR 2 ) 

RB 

jahr 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

1956 bis 1961) 

(ab 1956) 

(ab 1956) 

1956 

Ton-Rundfunkgebühren 

— 

48,363 

66,712 

3,500 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

13,315 

— 

— 

0,150 

1957 

Ton-Rundfunkgebühren 

— 

49,955 

69,671 

3,691 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

25,841 

— 

— 

0,413 

1958 

Ton-Rundfunkgebühren 

— 

51,958 

72,984 

3,861 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

46,461 

— 

— 

0,977 

1959 

Ton-Rundfunkgebühren 

— 

53,312 

76,196 

4,082 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

75,169 

— 

— 

1,859 


Ton-Rundfunkgebühren 


53,952 

76,744 

4,099 

2,884 

1960 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

107,082 

1961 

Ton-Rundfunkgebühren 

- — 

54,952 

78,532 

4,212 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

31,521 

35,549 

67,571 

3,741 

1962 

Ton-Rundfunkgebühren 

— 

70,805 

80,522 

4,318 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

— 

58,783 

105,352 

4,708 

1963 

Ton-Rundfunkgebühren 



61,265 

82,156 

4,407 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

— 

70,979 

119,881 

5,578 

1964 

Ton-Rundfunkgebühren 

— 

62,982 

116,115 

4,551 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

— 

84,460 

135,539 

6,537 

1965 

Ton-Rundfunkgebühren 

— 

64,403 

91,578 

| 4,672 

Fernseh-Rundfunkgebühren 

— 

96,759 

151,551 

7,383 


4 ) In dem für 1964 ausgewiesenen Ton-Rundfunkgebührenanteil des NDR sind 10,842 Millionen DM als Nachzahlung 
für eine rückwirkende Erhöhung des Senderanteils von 1959 an enthalten. 

2 ) In dem für 1964 ausgewiesenen Ton-Rundfunkgebührenanteil des WDR sind 30,504 Millionen DM als Nachzahlung 
für eine rückwirkende Erhöhung des Senderanteils von 1959 an enthalten. 

3 ) Seit der wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes am 1. 7. 1959 an den SR in DM abgeführte Anteile. 
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SWF 

1IR 

BR 

SDR 

SFB 

SR 3 ) 

i zusammen 

25,123 

22,118 

42,530 

20,565 

14,234 

— 

243,145 

1,612 

2,145 

1,586 

1,392 

1 

0,920 

— 

21,120 

26,695 

23,332 

44,342 i 

21,806 

14,668 

— 

254,160 

2,823 

3,804 

3,660 

2,607 

1,873 

- 

41,021 

28,034 

24,512 

46,390 

23,392 

15,235 ' 

i 

266,366 

4,969 

6,472 

7,205 

4,693 

3,800 

— 

74,577 

29,767 

25,589 

48,279 

24,807 

15,692 

2,079 

279,803 

8,291 

10,180 

12,409 

j 

7,740 

6,487 

0,280 

1 

122,415 

30,056 

25,316 

48,487 

25,276 

15,635 

5,101 

284,666 

12,642 

14,606 

19,293 

11,497 

9,505 

2,423 

179,932 

31,102 

26,050 

49,824 

26,145 

15,755 

5,353 

291,925 

17,316 

18,930 

26,637 

15,216 

12,095 

4,210 

232,786 

32,366 

26,822 

51,449 

27,347 

16,022 

5,438 

315,089 

22,744 

24,009 

35,401 

19,748 

15,171 

5,639 

291,555 

33,416 

27,664 

52,789 

28,360 

16,231 

i 5,570 

311,858 

28,650 

29,376 

44,565 

24,237 

17,969 

6,910 

348,145 

34,535 

28,428 

54,039 

29,231 

16,474 

5,696 

352,051 

35,834 

35,205 

54,912 

29,423 

20,942 

8,121 

410,973 

35,558 

29,063 

55,323 

29,942 

16,812 

5,797 

333,148 

43,421 

40,996 

65,519 

34,662 

23,913 

9,186 

473,390 


i 


Quelle : Angaben des Bundesministeriums für das Post- und Fernmeldewesen 
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Entwicklung der Hörfunkwerbung (Einschaltsekunden) nach Rundfunk- 
anstalten (einschließlich Radio Luxemburg) von 1961 bis 1966 


Rundfunkanstalten 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

Bayerischer Rundfunk 

Einschaltsekunden 

Index 

414 703 

100 

507 323 

122,3 

550 195 

132,7 

630 678 

152,1 

606 616 

146,3 

687 090 

165,7 

Sender Freies Berlin 

Einschaltsekunden 

Index 

258 658 

100 

274 178 

106,0 

297 755 

115,1 

333 006 

128,7 

375 440 

145,1 

420 898 

162,7 

Radio Bremen 

Einschaltsekunden 

Index 

280 079 

100 

318 997 

113,9 

350 860 

125,3 

398 058 

142,1 

472 594 

168,7 

528 076 

188,5 

Hessischer Rundfunk 

Einschaltsekunden 

Index 

391 006 

100 

435 712 

111,4 

432 335 

110,6 

493 653 

126,3 

531 440 

135,9 

523 207 

133,8 

Radio Luxemburg 

Einschaltsekunden 

Index 

420 875 

100 

370 668 

88,1 

524 263 

124,6 

748 696 

177,9 

806 977 

191,7 

1 051 373 

249,8 

Saarländischer Rundfunk 

Einschaltsekunden 

Index 

676 602 

100 

593 983 

87,8 

618 096 

91,4 

659 481 

97,5 

603 363 

89,2 

676 476 

100,0 

Süddeutscher Rundfunk 

Einschaltsekunden 

Index 

396 295 

100 

462 829 

116,8 

443 231 

111,8 

492 069 

124,2 

520 316 

131,3 

634 008 

160,0 

Südwestfunk 

Einschaltsekunden 

Index 

416 782 

100 

471 591 

113,2 

474 744 

113,9 

552 922 

132,7 

625 474 

150,1 

644 346 

154,6 

Gesamt 

Einschaltsekunden 

Index 

3 255 000 

100 

3 435 281 

105,5 

3 691 479 

113,4 

4 304 563 

132,2 

4 542 220 

140,2 | 

5 165 474 

158,7 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Entwicklung der Fernsehwerbung (Einschaltsekunden) nach Rundfunk- 
anstalten von 1961 bis 1966 


Rundfunkanstalt 

1961 

1962 

1963 | 1964 

1 

1965 

1966 

Bayerisches Werbefernsehen 

Einschaltsekunden 

Index 

220 385 

100 

248 425 

112,7 

287 328 

130,4 

288 835 

131,1 

289 760 

131,5 

347 385 

157,6 

Sender Freies Berlin 

Einschaltsekunden 

Index 

268 765 

100 

305 216 

113,5 

362 561 

134,9 

363 416 

135,2 

363 550 

135,3 

352 985 

131,3 

Hessisches Werbefernsehen 

Einschaltsekunden 

Index 

268 473 

100 

295 840 

110,2 

341 163 

127,1 

342 452 

127,6 

344 460 

128,3 

340 470 

126,8 

Norddeutsches Werbefernsehen 

Einschaltsekunden 

Index 

276 495 

100 

335 070 

121,2 

357 753 

129,4 

362 829 

131,2 

363 761 

131,6 

365 095 

132,0 

Saarländisches Werbefernsehen 

Einschaltsekunden 

Index 

324 030 

100 

354 715 

109,5 

376 717 

116,3 

379 802 

117,2 

375 012 

1 15 ,7 

369 480 

114,0 

Südwestdeutsches Werbefernsehen 

* 

Einschaltsekunden 

Index 

258 535 ! 
100 

274 735 

106,3 

341 250 

132,0 

369 265 

142,8 

362 915 

140,4 

360 715 

139,5 

Westdeutsches Werbefernsehen 

Einschaltsekunden 

Index 

225 627 | 

100 

241 720 

107,1 

241 460 

107,0 

241 230 

106,9 

240 945 

106,8 

237 025 

105,1 

Zweites Deutsches Fernsehen 

Einschaltsekunden 

Index 

— 

— 

146 893 

100 

184 655 

125,7 

347 453 

236,5 

366 880 

249,8 

Gesamt 

Einschaltsekunden 

Index 

1 842 310 

100 

2 055 721 

111,6 

2 455 125 

133,3 

2 532 484 

137,5 

2 687 856 

145,9 

2 740 035 

148,7 


Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Einschaltpreise (Minutengrundpreise) für Werbesendungen im Hörfunk 
nach Rundfunkanstalten von 1961 bis 1964 in DM 


Werbegesell- 

schaften 

(Rundfunk- 

anstalten) 

! Morgen- bzw. Vormittags- 

sendungen 


Mittags- und Nachmittags- 
sendungen 

1961 

1962 

I 1 

1963 1 

1964 

1961 

1962 

1963 

! 1964 

BW(BR) 

1 200 ') 

1 200 l ) 

1 500 ’) 

1 500 ') 

1 080 

1 080 

1 320 

1 320 

Bl.WF(SFB) 

720 

720 

720 

900 

720 

720 

720 

900 

DF(SWF) 

1 200 

1 200 

1 200 

1 440 

1 200 

1 200 

1 200 

1 440 

NWF(RB) 

540 

540 

720 

900 

540 

540 

720 

900 

RFW(SDR) 

900 

900 

900 

1 020 

900 

900 

900 

900 

WIR(HR) 

1 080 3 ) 

1 080 3 ) 

1 080 3 ) 

1 200 3 ) 

1 080 

1 080 

1 080 

1 200 

WS(SR) 

600 

600 

600 

600 

900 

900 

900 

900 

R.Lux. 5 ) 

— 

-- 

— 

— 

1 380 

1 380 

1 380 4 ) 









2 100 

2 100 


) für Vormittagssendungen 1 080 bzw. ab 1963 1320 DM/ 

2 ) für Samstagssendungen 1200 DM/min. (B1WF) bzw. 1140 DM/min. (RFW) 

6 ) für Vormittagssendungen (11.10 bis 11.30 Uhr) 900 DM/ 

0 ab 15. August 1963 

5 ) für Nachmittagssendungen 1961 bis 14. August 1963: 1680 DM/min. (samstags 1725 DM/min.), ab 15. August 1963 
2100 DM/min. 
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Abendsendungen 

1961 

1962 

1963 

1964 

2 400 

2 400 

2 400 

1 500 

900 2 ) 

900 2 ) 

900 2 ) 

— 

1 380 

1 380 

1 380 

1 440 

900 2 ) 

900 2 ) 

900 2 ) 

900 

900 

900 

900 

900 






Quelle: Eigene Erhebungen 
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Gesamtreichweite der Werbesendungen im Hörfunk von 1962 bis 1966 



Werbefunkhörer 

Jahr 

in °/o der erwachsenen 
Bevölkerung im Bundesgebiet 
einschließlich Berlin-West *) 

in 1000 


je Tag 

je Woche 

je Tag 

je Woche 

1962 

21,8 

44,5 

8 876 

18 136 

1963 

20,9 

45,8 

8 626 

18 899 

1964 

21,9 

47,3 

9 115 

19 660 

1965 

20,3 

43,9 

8 504 

18 374 

1966 

21,3 

45,0 

9 292 

19 602 


*) Bevölkerung zwischen 16 und 70 Jahren; 1966 zwischen 14 und 70 Jahren 

Quelle; Institut für Demoskopie, Allensbach, Werbeträqer-Analyse 1966, Erster Teil, 
Seite 3. 


Anlage 16 


Preisdifferenzierungen nach der Länge der Werbefernsehspots 
in % der Minutengrundpreise von 1963 bis 1965 


Jahr 

Sekunden 

BWF 

(BR) 

NWF 

(NDR/RB) 

RFW/ 

WiSWF 

(SDR/SWF) 

WS 

(SR) 

WWF 

(WDR) 

ZDF 

1963 

15 

139 

130 

139 

140 

140 

125 


20 

127 

119 

127 

120 

125 

125 


30 

115 

113 

115 

116 

115 

121 


45 

108 

105 

108 

107 

107 

104 


60 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1964 

15 

139 

130 

139 

140 

140 

125 


20 

127 

119 

127 

120 

125 

125 


30 

115 

113 

115 

116 

115 

121 


45 

108 

105 

108 

107 

107 

104 


60 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1965 

15 

142 

130 

141 

140 

140 

125 


20 

131 

119 

130. 

120 

125 

125 


30 

116 

113 

115 

116 

115 

121 


45 

107 

105 

107 

107 

107 

104 


60 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


Quelle: Auskünfte von Rundfunkanstalten und eigene Erhebungen 
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a) Durchschnittliche Sehbeteiligung in °/o der angemeldeten Geräte 
in der Sendezeit B (Hauptblöcke) 


Jahr 

Quartal 

BR j 

HR 

NDR/RB 

SDR/SWF 

WDR 

ZDF 

1964 

I 

47 

60 

53 

48 

60 

9 


II 

32 

41 

38 

33 

46 

9 


III 

32 

42 

38 

35 

46 

8 


IV 

40 

51 

46 

47 

57 

11 

1965 

I 

42 

50 

49 

46 

53 

13 


II 

35 

38 

38 

34 

43 

11 


III 

34 

40 

36 

31 

47 

11 


IV 

40 

48 

48 

43 

50 

14 

1966 

I 

40 

51 

49 

39 

48 

15 


II 

29 

39 

36 

27 

39 

12 


III 

29 

39 

36 

28 

41 

14 


IV 

35 

48 

46 

34 

49 

16 


Quelle: Angaben der ARD 


b) Durchschnittliche Sehbeteiligung in °/o der angemeldeten Geräte 
in der verbilligten Sendezeit A 


Jahr 

Quartal 

BR 

HR 

NDR/RB 

SDR/SWF 

ZDF 

1964 

I 

43 

40 

23 

37 

9 


II 

27 

23 

14 

24 

9 


III 

35 

22 

13 

24 

13 


IV 

44 

35 

22 

37 

12 

1965 

I 

44 

32 

22 

36 

6 


II 

32 

20 

11 

24 

4 


III 

36 

18 

12 

22 

4 


IV 

42 

31 

21 

32 

6 

1966 

I 

39 

31 

21 

30 

6 


II 

26 

20 

11 

22 

3 


III 

31 

19 

12 

21 

5 


IV 

36 

32 

20 

28 

7 


Quelle: Angaben der ARD 
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Erträge und Aufwendungen einer Rundfunkanstalt nach den Bereichen 
Hörfunk und Fernsehen von 1957 bis 1965 in °/o 


Erträge/ Aufwendungen 


1957 


1960 

1962 

1964 

1965 

Hör- 

funk 

Werbe- 

funk 

Fern- 

sehen 

Hör- 

funk 

Fern- 

sehen 

Hör- 

funk 

Fern- 

sehen 

Hör- 

funk 

Fern- 

sehen 

Hör- 

funk 

Fern- 

sehen 

Erträge, 

Gebühreneinnahmen 

91,7 


69,8 

72,7 

78,3 

75,8 

74,7 

84,1 

62,2 

84,2 

60,1 

Einnahmen aus Werbe- 
funk 



99,0 



















Kostenerstattungen und 
-Verrechnungen 



— 



6,8 

14,8 

7,2 

20,9 

8,4 

16,7 

6,9 

21,9 

Beteiligungserträge .... 


— 

26,1 

7,0 

— 

12,4 

— 

3,8 

16,7 

4,8 

13,5 

Sonstige Erträge 

8,3 

1,0 

4,1 

13,5 

6,9 

4,6 

4,4 

3,7 

4,4 

4,1 

4,5 

zusammen . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Aufwendungen 

Personalkosten 

36,0 

5,8 

24,5 

38,3 

22,3 

40,5 

19,9 

43,6 

24,6 

43,0 

18,4 

Erhöhung der Pensions- 
rückstellung 

1,7 

0,3 

-2,0 

1,8 

0,2 

2,4 

0, 

5,0 

1,2 

6,1 

0,6 

Steuern 

2,5 

70,2 

0,9 

2,5 

0,3 

3,8 

0,1 

1,0 

5,7 

5,1 

9,6 

Anteil am Finanzaus- 
gleich 







_ 







1,3 

0,7 

1,1 

0,7 

Anlagenabschreibungen . 

10,8 

0,1 

21,7 

8,2 

16,0 

6,0 

12,4 

5,0 

10,1 

4,9 

28,6 

Honorare 

12,3 

6,5 

13,2 

11,2 

10,1 

10,5 

9,9 

10,6 

7,4 

9,5 

7,0 

Lizenzen, Urheberrechte, 
Nachrichtendienste . . . 

11,5 

14,0 

5,5 

12,9 

7,3 

12,3 

6,1 

13,4 

5,9 

11,9 

4,4 

Sonderkosten des Funk- 
und Fernsehbetriebs . 

11,4 



20,5 

13,8 

24,3 

13,3 

41,2 

9,2 

33,1 

8,9 

21,9 

Betriebsstoffe, Energie, 
Werkzeuge u. a 

8,6 

— 

6,6 

6,9 

5,8 

6,6 

4,5 

5,5 

4,8 

5,2 

4,4 

Sonstige Aufwendungen 

5,2 

3,1 

9,1 

4,4 

13,7 

4,6 

5,6 

5,4 

6,5 

4,3 

4,4 

zusammen , . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Eigene Zusammenstellungen aus den Unterlagen einer Rundfunkanstalt 
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Durchschnittliche Anteile der Personalaufwendungen bei 
4 Landesrundfunkanstalten 


Rundfunkanstalt 

1957 bis 
1960 

1961 bis 
1964 

1957 bis 
1964 

Personalaufwendungen 
(ohne Zuweisungen zu Pensionsrück- 
stellungen) 

in °/o der Gesamtaufwendungen 




A 

38,1 

32,1 

34,3 

B 

43,3 

35,4 

37,9 

C 

33,3 

33,8 

33,6 

D 

34,1 

33,6 

33,8 

Zuweisungen zu 

Pensionsrückstellungen 




A 

0,4 

5,0 

3,4 

B 

6,9 

6,4 

6,5 

C 

2,0 

2,6 

2,4 

D 

7,6 

4,7 

5,7 

Personalaufwendungen insgesamt 




A ! 

38,5 

37,1 

37,7 

B 1 

50,2 

41,8 

44,4 

C 

35,3 

36,4 

36,0 

D 

41,7 

38,3 

39,5 

Zuweisungen zu den 

in °/o der Personalaufwendungen 

Pensionsrückstellungen 




A 

1,0 

15,6 

9,7 

B 

16,0 

18,1 

17,3 

C 

6,1 

7,8 

7,2 

D 

22,3 

14,0 

17,0 


Quelle: Eigene Erhebungen 

Anmerkung: 

Die Abrechnungszeiträume, denen die Verhältniszahlen der Beispiele A bis D entnommen 
sind, können von den im Tabellenkopf in Kalenderjahren angegebenen Vergleichszeit- 
räumen im Einzelfall um ein Vierteljahr abweichen. Die Vergleichbarkeit der obigen Ver- 
hältniszahlen wird dadurch nicht wesentlich beeinflußt. Die Zuweisungen zu Pensions- 
rückstellungen — und entsprechend die Gesamtaufwendungen — sind in einem Beispiel 
gegenüber den Zahlen der Zeitraumabrechnungen durch Verteilung einer sehr hohen 
außerordentlichen Aufstockung auf einen mehrjährigen Zeitraum geändert. 
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Entwicklung der Personalaufwendungen bei 
6 Landesrundfunkanstalten 


Jahr 

Personalaufwendungen 

(ohne Zuweisungen zu Pensionsrückstellungen) 

1000 DM 

1964 = 100 

Änderungen gegenüber 
dem Vorjahr in °/o der 
Vorjahresaufwendungen 

1961 

141 230 

72 



1962 

159 480 

81 

+ 12,9 

1963 

174 970 

89 

+ 9,7 

1964 

196 310 

100 

+ 12,2 


Quelle : Eigene Erhebungen 


Jahr 

Personalauf- 
wendungen 
in 1000 DM 

Mittlere 

Beschäftigten- 

zahl 

Personalauf- 
wendungen 
bezogen auf 
mittlere 
Beschäftigten- 
zahl in DM 

Änderungen 
gegenüber 
Vorjahr in °/o 
der Vorjahres- 
zahl 

1961 

141 230 

8 831 

15 993 



1962 

159 480 

9 619 

16 580 

+ 3,7 

1963 

174 970 

10 245 

17 079 

+ 3,0 

1964 

196 310 

10 882 

18 040 

+ 5,6 

Quelle: Eigene Erhebungen 

Rundfunk- 

Personalaufwendungen bezogen auf die mittlere Beschäftigtenzahl 

in DM ») 

anstatt 

1961 

1962 

1963 

1964 

A 

15 128 

15 252 

16 660 

17 464 

B 

13 223 

13 897 

13 178 

14 042 

C 

19 494 

19 155 

19 128 

19 796 

D 

16 740 

17 982 

18 669 

19 990 

E 

13 525 

15 635 

16 335 

18 003 

F 

13 049 

14 123 

15 248 

16 322 


*) Rumpfjahre sind auf volle Kalenderjahre umgerechnet 

Quelle: Eigene Berechnungen nach den Unterlagen der Rundfunkanstalten 
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a) Aufgliederung von Honoraren in Hörfunk und Fernsehen 
bei einer Rundfunkanstalt für die Jahre 1963 und 1964 

in °/o 


Bereiche/Programmarten 

1963 

1964 

Hörfunk 



Musik 

27,3 

27,5 

Kultur, Erziehung, Hörspiele 

21,7 

22,0 

Unterhaltung 

20,3 

20,6 

Politik und Wirtschaft 

14,7 

14,5 

Nachrichten 

2,8 

2,6 

Sonstiges 

13,2 

12,8 

zusammen . . . 

100,0 

100,0 

in Millionen DM 

5,9 

6,0 

Fernsehen 



Fernsehspiele 

20,2 

27,4 

Unterhaltung und Musik 

22,5 

17,4 

Regionalprogramm 

17,0 

16,5 

Familienprogramm 

3,4 

4,2 

Aktuelles 

3,7 

4,0 

Sonstiges 

9,6 

0,4 

III. Programm 

23,6 

24,1 

zusammen . . . 

100,0 

100,0 

in Millionen DM 

6,2 

7,8 


Quelle: Eigene Erhebungen 


b) Aufgliederung von Urhebervergütungen und Lizenzen in Hörfunk und 
Fernsehen bei einer Rundfunkanstalt für die Jahre 1963 und 1964 

in °/o 


Textspalte 

Hörfunk 

Fernsehen 

1963 

1964 

1963 

1964 

Gema-Lizenzen 

31,1 

31,1 

18,8 

22,9 

Schallplattenlizenzen 

3,8 

3,1 

— 

2,4 

Musikurhebervergütungen und 
musikalische Senderechte 

8,9 

8,2 




Worturhebervergütungen 

48,2 

49,9 

61,3 

49,1 

Nachrichtendienste 

8,0 

7,7 

— 

0,6 

Leihfilme und Filmaufzeichnungen . . 

— 

— 

19,9 

25,0 

zusammen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

in Millionen DM 

4 ,5 

4,6 

1,6 

1,5 


Quelle : Eigene Berechnungen nach den Unterlagen einer Rundfunkanstalt 
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Aufgliederung der Honorare, Urheberrechte und Lizenzen 
beim Zweiten Deutschen Fernsehen für die Jahre 1964 bis 1966 

in 1000 DM 


Textspalte 

Ansatz 

1966 

Ist 

1965 

Ist 

1964 

Honorare 

Allgemeine Honorare freier Mitarbeiter 

Pauschalhonorare freier Mitarbeiter 

Pauschalhonorare fremder Veranstalter 

Sonstige Honorare und Verschiedenes 

7 530 

1 545 

9 000 

155 

18 230 

|l0 567 

jll 976 
22 543 

5 271 

1 975 

2 576 

84 

9 906 

Urheberrechte und Lizenzen 

GEMA-Schallplatten-Nachrichtendienst- und Sen- 
delizenzen 

10 682 

2 620 

2 500 

154 

120 

294 

16 370 

11 460 

791 

1 381 

79 

24 

160 

13 895 

8 426 

1 053 

1 304 

161 

23 

230 

11 197 

Auftragsmanuskripte 

Große Rechte verlegter Werke 

Auftragsarrangements 

Auftragskompositionen 

übriges 

Summe . . . 

34 600 

36 438 

21 103 


Quellen: Haushaltspläne 1966 und 1967 (Einzelpläne 3 und 4) und ZDF-Jahrbuch 1965 
Anmerkung: 

Insoweit die Ausgabenbeträge für „Pauschalhonorare fremder Veranstalter" als Entgelte 
für die Aufzeichnung außerhalb der Anstalt entstandener und in fremder Regie durchge- 
führter Veranstaltungen (Theateraufführungen, Konzerte, Revuen, Kabarettveranstaltun- 
gen usw.) gezahlt werden, handelt es sich hier nicht um Gagen, sondern um Kosten von 
Fremdleistungen für eigene Aufzeichnungen, die in der Regel auch die Übertragung der 
erforderlichen Urhebernutzungs- und Leistungsschutzrechte einschließen. 
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Gebühreneinnahmen der Bundespost für die Bereitstellung 
von Rundfunkleitungen in den Jahren 1961 bis 1965 

in 1000 DM 


Rnndfunkanstalt 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

Tonrundfunk 






1. Innerdeutsche Übertragungen 






BR 

581,7 

581,5 

577,3 

584,3 

578,4 

HR 

238,8 

381,2 

483,9 

430,0 

422,6 

NDR 

2 442,7 

2 628,9 

2 500,0 

2 505,5 

2 563,9 

RB 

91,4 

187,7 

214,4 

218,8 

230,8 

SR 

34,5 

40,9 

220,7 

219,7 

216,2 

SFB 

233,2 

263,2 

300,3 

296,5 

371,3 

SDR 

444,8 

504,2 

561,9 

538,9 

541,6 

SWF 

634,4 

680,1 

728,3 

760,2 

818,6 

WDR 

1 529,3 

1 456,2 

1 399,8 

1 340,6 

1 514,6 

Zwischensumme . . . 

6 230,8 

6 723,9 

6 986,6 

6 894,5 

7 258,0 

DLF (ab 1. Juli 1962) 

— 

437,2 

680,1 

761,4 

809,5 

DW (ab 1. August 1962) 

— 

49,2 

152,4 

169,4 

179,5 

zusammen . . . 

6 230,8 

7 210,3 

7 819,1 

7 825,3 

8 247,0 

2. Internationale Übertragungen deutscher und aus- 






ländischer Rundfunkanstalten und Rundfunk- 






organisationen einschließlich Durchgangsüber- 






tragungen *) 

1 233,0 

1 247,8 

1 431,3 

1 743,5 

2 160,0 

Fernsehrundfunk 






1. Innerdeutsche Übertragungen 






BR 

157,8 

177,9 

182,1 

176,1 

183,8 

HR 

114,1 

127,5 

140,2 

129,3 

120,3 

NDR 

579,6 

838,0 

516,5 

735,7 

730,2 

RB 

52,9 

70,7 

62,1 

64,0 

61,7 

SR 

34,5 

40,9 

31,8 

8,8 

6,2 

SFB 

180,4 

66,3 

83,8 

59,6 

184,0 

SDR 

67,5 

113,6 

75,8 

44,1 

93,4 

SWF 

75,5 

74,6 

144,5 

255,6 

157,8 

WDR 

400,9 

546,9 

568,1 

630,3 

623,4 

Zwischensumme . . . 

1 663,2 

2 056,4 

1 804,9 

2 103,5 

2 160,8 

ZDF 

— 

— 

728,0 2 ) 

891,4 

1 700,6 

zusammen . . . 

1 663,2 

2 056,4 

2 532,9 

2 994,9 

3 861,4 


Fußnoten 1 und 2 siehe nächste Seite 
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Rundfunkanstalt 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

2. Internationale Übertragungen deutscher und aus- 






ländischer Rundfunkanstalten und Rundfunk- 






Organisationen einschließlich Durchgangsüber- 






tragungen 3 ) 

2 769,7 

3 706,3 

4 399,4 

5 105,3 

4 747,3 

3. Übertragungen von Werbesendungen im 1. Fern- 






sehprogramm 






BR 

861,1 

1 011,7 

1 017,2 

1 145,5 

1 183,5 

HR 

317,7 

493,5 

247,8 

566,0 

632,4 

NDR 1 







2 159,9 

2 474,8 

2 644,9 

2 813,9 

3 253,7 

RB J 






SR 

96,1 

96,1 

96,1 

126,2 

135,6 

SFB 

51,1 

67,7 

73,1 

77,4 

80,1 

SDR 

481,9 

487,2 

546,2 

580,2 

631,3 

SWF 

967,4 

1 197,8 

1 365,0 

1 547,3 

1 678,4 

WDR 

219,8 

233,4 

449,3 

526,2 

568,8 

Fernsehrundfunk zusammen 

5 155,0 

6 062,2 

6 439,6 

7 382,7 

8 163,8 

Ton- und Fernsehrundfunk 

17 051,7 

20 283,0 

22 622,3 

25 051,7 

27 179,5 


*) Von den Gebühreneinnahmen für internationale Übertragungen im Tonrundfunk entfielen im Durchschnitt der 
Jahre I960 bis 1965 auf deutsche Rundfunkanstalten 43,5 °/o» auf ausländische Rundfunkorganisationen 56,5%. 
Das gesamte Gebührenaufkommen für diesen Zeitraum betrug 9 181 500 DM. 

2 ) Vom 1. April bis 31. Dezember 1963 

3 ) Das Gesamtaufkommen an Gebühren für internationale Übertragungen im Fernsehrundfunk belief sich im Zeit- 
raum 1960 bis 1965 afuf 23 029 000 DM. Davon entfielen 12,4 Millionen DM (— 53,9%) auf deutsche Rundfunkan- 
stalten, 10,6 Millionen DM ( - 46,1 %) auf ausländische Rundfunkorganisationen. Von dem Anteil der deutschen 
Rundfunkanstalten trugen 79 % die ARD-Landesrundfunkanstalten und 21 % das ZDF. 

Quelle: Angaben des Bundesministeriums für das Post- und Fernmeldewesen 
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Kostenentwicklung im Fernsehbereich einer mittleren Rundfunkanstalt 



Kosten/Sendeminuten 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 




in Millionen DM 


1. 

Betriebsaufwand 

20,95 

27,11 

29,10 

33,38 

38,16 

2. 

Kosten der Vorproduktionen aus Vorjahren . . 

— 

— 

— 

1,11 

5,66 



20,95 

27,11 

29,10 

34,49 

43,82 

3. 

Kostenanteile für noch nicht gesendete Vorpro- 
duktionen 

— 

— 

-1,16 

-5,66 

-8,22 

4. 

Kosten der Gesamtausstrahlung 

20,95 

27,11 

27,94 

28,83 

35,60 

5. 

Kostenanteile für 







3. Programm 

— 

— 

— 

5,08 

9,57 


Werbefernsehen 

1,44 

2,44 

3,19 

2,90 

3,14 

6. 

Kosten für das 







1 . Programm 

19,51 

24,67 

24,75 

20,85 

22,89 

7. 

Kostenanteile für Ausstrahlung der Über- 
nahmen 

-0,80 

-1,24 

-1,75 

-2,09 

-2,03 

8. 

Kosten für das Eigenprogramm 

18,71 

23,43 

23,00 

18,76 

20,86 

9. 

Anteile für die DF-Beiträge x ) 

-2,19 

-2,93 

-2,04 

-2,52 

-2,59 

10. 

Kosten für Eigenprogramm i. e. S 

16,52 

20,50 

20,96 

16,24 

18,27 

11. 

Sendeminuten 



Minuten 




a) zu 8 

28 347 

29 829 

20 216 

20 669 

21 322 


b) zu 9 

8 052 

9 430 

3 103 

2 383 

3 569 


c) zu 1 0 

20 295 

20 399 

17 113 

18 286 

17 753 


d) zu 5. (3. Programm) 

— 

— 

— 

6 391 

20 733 

12. 

Sendeminutenkosten 



in DM 




a) zu 8 

660 

785 

1 138 

908 

978 


b) zu 9 

272 

311 

657 

1 057 

726 


c) zu 10 

814 

1 005 

1 225 2 ) 

888 

1 029 


d) zu 5. (3. Programm) 

— 

— 

— 

793 

462 


*) Spielfilme, Tagesschau, Wochenspiegel, Eurovisionssendungen, Wetterkarte, Magazin der Woche, Sportschau, 
Programmvorschau usw. 

2 ) Nach der Eigenprogrammaufgliederung laut Geschäftsbericht für das Jahr 1963 

Quelle: Geschäftsberichte einer Rundfunkanstalt 
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a) Durchschnittskosten je Sendeminute nach dem Gesamtkostenvergleich 
Fernsehen der ARD für das Jahr 1964 


Programmarten 

Durchschnittskosten 
je Sendeminute 
von 6 Anstalten 
in DM 

Extremwerte aus 6 Anstalts- 
durchschnitten in DM 

Höchstwerte 

Niedrigstwerte 

i 

1. Zeitgeschehen 

1 154 

1 639 

979 

2. Fernsehspiele, Unterhaltung, Musik 

2 863 

3 866 

1 937 

3. Sport (ohne Sportschau) 

921 

3 393 

672 

4. Familienprogramm 

921 

1 263 

685 

5. DF-Sendungen 

561 

698 

351 

6. Programmverbindungen 

123 

177 

3 

Summe 1 bis 6 (Durchschnitt) 

1 338 

1 690 

1 043 

7. Vormittagsprogramm 

60 

85 

45 

Summe 1 bis 7 (Durchschnitt) 

1 044 

1 228 

782 

8. Regionalprogramm 

545 

1 289 

470 

Summe 1 bis 8 (Durchschnitt) 

925 

1 093 

712 


A ! Quelle: Anqaben der ARD 

Anmerkung: y 

Die Kosten schließen Postkosten, Finanzausgleich und Ausstrahlungskosten nicht ein. Die gesondert erfaßten Aus- 
strahlungskosten je Sendeminute schwankten zwischen DM 1, — und DM 42— im Anstaltsdurchschnitt 


b) Wiederholungen von Fernsehsendungen im Jahre 1964 


Erstes Fernsehprogramm (ohne Vormittagsprograinm)/ 
Programmarten 

Anteile von 

Wiederholungen am Programm 
in °/o 

im Gesamtdurch- 
schnitt der 
Anstalten 

Höchstwerte 

Niedrigstwerte 

a) Gemeinschaftsprogramm t ) 

1, Zeitgeschehen (einschließlich Sportfeatures) . 

4,5 

8,1 

1,6 

2. Fernsehspiele 

30,0 

36,3 

18,6 

3. Musik 

15,0 

56,5 

0,0 

4. Unterhaltung 

8,7 

22,2 

0,0 

5. Familienprogramm 

11,2 

18,9 

0,0 

6. Spielfilme 

0,6 

8,3 

0,0 

7. Programmvorschau 




8. Sport und sonstige aktuelle Übertragungen . . 

0,8 

1,2 

0,0 

9. DF-Beiträge 

3,5 

34,9 

0,0 

b) Regionalprogramm 2 ) 




1. Zeitgeschehen 

0,3 

1,6 

0,0 

2. Unterhaltung 

15,0 

41,3 

0,0 

3. Programmvorschau 

\ 

• 

. 

4. Sport und aktuelle Übertragungen 

6,2 

10,1 

0,0 


9 Angaben von 7 Landesrundfunkanstalten 
2 ) Angaben von 6 Landesrundfunkanstalten 

Quelle: Eigene Erhebungen 


292 





Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2120 


Anlage 26 


Entwicklung der Sendezeiten und der Sendeminutenkosten 
einer Rundfunkanstalt nach Programmarten im Fernsehen (1961 bis 1965) 


Programmarten 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

Fernsehspiele, Opern, Unterhaltung, Spielfilm *) 

a) Kosten der Sendungen in 1000 DM 

11 240 

14 170 

12010 

6 990 

8 940 

b) Sendezeit in Minuten 

9 287 

9 159 

5 304 

3 364 

3 540 

c) Sendeminutenkosten in DM 

1 210 

1 547 

2 265 

2 077 

2 525 

Features, Dokumentarsendungen, Politik, Wirtschaft, 
kirchliche Sendungen, Programm-Verbindungen (1964/65) 2 ) 

a) Kosten der Sendungen in 1000 DM 

2 190 

2 480 

3 540 

2 980 

3 250 

b) Sendezeit in Minuten 

3 976 

3 706 

3511 

5 371 

4 188 

c) Sendeminutenkosten in DM 

551 

669 

1 009 

554 

776 

Familienprogramm 3 ) 






a) Kosten der Sendungen in 1000 DM 

740 

1 310 

1 980 

1 820 

1 820 

b) Sendezeit in Minuten 

1 474 

1 751 

1 632 

1 557 

1 882 

c) Sendeminutenkosten in DM 

503 

748 

1 215 

1 169 

968 

Sport 4 ) 






a) Kosten der Sendungen in 1000 DM 

— 

— 

— 

710 

270 

b) Sendezeit in Minuten 

— 

. — 

— 

536 

370 

c) Sendeminutenkosten in DM 

— 

— 

— 

1 328 

738 

Regionalsendungen (ohne Werbefernsehen) 






a) Kosten der Sendungen in 1000 DM 

2 350 

2 540 

3 430 

3 740 

3990 ~ 

b) Sendezeit in Minuten 

5 558 

5 783 

6 666 

7 458 

7 773 

c) Sendeminutenkosten in DM 

422 

440 

514 

502 

513 

Gesamtes Eigenprogramm 






a) Kosten der Sendungen in 1000 DM 

16 520 

20 500 

20 960 

16 240 

18 270 

b) Sendezeit in Minuten 

20 295 

20 399 

17 113 

18 286 

17 753 

c) Sendeminutenkosten in DM 

814 

1 005 

1 225 

888 

1 029 


x ) Spielfilme sind hier für die Jahre 1961 bis 1963 erfaßt. 

2 ) Den Programmverbindungen, die in den Angaben über die Jahre 1964/65 hier erfaßt sind, sind die Senderkenn- 
zeichen nur für 1964 zugeordnet. 

3 ) Die Angaben in den Geschäftsberichten 1961 bis 1962 über Kinder-, Jugend- und Frauensendungen sind hier er- 
faßt. 

4 ) erst ab 1964 dem Eigenprogramm zugerechnet 

Quelle: Geschäftsberichte einer Anstalt 
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Durchschnittliche Sendeminutenkosten einer Rundfunkanstalt in Hörfunk 
und Fernsehen nach ausgewählten Programmarten 
(1962 bis 1965) ') 

in DM 


Bereiche/Programmarten | 

1962 

1963 

1964 

1965 

Hörfunk 2 ) 

Erstsendungen 





Symphonie und Opernmusik 

238 

262 

294 

311 

Unterhaltungsmusik 

227 

268 

278 

292 

Hörspiele 

265 

336 

263 

301 

Wissenschaft und Literatur 

51 

50 

50 

53 

Erstsendungen und Wiederholungen 





Symphonie und Opernmusik 

45 

47 

56 

51 

Unterhaltungsmusik 

21 

23 

24 

24 

Hörspiele 

108 

114 

112 

118 

Wissenschaft und Literatur 

41 

44 

43 

45 

Fernsehen 

Abendprogramm 





Fernsehspiele 

3 578 

4 315 

5 126 

6 032 

Politische Features 

1 306 

1 469 

1 323 

1 793 

Kulturelle Features 

1 117 

1 204 

1 434 

1 822 

Religiöse Sendungen 

487 

1 649 | 

410 

809 

Große Unterhaltungssendungen 

4 179 

5 200 

5 721 

7 007 

Kleine Unterhaltungssendungen 

3 126 

4 008 

4 225 

4 469 

Unterhaltung in Spielform 



— 

4016 

5 544 

Musiksendungen 

1 212 | 

3 102 

3 892 

3712 

Sportsendungen 

725 1 

707 

570 

1 108 

Wiederholungen 

169 j 

193 

249 

340 

Unterhaltung, Fernsehfilm, Spielfilm 

538 ; 

687 

818 

864 

Nachmittagsprogramm 

531 

638 

907 

597 

Wochenendprogramm 

614 1 

820 

1 510 

1 636 

Sonderprogramm allgemein 

— 1 

542 

990 

i 

1 538 

Anteil der Anstalt an: 

! 


i 

| 


Tagesschau 

633 

590 

641 

787 

Magazin der Woche 

32 

25 

24 

35 

Wetterkarte 

139 

242 

288 

126 

Sportschau 

551 

1 569 

614 

1 198 

Programmvorschau 

212 

133 

220 

237 

Abendschau 

473 

556 

626 

881 


g einschließlich der indirekten Kosten („Abschreibungen und alle Umlagen") 

-) Die Angaben für 1962 wurden dem Geschäftsbericht 1963 entnommen. Die Minutenkostenangaben in den Ge- 
schäftsberichten für die Jahre vor 1963 sind mit den Angaben aus den vorbezeichneten Geschäftsberichten nicht 
vergleichbar. 

Quelle: Geschäftsberichte einer Anstalt 
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Anlage 28 


Kosten für Erstsendungen von Fremdproduktionen im Fernsehen 

im Jahre 1964 


Programmarten (Gemeinschaftsprogramm 
ohne Vormittagsprogramm) 

Kosten (Ausgaben) 
für Erstsendungen 
in 1000 DM 

Sendezeit 
in Min. 

Kostendurch- 
schnitt je 
Sendeminute 
in DM 2 ) 

1. Zeitgeschehen 1 ) 

3 431,0 

3 649 

940 

2. Fernsehspiele 

9 474,7 

3 164 

2 995 

3. Musik 

1 702,0 

518 

3 286 

4. Unterhaltung 

10 692,1 

4 403 

2 428 

5. Familienprogramm 

3 145,1 

4 973 

632 

6. Spielfilme 

2 035,4 

3 151 

646 

7. Programmvorschau 

255,6 

352 

726 

zusammen . . . | 

30 735,9 

20 210 

1 521 

Davon sind: 

a) Auftragsproduktionen 3 ) anstaltsverbundener 
Produzenten 

1. Zeitgeschehen 

207,2 

377 

550 

2. Fernsehspiele 

5 163,5 

1 162 

4 444 

3. Musik 

404,1 

57 

7 089 

4. Unterhaltung 

5 950,2 

1 186 

5 016 

zusammen . . . 

| 1 1 725,0 

| 2 782 

4 212 

b) Auftragsproduktionen sonstiger privater 
Produzenten 

1. Zeitgeschehen 1 ) 

1 790,9 

1 513 

1 194 

2. Fernsehspiele 

2 961,0 

1 026 

2 886 

3. Musik 

616,9 

164 

3 762 

4. Unterhaltung 

2 112,8 

744 

2 840 

5. Familienprogramm 

671,2 

994 

675 

6. Programmvorschau 

255,6 

352 

726 

zusammen . . . 

| 8 408,4 

| 4 793 

1 754 

c) Angekaufte fertige Produktionen 




1. Zeitgeschehen 

1 432,9 

1 759 

815 

2. Fernsehspiele 

1 350,2 

976 

1 383 

3. Musik 

681,0 

297 

2 292 

4. Unterhaltung 

2 629,1 

2 473 

1 063 

5. Familienprogramm 

2 473,9 

3 979 

622 

6. Spielfilme 

2 035,4 

3 151 

646 

zusammen . . . 

10 602,5 

1 12 635 

839 


1 ) einschließlich Sportfeatures 

2 ) errechnet aus nicht abgerundeten Kosten angaben 

3 ) einschließlich eventuell angekaufter fertiger Produktionen 

Quellen: Die Zahlen sind aus schriftlichen Angaben von 7 Landesrundfunkanstalten errechnet. RB und SR sind 
nicht enthalten. 
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Zahl und gesamte Verkaufsauflage der Tageszeitungen 
im 4. Quartal 1964 nach Größenklassen 
(abgegrenzt nach den Verkaufsauflagen im 4. Quartal 1964) 


Größenklasse nach der 
Verkaufsauflage 
(von . . . bis unter . . . Stück) 

Tageszeitungen 

insgesamt 

davon Abonnement- 
zeitungen 

davon Straßen- 
verkaufszeitungen 

Anzahl 

«/o 

Auflage 

°/o 

Anzahl 

Auflage 

Anzahl 

Auflage 

I 

( bis 5 000) . . 

180 

36 

436 955 

2 

180 

436 955 





II 

( 5 000 bis 10 000).. 

103 

21 

691 089 

4 

103 

691 089 

— 

— 

III 

( 10 000 bis 20 000) .. 

82 

16 

1 162 265 

7 

81 

1 146 873 

1 

15 392 

IV 

( 20 000 bis 30 000) . . 

37 

7 

909 588 

5 

37 

909 588 

— 

— 

V 

( 30 000 bis 50 000) . . 

34 

7 

1 368 138 

8 

32 

1 281 182 

2 

86 956 

VI 

( 50 000 bis 100 000) . . 

32 

6 

2 392 032 

14 

28 

2 058 316 

4 

333 716 

VII 

(100 000 bis 150 000) . . 

20 

4 

2 526 922 

15 

18 

2 269 391 

2 

257 531 

VIII 

(150 000 und mehr ) . . 

16 

3 

7 722 163 

45 

13 

3 003 584 

3 

4 718 579 

I bis 

VIII 

. 

504 

i 

100 

17 209 152 

100 

492 

11 796 978 

12 

5 412 174 


Quelle: Eigene Berechnungen auf Grund der an die Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung 
von Werbeträgern e. V. (IVW), Bad Godesberg, im 4. Quartal 1964 gemeldeten Auflagen 


Anlage 29 b 


Zahl und gesamte Verkaufsauflage der Tageszeitungen 
im 4. Quartal 1966 nach Größenklassen 
(abgegrenzt nach den Verkaufsauflagen im 4. Quartal 1964) 


Größenklasse nach der 
Verkaufsauflage 
(von . . . bis unter . . . Stück) 

Tageszeitungen 

insgesamt 

davon Abonnement- 
zeitungen 

davon Straßen- 
verkaufszeitungen 

Anzahl 

% 

Auflage 

°/o 

Anzahl 

Auflage 

Anzahl 

Auflage 

I 

( bis 5 000) . . 

180 

36 

450 362 

2 

180 

450 362 





II 

( 5 000 bis 10 000).. 

102 

20 

704 088 

4 

102 

704 088 

— 

— 

III 

( 10 000 bis 20 000) . . 

82 

16 

1 241 646 

7 

81 

1 224 463 

1 

17 183 

IV 

( 20 000 bis 30 000) . . 

37 

8 

946 771 

5 

37 

946 771 

— 

— 

V 

( 30 000 bis 50 000) . . 

34 

7 

1 423 712 

8 

32 

1 343 424 

2 

80 288 

VI 

( 50 000 bis 100 000) .. 

31 

6 

2 516 500 

14 

28 

2 113 646 

3 

402 854 

VII 

(100 000 bis 150 000) . . 

20 

4 

2 877 537 

16 

18 

2 418 942 

2 

458 595 

VIII 

(150 000 und mehr ) . . 

16 

3 

7 897 178 

44 

13 

3 140 896 

3 

4 756 282 

I bis 

VIII 

502 

100 

18 057 794 

100 

491 

12 342 592 

11 

5 715 202 


Quelle: Eigene Berechnungen auf Grund der an die IVW im 4. Quartal 1966 gemeldeten Auflagen 
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Anlage 29 c 


Zahl und gesamte Verkaufsaullage der Tageszeitungen 
im 4. Quartal 1966 nach Größenklassen 
(abgegrenzt nach den Verkaufsauflagen im 4. Quartal 1966) 


Größenklasse nach der 
Verkaufsauflage 
(von ... bis unter . . . Stück) 

Tageszeitungen 

insgesamt 

davon Abonnement- 
zeitungen 

davon Straßen- 
verkaufszeitungen 

Anzahl 

°/o 

Auflage 

°/o 

Anzahl 

Auflage 

Anzahl 

Auflage 

I 

(bis 5 000) . . 

177 

35 

432 475 

2 

177 

432 475 

■ — - 

— 

II 

(5 000 bis 10 000).. 

104 

21 

71 1 804 

4 

104 

711 804 

— 

— 

III 

(10 000 bis 20 000).. 

80 

16 

1 186 093 

7 

79 

1 168 910 

1 

17 183 

IV 

(20 000 bis 30 000) . . 

34 

7 

808 096 

4 

34 

808 096 

— 

— 

V 

(30 000 bis 50 000) . . 

35 

7 

1 356 992 

8 

33 

1 276 704 

2 

80 288 

VI 

(50 000 bis 100 000) . . 

31 

6 

2 139 171 

12 

30 

2 072 268 

1 

66 903 

VII 

(100 000 bis 150 000) . . 

20 

4 

2 549 875 

14 

19 

2 409 037 

1 

140 838 

VIII 

(150 000 und mehr ) . . 

21 

4 

8 873 288 

49 

15 

3 463 298 

6 

5 409 990 

I bis 

VIII 

502 

100 

18 057 794 

100 

491 

12 342 592 

11 

i 

5 715 202 


Quelle: Eigene Berechnungen auf Grund der an die IVW im 4. Quartal 1966 gemeldeten Auflagen 
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Redaktionelle Struktur der Tageszeitungen 
im 4. Quartal 1964 


Größenklasse nach der 
Verkaufsauflage 
' (von . . . bis unter . . . Stück) 

Anzahl 

der 

Tages- 

zeitungen 

Tageszeitungen mit 
selbständig bearbeitetem 
Textteil 9 

Tageszeitungen mit übernommenem 
Textteil 9 

insgesamt 

davon 

Zeitungen 

mit 

Weiter- 
gabe ihres 
Mantels 
an andere 
Zeitungen 

insgesamt 

davon 

M 

von 

ande- 

ren 

Zeitun- 

gen 

Bezug des 
antels 

von einer 
der 17 
Zeitungs- 
gemein- 
schaften 

Anzahl 

%> 

Anzahl 

Anzahl 

% 

Anzahl 

Anzahl 

I 

(bis 

5 000) . 

180 

3 

2 

1 

177 

98 

34 

143 

II 

(5 000 bis 

10 000) . 

103 

11 

11 

2 

92 

89 

37 

55 

III 

(10 000 bis 

20 000) . 

82 

28 

34 

4 

54 

66 

29 

25 

IV 

(20 000 bis 

30 000) . 

37 

22 

59 

8 

15 

41 

10 

5 

V 

(30 000 bis 

50 000) . 

34 

29 

85 

15 

5 

15 

4 i 

1 

VI 

(50 000 bis 

100 000) . 

32 

32 

100 

10 

— 


— 

— 

VII 

(100 000 bis 

150 000) . 

20 

19 

95 

10 

1 

5 

1 

— 

VIII 

(150 000 und mehr) . . . 

16 

16 

100 

4 

— 


— 

— 

I bis 

VIII .... 


504 

160 

32 

54 

344 

68 

115 

229 


*) zumindest den Mantel oder geringfügig geänderte Titelseite 

Quelle : Eigene Berechnungen auf Grund der IVW-Liste für das 4. Quartal 1964 in Verbindung mit Walter J. Schütz, 
Die redaktionelle und verlegerische Struktur der deutschen Tagespresse, in: Publizistik, 11. Jg. 1966, 
Heft 1, Seite 13 ff. 
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Anlage 31 


Druck fremder periodischer Druckschriften in Verlagsdruckereien 
in den Jahren 1956 und 1964 




Anzahl der 
Druckschriften 




Druckauflage 



Art der Druckobjekte 


1956 

1964 

1956 

1964 

1964 

über 

(= 

gegen- 

1956 

100) 

Tageszeitungen 

13 

( 6) 2 ) 

28 

( 9) 

664 

in 

( 531) 

1000 Stüde 

2 847 (2 136) 

429 

(402) 

Wochenzeitungen 

4 

( 4) 

10 

( 7) 

83 

( 83) 

1 129 

( 622) 

1 360 

(749) 

Publ ikumszeitschriften 
davon erscheinen 

a) wöchentlich 

13 

( 8) 

16 

(11) 

1 408 

(1 145) 

1 349 

( 692) 

96 

( 60) 

b) 14tägig 

3 

( 3) 

7 

( 5) 

115 

( H5) 

486 

( 318) 

! 423 

(277) 

c) monatlich 

6 

( 2) 

12 

( 6) 

338 

( 37) 

468 

( 60) 

138 

(162) 

Fachzeitschriften 
davon erscheinen 

a) wöchentlich 

11 

( 8) 

12 

( 8) 

920 

( 840) 

558 

( 467) 

I 

61 

( 56) 

b) 14tägig 

8 

( 2) 

13 

( 6) 

424 

( 179) 

504 

( 222) 

i 119 

(124) 

c) monatlich 

37 

(18) 

40 

(18) 

1 774 

(1 455) 

2 560 

(1 529) 

; 144 

(105) 

Kundenzeitschriften 

2 

( 1) 

5 

( 1) 

145 

( 85) 

971 

( 273) 

670 

(321) 

Sonstige periodische Druck- 
schriften 

12 

( 7) 

24 

( 8) 

321 

( 30) 

1 057 

( 205) 

329 

(683) 


*) Ei faßt sind nur Verlage, die ihre Zeitung in der Druckerei des eigenen Unternehmens herstellen. 51 (von 111) die- 
ser Verlage haben der Kommission Angaben über Anzahl und Druckauflage der fremden Druckschriften gemacht, 
die im eigenen Unternehmen gedruckt werden. Der Rest druckt nicht für fremde Verlage oder hat keine (aus- 
reichenden) Angaben eingereicht. 195G druckten 36 und 1964 50 von den 51 genannten Verlagen fremde Druckschrif- 
ten in der eigenen Druckerei. 

-) Die Zahlen der Größenklassen VI bis VIII (Verlage mit Zeitungsauflagen von 50 000 Stück und mehr) sind in 
Klammern gesetzt. 

Quelle : Eigene Erhebungen 
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Anlage 32 

Ertragsstruktur der Zeitungsverlage nach Größenklassen 
in den Jahren 1956 und 1964 

in °/o *) 


Größenklasse 

Größenklasse 

Erträge 


l 

II 

1956 

1964 

1956 

1964 

I. Verlage, die Zeitung in eigener Druckereiabteilung herstellen 





1. Erträge aus Tageszeitungen (Vertriebs-, Anzeigen-, sonstige 





Erlöse) 

59,5 

54,5 

57,6 

45,6 

2. Erträge aus sonstigen Verlagsobjekten ; 

0,9 

1,8 

4,2 

5,5 

3. Druckereierträge (ohne innerbetriebliche Leistungen für die 





Zeitung) 

32,1 

33,9 

35,4 

46,6 

4. Erträge aus Handelsgeschäften 

6,7 

9,0 

0,8 

0,6 

5. Alle übrigen Erträge 

0,8 

0,8 

2,0 

1,7 

6. Summe 1 bis 5 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

II. Verlage, deren Zeitung überwiegend im Lohndruck hergestellt wird 





1. Erträge aus Tageszeitungen (Vertriebs-, Anzeigen-, sonstige 





Erlöse) 

37,4 

40,9 

100,0 

100,0 

2. Erträge aus sonstigen Verlagsobjekten 

— 

— 

— 

— 

3. Druckereierträge (ohne innerbetriebliche Leistungen für die 





Zeitung) 

60,0 

55,8 

— 

— 

4. Erträge aus Handelsgeschäften 

2,5 

2,5 

— 

— 

5. Alle übrigen Erträge : 

0,1 

0,8 

— 

— 

6. Summe 1 bis 5 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


l ) Die Größenklasseneinteilung entspricht der in Anlage 29 a. Sie ist nach Verkaufsauflage im Jahresdurchschnitt 
1964 vorgenommen. 
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Größenklasse 

III 

Größenklasse 

IV 

Größenklasse 

V 

Größenklasse 

VI 

Größenklasse 

VII 

Größenklasse 

VIII 

1956 

1964 

1956 

1964 

1956 

1964 

1956 

1964 

I 1956 

1964 

1956 

1964 

52,0 

54,2 

63,4 

56,2 

75,8 

73,2 

81,1 

80,9 

70,3 

72,8 

65,3 

78,0 

14,3 

13,7 

3,6 

3,8 

2,0 

2,2 

0,6 

0,6 

3,1 

2,3 

10,5 

3,3 

30,2 

28,5 

28,8 

36,7 

16,5 

19,9 

16,2 

16,2 

15,9 

16,0 

21,8 

15,1 

2,0 

2,2 

1,8 

1,4 

3,1 

2,3 

0,5 

0,4 

4,1 

2,7 

U 

2,0 

1,5 

1,4 

2,4 

1,9 

2,6 

2,4 

1,6 

1,9 

6,6 

6,2 

1,3 

1,6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

95,9 

91,0 

80,1 

78,6 

98,9 

99,1 

94,0 

94,8 

91,7 

95,6 

73,5 

80,6 

0,1 

3,6 

14,0 

14,2 

— 

— 

3,5 

0,5 

4,5 

2,1 

6,2 

8,5 

3,8 

0,1 

0,9 

1,4 

— - 

— - 

1,4 

2,7 

1,4 

0,6 

19,2 

8,0 

— 

5,0 

— 

0,4 

0,2 

0,1 

— 

0,6 

0,1 

0,2 

— 

0,1 

0,2 

0,3 

5,0 

5,4 

0,9 

0,8 

1,1 

1,4 

2,3 

1,5 

1,1 

2,8 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle : Eigene Erhebungen. Es wurden in beiden Stichjahren Angaben von 146 Verlagen ausgewertet. Hiervon 
entfielen 97 Verlage auf Gruppe I und 49 Verlage auf Gruppe II. Die berücksichtigten Verlage haben 1956 
Gesamterträge in Höhe von 907,6 Millionen DM und 1964 in Höhe von 1968,9 Millionen DM in ihren 
Ertragsrechnungen ausgewiesen. 


301 



Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 33 


Aufgliederung des wirtschaftlichen Umsatzes der Zeitungsverlage 
in den Jahren 1960 und 1964 nach der Kostenstrukturstatistik 
des Statistischen Bundesamtes *) 


Ertragsarten 

Anteile am wirtschaftlichen Umsatz 2 ) 
in °/o 

Größenklasse A 
1960 I 1964 

Größenklasse B 
I960 | 1964 

Umsatz von eigenen Verlagserzeugnissen 

41,2 

- 3 ) 

39,4 

31,8 s ) 

Anzeigenumsatz 

36,1 


37,4 

49,7 

i 

Zwischensumme 1 

77,3 


76,8 

81,5 

Umsatz der eigenen Druckerei und dgl. an fremde Auftraggeber 

15,6 


19,7 

13,3 

Sonstige Umsätze 4 ) 

7,0 


3,4 

5,2 

Wirtschaftliche Umsätze insgesamt (= 100) 

99,9 


99,9 

100,0 

Anzahl der erfaßten Unternehmen 5 ) 

14 


23 

25 

davon 

mit eigener Druckerei, Buchbinderei und dgl 

9 


18 

16 


1 ) Umredinungen und Umstellungen wurden von der Kommission vorgenommen. 

2 ) Die Größenklassenabgrenzung ergibt sich aus folgender Übersicht, die auch die durchschnittlichen Umsätze je Unter- 
nehmen enthält: 






Wirtschaftlicher Umsatz 

Größen- 

klasse 

Gesamtproduktion von . . 

. bis . . . 

unter . . . DM 

je Unternehmen 
in DM 


1960 

i 

1964 

I960 

1964 

A 

100 000 bis 250000 



, 120 000 bis 500 000 

174 471 

| 278 117 

B 

250 000 bis 500 000 




367 553 

C 

500 000 bis 1 000 000 




736 812 

791 690 

D 

1 000 000 bis 2 000 000 




1 436 189 

1 404 133 

E 

F 

2 000 000 bis 5 000 000 

5 000 000 bis 10 000 000 



Einteilung wie 1960 

3 397 483 

6 739 666 

3 100 469 

6 904 751 

G 

10 000,000 bis 25 000 000 




15 899 302 

15 702 754 

H 

25 000 000 und mehr 




34 714 388 

41 210 671 


3 ) In der Kostenstrukturstatistik 1964 sind die Größenklassen A und B (1960) für den wirtschaftlichen Umsatz zwischen 
120 000 und 500 000 zusammengefaßt. 

4 ) Hier sind die folgenden Umsätze laut Statistisches Bundesamt zusammengefaßt: Umsatz von sonstigen Erzeug- 
nissen eigener Produktion, Umsatz von fremden Verlagserzeugnissen, Umsatz von sonstiger Handelsware, Erlöse 
aus Lizenzen und weiteren Nebenrechten, sonstige Umsätze. 

5 ) Die Erhebungen zur Kostenstrukturstatistik beruhen auf freiwilliger Basis; es dürften deshalb in den einzelnen 
Jahren teilweise Zahlen unterschiedlicher Unternehmen enthalten sein. 
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Anteile am wirtschaftlichen Umsatz 2 ) in °/o 


Größenklasse C 
1960 | 1964 

Größenklasse D 
1960 | 1964 

Größenklasse E 
1960 | 1964 

Größenklasse F 
1960 | 1964 

Größenklasse G 
I960 | 1964 

Größenklasse H 
1960 | 1964 

42,6 

40,7 

38,8 

34,8 

38,1 

38,2 

39,0 

55,9 

37,3 

34,2 

28,2 

28,3 

38,7 

37,6 

39,9 

45,7 

47,6 

47,0 

43,6 

48,3 

55,1 

56,0 

54,2 

59,7 

81,3 

88,3 

78,7 

80,5 

85,7 

85,2 

82,6 

84,2 

92,4 

90,2 

82,4 

88,0 

16,4 

20,0 

19,0 

16,6 

12,2 

12,5 

14,7 

14,3 

6,1 

6,9 

14,5 

10,4 

2,4 

1,8 

2,4 

3,1 

2,2 

2,3 

2,7 

1,5 

1,7 

2,8 

3,1 

1,6 

100,1 

100,1 

100,1 

100,2 

100,1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,2 

99,9 

100,0 

100,0 

29 

25 

39 

43 

33 

34 

22 

29 

22 

25 

8 

14 

23 

23 

32 

31 

24 

23 

16 

22 

13 

i 

15 

5 

10 


I 


Quelle; Statistisches Bundesamt, Unternehmen und Arbeitsstätten, Reihe 1, Die Kostenstruktur der Wirtschaft, 
V. Großhandel, Handelsvertreter und -makler, Verlagswesen I960, W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart und 
Mainz; dasselbe, 1964, Vorbericht 1, Verlagswesen. 
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Anlage 34 

Kosten und Betriebsergebnis je Zeitungsverlagsunternehmen 
nach der Kostenstrukturstatistik 1960 und 1964 
des Statistischen Bundesamtes *) 

in °/o der Gesamtproduktion 

- - * ■ .. .. 

Größenklasse A 

Größenklasse B 

Kostenarten / Betriebsergebnis 






I960 

1964 

I960 

1964 

1. Stoffkosten 





a) Materialverbrauch einschließlich für Lohnaufträge beigestelltes 





Material 

12,0 

- 2 ) 

13,8 

8,8 2 ) 

b) Fremde Druckerei-, Buchbinderei-, Klischeeherstellungs- 





arbeiten usw 

12,0 

— 

10,4 

12,3 

c) Einstandswert der umgesetzten fremden Verlagserzeugnisse 

0,1 

— 

0,0 

1,8 

d) Einstandswert der umgesetzten sonstigen Handelsware 

1,3 

— 

2,0 

0,4 

e) Verbrauch an Brenn- und Kraftstoffen, Strom usw., sonstige 





Betriebsstoffe 

1,6 

— 

1,8 

1,4 

f) Summe a) bis e) 

27,0 


28,0 

24,7 

2. Personal- und Sozialkosten 





a) Löhne und Gehälter 

28,6 


26,1 

26,7 

b) Entgelte für Zeitungsträger 

2,5 

— 

3,1 

4,4 

c) Gesetzliche und freiwillige Sozialkosten 

3,5 

— 

3,5 

3,2 

d) Summe a) bis c) 

34,6 


32,7 

34,3 

3. Kalkulatorisches Unternehmerentgelt 

6,4 

— 

6,1 

5,7 

4. Honorare und Dienste 

5,4 

— 

4,4 

4,3 

(darunter Honorare für freie Mitarbeiter) 

(2,5) 

— 

(2,4) 

(1,9) 

5. Provisionen 

1,3 

~ 

1,6 

1,5 

6. Kosten für Betriebsanlagen und -einrichtungen 





a) Miete, Mietwert, Betriebsräume usw 

1,8 

— 

1,1 

1,7 

b) Instandsetzungskosten für Betriebsräume, Maschinen, Ein- 





richtungen, Fuhrpark usw 

1,1 

1 

1 

1,1 

1,0 

c) Steuerliche Abschreibungen (außer Gebäude) 

2,6 


2,8 

2,5 

d) Sonderabschreibungen 

0,0 

— 

0,2 

0,0 

e) Geringwertige Wirtschaftsgüter 

0,6 

— 

0,8 

0,6 

f) Summe a) bis e) 

6,1 

— 

6,0 

5,8 


l ) Die Einteilung der Größenklassen ist in Anlage 33 dargestellt. Umrechnungen, Umstellungen und Umgliederungen 
wurden von der Kommission vorgenommen. Die Spalte 10 wurde zur Abstimmung der Ergebnisse eingefügt. 

-) Hierzu wird auf Fußnote 3 der Anlage 33 verwiesen. 
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Anlage 34 


Größenklasse C 

Größenklasse D 

Größenklasse E | 

Größenklasse F | 

Größenklasse G 1 

Größenklasse H 

I960 

I 1964 

1960 | 

1 1964 

1960 

| 1964 

I960 j 

| 1964 

I960 | 

1964 

I960 | 

| 1964 

15,1 

12,6 

15,1 

10,8 

16,0 

11,3 

17,8 

13,9 

18,5 

14,8 

; 22,0 

1 

18,7 

14,0 

8,5 

10,9 

15,2 

12,2 

17,6 

11,7 

11,0 

13,0 

18,0 

8,3 

10,8 

0,6 

0,5 

0,2 

0,5 

0,3 

0,4 

0,4 

0,4 

0,1 

0,7 

0,5 

0,4 

0,6 

0,7 

1,1 

0,9 

0,3 

0,7 

0,4 

0,3 

0,1 

0,1 

0,8 

0,0 

1,3 

1,6 

1,4 

1,1 

1 ,2 

1,0 

1,1 

M 

0,9 

0,8 

1,0 

0,8 

31,6 

23,9 

28,7 

28,5 

30,0 

1 31,0 | 

31,4 | 

26,7 

1 32,6 

34,4 

32,6 

30,7 


24,9 

30,1 

25,2 

27,9 

24,9 

26,2 

24,6 

27,9 

20,7 i 

21,8 

20,5 

23,0 

4,2 

3,7 

4,7 

3,3 

4,9 

4,1 

4,0 

3,8 

4,6 

4,5 

3,9 

4,0 

3,5 

4,0 

4,0 

3,8 

4,1 

4,0 

4,2 

4,1 

3,9 

3,8 

4,6 

4,0 

32,6 

37,8 

33,9 

35,0 

33,9 

34,3 

32,8 

1 

35,8 

29,2 

30,1 

29,0 

31,0 

2,9 

3,9 

1,6 

2,0 

i 0,5 

0,9 

0,5 

0,5 

0,1 

0,2 

0,0 

0,1 

4,5 

4,4 

4,5 

4,4 

4,5 

4,4 

5,2 

4,1 

5,3 

4,5 

3,9 

4,0 

(2,7) 

(1,9) 

(1,9) 

(2,2) 

(2,5) 

(2,2) 

(2,6) 

(2,1) 

(2,9) 

(2,6) 

(1,9) 

(2,7) 

2,2 

1,1 

2,6 

2,6 

3,4 

3,2 

3,2 

4,8 

5,0 

3,4 

3,4 

4,3 

1,3 

1,3 

1,3 

1,3 

1,0 

1,2 

0,9 

1,1 

1,1 

1,2 

1,3 

1,4 

0,8 

1,2 

1,3 

0,9 

0,9 

1,4 

0,9 

1,1 

0,7 

0,6 

0,7 

1,0 

2,6 

3,9 

2,6 

2,3 

2,6 

2,3 

2,0 

2,4 

1,8 

1,6 

1,9 

2,1 

0,0 

— 

0,1 

0,1 

0,0 

0,1 

0,2 

0,1 

— 

0,2 

0,0 

0,0 

0,6 

0,7 

0,6 

0,4 

0,6 

0,4 

0,4 

0,4 

0,3 

0,2 

0,2 

0,3 

5,3 

7,1 

5,9 

5,0 

5,1 

5,4 

4,4 

5,1 

3,9 

3,8 

4,1 

4,8 
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Kostenarten / Betriebsergebnis 

Größenklasse A 

Größenklasse B 

I960 

1964 

I960 

1964 

7. Pacht für das Unternehmen 



— 

0,1 

0,4 

8. Steuern 

a) Umsatzsteuer 

3,6 


3,9 

3,4 

b) Gewerbesteuer, Lohnsummensteuer 

1,8 

— 

2,2 

1,7 

c) Sonstige Steuern 

0,1 

— 

0,1 

0,1 

d) Summe a) bis c) 

5,5 


6,2 

5,2 

9. Sonstige Kosten 

7,6 


5,2 

7,3 

10. Differenz durch Auf- bzw. Abrundung der Zahlen ( + ) 

“0,2 


+ 0,1 

+0,1 

11. Kosten insgesamt (1 bis 10) 

93,7 

- — 

90,4 

89,3 

12. Betriebsergebnis 

6,3 

- 

9,6 

10,7 

13. Gesamtproduktion 

in °/o 

100,0 

175 


100,0 

367 

100,0 

279 

in 1000 DM je Unternehmen 

— 

14. Erfaßte Unternehmen 

14 

— 

23 

25 

15. darunter Unternehmen mit eigener Druckerei 

9 

— 

18 

16 
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Größenklasse C 1 

Größenklasse D 1 

Größenklasse E | 

Größenklasse F | 

Größenklasse G | 

1 Größenklasse H 

I960 | 

1964 

I960 | 

1964 | 

I960 | 

1964 | 

1960 | 

| 1964 

1964 | 

1960 

I960 | 

1964 

0,0 

— 

— 

0,0 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,1 

0,4 

0,4 

3,6 

3,6 

3,7 

3,6 

3,8 

3,5 

3,7 

3,6 

3,9 

3,7 

3,7 

3,7 

1,8 

1,9 

1,8 

1,7 

1,5 

1,3 

1,7 

1,6 

1,8 

1,8 

1,9 

1,6 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,0 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

5,5 

5,6 

5,6 

1 5,4 

5,4 

4,8 

5,5 

5,3 

5,8 

i 

5,6 

5,7 

5,4 

8,2 

6,5 

7,4 

8,2 

7,6 

8,9 

7,5 

9,0 

8,2 j 

8,6 ' 

10,7 

10,1 

“0,1 

-0,1 

+0,3 

-0,1 

, 

— 

+ 0,1 

+ 0,1 

-0,1 1 

— 

+ 0,1 

1 

+ 0,2 

92,7 

90,2 

90,5 

91,0 

90,7 

93,2 

90,9 

91,6 

90,2 

90,7 

89,9 

91,0 

7,3 

9,8 

9,5 

9,0 

9,3 

6,8 

9,1 

8,4 

9,8 

9,3 

10,1 

9,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

737 

792 

1 438 

1 407 

3 403 

3 104 

6 739 

6 905 

15 900 

15 700 

34 713 

41 214 

29 

25 

39 

43 

33 

34 

22 

29 

22 

25 

8 

14 

23 

23 

32 

31 

24 

23 

16 

22 

1 13 

l 

15 

5 

10 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Unternehmen und Arbeitsstätten, Reihe 1, Die Kostenstruktur der Wirtschaft, 
V. Großhandel, Handelsvertreter und -makler, Verlagswesen 1960, W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart und 
Mainz; dasselbe, 1964, Vorbericht 1, Verlagswesen. 
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Auflagenentwicklung der Tageszeitungen im Jahresdurchschnitt 
nach Zeitungstypen und Größenklassen *) 


Zeitungstypen/Größenklassen 


1956 


1959 


verkaufte Auflage 


Anzahl 
der ausge- 
werteten 
Zeitungen 


insgesamt 

Stück 


darunter im 
Abonnement , 


Stück 


in 

°/o 


Druckauflage 

in °/o 
der 
ver- 

Stück kauf- 
1 ten 
Auf- 
lage 


verkaufte Auflage 


darunter im 
insgesamt Abonnement 

Stück 


Stück 


%> 


Abonnementzeitungen 


davon entfallen in °/o auf 
Abonnementzeitungen . 
Straßenverkaufsblätter . 


I 

15 


37 

455 

36 

721 

98,0 

39 

707| 

100,6 


39 

103 

38 

342 

98,0 

II 

17 


99 

362 

97 

325 

97,9 

106 

673 

107,3 


103 

599: 

101 

422 

98,0 

III 

30 


384 

490 

378 

070 

98,3 

414 

333 1 

107,7 


401 

680 

394 

493' 

98,2 

IV 

16 


380 

367 

356 

654 

93, 7 

429 

849 

113,0 


377 

969, 

355 

712 

94,1 

V 

16 


540 

612 

523 

778 

96,9 

577 

934 

106,9 


569 

495: 

549 

961 

96,6 

VI 

221 

1 

466 

741 1 

l 396 

088 

95,2 

1 574 

440 

107,3 

1 

480 

272 1 

414 

475 

95,6 

VII 

10 

1 

100 

614 1 

i 060 

406 

96,4 

1 205 

651 

109,6 

1 

148 

150 1 

100 

266 

95,8 

VIII 

15 

- - - — 

2 

998 

842: 

>759 

578 

92,0 

3 243 

034, 

108,1 

3 

152 

023 2 

\ 869 

677 

91,0 

Summe I bis VIII 

i 

140 

7 

008 

483 ( 

3 608 

620 

94,3 

7 591 

621 

115,4 

7 

272 

291 G 

> 824 

348 

93,8 

Straßenverkaufsblätter 

7 (9) *) 

' 3 

185 

193 

8 

000 

0,3 

3 656 

989 

108,3 

3 

577 

777 

10 

600 

0,3 

Zeitungen insgesamt 

147 (149) 

10 

193 

676 ( 

3 616 

620 

65,0 

11 248 

610 

110,3 

10 

850 

068 G 

> 834 

948 

63,0 


68,8 

31,2 


67.5 

32.5 


67.0 

33.0 


*) Die Größenklassengliederung entspricht der in Anlage 29 a. Sie ist nach der Verkaufsauflage im Jahresdurchschnitt 1964 vor- 
genommen. 

2 ) Die entsprechende Verhältniszahl über die Entwicklung der Abonnenten ist in Klammern gesetzt. 

3 ) 1956, 1959 und 1962: 7 Zeitungen; 1964 sind 2 weitere Blätter, die neu als Straßenverkaufsblätter erschienen, hinzugekommen; 
ihre verkaufte Auflage ist in den Zahlen für 1964 mit 138 000 Stück enthalten. 

4 ) Der Anteil an der gesamten Tagespresse beträgt nur 32°/o; demnach haben sich die Straßenverkaufszeitungen (bezogen auf 
die Verkaufsauflage) stärker an der Enquete beteiligt. 
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1959 



1962 




1964 





Druckauflage 

verkaufte Auflage 

Druckauflage 

verkaufte Auflage 

Druckauflage 



Stück 

in °/o 
der 
ver- 
kauf- 
ten 
Auf- 
läge 

insgesamt 

Stück 

darunter im 
Abonnement ! 

Stück ll 

Stück 

in °/o 
der 
ver- 
kauf- 
ten 
Auf- 
lage 

insgesamt 

Stück 

darunter im 
Abonnement 

Stück 0 “ 

Stück 

in °/o 
der 
ver- 
kauf- 
ten 
Auf- 
lage 

veiKauue 
Auflage 
1964 gegen- 
über 1956 
( = 100) 

41 894 

107,1 

41 314 . 

40 462 

97,9 

44 349 

107,3 

42 617 

41 643 

97,7 

45 874 

107,6 

114 

(113) 2 ) 

111 157 

107,3 

107 433 

105 208, 

97,9 

115 645 

107,6 

108 584 

106 405 

98,0 

116 820 

107,6 

109 

(109) 

433 434 

107,9 

423 395 

413212 

97,6 

458 173 

108,2 

441 314 

429 012 

97,2 

475 421 

107,7 

115 

(113) 

425 248 

112,5 

392 664 

367 250 

93,5 

488 215 

124,3 

411 670 

382 263 

92,8 

460 250 

111,8 

108 

(107) 

610 241 

107,1 

616 522 

592 368 

96,1 

661 707 

107,3 

645 116 

618 240 

95,8 

693 093 

107,5 

119 

(118) 

1 584 935 

107,0 

1 520 427 1 

451 005 

95,5 

1 644 140 

108,1 

1 573 885 1 

495 671 

95,0 

1 706 147 

108,4 

! 107 

(107) 

1 252 571 

109,1 

1 231 857 l 170 583 

95,0 

1 331 249 

108,6 

1 275 148 1 210 278 

95,0 

1 394 891 

109,4 

! 116 

(114) 

3 424 509 

108,6 

3 321 762 2 972 108 

89,5 

3 658 048 

110,0 

3 366 308 2 982 641 

88,6 

3 733 549 

110,9 

112 

(108) 

7 883 989 

108,4 

7 655 374 7 112 196 

92,9 

8 407 526 

109,8 

7 864 642 7 266 153 

92,4 

8 626 045 

109,7 

112 

(110) 

4 130 286 

115,4 

4 293 966 

13 900 

0,3 

4 839 312 

112,7 

4 979 635 

21 000 

0,4 

5 640 729 

113,3 

156 


12 014 275 

110,7 

11 949 340 7 126 096 

59,6 

13 246 838 

110,9 

12 844 277 7 287 153 

56,7 

14 266 774 

111,0 

126 

(110) 

65,6 


64,1 



63,5 


61,2 



60,5 


i 


34,4 


35,9 



36,5 


38,8*) 



39,5 


! 



Quelle : Eigene Erhebungen; es wurden nur Zeitungen erfaßt, für die zu allen Stichjahren Zahlen Vorlagen. 
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Durchschnittliche Seitenzahl der Tageszeitungen im Kalenderjahr 
nach Zeitungstypen und Größenklassen 


Zeitungstyp/Größen- 
klasse *) 

Anzahl 
der aus- 
wert- 
baren 
Zeitun- 
gen 

1956 

1 1959 

Textseiten 

Anzeigen- 

seiten 

insge- 

samt 

An- 
zahl | 

Textseiten 

Anzeigen- 

seiten 

insge- 

samt 

An- 

zahl 

An- 

zahl 

in 

% 

An- 

zahl 

| in 
[ °/o 

An- 
i zahl 

in 

1 °/o 

An- 1 
zahl 

1 * n 

I «/o 

Abonnement- 












Zeitungen 












I 

18 

2 373 

77 

717 

23 

3 090 

2 475 

73 

933 

27 

3 408 

II 

11 

2 550 

1 81 

595 

19 

3 145 

2 705 

79 ' 

725 

21 

3 440 

III 

16 

2 554 

75 

842 

25 

3 396 

2 871 

73 

1 038 

27 

3 909 

IV 

13 

2915 

73 

1 071 

27 

3 986 

3317 

71 

1 379 

29 

4 696 

V 

11 

2 890 

73 

1 090 

27 

3 980 

3 184 

70 

1 361 

30 

4 545 

VI 

15 

2 741 

68 

1 275 

32 

4 016 

3 085 

65 

1 652 

35 

4 737 

VII 

5 

3 021 

62 

1 852 

38 

4 873 

3 678 

59 

2 598 

41 

6 276 

VIII 

12 

3 225 

62 

1 963 

38 

5 188 

3 640 

57 

2 748 

43 

6 388 

I bis VIII 

101 

2 523 

71 

1 033 

29 

3 556 

2816 

68 

1 354 j 

32 

4 170 

Straßenverkaufs- 












blätter 

5 

2 306 

80 

568 

20 

2 874 

2 471 

75 

830 ! 

25 

3 301 


l ) Die Größenklasseneinteilung entspricht der in Anlage 29 a. Die Gliederung ist nach der durchschnittlichen Ver- 
kaufslage im Jahre 1964 vorgenommen. 
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1962 

1964 

Seitenzahl 

1964 gegenüber 1956 
( = 100) 

Textseiten 

Anzeigen- 

seiten 

insge- 

samt 

An- 

zahl 

Textseiten 

Anzeigen- 

seiten 

insge- 

samt 

An- 

zahl 

Text- 

seiten 

An- 

zeigen- 

seiten 

Gesamt- 

seiten 

An- 

zahl 

in 

°/o 

An- 

zahl 

in 

o/o 

An- 

zahl 

in 

°/o 

An- 

zahl 

in 

o/o 

2 640 

68 

1 219 

32 

3 859 

2 608 

66 

1 372 

34 

3 980 

110 

191 

129 

2 939 

76 

950 

34 

3 889 

3 014 

74 

1 052 

26 

4 066 

118 

177 

129 

3 189 

71 

1 298 

29 

4 487 

3 394 

70 

1 456 

30 

4 850 

133 

173 

143 

3 684 

68 

1 750 

32 

5 434 

3 941 

67 

1 977 

33 

5918 

135 

185 

148 

3 605 

67 

1 777 

33 

5 382 

3 820 

65 

2 023 

35 

5 843 

132 

186 

147 

3 498 

63 

2 022 

37 

5 520 

3 821 

63 

2219 

37 

6 040 

139 

174 

150 

4 179 

56 

3 284 

44 

7 462 

4 379 

54 

3 753 

46 

8 133 

145 

203 

167 

4 061 

53 

3 640 

47 

7 702 

4 242 

51 

4 120 

49 

8 362 

132 

210 

161 

3 136 

64 

1 731 

36 

4 867 

3 310 

63 

1 947 

37 

5 257 

131 

188 

148 

2810 

69 

1 292 

31 

4 102 

3 148 

64 

1 751 

36 

4 899 

137 

308 

170 


Quelle : Eigene Erhebungen und Berechnungen 
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Erlöse von Tageszeitungen nach Zeitungstypen und Größenklassen 



Anzahl 


Zeitungserlöse 

1956 



Zeitungserlöse 

1959 


Zeitungstyp/ 
Größenklasse *) 

der aus- 
wert- 
baren 
Zeitun- 
gen 

insge- 
samt 
1000 DM 

dari 

Vertriebs- 

erlöse 

1000 1 in 

DM 1 % 

mter 

Anzeigen- 

erlöse 

1000 1 in 

DM 1 °/o 

insge- 
samt 
1000 DM 

dari 

Vertriebs- 

erlöse 

1000 1 in 

DM 1 ö/o 

mter 

Anzeigen- 

erlöse 

1000 1 in 

DM | °/o 

Abonnement- 

zeitungen 












I 

16 

2 748 

1 220 

44 

1 503 

55 

3414 

1 403 

41 

1 977 

58 

II 

18 

8 257 

3 988 

48 

4 105 

50 

10 046 

4 560 

45 

5 366 

54 

III 

32 

32 361 

16 328 

50 

15 820 

49 

41 289 

18619 

45 

22 325 

54 

IV 

16 

34 547 

15 189 

44 

19 199 

56 

45 679 

18 151 

40 

27 052 

59 

V 

16 

47 783 

23 529 

49 

23 969 

50 

63 384 

27 474 

44 

35 601 

56 

VI 

20 

113 977 

55 245 

49 

57 570 

50 

146 287 

62 804 

43 

82 009 

56 

VII 

10 

93 694 

41 570 

44 

50 568 

54 

122 182 

47 023 

39 

72 492 

59 

VIII 

15 

289 659 

131 821 

46 

155 329 

53 

404 927 

157 313 

39 

244 354 

60 

I bis VIII .... 

143 

623 026 

288 890 

46 

328 153 

53 

837 208 

337 347 

40 

491 176 

59 

Straßenverkaufs- 












blätter 

7 (9) -) 

77 740 

62 406 

80 

15 317 

20 

98 314 

68 832 

70 

29 472 

30 

Zeitungen 












insgesamt .... 

150 

700 766 

351 296 

50 

343 470 

49 

935 522 

406 179 

43 

520 648 

' 56 


*) Die Größenklasseneinteilung entspricht der in Anlage 29 a. Die Gliederung ist nach der durchschnittlichen Ver- 
kaufsauflage im Jahre 1964 vorgenommen. 

2 ) 1956, 1959 und 1962: 7 Zeitungen; 1964 sind 2 Zeitungen, die als Straßenverkaufsblätter neu erschienen sind, hinzu- 
gekommen. 
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Zeitungserlöse 1962 

Zeitungserlöse 1964 

Zeitungserlöse 

1964 gegenüber 1956 
(= 100) 

insge- 
samt 
1000 DM 

dari 

Vertriebs- 

mter 

Anzeigen- 

insge- 
samt 
1000 DM 

dare 

Vertriebs- 

nter 

Anzeigen- 

1000 

DM 

in 

% 

1000 

DM 

in 

% 

1000 

DM 

in 

°/o 

1000 

DM 

in 

%> 

Ver- 

trieb 

An- 

zeigen 

ingesamt 

4 422 

1 609 

37 

2 747 

62 

4 674 

1 652 

35 

2 990 

64 

135 

199 

170 

13 235 

5 268 

40 

7 701 

58 

15 171 

5 907 

39 

9 094 

60 

148 

222 

184 

55 487 

22 434 

40 

32 481 

59 

65 473 

25 172 

38 

39 677 

61 

154 

250 

202 

59 500 

21 070 

35 

37 992 

64 

68 767 

23 258 

34 

44 972 

65 

153 

234 

199 

88 229 

33 680 

38 

54 110 

61 

104 774 

38 515 

37 

65 638 

63 

164 

274 

219 

195 569 

73 610 

38 

120 048 

61 

228 863 

81 339 

36 

145 305 

63 

147 

252 

201 

170 717 

57 832 

34 

109 527 

64 

205 691 

67 650 

33 

133 777 

65 

163 

264 

220 

571 908 

190 572 

33 

377 042 

66 

672 394 

205 665 

31 

461 210 

68 

156 

297 

232 

1 159 067 

406 075 

35 

741 648 

64 

1 365 807 

449 158 

33 

902 663 

66 

155 

275 

219 

143 973 

88 882 

62 

55 038 

38 

189 625 

103 873 

55 

85 615 

45 

167 

559 

244 

1 303 040 

494 957 

38 

796 686 

61 

1 555 432 

553 031 

36 

988 278 

63 

157 

288 

222 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Entwicklung der Zeitungsvertriebspreise und der Zeitungserlöse 
nach Zeitungstypen und Größenklassen 



Durchschnittlicher 
Einzelverkaufspreis 
(Montag bis Freitag) 

Durchschnittlicher 
monatlicher 
Abonnementpreis 2 ) 

Durchschnittlicher monatlicher Erlös 3 ) 
je verkauftes Zeitungsexemplar 2 ) 

Zeitungstyp/ 
Größenklasse *) 

' 1956 
DM 

1964 

DM 

1964 

gegen- 

über 

1956 

DM 

1964 

DM 

1964 

gegen- 

über 

insgesamt 

darunter 

Vertriebs- 

erlös 

1964 gegen- 
über 1956 
(= 100) 


1956 
(- 100) 

1956 
(= 100) 

1956 

DM 

1964 

DM 

1956 

DM 

1964 

DM 

Ge- 

samt- 

erlös 

Ver- 

triebs- 

erlös 

Abonnement- 

zeitungen 

I 

0,19 

0,22 

116 

3,35 

4,57 

136 

5,90 

10,38 

2,74 

3,78 

176 

138 

II 

0,19 

0,24 

126 

3,49 

4,80 

137 

6,68 

11,43 

3,19 

4,33 

171 

136 

III 

0,19 

0,24 

126 

3,62 

4,83 

133 

6,64 

11,91 

3,33 

4,57 

179 

137 

IV 

0,21 

0,25 

119 

3,78 

4,99 

132 

6,84 

12,78 

3,19 

4,50 

186 

141 

V 

0,20 

0,25 

125 

3,96 

5,15 

130 

7,37 

15,53 

3,63 

4,98 

184 

137 

VI 

0,20 

0,26 

130 

3,80 

5,15 

136 

6,96 

12,92 

3,37 

4,59 

187 

136 

VII 

0,20 

0,28 

140 

3,98 

5,46 

137 

7,83 

14,94 

3,47 

4,91 

192 

141 

VIII 

0,20 

0,26 

130 

4,14 

5,66 

137 

8,05 

16,65 

3,07 

5,09 

207 

166 

I bis VIII . . 

0,20 

0,25 

125 

3,77 

5,08 

135 

7,03 

13,32 

3,22 

4,59 

190 

143 

Straßenverkaufs- 
blätter 

0,13 

0,15 

115 

— 

— 

— 

2,01 

3,15 

1,62 

1,73 

157 

107 

Anzahl der aus- 
gewerteten 
Zeitungen 

Abonnement- 

zeitungen 

Straßen- 
verkaufs- 
zeitungen .... 


147 

141 

6 



144 

144 




131 

125 

6 





*) Die Größenklasseneinteilung entspricht der in Anlage 29 a. 

2 ) Zeitungen mit 6 X wöchentlichem Erscheinen 

3 ) Durchschnittserlös für im Abonnement und im Einzelverkauf abgesetzte Zeitungen 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Entwicklung der Zeitungsvertriebspreise 
nach ausgewählten regionalen Gebieten 


Oberfranken 

Ruhrgebiet 

Württemberg 

Rhein-Main-Gebiet 

Größen- 
klasse >) 

Nr. 

Monats- 
abonnement 
in DM 

1964 

ge- 

gen- 

über 

1956 

(- 

100) 

Zei- 

tung 

Nr.“ 

Monats- 
abonnement 
in DM 

1964 

ge- 

gen- 

über 

1956 

(= 

100) 

Zei- 

tung 

Nr. 

Mcnats- 
abonnement 
in DM 

1964 
ge- 
gen- 
über 
1956 
( = 
100) 

Zei- 

tung 

Nr. 

Monats- 
abonnernent 
in DM 

1964 

ge- 

gen- 

über 

1956 

(= 

100) 

1956 

1964 

1956 

1964 

1956 

1964 

1956 j 

1964 1 

I 








1 

3,60 

4,70 

131 





II 




1 

3,65 

5,00 

137 









III 1 

3,40 

4,80 

141 

2 

3,75 

5,00 

133 





1 

3,80 

5,25 

138 

2 

3,60 

5,00 

139 













3 

3,80 

5,20 

137 













IV 








2 

3,60 

5,00 

139 

2 

3,80 

6,00 

158 

V 




3 

4,00 

5,00 

125 









4 

3,50 

5,20 

149 

4 

4,00 

5,00 

i 125 









VI 




j 




3 

3,40 

4,50 

132 

3 

3,90 

5,00 

128 









4 

3,60 

4,90 

138 

4 

3,95 

5,20 

132 













5 

3,95 

5,20 

132 













6 

4,05 

5,40 

133 

VII 




5 

4,00 

5,00 

125 

5 

4,10 

5,30 

129 

7 

3,90 

6,00 

154 

VIII 




6 

4,00 

5,00 

125 













7 

4,00 

5,00 

125 













8 

4,00 

5,00 

125 













9 

4,00 

5,00 

125 










*) Die Größenklasseneinteilung entspricht der in Anlage 29 a. Die Gliederung ist nach der verkauften Auflage im 
Jahresdurchschnitt 1964 vorgenommen. 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Entwicklung der Anzeigenpreise von Zeitungen 
nach Zeitungstypen und Größenklassen *) 





Durchschnittlicher Bruttoanzeigenpreis je Seite 


Zeitungstyp/ 

Größenklasse 

Anzahl der 
ausge- 
werteten 
Zeitungen 

absoluter Betrag 2 ) 

bezogen auf 1000 Stück 
verkaufter Auflage (Tausenderpreis) 

1956 

DM 

1964 

DM 

1964 
gegen- 
über 1956 
(= 100) 

1956 

DM 

1964 

DM 

1964 
gegen- 
über 1956 
(= 100) 

Abonnement- 

zeitungen 








I 

16 

498,06 

629,78 

126 

233,30 

278,06 

119 

II 

19 

674 , 09 

923,56 

137 

109,39 

141,59 

129 

III 

34 

966,75 

1 302,17 

135 

92,45 

107,76 

117 

IV 

15 

2 142,00 

2 548,71 

119 

89,09 

99,23 

111 

V 

13 

2 327,39 

3 130,14 

134 

68,32 

77,70 

114 

VI 

20 

3 878,75 

5 032,74 

130 

57,21 

69,19 

121 

VII 

9 

5 927,50 

7 238,77 

122 

54,06 

57,68 

107 

VIII 

15 

9 357,53 

12 018,31 

128 

46,97 

54,05 

115 

Straßenverkaufs- 

blätter 








Bild-Zeitung .... 

1 

83 200,00 

131 040,00 

158 

32,77 

33,52 

102 

übrige Blätter . . . 

5 

3 645,42 

5 335,08 

146 

37,42 

41,96 

112 


*) Größenklasseneinteilung wie Anlage 29 a. Die Gruppierung erfolgte nach der durchschnittlichen Verkaufsauflage 
des Jahres. 

2 ) jeweils Stand Jahresende 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Entwicklung der Zeitungskosten von Abonnementzeitungen 
je Monatsstück nach Kostenstellen 




1954 J 

1955 

1956 

1957 

1958 

1959 


Kostenstellen 

DM 

in % 

DM 

in % 

DM 

in °/o 

DM 

in °/o 

DM 

in o/o 

DM 

in °/o 

a) 

Betriebsvergleich 
Engelmann *) 


. 











1. 

Papierverbrauch .... 

1,29 

20,9 







1,48 

18,9 



2. 

Technische Herstel- 
lung 

1,49 

24,2 







2,18 

27,8 



3. 

Zwischensumme .... 

2,78 

45,1 







3,66 

46,7 



4. 

Redaktionskosten . . 

1,03 

16,7 







1,24 

15,8 



5. 

Vertriebswerbung 
und Verwaltung .... 

1,30 

21,1 







1,56 

19,9 



6. 

Anzeigenwerbung 
und -Verwaltung .... 

0,60 

9,8 







0,81 

10,4 



7. 

Allgemeine kaufmän- 
nische Verwaltung . . 

0,45 

7,3 







0,56 

7,2 



8. 

Selbstkosten 

6,16 

100,0 







7,83 

100,0 



b) 

Betriebsvergleich 
Konzentration GmbH 2 ) 









1. 

Papierkosten 



1,46 

19,4 

1,60 

19,5 

1,70 

19,1 

1,74 

18,1 

1,76 

17,0 

2. 

Satz- und 

Druckkosten 



2,12 

28,2 

2,30 

28,0 

2,52 

28,3 

2,77 

28,8 

3,06 

29,5 






3. 

Zwischensumme .... 



3,58 

47,6 

3,90 

47,5 

4,22 

47,4 

4,51 

46,9 

4,82 

46,5 

4. 

Redaktionskosten . . 



1,10 

14,6 

1,20 

14,6 

1,29 

14,5 

1,41 

14,6 

1,51 

14,6 

5. 

Vertriebssonder- 
kosten einschließlich 
Umsatzsteuer 



1,76 

23,4 

1,86 

22,7 

2,05 

23,1 

2,20 

22,9 

2,37 

22,8 

6. 

Anzeigenkosten .... 



0,76 

10,1 

0,88 

10,8 

0,95 

10,7 

1,09 

11,3 

1,22 

11,8 

7. 

Verwaltungskosten . 



0,32 

4,3 

0,36 

4,4 

0,38 

4,3 

0,41 

4,3 

0,45 

4,3 

8. 

Selbstkosten 



7,52 

100,0 

8,20 

100,0 

8,89 

100,0 

9,62 

100,0 

10,37 

100,0 
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I960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1965 

1964 

DM 

i 

in ", o 

DM 

in °/o 

DM 

in °/o 

DM 

in °/o 

DM 

in °/o 

DM 

in % 

gegen- 
über 1954 
(----= 100) 

gegen- 
über 1956 
(-= 100) 

1,60 

18,0 

1,68 

17,3 

1 , 75 ; 

16,7 

1,77 

16,0 

1,87 

! 

15,5 

1,93 

14,6 

149,6 


2,52 

28,4 

2,73 

28,1 

3,05 

29,1 

3,24 

29,4 

i 

3,60 ! 

29,8 

4,05 

30,7 

271,8 


4,12 

46,4 

• 4,41 

45,4 

4,80 

45,8 

5,01 

45,4 

5,47 

45,3 

5,98 

45,3 

215,1 


1,40 

15,8 

1,52 

15,6 

1,65 

15,7 

1,70 

15,4 

1,89 

15,6 

2,08 

15,8 

202,0 


1,71 

19,2 

1,96 

20,1 

2,09 

19,9 

2,19 

19,9 

2,36 

19,6 

2,53 

19,2 

194,6 


1,01 

11,4 

1,15 

11,8 

1,23 

11,7 

1,29 

11,7 

1,42 

11,8 

1,57 

11,9 

261,6 


0,64 

7,2 

0,67 

7,1 

0,72 

6,9 

CO 

o 

7,6 

0,93 

7,7 

1,03 

7,8 

228,9 


8,88 

100,0 

9,71 

100,0 

i 10,49 

100,0 

11,03 

100 , C 

12,07 

100,0 

13,19 

1 100,0 

214,1 


1,89 

16,8 

1,97 

15,8 

2,08 

15,4 

2,11 

14,5 

2,20 

14,2 

i 

' 


137,5 

3,31 

29,4 

3,71 

29,8 

4,10 

30,2 

4,43 

30,3 

4,84 

31,3 




210,4 

5,20 

46,2 

5,68 

1 45,6 

i 

6,18 

45,6 

6,54 

\ 44,8 

7,04 

45,5 




180,5 

1,67 

14,8 

1,84 

! 

14,7 

j 

1 2,03 

; 15,0 

2,19 

15,0 

| 

i 

2,27 

14,7 




189,1 

2,51 

22,3 

! 

! 2,84 

i 22,8 

| 

3,03 

22,3 

3,38 

23,2 

3,53 

22,8 




189,8 

1,39 

12,4 

! 1,58 

| 12,7 

1,77 

! 13,0 

1,89 

12,9 

2,02 

13,0 




229,6 

0,48 

4,3 

! 0,53 

i 

4,2 

0,56 

4,1 

\ 

0,60 

! 4,1 

; 

0,62 | 

i 

4,0 




172,2 

11,25 

100,0 

12,47 

1 700,0 

13,57 1 

100,0 

14,60 

700,0 

15,48 

| 100,0 




188,8 


Quelle: *) Engelmann, Die Kostenentwicklung im Vcrlagsgewerbe zwingt zur Automation (in: ZV + ZV, Nr. 

36/1962 vom 20. Dezember 1962); Engelmann/Kruinm, Die betriebswirtschaftliche Zukunft der Zeitung 
(in: ZV -I- ZV, Nr. 38 — 39/1966 vom 18. September 1966); Engelmann/Krumm, Bedrohliche Kostenent- 
wicklung bei den deutschen Tageszeitungen (in: ZV ZV, Nr. 51 — 52/1966 vom 20. Dezember 1966), 
sowie Berechnungen und Ermittlungen der Kommission auf der Grundlage der in den drei Aufsätzen 
veröffentlichten Zahlen. Die Zahlen wurden bei einem Betriebsvergleich gewonnen, dem nach den 
erhaltenen Auskünften mehr als 100 Tageszeitungen angeschlossen sein sollen. Die Zahl der teil- 
nehmenden Zeitungen wechselt jedoch. 

-) Eisenhardt, Betriebsanalyse/Betriebsvergleich, S. 146, und Berechnungen der Kommission. Es handelt 
sich um Zahlen aus dem Betriebsvcrgleich der Konzentration GmbH, Bad Godesberg, bei der 26 Zei- 
tungsverlage zusammengeschlossen sind. 


319 



Drucksache V/ 2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


noch Anlage 41 




1954 

1955 

1956 

1957 

1958 

1959 


Kostenstellen 

DM 

in %> 

DM 

in °/o 

DM 

in % 

DM 

in °/o 

DM 

in °/o 

DM 

in % 

C) 

Erhebungen der 
Kommission 3 ) 













1. 

Papierkosten 





1,46 

22,3 





1,68 

20,5 

2. 

Technische 

Herstellung 





1,47 

22,4 





2,09 

25,5 

3. 

Zwischensumme .... 





2,93 

44,7 





3,77 

46,0 

4. 

Redaktionskosten . . 





1,14 

17,4 





1,37 

16,7 

5. 

Vertriebswerbung 
und -Verwaltung .... 





1,15 

17,6 


i 

i 



1,46 

17,8 

6. 

Anzeigenwerbung 
und -Verwaltung 





0,60 

9,2 





0,94 

11,5 

7. 

Allgemeine kaufmän- 
nische Verwaltung . . 


, 



; 0,73 

11,1 





l 

; 0,66 ; 

8,0 

8. 

Selbstkosten 





6,55 

100,0 





8,20 

100,0 










9. 

Zahl der ausgewer- 














teten Zeitungen .... 





11 






21 
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1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1965 
gegen- 
über 1954 
(= 100) 

1964 
gegen- 
über 1956 

(= ioo) 

DM 

in °/o 

DM 

in °/o 

DM 

in % 

DM 

in °/o 

DM 

in %> 

DM 

in °/o 





1,94 

18,1 



2,05 

16,6 




140,4 





2,81 

26,2 



3,27 

26,6 




222,4 





4,75 

44,3 



5,32 

43,2 




181,6 





1,73 

16,1 



1,99 

16,2 




174,6 





1,98 

18,5 



2,38 

19,3 




194,6 





1,29 

12,0 



1,69 

13,7 




281,7 





0,98 

9,1 



0,93 

7,6 




127,4 





10,73 

100,0 



12,31 

100,0 




188,0 





' 

21 



i 

21 






Quelle: 3 ) Die Zahlen wurden aus eigenen Untersuchungen und aus von Verlagen zur Verfügung gestelltem 
Material gewonnen. 
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Zeitungskosten von Abonnementzeitungen je Monatsstück 
nach Größenklassen 1 ) 


Größenklasse 

T Kic TTT 

Größenklasse IV 

Jahr / Kostenstellon 

i DIS 111 




DM | 

in % 

DM 

| in % 

1962 





1. Papierverbrauch 

1,36 

15,4 

1,38 

14,1 

2. Technische Herstellung 

3,15 

35,6 

3,35 

34,3 

3. Zwischensumme 

4,51 

51,0 

! 4,73 

48,4 

4. Redaktionskosten 

1,07 

12,1 

1,64 

16,8 

5. Vertriebswerbung und -Verwaltung 

1,59 

18,0 

1,48 

15,2 

6. Anzeigenwerbung und -Verwaltung 

0,69 

7,8 

0,99 

10,2 

7. Allgemeine kaufmännische Verwaltung 

0,98 

11,1 

0,92 

9,4 

8. Selbstkosten 

8,84 

100,0 

9,76 

100,0 

1964 





1. Papierverbrauch 

1,44 

13,3 

1,47 

13,4 

2. Technische Herstellung 

4,02 

37,0 

3,81 

34,7 

3. Zwischensumme 

5,46 

50,3 

5,28 

48,1 

4. Redaktionskosten 

1,33 

12,2 

1,86 

17,0 

5. Vertriebswerbung und -Verwaltung 

1,95 

18,0 

1,69 

15,4 

6. Anzeigenwerbung und -Verwaltung 

0,86 

7,9 

1,18 

10,7 

7. Allgemeine kaufmännische Verwaltung 

1,26 

11,6 

0,96 

8,8 

8. Selbstkosten 

10,86 

100,0 | 

10,97 

100,0 







*) Größenklasseneinteilung wie Anlage 29 a 
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Größenklasse V 

Größenklasse VI 

Größenklasse VII 

Größenklasse VIII 

Größenklasse VIII gegen- 
über Größenklasse I bis III 
(= 100} 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 

1,75 

18,4 

2,17 

19,1 

2,30 

19,5 

2,70 

20,5 

198,6 

2,65 

27,9 

2,66 

23,4 

2,98 

25,2 

2,55 

19,4 

81,0 

4,40 

46,3 

4,83 

42,5 

5,28 

44,7 

5,25 

39,9 

116,4 

1,49 

15,7 

2,00 

17,6 

2,16 

18,3 

2,00 

15,2 

186,9 

1,88 

19,8 

2,27 

20,0 

2,31 

19,5 

2,41 

18,4 

151,6 

1,21. 

12,7 

1,30 

11,5 

1,48 

12,5 

1,83 

13,9 

265,3 

0,52 

5,5 

0,95 

8,4 

0,59 

5,0 

1,65 

12,6 

168,4 

9,50 

100,0 

11,35 

100,0 

11,82 

100,0 

13,14 

100,0 

148,6 


1,86 

17,0 

2,24 

17,0 

2,46 

18,2 

2,85 

19,1 

197,9 

3,09 

28,2 

2,96 

22,5 

3,31 

24,5 

2,85 

19,1 

70,9 

4,95 

45,2 

5,20 

39,5 

5,77 

42,7 

5,70 

38,2 

104,4 

1,76 

16,1 

2,21 

16,8 

2,52 

18,7 

2,24 

15,0 

168,4 

2,29 

20,9 

2,53 

19,3 

2,68 

19,8 

2,84 

19,0 

145,6 

1,41 

12,9 

2,06 

15,7 

1,80 

13,3 

2,22 

14,8 

258,2 

0,53 

4,9 

1,14 

8,7 

0,74 

5,5 

1,94 

13,0 

154,0 

10,94 

100,0 

13,14 

100,0 

1 13,51 

100,0 

14,94 

100,0 

137,6 



Quelle: Eigene Erhebungen bei 21 im eigenen Verlag gedruckten Zeitungen 
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Ergebnisse je Monatsstück bei Abonnementzeitungen 


Erlösarten / Kosten 

1954 

1955 

1956 

1957 

1958 

DM | 

in °/o 

DM 

in °/o 

DM 

in % 

DM 

in °/o 

DM | 

in °/o 

a) Betriebsvergleich Engelmann 











Vertriebserlöse 

3,48 

52,9 







4,02 

46,2 

Anzeigenerlöse 

3,06 

46,6 







4,63 

53,1 

Sonstige Erlöse 

0 r 03 

0,5 







0,06 

0,7 

Erlöse insgesamt 

6,57 

100,0 







8,71 

100,0 

Kosten 

6,16 

93,8 







7,83 

89,9 

Gewinn 

0,41 

6,2 







0,88 

10,1 

Vertriebsbedingte Kosten 











1. in DM 









5,41 


2. in % vom Vertriebserlös 









134,6 


b) Betriebsvergleich Konzentration GmbH 











Vertriebserlöse 



3,64 

47,1 

3,71 

44,4 

3,91 

43,1 

4,00 

40,8 

Anzeigenerlöse 



4,08 

52,9 

4,64 

55,6 

5,16 

56,9 

5,81 

59,2 

Erlöse insgesamt 



7,72 

100,0 

8,35 

100,0 

9,07 

100,0 

9,81 

100,0 

Kosten 



7,52 

97,4 

8,20 

98,2 

8,89 

98,0 

9,62 

98,1 

Gewinn 



0,20 

2,6 

0,15 

i,s 

0,18 

2,0 

0,19 

1,9 

c) Erhebungen der Kommission 











1. Zahlen aus eigenen Untersuchungen 

j 










Erlöse insgesamt 





7,03 

100,0 





Kosten 





6,40 

91,0 





Gewinn 





0,63 

9,0 ] 





Zahl der ausgewerteten Zeitungen 





11 





2. Von Verlagen zur Verfügung gestellte 











Zahlen 











Erlöse insgesamt 





6,87 

100,0 





Kosten 





6,43 

93,6 





Gewinn 





0,44 

6,4 





(darunter bei bereits 1956 enthaltene Zei- 











tungen) 











Zahl der ausgewerteten Zeitungen 






7 
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1959 

1960 

1961 

' 

1962 

1963 

1964 

1965 

1965 
gegen- 
über 
1954 
(= 100) 

1964 
gegen- 
über 
1956 
(= 100) 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 

DM | 

in °/o 



4,08 

40,3 

4,44 

39,5 

4,50 

37,2 

4,69 

37,4 

4,89 

35,3 

5,06 

33,2 

145,4 




5,96 

58,9 

6,70 

59,6 

7,52 

62,1 

7,91 

61,7 

8,84 

63,9 

10,07 

66,1 

329,1 




0,08 

0,8 

0,09 

0,9 

0,09 

0,7 

0,10 

0,9 

0,11 

0,8 

0,11 

0,7 

366,7 




10,12 

100,0 

11,23 

100,0 

12,11 

100,0 

12,70 

100,0 

13,84 

100,0 

15,24 

100,0 

232,0 




8,88 

87,7 

9,71 

86,5 

10,49 

86,6 

11,03 

86,9 

12,07 

87,1 

13,19 

86,5 

214,1 




1,24 

12,3 

1,52 

13,5 

1,62 

13,4 

1,67 

13,1 

1,77 

12,9 

2,05 

13,5 

500,0 




5,93 




6,89 




7,61 


8,51 






145,3 




153,1 




155,6 


168,2 




4,07 

38,2 

4,09 

35,0 

4,35 

34,0 

4,50 

32,9 

4,76 

32,6 

4,86 

31,1 




131,0 

6,59 

61,8 

7,59 

65,0 

8,45 

66,0 

9,17 

67,1 

9,84 

67,4 

10,75 

68,9 




231,7 

10,66 

100,0 

11,68 

100,0 

12,80 

100,0 

13,67 

100,0 

14,60 

100,0 

15,61 

100,0 




186,9 

10,37 

97,3 

11,25 

96,3 

12,47 

97,4 

13,57 

99,3 

14,60 

100,0 

15,48 

99,2 




188,8 

0,29 

2,7 

0,43 

3,7 

0,33 

2,6 

0,10 

0,7 

— 

— 

0,13 

0,8 




86,7 

9,43 

100,0 





12,76 

100,0 



14,49 

100,0 




206,1 

8,41 

89,2 





11,42 

89,5 



12,93 

89,2 




202,0 

1,02 

10,8 





1,34 

10,5 



1,56 

10,8 



i 

247,6 

12 





12 




12 





9,41 

100,0 





12,28 

100,0 



14,10 

100,0 




205,2 

8,12 

86,3 





10,66 

86,8 



12,19 

86,5 




189,6 

1,29 

13,7 





1,62 

13,2 


1 

1,91 

13,5 




434,0 

(1,03) 

(11,7) 





(1,32) 

(11,6) 



(1,60) 

(11,9) 



! 


17 





17 




17 




434,0 


Quelle: Eigene Ermittlungen und Berechnungen; im übrigen wie Anlage 41 
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Aufteilung der Erlöse, Kosten und Ergebnisse von Zeitungen 
nach Vertrieb und Anzeigen 


1956 

i 1959 




1 Zeitung 

1 

i 

Zeitung 

Erlöse, Kosten, Ergebnisse 




darunter 


An- 


darunter 


Vertrieb 

zeigen 

insge- 

Anzei- 

Vertrieb j 

zeigen 

insge- 

Anzei- 

! 



samt 

genteil 



samt 

, genteil 


i 



in % 


j 


in °/o 

1 

1 

Zeitung A 









Erlöse * 

100 

100 

100 

50,3 

100 

100 

100 

60,2 

Kosten *) 

113 

55 

84 

32,9 

121 

50 

78 

38,4 

Ergebnis 

- 13 

+ 45 

h 16 

, 

- 21 

-i- 50 

-1- 22 


Zeitung B 2 ) 









Erlöse 

100 

100 

100 

53,2 

100 

100 

100 

60,4 

Kosten 

156 

54 

102 

28,4 

170 

50 

97 

30,8 

Ergebnis 

- 56 

4- 46 

- 2 


- 70 

+ 50 

-r 3 


Zeitung C 2 ) 









Erlöse 

100 

100 

100 

52,5 

100 

100 

100 

56,4 

Kosten 

150 

54 

100 

28,6 

161 

52 

100 

29,6 

Ergebnis 

- 50 

+ 46 

— 

— j 

“ 61 

-f 48 

— 


Zeitung D 









Erlöse 

— 

— 

— 

— 

100 

100 

100 

60,7 

Kosten 

— 

— 

— 


147 

54 

91 

36,3 

Ergebnis 

— 

— 

— 


- 47 

4- 46 

+ 9 


Zeitung E 









Erlöse 

— 

— 

— 


— 

- — 

— 


Kosten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Ergebnis 

— 

— 

— 


— 

— 

— 



’) Beim Anzeigengeschäft wurden jeweils die Grenzkosten angesetzt; d. h. bei Wegfall des gesamten Anzeigenge- 
schäfts würden diese Kosten ebenfalls entfallen. Da der Anzeigenteil die Gewinne für das Zeilunysgoscliäft er- 
bringt, wurde ihm die Gewerbeertragsteuer voll zugerechnet. 

-) Die Ergebnisse können dadurch beeinflußt worden sein, daß Druckerei und Verlag rechtlich und organisatorisch 
voneinander getrennt sind und Gewinnverlagerungcn stattgefunden haben. 
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1962 

1964 



Zeitung 

1 

i 


Zeitung 

Vertrieb 

An- 

zeigen 

insge- 

samt 

darunter 
Anzei- 
genteil 
in % 

Vertrieb 

An- 

zeigen 

i 

insge- 

samt 

darunter 
Anzei- 
genteil 
in °/o 


100 

100 

100 

64,6 

100 

100 

100 

68,7 

152 

49 

86 

37,2 

138 

47 

75 

42,9 

- 52 

+ 51 

+ 14 


- 38 

+ 53 

+ 25 


100 

100 

100 

64,4 

100 

100 

100 

68,2 

189 

53 

102 

33,6 i 

204 

54 

102 

36,3 

- 89 

+ 47 

- 2 


-104 

+ 46 

- 2 


100 

100 

100 

60,6 

100 

100 

100 

61,4 

173 

53 

100 

31,9 

169 

53 

98 

33,4 

- 73 

+ 47 

— 


- 69 

+ 47 

+ 2 


100 

100 

100 

65,9 

100 

100 

100 

69,5 

159 

50 

87 

37,6 

176 

50 

89 

39,3 

- 59 

+ 50 

+ 13 


- 76 

+ 50 

+ 11 


100 

100 

100 

60,0 

100 

100 

100 

65,2 

160 

50 

94 

32,1 

168 

46 

89 

34,1 

- 60 

+ 50 

+ 6 


- 68 

+ 54 

+ ii 



Quelle: Eigene Erhebungen 
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Anteile der Anzeigensparten an der Anzeigenfläche 
und an den Anzeigenerlösen 

in °/o 



Zeitung A 

Zeitung B 

Zeitung C 

Anzeigensparten x ) 

Anteil an der 
Anzeigen- 
fläche 



Anteil an den 
Anzeigen- 
erlösen 

Anteil an der 
Anzeigen- 
fläche 

Anteil an den 
Anzeigen- 
erlösen 

Anteil an der 
Anzeigen- 
fläche 

Anteil an den 
Anzeigen- 
erlösen 


1956 

1964 

1956 

1964 

1956 

1964 

1956 

1964 

1956 

1964 


1956 


1964 

Überregionale 
Werbung 

14 

14 

18 

16 

23 

21 

23 

23 

18 

22 


18 


24 

Lokale 

Werbung 

19 

22 

30 

22 

17 

24 

23 

27 

45 

39 


51 


41 

Stellenanzeigen . 

15 

20 

22 

29 

6 

14 

14 

28 

6 

13 





Vergnügungs- 
anzeigen 

7 

4 

9 

5 

2 

2 

2 

2 

7 

4 





Bäder und Reise- 
anzeigen 

2 

3 

2 

4 

3 

3 

3 

3 

— 

1 


31 


> 35 

Familien- 
anzeigen 

10 

8 

4 

3 1 

2 

2 

1 

1 

14 

12 





Sonstige 

Anzeigen .... 

33 

29 

15 

21 

47 

33 

34 

16 

10 

9 





Summe . . . 

100 

100 

100 

100 1 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


*) Die Einordnung in die Anzeigensparten erfolgte nach der Aufgliederung der Verlage. 

Quelle: Eigene Erhebungen 
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Entwicklung der überregionalen Werbung bei Tageszeitungen 
von 1964 bis 1966 nach Anzeigenfläche und Anzeigenerlösen i ) 



Anzahl 


Anzeigenfläche nach mm-Zeilen 


Zeitungstyp/ 
Größenklasse 2 ) 

der 

ausge- 

werteten 

Zeitungen 

1964 

1965 

1965 

gegenüber 
1964 
(=* 100) 

1966 

1966 

gegenüber 
1965 
(= 100) 

1966 

gegenüber 
1964 
(= 100) 

Abonnement- 








Zeitungen 

I 

7 

3 987 640 

4 554 619 

114,2 

3 267 945 

71,7 

81,9 

II 

4 

2 608 373 

2 771 141 

106,2 

2 436 470 

87,9 

93,4 

III 

19 

17 677 882 

18 533 322 

104,8 

16 720 801 

90,2 

94,5 

IV 

16 

22 759 124 

24 457 097 

107,4 

20 686 089 

84,5 

90,8 

V 

21 

36 916 997 

37 540 671 

101,7 

35 288 055 

94,0 

95,6 

VI 

27 

58 261 682 

61 521 457 

105,6 

53 604 293 

87,1 

92,0 

VII 

17 

41 893 511 

44 583 321 

106,4 

40 508 005 

90,9 

96,7 

VIII 

13 

47 213 568 

51 540 609 

109,2 

53 152 832 

103,1 

112,6 

Summe I bis VIII . . 

124 

231 318 777 

245 502 237 

106,1 

225 664 490 

91,9 

97,8 

Straßenverkaufs- 








zeitungen 

8 

10 995 572 

12 019 878 

109,3 

12 891 464 

107,3 

117,2 

Summe aller erfaß- 
ten Zeitungen . . . 

132 

242 314 349 

257 522 115 

106,3 

238 555 954 

92,6 

98,4 

(in °/o der von der 
Kapferer & 

Schmidt für die ] 
Tagespresse 
ermittelten 
Beträge) 4 ) 









*) erfaßt wird die gesamte überregionale Werbung (in weitestem Sinne) 

2 ) Die Größenklasseneinteilung ist nach der Verkaufsautlage im 4. Quartal 1964 vorgenommen (im einzelnen vgl. 
Anlage 29 a). Gemeinsame Anzeigentarife zwischen Zeitungen sind bei der Eingruppierung außer acht gelassen. 

3 ) Davon entfallen auf die 3 überregionalen Zeitungen „Die Welt", „Frankfurter Allgemeine" und „Süddeutsche 
Zeitung" 1964 = 41 821 959 DM ( = 26,2% der Größenklasse VIII), 1965 = 50 450 787 DM (= 28,1%) und 1966 
= 62 731 643 DM (=» 31,8%). Gegenüber dem Vorjahr betrugen die Steigerungsraten 1965 = 20,6% und 1966 
= 24,3%. Sie war demnach 1966 höher als 1965. Die gleiche Entwicklung zeigt die überregionale Straßenver- 
kaufszeitung, die Bild-Zeitung (Steigerungsraten: 1965 = — 0,1 %, 1966 = + 7,8%). 

4 ) In ihrer Gesamterfassung haben Kapferer & Schmidt mit anderen Abgrenzungsmerkmalen als die Kommission 
gearbeitet. 
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Bruttoanzeigenerlöse in DM 

1964 

1965 

1965 

gegenüber 

1964 

(= m 

1966 

1966 

gegenüber 
1965 
(= 100) 

1966 

gegenüber 

1964 

(= m 

1 672 969 

1 792 050 

107,1 

977 344 

54,5 

58,4 

1 533 987 

1 666 161 

108,6 

1 461 904 

87,7 

95,3 

9 197 478 

9 868 178 

107,3 

9 356 738 

94,8 

101,7 

19 930 922 

23 425 334 

117,5 

21 810 135 

93,1 

109,4 

41 544 217 

46 486 104 

111,9 

47 089 656 

101,3 

113,3 

95 301 125 

104 277 999 

109,4 

98 091 162 

94,1 

102,9 

96 461 807 

104 643 768 

108,4 

103 322 715 

98,7 

107,1 

159 374 421 3 ) 

179 346 294 3 ) 

112,5 

197 105 963 3 ) 

109,9 

123,6 

425 016 926 

471 505 888 

110,9 

479 215 617 

101,6 

112,7 

75 051 796 

78 193 809 

104,2 

84 536 156 

108,1 

112,6 

500 068 722 

549 699 697 

109,9 

563 751 773 

102,6 

112,7 

(81,2) 

( 81 , 1 ) 


(85,5) 




Quelle: Ermittlungen von Kapferer & Schmidt, Hamburg, und Berechnungen der Kommission 
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Entwicklung der Anzeigen bei Tageszeitungen 
in den ersten 3 Quartalen 1966 

nach Angaben des Bundesverbandes Deutscher Zeitungsverleger 
gegenüber dem jeweiligen Vorjahreszeitraum (= 100) 



Repräsen- 
tation in 
% der 
Auflage 

Anzeigenfläche 

Bruttoanzeigenumsatz 

Anzeigensparte/Auflagengruppe 

1/1966 

11/1966 

III/1966 

1/1966 

11/1966 

III/1966 

Anzeigen insgesamt 








bis 5 000 

10,5 

118,0 

106,6 

99,5 

106,5 

102,9 

94,3 

5 001 bis 10 000 

17,8 

102,7 

98,5 

98,8 

110,3 

103,5 

95,1 

10 001 bis 50000 

56,8 

103,5 

98,8 

94,8 

107,0 

102,7 

97,6 

50 001 bis 100 000 

65,5 

101,4 

99,8 

93,8 

101,3 

100,2 

94,1 

über 100 000 

86,0 

104,7 

99,2 

95,4 

109,1 

103,1 

99,2 

Markenartikelanzeigen 








bis 5 000 


93,8 

106,1 

94,4 

98,0 

108,8 

92,9 

5 001 bis 10 000 


74,9 

89,7 

97,2 

84,7 

92,3 

92,3 

10 001 bis 50 000 . 


80,0 

84,2 

82,5 

84,7 

89,2 

83,7 

50 001 bis 100 000 


84,4 

94,9 

79,9 

85,1 

91,9 

81,3 

über 100 000 


87,2 

93,7 

89,1 

89,9 

96,9 

91,9 

Stellenanzeigen 








bis 5 000 


92,9 

89,0 

92,8 

99,7 

89,7 

91,1 

5 001 bis 10 000 


96,4 

89,4 

79,7 

107,3 

96,2 

81,5 

10 001 bis 50 000 


95,3 

87,8 

79,5 

98,4 

91,3 

82,3 

50 001 bis 100 000 


104,1 

94,8 

82,9 

103,7 

94,7 

84,6 

über 100 000 


163,1 

97,7 

84,1 

109,8 

102,6 

89,0 


Quelle: Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e. V., Bad Godesberg (Aufrundungen sind von der Kommis- 
sion vorgenommen). 


Anmerkung: 

Bei ihren eigenen Erhebungen hat die Kommission festgestellt, daß es keine einheitliche Ermittlung der Anzeigen- 
umsätze nach Menge und Wert bei den Tageszeitungen gibt. Insbesondere wird z. B. die Markenartikelwerbung 
von den Verlagen nicht nach einheitlichen Kriterien abgegrenzt. Diese Umstände sind bei der Beurteilung dieser 
Tabelle zu berücksichtigen. — Eine einheitliche Abgrenzung wird nach den Feststellungen der Kommission jedoch von 
Kapferer & Schmidt vorgenommen, deren Zahlen für 1966 in Anlage 46 dargestellt sind. Sie weichen in den einzelnen 
Größenklassen bei der Markenartikelwerbung nicht nur tendenziell von den Zahlen des BDZV ab. 
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Entwicklung der Druck- und Verkaufsauflage ausgewählter Zeitschriften 


Zeitschriftenart/Jahr 

Auswert- 

bare 

Druckauflage 

Verkaufte 

Auflage 

Einzelverkauf 

Abonnenten 

Zeit- 

schriften 

1000 

Stück 

| 1956 

1 - 100 

1000 

Stück 

1956 
- 100 

1000 

Stück 

1956 
- 100 

1000 

Stück 

1956 
= 100 

Illustrierte 

3 









1956 


2 385 

100 

2 058 

100 

1 100 

100 

958 

100 

1959 


3 181 

133 

2 713 

132 

1 643 

149 

1 070 

111 

1962 


4 028 

169 

3 483 

169 

2 305 

210 

1 178 

123 

1964 


4 746 

199 

4 094 

199 

2 874 

261 

1 220 

127 

Frauenzeitschriften 

6 









1956 


1 586 

100 

1 364 

100 

638 

100 

726 

100 

1959 


2 372 

149 

1 893 

139 

887 

139 

1 006 

139 

1962 


3 034 

191 

2 530 

185 

1 426 

223 

1 104 

152 

1964 


3 695 

233 

3 036 

223 

1 760 

276 

1 276 

176 

Rundfunkzeitschriften 

5 









1956 


4 568 

100 

4 134 

100 

2 100 

100 

2 034 

100 

1959 


5 665 

124 

5 136 

124 

2 851 

136 

2 285 

112 

1962 


6 812 

149 

6 152 

149 

3 627 

172 

2 525 

124 

1964 


6 869 

150 

6 178 

150 

3 582 

171 

2 596 

127 

Bunte Wochenend- 
blätter 

2 









1956 


1 106 

100 

881 

100 

362 

100 

519 

100 

1959 


1 337 

121 

1 146 

130 

659 

207 

488 

94 

1962 


1 905 

172 ! 

1 606 

182 

1 163 

323 

443 

85 

1964 


2 016 

182 

1 623 

184 

1 242 

343 

382 

74 


Quelle: Eigene Erhebungen 

Anmerkung : 

In den Zahlen sind die Zeitschriften, die zwischen 1956 und 1964 von den sich an der Enquete beteiligenden Verlagen 
neu herausgebracht oder hinzuerworben wurden, mit einer Ausnahme nicht enthalten. 
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Verhältnis von Vertriebs- und Anzeigenerlösen 
bei ausgewählten Zeitschriften 

in °/o 


Zeitschriftenart 

Vor- 

triebs- 

1956 

| An- 1 
| zeigen- | 

Erlöse 

Son- 

stige 

Ver- 

triebs- 

1959 

1 An_ 

| zeigen- 

Erlöse 

Son- 

stige 

Ver- 

triebs- 

1962 

An ' 1 
| zeigen- 

Erlöse 

Son- 

stige 

Ver- 

triebs- 

1964 

An- 

| zeigen- 

Erlöse 

Son- 

stige 

Aktuelle 

Illustrierte .... 

44,5 

55,4 

0,1 

33,8 

66,2 


29,3 

70,6 

0,1 

29,5 

70,4 

0,1 

Frauen- und 
Modezeitschriften 

37,2 

62,7 

0,1 

29,2 

70,7 

0,1 

25,2 

74,7 

0,1 

21,4 

78,5 

0,1 

Rundfunkzeit- 
schriften 

67,9 

32,1 

_ 

57,7 

42,3 



48,7 

51,3 


49,0 

51,0 



Bunte Wochen- 
endblätter 

84,9 

15,1 

— 

79,6 

20,4 

— 

83,2 

16,8 

— 

82,7 

17,3 

— 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Führende Unterhaltungszeitsdiriften im 4. Quartal 1966 

(verkaufte Auflage in Millionen Stück, Besitzstand Ende 1966) 



Illustrierte 

Titel 

verkaufte 

Auflage 

Verlagsgruppe 

Neue Revue 

.. 1,762 

Bauer 

Stern 

1,665 

Grüner & Jahr 

Quick 

.. 1,543 

Bauer 

Bunte 

.. 1,529 

Burda 


Modezeitsdiriften 

Titel 

verkaufte 

Auflage 

Verlagsgruppe 

Burda-Moden 

1,278 

Aenne Burda 

Neue Mode 

. . 0,705 

Bauer 


Rundfunkzeitsdiriften 

Titel 

verkaufte 

Auflage 

Verlagsgruppe 

Hör Zu 

4,002 

Springer 

Bauer 

TV Hören und Sehen . . , . 

. . 1,334 

Funkuhr 

. . 0,729 

Springer 

Gong 

0,661 

Sebaldus-Verlag, Nürnberg 

Bild und Funk 

. . 0,510 

Burda 

Programm 

. . 0,232 

Ganske 


Frauenzeitschriften 

Titel 

verkaufte 

Auflage 

Verlagsgruppe 

Für Sie 

0,998 

Ganske 

Grüner & Jahr 

Brigitte 

. . 0,843 

Frau im Spiegel 

. . 0,783 

Nordd. Verlagsgesellschaft, Lübeck 

Praline 

0,621 

Bauer 

Grüner & Jahr 

Constanze - 

.. 0,620 

Freundin mit Filmrevue . . 

. . 0,513 

Burda 

Petra 

0,497 

Grüner & Jahr 

Moderne Frau 

. . 0,431 

Ganske 


Bunte Wochenendblätter 

Titel 

verkaufte 

Auflage 

Verlagsgruppe 

Die Neue Post 

. . 1,040 

Bauer 

Das Neue Blatt 

. . 0,975 

Springer 

Heim und Welt 

0,841 

Verlagsgesellschaft Heim und 

Welt, Hannover 

Die Neue Welt 


Die neue Welt am Sonnabend, 

am Sonnabend 

. . 0,755 

Düsseldorf 

Das Grüne Blatt 

0 337 *) 

Springer 

Verlag Klambt, Speyer 

Der Hausfreund — 7 Tage 

. . 0,241 

Das Neue Wochenend . . . 

. . 0,191 

Olympia-Verlag, Nürnberg 


*) 


4. Quartal 1965, da im 4. Quartal 1966 wegen Verlagswechsel keine Meldung an IVW 
erstattet wurde. 

Quelle: Zusammenstellung nach IVW-Meldungen 


Anlage 50 
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Entwicklung der heute 5 größten Zeitschriftenverlagsgruppen 

I. Zahl der Objekte 


a) Stand 1956 *) 

b) neu herausgegebene Objekte 

c) zugekaufte Zeitschriften 31 

X mit bestehenden Zeitschriften verschmolzen — 17 

d) Zwischensumme 

e) Abgänge (z. B. Verkauf) 

f) Stand Ende 1966 

g) Auflage der zugekauften Zeitschriften unter c) vor 

Übernahme 


16 

Zeitschriften 

3 

Zeitschriften 

14 

Zeitschriften 

33 

Zeitschriften 

- 1 

Zeitschrift 

32 

Zeitschriften 

10,3 

Millionen Stück 


*) 


Davon entfielen auf den Constanze-Verlag sowie die Nannen GmbH (heute Grüner & 
Jahr GmbH & Co.) 2 Objekte. 

Quelle: Eigene Berechnungen 


II. Entwicklung der Objekte 



1956 | 

1964 | 

1966 

Verkaufsauflage im 4. Quartal *) 



■ 

a) wöchentliche Erscheinungsweise 

5 466 500 

1 1 527 800 

16 748 100 

b) 14tägige Erscheinungsweise 

1 641 000 

3 584 700 

3 945 500 

c) monatliche Erscheinungsweise 

1 188 062 

| 3 413 557 

4 841 375 

d) Summe 

8 295 562 

18 526 057 

25 534 975 

Zahl der Objekte 




a) wöchentliche Erscheinungsweise 

8 

11 

16 

b) 14tägige Erscheinungsweise 

5 

7 

7 

c) monatliche Erscheinungsweise 

3 

6 

9 

d) Summe 

16 

24 

32 


*) Bei den Zeitschriften, für die 1966 keine Auflagen veröffentlicht wurden, sind die ent- 
sprechenden Zahlen des Vorjahres zugrundegelegt worden. 

Quelle: Eigene Berechnungen in Verbindung mit den IVW-Auflagenmeldungen 
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III. Erlöse aus Verlagsobjekten 'J 


Zeitschriftenart 

Erlöse 1956 

insgesamt 

davon Anzeigen- 
erlöse 

1000 DM 1 °/o 

1000 DM ] % 

1. Illustrierte 

38 785 22 21 204 55 

36 101 20 19 178 53 

92 736 51 29 388 32 

5 117 3 856 17 

8 038 4 855 11 

2. Frauen- und Modezeitschriften 

3. Rundfunkzeitschriften 

4. Bunte Wochenendblätter 

5. Sonstige Zeitschriften 

6. Summe 

180 777 100 71 481 40 

16 

7. Zahl der Objekte 


‘) Die Angaben zu den Erlösen lagen der Kommission in den meisten Fällen vor. Bei wenigen Zeitschriften 
fehlten sie. In diesen Fällen hat die Kommission die Erlöse geschätzt. Die Zahlen sind auch bei den Zeitschriften 
geschätzt, die nach 1964 neu herausgekommen sind. Es handelt sich hierbei um Fälle unter den Sonstigen Zeit- 
schriften. 
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Erlöse 1964 

(nach dem Besitzstand 1964) 


Erlöse 1964 

(gegliedert nach dem Besitzstand 
vom 31. Dezember 1966) 


1964 (Besitzstand 1966) 
gegenüber 1956 (= 100) 


insgesamt 

davon Anzeigen- 
erlöse 

insgesamt 

davon Anzeigen- 
erlöse 

Erlöse 

insgesamt 

Anzeigen- 

erlöse 

1000 DM 1 

%> 

1000 DM 1 

°/o 

1000 DM 1 

% 

1000 DM 1 

°/o 

230 233 

29 

152 787 

66 

371 685 

38 

243 970 

66 

958 

1 151 

236 916 

30 

152 545 

64 

237 662 

24 

153 520 

65 

658 

801 

260 727 

32 

132 889 

51 

260 727 

26 

132 889 

51 

281 

452 

24 916 

3 

5 208 

21 

32 916 

3 

5 908 

18 

643 

690 

49 698 

6 

19 292 

39 

92 132 

9 

29 696 

32 

1 146 

3 473 

802 490 

100 

462 721 

58 

995 122 

100 

565 983 

57 

550 

792 


24 


I 

32 





Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen 
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Entwicklung der ortsfesten Filmtheater, der Filmtheaterbesucher 
und der angemeldeten Fernsehgeräte 


Jahr 

Ortsfeste 
Filmtheater x ) 

Filmtheaterbesucher 
in Millionen 

Angemeldete 
Fernsehgeräte 
in Millionen t ) 

1936 

5 259 2 ) 

361,6 3 ) 


1938 

5 446 

441,6 


1940 

7 018 

834,1 


1942 

7 042 

t 062,1 


1944 

6 484 

1 101,7 


1946 

2 125 

300,0 


1948 

2 975 

443,0 


1949 

3 360 

467,2 


1950 

3 962 

487,4 


1951 

4 547 

554,8 


1952 

4 853 

614,5 


1953 1 

5 117 

680,2 

0,012 

1954 

5 640 

735,6 

0,084 

1955 

6 239 

766,1 

0,284 

1956 

6 438 

817,5 

0,682 

1957 

6 577 

801,0 

1,212 

1958 

6 789 

750,0 

2,129 

1959 

7 085 

671,0 

3,375 

1960 

6 950 

605,0 

4,635 

1961 

6 666 

517,0 

5,888 

1962 

6 327 

443,0 

7,213 

1963 

5 964 

376,0 

8,539 

1964 

5 551 

339,0 

10,024 

1965 

5 209 

320,0 

11,379 


*) Stand am jeweiligen Jahresende. 

2 ) Die Zahlen vor 1945 beziehen sich auf den Gebietsstand des Deutschen Reiches (darin 
sind ab 1940 das Saarland, Österreich, Sudetenland, Memelland und die Freie Stadt 
Danzig enthalten). Nach 1945 beziehen sich die Zahlen auf das Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland einschließlich Berlin (West) (ab 1959 einschließlich Saarland). 
Saarland). 

3 ) Die Angaben beziehen sich vor 1945 aul den Gebiet sstand des Deutschen Reiches ohne 
Saarland, (ab 1939 einschließlich Saarland und Österreich; ab 1940 einschließlich Sude- 
tenland, Memelland und Freie Stadt Danzig; ab 1942 einschließlich Luxemburg, Elsaß- 
Lothringen und Wartheland - — ohne Böhmen und Mähren). Nach 1945 sind die Zahlen 
auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) abgestellt 
(ab 1959 einschließlich Saarland). 

Quelle: Filmstatistische Taschenbücher 
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Entwicklung der steuerpflichtigen Umsätze in der Film Wirtschaft 
von 1956 bis 1964 l ) 


Wirtschaftszweige 

Umsätze nach Kalenderjahren in 1000 DM 

1956 | 1957 | 1958 | 1959 | 1960 | 1961 | 1962 | 1964 

Filmproduktion, 
Filmateliers, 
Synchronstudios . . . 

173 150 

207 300 

229 709 

282 464 

267 791 

251 863 

265 604 

296 752 

Filmverleih und 
Vertrieb 

364 972 

412 283 

411 722 

342 084 

340 051 

336 959 

295 509 

275 996 

Filmtheater 

1 005 819 

1 050 625 

1 054 681 

948 988 

892 378 

839 866 

763 543 

685 889 


9 Die Zahlen für 1963 sind nicht bekannt, da für dieses Kalenderjahr keine Umsatzsteuerstatistik erstellt wurde. Ab 
1962 wird die Umsatzsteuerstatistik nur in 2jährigem Turnus durchgeführt. 

Bis einschließlich 1960 ist das Saarland in den Zahlen flicht enthalten. 

Quelle: Mitteilungen der Spitzenorganisation der Filmwirtschaft e. V. — Marktforschung — 1960, Nr, 7; 1962, 
Nr. 1; 1963, Nr. 1. 
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Informationsangebot in Hörfunk und Fernsehen 

a) Anteile der informativen Sendungen an der Gesamtsendezeit 
(ohne reine Werbung) in °/o 1 ) 


1959 

1962 

1964 

Programm 

Anteil 

Programm 

Anteil 

Programm 

Anteil 

SWF 

I 

22,1 

NDR 

I 

26,7 

SFB 

I 

26,4 

SFB 

I 

21,6 

SFB 

I 

24,6 

HR 

I 

23,0 

SWF 

II 

21,4 

SWF 

II 

21,7 

SDR 

II 

21,9 

SFB 

II 

20,0 

HR 

I 

21,7 

SWF 

I 

21,7 

NDR 

I 

19,2 

BR 

I 

21,4 

SWF 

II 

21,5 

WDR 

I 

18,5 

NDR 

II 

21,4 

BR 

I 

21,3 

BR 

I 

18,5 

SWF 

I 

21,0 

RB 

I 

21,1 

NDR 

II 

17,8 

SFB 

II 

20,4 

NDR 

I 

20,8 

SR 

I 

17,7 

RB 

I 

20,3 

SDR 

I 

18,8 

RB 

I 

16,5 

WDR 

I 

19,9 

WDR 

I 

18,8 

HR 

I 

15,7 

SDR 

I 

19,5 

SFB 

II 

18,7 

RB 

II 

15,5 

SR 

I 

17,5 

WDR 

II 

18,7 

SR 

II 

15,4 

WDR 

II 

16,2 

NDR 

II 

14,3 

WDR 

II 

14,4 

RB 

II 

15,2 

BR 

II 

12,8 

BR 

II ! 

11,2 

HR 

II 

14,6 

SR 

II 

12,7 

HR 

II 

10,7 

SDR 

II 

14,6 

RB ' 

II 

12,6 

SDR 

I ■ 

9,9 

SR 

II 

14,5 

HR 

II 

12,5 

SDR 

II 

5,7 

BR 

II 

11,1 

SR 

I 

11,8 


*) geordnet nach der Höhe des Anteils 

Quelle : Eigene Berechnungen nach Angaben der ARD 


Die Tabelle zeigt erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Programmen 
und unterschiedliche Veränderungen in den einzelnen Jahren. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, daß die Gesamtsendezeiten der einzelnen Programme voneinander 
abweichen. Außerdem hat sich auch der Umfang der Gesamtsendezeiten im Unter- 
suchungszeitraum verändert (vgl. Anlage 3 und 4). 

Umgerechnet auf die durchschnittliche Sendezeit pro Tag enthielten die Hörfunk- 
programme folgendes Informationsangebot: 


Informationsangebot 

Minuten 

1959 | 1962 | 1964 

höchstes Angebot 

SWF I 286 

NDR/ WDR I 326 ») 

SFB I 368 


niedrigstes Angebot 

SDR II 56 

BR II 112 

SR I 125 



Anteil des NDR 196 Minuten, Anteil des WDR 130 Minuten 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der ARD 
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b) Für das 1. Fernsehprogramm liegen statistische Unterlagen gleichfalls ab 1959 
vor. Faßt man die Sparten „Zeitgeschehen" , „Tagesschau“ , „ Wochenspiegel " 
und „Sport" zusammen, ergeben sich folgende Minutenzahlen und °/o -Anteile 

am Gesamtprogramm: 


1959 

1962 

1964 


Anteil am 


Anteil am 


Anteil am 

Minuten 

Gesamt- 

Minuten 

Gesamt- 

Minuten 

Gesamt- 


Programm 


Programm 


Programm 

39 695 

36,7 

57 249 

42,1 

64 531 

: 

1 40,0 


Quelle: Angaben der ARD und eigene Berechnungen 


Im Durchschnitt betrug demnach das Tnformationsangebot des 1. Fernsehpro- 
gramms im Jahre 1959 täglich 109 Minuten, im Jahre 1962 täglich 157 Minuten 
und im Jahre 1964 täglich 177 Minuten. 

ln diesen Angaben sind nicht die Sendeminuten der Regionalprogramme enthal- 
ten. Für diese Programme lag keine Aufteilung nach Sparten vor. In der Regel 
dürfte jedoch der Anteil informativer Sendungen bei 35 bis 40 °/o liegen. 


c) Für das 2. Fernsehprogramm weist die Statistik folgende Minutenzahlen und 
% -Anteile für Sendungen informativen Charakters (Tagesgeschehen, Politik und 
Zeitgeschehen, Dokumentarberichte und Sportsendungen) aus: 


1963 L 

1964 

Minuten 

Anteil am 
Gesamtprogramm 

Minuten 

Anteil am 
Gesamtprogramm 

32 003 

41,5 j 56 131 

47,4 


Quelle: Angaben des ZDF und eigene Erhebungen 


Das durchschnittliche tägliche Informationsangebot des 2. Fernsehprogramms lag 
somit im Jahre 1963 bei 88 Minuten und im Jahre 1964 bei 154 Minuten. 

Im Vergleich zum 1. Fernsehprogramm nahmen die Informationen im 2. Fernseh- 
programm zwar einen größeren Anteil an der Gesamtsendezeit ein, sie erreichten 
jedoch noch nicht den zeitlichen Umfang des Informationsangebots im 1. Pro- 
gramm. Dies erklärt sich daraus, daß das ZDF in den Jahren des Aufbaus noch 
kein Vollprogramm ausstrahlte, jedoch bestrebt war, ein vollwertiges Abend- 
programm zu bieten. 
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Entwicklung von Bruttosozialprodukt und Wirtschaftswerbung 
von 1956 bis 1965 


Jahr 

Bruttosozial- 
produkt *) 

Schätzung der Gesamtkosten 
der Wirtschaftswerbung 2 ) 

Gemessene Bruttowerbeumsätze 
laut Zentralausschuß 
der Werbewirtschaft 3 ) 

Mrd. DM 

Index 

Mrd. DM 

Index 

in °/o des 
Bruttosozial- 
produkts 

Mrd. DM 

Index 

in °/o des 
Bruttosozial- 
produkts 

1956 

198,8 

100 

5,0 4 ) 

100 

2,5 

1,2 

100 

0,6 

1957 

216,3 

109 

5,6 

112 

2,6 

1,5 

125 

0,7 

1958 

231,5 

117 

5,8 

116 

2,5 

1,7 

142 

0,7 

1959 

250,9 

126 

6,3 

126 

2,5 

1,9 

158 

0,8 

1960 

296,8 

149 

7,1 

142 

2,4 

2,2 

183 

0,7 

1961 

326,2 

164 

7,7 

154 

2,4 

2,7 

225 

0,8 

1962 

354,5 

178 

8,5 5 ) 

170 

2,4 

2,9 

242 

0,8 

1963 

377,6 

190 

9,6 

192 

2,5 

3,3 

275 

0,9 

1964 

413,8 

208 

10,7 

214 

2,6 

3,7 

308 

0,9 

1965 

448,8 

226 

12,2 

244 

2,7 

4,2 

350 

0,9 


9 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1966. Die Zahlen enthalten bis einschließlich 1959 das 
Saarland und Berlin (West) nicht. 

-) Werbewissenschaftliches Referatenblatt, Nr. 4, Juli 1966, Seite 1, und eigene Berechnungen. 

3 ) ZAW-Jahresbericht 1965, Seite 30, und eigene Berechnungen. 

4 ) Berechnung von Seyffert unter Fortrechnung bis 1961; vgl. Werbewissenschaftliches Referatenblatt Nr. 4, Juli 1966, 
Seite 1. 

'•) Berechnung von Klein-Blenkers unter Fortrechnung bis 1965. Die Fortrechnung von Seyffert ergibt für 1962 Schätz- 
kosten von 8,3 Mrd. DM; vgl. hierzu Werbewissenschaftliches Referatenblatt Nr. 4, Juli 1966, Seite 1. 
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Entwicklung der Werbeaufwendungen bei den Werbemitteln Anzeige r 
Hörfunk und Fernsehen nach Produkt- und Dienstleistungsbereichen 

von 1961 bis 1966 


Produkt- und Dienstleistungsbereiche 


Werbeaufwendungen 

in Millionen DM *) 



1961 | 

1962 | 

1963 | 

1964 | 1965 | 

1966 

Nahrungs- und Genußmittel 

449,1 

538,4 

605,3 

647,6 642,8 

728,6 

Körperpflege, Reinigung, Gesundheit 

415,8 

464,8 

524,2 

556,3 606,4 

644,0 

Maschinen und Fahrzeuge 

122,8 

137,1 

181,2 

209,1 242,9 

233,5 

Haushalts- und Einrichtungsgegenstände . . . 

126,8 

142,1 

146,5 

157,5 213,4 

223,4 

Textil und Bekleidung 

103,5 

119,5 

129,2 

158,8 171,3 

206,7 

Dienstleistungen 

44,6 

56,1 

65,9 

82,7 99,6 

117,0 

Güter des persönlichen Bedarfs 

45,7 

54,4 

62,1 

67,6 74,6 

80,1 

Sonstige Produktgruppen 

212,6 

229,8 

279,7 

309,6 396,8 

430,7 

überregionale Werbung 

1 520,9 

1 742,2 

1 994,1 

2 189,2 2 447,8 

2 664,0 

Produktionsmittel in Fachzeitschriften 

181,3 

219,4 

249,0 

278,6 301,5 

339,0 

Lokale Werbung in Zeitungen 

Einzelhandel 

636,1 

642,9 

643,2 

739,7 875,6 

1 030,8 

Vergnügungen und Veranstaltungen 

170,9 

166,2 

188,6 

207,5 228,1 

245,1 

Bäder und Reisen 

56,5 

72,1 

110,7 

134,9 149,0 

169,2 

insgesamt 

863,5 

881,2 

942,5 

1 082,1 1 252,7 

1 445,1 

Summe aller Gruppen 

. 

2 565,7 

2 842,8 

3 185,6 

3 549,9 4 002,0 

4 448,1 


h Die Zahlen enthalten nicht die Aufwendungen für Anschlagwerbung. In den ZAW-Zahlen, die in Anlage 55 ausge- 
wiesen sind, sind diese Aufwendungen dagegen berücksichtigt. 
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Anteile 

an den Werbeaufwendungen 
in °/o 

aller Gruppen 

- 

Anteile an 

der überregionalen Werbung 
in •/• 


1961 | 

1962 | 

1963 

| 1964 1 

1965 | 

1966 

1961 

| 1962 | 

1963 

| 1964 | 

1965 | 

1966 

17 

19 

19 

18 

16 

16 

30 

31 

31 

30 

26 

27 

16 

16 

16 

16 

15 

14 

27 

27 

26 

25 

25 

24 

5 

5j 

6 

6 

6 

5 

8 

8 

9 

10 

10 

9 

5 

5 

5 . 

4 

5 

5 

8 

8 

7 

7 

9 

8 

4 

4 

4 

4 

4 

5 

7 

7 

7 

7 

7 

8 

2 

2 

2 

2 

3 

3 

3 

3 

3 

4 

4 

5 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

8 

8 

9 

9 

10 

10 

14 

13 

14 

14 

16 

16 

59 

61 

63 

61 

61 

60 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

7 

8 

8 

8 

7 

8 







25 

22 

20 

21 

22 

23 







7 

6 

6 

6 

6 

5 







* 2 

3 

3 

4 

4 

4 







34 

31 

29 

31 

32 

32 







100 

100 

100 

100 

100 

100 








Quelle: ZAW-Jahresbericht 1965 (für die Zahlen 1961 bis 1965) sowie ZAW-Jahresbericht 1966 (für die Zahlen 1966) 
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Entwicklung der Werbeaufwendungen für Markenartikel 
und Dienstleistungen (überregionale Werbung) bei den Werbemitteln 
Anzeige, Hörfunk und Fernsehen im Zeitraum 1952 bis 1966 


Jahr 

Werbeaufwendungen in Millionen DM 

Anteile an den Werbeaufwendüngen in °/o 

Tages- 

zeitungen 

Zeit- 

. Schriften 

Hör- 
funk *) 

Fern- 

sehen 

ins- 
gesamt 2 ) 

Tages- 

zeitun- 

gen 

Zeit- 
schrif- 
ten . 

Hör- 
funk *) 

Fern- 

sehen 

ins- 

gesamt 

1952 

82,1 

101,4 

17,9 

— 

201,4 

40,8 

50,3 

8,9 

— 1 

100,0 

1953 

107,1 

132,2 

20,1 

— 

259,4 

41,3 

51,0 

7,7 

— 

100,0 

1954 

139,1 

167,9 

25,2 

' — 

332,2 

41,9 

50,5 

7,6 

— 

100,0 

1955 

171,4 

204,3 

29,1 

— 

404,8 

42,3 

50,5 

7,2 

— 

100,0 

1956 

214,1 

258,1 

28,9 

— 

501,1 

42,7 

51,5 

5,8 

— 

100,0 

1957 

261,6 

351,4 

34,1 

3,2 

650,3 

40,2 

54,0 

5,3 

0,5 

100,0 

1958 

288,8 

422,6 

37,0 

IM 

759,5 

38,0 

55,6 

4,9 

1,5 

100,0 

1959 

325,3 

493,1 

44,3 

55,1 

917,8 

35,5 

53,7 

4,8 

6,0 

100,0 

1960 

384,6 

552,8 

48,6 

127,5 

1 113,5 

34,5 

49,6 

4,4 

11,5 

100,0 

1961 

490,9 

717,9 

52,6 

222,1 

1 483,5 

33,1 

48,4 

3,5 

15,0 

100,0 

1962 

527,2 

834,2 

55,9 

281,8 

1 699,1 

31,0 

49,1 

3,3 

16,6 

100,0 

1963 

568,2 

947,8 

64,4 

365,9 

1 946,3 

29,2 

48,7 

3,3 

18,8 

100,0 

1964 

616,2 

1 068,7 

83,7 

374,0 

2 142,6 

28,8 

49,9 

3,9 

17,4 

100,0 

1965 

677,8 

1 148,7 

91,6 

470,9 

2 389,0 

28,4 

48,1 

3,8 

19,7 

100,0 

1966 

659,1 

1 294,6 

108,5 

537,7 

2 599,9 

25,3 

49,8 

4,2 

20,7 

100,0. 


*) einschließlich Radio Luxemburg, auf das z. B. 1963 14,0 Millionen DM und 1964 21,8 Millionen DM entfielen 
2 ) Im Unterschied zu den in Anlage 56 ausgewiesenen Werbeaufwendungen für überregionale Werbung sind einige 
Produktgruppen (wie z. B. die Werbung der chemisch-pharmazeutischen Industrie für rezeptpflichtige Präparate) 
nicht berücksichtigt. Dies geschah deshalb, weil für diese Produktgruppen im Fernsehen nicht geworben wird. 

Quelle: Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Zuwächse und Zuwachsraten der überregionalen Werbung für Marken- 
artikel und Dienstleistungen bei den Werbemitteln Anzeige, Hörfunk 
und Fernsehen von 1953 bis 1966 



Zuwächse in Millionen DM 

Zuwachsraten in °/o des Vorjahres j 

Jahr 

Tages- 

zeitun- 

gen 

Zeit- 

schrif- 

ten 

An- 

zeigen 

ins- 

gesamt 

Hör- 
funk *) 

Fern- 

sehen 

ins- 

gesamt 

Tages- 

zeitun- 

gen 

Zeit- 

schrif- 

ten 

Hör- 
funk *) 

Fern- 

sehen 

ins- 

gesamt 

1953 

25,0 

30,8 

55,8 

2,2 

— . 

58,0 

30,5 

30,4 

12,3 

— - 

28,8 

1954 

32,0 

35,7 

67,7 

5,1 

- 

72,8 

29,9 

21,0 

25,4 

— 

28,1 

1955 

32,3 

36,4 

68,7 

3,9 

— 

72,6 

23,2 

21,1 

15,5 

— 

21,9 

1956 

42,7 

53,8 

96,5 

~0,2 

— 

96,3 

24,9 

26,3 

- 0,7 

— 

23,8 

1957 

47,5 

93,3 

140,8 

5,2 

3,2 

149,2 

22,2 

36,1 

18,0 

— 

29,8 

1958 

27,2 

71,2 

98,4 

2,9 

7,9 

109,2 

10,4 

20,3 

8,5 

246,9 

16,8 

1959 

36,5 

70,5 

107,0 

7,3 

44,0 

158,3 

12,6 

16,1 

19,1 

396,4 

20,8 

1960 

59,3 

59,7 

119,0 

4,3 

72,4 

195,7 

18,2 

12,1 

9,1 

131,4 

21,3 

1961 

106,3 

165,1 

271,4 

4,0 

94,6 

370,0 

21,1 

29,9 

8,1 

14,2 

33,2 

1962 

36,3 

116,3 

152,6 

3,3 

59,7 

215,6 

1,4 

16,2 

6,3 

26,9 

14,5 

1963 

41,0 

113,6 

154,6 

8,5 

84,1 

247,2 

1,8 

13,6 

15,3 

29,8 

14,5 

1964 

48,0 

120,9 

168,9 

19,3 

8,1 

196,3 

8,4 

12,8 

30,0 

2,2 

10,1 

1965 

61,6 

80,0 

141,6 

7,9 

96,9 

246,4 

10,0 

7,5 

9,4 

25,9 

11,5 

1966 

18,7 

145,9 

127,2 

16,9 

66,8 

210,9 

- 2,8 

12,1 

18,4 

14,2 

8,8 

1953 

bis 

1959 

243,2 

391,7 

634,9 

26,4 

55,1 

716,4 

— 

— 

— 

— 

— 

1960 

bis 

1966 

333,8 

801,5 

1 135,3 

64,2 

482,6 

1 682,1 

— 

— 

— 

— 

— 

1953 

bis 

1966 

577,0 

1 193,2 

1 

1 770,2 

; 

90,6 

537,7 

2 398,5 

— 

— 

— 

— 

— 


*) einschließlich Radio Luxemburg 

Quelle : Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Prozentuale Aufteilung der Werbeaufwendungen für überregionale 
Werbung nach Produktgruppen und nach Werbeträgern von 1961 bis 1966 


Produktgruppen/ 

Jahre 

Anteile an den Werbeaufwendungen 
aller Produktgruppen in % 

Anteile an den Werbeaufwendungen 
aller Werbeträger in °/o 

Tages- 

zeitungen 

Zeit- 

schriften 

Hör- 
funk 1) 

Fern- 

sehen 

Alle 

Werbe- 

träger 

Tages- 

zeitungen 

Zeit- 

schriften 

Hör- 
funk 1) 

Fern- 

sehen 

Alle 

Werbe- 

träger 

Nahrungs- und Genußmittel 









1961 

33,6 

24,5 

44,7 

38,0 

30,3 

36,7 

39,3 

5,2 

18,8 

100,0 

1962 

35,8 

26,1 

43,5 

38,0 

31,7 

35,0 

40,4 

4,5 

20,1 

100,0 

1963 

30,2 

27,5 

42,7 

39,8 

31,1 

28,3 

43,1 

4,6 

24,0 

100,0 

1964 

28,4 

27,0 

39,9 

40,1 

30,2 

27,1 

44,6 

5,2 

23,1 

100,0 

1965 

23,9 

22,5 

41,7 

36,4 

26,3 

25,2 

42,1 

6,0 

26,7 

100,0 

1966 

23,4 

25,0 

39,4 

35,7 

27,3 

21,2 

46,6 

5,9 

26,3 

100,0 

Körperpflege, Reinigung, Gesundheit 








1961 

13,5 

30,9 

36,4 

32,6 

25,6 

17,5 

58,4 

5,0 

19,1 

100,0 

1962 

11,2 

30,8 

36,8 

31,5 

25,0 

13,9 

60,4 

4,8 

20,9 

100,0 

1963 

12,9 

29,6 

37,7 

29,3 

25,0 

15,1 

57,8 

5,1 

22,0 

100,0 

1964 

14,7 

26,6 

40,9 

29,5 

24,2 

17,5 

54,6 

6,7 

21,2 

100,0 

1965 

11,0 

27,2 

39,9 

35,5 

24,8 

12,4 

' 54,0 

6,0 

27,6 

100,0 

1966 

7,9 

25,4 

43,5 

37,1 

24,2 

8,1 

53,6 

7,3 

31,0 

100,0 

Maschinen und Fahrzeuge 










1961 

14,2 

6,6 

0,2 

2,3 

8,3 

57,0 

38,8 

0,1 

4,1 

100,0 

1962 

13,3 

6,6 

0,4 

2,6 

7,8 

53,0 

41,3 

0,2 

5,5 

100,0 

1963 

16,8 

7,1 

0,6 

3,1 

9,0 

54,7 

38,6 

0,3 

6,4 

100,0 

1964 

16,9 

8,3 

0,6 

2,9 

9,5 

51,0 

43,4 

0,2 

5,4 

100,0 

1965 

17,2 

9,6 

1,1 

1,9 

9,9 

48,1 

47,8 

0,4 

3,7 

100,0 

1966 

15,9 

8,8 

u 

1,4 

8,8 

44,9 

51,4 

0,5 

3,2 

100,0 

Haushalts- und Einrichtungsgegenstände 








1961 

8,3 

9,2 

5,0 

7,4 

8,5 

32,2 

52,7 

2,1 

13,0 

100,0 

1962 

8,3 

8,8 

4,1 

8,1 

8,4 

30,9 

51,4 

1)6 

16,1 

100,0 

1963 

8,1 

7,7 

3,6 

6,9 

7,5 

31,6 

49,7 

1,6 

17,1 

100,0 

1964 

7,2 

8,1 

2,6 

6,6 

7,3 

28,0 

54,9 

1,4 

15,7 

100,0 

1965 

10,0 

9,5 

3,4 

5,8 

8,7 

32,0 

53,7 

1,5 

12,8 

100,0 

1966 

10,6 

8,9 

2,8 

5,6 

8,4 

31,3 

53,8 

1,3 

13,6 

100,0 

Textil und Bekleidung 










1961 

3,5 

7,5 

2,3 

3,7 

5,4 

21,6 

66,6 

1,6 

10,2 

100,0 

1962 

3,1 

7,4 

4,1 

3,3 

5,3 | 

18,3 

68,7 

2,6 

10,4 

100,0 


*) einschließlich Radio Luxemburg 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Produktqruppen/ 

Jahre 

Anteile an den Werbeaufwendungen 
aller Produktgruppen in %> 

Anteile an den Werbeaufwendungen 
aller Werbeträger in % 

Tages- 

zeitungen 

Zeit- 

schriften 

Hör- 
funk l) 

Fern- 

sehen 

Alle 

Werbe- 

träger 

Tages- 

zeitungen 

Zeit- 

schriften 

Hör- 
funk 1) 

Fern- 

sehen 

Alle 

Werbe- 

träger 

1963 

1,9 

7,5 

2,1 

3,5 

4,9 

11,0 

74,1 

1,4 

13,5 

100,0 

1964 

1,0 

7,6 

2,5 

4,0 

4,9 

5,9 

77,9 

2,0 

14,2 

100,0 

1965 

1,5 

10,9 

2,5 

5,8 

7,0 

5,8 

77,0 

1 ,4 

15,8 

100,0 

1966 

2,5 

11,5 

2,4 

5,9 

7,7 

7,9 

75,6 

1,3 

15,2 

100,0 

Dienstleistungen 











1961 

5,7 

2,0 

0,6 

1,3 

3,0 

61,8 

31,3 

0,7 

6,2 

100,0 

1962 

6,9 

1,9 

0,2 

1,3 

3,3 

64,7 

28,7 

0,2 

6,4 

100,0 

1963 

7,5 

2,0 

0,4 

1,2 

3,4 

65,0 

28,0 

0,4 

6,6 

100,0 

1964 

8,1 

2,5 

0,6 

1,4 

3,9 

60,2 

32,9 

0,6 

6,3 

100,0 

1965 

9,0 

2,6 

0,5 

1,4 

4,1 

61,6 

31,4 

0,5 

6,5 

100,0 

1966 

10,7 

2,8 

0,7 

1,4 

4,4 

60,7 

32,1 

0,7 

6,5 

100,0 

Güter des persönlichen Bedarfs 









1961 

2,1 

3,9 

1,6 

3,1 

3,1 

22,5 

60,3 

1,8 

15,4 

100,0 

1962 

3,1 

3,4 

2,0 

3,1 

3,2 

29,4 

52,3 

2,0 

16,3 

100,0 

1963 

2,7 

3,2 

2,2 

4,1 

3,2 

24,3 

49,1 

2,3 

24,3 

100,0 

1964 

3,1 

3,2 

2,5 

3,3 

3,2 

28,0 

50,6 

3,1 

18,3 

100,0 

1965 

3,5 

2,8 

1,8 

3,3 

3,0 1 

31,6 

45,4 

2,2 

20,8 

100,0 

1966 

3,5 

2,9 

1,3 

2,9 

3,0 

29,3 

49,4 

1,7 

19,6 

100,0 

Sonstige Produktgruppen 










1961 

19,1 

15,4 

9,2 

11,6 

15,8 

40,0 

47,0 

2,0 

11,0 

100,0 

1962 

18,3 

15,0 

8,9 

12,1 

15,3 

37,0 

48,0 

1,9 

13,1 

100,0 

1963 

19,9 

15,4 

10,7 

12,1 

15,9 

36,4 

47,1 

2,2 

14,3 

100,0 

1964 

20,6 

16,7 

10,4 

12,2 

16,8 

35,2 

49,7 

2,4 

12,7 

100,0 

j965 

23,9 

14,9 

9,1 

9,9 

16,2 

40,9 

45,3 

2,1 

1 1,7 

100,0 

1966 

25,5 

14,7 

8,8 

10,0 

16,2 

39,1 

46,2 

2,2 

12,5 

100,0 

Alle Produktgruppen 










1961 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

33,1 

48,4 

3,5 

15,0 

100,0 

1962 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

31,0 

49,1 

3,3 

16,6 

100,0 

1963 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

29,2 

48,7 

3,3 

18,8 

100,0 

1964 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

28,8 

49,9 

3,9 

17,4 

100,0 

1965 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

27,8 

49,3 

3,7 

19,2 

100,0 

1966 

100,0 

100,0 

100,0 

100 ( 0 

100,0 

24,8 

50,9 

4,1 

20,2 

100,0 


Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Zuwächse und Zuwachsraten der überregionalen Werbung 
nach Produktgruppen und nach Werbeträgern von 1962 bis 1966 



Tages- 

Zeit- 

Anzeigen 

Hörfunk U 

Fernsehen 

alle Werbe- 

Produktgruppen 

Zeitungen 

Schriften 

insgesamt 





träger 

Mil- 

in °/o 

Mil- 

in % 

Mil- 

in •/• 

Mil- 

in °/o 

Mil- 

in °/o 


in °/o 


lioncn 

von 

lionen 

von 

lionen 

von 

lionen 

von 

lionen 

von 

dm 

von 


DM 

1961 

DM 

1961 

DM 

1961 

DM 

1961 

DM 

1961 

1961 

Nahrungs- und 
Genußmittel . . 

-10,2 

- 6,2 

163,1 

92,5 

152,9 

44,8 

19,3 

82,1 

107,6 

127,6 

279,8 

62,3 

Körperpflege, 
Reinigung, 
Gesundheit .... 

-14,2 

- 21,4 

123,0 

55,4 

108,8 

37,7 

28,1 

147,1 

127,0 

175,2 

263,9 

69,4 

Maschinen und 
Fahrzeuge .... 

35,0 

50,1 

72,6 

152,8 

107,6 

91,7 

U 

1100,0 

2,3 

45,1 

111,0 

90,6 

Haushalts- und 
Einrichtungs- 
gegenstände . . . 

29,2 

71,9 

53,8 

81,0 

83,0 

77,6 

0,4 

15,4 

14,0 

85,4 

97,4 

77,3 

Textil und 
Bekleidung .... 

- 1,0 

- 5,7 

102,7 

191,6 

101,7 

143,2 

1,4 ! 

116,7 

23,3 

284,2 

126,4 

157,0 

Dienst- 
leistungen .... 

Güter des 

43,1 

154,5 

23,4 

164,8 

66,5 

158,0 

0,5 | 

166,7 

4,8 

171,4 

71,8, 

158,9 

persönlichen 
Bedarfs 

13,1 

127,2 

11,8 

42,6 

24,9 

65,5 

0,6 

75,0 

8,7 

124,3 

34,2 

74,7 

Sonstige 

Produktgruppen 

74,8 

79,8 

88,6 

80,3 | 

163,4 

80,1 

4,8 

100,0 

28,0 

109,0 

196,2 

83,7 

Alle Produkt- 
gruppen 

169,8 

34,6 

639,0 

89,0 

808..8 

66,9 

56,2 

106, 8 

315,7 

142,1 

1 180,7 

79,6 



J ) einschließlich Radio Luxemburg 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Bruttoeinnahmen aus überregionaler Werbung bei 5 großen Zeitungen 
nach Produktgruppen von 1964 bis 1966 

in °/o 


Produktgruppen 

Bild-Zeitung 

Die Welt 

1964 

1965 

1966 

1964 

1965 

1966 

Nahrungs- und Genußmittel 

26,0 

27,0 

26,8 

13,9 

12,8 

13,8 

Körperpflege, Reinigung, Gesund- 







heit 

24,9 

18,5 

17,0 

3,9 

4,1 

3,1 

Güter des persönlichen Bedarfs .... 

6,4 

6,3 

8,2 

4,2 

3,9 

3,1 

Textil und Bekleidung 

3,0 

1,2 

1,7 

1,4 

0,9 

2,0 

Haushalts- und Einrichtungsgegen- 







stände 

5,4 

6,4 

5,1 

5,3 

5,3 

3,9 

Maschinen und Fahrzeuge 

12,6 

17,0 

13,7 

26,4 

25,1 

20,8 

Verlagswerbung 

7,4 

6,0 

9,6 

3,4 

9,0 

11,3 

Zusammengefaßte 







Produktgruppen 

0,6 

0,5 

0,7 

3,5 

4,2 

3,4 

Sonstige Produktgruppen 

12,0 

14,5 

15,1 

18,3 

16,4 

18,9 

Dienstleistungen 

1,7 

2,6 

2,1 

19,7 

18,3 

19,7 

Summe . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

1 100,0 

100,0 

100,0 

Überregionale Werbung in absoluten 

Bild-Zeitung 

Die Welt 

Beträgen 

DM 

Index 

DM 

Index 

1964 

61 685 480 

100 

15 585 512 

100 

1965 

61 126 276 

99 

18 288 088 

117 

1966 

64 964 415 

105 

19 369 910 

124 
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Frankfurter Allgemeine 

Süddeutsche Zeitung | 

Westdeutsche Allgemeine 

1964 | 

1965 | 

1966 | 

1964 | 

1965 | 

1966 

1964 | 

1965 | 

1966 

12,9 

11,6 

13,0 

18,8 

16,9 

19,4 

28,8 

24,4 

25,9 

3,2 

4,2 

2,5 

9,8 

11,9 

4,9 

12,5 

10,9 

6,9 

5,0 

4,4 

3,1 

4,5 

4,8 

3,7 

3,3 

4,0 

4,0 

1,8 

0,9 

2,2 

3,6 

1,3 

4,7 

1,5 

1,4 

3,5 

5,8 

6,0 

4,0 

7,3 

7,3 

7,4 

7,8 

13,0 

11,7 

27,4 

26,0 

20,3 

19,7 

16,9 

17,1 

! 

15,8 

16,7 

14,0 

3,4 

7,9 

11,4 

3,7 

4,8 

5,9 

3,1 

3,1 

3,6 

4,8 

4,3 

3,4 

2,9 

3,9 

2,1 

1,6 

1,0 

0,5 

14,4 

| 

15,6 

18,2 

15,4 

18,7 

18,9 

18,3 

17,4 

20,3 

21,3 

19,1 

21,9 

14,3 

13,5 

15,9 

7,3 

8,1 

9,6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

| 100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Frankfurter Allgemeine 

Süddeutsche Zeitung 

Westdeutsche Allgemeine 

DM 

| Index 

DM 

| Index 

1 DM 

| Index 

14 641 336 

100 

| 10 631 082 

100 

18 661 876 

100 

17 590 462 

120 

13 226 332 

124 

20 221 011 

108 

20 651 463 

141 

16 977 843 

160 

22 368 025 

120 


Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Werbeaufwendungen ausgewählter Produkte in Tageszeitungen, 
Publikumszeitschriften und Fernsehen nach Produktgruppen 


Produktgruppen 

1961 

1964 

1965 

1966 

1000 DM 

| o/o 

1000 DM 

°/o 

1000 DM 

°/o 

1000 DM 1 

°/o 

Nahrungsmittel (7 Etats) 









Tageszeitungen 

10 156 

34 

7 755 

18 

10 122 

25 

8 249 

19 

Publikumszeitschriften 

13 322 

44 

24 267 

56 

18 359 

46 

20 190 

47 

Fernsehen 

6 636 

22 

11 193 

26 

11 772 

29 

14 646 

34 

Summe . . . 

30 114 

WO 

43 215 

WO 

40 253 

100 

43 085 

100 

Spirituosen (7 Etats) 









Tageszeitungen 

4 095 

32 

4 227 

26 

4 056 

23 

3 835 

24 

Publikumszeitschriften 

6 161 

48 

8 854 

54 

9 727 

56 

8 422 

52 

Fernsehen 

2 583 

20 

3 184 

20 

3 644 

21 

3 968 

24 

Summe . . . 

12 839 

WO 

16 265 

WO 

17 427 

WO 

16 225 

WO 

Alkoholfreie Getränke (3 Etats) 









Tageszeitungen 

248 

6 

719 

10 

303 

4 

924 

8 

Publikumszeitschriften 

2 617 

59 

3 662 

53 

5 326 

62 

5919 

51 

Fernsehen 

1 560 

35 

2 562 

37 

2 958 

34 

4 823 

41 

Summe . . . 

4 425 

WO 

6 943 

WO 

8 587 

WO 

11 666 

100 

Zigaretten (4 Etats) 









Tageszeitungen 

10 726 

55 

14 318 

40 

12 776 

38 

9 376 

30 

Publikumszeitschriften 

6 646 

34 

13 449 

37 

12 249 

36 

13418 

44 

Fernsehen 

2 015 j 

i 

11 

8 429 

23 

8910 

26 

7 974 

26 

Summe . . . 

19 387 

WO 

36 196 

WO 

33 935 

WO 

30 768 

WO 

Körperpflege (4 Etats) 









Tageszeitungen 

1 144 

7 

917 

4 

881 

3 

1 664 

6 

Publikumszeitschriften 

9 059 

51 

15 070 

63 

14 986 

59 

15 184 

53 

Fernsehen 

7 395 ' 

42 

7 849 

33 

9513 

38 

1 1 875 

41 

Summe . . . j 

17 598 

WO 

23 836 

WO 

25 380 

WO 

28 723 

WO 

Wasch- und Reinigungsmittel 
(5 Etats) 

i 






i 


Tageszeitungen 

26 246 1 

30 

52 722 

38 

31 837 

23 

: 15 320 

12 

Publikumszeitschriften 

48 792 

55 

53 744 

39 

44 243 

32 

41 972 

34 

Fernsehen 

13 174 

15 

31 319 

23 

61 221 

45 

67 617 

54 

Summe . . . 

88 212 

WO 

137 785 

WO 

137 301 

WO 

124 909 

wo 


Quelle : Eigene Berechnungen nach Angaben von Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Produktgruppen 

1961 

i 

1964 

? 

1965 i 

1966 


1000 DM 

0/o 

1000 DM 

o/o 

1000 DM 1 

% | 

1000 DM I 

% 

Haushaltgeräte (3 Etats) 

Tageszeitungen 

3 410 

39 

2 946 

38 

4 051 

43 

4 403 

44 

Publikumszeitschriften 

4 725 

55 

3 689 

47 

4 222 

45 

4 005 

40 

Fernsehen 

510 

6 

1 137 

15 

1 085 

12 

1 565 

16 

Summe . . . 

8 645 

100 

7 772 

100 

9 358 

100 

9 973 

100 

Strümpfe (4 Etats) 









Tageszeitungen 

469 

9 

349 

5 

755 

9 

1 236 

12 

Publikumszeitschriften 

3 970 

75 

5 088 

77 

5 023 

63 

6 320 

62 

Fernsehen 

857 

16 

1 150 

18 

2 262 

28 

2 594 

26 

Summe . . . 

5 296 

100 

6 587 

100 

8 040 

100 

10 150 

100 

Kraftfahrzeuge (4 Etats) 









Tageszeitungen 

24 469 

71 

37 730 

57 

43 567 

59 

36 666 

55 

Publikumszeitschriften 

8 860 

25 

24 321 

37 

28 501 

39 

28 451 

43 

Fernsehen 

1 334 

4 

3 887 

6 

1 835 

2 

1 

1 082 

2 

Summe . . . 

34 663 

100 

65 938 

100 

73 903 

100 

66 199 

100 

Kraftstoffe (3 Etats) 









Tageszeitungen 

12 073 

79 

19 263 * 

78 

18 094 

81 

14 448 

74 

Publikumszeitschriften 

3 196 

21 

5 361 

22 

4 325 

19 

5 170 

26 

Fernsehen 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

Summe . . . 

15 269 

100 

24 624 

100 

22 419 

100 

19618 

100 

Luftfahrtgesellschaften (3 Etats) 









Tageszeitungen 

2 309 

64 

3 551 

67 

3 901 

64 

4 208 

67 

Publikumszeitschriften 

1 319 

36 

1 732 

33 

2 239 

36 

2 092 

33 

Fernsehen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe . . . 

3 628 

100 

5 283 

100 

6 140 

100 

6 300 

100 


Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von Kapferer & Schmidt, Hamburg 


357 




Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 63 


Zuwächse und Zuwachsraten der Werbeaufwendungen bei ausgewählten 
Produkten in Tageszeitungen, Publikumszeitschriften und Fernsehen 


Produktgruppe/Werbeträger 

Werbeaufwendungen 
in Millionen DM 

Zuwachsrate 
in °/o von 
1961 . 

1961 

1966 

Zuwachs 

Nahrungsmittel (7 Etats) 





Tageszeitungen 

10 156 

8 249 

- 1 907 

- 18,8 

Publikumszeitschriften 

13 322 

20 190 

+ 6 868 

+ 51,6 

Summe . . . 

23 478 

28 439 

+ 4 961 

+ 21,1 

Fernsehen 

6 636 

14 646 

+ 8 010 

+ 120,7 

Spirituosen (7 Etats) 





Tageszeitungen 

4 095 

3 835 

- 260 

~ 0,3 

Publikumszeitschriften 

6 161 

8 422 

+ 2 261 

+ 36,7 

Summe . . . 

10 256 

12 257 

+ 2 001 

+ 19,5 

Fernsehen 

2 583 

3 968 

+ 1 385 

+ 53,6 

Alkoholfreie Getränke (3 Etats) 





Tageszeitungen 

248 

924 

+ 676 

+ 212,5 

Publikumszeitschriften 

2617 

5919 

+ 3 302 

+ 126,2 

Summe . . . 

2 865 

6 843 

+ 3 978 

+ 138,9 

Fernsehen 

1 560 

4 823 

+ 3 263 

+ 209,2 

Zigaretten (4 Etats) 





Tageszeitungen 

10 726 

9 376 

- 1 350 

- 12,6 

Publikumszeitschriften 

6 646 

13 418 

+ 6 772 

+ 101,9 

Summe . . . 

17 372 

22 794 

+ 5 422 

+ 31,2 

Fernsehen 

2 015 

7 974 

+ 5 959 

+ 295,7 

Körperpflege (4 Etats) 





Tageszeitungen 

1 144 

1 664 

+ 520 

+ 45,5 

Publikumszeitschriften 

9 059 

15 184 

+ 6 125 

+ 67,6 

Summe . . . 

10 203 

16 848 

+ 6 645 

+ 65,2 

Fernsehen 

7 395 

11 175 

+ 3 780 

+ 51,1 

Wasch- und Reinigungsmittel (5 Etats) 





Tageszeitungen 

26 246 

15 320 

— 10 926 

- 41,6 

Publikumszeitschriften 

48 792 

41 972 

- 6 820 

- 14,0 

Summe . . . 

75 038 

57 292 

-17 746 

- 23,7 

Fernsehen 

13 174 

67 617 

+ 54 443 

+ 413,3 
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Produkt gruppe/Werbeträger 

Werbeaufwendungen 
in Millionen DM 

Zuwachsrate 
in °/o von 
1961 

1961 

1966 

Zuwachs 

Haushaltgeräte (3 Etats) 





Tageszeitungen 

3410 

4 403 

+ 993 

+ 29,1 

Publikumszeitschriften 

4 725 

4 005 

- 720 

- 15,2 

Summe . . . 

8 135 

8 408 

+ 273 

+ 3,4 

Fernsehen 

510 

1 565 

+ 1 055 

+ 206,9 

Strümpfe (4 Etats) 





Tageszeitungen 

469 

1 236 

+ 767 

+ 163,5 

Publikumszeitschriften 

3 970 

6 320 

4- 2 350 

+ 59,2 

Summe . . . 

4 439 

7 556 

+ 3 117 

+ 70,2 

Fernsehen 

857 

2 594 

+ 1 737 

+ 202,7 

Kraftfahrzeuge (4 Etats) 





Tageszeitungen 

24 469 

36 666 

+ 12 197 

+ 49,8 

Publikumszeitschriften 

8 860 

28 451 

+ 19591 

+ 221,1 

Summe . . . 

33 329 

65 117 

1 

+ 31 788 

+ 95,4 

Fernsehen 

1 334 

1 082 

- 252 

- 18,9 

Kraftstoffe (3 Etats) 





Tageszeitungen 

12 073 

14 448 

+ 2 375 

+ 19,7 

Publikumszeitschriften 

3 196 

5 170 

+ 1 974 

+ 61,8 

Summe . . . 

15 269 

19 618 

+ 4 349 

+ 28,5 

Fernsehen 

— 

— 

— 

— 

Luftfahrtgesellschaften (3 Etats) 





Tageszeitungen 

2 309 

4 208 

+ 1 899 

+ 82,2 

Publikumszeitschriften 

1 319 

2 092 

+ 773 

+ 58,6 

Summe . . . 

3 628 

6 300 

+ 2 672 

+ 73,6 

Fernsehen 

— 

— 

— 

— 


Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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Anzahl, Höhe und Streuung der von der Kommission 
untersuchten Werbeetats in den Jahren 1956, 1959, 1962, 1964 und 1965 


Werbebereiche 


W erbeauf Wendungen 


1956 

1959 

1962 

1964 

1965 

Presse 

erfaßte Werbeausgaben in 1000 DM 

20 368 

45 512 

76 875 

96 739 

89 107 

durchschnittliche Werbeausgaben je Etat 

in 1000 DM 

1 273 

1 820 

2 330 

2 845 

2 621 

Anteil an den erfaßten jährlichen Gesamtausgaben 

61,7 °!o 

65,7 o/o 

68,4 °/o 

66,7 °lo 

61,6 o/o 

Hörfunk und Fernsehen 






erfaßte Werbeausgaben in 1000 DM 

1 916 

1 613 

20 932 

29 735 

38 187 

durchschnittliche Werbeausgaben je Etat 

in 1000 DM 

120 

305 

634 

875 

1 123 

Anteil an den erfaßten jährlichen Gesamtausgaben 

5,8 "Io 

11,0 °/o 

18,6 % 

20,5 °/v 

26,4 °/„ 

Filmtheater 






erfaßte Werbeausgaben in 1000 DM 

4 521 

6 600 

2 551 

2 552 

1 661 

durchschnittliche Werbeausgaben je Etat 

in 1000 DM 

283 

264 

77 

75 

49 

Anteil an den erfaßten jährlichen Gesamtausgaben 

13,7 »io 

9,5 °/o 

2,3 °/o 

1,8 o/o 

1,1 o/o 

Sonstige Werbung (einschließlich Werbeträger- 
Produktionskosten) 

erfaßte Werbeausgaben in 1000 DM 

6 218 

9 542 

12 076 

16 008 

15 629 

durchschnittliche Werbeausgaben je Etat 

in 1000 DM 

389 

382 

366 

471 

460 

Anteil an den erfaßten jährlichen Gesamtausgaben 

18,8 °/o 

13,8 °/o 

10,7 o/o 

11,0 °/o 

10,9 °/o 

Erfaßte jährliche Werbeausgaben für alle Bereiche 






in 1000 DM 

33 023 

69 267 

112 434 

145 034 

144 584 

Gesamtdurchschnitt je Etat in 1000 DM 

2 064 

2 771 

3 407 

4 266 

4 252 

Erfaßte jährliche Werbeausgaben insgesamt 

100,0 o/o 

100,0 °/o 

100,0 o/ 0 

100,0 o/o 

100,0 o/o 

Anzahl der erfaßten Etats 

16 

25 m 

33 

34 

34 


Quelle: Eigene Erhebungen 
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Aufwendungen für Einführungswerbung und Erinnerungswerbung 



Werbeaui Wendungen in 1000 DM 

Textspalte 

Tages- 

zeitungen 

Publikums- 

zeitschriften 

Hörfunk 

Fernsehen 

Einführungswerbung 





1964 

676 

135 

— 

100 

1965 

2 507 

4 533 

144 

467 

1966 

12 987 

12 969 

642 

4 688 

Anzahl der Produkte: 53 
davon nicht im Fern- 
sehen: 43 





Erinnerungswerbung 





1961 

16 460 

19 452 

2 395 

9 402 

1964 

17316 

28 376 

3 037 

21 557 

1965 

21 266 

26 740 

2 955 

27 560 

1966 

18316 

31 119 

3 043 

1 

23 899 

Anzahl der Produkte: 53 
davon im Fernsehen: alle 

i 





Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von Kapferer & Schmidt, Hamburg 
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T reuhand- Vereinigung Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
und Steuerberatungsgesellschaft 


Untersuchung der steuerlichen Belastungen und Privilegien 
der Rundfunkanstalten 

Inhaltsverzeichnis Seite 

0 Auftrag und Vorbemerkung 365 

1 Überblick über die derzeitige steuerrechtliche Situation der Rundfunkanstalten 365 

10 Die Erfassung der rechtlichen Grundlagen der Rundfunkanstalten in ihren 

Auswirkungen auf die Besteuerung 365 

100 Die Bedeutung der Rechtsform der Anstalten für die Besteuerung .... 365 

101 Der Einfluß des durch Staatsvertrag oder Rundfunkgesetz und Satzung 
festgelegten Aufgabenbereichs der Anstalten auf die Besteuerung - — 

Die Anstalten als Hoheits- oder gemeinnützige Betriebe — 368 

1 1 Die steuerlichen Auswirkungen unter dem Gesichtspunkt der Gesetz- 
gebungskompetenz bei Steuergesetzen 374 

12 Privilegen der Rundfunkanstalten in Steuergesetzen 376 

120 § 4 Ziffer 22 UStG, Umsatzsteuerbefreiung der Gebühreneinnahmen . . 376 

121 Vergnügungssteuer 376 

2 Systematische Darstellung der verschiedenen Grundkonzeptionen 377 

20 Hoheitliche Tätigkeit 377 

200 Ausschließlich hoheitliche Tätigkeit 377 

201 Hoheitliche Tätigkeit mit Betrieb gewerblicher Art (§ 1 Abs. 1 Ziffer 6 

KStG) 380 

2010 Ermittlung der gewerblichen Bereiche innerhalb der Anstalten 381 

2011 Die Auswirkungen des Betriebes gewerblicher Art auf die Be- 

steuerung der Anstalten als Hoheitsträger — unterteilt nach 
Steuerarten entsprechend Ziffer 200 — 384 

21 Nicht hoheitliche, jedoch gemeinnützige Tätigkeit der Anstalten 388 

210 Ausschließlich gemeinnützige Tätigkeit — unterteilt nach Steuerarten 

entsprechend Ziffer 200 — 388 

211 Gemeinnützige Tätigkeit mit wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb unter- 
teilt nach Steuerarten 390 

2110 Ermittlung der wirtschaftlichen Bereiche innerhalb der Anstalten 390 

2111 Die Auswirkungen des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes auf die 

Besteuerung der Anstalten als gemeinnützige Einrichtungen — 
unterteilt nach Steuerarten entsprechend Ziffer 200 — - 391 
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0 Auftrag und 

Auftrag 

Die Kommission zur Untersuchung der Wettbe- 
werbsgleichheit von Presse, Funk/Fernsehen und 
Film in Bad Godesberg erteilte uns mit Schreiben 
vom 27. Mai 1966 den Auftrag, 

eine Untersuchung der steuerlichen Belastungen 

und Privilegien der Rundfunkanstalten 

durchzuführen. 

Die Untersuchung erfolgte in den Monaten Juni 
bis August 1966. Ein Nachtrag zur Mehrwertsteuer 
wurde Anfang August 1967 geliefert. 

Vorbemerkung 

Die Untersuchung stützt sich im wesentlichen auf 
unsere — Betriebswirtschaftliche Abteilung — Er- 
fassungsberichte über die Rundfunkanstalten. Die 
Erfassungsberichte ließen erkennen, daß grundsätz- 
lich eine einheitliche Rechtsauffassung über die 
steuerrechtliche Einordnung nicht festzustellen war. 
Zum Teil haben die hierfür zuständigen Finanzver- 
waltungen der Länder noch nicht Stellung genom- 


Vorbemerkung 

men. Soweit sie ihre Rechtsauffassungen durch 
Steuerveranlagungen oder Betriebsprüfungen be- 
reits geäußert haben, sind diese uneinheitlich. Die 
Rundfunkanstalten ihrerseits vertreten ebenfalls 
voneinander abweichende Meinungen. Wir haben 
deshalb unseren Auftrag weitgehend auf theore- 
tischer Basis durchgeführt. Es werden zunächst die 
rechtlichen Grundlagen der Rundfunkanstalten auf- 
gezeigt und hierbei wird Stellung bezogen, welche 
steuerliche Behandlung die Rundfunkanstalten u. E. 
erfahren müßten und ob die unterschiedlichen Be- 
lastungen im Vergleich zu anderen Steuerpflichtigen, 
die ähnliche Aufgaben erfüllen — wie Presse und 
Film — nach steuerrechtlichen Kriterien sachlich 
gerechtfertigt sind. Sodann haben wir die verschie- 
denen, steuerrechtlich möglichen Denkmodelle der 
Rundfunkanstalten dargestellt, wie sie sich jeweils 
aus der Charakterisierung der Tätigkeit der Anstal- 
ten (hoheitlich, gemeinnützig oder gewerblich) er- 
geben und einen Belastungsvergleich zwischen die- 
sen Modellfällen angestellt, der gleichzeitig Auf- 
schluß über die Belastungsunterschiede gegenüber 
den Medien Presse und Film gibt. 


1 Überblick über die derzeitige steuerrechtliche Situation der 

Rundfunkanstalten 


10 Die Erfassung der rechtlichen Grundlagen 
der Rundfunkanstalten in ihren Auswirkun- 
gen auf die Besteuerung 

100 Die Bedeutung der Rechtsform der Anstalten 
für die Besteuerung 

Die Rundfunkanstalten, die der Erfassung durch 
uns unterlegen haben, sind ausnahmslos Anstalten 
des öffentlichen Rechts. Die Errichtung dieser An- 
stalten erfolgte durch Ländergesetze oder Staats- 
vertrag zwischen mehreren Ländern. 

Das Steuerrecht hat keinen speziellen Begriff der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft entwickelt und 
nimmt deshalb auf die Begriffsmerkmale des öffent- 
lichen Rechts im engeren Sinne Bezug 1 ). Dabei wird 
steuerrechtlich das Vorliegen öffentlich-rechtlicher 
Anstalten immer dann angenommen, wenn diese 
Anstalten — wie die Rundfunkanstalten — durch 
Hoheitsakt errichtet worden sind 2 ). 

J Blümich-Klein, § 1 KStG Anm. 35 a 

2 ) OFH-Urteil vom 12. Februar 1946 in StRK § 1 KStG R. 
4; OFH-Gutachten vom 30. Juli 1949 betreffend Baye- 
rischer Rundfunk in StRK § 1 KStG R. ö; Blümich- 
Klein, § 1 KStG, Anm. 35 a Abs. 3; BFH-Urteil vom 
1. März 1951 in BStBl. 1951 III, Seite 120 


Die Auswirkungen, die sich aus der Rechtsform 
der öffentlich-rechtlichen Körperschaft ergeben, sind 
bei den einzelnen Steuerarten die folgenden: 


Körperschaftsteuer 

Nach § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG unterliegen „Betriebe 
gewerblicher Art“ von Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts 3 ) der unbeschränkten Steuerpflicht. 
Man könnte daraus schließen, daß die Körperschaft 
selbst nicht der Körperschaftsteuer unterliege und 
daher steuerliche Vorteile aufgrund der Rechtsform 
genieße. § 5 Abs. 1 KStDV stellt aber klar, daß in 
Fällen, in denen die gesamte Tätigkeit der öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaft diesen gewerblichen 
Charakter aufweist, die Vorschrift des § 1 Abs. 1 
Ziff. 6 KStG zur Besteuerung der öffentlich-rechtli- 
chen Anstalt selbst führt. Blümich-Klein 4 ) weisen 


3 ) Dabei sind Körperschaften nicht nur solche des 
öffentlichen Rechts im engeren Sinne, sondern auch 
Vermögensmassen wie Anstalten, Zweckvermögen und 
dergh (vgl. Blümlich -Klein, § 1 KStG Anm. 35 a, 
Abs. 5). 

4 ) § 1 KStG Anm. 35 b a. E. 
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darauf hin, daß die Trennung der Einrichtung oder 
Tätigkeit von der sie unterhaltenden Körperschaft 
lediglich zur besseren Abgrenzung der Steuerpflicht 
der öffentlichen Hand erfolgt ist, weil in der Regel 
die gewerbliche Tätigkeit nur einen Teil der Ge- 
samttätigkeit der Körperschaft ausmacht. Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts unterliegen also 
von Fall zu Fall verschieden der Körperschaftsteuer 
oder nicht. Damit ist eine Verknüpfung zwischen 
Rechtsform und Besteuerung nicht gegeben, die 
Einordnung der öffentlich-rechtlichen Anstalten in 
den Bereich der unbeschränkten oder beschränkten 
Körperschaftsteuerpflicht bestimmt sich vielmehr 
ausschließlich nach dem Inhalt der Tätigkeit der 
Körperschaft, nämlich danach, ob sie sich als ge- 
werblich darstellt oder nicht. In der amtlichen Be- 
gründung zum KStG 1934, auf welches die heutige 
Fassung des § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG zurückgeht, 
heißt es, daß mit der Fassung „Betriebe gewerb- 
licher Art" beabsichtigt worden ist, „alle Betriebe 
der öffentlichen Hand der Körperschaftsteuer zu un- 
terwerfen, die das äußere Bild eines Gewerbebe- 
triebes bieten", so daß in „geeigneten Fällen auch 
Verwaltungsstellen erfaßt werden". 5 ) 

Gewerbesteuer 

Nach § 2 Abs. 1 GewStG unterliegt jeder inlän- 
dische Gewerbebetrieb der Gewerbesteuer, unab- 
hängig davon, ob er von einer Körperschaft des 
privaten oder des öffentlichen Rechts betrieben wird. 
Der Begriff „Gewerbebetrieb" setzt dabei eine selb- 
ständige, nachhaltige Betätigung voraus, die mit 
Gewinnabsicht unternommen wird und sich als Be- 
teiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr 
darstellt (§ 1 GewStDV). Sind diese Voraussetzun- 
gen erfüllt, ist die Rechtsform des Gewerbetreiben- 
den völlig unbeachtlich. 

Unterschiedliche steuerliche Auswirkungen bei 
gleichartiger Tätigkeit privat- und öffentlich-rechtli- 
cher Körperschaften ergeben sich jedoch in den 
Fällen, in denen zwar kein Gewerbebetrieb, aber 
ein sog. „wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb" unter- 
halten wird. Letzterer liegt vor, wenn eine selb- 
ständige nachhaltige Tätigkeit ausgeübt wird, durch 
die Einnahmen oder andere wirtschaftliche Vorteile 
erzielt werden und die über den Rahmen einer 
Vermögensverwaltung hinausgeht. Gewinnerzie- 
lungsabsicht ist dabei nicht erforderlich (§ 8 Abs. 1 
GewStDV). Nach § 2 Abs. 3 GewStG sind derartige 
„wirtschaftliche Geschäftsbetriebe" wie Gewerbe- 
betriebe der Gewerbesteuer unterworfen, wenn sie 
von juristischen Personen des privaten Rechts oder 
nicht rechtsfähigen Vereinen, nicht jedoch, wenn 
sie von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
unterhalten werden. 

Dabei setzt der Begriff der öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft im Gewerbesteuerrecht nicht auch eine 
hoheitliche Tätigkeit voraus. Nach Lenski-Stein- 
berg °) hat daher die Frage, „ob die Tätigkeit einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts als hoheitliche 
Tätigkeit anzusehen ist oder nicht, für das Gewerbe- 

5 ) in RStBl. 1935, Seite 81 ff, 82 
°) § 2 GewStG, Anm. 141 


steuerrecht nicht die gleiche Bedeutung wie für das 
Körperschaftsteuerrecht, da im Gewerbesteuerrecht 
ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb nicht steuer- 
pflichtig ist, wohl aber im Körperschaftsteuerrecht 
als Betrieb gewerblicher Art". Hiernach sind also 
öffentlich-rechtliche Körperschaften denkbar, die nur 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhalten 
und von der Gewerbesteuer befreit sind 7 ). Die 
Befreiung von der Gewerbesteuerpflicht hängt also 
allein von der Rechtsform des Steuersubjekts ab. 

Diese Besserstellung ist sachlich nicht gerecht- 
fertigt. Die Rechtsprechung hat den Grundsatz auf- 
gestellt, daß Betriebe öffentlich-rechtlicher Körper- 
schaften weder besser noch schlechter gestellt wer- 
den dürfen als privatrechtliche Steuersubjekte. So 
hat z. B. der RFH 8 ) ein Pachtverhältnis betreffend 
Reklameflächen zwischen einer Körperschaft und 
einem Betrieb gewerblicher Art nicht anerkannt, 
sondern die Reklamefläche als dem Betrieb unmittel- 
bar selbst gehörig angesehen. In dem Urteil heißt 
es: „Da es jedoch bei den privatrechtlichen Körper- 
schaften die Regel bildet, daß ihnen die zur Wirt- 
schaftsführung erforderlichen Geldmittel oder Sach- 
werte von den Gesellschaftern als Eigenvermögen 
zugeführt werden . . ., muß zwecks steuerlicher 
Gleichbehandlung auch für die Beurteilung des Cha- 
rakters des den Betrieben" (öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften) „zur Verfügung gestellten Vermö- 
gens von der Vermutung ausgegangen werden, daß 
es sich um eigenes . . . Vermögen handelt." Aus dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung hat also der RFH 
Vermögen aus dem nicht steuerpflichtigen Verwal- 
tungs- in den wirtschaftlichen Bereich hinübergezo- 
gen und Pachtzahlungen als Gewinnausschüttungen 
des Betriebs gewerblicher Art angesehen. Nach 
dem GewStG partizipiert jedoch beim wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft umgekehrt der wirtschaftliche an den 
Vergünstigungen des nicht wirtschaftlichen Bereichs. 

Wir verweisen ferner auf die Rechtsprechung des 
BFH 9 ) zur Anerkennung von Darlehnsvereinba- 
rungen zwischen Körperschaft und Betrieb gewerb- 
licher Art, wo es gleichfalls heißt, daß der Gedanke 
der Gleichstellung der Betriebe gewerblicher Art 
und der entsprechenden Privatunternehmen es er- 
forderlich mache, objektive Maßstäbe für die Form 
der Finanzierung von Betrieben gewerblicher Art 
zu finden, damit der steuerpflichtige Gewinn des Be- 
triebes nicht durch willkürliche Zinszahlungen auf 
sog. Darlehen der Körperschaft verkürzt werde. 

Generell ist ohnehin nicht einzusehen, daß ein 
Betrieb gewerblicher Art im Körperschaftsteuerrecht 
eine gleiche Behandlung wie ein privater Steuer- 
pflichtiger erfährt, nicht dagegen im Gewerbesteuer- 
recht, nachdem die Voraussetzungen für einen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb im Sinne des Gewer- 
besteuergesetzes von allen Steuerpflichtigen in glei- 
cher Weise erfüllt werden können. 


7 ) ebenso Blümlich-Boyens, § 2 GewStG, Anm. 27 a. E. 

8 ) Urteil vom 7. April 1936 in RStBl. 1936, Seite 769 

9 ) Urteil vom 6. August 1962 in BStBl. 1962 III, Seite 450 
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Vermögens teuer 

Die Vergünstigung, die Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts in bezug auf wirtschaftliche Ge- 
schäftsbetriebe genießen, gelten auch für die Ver- 
mögensteuer. Waren ursprünglich juristische Per- 
sonen des öffentlichen Rechts überhaupt von der 
Vermögensteuer befreit (Ausnahme: Kreditanstal- 
ten des öffentlichen Rechts), so sind sie seit dem 
Inkrafttreten des Steueränderungsgesetzes 1961 10 ) 
nur insoweit vermögensteuerpflichtig, wie ihr Ver- 
mögen einem von ihnen unterhaltenen Gewerbebe- 
trieb im Sinne des Gewerbesteuergesetzes dient 
(§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 g VStG). Wirtschaftliche Ge- 
schäftsbetriebe von juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts sind aber nicht als Gewerbebetriebe 
anzusehen und damit vermögensteuerfrei. 

Umsatzsteuer 

Nach § 1 UStG unterliegen der Umsatzsteuer Lie- 
ferungen und Leistungen, die ein „Unternehmer 
im Rahmen seines Unternehmens ausführt. Nach 
§ 2 Abs. 1 UStG ist derjenige „Unternehmer", der 
gewerblich oder beruflich zur Erzielung von Ein- 
nahmen nachhaltig tätig wird, auch wenn eine Ge- 
winnerzielungsabsicht fehlt. Zur Klarstellung betont 
noch § 2 Abs. 3 UStG, daß die Ausübung öffent- 
licher Gewalt keine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit darstellt. 

Unabhängig von der rechtlichen Qualifikation des- 
jenigen, der die konkrete Leistung erbringt, kommt 
es also nur auf die Art des Tätigwerdens an. Nach 
dem RFH-Gutachten vom 9. Juli 1937 n ) muß das 
insbesondere deshalb gelten, weil die Umsatzsteuer 
eine allgemeine Verbrauchsteuer ist und daher 
grundsätzlich „jeden" Umsatz erfaßt. Dabei muß 
das Wesen der einzelnen Leistung von der Seite des 
Leistungsempfängers, des Verbrauchers, beurteilt 
werden. Entsprechend bestimmt § 19 Abs. 1 UStDB, 
daß Körperschaften des öffentlichen Rechts nur dann 
nicht umsatzsteuerpflichtig sind, wenn sie öffentlich- 
rechtliche Aufgaben erfüllen. Das entscheidende Kri- 
terium liegt — wie bei der Körperschaftsteuer — 
somit nicht in der Rechtsform, sondern in der 
Funktionsausübung des Leistenden, 

Grundsteuer 

Eine generelle Begünstigung der Körperschaften 
öffentlichen Rechts ist im Grundsteuergesetz nicht 
vorgesehen. Selbst soweit solche Körperschaften 
Grundbesitz für den öffentlichen Dienst oder Ge- 
brauch ( = Ausübung öffentlicher Gewalt, § 4 Abs. 1 
GrStDV) benutzen, gilt eine Befreiung nur inso- 
weit, als es sich um Gebietskörperschaften handelt, 
denen Rundfunkanstalten nicht zugerechnet werden 
können. 

Auch der Umstand, daß gemeinnützige Körper- 
schaften (gleich welcher Rechtsform) generell von 
der Grundsteuer befreit sind (§ 4 Ziff. 3 b GrStG), 


10 ) BGBl. I, Seite 981 

n ) in RStBl. 1937, Seite 1306 


kann nicht zwangsläufig auch zur Steuerbefreiung 
von Körperschaften, die öffentliche Gewalt aus- 
üben, führen, weil der Gesetzgeber bewußt zwischen 
öffentlichen und gemeinnützigen Zwecken unter- 
schieden hat 12 ). 

Grunderwerbsteuer 

Bei der Grunderwerbsteuer, die der Gesetzge- 
bungskompetenz der Länder unterliegt (Artikel 105 
Abs. 2 Ziff. 1 GG), bestehen in den einzelnen Bun- 
desländern unterschiedliche Regelungen. 

Eine in allen Ländern gewährte Grunderwerb- 
steuerbefreiung für Körperschaften des öffentlichen 
Rechts betrifft Grundstücksübertragungen beim 
Übergang von Aufgaben von einer öffentlich-recht- 
lichen Körperschaft auf eine andere. Als Aufgaben 
im Sinne dieser Regelung gelten nur öffentliche Auf- 
gaben 13 ). Es muß sich also immer um Verände- 
rungen handeln, die im Verwaltungsbereich der 
öffentlichen Hand liegen. (Liegt allerdings eine or- 
ganisatorische Umgliederung im Bereich der öffent- 
lichen Verwaltung vor, so kommt es nicht darauf 
an, ob die übergehenden Grundstücke öffentlichen 
Zwecken dienen oder nicht 14 ).) Die Regelung 
schließt also Grundstücksübergänge zwischen Kör- 
perschaften des Öffentlichen Rechts, die aus wirt- 
schaftlichen Erwägungen stattfinden, von der Steuer- 
befreiung aus. Auch hier ist demnach nicht die 
Rechtsform entscheidend, sondern die Verfolgung 
eines privaten oder öffentlichen Zwecks. 

In den Ländern Baden-Württemberg, Bayern und 
Hessen ist ein zusätzlicher Befreiungstatbestand für 
öffentlich-rechtliche Körperschaften geschaffen wor- 
den, der auf die Rundfunkanstalten Anwendung fin- 
den könnte. In diesen Ländern ist ein Grundstücks- 
erwerb im öffentlich-rechtlichen Interesse durch eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts grund- 
erwerbsteuerfrei, wenn und soweit das Grundstück 
für Zwecke der Wissenschaft, Kunst, Erziehung und 
des Unterrichts benutzt wird. 

Jedoch ist in diesen Ländern auch der Erwerb 
eines Grundstücks durch eine Körperschaft des pri- 
vaten Rechts steuerbefreit, wenn diese Körperschaft 
nach ihrer Satzung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützigen Zwecken dient. Gemeinnützigkeit 
aber umschließt wieder die Förderung von Wissen- 
schaft, Kunst, Erziehung und Volksbildung (§ 17 
Abs. 3 Ziff. 2 StAnpG). Die Voraussetzungen dieser 
Steuerbefreiung können also sowohl von öffentlich- 
rechtlichen wie privatrechtlichen Körperschaften er- 
füllt werden. 

Befreiungstatbestände für die Grunderwerbsteuer, 
die in anderen Gesetzen geregelt sind, werden in 
diese Prüfung nicht einbezogen, da sie ohnehin auf 
besonderen Kriterien beruhen, für die die Unter- 
scheidung zwischen privater Gesellschaft und öffent- 
lich-rechtlicher Anstalt unwesentlich ist. 


12 ) BFH-Urteil vom 28. August 1954 in BStBl. III, Seite 333 

13 ) Boruttau-Klein, § 4 GrEStG, Anm. 126 

14 ) Boruttau-Klein, a. a. O. 


367 



Drucksache V/2120 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Gesellsdiaftsteuer 

Kapitalzuführungen an die Rundfunkanstalten un- 
terliegen nicht der Gesellschaftsteuer. Die Nichter- 
hebung der Gesellschaftsteuer steht jedoch nicht mit 
der Rechtsform als juristische Person des öffentli- 
chen Rechts in Zusammenhang. Auch eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts kann Kapitalgesell- 
schaft im Sinne des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
sein. Das geht aus § 5 Abs. 2 Ziff. 2 KVStG hervor, 
wonach jede juristische Person als Kapitalgesell- 
schaft zu gelten hat, wenn sie Erwerbszwecke ver- 
folgt und die Mitglieder ihre Anteile an dem Ver- 
mögen der juristischen Person an Dritte übertragen 
können. Zwar wird es bei Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts in der Regel am letzteren Erfordernis 
fehlen, jedoch ist das nicht zwingend, wie die aus- 
drückliche Einbeziehung einer Körperschaft des öf- 
fentlichen Rechts, nämlich der Reichsbank, in § 5 
Abs. 2 Ziff. 1 KVStG zeigt 15 ). 

Die in der Regel bestehende unterschiedliche ge- 
sellschaftsteuerrechtliche Behandlung zwischen Kör- 
perschaften des öffentlichen und des privaten Rechts 
ist also keine Frage der Rechtsform. Wie § 5 Abs. 2 
Ziff. 2 KVStG herausstellt, liegt das entscheidende 
Merkmal für die Gesellschaftsteuer darin, ob sich 
in der Körperschaft Mitglieder zum Zwecke der Kapi- 
talbildung zusammengeschlossen haben. Daraus ist 
ersichtlich, daß die Gesellschaftsteuer einen Teil 
der Werterhöhungen abschöpfen will, die durch die 
Zusammenfassung der Mitgliedermittel bei Über- 
führung von Privat- in Gesellschaftsvermögen in 
Form einer stärkeren wirtschaftlichen Kraft verwirk- 
licht werden. 

Ferner kommt dem Vorteil der leichten Veräußer- 
lichkeit nach § 5 Abs. 2 Ziff. 2 KVStG Bedeutung zu. 

Die amtliche Begründung zum KVStG 16 ) führt 
hierzu aus: 

„Die Gesellschaftsteuer beruht auf dem Gedan- 
ken, daß die Vereinigung von Vermögensbe- 
standteilen verschiedener Personen zu einer ein- 
heitlichen Vermögensmasse einen Mehrwert 
hervorbringt. Es können Erfolge erzielt werden, 
die für den einzelnen zu erreichen unmöglich 
oder deren Verfolgung für den einzelnen mit 
zu großem Wagnis verbunden ist. In Betracht 
kommt auch die leichte Veräußerlichkeit der 
entstehenden Anteile und Beschränkung der 
Haftung." 

öffentlich-rechtliche Körperschaften dagegen, so- 
weit sie nicht für Mitglieder erwerbswirtschaft- 
lich tätig sind, erfüllen öffentliche Aufgaben, die den 
wirtschaftlichen Wert der eingesetzten Mittel nicht 
erhöhen. Auch die Veräußerung der Beteiligung ist 
schon von der Funktion solcher Institutionen her 
ausgeschlossen und kommt allenfalls bei der Über- 
tragung von öffentlichen Aufgaben auf andere In- 
stitutionen, d. h. im reinen Verwaltungsbereich der 
öffentlichen Hand in Betracht. Die öffentlich-recht- 


15 ) Zur Anwendung des § 5 Abs. 2 KVStG vgl. auch 
Egly, Seite 55 und Glöggler, § 5 Seite 60 

16 ) in RStBl 1934, Seite 1462 


liehen Körperschaften sind also als solche nicht pri- 
vilegiert, sie stehen vielmehr der Funktion nach 
außerhalb des Gesetzeszweckes. 

Vergnügungssteuer 

Steuergegenstand nach den einzelnen Landesge- 
setzen ist die Veranstaltung von Vergnügungen. Be- 
freiungstatbestände richten sich nach der Art der 
Vergnügen, nicht jedoch nach der Person des Ver- 
anstalters. Scheel-Braunöhler 17 ) bemerken zum Ver- 
gnügungssteuergesetz von Nordrhein-Westfalen: 

„Der Landtag hat eine steuerrechtliche Schlech- 
terstellung der Veranstaltung eines Privatun- 
ternehmers gegenüber den Veranstaltungen öf- 
fentlicher Körperschaften weder für sachlich ge- 
rechtferigt noch mit den heutigen Anschauun- 
gen vereinbar gehalten." 

Eine Auswirkung der Rechtsform der Rundfunkan- 
stalten auf diese Steuerart ist also nicht gegeben. 

Zusammenfassend ergibt sich demnach, daß 
steuerrechtliche Vorteile, die an die Rechtsform ei- 
ner öffentlich-rechtlichen Körperschaft anknüpfen, 
lediglich bei der Gewerbe- und Vermögensteuer ge- 
geben sind, weil nämlich diese Körperschaften auch 
nicht mit wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben diesen 
Steuern unterliegen. Inwieweit wirtschaftliche Ge- 
schäftsbetriebe im Rahmen der Rundfunkanstalten 
bestehen und wie sich dies belastungsmäßig aus- 
wirkt, wird später zu behandeln sein. 


101 Der Einfluß des durch Staatsvertrag oder Rund- 
funkgesetz und Satzung festgelegten Aufgaben- 
bereichs der Anstalten auf die Besteuerung 

— Die Anstalten als Hoheits- oder gemeinnüt- 
zige Betriebe — 


Nach den vorangegangenen Feststellungen ist 
Ansatzpunkt für die unterschiedliche Steuerbela- 
stung zwischen Anstalten einerseits und Körper- 
schaften des privaten Rechts andererseits weniger 
die Rechtsform, als vielmehr die Art der den An- 
stalten zugewiesenen Aufgaben. 

Die steuerlichen Belastungen der Körperschaften 
sind grundsätzlich verschieden, je nachdem, ob sie 
eine hoheitliche, gemeinnützige oder gewerbliche 
Tätigkeit ausüben. Es fragt sidh deshalb, inwieweit 
die durch Staatsakt erfolgende Festlegung des Auf- 
gabenbereichs der Rundfunk- und Fernsehanstalten 
Mittel oder Vorwand für eine steuerliche Begünsti- 
gung der Anstalten gegenüber privatrechtlich orga- 
nisierten Körperschaften mit ähnlichem Aufgaben- 
bereich darstellt. 

Steuerrechtlich richtet sich die Steuerbelastung 
vor allem danach, ob hoheitliche oder nichthoheit- 
liche Tätigkeit vorliegt. Es wird nicht als Aufgabe 


17 ) Einführung, S. 10 
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dieser steuerrechtlichen Untersuchung angesehen, 
eine allgemein gültige Abgrenzung hierfür zu fin- 
den. Es soll lediglich dargestellt werden, welche 
Merkmale speziell im Bereich des Steuerrechts von 
Auswirkung auf die Steuerbelastung sind. 

Für die einzelnen Steuerarten gilt folgendes: 

Körperschaftsteuer 

1. Die Rundfunkanstalten als Hoheitsbetriebe 

Nach § 1 KStDV i. V. m. § 4 Satz 1 KStDV sind 
Betriebe von Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
die überwiegend der Ausübung öffentlicher Gewalt 
dienen (Hoheitsbetriebe), keine Betriebe gewerb- 
licher Art und unterliegen daher nicht der unbe- 
schränkten Steuerpflicht. 

Was unter Ausübung öffentlicher Gewalt zu ver- 
stehen ist, wird in § 4 KStDV nicht abschließend 
definiert. Es werden dort nur beispielhaft diejenigen 
Fälle genannt, bei denen aus dem Gesichtspunkt 
des Annahmezwangs der Leistungsempfänger eine 
hoheitliche Tätigkeit zu bejahen ist. 

Vorliegend sind die Rechtsbeziehungen der Rund- 
funkanstalten zu den Rundfunkteilnehmern und zu 
den Unternehmern, die den Rundfunk mit der Durch- 
führung von Werbesendungen beauftragen, steuer- 
lich relevant. Denn diese Verhältnisse dienen der 
Einnahmenerzielung. 

Annahmezwang der Rundfunkteilnehmer und der 
vorgenannten Unternehmer besteht nicht. Insbe- 
sondere die Tatsache, daß die Rundfunkteilnehmer 
dann, wenn sie ein Empfangsgerät anschaffen, ver- 
pflichtet sind, an die Rundfunkanstalten eine Gebühr 
zu entrichten, begründet für sich noch kein Zwangs- 
verhältnis im Sinne von § 4 KStDV 18 ). Ein solcher 
relativer Annahmezwang kann auch auf einer blo- 
ßen Monopolstellung der Anstalten beruhen, die 
mit einer hoheitlichen Tätigkeit nicht identisch 
ist lö ). 

Die Rechtsprechung 20 ) hat aber entschieden, daß 
der Annahmezwang nur ein Indiz der hoheitlichen 
Tätigkeit ist, ein Hoheitsbetrieb auch bei Fortfall 
dieses Indizes gegeben sein kann und letztlich da- 
nach geurteilt werden muß, ob die Tätigkeit einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft ihr als „Trägerin 
der öffentlichen Gewalt eigentümlich und Vorbehal- 
ten" ist 21 ). Ein solcher Vorbehalt kann insbesondere 
auch dann bejaht werden, wenn es sich um einen 
Betrieb handelt, der auch von einem privaten Unter- 
nehmer geführt werden kann. Auch derartige Be- 
triebe sind Floheitsbetriebe, wenn sie von einer Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts auf Grund ihrer 


18 ) vgl. Paulick, StuW 1952, Spalte 679 

19 ) vgl. Blümich-Klein zu § 1 KStG, Anm. 43, Seite 62 

20 ) BFH-Urteil vom 12. Dezember 1951 in BStBl 1951 III, 
Seite 41 

21 ) ebenso Urteil vom 9. Februar 1953 in BStBl i953 III, 
Seite 86; Urteil vom 25. Oktober 1956 in BStBl 1956 III, 
Seite 353; Urteil vom 20. Mai 1960 in BStBl 1960 III, 
Seite 368 


öffentlich-rechtlichen Organisationsgewalt geführt 
werden. Es kommt darauf an, „ob sich die entfal- 
tete Tätigkeit nach ihrem Inhalt unter den gegebe- 
nen Verhältnissen als geschäftliche Verkehrshand- 
lung oder als bewußte Erfüllung einer hoheitlichen 
Aufgabe darstellt". 20 ) 

Es ist also zu bestimmen, inwieweit die Veran- 
staltung von Sendungen dem Staat eigentümlich 
und Vorbehalten ist, der diesen Bereich der öffentli- 
chen Gewalt dann an die Sendeanstalten weiter- 
gibt. Die den Anstalten nach Staatsvertrag, Rund- 
funkgesetz oder Satzung übertragene Aufgabe der 
Veranstaltung und Vermittlung von Sendungen in 
Wort, Ton und Bild gehört nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 28. Februar 1961 22 ) 
„herkömmlich zu den Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung. Die Nachrichtengebung im weitesten 
Sinne war seit Entstehen des Rundfunks Anlaß und 
Rechtfertigungsgrund dafür, die Veranstaltung von 
Rundfunksendungen in den Kreis der öffentlichen 
Aufgaben einzubeziehen". Nach diesem Urteil steht 
u. E. fest, daß die Veranstaltung von Rundfunkdar- 
bietungen dem Staat eigentümlich ist und er sich 
daher auch bei der Erfüllung dieser Aufgaben 
öffentlich-rechtlicher Anstalten als Träger hoheitli- 
cher Gewalt bedienen kann. Diese Aufgaben sind 
dem Staat und den Anstalten auch als Hoheits- 
träger Vorbehalten, nachdem der Staat durch Landes- 
gesetze oder Staatsverträge der Länder kundgetan 
hat, daß er die ihm eigentümliche Aufgabe auch 
erfüllen will. 

Die Anstalten sind daher nach der obigen Recht- 
sprechung des BFH von der Körperschaftsteuer be- 
freit, wenn sie sich auch subjektiv von der Erfül- 
lung hoheitlicher Aufgaben leiten lassen. Nach den 
Verfassungen der Rundfunkanstalten sind die An- 
stalten lediglich gemeinnützige Einrichtungen. Dar- 
aus könnte der Rückschluß gezogen werden, daß 
der Landesgesetzgeber bewußt auf die Ausübung öf- 
fentlicher Gewalt verzichtet und sich auf privater 
Ebene der Erfüllung der ihm eigentümlichen und 
vorbehaltenen Aufgaben angenommen habe. Das 
gilt um so mehr, als kein Zwang zur Wahrnehmung 
der öffentlichen Aufgabe durch öffentliche Gewalt 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts be- 
steht 23 ). 

Gegen die Annahme, daß sich der Staat auf nicht 
hoheitlicher Ebene betätigen wollte, spricht jedoch 
die Wahl der Rechtsform einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft. Das Finanzgericht München 24 ) hat 
ausgesprochen, daß dann, wenn sich eine Gebiets- 
körperschaft zur Ausübung der öffentlichen Gewalt 
auf einem bestimmten Gebiet der ihr eigentüm- 
lichen öffentlichen Aufgaben einer Anstalt des Öf- 


22 ) NJW 1961, Seite 547 

8a ) a. a. O., Seite 553; „Auch eine rechtsfähige Gesell- 
schaft des privaten Rechts könnte Träger von Veran- 
staltungen dieser Art sein, wenn sie nach ihrer 
Organisationsform hinreichende Gewähr bietet, daß 
in ihr in ähnlicher Weise wie in der öffentlich-recht- 
lichen Anstalt alle gesellschaftlich relevanten Kräfte 
zu Wort kommen ..." 

24 ) Urteil vom 27. Mai 1963 in EFG 1963, Seite 590 
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fentlichen Rechts, die sie mit dieser Zweckbestim- 
mung errichtet hat, bedient, diese Anstalt bei der 
Erfüllung der Aufgabe als Hoheitsträger tätig wird. 
Das Gericht spricht von der Zugehörigkeit einer 
solchen Organisationsform zum Gemeinwesen. 

Zudem sieht der BFH in seinem Urteil vom 
12. Dezember 1951 2r> ) in subjektiver Hinsicht nur 
die Alternative einer erwerbswirtschaftlichen Tätig- 
keit. Eine zusätzliche Unterscheidung zwischen ei- 
ner Gemeinnützigkeit im Sinne des hoheitlichen 
Begriffs der „Daseinsvorsorge" und der „Gemein- 
nützigkeit", die von nichtstaatlichen Einrichtungen 
verwirklicht werden kann, ist dort und — soweit 
ersichtlich — im Körperschaftsteuerrecht überhaupt 
bisher nicht vorgenommen worden, wenn feststand, 
daß die durch staatliche Einrichtungen wahrgenom- 
menen Aufgaben nach den bestehenden staatsrecht- 
lichen Auffassungen dem Staat eigentümlich und Vor- 
behalten waren. 

Anhaltspunkte hierzu gibt nur das Umsatzsteuer- 
recht, für das die Unterscheidung zwischen gemein- 
nütziger und hoheitlicher Tätigkeit im Gegensatz 
zum Körperschaftsteuerrecht entscheidend ist, weil 
gemeinnützige Einrichtungen nicht grundsätzlich 
von der Umsatzsteuer befreit sind. Hier verlangt 
die Rechtsprechung 20 ) zur Annahme öffentlicher 
Gewalt, daß der „Leistungsempfänger" das Gefühl 
haben müsse, der Staat trete ihm als Hoheitsträger 
gegenüber. 

Wir meinen, daß eine solche Vorstellung der 
Rundfunkteilnehmer wegen der öffentlich-recht- 
lichen Organisationsform der Anstalten und dem 
schon rein tatsächlich gegebenen Ausschluß priva- 
ter Einrichtungen von jeglicher Rundfunktätigkeit 
bejaht werden muß. 

Danach liegt u. E. eine hoheitliche Tätigkeit der 
Anstalten vor. Gebühren, die für die Veranstaltung 
von Rundfunkdarbietungen kraft Gesetzes erhoben 
werden, können somit nicht zu steuerpflichtigen 
Überschüssen führen. Es handelt sich hierbei auch 
steuerrechtlich entweder um Nutzungsgebühren, die 
die Anstalten den Rundfunkteilnehmern kraft öf- 
fentlicher Gewalt auferlegen, oder um Beiträge, die 
außerhalb des Verhältnisses von Leistung und 
Gegenleistung von den Rundfunkteilnehmern als 
an einer Verwaltungsveranstaltung Interessierten 
aufgebracht werden 27 ) 28 ). 


25 ) a. a. O. 

- 6 ) zwei BFH-Urteile vom 13. April 1961 in HFR 1962, 
Seite 64 und Seite 208 

27 ) vgl. Huber Bd. I, Seite 69 

28 ) Eine hoheitliche Tätigkeit haben allerdings bisher der 
OFH (Gutachten, a. a. O.) und der IV. Einkommen- 
steuersenat des BFH (Urteil vom 21. Januar 1965 in 
BStBl 1965 III, Seite 172) bezüglich des BR abgelehnt. 
Die Begründung des OFH, der BR habe kein Sende- 
monopol, und damit sei ihm die Erfüllung der Rund- 
funkaufgaben nicht ausschließlich Vorbehalten, ist ein- 
mal durch die tatsächlichen Verhältnisse überholt, zum 
anderen ist die „Ausschließlichkeit" nach der Recht- 
sprechung des BFH (insbesondere Urteil vom 12. De- 
zember 1951, a. a. O.) nicht erforderlich. Der IV. Ein- 


Strittig ist, ob unter der Veranstaltung und Ver- 
mittlung von Sendungen auch die Ausstrahlung von 
Werbesendungen miterfaßt wird. Je nachdem, ob 
hier die Befriedigung des Informationsbefürfnisses 
der Rundfunkteilnehmer oder die Leistung gegen- 
über den Firmen, für deren Erzeugnisse geworben 
wird, im Vordergrund steht, handelt es sich um 
Ausübung öffentlicher Gewalt oder nicht. 

Nach dem Urteil des OLG München vom 24. Ok- 
tober 1957 betreffend Werbesendungen des BR 29 ) 
kann auch die Veranstaltung von Werbesendun- 
gen nach hergebrachter Auffassung unter den Be- 
griff der Unterrichtung und Unterhaltung gebracht 
werden. Die Werbesendungen wirken jedoch nach 
zwei Seiten. Sie erreichen nicht nur den Rundfunk- 
teilnehmer, sondern sie dienen gleichzeitig der Um- 
satzförderung der an der Werbung interessierten 
Unternehmer. Innerhalb dieses Rechtsverhältnisses 
tritt die Rundfunkanstalt Dritten gegenüber erwerbs- 
wirtschaftlich auf. Die einzelne Sendung, der Werbe- 
spot, wird als solche durch den Unternehmer bezahlt. 
Es liegt ein echter Leistungsaustausch vor, der un- 
mittelbar zur Erzielung von Einnahmen, ja sogar 
von Überschüssen führt. Daneben rückt die Leistung 
gegenüber den Rundfunkteilnehmern völlig in den 
Hintergrund. Die Werbesendungen sind also in er- 
ster Linie Mittel zur Finanzierung des übrigen 
Sendeprogramms, nicht aber zur Befriedigung eines 
Informationsbedürfnisses der Rundfunkteilnehmer. 
Dient aber die Werbung nur als Einnahmequelle 
und ist sie nicht hauptsächlich Erfüllung der Rund- 
funkaufgaben, so ist ein Grundsatz des Körper- 
schaftsteuerrechts zu beachten, wonach Betriebe, die 
nicht „unmittelbar" dem begünstigten Zweck dienen, 
sondern nur mittelbar dadurch, daß die Einnahmen 
aus der Tätigkeit dieses Betriebes dem betreffen- 
den Zweck zugeführt werden, von der Körperschaft- 
steuer nicht befreit sind. Das geht gerade aus der 
gesetzlichen Steuerpflicht der Betriebe gewerblicher 
Art von öffentlich-rechtlichen Körperschaften und 
von wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben bei gemein- 
nützigen Körperschaften hervor, in denen der Ge- 
setzgeber gerade die Fälle trifft, in denen sich an 


kommensteuersenat des BFH hat eine hoheitliche Tä- 
tigkeit des BR mit der Begründung abgelehnt, es be- 
stehe kein Annahmezwang der Rundfunkteilnehmer. 
Auch diese Begründung steht im Widerspruch zum 
Urteil des I. Senats vom 12. Dezember 1951 und findet 
im Wortlaut des § 4 KStDV keine Stütze, da es dort 
heißt, der Annahmezwang führt „insbesondere" zur 
Annahme eines Hoheitsbetriebs und ist damit nur 
Indiz, aber nicht Voraussetzung für die Annahme eines 
Hoheitsbetriebs. 

Der BFH kommt auch nicht zu einer anderen Beur- 
teilung aus den Entscheidungsgründen des Fernseh- 
urteils des Bundesverfassungsgerichts. Er ist der Auf- 
fassung, das Gericht habe sich lediglich mit der Frage 
befaßt, in welcher Weise die Länder kraft ihrer Kultur- 
hoheit die nach Artikel 5 GG zu gewährleistende Frei- 
heit der Meinungsbildung verwirklichen, nicht aber 
mit der Art der den Anstalten obliegenden Aufgaben 
selbst. Diese Auffassung kann jedoch nach den oben 
wiedergegebenen Ausführungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts nicht geteilt werden. 

29 ) NJW 1958, Seite 1298 


370 



Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2120 


sich befreite Körperschaften selbst die Mittel zur 
Erfüllung ihrer Zwecke durch Geschäftsbetriebe be- 
schaffen 30 ). 

Steuerrechtlich ändert an dieser Beurteilung auch 
nichts der Umstand, daß möglicherweise die Zuwei- 
sung der Einnahmequelle durch Gesetz oder Satzung 
erfolgt. Gewinne, die kraft Verfassung förderungs- 
würdigen Einrichtungen zur Verfügung stehen, bei 
denen aber der Betrieb, der sie erwirtschaftet, nicht 
selbst von der Körperschaftsteuer befreit ist, kön- 
nen wegen dieser Verfassungsbestimmung nach § 12 
Ziff. 1 KStG nicht in abzugsfähige Zuwendungen 
umgedeutet werden 31 ). 

Eine Ausnahme gilt im Steuerrecht nur dann, 
wenn förderungswürdige Zwecke und hier entspre- 
chend öffentliche Aufgaben nur durch den Geschäfts- 
betrieb erreicht werden können und er zu steuer- 
pflichtigen Betrieben derselben oder ähnlichen Art 
nicht in größerem Umfang in Wettbewerb tritt, als 
bei Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unver- 
meidbar ist. Dieser Grundsatz kommt vor allem in 
§ 7 GemVO zum Ausdruck, der auf die Recht- 
sprechung des RFH 32 ) Bezug nimmt, wo es heißt: 
„Wenn ein steuerbegünstigter Zweck nur durch die 
Führung eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
erfüllt werden kann, wenn also Zweck und wirt- 
schaftlicher Geschäftsbetrieb sich nicht voneinander 
trennen lassen und gleichsam eine Einheit bilden, 
würde die Annahme, daß schlechthin jeder wirt- 
schaftliche Geschäftsbetrieb eines an sich steuerbe- 
günstigten Unternehmens eine Einengung der Be- 
günstigung nach sich ziehen müßte, im Ergebnis 
zur Einschränkung der gemeinnützigen Betätigung 
selbst führen. 41 Andererseits schränkt aber der RFH 
dahin ein, daß der Gedanke der Wettbewerbsgleich- 
heit gegenüber steuerpflichtigen Unternehmen be- 
achtet werden muß und daher die Maßstäbe hinsicht- 
lich der untrennbaren Verknüpfung von Zweck und 
Geschäftsbetrieb sehr streng sein müssen. 

Diese strengen Erfordernisse werden im Falle 
der Werbetätigkeit der Rundfunkanstalten nicht er- 
füllt. Zeitungsverleger, Filmtheater und Rundfunk- 
anstalten stehen als Medien der Werbung in einem 
besonderen wirtschaftlichen Konkurrenzverhältnis, 
weil hier auch der Rundfunk — gleichgültig aus 
welchen Motiven — auf Gewinnerzielung ausgerich- 
tet ist. Diese Wettbewerbssituation läßt es nicht zu, 
den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb als untrennbar 
mit dem Anstaltszweck verknüpft anzusehen, weil 
den Rundfunkanstalten die Möglichkeit der Ein- 
nahmeerzielung durch Gebührenanhebung verbleibt. 
So hat auch der BFH 33 ) Steuerschädlichkeit für eine 
an sich förderungswürdige Vereinszeitschrift bejaht, 
weil sich diese nicht zwingend nur durch Aufnahme 
von Anzeigen, sondern auch durch Mitgliedsbeiträge 
finanzieren konnte. 


30 ) BFH-Urteil vom 24. Februar 1953 in BStBl 1953 III, 
Seite 109 

31 ) die Unmaßgeblichkeit der Verfassung geht auch aus 
dem RFFI-Urteil vom 6. September 1938 hervor (in 
RStBl 1938, Seite 1070); ferner aus dem Urteil des 
RFH vom 26. März 1935 in RStBl 1935, Seite 856. 

32 ) Urteil vom 24. Juli 1937 in RStBl 1937, Seite 1103 


Die Werbetätigkeit ist danach steuerlich getrennt 
von der Erfüllung der hoheitlichen Rundfunkauf- 
gaben zu sehen. Die dadurch erzielten Einnahmen 
führen zu steuerpflichtigen Erträgen 34 ). 

Haben die Rundfunkanstalten den Werbebereich 
ausgegliedert und diese Tätigkeit einer selbständi- 
gen Kapitalgesellschaft übertragen, so unterliegen 
die Erträge aus der Werbetätigkeit gleichfalls der 
Besteuerung, weil diese Kapitalgesellschaften gemäß 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 KStG unbeschränkt steuerpflichtig 
sind. § 5 Abs. 2 KStDV stellt zusätzlich klar, daß 
auch Betriebe von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, die in eine privatrechtliche Form gekleidet 
sind, nach den für diese Rechtsform — einer Kapi- 
talgesellschaft — geltenden Vorschriften besteuert 
werden. 


2. Die Erfüllung der Rundfunkauf gaben durch Aus- 
übung öffentlicher Gewalt als Mittel einer 
steuerlichen Besserstellung gegenüber privat- 
rechtlich organisierten Unternehmen , die gleiche 
Aufgaben erfüllen. 

Die Anerkennung einer öffentlichen Aufgaben- 
stellung und die Übertragung auf die Anstalten 
führt also speziell im Bereich der Werbung, die der 
eigentliche Ansatzpunkt der Kritik ist, nicht zu einer 
Besserstellung gegenüber anderen Unternehmen. 

Die Vorteile der Rundfunkanstalten beschränken 
sich auf die Steuerfreiheit von Überschüssen, die 
aus den Gebühreneinnahmen erzielt werden. Vor- 
aussetzung für die Steuerfreiheit ist dabei, daß 
die Anstalten ihre Rundfunkaufgaben bewußt als 
Träger der öffentlichen Gewalt ausüben. Steuerfrei- 
heit und erwerbswirtschaftliches Vorgehen schlie- 
ßen einander aus. Ein erwerbswirtschaftliches Tätig- 
werden begründet einen Betrieb gewerblicher Art 
und damit stets die unbeschränkte Steuerpflicht nach 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG. 

Hiernach verhält es sich nicht so, daß die öffent- 
liche Hand lediglich deshalb Steuervorteile genießt, 
weil sie die Rundfunkaufgaben an sich gezogen 
hat, die — wie vom Bundesverfassungsgericht, 
a. a. O., bestätigt — auch von jeder Privatperson 
erfüllt werden könnten, wenn die Gewähr der freien 
Meinungsbildung nach Artikel 5 GG geboten wäre. 
Der Staat als Fiskus ist nicht begünstigt Er muß 
vielmehr auch auf ein wirtschaftliches Vorgehen, 
insbesondere auf ein Gewinnstreben verzichten. 

Da dieses eigene Gewinnstreben bei den Rund- 
funkanstalten durch ihre Verfassung ausgeschlos- 
sen ist, können die Anstalten nur im Wettbewerb 
zu wegen Gemeinnützigkeit befreiten Körperschaf- 
ten des privaten Rechts gesehen werden. Ein solcher 


33 ) Urteil vom 28. November 1961 in BStBl 1962 III, 
Seite 73 

34 ) So auch Rasch in einer Dokumentation der ARD-An- 
stalten vom Mai 1965 zum Thema „Rundfunkanstalten 
und Tageszeitungen", Seite 99 ff./l 16 ; ebenso offenbar 
Pflaum er. StuW 1966,. Spalten 350 ff. (357, Anm. 30), 
der Werbefunk und Werbefernsehen als erwerbswirt- 
schaftlich ansieht. 
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Vergleich entzieht sich aber der wirtschaftlichen Be- 
trachtung, die Maßstab für die Steuerschädlichkeit 
oder -Unschädlichkeit eines wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetriebs ist. Wir verweisen auch auf einen 
Ländererlaß zur GemVO 35 ), dessen Aussage für die 
hoheitliche Tätigkeit entsprechend gilt: 

„ Steuers chädlich ist ein Wettbewerb nur zu 
steuerpflichtigen Betrieben, also nicht zwischen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, die dem- 
selben steuerbegünstigten Zweck dienen und 
ihn in der gleichen oder in ähnlicher Form 
verwirklichen.“ 

Der Unterschied zu Unternehmen, die ähnliche Auf- 
gaben der Information der Allgemeinheit erfüllen, 
kann eben nur darin gesehen werden, daß letztere 
mit der Informationstätigkeit auch im Bereich der 
Zeitungsgebühren regelmäßig ein eigenes Gewinn- 
streben verbinden. Stand nämlich die Uneigennüt- 
zigkeit der Informationstätigkeit fest, so haben 
RFH 36 ) und BFH 37 ) auch die Gemeinnützigkeit 
eines Zeitungsbetriebes anerkannt. 

In diesen Entscheidungsfällen handelte es sich 
um die Herausgabe von Zeitschriften durch gemein- 
nützige Vereine. Steuerschädlichkeit des Zeitungs- 
betriebes wurde nur insoweit bejaht, als die Zeit- 
schriften durch Aufnahme bezahlter Anzeigen am 
allgemeinen wirtschaftlichen Wettbewerb teilnah- 
men. Denn es hängt, wie der BFH 37 ) betonte, der 
Gewinn aus der Herausgabe periodisch erscheinen- 
der Druckschriften, insbesondere der großen Tages- 
zeitungen, vornehmlich von den Einnahmen aus 
dem Anzeigengeschäft ab. Der BFH teilt aber im 
Schätzwege das wirtschaftliche Ergebnis der Zeit- 
schrift in ein solches aus Mitgliederbeiträgen und 
eines aus dem Anzeigengeschäft auf und läßt 
ersteres steuerfrei. 

Die unterschiedliche Besteuerung von Rundfunk- 
anstalten und beispielsweise Zeitschriftenverlegern 
beruht also auf den voneinander abweichenden Aus- 
gangspunkten beider Seiten. Unabhängig davon, 
daß der Staat aus eigener Machtvollkommenheit 
eine Aufgabe an sich gezogen und in öffentlich- 
rechtlicher Form organisiert hat, richtet sich die 
Besteuerung ausschließlich danach, „wie" diese Auf- 
gaben wahrgenommen werden, nicht „wer" sie er- 
füllt. Da steuerlich vorteilhafte Konsequenzen nur 
beim Fehlen wirtschaftlicher Zielsetzungen gezogen 
werden, kann auch körperschaftsteuerlich eine un- 
gerechtfertigte Sonderbehandlung der Rundfunkan- 
stalten, die wirtschaftliche Auswirkungen haben 
könnte, trotz einer den Anstalten eingeräumten Mo- 
nopolstellung nicht angenommen werden. Die 
Zwecksetzung durch Staatsakt bei den Sendeanstal- 
ten ist daher nicht Mittel oder Vorwand für eine 
steuerliche Besserstellung gegenüber privatrechtlich 
organisierten, erwerbswirtschaftlich tätigen Unter- 
nehmen. 


35 ) in BStBl 1954 II, Seite 50 

36 ) Urteil vom 27. November 1937 in RStBl 1938, Seite 35; 
ferner Urteil vom 6. September 1938 in RStBl 1938, 
Seite 1070 

37 ) Urteil vom 8. November 1961 in BStBl 1962 III, Seite 73 


3. Die Rundiunkanstalten als gemeinnützige 
Körperschaften 

Würde die hoheitliche Tätigkeit der Anstalten 
verneint, wäre für den gesamten Anstaltsbetrieb 
wie bei privatrechtlich organisierten Körperschaften 
die unbeschränkte Steuerpflicht (sog. „Steuerbar- 
keit") zu bejahen, weil insgesamt ein Betrieb zur 
Erzielung von Einnahmen, und zwar von Gebüh- 
ren und Werbeeinnahmen, gegeben wäre. Im näch- 
sten Schritt käme jedoch eine Steuerbefreiung nach 
§ 4 Abs. 1 Ziff. 6 KStG in Betracht, der alle Kör- 
perschaften begünstigt, die nach ihrer Verfassung 
und tatsächlichen Geschäftsführung unmittelbar und 
ausschließlich gemeinnützigen Zwecken dienen. 

Die Steuerbefreiung eines Betriebes gewerblicher 
Art erstreckt sich nach § 4 Abs. 1 Ziff. 6 Satz 2 
KStG aber nicht auf einen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb, der von diesem Betrieb gewerblicher 
Art unterhalten wird. 

Der Begriff des wirtschaftlichen Geschäftsbe- 
triebs ist hier weiter als der bereits erwähnte, 
gleichlautende Begriff im Gewerbesteuerrecht 38 ). 
Nach § 4 Abs. 1 Ziff. 6 KStG i. V. m. § 6 GemVÖ um- 
faßt der „wirtschaftliche Geschäftsbetrieb" auch einen 
„Gewerbebetrieb", d. h. eine in Gewinnerzielungs- 
absicht unternommene Tätigkeit (§ 1 GewStDV). Da- 
mit unterscheidet er sich von dem Begriff des 
„Betriebs gewerblicher Art" im Sinne von § 1 
KStDV nur insoweit, als bei § 4 KStG ausdrücklich 
gesagt ist, daß die Tätigkeit über den Rahmen einer 
bloßen Vermögensverwaltung hinausgehen muß. 
Da dieses Erfordernis schon nach dem Umfang der 
Tätigkeit der Anstalten außer Frage steht, könnte 
nach der Bejahung eines Betriebs gewerblicher Art 
nach § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG auch die volle Steuer- 
pflicht der Anstalten im Rahmen des § 4 KStG we- 
gen des die gesamte Tätigkeit jeder Anstalt umfas- 
senden wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs bejaht 
werden. Die Beantwortung der Frage, ob gemein- 
nützige Zwecke verfolgt werden, könnte daher of- 
fenbleiben. Im Rahmen des § 4 gilt jedoch die be- 
reits zur Argumentation herangezogene Vorschrift 
des § 7 GemVO. Steuerpflicht ist danach nicht gege- 
ben, wenn der Geschäftsbetrieb in seiner Gesamt- 
richtung dazu dient, die steuerbegünstigten sat- 
zungsmäßigen Zwecke der Körperschaft zu ver- 
wirklichen, wenn diese Zwecke nur durch ihn er- 
reicht werden können und wenn der wirtschaftliche 
Geschäftsbetrieb zu steuerpflichtigen Betrieben der- 
selben oder ähnlicher Art nicht in größerem Umfang 
in Wettbewerb tritt, als bei Erfüllung der steuerbe- 
günstigten Zwecke unvermeidbar ist. Es ist also 
für die Körperschaftsteuerpflicht der Rundfunkan- 
stalten als lediglich gemeinnützige Einrichtungen 
zwischen steuerlich schädlichem (§ 6 GemVO) und 
unschädlichem (§ 7 GemVO) wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb abzugrenzen. Da die Verfolgung ge- 
meinnütziger Zwecke durch die Rundfunkanstalten 
wegen der Ausrichtung ihrer Aufgaben auf die Be- 
lange der Allgemeinheit nach § 17 StAnpG nicht 
verneint werden kann 39 ), bleibt wiederum zu prü- 
fen, inwieweit bei den Sendeanstalten eine untrenn- 


38 ) vgl. Ziffer 100, Seite 366 

39 ) vgl. im einzelnen Ziffer 11, Seite 375 
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bare Verknüpfung zwischen Anstaltszweck und wirt- 
schaftlichem Geschäftsbetrieb im Sinne von § 7 
GemVO vorhanden ist. 

V?' ■ * 

Diesen Grundsatz der untrennbaren Verknüpfung 
haben wir bereits im Rahmen der Abgrenzung des 
Hoheitsbetriebs vom Betrieb gewerblicher Art her- 
angezogen und seine Anerkennung für die Werbe- 
tätigkeit unter dem Gesichtspunkt des Wettbewerbs 
verneint. Diese Tätigkeit muß somit als steuerlich 
schädlicher Geschäftsbetrieb angesehen werden. 

Die Sendetätigkeit, soweit sie nicht der Werbung 
dient, ist nicht deshalb schon ein steuerlich unschäd- 
licher Geschäftsbetrieb, weil etwa die Verknüpfung 
zwischen Zweck er füllung und Gebühreneinnahme 
durch gesetzliche Zuweisung dieser Einnahmen er- 
folgt ist. Auch hier gilt der Einwand aus § 12 Ziff. 1 
KStG, wonach die Verfassung einer Einrichtung 
eine unmittelbare Verbindung erzielter Erträge zum 
verfolgten steuerbegünstigten Zweck nicht herstei- 
len kann. 

Aber diese Sendetätigkeit kann nur unter Auf- 
schließung ständiger Einkunftsquellen, so durch 
Gebühren, aufrecht erhalten werden. 

Die Anerkennung der Steuerfreiheit dieses Tätig- 
keitsbereichs, der nicht der Werbung dient, hängt 
also wiederum davon ab, ob die Verknüpfung von 
Gebühren und Leistung auch unter dem Gesichts- 
punkt des Wettbewerbs zu bejahen ist. 

Wettbewerb der Rundfunkanstalten zu anderen 
Unternehmen besteht aber nach den obigen Aus- 
führungen innerhalb der unmittelbaren Erfüllung 
ihrer Rundfunkaufgaben nur zu solchen Betrieben, 
die auch ihrerseits die Voraussetzungen der Ge- 
meinnützigkeit erfüllen. Dieser Wettbewerb kann 
jedoch nach dem Ländererlaß zu § 7 GemVO 40 ) 
nicht als steuerschädlich angesehen werden. 

4. Gemeinnützige Tätigkeit der Rundfunkanstalten 
als Mittel einer steuerlichen Besserstellung ge- 
genüber vergleichbaren Unternehmen . 

Die Verfolgung eines gemeinnützigen Zwecks ist 
keineswegs nur den Rundfunkanstalten Vorbehal- 
ten. Auch vergleichbare Unternehmen, wie etwa die 
Zeitungsverleger, können ihren Betrieb einem sol- 
chen Zweck widmen und genießen dann — wie 
schon durch die Rechtsprechung anerkannt 41 ) — 
steuerliche Vorteile. 

Andererseits unterliegen die Rundfunkanstalten, 
wenn sie sich erwerbswirtschaftlich verhalten und 
durch einen auf Gewinn ausgerichteten Leistungs- 
austausch mit steuerpflichtigen Unternehmen in 
Wettbewerb treten, uneingeschränkt der Besteue- 
rung. Wenn im Rahmen der Gemeinnützigkeit schon 
das Gesetz selbst in § 7 GemVO den Gedanken 
des Wettbewerbs a.ls : Kriterium der Steuerpflicht her- 
ausstellt, so kann ein Mißbrauch der Gemeinnützig- 
keit mit dem Ziel, sachlich nicht gerechtfertigte 
Steuervorteile zu erlangen, nicht stattfinden. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Rund- 
funkanstalten als Hoheits- oder gemeinnützige Be- 


4Ü ) vgl. oben, Seite 372 
41 ) vgl. oben, Seite 372 


| triebe Steuervorteile erlangen. Diese können aber 
I nur dann erreicht werden, wenn die Anstalten sich 
| einer erwerbswirtschaftlichen Tätigkeit enthalten, 
d. h. insbesondere auf die Absicht einer Gewinner- 
zielung und damit auf einen Wettbewerb zu steuer- 
pflichtigen Unternehmen verzichten. Dieser Verzicht 
auf ein erwerbswirtschaftliches Vorgehen ist der 
sachliche Grund für die steuerrechtliche Unterschei- 
dung, so daß ein Vergleich zu Steuerpflichtigen, 
die diese Voraussetzung nicht erfüllen, nicht gezo- 
gen werden kann. Jedenfalls verlangt der Grund- 
satz der gleichmäßigen Besteuerung nicht zwingend 
die uneingeschränkte Körperschaftsteuerpflicht der 
Rundfunkanstalten. 

Soweit sich die Anstalten auf dem Werbesek- 
tor erwerbswirtschaftlich betätigen und damit mit 
anderen Steuerpflichtigen vergleichbar werden, ist 
bereits nach geltendem Recht unbeschränkte Kör- 
perschaftsteuerpflicht gegeben. Die praktischen Fol- 
gerungen aus dieser rechtlichen Situation sind in- 
zwischen in den von uns erfaßten Fällen von den 
Steuerbehörden auch gezogen worden. 

Gewerbe- und Vermögensteuer 

Gewerbe- und vermögensteuerliche Vorteile er- 
geben sich allein durch die Rechtsform der An- 
stalten als Öffentlich-rechtliche Körperschaften. Pri- 
vatrechtliche Körperschaften müssen, um diese Vor- 
teile ebenfalls zu erlangen, eine unmittelbare Ver- 
knüpfung zwischen wirtschaftlichem Geschäftsbe- 
trieb und einem gemeinnützigen Zweck nachweisen. 
Diese Besserstellung ist sachlich nicht gerechtfer- 
tigt 42 ). 

Die Festsetzung hoheitlicher oder gemeinnütziger 
Aufgaben durch staatlichen Akt ist für Gewerbe- 
und Vermögensteuer unbedeutend, es genügt 
schon die Verleihung der Rechtsform, um eine 
Steuerbefreiung zu erlangen. 

Würde das gewerbe- und vermögensteuerliche 
Privileg für öffentlich-rechtliche Körperschaften in 
Fortfall kommen, so wäre wie bei der Körperschaft- 
steuer zwischen hoheitlichem bzw. gemeinnützigem 
Bereich und erwerbswirtschaftlichem Bereich zu 
trennen. Die Gewerbe- und Vermögensteuerpflicht 
würde sich nur auf den letzteren erstrecken. Die 
sachliche Rechtfertigung einer solchen Beschränkung 
wäre aus den zur Körperschaftsteuer dargelegten 
Gründen zu bejahen. Dem Privileg der öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften kommt daher nur be- 
grenzte Bedeutung zu, zumal die Werbetätigkeit 
wegen ihrer Ausrichtung auf Gewinnerzielung ohne- 
hin die Voraussetzungen eines auch bei öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften gewerbe- und vermö- 
gensteuerpflichtigen „Gewerbebetriebs 1 ' erfüllt. 

Umsatzsteuer 

Eine privatrechtliche Körperschaft kann grund- 
sätzlich dadurch, daß sie gemeinnützige Zwecke ver- 
folgt, keine Befreiung von der Umsatzsteuerpflicht 
erlangen. Da die Tätigkeit, wie sie für einen Betrieb 


42 ) vgl. Ziffer 100, Seite 366 
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gewerblicher Art in § 1 KStDV und für einen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb in § 4 KStG, § 6 
GemVO, definiert ist, sich mit dem Begriff der 
Tätigkeit eines Unternehmens im Sinne von § 2 
Abs. 1 Satz 3 UStG deckt und es einen der Rege- 
lung des § 7 GemVO für die Körperschaften ent- 
sprechenden umsatzsteuerrechtlichen Begriff eines 
steuerlich unschädlichen Unternehmens nicht gibt, 
führt jede Zweckerfüllung, die einen Leistungsaus- 
tausch darstellt, zur Umsatzsteuerpflicht der Körper- 
schaft. 

Eine hoheitliche Tätigkeit stellt indessen keine 
Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen im Sinne 
von § 2 UStG dar (so ausdrücklich § 19 UStDB). 
Wird also der Hoheitscharakter der Tätigkeit der 
Rundfunkanstalten bejaht, so führt die Zweckset- 
zung durch Staatsakt, weil dem Staat „eigentüm- 
lich und Vorbehalten", zu umsatzsteuerlichen Vor- 
teilen. Da aber auch hier hoheitliche und erwerbs- 
wirtschaftliche Tätigkeit einander ausschließen, 
könnte dieser Vorteil wie bei der Körperschaftsteuer 
nur im Vergleich zur Steuerbelastung der gemein- 
nützig tätigen Unternehmen gesehen werden, dem 
keine wirtschaftliche Bedeutung, insbesondere un- 
ter dem Gesichtspunkt des Wettbewerbs, zukäme. 
Außerdem war die Gemeinnützigkeit Anlaß dafür, 
in Einzelfällen von der Umsatzsteuerpflicht freizu- 
stellen (vgl. z. B. § 4 Ziff. 16 UStG für Verbände der 
Wohlfahrtspflege; § 4 Ziff. 14 UStG für Schulen). 
Im übrigen gilt § 4 Ziff. 22 KStG. Zu seiner Be- 
deutung wird auf Ziffer 120 verwiesen. 

Grundsteuer, Grunderwerbsteuer 

Voraussetzung der Steuerbefreiung bei der 
Grundsteuer ist unabhängig davon, ob das Grund- 
stück einem Hoheitsträger dient oder nicht, die 
Zugehörigkeit des Grundbesitzes zum Vermögen 
einer gemeinnützigen Körperschaft. Die Festsetzung 
der Verfassung der Sendeanstalten durch Staatsakt 
führt also nicht zu irgendwelchen Vergünstigungen 
gegenüber privatrechtlichen Körperschaften. 

Bei der Grunderwerbsteuer bedarf es neben der 
Übertragung Öffentlicher Gewalt an die Anstalt ei- 
nes besonderen Anlasses des Grundstückserwerbs 
in Form einer organisatorischen Umgliederung im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung. Die Zielset- 
zung in der Verfassung für sich begründet keine 
steuerliche Begünstigung der Anstalten. 

Zusätzliche Vergünstigungen in den Ländern Ba- 
den-Württemberg, Bayern und Hessen für die 
Grundstücksverwendung zu bestimmten kulturellen 
Zwecken stehen privatrechtlichen wie öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften offen. 


11 Die steuerlichen Auswirkungen unter dem 
Gesichtspunkt der Gesetzgebungskompetenz 
bei Steuergesetzen 

Nach den Ausführungen zu Ziff. 10 ergeben sich 
durch die Errichtung der Länderanstalten folgende 
steuerliche Auswirkungen auf Steuerarten, die Ge- 


genstand der Bundesgesetzgebung — konkurrie- 
rende Gesetzgebung nach Artikel 105 GG — sind: 

1. Gewerbesteuer und Vermögensteuer werden hin- 
sichtlich der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe 
der Rundfunkanstalten nicht erhoben. 

2. a) Unter der Annahme hoheitlicher Tätigkeit 

der Anstalten werden nicht erhoben 

aa) Körperschaftsteuer 
bb) Umsatzsteuer 

b) Unter der Annahme gemeinnütziger Tätig- 
keit der Anstalten werden nicht erhoben 

aa) Körperschaftsteuer 
bb) Grundsteuer 

Nachdem der Bund sein Gesetzgebungsrecht in 
Anspruch genommen hat, könnten die Länder durch 
die Form der Organisation der Rundfunkanstalten 
als solche — Körperschaft des öffentlichen Rechts — 
und durch die satzungsmäßige Bestimmung von 
steuerlichen Vorteilen auf die Besteuerung Einfluß 
genommen haben. 

Hinsichtlich der Vergünstigung zu 1. liegt ein Vor- 
teil vor, den der Staat sich durch das Gewerbesteuer- 
und Vermögensteuergesetz als Steuerpflichtigem 
selbst gewährt. Insoweit aber wird von den Län- 
dern eine Vergünstigung in Anspruch genommen, 
die der Bundesgesetzgeber dem Bund und den Län- 
dern allgemein zur Erfüllung ihrer Aufgaben ge- 
währt. Die Verleihung der Rechtsform einer öf- 
fentlich-rechtlichen Körperschaft an die Rundfunkan- 
stalten stellt ‘ sich daher steuerrechtlich als bloßer 
Schöpfungsakt für das Rechtssubjekt dar, weil hier 
die Länder im Hinblick auf die Besteuerung nicht 
als Gesetzgeber, sondern als Steuerpflichtige auftre- 
ten. Die Gesetzgebungskompetenz wird somit hier- 
durch nicht berührt. Dies wird insbesondere auch 
dadurch bestätigt, daß es nach der Rechsprechung 43 ) 
für die Besteuerung keinen Unterschied macht, ob 
die Körperschaft durch den Bund oder ein Land 
errichtet worden ist. 

Die Frage der Gesetzgebungskompetenz ergibt 
sich zu 2. a) dadurch, daß die Länder als Hoheitsträ- 
ger bestimmte Aufgaben an sich ziehen und dann 
auf öffentlich-rechtliche Anstalten übertragen und 
diese dadurch kraft eigener Machtvollkommenheit 
der Besteuerung entziehen. 

Ein Verstoß der Länder gegen die Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes kann nur dann angenommen 
werden, wenn die Errichtung der Sendeanstalten 
durch die Länder sich materiell als eine Regelung 
der Steuermaterie selbst darstellt. 

Gegen eine solche Annahme im vorliegenden 
Fall spricht der Umstand, daß es den Ländern aus 
steuerlichen Gründen verwehrt werden würde, ge- 
rade die Aufgaben zu erfüllen, die nach Aussage 
des Bundesverfassungsgerichts herkömmlich dem 
Staat und nach dem GG gerade den Ländern über- 
tragen ist. Denn zumindest die Errichtung der An- 


43 ) BFH-Urteil vom 1. März 1951 in BStBl 1951 III, 
Seite 120 
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stalten ist offenbar auch nach dem Urteil des BFH 
vom 21. Januar 1965 44 ) betreffend den BR eine 
öffentliche Aufgabe. Ein Rückschluß von den Fol- 
gen auf die Ursachen ist zudem besonders zweifel- 
haft, wenn diese Folgen nur einen Rechtsbereich, 
nämlich das Steuerrecht, betreffen. 

Die Steuervorteile, die sich zu 2. b) aus der Ge- 
meinnützigkeit ergeben, stellen grundsätzlich nur 
Vorteile dar, die von jedem Dritten ebenfalls in 
Anspruch genommen werden können, wenn von 
diesem die Voraussetzungen, die das Gesetz ver- 
langt, erfüllt werden. Die Länder treten auch hier 
wieder als Steuerpflichtige und nicht als Gesetzge- 
ber auf. 

Sollten allerdings durch die einzelnen Rundfunk- 
gesetze und Staatsverträge steuerliche Vorrechte 
der Anstalten geschaffen werden, die diesen nach 
der Zwecksetzung nicht zukommen, so würde hierin 
eine Kompetenzüberschreitung liegen, wenn der 
Bund von seinem Recht zur Gesetzgebung in dieser 
Frage Gebrauch gemacht hat. 

In verschiedenen Rundfunkgesetzen heißt es, die 
Anstalt „genießt die den gemeinnützigen Anstalten 
zuerkannten Vorrechte", während bei anderen An- 
stalten bestimmt ist, die Anstalt „ist eine gemein- 
nützige Anstalt des öffentlichen Rechts". 

Hieraus könnte entnommen werden, daß der 
Landesgesetzgeber konstitutiv die Gemeinnützigkeit 
der Anstalten auch im Sinne der Steuergesetze re- 
geln wollte. Der Gesetzgeber könnte hierdurch beab- 
sichtigt haben, bereits durch die Verfassung der 
von ihm errichteten Anstalt die von den Steuer- 
gesetzen verlangten Voraussetzungen der Gemein- 
nützigkeit zu fingieren. 

Es ist jedoch zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
für die Annahme der Gemeinnützigkeit nach den 
Vorschriften der GemVO erfüllt sind und damit 
der Bestimmung der Gemeinnützigkeit nur dekla- 
ratorische Bedeutung zukommen kann. 

Im einzelnen ist folgendes zu untersuchen: 

1. Die Rundfunkanstalten müssen gemeinnützige 
Zwecke verfolgen. Gemeinnützig sind nach § 17 
Abs. 1 und 2 StAnpG solche Zwecke, durch deren 
Erfüllung ausschließlich und unmittelbar die All- 
gemeinheit gefördert wird, d. h. die Tätigkeit 
dem allgemeinen Besten auf materiellem, geisti- 
gem und sittlichem Gebiet nutzt. Die Sendungen 
sollen nach der Verfassung der Rundfunkanstal- 
ten der Bildung, Unterrichtung und Unterhaltung 
dienen, von demokratischer Gesinnung, kulturel- 
lem Verantwortungsbewußtsein und Objektivität 
getragen sein, die sittlichen und religiösen Über- 
zeugungen der Bevölkerung achten und die in- 
ternationale Verständigung fördern. Gleichgültig, 
ob man als Aufgabe der Rundfunkanstalten eine 
echte Bildungsarbeit oder nur die Verschaffung 
einer Gelegenheit, sich zu informieren und wei- 
terzubilden, anerkennt, soll die Tätigkeit dem 
Besten der Allgemeinheit dienen und wird auch, 
solange diese Grundsätze befolgt werden, tat- 
sächlich von Nutzen sein. 


44 ) a. a. O. 


Die Unterhaltung von steuerpflichtigen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieben auf dem Werbe- 
sektor steht der Anerkennung der Gemeinnüt- 
zigkeit nach den §§ 6, 7 GemVO nicht entgegen, 
wenn nur auch hierdurch die ausschließlich ge- 
meinnützigen Zwecke, wenn auch mittelbar, ver- 
wirklicht werden. 

2. Nach § 2 GemVO sind diese Zwecke in der Ver- 
fassung der Körperschaft festzulegen. Nach § 14 
GemVO ist zwar für Betriebe gewerblicher Art 
von Körperschaften des öffentlichen Rechts eine 
begrenzte Befreiung von der Festlegung der 
Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung in 
der Satzung vorgesehen. Zu dieser Ausnahme 
gehört nicht die Festlegung des gemeinnützigen 
Zwecks. 

Die Zwecke der Rundfunkanstalten sind in den 
Verfassungen verschiedener Anstalten mit der 
Veranstaltung von Rundfunkdarbietungen und 
dem Betrieb von Sendern bestimmt. Diese Defi- 
nition ist jedoch neutral, sie umfaßt lediglich 
die Art der technischen Durchführung 45 ). An- 
dere Rundfunkgesetze bestimmen, daß die Sen- 
dungen der Bildung, Unterrichtung und Unterhal- 
tung dienen sollen. Zum Teil wird nur von 
Grundsätzen gesprochen, die bei der Aufgaben- 
erfüllung zu beachten sind. Das Ziel einer ech- 
ten Bildungsarbeit ist nicht genannt. Reicht je- 
doch auch die Zielsetzung, eine Gelegenheit zur 
Information und Weiterbildung zu verschaffen, 
zur Anerkennung der Gemeinnützigkeit aus, so 
sind auch in diesen Fällen die gemeinnützigen 
Zwecke in der Satzung festgelegt. 

3. Nach § 4 Abs. 2 Ziff. 1 GemVO darf die Kör- 
perschaft ferner keine Zuwendungen an die 
Mitglieder der gemeinnützigen Körperschaft in 
ihrer Eigenschaft als Mitglieder machen. Dies 
gilt entsprechend für Zuwendungen von Betrie- 
ben gewerblicher Art an die sie tragenden Kör- 
perschaften (§ 4 Abs. 4 GemVO). 

Einige Rundfunkgesetze sehen eine Abführung 
von Überschüssen an die Länder als Träger der 
Anstalten zur Verwendung zu kulturellen Zwek- 
ken vor. Die Länder sind jedoch nicht Mitglieder 
der Betriebe gewerblicher Art, man muß vielmehr 
in ihnen mit sozialen Aufgaben besonders be- 
traute Behörden im Sinne von § 5 Ziff. 1 GemVO 
sehen. Nach dieser Vorschrift stehen Zuwendun- 
gen an solche Behörden, wenn daneben ein 
eigener satzungsmäßiger Zweck (Hauptzweck) 
verfolgt wird, der Gewährung der Steuervergün- 
stigungen nicht entgegen. 

4. Ferner wird nach § 4 Abs. 2 Ziff. 4 GemVO eine 
Vermögensbindung des im Falle der Auflösung 
oder Aufhebung der Körperschaft vorhandenen 
Vermögens an die steuerbegünstigten Zwecke 
verlangt. Diese Vermögensbindung ist in der 
überwiegenden Zahl der erfaßten Rundfunkan- 
stalten nicht satzungsgemäß verankert. Die Un- 


45 ) OLG München, Urteil vom 24. Oktober 1957 in NJW 
1958, Seite 1298 
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terlassung führt jedoch zu keinen steuerlichen 
Nachteilen, weil nach § 14 GemVO bei Betrieben 
gewerblicher Art von Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts die Vermögensbindung in der Sat- 
zung nicht festgelegt werden muß. Es liegt also 
insoweit eine Erleichterung zur Erlangung der 
Gemeinnützigkeit für öffentlich-rechtliche Kör- 
perschaften vor. 

Die Ausnahmebestimmung ist jedoch nicht als 
materiell-rechtliche Besserstellung der Anstal- 
ten gegenüber privatrechtlichen Körperschaften 
zu verstehen. Auch für die Anstalten soll die 
Vermögensbindung gelten, es kann nur rein for- 
mell von einer Verankerung in der Satzung ab- 
gesehen werden, weil davon ausgegangen wird, 
daß bei öffentlich-rechtlichen Körperschaften die 
staatlichen Aufsichtsbehörden die Verwendung 
des Vermögens für steuerbegünstigte Zwecke 
sicherstellen werden 46 ). Es ist steuerrechtlich 
vom Gesetzgeber insoweit keine Besserstellung 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten gewollt, je- 
doch wird den Anstalten ein höheres Maß an 
Vertrauen entgegengebracht. 

5. Da alle übrigen in der GemVO genannten Vor- 
aussetzungen erfüllt sind, hat u. E. die Anerken- 
nung der Gemeinnützigkeit in den Rundfunkver- 
fassungen in steuerlicher Sicht nur deklaratori- 
sche Bedeutung. Die Rundfunkverfassungen las- 
sen daher eine Interpretation zu, nach der sie mit 
den geltenden Bestimmungen des Grundgeset- 
zes über die Gesetzgebungskompetenz in Ein- 
klang stehen. 


12 Privilegien der Rundfunkanstalten 
in Steuergesetzen 

120 § 4 Ziff. 22 UStG, Umsatzsteuerbefreiung der 
Gebühreneinahmen 

Durch das 9. Umsatzsteueränderungsgesetz vom 
18. Oktober 195 7 47 ) ist mit Wirkung vom 1. Juli 
1957 die Regelung des § 4 Ziff. 22 UStG in das Ge- 
setz aufgenommen worden, wonach die Umsätze der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten von der 
Umsatzsteuer befreit sind. Die Befreiung besteht 
hinsichtlich der Rundfunkhörer- und Fernsehteil- 
nehmergebühren. Die Einfügung dieser Vorschrift 
hatte je nach der Sicht der einzelnen Anstalt den 
Charakter einer Vergünstigung oder lediglich klar- 
stellende Bedeutung. 

Da die Aufnahme der Befreiungsvorschrift bei 
den Beratungen stark umstritten war, könnte die 
Einfügung dieser Vorschrift vom Gesetzgeber als 
echtes Privileg der Rundfunkanstalten verstanden 
worden sein, womit die grundsätzliche Umsatz- 
steuerpflicht der Anstalten bejaht und ein hoheit- 
liches Tätigwerden abgelehnt worden wäre 4H . 


4G ) vgl. Blümich-Klein, § 4 KStG, Anm. 35 

47 ) BGBl I 1957, Seite 1748 

48 ) so Heinze in UStR 1957, Seite 181 


Eine gegenteilige Auffassung wird jedoch von 
Pflaumer 46 ) vertreten, der gerade aus der Entste- 
hungsgeschichte der Vorschrift entnehmen will, daß 
der Gesetzgeber keine Entscheidung über die Frage 
treffen wollte, ob die Rundfunkanstalten öffentliche 
Gewalt ausüben r *°). 

Nach unserer Auffassung kann die Rundfunkge- 
bühr nicht als Leistungsentgelt im Sinne des Um- 
satzsteuerrechts charakterisiert werden 51 ). Ein Rück- 
schluß aus § 4 Ziff. 22 UStG kommt danach nicht 
in Betracht. 

Auch die Gesetzessystematik führt nicht zwingend 
zu einem solchen Rückschluß. Das Umsatzsteuerrecht 
kennt auch andere Vorschriften, die nur deshalb 
in das Gesetz aufgenommen worden sind, um eine 
Untersuchung von Fall zu Fall entbehrlich zu ma- 
chen. So sind z. B. Umsätze des Bundes und der 
Länder bei der Verwaltung von Amtsblättern steuer- 
frei (§ 19 Abs. 5 UStDB). Zu dieser Bestimmung 
führt der BFH 52 ) aus, daß es im Einzelfall zweifel- 
haft sein könne, ob ein Amtsblatt sich auf die 
Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben be- 
schränke. Aus diesem Grunde sei es erforderlich ge- 
wesen, eine klare und eindeutige Rechtslage zu 
schaffen. Die Unterscheidung zwischen Pflichtbezug 
und freiwilligem Bezug des Amtsblattes sei dann im 
Hinblick auf die ausdrückliche Vorschrift ohne Be- 
deutung. 

Ein Privileg der Rundfunkanstalten ist u. E. durch 
die Vorschrift des § 4 Ziff. 22 UStG nicht geschaffen 
worden. 


121 Vergnügungssteuer 

Die Vergnügungssteuer als Steuer mit örtlich be- 
dingtem Wirkungskreis im Sinne von Artikel 105 
Abs. 2 Ziff. 1 GG ist Gegenstand der Landesgesetz- 
gebung. Die Behandlung der Darbietungen durch 
Rundfunk und Fernsehen in den verschiedenen Lan- 
desgesetzen gibt keine eindeutige Auskunft über 
die Frage, ob hierbei den Rundfunkanstalten Privile- 
gien eingeräumt werden. Diese Unklarheit beruht 
insbesondere darauf, daß nicht mit Sicherheit gesagt 
werden kann, ob bei Darbietungen durch „Rundfunk- 
und Fernsehempfangsanlagen" die Anstalt oder der 
Halter des Empfangsapparats vergnügungssteuer- 
pflichtiger Veranstalter ist. So sprechen z. B. die Ge- 
setze in Hamburg und Nordrhein-Westfalen von 
„Darbietungen" durch Empfangsanlagen als dem 
vergnügungssteuerpflichtigen Tatbestand, die Ge- 
setze in Bayern und Berlin vom „Halten" von Rund- 
funk- und Fernsehempfangsanlagen. Das „Halten" 
deutet auf den Rundfunkteilnehmer als den Veran- 
stalter hin, die „Darbietung" schließt wohl auch die 
Sendeanstalt als Veranstalter ein. Die ausdrücklichen 


4e ) in StuW 1966, Seite 350 

50 ) so auch Bundesminister der Finanzen; ferner Schnei 
der, Seite 24/25 

51 ) vgl. Ziffer 101, Seite 370 

52 ) Urteil vom 28. 2. 1951 in BStBl 1951 III, Seite 144 
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Befreiungsvorschriften für Rundfunk und Fernsehen 
in den verschiedenen Gesetzen könnten also sowohl 
als Privileg für den Teilnehmer wie auch die An- 
stalt verstanden werden. 

Entscheidend ist u. E., daß nicht alle Gesetze 
eine ausdrückliche Befreiungsvorschrift des Rund- 
funk- und Fernsehempfangs enthalten (vgl. z. B. Hes- 
sen, Schleswig-Holstein). Trotzdem wird auch hier 
keine Vergnügungssteuer gezahlt, und zwar mit 
der Begründung, daß es sich um Vorführungen im 
privaten Bereich handle, die nach allen Gesetzen von 
der Vergnügungssteuer befreit sind. Danach ergibt 
sich schon aus der Eigenart der Darbietung das 
Ausscheiden aus der Steuerpflicht, die nur als Re- 
flex die Privilegierung der Anstalten bewirkt. 

Zudem könnte, weil die einzelne Darbietung 
durch einen Empfangsapparat für sich regelmäßig 
im privaten Bereich liegt, eine Vergnügungssteuer- 
pflicht der Anstalten allenfalls in der Weise be- 
gründet werden, daß die sendende Anstalt eine 
mittels der Rundfunktechnik erreichbare, über das 
gesamte Sendegebiet sich erstreckende, einheitliche 


Veranstaltung durchführt und somit sämtliche 
Rundfunkteilnehmer zusammengefaßt als Teilneh- 
mer einer Veranstaltung gesehen würden. Da die 
Vergnügungssteuer den Gemeinden zusteht, könnte 
nur im Wege der Aufteilung dieser Veranstaltung 
auf die einzelnen Gemeindegebiete nach den jeweils 
in der Gemeinde ansässigen Rundfunkteilnehmern 
die Steuererhebung realisiert werden. Eine solche 
Aufteilung ist jedoch dem Vergnügungssteuergesetz 
fremd 53 ). Die Rundfunkveranstaltungen erscheinen 
daher schon der Sache nach der Vergnügungssteuer 
nicht zugängig. 

Was speziell die Ausstrahlung von Werbesen- 
dungen anbetrifft, ist die Annahme eines echten 
Privilegs ohnehin ausgeschlossen, weil nach den 
Vergnügungssteuergesetzen überhaupt Veranstal- 
tungen der Wirtschaftswerbung der Steuer nicht 
unterliegen. 

Wir kommen somit zu der Auffassung, daß die 
Vergnügungssteuergesetze mit ihren herkömmlichen 
Anknüpfungspunkten keine Grundlage für eine Be- 
steuerung der Rundfunkanstalten bieten. 


2 Systematische Darstellung 
der verschiedenen Grundkonzeptionen 54 ) 


20 Hoheitliche Tätigkeit 

200 Ausschließlich hoheitliche Tätigkeit 

Körperschaftsteuer 

Gemäß § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG i. V. m. § 5 KStDV 
sind Betriebe von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts nur insoweit unbeschränkt steuerpflichtig, 
wie sie einen Betrieb gewerblicher Art darstellen. 
Betätigen sie sich ausschließlich hoheitlich, unter- 
liegen sie nur der beschränkten Steuerpflicht nach 
§ 2 Abs. 1 Ziff. 2 KStG. 

1. Danach sind sie steuerpflichtig mit den Einkünf- 
ten, von denen ein Steuerabzug erhoben wird. 
Gleichzeitig bestimmt § 19 Abs. 7 Buchst, b KStG, 
daß mit dem Steuerabzug die gesamte Körper- 
schaftsteuer abgegolten ist. 

a) Bei den Rundfunkanstalten sind einmal Ge- 
genstand der beschränkten Steuerpflicht die 
Kapitalerträge aus der Beteiligung an Kapi- 
talgesellschaften, weil diese der im Abzugs- 
verfahren zu erhebenden Kapitalertragsteuer 
unterliegen (§§ 20, 43 ff. EStG; 15 KStDV). 

Bei diesen Beteiligungen ist zwischen 
Schachtelbeteiligungen nach § 9 KStG (Betei- 
ligungsquote mindestens 25 °/o) und den übri- 
gen Beteiligungen zu unterscheiden. 

Soweit es sich um Beteiligungen unter 25 °/o 
handelt, bestehen keine Besonderheiten. Die 
Beteiligungsgesellschaften müssen auf die Di- 


videnden, die an die Anstalten zu zahlen sind, 
eine Kapitalertragsteuer von 25 % einbehal- 
ten und damit ist gleichzeitig die Körper- 
schaftsteuer der Anstalten auf diese Einkünfte 
gemäß § 19 Abs. 7 Buchst, b KStG abgegolten. 

Bei Schachtelbeteiligungen ist nach § 9 
Abs. 1 und 2 KStG zu beachten, daß die Divi- 
denden für den Empfänger steuerfrei sind und 
ein Abzug der Kapitalertragsteuer deshalb 
nicht zulässig ist. Soweit aber diese Kapital- 
erträge bei der ausschüttenden Gesellschaft 
sogenannte berücksichtigungsfähige Gewinn- 
ausschüttungen — Besteuerung mit einem 
niedrigeren Steuersatz — waren, fällt beim 
Empfänger eine besondere Körperschaftsteuer 
in Form der Nachsteuer an, wenn und inso- 
weit diese Kapitalerträge vom Empfänger 
nicht an dessen Gesellschafter ausgeschüttet 
werden (§ 9 Abs. 3 und 4 KStG). 

Mangels Zulässigkeit des Steuerabzugs bei 
Schachteldividenden (§ 9 Abs. 2 KStG) könnte 
angenommen werden, daß Dividendenein- 
künfte aus Schachtelbeteiligungen von be- 
schränkt steuerpflichtigen Betrieben von öf- 
fentlich-rechtlichen Körperschaften überhaupt 
nicht körperschaftsteuerpflichtig seien. Diese 
Konsequenz hat auch die Finanzverwaltung 
zunächst gezogen, jedoch dann daraus rück- 


53 ) Krüger, Seite 6 

54 ) Einen Überblick über die Steuerpflicht öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften gibt Anlage 1. 
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geschlossen, daß das Schachtelprivileg des § 9 
KStG von beschränkt steuerpflichtigen Betrie- 
ben überhaupt nicht in Anspruch genommen 
werden könne. Durch Urteil vom 27. Februar 
1962 55 ) hat jedoch der BFH unter Berufung 
auf den Wortlaut des § 9 Abs. 1 KStG diesen 
Rückschluß abgelehnt. Der Wille des Gesetz- 
gebers erlange nur insoweit Rechtswirksam- 
keit, als er im Wortlaut des Gesetzes seinen 
Ausdruck gefunden habe. In § 9 Abs. 1 KStG 
sei aber im Gegensatz zu den übrigen dort 
aufgeführten Körperschaften, die das Schach- 
telprivileg in Anspruch nehmen können, beim 
Betrieb einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts die unbeschränkte Steuerpflicht dieses 
Betriebes nicht als Voraussetzung der Vergün- 
stigung genannt. 

Anderseits hat jedoch der BFH im gleichen 
Urteil die Nachsteuerpflicht für diese Dividen- 
deneinkünfte bei der beschränkt steuerpflich- 
tigen Körperschaft des öffentlichen Rechts ge- 
mäß § 9 Abs. 3 KStG bejaht. 

Ist grundsätzlich Nachsteuerpflicht gegeben, 
so kann in Anwendung der durch das BFH- 
Urteil aufgestellten Grundsätze jedoch nicht 
über den Steuerbetrag hinausgegangen wer- 
den, der bei Nichtanwendung des Schachtel- 
privilegs anfallen würde. Nach § 19 Abs, 7 
Buchstabe b KStG wäre die Körperschaftsteuer 
mit der einbehaltenen Kapitalertragsteuer von 
25 % abgegolten. In analoger Anwendung des 
§ 9 Abs. 4 KStG, der für Gebietskörperschaf- 
ten eine Nachsteuer von 25 °/o festlegt, hat 
demnach der BFH generell für beschränkt 
steuerpflichtige Körperschaften eine Nach- 
steuer von 25 °/o als gesetzlich gewollt ange- 
nommen. 

Unabhängig von der Höhe der Beteiligungs- 
quote sind demnach die Rundfunk- und Fern- 
sehanstalten mit ihren Dividendeneinnah- 
men aus den Beteiligungen mit einem Steuer- 
satz von 25 % körperschaftsteuerpflichtig. 

Eine Verrechnung dieser Einkünfte mit da- 
mit im Zusammenhang stehenden Betriebs- 
ausgaben ist gemäß § 13 Satz 2 KStG nicht 
zulässig. 

Die Rundfunkanstalten „als Hoheitsträger " 
haben im Vergleich zu privaten inländischen 
Körperschaften bei Schachtelbeteiligungen den 
Vorteil, Dividendenausschüttungen der Betei- 
ligungsgesellschaften nur mit 25 °/o, anstatt 
mit 36 % zu versteuern. 

Andererseits können jedoch private Kör- 
perschaften durch Weitergabe der erhaltenen 
Dividenden an ihre Gesellschafter eine Nach- 
steuer überhaupt vermeiden (§ 9 Abs. 3 Satz 2 
KStG). Der Sinn der Nachsteuer bei privaten 
Körperschaften liegt darin, auf alle Fälle ein 
Steueraufkommen in Höhe von 51 % der Er- 
träge zu gewährleisten, solange die Erträge 
den Kreis der unbeschränkt körperschaft- 


55 ) in BStBl. 1962 III, Seite 244 


steuerpflichtigen Rechtssubjekte nicht ver- 
lassen. 

Die Nachsteuer bei beschränkt steuerpflichti- 
gen inländischen Körperschaften dient aber der 
Sicherstellung einer Besteuerung des grund- 
sätzlich nicht körperschaftsteuerpflichtigen 
Gesellschafters. Die Hoheitsbetriebe stehen 
insofern auf der Ebene von Privatgesellschaf- 
ten. Steuervorteile in diesem Bereich erschei- 
nen nicht als besonderes Privileg der Anstal- 
ten, wenn — wie unter Ziffer 101 ausgeführt 
— die Anerkennung der hoheitlichen Aufgabe 
und damit die Anerkennung der beschränk- 
ten Steuerpflicht überhaupt nach der Verfas- 
sung der Anstalten im Vergleich zu anderen 
Anteilseignern nach steuerlichen Gesichts- 
punkten gerechtfertigt werden kann. 

b) In Einzelfällen sind die Rundfunkanstalten 
stille Beteiligungen, vornehmlich zur Auswer- 
tung von Produktionen im Ausland eingegan- 
gen. Die Einkünfte aus einer echten stillen 
Beteiligung unterliegen bei einer beschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts gemäß § 2 Abs. 1 Ziff. 2 KStG, 
§ 43 Abs. 1 Ziff. 2 EStG i. V. m. § 1 Abs. 1 
KapStDV als kapitalertragsteuerpflichtige Er- 
träge ebenfalls der Körperschaftsteuer, die ge- 
mäß § 19 Abs. 7 Buchstabe b mit der Kapital- 
ertragsteuer von 25 % abgegolten ist. 

2. Eine Besteuerung der Rundfunkanstalten im 
Wege einer Organschaft zwischen den Anstalten 
und den Beteiligungsgesellschaften kommt nicht 
in Betracht. Nach den Grundsätzen der Organ- 
schaft kann ein Gesellschafter (hier Anstalten) 
von Beteiligungsgesellschaften mit Erträgnissen, 
die die Gesellschaft erwirtschaftet hat, selbst der 
Körperschaftsteuer unterliegen, wenn der Gesell- 
schafter ein Unternehmen unterhält, die Betei- 
ligungsgesellschaft in dieses Unternehmen finan- 
ziell, wirtschaftlich und organisatorisch einge- 
gliedert und ein Ergebnisausschließungsvertrag 
vereinbart ist 56 ). Die Institution der Organschaft 
ist dabei nicht kodifiziertes Recht, sondern be- 
ruht auf Rechtsprechung und Verwaltungsauf- 
fassung. Diese Voraussetzungen können schon 
deshalb nicht erfüllt werden, weil es sich um ein 
„Unternehmen", d. h. einen Gewerbebetrieb han- 
deln muß. Nur in einen Gewerbebetrieb können 
Beteiligungsgesellschaften, die kraft Rechtsform 
als Kapitalgesellschaften Gewerbebetriebe sind 
vgl. § 2 Abs. 2, Ziff. 2 GewStG), eingegliedert 
werden, wenn sie ihre Selbständigkeit verlieren 
sollen 57 ). Hoheitsbetriebe jedoch stellen keine 
Gewerbebetriebe dar. 

Zudem würde die Anerkennung einer Ergebnis- 
abführung dazu führen, daß eine Besteuerung 
der Erträge der Beteiligungsgesellschaften über- 
haupt in Fortfall käme, da die öffentlich-recht- 


5Ö ) vgl. gemeinsamer Organschaftserlaß der Länder vom 
23. Oktober 1959 in BStBl. 1959 II, Seite 161. 

57 ) vgl. BFH-Urteil vom 25. Juni 1957 in BStBl. 1957 III, 
Seite 303 und RFFI-Urteil vom 6. September 1938 in 
RStBl. 1938, Seite 1070. 
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liehe Anslali cils ausschließlicher Hoheilsliagei 
mit diesen Ertragnissen nicht der Körperschdit- 
steuer unterläge. 

3. Die Rundfunkanstalten haben sich weiter zur 
„Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutsch- 
land (ARD)" zusammengeschlossen. Gemäß § 2 
Abs. 1 der Satzung i. d. F. vom 7. Juni 1962 liegt 
die Aufgabe dieser Arbeitsgemeinschaft in der 
Wahrnehmung gemeinsamer Interessen bei der 
Ausübung von Hoheitsrechten auf dem Gebiet 
des Rundfunks. Insoweit liegen die Aufgaben 
außerhalb des Bereiches der unbeschränkten Kör- 
perschaftsteuerpflicht (§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG). 
Körperschaftsteuer im Zusammenhang mit Ein- 
künften, die dem Steuerabzug unterliegen, schei- 
det gleichfalls aus. 

Weiterhin gehört zum Aufgabengebiet der ARD 
die Wahrnehmung sonstiger gemeinsamer Inter- 
essen sowie die Bearbeitung von Programm- 
fragen und Erstattung von Gutachten über Aus- 
legung und Anwendung von Vorschriften, die die 
Rundfunkanstalten betreffen. Unter der An- 
nahme einer ausschließlich hoheitlichen Tätigkeit 
kann die „Wahrnehmung sonstiger Interessen" 
nicht als solche gewerbliche Art verstanden wer- 
den, so daß Auswirkungen auf die Körperschaft 
Steuer entfallen. 

4. Zwischen den Anstalten und ihren Werbegesell- 
schaften vollzieht sich ein Leistungsaustausch, 
der im wesentlichen darin besteht, daß die An- 
stalten gegen Kostenerstattung ein Rahmenpro- 
gramm liefern (Filme, Regionalnachrichten usw.), 
Räume und Einrichtungen zur Verfügung stellen 
und die Werbesendungen ausstrahlen. Dieser 
Leistungsaustausch führt bei den Anstalten schon 
deshalb nicht zu Körperschaftsteuerbelastungen, 
weil bei bloßer Kostenerstattung keine Gewinne 
erzielt werden. 

Aber auch dann, wenn Gewinne erzielt würden, 
handelt es sich im vorliegenden Modellfall um 
Erträge im Hoheitsbereich, die von der be- 
schränkten Steuerpflicht nicht mitumfaßt würden. 

Die Hohe der verrechneten Kosten hat für die Be- 
steuerung der Anstalten gleichfalls keine Bedeu- 
tung, da Unterpreisverrechnungen die Erträge 
des Hoheitsträgers berühren und daher steuerlich 
nicht von Bedeutung sind, Überpreisverrechnun- 
gen aber nur den Gewinn der Tochtergesellschaf- 
ten schmälern, die dort zu verdeckten Gewinn- 
ausschüttungen führen und damit deren Steuer- 
pflicht berühren. 

Gewerbesteuer 

Gewerbesteuerpflicht der Rundfunkanstalten 
kommt nur in Betracht, wenn sie einen Gewerbe- 
betrieb unterhalten. Bei ausschließlich hoheitlicher 
Tätigkeit entsteht keine Gewerbesteuerpflicht der 
Rundfunkanstalten, auch nicht, soweit sie körper- 
schaftsteuerpflichtige Beteiligungserträge beziehen. 

Die Lohnsummensteuer setzt ebenfalls einen Ge- 
werbebetrieb voraus, da sie nur eine Unterform der 
Gewerbesteuer ist (§ 6 GewStG). 


Vermögensteiler 

§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 g) VStG nimmt auf das Gewerbe- 
steuergesetz Bezug. Eine Vermögensteuerbelastung 
der Sendeanstalten entfällt daher ebenfalls. 

Umsatzsteuer 

Auch bei Aufhebung der Befreiungsvorschrift des 
§ 4 Ziff. 22 UStG unterliegen die Anstalten nicht der 
Umsatzsteuer, da sie als Hoheitsträger keine unter- 
nehmerische Tätigkeit im Sinne von § 2 Abs. 1 UStG 
ausüben. Unter dem Gesichtspunkt der ausschließ- 
lich hoheitlichen Tätigkeit sind Gebühreneinnahmen 
und auch sonstige Leistungsentgelte als auf Grund 
des Rundfunkprivilegs erhobene Hoheitsgebühren 
anzusehen. 

Grundsteuer 

Der hoheitliche Charakter der Tätigkeit der Rund- 
funkanstalten begründet keine Vergünstigung bei 
der Grundsteuer. Das kann auch nicht — wie in 
Ziff. 100 ausgeführt — im Wege des Analogie- 
schlusses aus § 4 Ziff. 3 b GrStG hergeleitet wer- 
den 58 ), der den Grundbesitz gemeinnütziger öffent- 
lich-rechtlicher wie privatrechtlicher Körperschaften 
freistellt. Der BFH 58 ) betont, daß der Gesetzgeber 
sich entschlossen habe, trotz der Aufnahme des sehr 
weitgehenden Befreiungsgrundes der Gemeinnützig- 
keit nicht auch sämtliche Hoheitsträger freizustellen. 

Für die Sozialversicherungsträger hat er aller- 
dings im gleichen Urteil entschieden, daß die von 
diesen verfolgten öffentlichen Zwecke den gemein- 
nützigen Zwecken mindestens gleichgestellt oder so- 
gar vorangestellt werden müßten. Der Gesetzgeber 
habe die Auswirkungen, die sich durch die Einfüh- 
rung der Gemeinnützigkeit als Befreiungsgrund er- 
gaben, nicht in vollem Umfang übersehen können, 
so daß durch die Formulierung der Befreiungsvor- 
schriften eine offensichtliche Gesetzeslücke entstan- 
den sei. 

Inwieweit die Belange des Rundfunks als Hoheits- 
träger denen von ' gemeinnützigen Körperschaften 
mindestens gleichgestellt werden können, erscheint 
zweifelhaft. Insbesondere ist fraglich, ob man 
eine Gleichstellung aus dem Umstand bejahen kann, 
daß die Gemeinnützigkeit bei den Anstalten aner- 
kannt worden ist. Hoheitliche Tätigkeit wird ja ge- 
rade von den Anstalten, die sie vertreten, als Ge- 
gensatz zur Gemeinnützigkeit hinsichtlich etwaiger 
steuerlicher Vergünstigungen verstanden. Man 
könnte deshalb davon ausgehen, daß dann ander- 
seits etwaige Belastungen, wie bei der Grundsteuer, 
in Kauf genommen werden müßten. 

In einem späteren Urteil 59 ) hat der BFH nochmals 
herausgestellt, daß die öffentliche Tätigkeit den All- 
gemeininteressen „unmittelbar" dienen muß, um 
eine steuerliche Gleichstellung mit gemeinnützigen 
Körperschaften zu erreichen. Insbesondere die Ver- 


5S ) vgl. BFH-ürteii vom 28. August 1954, BStBl. 1954 III, 
Seite 333. 

59 ) BFH-Urteil vom 12. Februar 1960 in BStBl. 1960 III, 

S. 449. 
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folgung von Mitgliederinteressen stehe einer analo- ; 
gen Anwendung von § 4 Ziff. 3 b GrStG entgegen. 
Diese Argumentation des BFH bewegt sich im Be- i 
reich der Gemeinnützigkeit. Merkmale zur Abgren- ; 
zung zwischen öffentlicher und gemeinnütziger 
Tätigkeit wurden dabei nicht entwickelt. Wir kön- j 
nen daher aus dieser Rechtsprechung keine Rück- ! 
Schlüsse auf die Steuerbefreiung der Rundfunk- i 
anstalten ziehen, weil dann entgegen dem Wortlaut 
des Gesetzes regelmäßig die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben Steuerfreiheit begründen würde. Die Frei- 
stellung der Sozialversicherungsträger muß als eine 
Ausnahme angesehen werden. 

Eine Anwendung der Befreiungsvorschrift des § 4 
Ziff. 7 GrStG, wonach Grundbesitz, der für Zwecke 
der Wissenschaft, der Erziehung und des Unterrichts 
benutzt wird, steuerbefreit ist., entfällt, weil es sich 
hierbei um Einrichtungen handeln muß, die speziell 
diesen Zwecken dienen 60 ). 

Grunderwerbsteuer 

Die Grunderwerbsteuerbefreiung wegen des Über- 
gangs von Grundstücken aus Anlaß des Übergangs 
öffentlicher Aufgaben 61 ) hat nur begrenzte Bedeu- 
tung. 

Soweit der zusätzliche Befreiungstatbestand der 
Ländergesetze in Baden-Württemberg, Bayern und 
Hessen, Grundstückserwerb im öffentlichen Inter- 
esse für Zwecke der Wissenschaft, Kunst, Erziehung 
und des Unterrichts, in Betracht kommt, sind u. E. 
nur Einrichtungen begünstigt, die speziell diese 
Zwecke verfolgen. 

Gesellschaftsteuer 

Gesellschaftsteuerpflichtige Tatbestände bei den 
Anstalten selbst kommen nicht in Betracht 62 ). 

Indessen können Leistungen, die die Anstalten 
gegenüber ihren privatrechtlich organisierten Toch- 
tergesellschaften erbringen, insbesondere im Wer- 
bebereich, gesellschaftsteuerpflichtige Vorgänge dar- 
stellen. Schuldner dieser Steuer würden zwar primär 
die Tochtergesellschaften sein (§ 10 Abs. 1 KVStG), 
jedoch würden die Anstalten als diejenigen, die ge- 
sellschaftsteuerpflichtige Leistungen bewirken, für 
die Steuer haften (§ 10 Abs. 2 Ziff. 2 KVStG). 

Die Anstalten rechnen mit ihren Tochtergesell- 
schaften auf Selbstkostenbasis ab. Gesellschaft- 
steuerpflichtiger Tatbestand kann danach § 2 

Ziff. 4 c KVStG sein, nämlich „die Überlassung von 
Gegenständen an die Gesellschaft zu einer den Wert 
nicht erreichenden Gegenleistung". Rechtsprechung 
zu dieser Frage der Angemessenheit der Gegen- 
leistung im Rahmen des § 2 Ziff. 4 c KVStG besteht, 
soweit ersichtlich, nicht. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Gegen- 
leistung den Wert erreicht, kann auf die Grundsätze 


60 ) vgl. insbesondere §§ 10 bis 15 GrStDV und Abschnitt 
47 ff. GrStR. 

61 ) vgl. Ziffer 100, Seite 367 

62 ) vgl. Ziffer 100, Seite 368 


Bezug genommen werden, die zum umgekehrten 
Fall der „verdeckten Gewinnausschüttung" entwik- 
kelt worden sind 63 ). Der BFH hat im Urteil vom 
3. März 1964 ° 4 ) zur verdeckten Gewinnausschüttung 
entschieden, daß zumindest die mit der Leistung 
zusammenhängenden Kosten einschließlich einer an- 
gemessenen Rendite, die mindestens eine Verzin- 
sung des Stammkapitals erbringe, beansprucht wer- 
den müsse. Der Gesichtspunkt der Verzinsung des 
Stammkapitals ist auch bei der Beurteilung der ver- 
deckten Gewinnausschüttung von Versorgungsbe- 
trieben der öffentlichen Hand in Form von sog. 
„Konzessionsabgaben", die die Betriebe an die sie 
tragende Körperschaft zahlen, beachtet worden 65 ). 

Wir meinen aber, daß die Rundfunkanstalten als 
Gesellschafter der Werbegesellschaften nur insoweit 
eine gesellschaftsteuerpflichtige Leistung erbringen, 
als die für die Leistung entstandenen Kosten nicht 
durch das Entgelt der Werbegesellschaften gedeckt 
werden. Die zusätzliche Berücksichtigung eines Ge- 
winnaufschlags muß hier ausscheiden, weil die 
Rundfunkanstalten im Hoheitsbereich nicht auf eine 
Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Es verhält sich 
also nicht so, daß sie ihrer Gesellschaft einen Vorteil 
verschaffen, den sie gesellschaftsfremden Dritten 
nicht gewähren würden. 

V ergnügungssteuer 

Auch bei Fehlen der landesrechtlichen Vorschriften 
über die grundsätzliche Steuerbefreiung von Rund- 
funk- und Fernsehdarbietungen ist eine Belastung 
mit Vergnügungssteuer, ohne Rücksicht darauf, ob 
die Rundfunkanstalten hoheitliche Aufgaben erfül- 
len oder nicht, ohnehin ausgeschlossen, weil die Art 
der Übermittlung den Tatbestand einer Veranstal- 
tung nicht erfüllen kann 66 ). 


201 Hoheitliche Tätigkeit mit einem Betrieb gewerb- 
licher Art (§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG) 

Eine weitere Alternative der Einordnung der 
Rundfunkanstalten besteht in der Annahme einer 
Aufteilung des Betriebes in einen hoheitlichen und 
einen gewerblichen Bereich. Nach der Begriffsdefini- 
tion des Betriebes gewerblicher Art als Einrichtung, 
die einer nachhaltigen wirtschaftlichen Tätigkeit zur 
Erzielung von Einnahmen dient (§ 1 KStDV), ist der 
Hoheitsbereich vom gewerblichen Bereich danach zu 


63 ) vgl. Boruttau-Schadeck, § 2 Nr. 4 KVStG, Seite 87: 
„Erhält der Gesellschafter einen Mehrwert, so liegt 
verdeckte Gewinnausschüttung vor und es entsteht 
Körperschaftsteuer. Erhält die Gesellschaft einen 
Mehrwert, so ist eine Kapitalzuführung gegeben und 
es entsteht Gesellschaftsteuer", 
j C4 ) StRK § 6 Abs. 1 Satz 2 KVStG, R 96 
! ® 3 ) BFH-Urteil v. 18. Dezember 1956 in BStBl. 1957 III, 
! S. 169 unter Bezugnahme auf RdF-Erlaß vom 20. Au- 
gust 1938 in RStBl. 1938, S. 801; ferner Urteil v. 16. 
April 1957 in BStBl. 1957 III, S. 218. 
j 66 ) vgl. Ziffer 121, Seite 376 
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trennen, inwieweit eine „wirtschaftliche" Tätigkeit 
mit einem Leistungsentgelt gegeben ist oder nicht. 

Ausgangspunkt dieser Alternative ist, daß die 
Ausstrahlung des Rundfunk- und Fernsehpro- 
gramms, soweit sie nicht im Werbebereich liegt, 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe bedeutet und 
die Gebühren demnach nicht Entgelt für eine wirt- 
schaftliche Leistling darstellen, sondern Nutzungs- 
gebühren, die die Anstalten den Rundfunk- und 
Fernsehteilnehmern kraft öffentlicher Gewalt auf- 
erlegen, oder Beiträge, die außerhalb des Verhält- 
nisses von Leistung und Gegenleistung von den 
Sendeteilnehmern als an einer Verwaltungsveran- 
staltung Interessierten aufgebracht werden 67 ). 

Der Bereich der Betriebe gewerblicher Art er- 
streckt sich nur auf die Tätigkeit, die zu zusätz- 
lichen Einnahmen zu den Rundfunkgebühren führen. 

Es handelt sich hierbei um den Modellfall, der sich 
u. E. mit der steuerrechtlichen Situation der Rund- 
funkanstalten deckt. Wir haben daher ausführlich 
Stellung genommen. 


2010 Ermittlung der gewerblichen Bereiche inner- 
halb der Anstalten 


Hinsichtlich des Umfangs der wirtschaftlichen Tä- 
tigkeit gilt folgendes: 

1. Die Ausstrahlung eines Werbeprogramms in 
eigener Regie stellt — wie unter Ziffer 101 aus- 
geführt — keine öffentliche Aufgabe dar, weil 
sie nur sekundär als Befriedigung des Informa- 
tionsbedürfnisses der Allgemeinheit verstanden 
wird und daher nicht unmittelbar der Zweckset- 
zung der Sendeanstalten dient. 

Die nur mittelbare Verbindung zur hoheitlichen 
Tätigkeit in Form des Werbefernsehens als einer 
Finanzierungsquelle kann steuerrechtlich — wie 
gleichfalls oben ausgeführt — nicht zur Steuer- 
befreiung führen, insbesondere auch dann nicht, 
wenn diese Finanzierungsquelle dem Hoheitsträ- 
ger kraft Verfassung zugewiesen ist. § 12 Ziffer 1 
KStG gestattet auch gewerblichen Betrieben 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften nicht, ihre 
Überschüsse, weil sie verfassungsmäßig bestimm- 
ten Zwecken, gleichgültig ob förderungswürdig 
oder nicht, zur Verfügung stehen, als Zuwendun- 
gen mit der Wirkung steuerlicher Abzugsfähig- 
keit an die Körperschaft weiterzuleiten. Eine 
Ausnahme gilt nur dann, wenn der leistende Be- 
trieb selbst hoheitlich oder gemeinnützig tätig 
ist ü8 ). 

Die Tätigkeit der Rundfunkanstalt im Werbe- 
bereich erfüllt nicht nur die Voraussetzungen 
eines Betriebs gewerblicher Art in Form eines 


fiT ) vgl. Huber, Bd. I, Seite 69 

08 ) vgl. insbesondere RFH-Urteil vom 29. November 1932 
in RStBl. 1933, Seite 51 


wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, sondern sogar 
eines Gewerbebetriebs (§ 1 GewStDV), da hier 
die Anstalt zur Erzielung von Überschüssen tätig 
wird. 

Ein Betrieb gewerblicher Art setzt jedoch nach 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 KStDV voraus, daß er sich in- 
nerhalb der Gesamtbetätigung der Körperschaft 
wirtschaftlich heraushebt. Diese wirtschaftliche 
Selbständigkeit kann nach § 1 Abs. 2 Satz 2 
KStDV in einer besonderen Leitung, in einem 
geschlossenen Geschäftskreis, in der Buchführung 
oder in einem ähnlichen auf eine Einheit hindeu- 
tenden Merkmal bestehen. 

Der BFH hat aber im Urteil vom 20. März 1956 0ft ) 
betont, daß es nicht der Willensentscheidung 
und dem Ermessen der öffentlich-rechtlichen Kör- 
perschaft überlassen sein kann, die verschiede- 
nen Arten ihrer Betätigung nach Belieben mit 
steuerlicher Wirkung in einem oder mehreren 
Betrieben zu organisieren. Den Umfang der per- 
sönlichen Steuerpflicht der einzelnen wirtschaft- 
lichen Tätigkeit einer Körperschaft bestimmen 
nicht diese, sondern das Gesetz. In der Entschei- 
dung vom 10. Juli 1962 70 ) hat der BFH speziell 
die hier in Betracht kommende Zusammenfas- 
sung hoheitlicher und gewerblicher Tätigkeiten 
abgelehnt. Wenn auch § 4 KStDV als Hoheits- 
betriebe solche Betriebe verstehe, die „Über- 
wiegend" der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
dienen, so könne hierbei nur an Fälle gedacht 
sein, „in denen die beiden Tätigkeiten so inein- 
andergreifen, daß eine genaue Abgrenzung nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist, wo also die ge- 
werbliche Tätigkeit unlösbar mit der hoheitlichen 
Tätigkeit verbunden ist, eine Art Nebentätigkeit 
im Rahmen der einheitlichen Tätigkeit bildet, 
die ihrem Wesen nach hoheitlich ist". 

Unlösbarkeit kann aber für den Bereich des 
Werbefernsehens nicht angenommen werden, 
nachdem verschiedene Anstalten diesen Teil der 
Tätigkeit ausgegliedert haben und die Tatsache 
der Gründung einer selbständigen Tochtergesell- 
schaft nicht Voraussetzung für eine selbständige, 
organisatorische Gliederung des Werbebereichs 
ist. Auch eine bloße Nebentätigkeit ist nicht an- 
zunehmen, nachdem sich die Werbeeinnahmen 
zu maßgeblichen Finanzierungsgrundlagen der 
Sendeanstalten entwickelt haben. 

2. Die Anstalten, die selbständige Werbetochter- 
gesellschaften gegründet haben, produzieren das 
Rahmenprogramm für die Werbesendungen und 
strahlen die Werbesendungen aus. Die Lei- 
stungen werden auf Selbstkostenbasis abgerech- 
net. 

Die Entgeltzahlung stellt keine hoheitlich einge- 
forderte Nutzungsgebühr dar, da die Tochter- 
gesellschaften nach dem den Anstalten gesetzten 
Zweck nicht zu den Anstaltsbenutzern gehören, 
sondern auf gleichgeordneter Ebene, unbeschadet 


69 ) in BStBl. 1956 11 1, Seite 166 

70 ) in BStBl. 1962 III, Seite 448 
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einer eventuell gegebenen wirtschaftlichen Ab- 
hängigkeit, den Anstalten als Geschäftspartner 
gegenüberstehen. 

Die Abrechnung auf Selbstkostenbasis begründet 
zunächst keinen Betrieb gewerblicher Art in Form 
eines Gewerbebetriebs, weil ein Überschuß nicht 
erzielt werden soll 72 ). 

Es bleibt danach die Möglichkeit eines Betriebes 
gewerblicher Art in Form eines wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs, wobei fraglich ist, ob sich die- 
ser Tätigkeitsbereich als wirtschaftlich selbstän- 
dig heraushebt. Diese Tätigkeit kann eine Ne- 
bentätigkeit im Rahmen des Hoheitsbetriebes 
sein, deren genaue Abgrenzung gegenüber der 
hoheitlichen Tätigkeit nicht zumutbar ist™). Der 
RFH 74 hat eine Tätigkeit von einigem Gewicht, 
die die Annahme eines sich heraushebenden Be- 
triebs rechtfertigt, angenommen, wenn die Tätig- 
keit umfangreich genug war, einer als Inhaber 
des Betriebs gedachten Einzelperson eine Exi- 
stenzmöglichkeit zu verschaffen, wobei der Ver- 
dienst zugrunde gelegt werden muß, der bei den 
in der Privatwirtschaft üblichen Gewinnaufschlä- 
gen erzielt werden kann. Nach dem Urteil des 
BFH vom 24. Oktober 196 1 75 ), das auf das RFII- 
Urteil vom 9. Dezember 1932 Bezug nimmt, reicht | 
ein Jahresgewinn von DM 2000 zur Annahme I 
einer Tätigkeit von einigem Gewicht aus. Diese 
Urteile sind auch in die KStR, Abschnitt 4 Abs. 1 , I 
übernommen. 

Die Leistungen der Anstalten gegenüber den 
Tochtergesellschaften gehen danach über den 
Umfang einer Nebentätigkeit hinaus. Sie bedür- 
fen daher dieses Umfanges wegen der organi- 
satorischen Zusammenfassung, es sei denn, eine | 
exakte Abgrenzung wäre nicht möglich. Diese | 
Abgrenzung ist jedoch möglich, weil bei dem ! 
bestehenden Abrechnungsverfahren der Rund- 
funkanstalten ohnehin eine Kostenermittlung 
durchgeführt wird. Die Produktion des Rahmen- 
programms und die Ausstrahlung der Werbe- 
sendungen stellen also einen Betrieb gewerb- ■ 
lieber Art dar. 

3. Die Anstalten überlassen ferner Räume und tech- 
nische Einrichtungen an die Werbegesellschaften. 
Nach § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG steht einem Be- 
trieb gewerblicher Art die „Verpachtung" des 
Betriebes gewerblicher Art hinsichtlich der un- 
beschränkten Steuerpflicht gleich. Nach § 1 

Abs. 3 KStDV liegt eine solche Verpachtung 
vor, wenn Einrichtungen, Anlagen und Rechte, 
die beim Verpächter einen Betrieb gewerblicher 
Art darstellen, würden, entgeltlich überlassen 
werden. 

Nach dem Urteil des RFH 76 ) ist nicht jede Über- 
lassung von Wirtschaftsgütern, die vom Pächter 
zu Betriebszwecken genutzt werden, als Betrieb 

72 ) BFH-Urteil v. 27. Mai 1964, in BStBl. 1964 III, S. 485 j 

73 ) BFH-Urteil v. 10. Juli 1962, a. a. O. 

74 ) RFH-Urteil v. 9. Dezember 1932, in RStBl. 1933,Seile53 | 

") BStBl 1961 III, Seite 552 

7r> ) vom 23. August 1939 in RStBl. 1939, Seite 1039 - — 
wiedergegeben in Abschnitt 4 Abs. 2 KStR — 


gewerblicher Art anzusehen 77 ). Der RFH betont, 
daß nach den Grundsätzen, die für den Gewerbe- 
betrieb aufgestellt sind, den die Körperschaft 
selbst unterhält, eine gewisse Selbständigkeit 
des jeweiligen Betriebs von einigem Gewicht 
Voraussetzung der Steuerpflicht ist, so daß nur 
eine Überlassung von Einrichtungen che Steuer- 
pflicht begründet, die zumindest die Führung 
eines bescheidenen Betriebs gestattet. 

Ein Betrieb in diesem Sinne kann nach diesem 
Urteil insbesondere nicht als reine Vermietung 
von Räumlichkeiten verstanden werden, da sich 
die öffentlich-rechtliche Körperschaft hierbei rein 
kapitalistisch verhält und praktisch Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung vorliegen, die 
nach § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG nicht steuerpflich- 
tig sind. Dementsprechend hat der RFH als Vor- 
aussetzung der Besteuerung eine Überlassung 
von Einrichtungen gefordert, die ein weiteres 
„Eindringen in das gewerbliche Leben" seitens 
des Verpächters erkennen lassen, nämlich eine 
zusätzliche Verpachtung von Inventar, mit des- 
sen Hilfe der in den verpachteten Räumen einzu- 
richtende Gewerbebetrieb vom Pächter wenig- 
stens in begrenztem Umfang geführt werden 
kann™). 

Die Einnahmen der Rundfunkanstalten ergeben 
sich in der Mehrzahl der Fälle aus der Vermie- 
tung von Grundstücken, Büroräumen und Stu- 
dioflächen, in anderen Fällen auch aus Vermie- 
tung technischer Einrichtungen. Zumindest bei 
letzterem dürfte nach den aufgezeigten Grund- 
sätzen ein Betrieb gewerblicher Art gegeben 
sein. 

Die Überlassung von Einrichtungen durch die 
Sendeanstalten kann aber bereits nach den 
Grundsätzen des § 1 Abs. 1 und 2 KStDV einen 
Betrieb gewerblicher Art darstellen, wenn mit 
der Überlassung selbst laufend eine umfang- 
reiche Tätigkeit gegeben ist. Es gelten hier die 
Abgrenzungsmerkmale zwischen reiner Vermö- 
gensverwaltung und gewerblicher Tätigkeit, die 
in Abschnitt 15 Abs. 2 GewStR herausgestellt 
sind. So wird eine gewerbliche Tätigkeit in der 
Übernahme besonderer Verpflichtungen gegen- 
über den Mietern gesehen, die eine fortgesetzte 
Tätigkeit der Vermieter verlangen. Sonder- 
leistungen der Anstalten gegenüber den Werbe- 
gesellschaften sind die Produktion des Rahmen- 
programms und die Ausstrahlung des Werbe- 
fernsehens. Die Überlassung von Räumen und 
Einrichtungen bildet also eine Einheit mit dem 
Betrieb gewerblicher Art, der sich aus den an- 
deren Tätigkeiten ergibt. 

4. Ferner stellt der Besitz wie auch die Verwaltung 
von Anteilen an Kapitalgesellschaften für sich 
allein keine wirtsdiaftliche Tätigkeit im Sinne 
von § 1 KStDV dar 79 ). 

77 ) Herrmann-Heuer, § 1 KStG, Anm. 45 

78 ) Diese Auffassung wird auch in Abschnitt 4 Abs. 2 
KStR vertreten. 

79 ) vgl. Herrmann-TIeuer, § 1 KStG, Anm. 40 und BHi- 

mich-Klein, § 1 KStG, Anm. 41, beide unter Bezug- 
nahme auf das Urteil des RFH vom 29. Marz 1938 in 
RStBl 1938 Seite 471. 
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Die Beteiligung kann daher allenfalls einem Be- 
trieb gewerblicher Art der Sendeanstalten zuge- 
ordnet werden. Als ein solcher Betrieb kommt 
die Produktions- und Sendetätigkeit der Anstal- 
ten für die Werbegesellschaften nebst Grund- 
stücks- und Einrichtungsüberlassung in Betracht. 
Man wird bei der Frage der Zuordnung nicht 
auf die Rechlsprechung zurückgreifen können, 
die zur Frage der Zusammenfassung mehrerer 
Betriebe ein und derselben öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft ergangen ist. Nach dem maßgeb- 
lichen Urteil vom 20. März 1956 so ) können durch 
organisatorische Maßnahmen mehrere wirtschaft- 
liche Betätigungen zu einem Betrieb zusammen- 
gefaßt werden, wenn ein innerer Zusammenhang 
zwischen diesen Tätigkeiten besteht. Das Halten 
der Kapitalanteile stellt aber weder eine wirt- 
schaftliche Betätigung dar, noch haben die? An- 
stalten durch organisatorische Maßnahmen eine? 
unmittelbare Verbindung zwischen Anteilbesitz 
und Produktions- und Sendetätigkeit für die 
W e rb o g e s e 1 1 s ( h a f te n h c r g e s t e 1 1 1 . 

Wir beziehen uns jedoch auf die Rechtsprechung 
zum „notwendigen Betriebsvermögen". 

Nach dem Urteil des BF 11 vom 8. November 
I960 81 ) ist eine Beteiligung an einer Kapital- 
gesellschaft notwendiges Betriebsvermögen, 
wenn eine Verpachtung eines Betriebs oder von 
Betriebsteilen eine wichtige Grundlage des Be- 
triebs der Kapitalgesellschaft darstellt, für die 
Besitzgesellschaft von erheblicher Bedeutung ist 
und infolge der engen wirtschaftlichen und be- 
trieblichen Verbindung der beiden Unternehmen 
Gewinnverlagerungen in erheblichem Umfang 
möglich sind. Als Besitzgesellschaft haben dabei 
im vorliegenden Zusammenhang die Betriebe ge- 
werblicher Art zu gelten. Es muß ein einheit- 
licher wirtschaftlicher Organismus vorliegen, dev 
sich rechtlich aus zwei selbständigen Unterneh- 
men lind aus der Beteiligung an der Betriebs- 
kapitalgesellschaft zusammensetzt. Hiervon kann 
nicht einfach ein Teil der privaten Sphäre — hier 
der hoheitlichen Sphäre — zugewiesen werden. 

Diese Entscheidung betrifft den Fall der Be- 
triebsspaltung. Auch der RFII hat wiederholt bei 
Betriebsspaltung die Beteiligung an einer Kapi- 
talgesellschaft unter gleichzeitiger Verpachtung 
der Betriebseinrichtungen an diese Kapitalge- 
sellschaft als Gewerbebetrieb angesehen 82 ). Es 
wird also dem Umstand entscheidende Bedeutung 
beigemessen, daß der Anteilseigner ursprünglich 
selbst den Betrieb geführt hat und der Betrieb 
nach Einschaltung der Kapitalgesellschaft nur in 
anderer Form weitergeführt wird. 

Ob im Falle der Sendeanstalten davon ausgegan- 
gen werden kann, daß der von den Werbege- 
sellschaften unterhaltene Betrieb vor deren Grün- 
dung Teil eines Betriebes gewerblicher Art der 
Anstalten selbst gewesen ist, dürfte zweifelhaft 


so ) in BStBl. 1950 111, Seite 100 
S1 ) in BStBl. 1960 111, Seite 513 

s -) vgl. insbesondere Urteil vom 1. Juli 1942 in RStBl. 
1942, Seite 1081. 


sein, da Werbesendungen früher allenfalls im 
Funk-, nicht auch im Fernsehbereich, und nur 
in begrenztem Umfang ausgestrahlt wurden. Je- 
denfalls erscheint der Tätigkeitsbereich der 
Werbegesellschaften weniger aus der Anstalt 
ausgegliedert, als überhaupt erst gesondert auf- 
gebaut. Es ist zudem zweifelhaft, ob notwendiges 
Betriebsvermögen auch dort noch anzunehmen 
ist, wo nur Anlagevermögen oder gar nur Teile 
des Anlagevermögens vermietet werden 83 ). 

Letzi ich entscheidend dürfte sein, ob die Werbe- 
gesellschaften bestimmt sind, den Betrieben ge- 
werblicher Art der Anstalten, wie sie sich aus 
der Tätigkeit für die Werbegesellschaften erge- 
ben, zu dienen 81 ). Die Tätigkeit der Werbege- 
sellschaften dient aber ausschließlich der hoheit- 
lichen Aufgabe der Programmausstrahlung, die 
u. a. durch das Werbefernsehen finanziert wer- 
den soll. Die Produktion des Rahmenprogramms 
(vornehmlich Regionalprogramme) wiederum ist 
als Erfüllung der eigenen Informationsaufgaben 
der Sendeanstalten auch als unmittelbare, d. h. 
ohne Zwischenschaltung der Werbegesellschaf- 
ten erfolgende Ausstrahlung der Sendeanstalten 
im Rahmen der bestehenden Tätigkeit denkbar. 
Ferner dient die Ausstrahlung der Werbesen- 
dungen weniger der unmittelbaren Einnahmeer- 
zielung, als vielmehr dem Zweck, einen Gewinn 
bei den Werbegesellschaften und damit mittel- 
bar höhere Dividendeneinnahmen zur Programm- 
gestaltung zu erzielen. Dafür spricht insbeson- 
dere auch die Abrechnung der Leistungen auf 
Selbstkostenbasis. Die Betriebe gewerblicher Art 
sind also auf die Werbegesellschaften zuge- 
schnitten, nicht umgekehrt. Die Gesellschafter 
(Anstalten) haben nur zu ihrer Einlageverpflich- 
tung weitere Verpflichtungen gegenüber den 
Werbegesellschaften übernommen. Die Beteili- 
gung als Mittel der Förderung des eigenen Be- 
triebs gewerblicher Art scheidet aus, weil der 
Erfolg der gewerblichen Tätigkeit der Hoheits- 
sphäre zufließt. Es kann im Ergebnis nichts an- 
deres gelten, als wenn die Werbegesellschaften 
über eigene Sendeanlagen verfügen würden, wo- 
bei die Sendeanstalten über keinen Betrieb ge- 
werblicher Art verfügten, der Nutzen der Sende- 
anstalten aber der gleiche wäre. Eine Zuordnung 
der Beteiligung zum Betrieb gewerblicher Art ist 
daher u. E. nicht zu bejahen. 

5. Die Frage der Behandlung als Betrieb gewerb- 
licher Art stellt sich schließlich bei bestehenden 
stillen Beteiligungen der Anstalten. 

Schon die Einordnung der Einkünfte aus stiller 
Beteiligung unter die abzugspflichtigen Kapital- 
einkünfte (§ 20 EStG) läßt erkennen, daß die Be- 
teiligung als solche keinen Betrieb gewerblicher 
Art im Sinne von § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG bei der 
Anstalt begründet. Die Voraussetzungen des Be- 


83 ) BFH-Urteil vom 24. März 1959 in BStBl. 1959 III, 
Seite 289, hat die Frage aufgeworfen, aber nicht ent- 
schieden; offenbar bejahend Herrmann-Heuer, § 4 
EStG Anm. 7 E 133. 

S4 ) BFH-Urteil vom 24. März 1959 a. a. O. unter Bezug- 
nahme auf RFH-Urteil vom 16. 6. 1937, Seite 1007. 
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triebes gewerblicher Art sind schon nach der ge- 
setzlichen Definition der stillen Beteiligung (§335 
HGB) nicht erfüllt, weil der stille Gesellschafter | 
selbst keine Einrichtung im Sinne von § 1 Abs. 1 , 
KStDV unterhält, sondern sich nur am Handels- ! 
gewerbe „eines anderen" beteiligt und seine Ein- ! 
läge in das Vermögen des anderen übergeht. Der ; 
stille Gesellschafter bedarf auch keiner Einrich- j 
tungen zur Ausführung einer Verwaltungstatig- j 
keit für das Handelsgewerbe, da die handels- 
rechtlichen Vorschriften eine Mitwirkung an der i 
Geschäftsführung nicht vorsehen 85 ). Scheidet da- j 
nach die stille Beteiligung selbst als Betrieb ge- ■ 
werblicher Art aus, so ergibt sich wie bei der ; 
Beteiligung an Kapitalgesellschaften die Frage 
der Zuordnung der stillen Beteiligung zum vor- 
genannten Betrieb gewerblicher Art. 

Die Zuordnung ist nach den bei Kapitalbeteili- [ 
gungen als maßgeblich anerkannten Grundsätzen j 
im Einzelfall zu bestimmen. I 


2011 Die Auswirkungen des Betriebes gewerblicher ! 
Art auf die Besteuerung der Anstalten als 
Hoheitsträger 

Körperschaftsteuer 

1. Die Sendeanstalten sind, soweit sie einen Be- 
trieb gewerblicher Art unterhalten, unbeschränkt i 
steuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG). 

Hinsichtlich der 'Steuerlichen Auswirkungen muß 
zwischen den Anstalten, die das Werbefernse- 
hen in eigener Regie als bloße Abteilung führen, 
und denjenigen, die eine besondere Gesellschaft 
hierzu gegründet haben, unterschieden werden. 
Für die Berechnung der Körperschaftsteuerbe- 
lastung sind die auf die Werbeabteilung ent- 
fallenden Aufwendungen, Produktionskosten, 
harte Werbung einschließlich Einblendungen und 
Rahmenprogrammen, Ausstrahlungskosten, Ver- 
waltungskostenanteil und die Erlöse aus der 
Werbung gegenüberzustellen. 

Der auf diese Weise ermittelte Überschuß der 
Werbeabteilung unterliegt gemäß § 19 Abs. 1 
Ziff. 3 KStG einer Körperschaftsteuer von 49%. 
Eine Verminderung dieses Steuersatzes scheidet 
mangels Möglichkeit berücksichtigungsfähiger 
Ausschüttungen aus. 

Bei den Anstalten, die die Werbung in Kapitalge- 
sellschaften ausgegliedert haben, ist ein steuer- 
pflichtiger Überschuß nicht gegeben, da die Pro- 


85 ) vgl. auch Blümich-Klein, § 1 KStG, Anm. 41; RFH- 
Urteil vom 8. Oktober 1935 in RStBl. 1936, Seite 140. 


duktionsleistungen für die Werbegesellschaften 
und die Ausstrahlung des Werbeprogramms zu 
Selbstkosten erfolgt. Eine Steuerpflicht der An- 
stalten tritt jedoch auch hier insoweit ein, als die 
Anstalten Divideneinnahmen erzielen. Bei dieser 
besonderen Körperschaftsteuer (Nachsteuer) 
kommt der Frage der Zuordnung der Beteiligung 
an den Werbegesellschaften zum Betrieb gewerb- 
licher Art besondere Bedeutung zu. Würde sie 
bejaht, so würden die Dividendeneinkünfte aus 
diesen Schachtelbeteiligungen wie bei jedem an- 
deren unbeschränkt Steuerpflichtigen einer Nach- 
steuer von 36 % unterliegen. 

Die Beteiligung wird jedoch dem Hoheitsbetrieb 
zugerechnet, sie wird also von einem beschränkt 
Steuerpflichtigen gehalten, mit den Konsequen- 
zen des maßgeblichen BFH-Urteils vom 27. Fe- 
bruar 1962 8Ö ), daß eine Schachtelbeteiligung 
eines beschränkt Steuerpflichtigen nicht höher 
zu besteuern ist, als dies ohne das Schachtelpri- 
vileg des § 9 KStG nach § 2 Abs. 1 Ziff. 2 KStG 
in Verbindung mit § 19 Abs. 7 KStG in Höhe von 
25 % der Fall wäre. 

Nachfolgende Berechnung zeigt, daß die Steuer- 
belastung dieser Anstalten (1) im Vergleich zur 
Belastung derjenigen Anstalten, die das Werbe- 
fernsehen als eigene Abteilung führen (2), gün- 
stiger ist: 

(1) (2) 

% °/o 


Uberschuß Werbeeinnahmen 
gegenüber Kosten der Werbe- 
sendungen vor Körperschaft- 
steuer, aber nach Gewerbe- 


Steuer 

100,00 

100,00 

Körperschaftsteuer 



bei Tochtergesellschaft H7 ) 

23,44 

0,00 

bei eingegliederter Werbeab- 
teilung 

0,00 

49,00 

Dividende 

76,56 


Nachsteuer 25% von 76,56% 

19,14 

0,00 


Netto-Dividende bzw. -über-* 


schuß 57,42 51,00 


Ein Vergleich zwischen den Anstalten und 
Steuerpflichtigen, die ähnliche Aufgaben der 
Werbetätigkeit wahrnehmen, andererseits zeigt 
folgendes Bild: 


80 ) vgl. Ziffer 200, Seite 378 

87 ) Der Steuersatz bei Ausschüttung beträgt zwar nur 
15°/o, jedoch ist die Körperschaftsteuer, die darauf zu 
zahlen ist und die zurückbehalten werden muß, nicht 
abzugsfähig und mit 51 % zu besteuern. Die höchst- 
mögliche Ausschüttung beträgt deshalb nur 76,56 °/u. 
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sonstige 
Steuerpflichtige 
mit ohne 
Ausgliederung des 
(1) (2) Werbcberetchs 



°/o 

°/o 

%) 

°/o 

Überschuß Werbe- 
einnahmen gegen- 
über Kosten der 
Werbesendungen 
vor Körperschaft- 
steuer, aber nach 
Gewerbesteuer . . . . 

100,00 

100,00 

100,00 

100,00 

Körperschaftsteuer 
bei Tochtergesell- 
schaft 

23,44 

0,00 

23,44 

0,00 

bei eingegliederter 
Werbeabteilung . . . 

0,00 

49,00 

0,00 

51,00 

Dividende 

76,56 


76,56 


Nachsteuer 

25 °/o von 76,56 

19,14 

0,00 

0,00 

0,00 

36 °/o von 76,56 . . . . 

0,00 

0,00 

27,56 

0,00 

Netto-Dividende 
bzw. Uberschuß . . . 

57,42 

51,00 

49,00 

49,00 

Körperschaftsteuer 
insgesamt 

42,58 

49,00 

51,00 

51,00 


Der Vorteil von (2) gegenüber vergleichbaren 
Steuerpflichtigen beruht auf den unterschiedli- 
chen Steuersätzen für Kapitalgesellschaften, d. s. 
Steuerpflichtige nach § 1 Abs. 1 Ziff. 1 KStG und 
Steuerpflichtige nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 — 6 KStG. 
Die zusätzlichen Vorteile von (1) 'sind darauf 
zurückzuführen, daß durch die Einführung des 
gespaltenen Körperschaftsteuertarifs für be- 
schränkt Steuerpflichtige die Ertragsteuerbela- 
stung bei Zwischenschaltung einer Kapitalgesell- 
schaft generell günstiger ist. Die Ausnutzung die- 
ser rechtlichen Situation durch die Rundfunkan- 
stalten erscheint wegen der unterschiedlichen 
Zielsetzung privat — zu öffentlich-rechtlich or- 
ganisierten Anteilseignern nicht willkürlich 88 ). 

2. Hinsichtlich der stillen Beteiligung gelten mangels 
ihrer Zuordnung zum Betrieb gewerblicher Art 
keine Abweichungen gegenüber dem Modellfail 
ausschließlich hoheitlicher Tätigkeit. Die Körper- 
schaftsteuer ist also mit der Kapitalertragsteuer 
von 25 °/o abgegolten 89 ). 

3. Eine Besteuerung der Sendeanstalten im Wege 
der Organschaft kommt nach der Zuordnung der 
Beteiligungen an den Werbegesellschaften zum 


88 ) vgl. Ziffer 101, Seite 373 

8Ö ) Würden die - Einkünfte aus der stillen Beteiligung 
dem Betrieb gewerblicher Art zugerechnet werden, so 
würden sie einem unbeschränkt Steuerpflichtigen zu- 
fließen. Hieraus ergäbe sich eine Körperschaftsteuer 
von 49 °/o (allerdings abzüglich bereits einbehaltener 
Kapitalertragsteuer von 25 %), weil die begünstigenden 
Vorschriften der §§ 2 Abs. 1 Ziff. 2 und 19 Abs. 7 b 
KStG nicht zur Anwendung kommen. Auch eine Er- 
mäßigung der Steuerbelastung durch Ausschüttung der 
Einkünfte scheidet aus, weil der Betrieb gewerblicher 
Art keine berücksichtigungsfähigen Ausschüttungen 
vornehmen kann. 


Hoheitsbereich der Anstalten nicht in Betracht, 
da die Unternehmereigenschaft des Organträgers 
fehlt 90 ). 

4. Steuerpflichtige Einkünfte aus der Tätigkeit der 

ARD entfallen. Zwar können auch Aufgaben der 
ARD außerhalb des Hoheitsbereichs erfüllt wer- 
den, weil die Arbeitsgemeinschaft mit der 
„Wahrnehmung sonstiger Interessen" (§ 2 

Abs. 1 b der Satzung) betraut ist. Anhaltspunkte 
für ein gemeinsames Vorgehen der ARD-Anstal- 
ten im „wirtschaftlichen Bereich" sind jedoch 
aus den Erfassungsberichten nicht erkennbar. Das 
gilt auch für die gemeinsame Gründung von Ka- 
pitalgesellschaften, weil es sich um gemeinnüt- 
zige Einrichtungen handelt. 

Das Abkommen über den Finanzausgleich vom 
17. April 1959 i. d. F. vom 8. November 1961 be- 
gründet Pflichten der Anstalten im Hoheitsbe- 
reich, da es den finanzschwachen Anstalten die 
Erfüllung ihrer Aufgabe der Nachrichtenüber- 
mittlung ermöglichen soll. Die Zuordnung zum 
Hoheitsbereich ist insbesondere daraus erkenn- 
bar, daß nach § 5 des Abkommens eine Festle- 
gung des Finanzausgleichs durch Beschluß der 
Landesregierungen erfolgt, wenn zwischen den 
Anstalten selbst keine Vereinbarung zustande 
kommt. 

Der Finanzausgleich ist dann wegen seiner Zu- 
ordnung zum Hoheitsbereich steuerrechtlich un- 
beachtlich. 

5. Der Leistungsaustausch zwischen den Rundfunk- 
anstalten und den Werbegesellschaften ist kör- 
perschaftsteuerlich in zweifacher Hinsicht zu 
überprüfen. 

a) Die Anstalten könnten insofern einen körper- 
schaftsteuerpflichtigen Uberschuß erzielen, als 
sie von den Werbegesellschaften für die Pro- 
duktion des Regionalprogrammes ein Entgelt 
erhalten. 

Die diesem Entgelt gegenüberstehenden Pro- 
duktionskosten könnten Ausgaben des Ho- 
heitsbetriebes darstellen, die den Ertrag des 
Betriebes gewerblicher Art nicht mindern 
dürften. 

Das Regionalprogramm ist Nachrichtenüber- 
mittlung im engsten Sinne. Danach wird, un- 
abhängig davon, ob für die einzelne Rund- 
funkanstalt satzungsmäßig eine Verpflichtung 
dazu besteht, mit der tatsächlichen Durchfüh- 
rung einer regionalen Berichterstattung die 
Aufgabe erfüllt, die den Anstalten nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
28. Februar 1961 91 ) als öffentliche Aufgabe 


90 ) Bei einer Zuordnung der Beteiligung zum Bereich des 
Betriebs gewerblicher Art wäre * — abgesehen von der 
Frage, ob dieser Betrieb gewerblicher Art nicht nur 
ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb wäre und dann 
überhaupt Organträger sein könnte — der Abschluß 
eines für die körperschaftsteuerrechtliche Organschaft 
erforderlichen Ergebnisausschließungsvertrages auch 
unzweckmäßig, weil er die Steuerbelastung der An- 
stalten erhöhen würde. 

91 ) a. a. O. 
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zugewiesen ist. Nach den Grundsätzen des 
BFH 92 ) kann aber eine Verbindung hoheit- 
licher Betriebe mit Betrieben gewerblicher 
Art steuerrechtlich nicht anerkannt werden, 
weil die öffentlich-rechtliche Körperschaft es 
nicht in der Hand haben darf, die gesetz- 
mäßige Besteuerung der Betriebe gewerb- 
licher Art willkürlich herabzudrücken. Die 
Kosten der Regionalprogramme dürfen daher 
u. E. das Ergebnis der Betriebe gewerblicher 
Art der Rundfunkanstalten, wie sie sich aus 
der Tätigkeit für die Werbegesellschaften er- 
geben, nicht schmälern. 

Andererseits stellen die hierfür von den Wer- 
begesellschaften gezahlten Beträge nicht 
steuerpflichtige Einkünfte dieser Betriebe ge- 
werblicher Art dar. Können nämlich die Ko- 
sten der Regionalprogramme nicht als Teil 
der Aufwendungen für die Werbegesellschaf- 
ten angesehen werden, weil diese Produktio- 
nen dem Hoheitsbereich der Rundfunkanstal- 
ten zugeordnet werden müssen, dann erfüllen 
auch die Werbegesellschaften mit der Über- 
nahme der Regionalprogramme nicht eigene 
Aufgaben, sondern solche ihrer Gesellschafter, 
der Anstalten. Abgesehen von dem akquisito- 
rischen Wert des übrigen Programms für das 
Werbefernsehen erhalten also die Werbege- 
sellschaften von ihren Gesellschaftern für 
ihre Zahlungen an die Anstalten keine Ge- 
genleistung. Die Zahlungen sind danach ver- 
deckte Gewinnausschüttungen der Werbege- 
sellschaften, die dort mit 51 % zu versteuern 
sind, bei den Anstalten jedoch nicht nach- 
steuerpflichtiig und auf Grund des Schachtel- 
privilegs des § 9 Abs. 1 KStG steuerfrei sind. 
Körperschaftsteuerbelastungen bei den Rund- 
funkanstalten selbst entstehen also hieraus 
nicht. 

b) Andererseits können die übrigen Leistungen, 
die die Betriebe gewerblicher Art gegenüber 
den Werbegesellschaften erbringen (Produk- 
tion von Unterhaltungsfilmen, Ausstrahlung 
der Werbesendungen), wegen des Abrech- 
nungsverfahrens auf bloßer Seilbstkostenbasis 
verdeckte Gewinnausschüttungen der Be- 
triebe gewerblicher Art an die jeweilige An- 
stalt darstellen und somit eine Körperschaft- 
steuerpflicht dieser Betriebe begründen. 

Betriebe gewerblicher Art können durch Lei- 
stungen an die sie tragende öffentlich-recht- 
liche Körperschaft zu geringeren als den sonst 
üblichen Preisen verdeckte Gewinnausschüt- 
tungen vornehmen 93 ). Im vorliegenden Fall 
erfolgen die Leistungen der gewerblichen Be- 
triebe gegenüber den Werbegesellschaften, 
nicht gegenüber den Anstalten. Die Werbege- 
sellschaften sind jedoch den Anstalten nahe- 
stehende juristische Personen, und nach stän- 


92 ) Urteil vom 10. Juli 1962 in BStBl 1962 III Seite 448; 
vgl. ferner Anmerkung zum Urteil von Grieger in BB 
1962, S. 1070 

93 ) RFH-Urteil vom 25. Juli 1933 in RStBl 1933, Seite 1060. 


diger Rechtsprechung desRFFT und BFH 94 ) sind 
Zuwendungen an den Gesellschaftern (hier 
entsprechend der öffentlich-rechtlichen Kör- 
perschaft) nahestehende Personen verdeckte 
Gewinnausschüttungen an den Gesellschafter 
selbst, wenn sie von dem ausschüttenden Be- 
trieb oder der ausschüttenden Gesellschaft 
nicht im eigenen Betriebsinteresse, sondern im 
Interesse ihres Gesellschafters gemacht wor- 
den sind. Die Vorteilszuwendung erfolgt also 
fiktiv an den Gesellschafter, der diesen Vor- 
teil wiederum fiktiv an die ihm nahestehen- 
den Personen weitergibt. Es entsteht ein Drei- 
ecksverhältnis zwischen Betrieb gewerblicher 
Art, der Anstalt und der Werbegesellschaft. 

Eine verdeckte Gewinnausschüttung muß je- 
doch vorliegend abgelehnt werden, weil die 
Betriebe gewerblicher Art der Anstalten über- 
haupt nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet 
sind, sondern nur einen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb darstellen. Ein üblicher Ver- 
gleichspreis, der überhaupt erst die Annahme 
einer verdeckten Gewinnausschüttung recht- 
fertigt, existiert nicht im Tätigkeitsfeld dieser 
Betriebe. Fiktive Gewinne können überhaupt 
nur dort in Betracht kommen, wo eine Ge- 
winnerzielungsabsicht besteht. So hat auch 
der BFH in seinem Urteil vom 3. März 
1964 95 ) eine angemessene Rendite nur des- 
halb als üblich angesehen, weil es sich um 
eine GmbH handelte, die als solche eine Er- 
werbsgesellschaft ist. 

Automatische Folge der Anerkennung einer 
verdeckten Gewinnausschüttung wäre zudem 
die Gewerbesteuerpflicht des Betriebs ge- 
werblicher Art, der als bloßer wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb aber gewerbesteuerfrei 
ist 90 ). Der BFH hat aber im Urteil vom 
27. Mai 1964 97 ) nicht in Zweifel gezogen, 
daß ein Betrieb gewerblicher Art von öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaften gewerbe- 
steuerfrei sein kann. 


Gewerbesteuer 

Die Tätigkeit der Rundfunkanstalten auf dem 
Werbesektor im Rahmen einer eigenen Betriebsab- 
teilung ist eine nachhaltige, selbständige Betäti- 
gung, die auch mit der Absicht der Gewinnerzielung 
unternommen wird und sich als Teilnahme am all- 
gemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt. Die 
Voraussetzungen der Gewerbesteuerpflicht für die- 
sen Betrieb gewerblicher Art sind damit gemäß § 1 
GewStDV erfüllt. 

Vorteile im Vergleich zu anderen Steuerpflich- 
tigen sind nicht gegeben, weil der gesamte Tätig- 
keitsbereich der Anstalt, soweit er sich im Bereich 


94 ) vgl. insbesondere RFH-Urteil vom 12. September 1933 
in RStBl 1933, Seite 1201; BFH-Urteil vom 14. März 
1961 in BStBl 1961 III, Seite 460 

95 ) StRK § 6 Abs. 1 Satz 2 KStG, R. 96 

96 ) vgl. Ziffer 100, Seite 366 

97 ) in BStBl 1964 III, Seite 485 
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des Wettbewerbs zu den Steuerpflichtigen befindet, 
nämlich auf dem Gebiet der Werbung, der Gewerbe- 
Steuer unterliegt. 

Bei Ausgliederung des Werbesektors in eine dazu 
gegründete Kapitalgesellschaft entfällt die Gewerbe- 
steuerpflicht des Betriebs gewerblicher Art, weil 
dieser sich dort auf die Tätigkeit für die Werbege- 
sellschaften beschränkt, dieser nicht auf Gewinner- 
zielung, sondern nur auf Einnahmenerzielung ausge- 
richtet ist und damit als wirtschaftlicher Geschäfts- 
betrieb gemäß § 2 Abs. 3 GewStG nicht der Ge- 
werbesteuer unterliegt 98 }. 

Ein Vergleich der gewerbesteuerliduen Belastun- 
gen dieser Anstalten zu anderen Steuerpflichtigen 
ergibt hinsichtlich der Gewerbertrags teuer keine Be- 
vorzugung der Anstalten, da regelmäßig keine Über- 
schüsse bei den Betrieben gewerblicher Art entste- 
hen und folglich ohnehin kein Gewerbeertrag — von 
Zurechnungen nach § 8 GewStG abgesehen — vor- 
handen ist, der besteuert werden könnte. Außerdem 
fällt durch den Verzicht auf Erzielung eines Ge- 
werbeertrags ein Äquivalent in Form eines höheren 
Gewerbeertrags der Werbegesellschaften an. 

Vorteile ergeben sich allerdings bei der Gewerbe- 
kapitalsteuer, und zwar insofern, als Vermögens- 
teile, die den Werbegesellschaften dienen, wie Sen- 
deeinrichtungen, Ateliers, Studios, Verwaltungsge- 
bäude, Produktionseinrichtungen nicht der Gewerbe- 
kapitalsteuer unterliegen. Das ist eine Besserstel- 
lung lediglich auf Grund der Rechtsform, die sach- 
lich nicht gerechtfertigt ist. Im Grunde wird ein Teil 
eines einheitlichen Ganzen, des Werbebetriebs, von 
der Besteuerung ausgeklammert "). 

Gleiches wie für die Gewerbekapitalsteuer gilt für 
die Lohnsummensteuer. Ein privater Steuerpflichti- 
ger würde bei der gleichen Leistung (Produktion 
des Rahmenprogramms, Ausstrahlung von Sendun- 
gen) mit den hierbei anfallenden Löhnen und Ge- 
hältern zur Lohnsummensteuer herangezogen wer- 
den. Der Vorteil der Rundfunkanstalten dürfte sogar 
recht erheblich sein, weil gerade die lohnintensiven 
Tätigkeiten aus dem Bereich der Werbegesellschaf- 
ten sin den steuerfreien Bereich des wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebes herübergenommen worden sind. 

Vermögensteuer 

Nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 g VStG richtet sich der Um- 
fang der Vermöge ns teuer p flicht nach den Grundsät- 
zen des Gewerbesteuergesetzes. Wird der Werbe- 
betrieb in einer eigenen Abteilung der Rundfunkan- 
stalt geführt, so wird das diesem Betrieb dienende 
Vermögen zur Ermittlung der Vermögensteuer her- 
angezogen. 

Anstalten, die eine Werbegesellschaft gegründet 
haben, sind jedoch mit ihren wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieben, die für die Werbegesellschaften 
tätig tsind, von der Vermögensteuer befreit. Die 
hierin (liegenden Vorteile erscheinen nicht gerecht- 
fertigt. Es wird dazu auf die Ausführungen zur Ge- 
werbes teuer verwiegen. 


fi8 ) vgl. Ziffer 100, Seite 366 
") vgl. Ziffer 100, Seite 366 


Umsatzsteuer 

Umsatzsteuerbelastungen fallen nicht an, soweit 
sich die Leistungsentgelte auf den Hoheitsbereich er- 
strecken 10 °). Allerdings «gibt es hier keine so 
strenge Bereichsabgrenzung wie bei den Ertrag- 
steuern und der Vermögensteuer. So sind beispiels- 
weise Veräußerungen von Gegenständen an Dritte, 
die der Erfüllung hoheitlicher Aufgaben gedient ha- 
ben, steuerbare Lieferungen im Sinne von § 1 UStG, 
wenn dies wiederholt geschieht. Es verhält sich hier 
so, wie wenn ein Privatmann mehrfach private Ge- 
genstände veräußert. Es ist also jede einzelne Lei- 
stung auf ihren Charakter zu untersuchen. Dabei 
sind nur solche Leistungen Ausübung öffentlicher 
Gewalt und daher nicht steuerbar, die „unmittelbar" 
auf die Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben ge- 
richtet sind. „Nicht dazu gehören Leistungen, die 
sich an einen anderen Personenkreis wenden als 
die Hoheitsaufgabe, auch wenn sie dieser mittel- 
bar zugute kommen 101 ). 

Der Personenkreis, an den sich (die Hoheitsauf- 
gabe richtet, sind die Anstaltsbenutzer, die Rund- 
funk- und Fernsehteilnehmer. Die Gebühreneinnah- 
men sind damit nicht Bemessungsgrundlage für um- 
satzsteuerpflichtige Leistungen der Sendeanstalten. 

Fraglich ist, inwieweit Leistungen zwischen den 
Sendeanstalten untereinander, die der Erfüllung 
hoheitlicher Aufgaben dienen, z. B. Austausch von 
Programmen, steuerbar sind. Nach der von Plücke- 
baum 101 ) gegebenen strengen Definition, daß nur 
Leistungen an die Adressaten hoheitlicher Gewalt 
nicht steuerbar sind, könnte eine Steuerpflicht 
zu bejahen sein, weil die eine Leistung empfangende 
Sendeanstalt nicht Adressat der Hoheitstätigkeit 
der leistenden Anstalt ist. Es müßte schon der lei- 
stenden Anstalt durch Hoheitsakt die Aufgabe über- 
tragen werden, auch die Rundfunkteilnehmer ande- 
rer Anstalten zu versorgen 102 ). Nach dem Urteil 
des BFH vom 1. April 1965 103 ) kann jedoch diese 
strenge Auffassung nicht mehr geteilt werden. Der 
BFH hat dort für den Fall der Überlassung von Da- 
tenverarbeitungsanlagen ausgesprochen, daß er es 
für unbeachtlich hält, ob Leistungen gegenüber 
öffentlich-rechtlichen Schwestereinrichtungen auf 
Grund einer rechtlichen Verpflichtung erfolgen oder 
nicht. Denn die Grenzen zwischen Pflicht und Ent- 
gegenkommen im verwaltungsrechtlichen Beistands- 
verhältnis seien flüssig. Es sei von dem Grundsatz 
auszugehen, daß die ersuchte Körperschaft eine 
echte Beistandsleistung erbringe und damit eine 
Amtshandlung ausführe, wenn sie nur selbst die 
Förderung öffentlich-rechtlicher Ziele verfolge und 
sich die Hilfstätigkeit nicht als Ausfluß eines orga- 
nisatorischen Unterordnungsverhältnisses darstelle. 
Gegenstand der Amtshilfe könne jede Art von be- 
hördlichem Beistandsleisten sein, insbesondere auch 
Leistungen, für deren Vornahme durch die Behörde 


10 °) vgl. Ziffer 200, Seite 379 

101 ) vgl. Plückebaum-Malitzky, UStG, Tz. 496 

102 ) vgl. auch Veröffentlichung in UStR 1961, Seite 175, in 
der beispielsweise der Hoheitscharakter einer Ab- 
wässerbeseitigung durch eine Gemeinde für eine 
Nachbargemeinde abgelehnt wurde 

103 ) in BStBl 1965 III, Seite 339 
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bloße Zweckmäßigkeitsgesichtspunkte sprächen. Für 
eine unternehmerische Ausnutzung spräche dabei 
noch nicht, daß die ersuchte Körperschaft von der 
ersuchenden einen angemessenen Auslagenersatz 
verlange. Auch der Gesichtspunkt der besseren Ren- 
tabilität der technischen Einrichtungen sei nicht 
schädlich, nur dürfe diese Erwägung nicht überwie- 
gen. 

Man wird davon ausgehen müssen, daß die Ab- 
sicht der Rundfunkanstalten auf die Durchführung 
einer umfassenden Information aller, nicht nur der 
im eigenen Semdebezirk ansässigen, Rundfunk- und 
Fernsehteilnehmer abzielt 104 ) und daß der gegen- 
seitige Leistungsaustausch nur aus dem förderali- 
s- tischen Aufbau des Rundfunkwesens resultiert. 

Der Leistungsaustausch zwischen den Anstalten 
muß daher, soweit es die Erfüllung der öffentlichen 
Aufgaben, insbesondere der Programmgestaltung, 
angeht, als Ausübung öffentlicher Gewalt angesehen 
werden. 

Leistungen dagegen der Anstalten im Werbe Sek- 
tor, Leistungen der Werbegesellschaften und Lei- 
stungen der Anstalten an die Werbegesellschaften 
sind grundsätzlich umsatzsteuerpflichtig, weil es sich 
um eine wirtschaftliche Tätigkeit handelt. 

Eine Ausnahme könnte hinsichtlich der Leistun- 
gen zwischen den Betrieben gewerblicher Art und 
den Werbegesellschaften gelten, wenn zwischen bei- 
den eine umsatzsteuerliche Organschaft besteht und 
die Leistungen deshalb nicht steuerbare, innerbe- 
triebliche Leistungen einunddeisiselben Unterneh- 
mens darstellen. Umsatzsteuerliche Organschaft 
setzt finanzielle, wirtschaftliche und organisatori- 
sche Eingliederung voraus (§ 2 Abs. 2 Ziff. 2 UStG). 
Es bestehen Zweifel hinsichtlich der finanziellen 
Eingliederung der Werbegesellschaften in ein 
übergeordnetes Unternehmen. Denn die Beteili- 
gungen gehören nach den Ausführungen unter Zif- 
fer 2010 105 ) zum Hoheitsbereich. Nach dem Urteil 
des BFH vom 23. Juli 1959 106 ) kann aber die um- 
satzsteuerliche Organschaft (anders bei der körper- 
schaft- und gewerbesteuerlichen Organschaft) nicht 
daran scheitern, daß die Ante/ilsmehrheit an einer 
Kapitalgesellschaft nicht zum Gesellschaftis-, sondern 
zum Privatvermögen eines Einzelunternehmers ge- 
hört 107 ). Entsprechendes gilt dann hier für den 
Hoheitsbereich. 

Fraglich erscheint aber auch die wirtschaftliche 
Eingliederung der Werbegesellschaften in den Be- 
trieb gewerblicher Art. Diese setzt voraus, daß ein 
vernünftiger wirtschaftlicher Zusammenhang zwi- 
schen beherrschendem und abhängigem Unterneh- 
men vorhanden ist, d. h. die Tätigkeiten beider sich 
gegenseitig ergänzen. Es gelten auch hier die Ein- 
wendungen, die zur gewerbesteuerlichen Organ- 
schaft erhoben sind. Auf Gewinnerzielung aus ge- 
richtete Unternehmen, wie die Werbegesellschaften, 


104 ) vgl. insbesondere Gründung der ARD und Abkom- 
men über den Finanzausgleich zwecks Unterstützung 
finanzschwacher Anstalten 

105 ) vgl. Seite 383 

106 ) in BStBl 1959, Seite 394 

107 ) vgl. auch Plückebaum-Malitzky, UStG, Tz. 305 


können nicht in einen lediglich auf Einnahmeerzsie- 
lung ausgerichteten wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
eingeordnet werden. Die Leistungen der Anstalten 
an die Werbegesellschaften sind daher u. E. umsatz- 
steuerpflichtig. 

Nach allem entsteht Umsatzsteuerpflicht bei Lei- 
stungen im Werbesektor. Die Vorteile gegenüber 
anderen Steuerpflichtigen beschränken sich auf die 
gebührenpflichtigen Leistungen und auf den Lei- 
stungsaustausch zwischen den Anstalten zum Zweck 
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Diese Vorteile 
beruhen, wie in Ziffer 101 dargestellt, auf dem Ge- 
gensatz der hoheitlichen zur erwerbswirtschaftlichen 
Tätigkeit, dem mangels Vergleichbarkeit mit steuer- 
pflichtigen Unternehmen keine wirtschaftliche Be- 
deutung, insbesondere nicht unter dem Gesichts- 
punkt des Wettbewerbs zukommen kann. 

Grundsteuer, Grunderwerbsteuer, Gesellschaft- 
steuer, Vergnügungssteuer 

Bei diesen Steuerarten ergeben sich keine Beson- 
derheiten gegenüber Ziffer 200. 


21 Nicht hoheitliche, jedoch gemeinnützige 
Tätigkeit der Anstalten 

210 Ausschließlich gemeinnützige Tätigkeit 
Körperschaftsteuer 

Diese Alternative hat zur Voraussetzung, daß der 
gesamte Betrieb jeder Rundfunkanstalt, soweit er 
zu Einnahmen führt, einen Betrieb gewerblicher Art 
darstellt. 

Danach -Ist gern. § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG grund- 
sätzlich unbeschränkte Steuerpflicht gegeben. Die 
Anstalten sind jedoch unter den besonderen Vor- 
aussetzungen der Gemeinnützigkeit nach § 4 Abs. 1 
Ziff. 6 KStG von der Steuer befreit. Werden die 
Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit nicht mehr 
erfüllt, lebt sofort die Körperschaftsteuerbedastung 
wieder auf. 

Da die Tätigkeit, soweit sie auf dem Werbesektor 
liegt, einen schädlichen wirtschaftlichen Geschäfts- 
betrieb im Sinne von § 6 GemVO begründet 108 und 
somit eine ausschließliche Gemeinnützigkeit der 
Betriebe gewerblicher Art der Rundfunkanstalten 
nicht in Betracht kommt, hat diese Alternative nur 
theoretische Bedeutung. Nachfolgend wird daher nur 
eine kurze Übersicht gegeben werden. 

1. Die Betriebe gewerblicher Art der Sendeanstal- 
ten sind als ausschließlich gemeinnützige Ein- 
richtungen gern. § 4 Abs. 2 KStG i. V. m. § 2 
Abs. 2 GemVO nur insoweit von der Körper- 
schaftsteuer befreit, soweit es sich nicht um in- 
ländische Einkünfte handelt, die dem Steuerab- 
zug unterliegen. Es erfolgt also insofern eine 
Gleichstellung der steuerbefreiten Körperschaf- 


108 ) vgl. Ziffer 101, Seite 373 
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ten mit beschränkt Steuerpflichtigen nach § 2 
Abs. 1 Ziff. 2 KStG 10fl ), 

Allerdings ist gemäß § 23 a Abs. 1 Ziff. 2 h) aa) 
KStG i. V. m. § 13 a Abs. 1 und 2 KStDV eine 
Kapitalertragsteuer auf Dividenden gemeinnüt- 
ziger Körperschaften nicht einzubehalten. Man 
wird diese Vorschrift auch auf Schachtelbeteili- 
gungen anwenden müssen, bei denen zwar 
grundsätzlich keine Kapitalertragsteuer einzube- 
halten ist (§ 9 Abs. 2 KStG), die aber der Nach- 
steuer 110 ) unterliegen. 

Hierzu rechnen jedoch nicht Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Durch das Steueränderungs- 
gesetz 1965 und durch die zweite Verordnung zur 
Änderung und Ergänzung der Kapitalertrag- 
steuer-Durchführungsverordnung vom 5. August 
1966 U1 ) sind nämlich inländische Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts nur dann von der 
Kapitalertragsteuer befreit, wenn sie unmittel- 
bar und ausschließlich kirchlichen Zwecken die- 
nen. Körperschaften, die gemeinnützigen Zwek- 
ken dienen, sind also nicht mit einbezogen. 

U. E. können danach auch nicht gemeinnützige 
Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts freigestellt sein. Anderenfalls 
wären die Betriebe gewerblicher Art, die regel- 
mäßig gerade die Steuerpflicht der öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft begründen, besser ge- 
stellt als die Körperschaft selbst. So heißt es 
auch in der Neufassung des § 13 a Abs. 1 KStDV, 
daß die Befreiung nicht gilt, wenn die Kapitaler- 
träge zu einem Betrieb gewerblicher Art gehö- 
ren. Einwendungen gegen eine Steuerbefreiung 
der Rundfunkanstalten müssen insbesondere des- 
halb erhoben werden, weil die Annahme einer 
nur gemeinnützigen Tätigkeit der Rundfunkan- 
stalten einen Betrieb gewerblicher Art voraus- 
setzt, der — von geringen Ausnahmen abgese- 
hen — die gesamte Tätigkeit umfaßt und daher 
nach § 5 Abs. 1 KStDV mit der Körperschaft 
selbst identisch ist. 

Die Rundfunkanstalten als gemeinnützige Ein- 
richtungen unterliegen danach mit ihren Divi- 
denden aus ihren Schachtelbeteiligungen einer 
25%igen Nachsteuer 112 ). 

2. Stille Beteiligungen der Sendeanstalten, die als 
solche ihrem Charakter nach keinen wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb begründen können 113 ), 
unterliegen der im Abzugswege zu erhebenden 
Kapitalertragsteuer. Damit ist die Körperschaft- 
steuer abgegolten, weil die Vorschrift des § 19 
Abs. 7 b KStG auch für Körperschaften gilt, die 
nach § 4 KStG von der Körperschaftsteuer befreit 
sind 114 ). 


i° 9 ) uk er das Verhältnis von § 4 Abs. 2 KStG zu § 2 
Abs. 1 Ziff. 2 KStG vergleiche im einzelnen Herr- 
mann-Heuer, § 4 KStG, Anm. 149, 2. Absatz. 

110 ) Urteil des BFH vom 27. Februar 1962, a. a. O. 
m ) BGBl 1966 I, Seite 470 (Heft Nr. 35 vom 11. August 
1966). 

vgl. im einzelnen Ziffer 200, Seite 378 
113 j vgl. Ziffer 2010, Seite 383 
u4 ) vgl. Blümich-Klein, § 19 KStG, Anm. 33 a. E 


3. Der Abschluß eines Organschaftsvertrages würde 
einen Gewerbebetrieb der gemeinnützigen Kör- 
perschaft voraussetzen und könnte nur nach § 7 
GemVO — steuerlich unschädlicher Geschäftsbe- 
trieb — mit einer ausschließlich gemeinnützigen 
Tätigkeit der Anstalt in Einklang gebracht wer- 
den. 

Durch die Tätigkeit, für die Werbegesellschaften 
wird jedoch kein Gewerbebetrieb begründet, weil 
insoweit die Gewinnerzielungsabsicht der Rund- 
funkanstalten fehlt. 

4. Die Wahrnehmung gemeinsamer Interessen 
durch die ARD kann auf die Besteuerung nicht 
von Auswirkung sein, weil — soweit ersicht- 
lich — keine wirtschaftlichen Interessen verfolgt 
werden. 

5. Der Leistungsaustausch zwischen Anstalt und 
Werbegesellschaft erfolgt innerhalb eines wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetriebs der Anstalt. Da es 
sich bei Annahme einer ausschließlich gemein- 
nützigen Tätigkeit um einen steuerlich unschäd- 
lichen Betrieb gemäß § 7 GemVO handeln muß, 
ergeben sich aus der Preisgestaltung der Anstal- 
ten keine steuerlichen Konsequenzen. Liier kön- 
nen insbesondere schon mangels Steuerpflicht 
des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes über- 
haupt keine verdeckten Gewinnausschüttungen 
des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes an die 
Anstalt in Form von Zuwendungen an die Wer- 
begesellschaften in Betracht gezogen werden. 

Gewerbesteuer 

Bei ausschließlich gemeinnütziger Tätigkeit ist Ge- 
werbesteuerpflicht nach § 3 Ziff. 6 GewStG nicht 
gegeben. Dabei würde hier eine generelle Steuerbe- 
freiung der Anstalt auch dann nicht ausgeschlossen, 
wenn ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb oder gar 
ein Gewerbebetrieb vorhanden wäre, wenn die Vor- 
aussetzungen der Steuerunschädlichkeit nach § 7 
GemVO erfüllt wären. 

Auch Lohnsummensteuer fällt nicht an. 

Vermögens teuer 

Die Ausführungen zur Gewerbesteuer gelten für 
die Vermögensteuer entsprechend. Die Steuerfrei- 
heit ergibt sich hier aus § 3 Abs. 1 Ziff. 6 VStG. 

Umsatzsteuer 

Befreiung wegen Gemeinnützigkeit scheidet bei 
der Umsatzsteuer aus. Ohne die Vorschrift des § 4 
Ziff. 22 UStG würden auch die Gebühren als Be- 
messungsgrundlage der Umsatzsteuer herangezogen 
werden. 

Da der Charakter eines Unternehmens im Sinne 
des Umsatzsteuerrechts durch die Gemeihnützigkeit 
nicht berührt wird, ist auch umsatzsteuerliche Or- 
gansdiaft zwischen Anstalt und Werbegesellschaft 
ohne weiteres möglich, so daß die Leistungen zwi- 
schen beiden nicht steuerpflichtige Innenumsätze 
sein können. Hier ergeben sich keine Besonderhei- 
ten gegenüber jedem anderen Unternehmer. 
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Grundsteuer 

Der Grundbesitz von gemeinnützigen Körperschaf- 
ten ist nach § 4 Ziff. 3 b GrStG nicht Gegenstand der 
Besteuerung, soweit der Grundbesitz von dem 
Eigentümer unmittelbar für gemeinnützige Zwecke 
benutzt wird. Die Erwähnung des Eigentümers 
könnte zu einer Befreiung im Falle der Sendeanstal- 
ten zu Zweifeln Anlaß geben, da nach § 2 Abs. '2 
GemVO wohl die Betriebe gewerblicher Art von 
Körperschaften des öffentlichen Rechts einer Körper- 
schaft gleichgestellt sind, die öffentlich-rechtliche 
Körperschaft, der Eigentümer, selbst aber — wie es 
scheint — nicht zu dem Kreis der durch die GemVO 
Begünstigten gehört. Indessen nützt die Anstalt als 
abstraktes Gebilde nie ihren Grundbesitz, sondern 
nur mit ihrem Betrieb. Man muß sie daher, wenn 
sie jemals an den Vorteilen der Gemeinnützigkeit 
teilhaben soll, mit ihrem Betrieb identifizieren und 
ihr die Vergünstigungen der Gemeinnützigkeit ge- 
währen. 

Das muß auch deshalb gelten, weil die Anknüp- 
fung der Steuerpflicht an den Betrieb gewerblicher 
Art nur eine gesetzestechnische Vereinfachung dar- 
stellt. Man hätte auch die öffentlich-rechtlichen Kör- 
perschaften als solche als unbeschränkt steuerpflich- 
tig behandeln und dann unmittelbar selbst gemäß 
§ 4 KStG wegen Gemeinnützigkeit befreien kön- 
nen 115 ). 

Grunderwerbsteuer 

Das GrEStG 1940, das in die Ländergesetze einge- 
gangen ist, enthält keine Befreiungsvorschriften für 
Erwerbe zu gemeinnützigen Zwecken. 

Sondervorschriften in einzelnen Ländern, die ge- 
nerell gemeinnützige Körperschaften freistellen, exi- 
stieren in Baden-Württemberg, Bayern, Hessen und 
Nordrhein-Westfalen. Nach Auffassung von Borut- 
tau-Klein 116 ) können Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts nicht in den Genuß dieser Vergünsti- 
gungsvorschriften kommen, weil nur Betriebe ge- 
werblicher Art von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts diesen Vorschriften (§ 2 Abs. 2 GemVO) un- 
terliegen, nicht aber die öffentlich-rechtlichen Kör- 
perschaften selbst, die Erwerber sind. Da es auch 
bei diesen Vorschriften auf die Nutzung der erwor- 
benen Grundstücke zu gemeinnützigen Zwecken an- 
kommt, kann nach den vorstehenden Ausführungen 
zur Grundsteuer diese Auffassung nicht geteilt wer- 
den. 

Gesellschaftsteuer, Vergnügungssteuer 

Gegenüber Ziffer 200 ergeben sich keine Abwei- 
chungen. 


211 Gemeinnützige Tätigkeit mit wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb 

Da unter der Annahme nicht hoheitlicher Tätig- 
keit der Anstalten die gesamte Tätigkeit der Rund- 
funkanstalten — von Ausnahmen abgesehen — ■ zur 

115 ) vgl. insbesondere Herrmann-Heuer, § 1 KStG, Anm. 32 

116 ) GrEStG, § 4 Anm. 132 g 


Erzielung von Einnahmen ausgeübt wird und daher 
als wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb im Sinne der 
GemVO anzusehen ist, hängt die Besteuerung im 
einzelnen davon ab, inwieweit es sich um einen 
steuerlich schädlichen (§ 6 GemVO) oder unschäd- 
lichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§7 GemVO) 
handelt. 

Nach § 7 GemVO richtet sich die Unschädlichkeit 
nach der unlösbaren Verknüpfung von Erfüllung des 
gemeinnützigen Zwecks und wirtschaftlichem Ge- 
schäftsbetrieb unter Beachtung des Wettbewerbs mit 
steuerpflichtigen Unternehmen 117 ). 

2110 Ermittlung der wirtschaftlichen Bereiche inner- 
halb der Anstalten 

Hinsichtlich der Durchführung von Werbesendun- 
gen innerhalb der Anstalten wird auf die obigen 
Ausführungen verwiesen, wonach eine solche Ver- 
knüpfung nicht besteht und der Wettbewerbsge- 
danke eine Besteuerung verlangt. 

Die besondere Frage 118 ), ob der Werbebereich 
sich hinreichend von den übrigen Bereichen abhebt, 
wird im Rahmen der GemVO nicht aufgeworfen. 
§ 1 Abs. 2 KStDV, der eine gewisse Selbständigkeit 
des Betriebes gewerblicher Art bei im übrigen ge- 
gebener hoheitlicher Tätigkeit verlangt, erklärt sich 
daraus, daß dort erst das Steuersubjekt, der Betrieb, 
ermittelt werden muß, während hier das Steuersub- 
jekt, nämlich der die gesamte Tätigkeit der An- 
stalt umfassende Betrieb gewerblicher Art, bereits 
feststeht, lediglich bestimmte Einkunftsbereiche von 
der Besteuerung ausgenommen bzw. erfaßt werden. 
Dementsprechend hat der BFH im Urteil vom 28. No- 
vember 1961 119 ) ausgeführt, daß notfalls eine Auf- 
teilung zwischen dem gemeinnützigen und erwerbs- 
wirtschaftlichen Bereich im Schätzwege durchzufüh- 
ren ist und die wirtschaftliche Verflechtung der 
Annahme eines besonderen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetriebs nicht entgegensteht. Auch soweit sich 
aus der Tätigkeit für die Werbegesellschaften ein 
steuerlich schädlicher wirtschaftlicher Geschäftsbe- 
trieb ergibt, kommt es nicht auf eine gewisse Selb- 
ständigkeit an. 

Im Unterschied zu den Ausführungen unter Zif- 
fer 2010 zur entgeltlichen Überlassung von Räumen 
und technischen Einrichtungen, die im übrigen auch 
hier Anwendung finden, ist die Vorschrift des § 1 
Abs. 3 KStDV für die Ermittlung des steuerlich 
schädlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs unbe- 
achtlich. Hier gelten ausschließlich die Abgrenzungs- 
merkmale zwischen Vermögensverwaltung und ge- 
werblicher Tätigkeit, die in Abschnitt 15 Abs. 2 
GewStR herausgestellt sind. Die Anwendung dieser 
Grundsätze führt 12 °) zur Annahme einer gewerb- 
lichen Tätigkeit, so daß in der Verpachtung von 
Räumen und Einrichtungen und in der Produktions- 
und Sendetätigkeit für die Werbegesellschaften ein 
einheitlicher, steuerlich schädlicher wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb gesehen werden muß. 


m ) vgl. Ziffer 101, Seite 371 

118 ) vgl. Ziffer 2010, Seite 381 

119 ) in BStBl 1962 III Seite 73 
12 °) vgl. Ziffer 2010, Seite 383 
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Hinsichtlich der Beteiligungen der Anstalten an 
den Werbegesellschaften fragt es sich, ob es sich um 
Gegenstände handelt, die zu dem vorgenannten 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gehören (§ 6 

GemVO). Da bei den erfaßten Anstalten eine Zu- | 
Ordnung zum Betrieb gewerblicher Art im Modell- I 
fall einer hoheitlichen Tätigkeit abgelehnt worden j 
ist, scheidet hier entsprechend Zugehörigkeit der | 
Beteiligung zum steuerlich schädlichen Wirtschaft- j 
liehen Geschäftsbetrieb aus. 

Auch bei der stillen Beteiligung ist die Zugehö- 
rigkeit zum vorgenannten Betrieb zu prüfen. Die 
Frage ist für den Fall einer hoheitlichen wie für den 
einer lediglich gemeinnützigen Tätigkeit einheitlich 
zu beantworten. Eine Zugehörigkeit zum steuer- 
pflichtigen Bereich entfällt. 


2111 Die Auswirkungen des wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetriebs auf die Besteuerung der An- 
stalten als gemeinnützige Einrichtungen 

Körperschaftsteuer 

1. Soweit die Anstalten die Werbetätigkeit selbst 
ausüben, ergibt sich keine Abweichung gegen- 
über Ziffer 2011. 

Die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe, die für 
juristisch selbständige Werbegesellschaften tä- 
tig sind, erzielen keine Überschüsse und sind da- j 
her nicht mit Körperschaftsteuer belastet. 

Die Dividendeneinnahmen der Anstalten aus den 
Beteiligungen an der Werbegesellschaft sind wie 
im Falle hoheitlicher Tätigkeit nur mit 25 % 
Nachsteuer belastet, weil die Beteiligungen nicht 
zum steuerlich schädlichen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb gehören. 

2. Da die stillen Beteiligungen der Anstalten dem 
gemeinnützigen Bereich zuzuordnen sind, ergibt 
sich eine Besteuerung lediglich in Form der 
25°/oigen Kapitalertragsteuer. Würden sie zum 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gehören, so 
würde der Steuersatz 49 °/o betragen, wobei die 
einbehaltene Kapitalertragsteuer zur Anrech- 
nung gebracht würde. 


3. Ein Organschaftsverhältnis zwischen einem wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb der Anstalt und der 
Werbegesellschaft ist theoretisch im Körper- 
schaftsteuerrecht möglich, da auch ein Gewerbe- 
betrieb wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb im Sinne 
von § 6 GemVO sein kann, in den die Werbege- 
sellschaft nach Art einer Betriebsabteilung einge- 
gliedert wird. Tatsächlich fehlt es jedoch bereits 
an dem für die Körperschaftsteuer maßgeblichen 
Erfordernis des Ergebnisausschließungsvertrages, 
der zudem zu einer steuerlichen Mehrbelastung 
der Anstalten führen würde 121 ). 

4. Hinsichtlich der Beteiligung der Anstalten an der 
ARD gelten im Ergebnis keine Abweichungen 
gegenüber Ziffer 201, da die Beteiligung an der 
ARD in den gemeinnützigen Bereich fällt, der 
sich umfangmäßig mit dem Hoheitsbereich deckt. 

5. Aus dem Leistungsaustausch zwischen den An- 
stalten und Werbegesellschaften ergibt sich bei 
den Anstalten selbst kein körperschaftsteuer- 
pflichtiger Uberschuß, weil ein wirtschaftlicher 
Zusammenhang zwischen den Kosten der Regio- 
nalprogramme und den Werbesendungen fehlt. 

- Die Abwälzung dieser Kosten auf die Werbe- 
gesellschaften führt nur bei letzeren zu einer 
Besteuerung 122 ). 

Gewerbe- und Vermögensteuer 

Es gelten die Ausführungen zu Ziffer 201 1 ent- 
sprechend. 

Umsatzsteuer 

LIierzu wird auf Ziffer 210 verwiesen. 

Grundsteuer und Grunderwerbsteuer 

Ziffer 210 gilt entsprechend. Vermögen, das- dem 
steuerlich schädlichen wirtschaftlichen Geschäftsbe- 
trieb dient, scheidet ohne weiteres als Gegenstand 
der Begünstigungsvorschriften aus. Im gemeinnüt- 
zigen Bereich muß von Fall zu Fall geprüft werden, 
inwieweit das Grundstück tatsächlich den gemein- 
nützigen Zwecken dient. 

Gesellschaftsteuer und Vergnügungssteuer 

Es wird auf Ziffer 200 Bezug genommen. 


3 Steuerrechtlicher Belastungs vergleich zwischen Anstalten und 
Privatunternehmen — beschränkt auf Körperschaft-, Gewerbe-, 
Vermögen-, Umsatz- und Vergnügungsteuer — 


30 Vorteile aus echten Privilegien 

Nach den Ausführungen in Ziffer 100 und 101 ist 
der Umfang der Privilegien sehr begrenzt. 

Die Staatsverträge und Rundfunkgesetze begrün- 
den durch die Errichtung von öffentlich-rechtlichen 
Anstalten nur insofern steuerliche Vorteile, als 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe der Anstalten im 
Sinne des § 8 GewStDV, d. h. Betriebe, die nicht auf 
Gewinn-, sondern nur auf Einnahmenerzielung aus- 
gerichtet sind, nicht der Gewerbe- und Vermögen- 
steuer unterliegen. 


! Die steuerlichen Auswirkungen, die sich aus dem 
: hoheitlichen bzw. gemeinnützigen Charakter der Tä- 
I tigkeit ergeben, können steuerrechtlich nicht als 
echte Privilegien, sondern nur als aus der Sache sich 
ergebende Folgen angesehen werden. Das gleiche 
gilt für die Befreiung von der Vergnügungssteuer. 

Die Vorteile bei der Gewerbe- und Vermögen- 

biixu nui uGi udl j-xuüicllivii y Gy uit^ uit: 

Werbetätigkeit einer selbständigen Gesellschaft 

t21 ) vgl. Ziffer 2011, Seite 385 
122 ) vgl. Ziffer 2011, Seite 386 
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übertragen haben, da die übrigen Anstalten diese 
Tätigkeit selbst in Gewinnerzielungsabsicht und da- 
her als Gewerbebetrieb betreiben, somit gewerbe- 
und vermögensteuerpflichtig sind. Diese Vorteile 
beschränken sich außerdem in der Gewerbesteuer, 
auf Gewerbekapital- und Lohnsummensteuer, weil 
es für eine Besteuerung nach dem Gewerbeertrag 
schon mangels Erzielung von Überschüssen an dem 
steuerbaren Gewerbeertrag 123 ) fehlt. 

Für die Gewerbekapitalsteuer und Vermögen- 
steuer kommt es auf die Zuordnung des Vermögens 
zum wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb an. Für 
Grundvermögen gilt die Vorschrift des § 57 BewG 
(§ 99 BewG 1965), wonach ein Grundstück nicht zum 
Betriebsvermögen gehört, wenn es nur zur Hälfte 
oder zu einem geringeren Teil dem gewerblichen 
Betrieb dient. Verwaltungsgebäude, Ateliers oder 
Studios der Anstalten würden also auch dann, wenn 
der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb steuerpflichtig 
wäre, nur der Gewerbekapital- und der Vermögen- 
steuer unterliegen, wenn sie zu mehr als 50 °/o dem 
Werbefunk dienen. Bei anderen Wirtschaftsgütern, 
hier Sende- und Produktionseinrichtungen, ist, wenn 
der gewerblich genutzte Teil nicht unerheblich ist, 
ein der Nutzung entsprechender Wertanteil des 
Wirtschaftsgutes dem steuerpflichtigen gewerblichen 
Betrieb zuzurechnen 124 ). Sollten also die Vorteile 
ermittelt werden, die den Anstalten auf Grund ihrer 
Rechtsform bei der Gewerbekapital- und Vermögen- 
steuer zufallen, so müßte eine detaillierte Abgren- 
zung hinsichtlich der für Werbezwecke benutzten 
Einrichtungen und Räumlichkeiten der Anstalten 
vorgenommen werden. 

Eine zutreffende Ermittlung des Nutzungsanteils 
dürfte nur auf Grund einer Betriebsabrechnung 
durchführbar sein. Insbesondere scheint der Anteil 
der Werbesendungen an den Gesamtsendungen als 
Grundlage einer Aufteilung fraglich, da die Einrich- 
tungen in unterschiedlichem Umfang bei Werbesen- 
dungen und sonstigen Sendungen sowie bei Hör- 
funk- und Fernsehsendungen benötigt werden. 
Außerdem setzen die Tochtergesellschaften auch 
eigenes Vermögen ein. 

Eine Aufteilung nach den Umsätzen der beiden 
Bereiche, wie sie in dem vorerwähnten Erlaß des 
FM NRW geregelt ist, kann hier nicht in Betracht 
kommen, weil Werbeeinnahmen und Gebühren kein 
zutreffendes Bild über die Leistungsintensität und 
damit über den Einsatz von Betriebsvermögen ab- 
geben. 

Für die Lohnsummensteuer ist der Anteil der 
Lohn- und Gehaltszahlungen zu ermitteln, der auf 
die Tätigkeit der Anstalten für die Werbegesell- 
schaften entfällt, über den Umfang des Steuervor- 
teils können nur die Betriebsabrechnungsunterlagen 
Auskunft geben. 


1M ) vgl. Ziffer 2011, Seite 387 

m ) vgl. insbesondere Erlaß FM NRW vom 16. Juli 1962, 
BStBl 1962 II, Seite 150 ff. 


31 Vorteile aus der unterschiedlichen steuer- 
rechtlichen Einordnung der Anstalten 

Im Nachfolgenden werden die Belastungsunter- 
schiede ermittelt, wie sie sich aus der Einordnung 
der Sendeanstalten in die aufgezeigten Modell- 
fälle ergeben. Es handelt sich hierbei um die Aus- 
wirkung allgemeiner steuerrechtlicher Grundsätze. 
Bei dieser Gegenüberstellung sind daher die Ver- 
günstigungen, die sich aus der Nichteinbeziehung 
wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe von Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts bei der Gewerbe- und 
Vermögensteuer ergeben, nicht berücksichtigt. 

Die Lohnsummensteuer, die ohne das Privileg 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften anfiele, wurde 
nicht berücksichtigt, weil die zu ihrer Ermittlung er- 
forderlichen Unterlagen nicht Vorlagen und auch 
eine Schätzung nicht durchführbar erschien. Nicht 
einbezogen wurde ferner die Vergnügungssteuer, 
deren Belastungshöhe in allen Modellfällen kon- 
stant ist, sollten Rundfunk- und Fernsehdarbie- 
tungen überhaupt Gegenstand der Besteuerung wer- 
den. 

Bei der Ermittlung der steuerlichen Belastungen 
wurden zum Vergleich die Verhältnisse einer gro- 
ßen' Anstalt (1), einer mittleren (2) und einer kleinen 
(3) zugrunde gelegt. Es zeigt sich im einzelnen fol- 
gendes Bild: 


3100 Ausschließlich hoheitliche Tätigkeit 
der Anstalten 



tu i 

(2) 1 

(3) 


°/o | 

°/o 1 

'%> 

Erträge aus der Beteiligung 
an Kapitalgesellschaften 
(brutto) 

44,2 

54,4 

171,5 

Gebühren und alle anderen 
sonstigen Erträge 

55,8 

45,6 

— 71,5 

a) Bereinigtes Ergebnis der 
Jahre 1961 bis 1964 .... 

100,0 

100,0 

100,0 

abzgl. abzugsfähige Steuern 
b) Gewerbekapitalsteuer *) 

0,0 

0,0 

0,0 

c) Gewerbeertragsteuer *) . 

0,0 

0,0 

0,0 

d) Umsatzsteuer 

0,0 

0,0 

0,0 


100,0 

100,0 

100,0 

abzgl. nicht abzugsfähige 
Steuern 

e) Körperschaftsteuer .... 

11,1 

13,6 

42,9 

f) Vermögensteuer 

0,0 

0,0 

0,0 

Uberschuß bzw. Fehlbetrag 

88,9 

86,4 

57,1 

Steuerbelastung insgesamt . 

11,1 

13,6 

42,9 


*) Angenommener Hebesatz: 300 °/o 
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3101 Hoheitliche Tätigkeit mit Betrieb 
gewerblicher Art 



di 

•/« 

(2) 1 

% 1 

(3) 

°/o 

Erträge aus der Beteiligung 
an Kapitalgesellschaften 
(brutto) 

44,2 

54,4 

171,5 

Gebühren und alle anderen 
sonstigen Erträge 

55,8 

45,6 

-71,5 

a) Bereinigtes Ergebnis der 
Jahre 1961 bis 1964 

100,0 

100,0 

100,0 

abzgl. abzugsfähige Steuern 
b) Gewerbekapitalsteuer *) 

0,1 

0,2 

1,1 

c) Gewerbeertragsteuer *) . 

0,0 

0,0 

0,0 

d) Umsatzsteuer 

1,4 

1,9 

6,3 


98,5 

97,9 

92,6 

abzgl. nicht abzugsfähige 
Steuern 

e) Körperschaftsteuer .... 

11,1 

13,6 

42,9 

f) Vermögensteuer 

0,2 

0,3 

2,2 

Uberschuß bzw. Fehlbetrag 

87,2 

84,0 

47,5 

Steuerbelastung insgesamt . 

12,8 

16,0 

52,5 

*) Angenommener Hebesatz: 300 

% 




3110 Ausschließlich gemeinnützige Tätigkeit 

(mit steuerlich unschädlichem wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb) 



tu 

(2) 

(3) 


% 

°/o 

% 

Erträge aus der Beteiligung 
an Kapitalgesellschaften 
(brutto) 

44,2 

54,4 

171,5 

Gebühren und alle anderen 
sonstigen Erträge 

55,8 

45,6 

—71,5 

a) Bereinigtes Ergebnis der 
Jahre 1961 bis 1964 

100,0 

100,0 

100,0 

abzgl. abzugsfähige Steuern 
b) Gewerbekapitalsteuer *) 

0,0 

0,0 

0,0 

c) Gewerbeertragsteuer *) . 

0,0 

0,0 

0,0 

d) Umsatzsteuer 

29,5 

26,0 

25,5 


70,5 

74,0 

74,5 

abzgl. nicht abzugsfähige 
Steuern 

e) Körperschaftsteuer .... 

11,1 

13,6 

42,9 

f) Vermögensteuer 

0,0 

0,0 

0,0 

Uberschuß bzw. Fehlbetrag 

59,4 

60,4 

31,6 

Steuerbelastung insgesamt . 

40.6 

39,6 

68,4 


*) Angenommener Hebesatz: 300 °/o 


3111 Gemeinnützige Tätigkeit mit 

Steuer schädlichem wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb 



tu | 
»/» | 

(2) | 

°/o | 

(3) 

Vo 

Erträge aus der Beteiligung 
an Kapitalgesellschaften 
(brutto) 

44,2 

54,4 

171,5 

Gebühren und alle anderen 
sonstigen Erträge 

55,8 

45,6 

— 71,5 

a) Bereinigtes Ergebnis der 
Jahre 1961 bis 1964 

100,0 

100,0 

100,0 

abzgl. abzugsfähige Steuern 
b) Gewerbekapitalsteuer *) 

0,1 

0,2 

1,1 

c) Gewerbeertragsteuer *) . 

0,0 

0,0 

0,0 

d) Umsatzsteuer 

29,5 

26,0 

25,5 


70,4 

73,8 

73,4 

abzgl. nicht abzugsfähige 
Steuern 

e) Körperschaftsteuer .... 

11,1 

13,6 

42,9 

f) Vermögensteuer 

0,2 

0,3 

2,2 

Überschuß bzw. Fehlbetrag 

59,1 

59,9 

28,3 

Steuerbelastung insgesamt . 

40,9 

40,1 

71,7 

*) Angenommener Hebesatz: 300 

% 




312 Gewerbebetrieb 

m 

°/o 

1 ® 1 
°/o 

(3) 

V 0 

Erträge aus der Beteiligung 
an Kapitalgesellschaften 
(brutto) 

44,2 

54,4 

171,5 

Gebühren und alle anderen 
sonstigen Erträge 

55,8 

45,6 

— 71,5 

a) Bereinigtes Ergebnis der 
Jahre 1961 bis 1964 .... 

100,0 

100,0 

100,0 

abzgl. abzugsfähige Steuern 
b) Gewerbekapitalsteuer *) 

2,3 

1,7 

4,4 

c) Gewerbeertragsteuer *) . 

3,1 

2,3 

0,0 

d) Umsatzsteuer 

29,5 

26,0 

25,5 


65,1 

70,0 

70,1 

abzgl. nicht abzugsfähige 
Steuern 

e) Körperschaftsteuer .... 

26,1 

27,2 

61,8 

f) Vermögensteuer 

4,4 

3,5 

8,7 

Überschuß bzw. Fehlbetrag 

34,6 

39,3 

-0,4 

Steuerbelastung insgesamt . 

65,4 

60,7 

100,4 


’) Angenommener Hebesatz: 300% 
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Nach unserer Auffassung gibt der Modellfall 3101 32 Vorteile bei der Vergnügungssteuer 

(hoheitliche Tätigkeit mit Betrieb gewerblicher Art) j Rundfunk . und Fernsehdarbietungen scheiden als 
den Umfang der Besteuerung der Rundfunkanstalten : steuerbare Vorgänge im Sinne der Vergnügungs- 
in zutreffender Weise wieder. Für Filmtheater und steuergesetze der Länder aus »*>). Vorteile können 

die Presse als vergleichbare Medien gilt der Modell- allenfalls insofe rn angenommen werden, als es aus 

fall 312 (reiner Gewerbebetrieb 1 “ s> ) , wobei wir Gründen des Wettbewerbs zu privaten Unterneh- 

davon ausgegangen sind, daß die Privatunterneh- me]1( insbesonder e der Filmtheater, erforderlich ge- 

men entsprechend den Rundfunkanstalten ihien Ge- wosen wäre, eine Steuerpflicht durch Ausweitung 

winn den Unternehmen für die Erfüllung ihrer des Veranstaltungsbegriffs zu begründen. 

Zwecke belassen, d. h. ihn nicht an ihre Gesell- 
schafter ausschütten. Hinsichtlich der Wettbewerbssituation gilt auch 

hier, daß Hoheitsträger und Privatunternehmen we- 
Wird die Werbetätigkeit nicht auf eine selbstän- g en j^rer unterschiedlichen Zielsetzungen nach den 

dige Kapitalgesellschaft übertragen, sondern inner- Grundsätzen des Steuerrechts nicht vergleichbar 

halb einer eigenen Abteilung der Anstalt ausgeübt, sind 127). Eine echte Privilegierung der Rundfunkan- 

so ergeben sich in den einzelnen Modellfällen nur stalten mit Einfluß auf den wirtschaftlichen Wett- 

Abweichungen bei der Umsatz- und Körperschaft- j Bewerb ist durch die vom Gesetzgeber durchge- 
he 1161 ^ j führte Bestimmung der steuerlichen Anknüpfungs- 

Bei der Umsatzsteuer würden auch im Falle ho- punkte nicht verwirklicht worden, 
heitlicher Tätigkeit, bei der eine Organschaft nicht j 

anerkannt werden kann, steuerbare Umsätze zwi- ^3 Gesamtvergleich 

sehen Anstalt und Werbegesellschaft entfallen. Die Gegenüberstellung der nach den geltenden 

Steuergesetzen bestehenden, effektiven Steuerbe- 
lastung der Rundfunkanstalten zu den Steuerbe- 
125 ) Allerdings besteht eine Abweichung. Körperschaften lastungen anderer Medien der öffentlichen Mei- 

des öffentlichen Rechts sind mit ihren Gewinnen aus nungsbildung zeigt folgende Abweichungen: 

einem Gewerbebetrieb nur mit 49% belastet, Körper- — - 


schäften des privaten Rechts in Form 

von K< 

apital- 1 

26 ) vgl. 

Ziffer 121, 

Seite 376 




gesellschaften dagegen mit 51 %. 


! 1 

27 ) vgl. Ziffer 101, 

Seite 372 





Rundfunk 


Filmtheater 

Presse 


(i) 

l (2) l 

(3) 

di 

(2) I 

(3) 

di 

(2) 

(3) 


% 

1 % 1 

% 

i % 

% | 

% 

% 

% 

% 

Bereinigtes Jahresergebnis 

. 100,0 

100,0 

100,0 ! 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

X abzugsfähige Steuern 










Gewerbekapitalsteuer *) 

. 0,0 

0,0 

0,0 

2,3 

1,7 

4,4 

2,3 

1,7 

4,4 

Gewerbeertragsteuer *) 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

3,1 

2,3 

0,0 

Umsatzsteuer 

. 1,4 

1,9 

6,3 

29,5 

26,0 

25,5 

29,5 

26,0 

25,5 

Vergnügungssteuer 2 ) 

. 0,0 

0,0 

0,0 

31,0 

23,2 

27,2 

0,0 

0,0 

0,0 


98,6 

98,1 

93,7 

37,2 

49,1 

42,9 

65,1 

70,0 

70,1 

X nicht abzugsfähige Steuern 










Körperschaftsteuer 3 ) 

. 11,1 

13,6 

42,9 

15,9 

19,6 

61,8 

26,6 

27,5 

61,8 

Vermögensteuer 

. 0,0 

0,0 

0,0 

4,4 

3,5 

8,7 

4,4 

3,5 

8,7 

Überschuß bzw. Fehlbetrag 

. 87,5 

84,5 

50,8 

16,9 

26,0 - 

-27,6 

34,1 

39,0 

-0,4 

Steuerbelastung insgesamt 

. 12,5 

15,5 

49,2 

83,1 

74,0 

127,6 

65,9 

61,0 

100,4 


1 ) Angenommener Hebesatz: 300%. Bei den Filmtheatern verringert sich gegenüber Ziffer 312 die Gewerbeertrag- 
steuer, weil die Vergnügungssteuer abzugsfähig ist. 

2 ) Die Vergnügungssteuer ist auf Fernsehdarbietungen beschränkt. 

3 ) In Abweichung gegenüber den Berechnungen zu Ziffer 312 ist hier bei Film und Presse eine Körperschaftsteuer 
von 51 % statt 49 % auf das steuerpflichtige Einkommen abzüglich Schachteldividende zugrunde gelegt. Bei den 
Filmtheatern verringert sich andererseits das körperschaftsteuerpflichtige Einkommen durch den Abzug der Ver- 
gnügungssteuer. 

Wir sind auch hier wiederum davon ausgegangen, daß die Privatunternehmen ihren Gewinn den Unternehmen 
zur Erfüllung ihrer Zwecke belassen. 
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Die erheblichen Unterschiede in der Steuerbela- 
stung beruhen zum größten Teil darauf, daß die 
Rundfunkanstalten im Gegensatz zu den Filmthea- 
tern und der Presse hoheitlich tätig sind und die 
Steuergesetze von einer Belastung der Hoheitsträ- 
ger absehen. Wir halten die Steuerfreiheit der Ho- 
heitsträger für sachlich gerechtfertigt 128 ). Auch die 
Nichtbesteuerung der Rundfunk- und Fernsehdar- 
bietungen mit Vergnügungssteuer beruht nicht auf 
einem besonderen Privileg, sondern darauf, daß es 
sich um nicht steuerbare Vorgänge handelt. 

Die Vorteile, die sich nicht aus der Sache ergeben 
und im Vergleich zu anderen Steuerpflichtigen nicht 
gerechtfertigt erscheinen, beschränken sich auf die 
Gewerbe- und Vermögensteuer. 

Das Verhältnis dieser Vorteile zur Gesamtmehr- 
belastung bei Filmtheatern und Presse beträgt bei 


12ft ) vgl. Ziffer 101, Seite 373 


Filmtheatern Presse 
Vo «/o 

(1) 0,3 0,4 

(2) 0,9 1,1 

(3) 4,2 6,5 

Wir kommen somit zu dem Ergebnis, daß der 
Staat — von relativ geringen Ausnahmen abgese- 
hen — keine Steuervorteile im Sinne echter Privile- 
gien für sich in Anspruch nimmt, daß er vielmehr 
nur darauf verzichtet, die Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben, die mit Steuereinnahmen finanziert werden, 
ihrerseits erneut einer Steuerbelastung zu unter- 
werfen und so sich selbst zu finanzieren. 

Abschließend weisen wir noch darauf hin, daß 
bei diesem Belastungsvergleich geleistete Spenden 
bereits steuermindernd berücksichtigt sind, weil die 
Spenden ausschließlich von den unbeschränkt 
steuerpflichtigen Werbegesellschaften geleistet wor- 
den sind. 


4 Künftige Auswirkungen bei der Einführung der 
Mehrwertsteuer 


Nach dem Umsatzsteuergesetz (Mehrwertsteuer) 
vom 29. Mai 1967, § 2 Abs. 3 letzter Satz, üben die 
Rundfunkanstalten keine öffentliche Gewalt im 
Sinne dieses Gesetzes aus. Der Gesetzgeber bekun- 
det damit ausdrücklich, daß er die Anstalten unab- 
hängig davon, ob sie nach allgemeinen Grundsät- 
zen des Steuerrechts eine hoheitliche Tätigkeit aus- 
üben, der Umsatzsteuer unterwerfen will. Der Ge- 
setzgeber ist in der Gestaltung der Steuergesetze 
frei, soweit er nicht gegen zwingende Grundsätze 
des Verfassungsrechts verstößt. Letztere Frage zu 
prüfen, ist nicht Aufgabe dieser Untersuchung. 

Der allgemeine Steuersatz beträgt nach § 12 
Abs. 1 des Gesetzes 10 %. Für die Rundfunkanstal- 
ten ist jedoch ein Vorzugsteuersatz von 5 % gere- 
gelt, soweit diese Leistungen erbringen, deren Ent- 
gelte in Rundfunkgebühren bestehen (§ 12 Nr. 7 a 
des Gesetzes). Alle übrigen Leistungen unterliegen 
dem allgemeinen Steuersatz. 

Bei Anwendung des Steuersatzes besteht im Ver- 
gleich zum gegenwärtigen Umsatzsteuersystem in- 
soweit ein grundlegender Unterschied, als die Um- 
satzsteuer selbst nicht mehr Bestandteil des Entgelts 
ist. Bezogen auf den Bruttopreis (Entgelt zuzüglich 
Umsatzsteuer) ergibt sich danach ein allgemeiner 
Steuersatz von 9,091 % und ein Vorzugsteuersatz 
von 4,762 %. 

Nach § 15 des Gesetzes kann ferner der Unterneh- 
mer die Umsatzsteuer, die auf den Vorleistungen an 
ihn ruht und künftig in den Rechnungen der Vorun- 
ternehmer offen ausgewiesen wird, von seiner 
eigenen Umsatzsteuer abziehen. Diese Möglichkeit 
des Vorsteuerabzugs führt dazu, daß die Umsatz- 
steuer für den Empfänger der Leistung, sofern er 


Unternehmer ist, nicht mehr Kostenbestandteil ist. 
Die Umsatzsteuer wird grundsätzlich erst auf der 
Stufe des Endabnehmers zum Kostenfaktor, weil 
dieser mangels eigener Umsatzsteuerpflicht keinen 
Vorsteuerabzug geltend machen kann. 

Am Beispiel der bereits vorher herangezogenen 
Rundfunkanstalten soll gezeigt werden, welche Be- 
lastungen durch die Begründung der Umsatzsteuer- 
pflicht künftig auf die Anstalten zukommen. 


1. Belastung bei gebührenpflichtigen Leistungen 

Die gebührenpflichtigen Leistungen der Rund- 
funkanstalten werden regelmäßig gegenüber Privat- 
personen, nicht gegenüber Unternehmern erbracht. 
Jede Weiterbelastung von Umsatzsteuer auf die 
Rundfunkteilnehmer würde daher auch dann, wenn 
die Umsatzsteuer gesondert in Rechnung gestellt 
würde, eine Erhöhung der Rundfunk- und Fernseh- 
gebühren bedeuten. Bei Beibehaltung der gegen- 
wärtigen Gebühren als künftige Bruttogebühren 
(Nettogebühren zuzüglich Umsatzsteuer) wirkt sich 
jede Verpflichtung der Anstalten zur Abführung 
von Umsatzsteuer an das Finanzamt (sog. „Zahl- 
last") als echte Belastung der Rundfunkanstalten 
aus. 

Zur Ermittlung dieser Belastung sind die umsatz- 
steuerbelasteten Vorleistungen an die Rundfunkan- 
stalten festzustellen. Sie kommen nach unserer Auf- 
fassung bei folgenden Kostengruppen vor: 

a) bei Investitionen, 

b) bei einem Teil der sonstigen Aufwendungen. 
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Umsatzsteuervorbelastungen im Gebührenanteil 
der Post entfallen gemäß § 4 Nr. 7 des Gesetzes. 

In der Übergangszeit bis 1972 erhöht sich die 
Steuerbelastung um die sog. „Selbstverbrauch- 
steuer" (§ 30 des Gesetzes). Danach unterliegt die 
Zuführung von Wirtschaftsgütern zur Nutzung als 
Anlagevermögen einer Steuer, die von 8 °/o in 1968 
auf 2 °/o in 1972 absinkt. 

Nach den durchgeführten Berechnungen kann 
festgehalten werden, daß durch die Gewährung des 
Vorzugsteuersatz von 5'%> eine relativ geringe Be- 
lastung der Rundfunkanstalten enstehen dürfte, 
wenn sich der Umfang der in der Vergangenheit an- 
gefallenen umsatzsteuerbelasteten Vorleistungen, 
insbesondere der Umfang der bisher durchgeführten 
Investitionen, nicht wesentlich verändert. Eine 
exakte Vorhersage ist nicht möglich, weil die Ko- 
stenentwicklung nach Einführung der Mehrwert- 
steuer heute noch nicht überblickt werden kann. 

2. Belastungen im Werbebereich 

Die Leistungen der Rundfunkanstalten im Werbe- 
bereich werden regelmäßig gegenüber Unterneh- 
mern erbracht. Nach Übergang zum Mehrwertsteuer- 
system stellt die Umsatzsteuer für die werbung- 
treibenden Unternehmen keinen Kostenfaktor mehr 
dar, so daß grundsätzlich davon ausgegangen wer- 


den kann, daß eine höhere Umsatzsteuerzahllast 
beim Systemwechsel über einen höheren Brutto- 
preis an den Werbungtreibenden weiter belastet 
werden kann, weil dieser durch die gesondert in 
Rechnung gestellte Umsatzsteuer gleichsam einen 
Steuergutschein erhält. 

Bei der Ermittlung der künftigen Umsatzsteuer- 
zahllast sind nach unserer Auffassung umsatzsteuer- 
belastete Vorleistungen wiederum bei Investitionen 
und einem Teil der sonstigen Aufwendungen anzu- 
nehmen. 

Auf Grund der in der Vergangenheit bestehenden 
Kostenstruktur der Werbegesellschaften ist nach 
unseren Berechnungen mit einem nicht unbedeuten- 
den Anstieg der Umsatzsteuerzahllast zu rechnen. 
Er wirkt sich nur insoweit als Belastung aus, als eine 
Anhebung der Bruttopreise wegen höherer Umsatz- 
steuer von den Werbungtreibenden nicht hingenom- 
men wird. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die Einbe- 
ziehung der Rundfunkanstalten in die Besteuerung 
voraussichtlich keine schwerwiegenden Belastungen 
mit sich bringt und auch die Auswirkungen des 
Systemwechsels bei den Werbegesellschaften nicht 
zwingend zu Ertragseinbußen der Rundfunkanstalten 
in Form geringerer Gewinnausschüttungen führen 
müssen. 


5 Schlußbemerkung 


Wir erstatten dieses Gutachten nach bestem Wis- 
sen auf Grund unserer sorgfältigen Untersuchungen 
sowie der uns zur Verfügung gestellten Unterlagen 
und erteilten Auskünfte. 

Köln, August 1966/August 1967 


Treuhand-Vereinigung Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
und Steuerberatungsgesellschaft 


Dr. Budde 


i. V. Müller 
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Überblick über die Steuerpflicht öffentlich-rechtlicher Körperschaften 


bei der Körperschaftsteuer 


öffentlich-rechtliche Körperschaft 




Hoheitsbetrieb 

— beschränkt steuerpflichtig, d. h. nur mit Erträgen, 
von denen ein Steuerabzug erhoben wird oder die 
der Nachsteuer unterliegen (§§ 2 Abs. 1 Ziff. 2; 9 
Abs. 3 KStG); Steuersatz beträgt 25% (§§ 19 Abs. 7 
Buchstabe b 9 Abs. 4 — analog — KStG) — 


Betrieb gewerblicher Art — unbeschränkt steuerbar 
(§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG) — 




gemeinnützig 




nicht gemeinnützig — un- 
beschränkt steuerpflichtig 
(§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG); 
Steuersatz 49 %, Nach- 
steuer 36 % (§§ 19 Abs. 1 
Ziffer 3; 9 Abs. 3 KStG) — 


mit wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb 




ohne wirtschaftlichem Ge- 
schäftsbetrieb — steuer- 
frei, ausgenommen Er- 
träge, von denen ein 
Steuerabzug erhoben wird 
oder die der Nachsteuer 
unterliegen (§ 4 Abs. 1 
Ziff. 6 Satz 1 und Abs. 2 
KStG); Steuersatz wie za 
1 ) - 


steuerlich schädlicher (§ 6 
GemVO) — steuerpflich- 
tig, soweit der Geschäfts- 
betrieb reicht (§ 4 Abs. 1 
Ziff. 6 Satz 2 KStG); 
Steuersatz 49 ’%. Nach- 
steuer 36 % (§§ 19 Abs. 1 
Ziff. 3 ; 9 Abs. 3 KStG); 
außerhalb des Geschäfts- 
betriebes wie 201 — 


steuerlich unschädlicher (§ 
7 GemVO) — wie 201 — 
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noch Anlage 66 
Anlage 1 


bei der Gewerbesteuer (Gewerbekapital-, Gewerbeertrag-, Lohnsummensteuer) 


öffentlich-rechtliche Körperschaft 




Hoheitsbetrieb — 
steuerfrei (Rück- 
schluß aus § 2 
GewStG) — 


Betrieb gewerblicher Art 





mit wirtschaftlichem Geschäftsbe- ohne wirtschaft- 
trieb im Sinne von §§ 6, 7 GemVO liebem Geschäfts- 



steuerlich schädlicher (§ 6 GemVO) steuerlich 

unschädlicher 
von §§ 6, 7 
GewVO 
steuerfrei (§ 3 
Ziff. 6 Satz 1 
GewStG) — 



Gewerbebetrieb 
— steuerpflichtig, 
soweit der wirt- 
schaftliche Ge- 
schäftsbetrieb 
reicht (§ 3 Ziff. 6, 
Satz 2 GewStG) — 


wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb 
im Sinne von § 8 
GewStDV — 
steuerfrei (Rück- 
schluß aus § 2. 
Abs. 3 GewStG) — 


Gewerbebetrieb 
— steuerpflichtig 
(§ 2 Abs. 1 
GewStG) — 


wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb 
im Sinne von § 8 
GewStDV — 
steuerfrei (Rück- 
schluß aus § 2 
Abs. 3 GewStG) — 


bei der Vermögensteuer 

Im Ergebnis wie. bei der Gewerbesteuer. Maßgebliche Vorschriften sind §§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 g, 3 Abs. 1 Ziff. 6 

VStG. 
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bei der Umsatzsteuer 


öffentlich-rechtliche Körperschaft 



hoheitliche Tätigkeit *) — steuerfrei (§ 2 Abs. 3 
UStG) — 


unternehmerische Tätigkeit A ) (§ 2 UStG) — steuer- 
pflichtig, soweit nicht spezielle Befreiungsvorschrif- 
ten eingreifen. Gemeinnützigkeit ist kein genereller 
Befreiungsgrund — 


bei der Grundsteuer 

öffentlich-rechtliche Körperschaft 




Hoheitsbetrieb — steuerpflichtig (§ 1 GrStG) — Betrieb gewerblicher Art 



gemeinnützig — Steuer- nicht gemeinnützig — 

frei (§ 4 Ziff. 3 b GrStG) — steuerpflichtig (§ 1 GrStG) 


bei der Grunderwerbsteuer 


öffentlich-rechtliche Körperschaft 




Hoheitsbetrieb — steuerpflichtig, ausgenommen Er- 
werb aus Anlaß des Übergangs von öffentlichen 
Aufgaben (§§ 1, 4 Ziff. 5 GrEStG) — 


Betrieb gewerblicher Art 



gemeinnützig — in den nicht gemeinnützig — 
Ländern Baden-Württem- steuerpflichtig (§ 1 

berg, Bayern, Hessen und GrEStG) — 

Nordrhein-Westfalen 
steuerfrei — 


*) Hoheitliche und unternehmerische Tätigkeit decken sich nicht mit dem Bereich des Hoheitsbetriebs und des Betriebs 
gewerblicher Art bei der Körperschaft-, Gewerbe- und Vermögensteuer. Auch der Hoheitsbetrieb kann unter- 
nehmerisch tätig werden, z. B. durch Hilfsumsätze, wie Anlagenverkäufe usw. 
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